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Nr. 6067. (330.) 

RÖMISCHE Cü&IE (Schweiz). Note des päpstlichen Geschäftsträgers 
(Agnozzi) an den Schweizer Bundesrath. — Beantwortung der Note des 

Schweizer Bundesrathcs vom 11. Februar 1873. 

Luzern, den 21. Juli 1873. 
Der Geschäftsträger des hl. Stuhles bei der Eidgenossenschaft kann nicht '*'• ***^ 
länger die Antwort hinausschieben; welche er auf die eidgenössische Note vom R^n.cnrie 
11. Februar d. J., betreffend die Ernennung von Msgr. Mermillod, Bischof von (Schwei«). 

.21- Juli 1878> 

Hebron ; zum apostolischen Vikar des Kantons Genf, zu ertheilen ermächtigt 
ist. Er hat bis heute mit dieser Rückäusserung gezögert, weil er den leb- 
haften Wunsch hegte, nach so bedauerlichen Vorgängen die Geister ruhiger 
und zur Würdigung der triftigen Gründe, welche infolge von Konferenzen mit 
den Bundesbehörden den hl. Stuhl zu diesem Akt bestimmt haben, geeigneter 
zu finden. || Laut seiner Note glaubte der Bundesrath zu erkennen, dass der 
hl. Stuhl durch das Breve d. d. 16. Januar 1873 im Kanton Genf ein aposto- 
lisches Vicariat errichte; er betrachtete die vom hl. Stuhl getroffenen Maass« 
nahmen, betreffend Zahl, Umschreibung und Lostrennung der schweizerischen Bis- 
thümer, als solche, welche einen konfessionellen und politischen Charakter an sich 
tragen und zu welchen die Bundesbehörde förmlich ihre Zustimmung ertheilen 
müsse; er fügte bei, das oben erwähnte Breve verändere förmlich den seit 
fünfzig Jahren in Kraft des Breve von 1819 und der Annahmserklämng vom 
1. November bestehenden Zustand, ohne dass die Behörden des Landes auch 
nur berathen worden wären; er erklärte daher eine solche, bloss vom hl. Stuhl 
verfügte Abänderung, ohne Zustimmung der politischen Behörden, als null und 
nichtig, da jene der geistlichen Gewalt nicht das Recht zuerkennen, die Katho- 
liken des Kantons Genf von dem Bisthum loszutrennen, zu welchem sie ge- 
hören. II Es ist notorisch, dass am 23. Oktober 1872 Seine HerrL Msgr. 
Marillcy, Bischof von Lausanne und Genf, dem heil. Stuhle und der Kantons- 
regierung förmlich erklärte, er wolle die spirituelle Verwaltung der Katholiken 
von Genf nicht mehr übernehmen, was den heil. Vater in die absolute Noth- 
wendigkeit versetzte, für die spirituellen Bedürfnisse der Genfer Katholiken 
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Nr. 6067 VorsoFge ZU treffen^ und zu diesem Zwecke ernannte er einen apostolischen 
Röi^urio Vi^*'' *^ beiieplacitum Sanctae Sedis. || Durch diesen Akt that Seine Heilig- 
(3€hweiz). kcit uichts AndercS; als ein Recht des geistlichen Oberhauptes der Kirche aus- 
^^"'"^*^^^' zuüben und eine heilige Pflicht zu erfüllen durch Vorkehrung einer provisorischen 
Maassnahme^ wie dies in der Schweiz schon mehrmals vorgekommen war. jj Diese 
Maassnahme alterirte in nichts die Beziehungen zwischen der Kirche und dem 
Staate; sie involvirte durchaus keine Entscheidung der pendenteu Fragen^ be- 
treffend die Diöcesan-Organisation, und errichtete kein apostolisches Vikariat, 
d. h. keine ständige und endgültige Situation. {{ Der heil. Vater wollte dem 
Msgr. Mermillod nur provisorisch die spirituelle Verwaltung der herrenlosen 
Genfer Katholiken anvertrauen. || Es erhellt hieraus, dass der heil. Stuhl einen 
durch die Umstände gebieterisch geforderten Akt erfüllt und dass er dabei 
die diskreteste Form in der Ausübung seines Amtes und zugleich die Ver- 
söhnlichkeit gegenüber dem Staate angewendet hat, wie es die Konferenzen be- 
weisen, welche diesfalls vorher vom Unterzeichneten mit dem Bundespräsiden- 
ten gepflogen worden sind. || Diese allgemeine Antwort würde genügen; allein 
der Unterzeichnete hält darauf, gewisse Punkte der eidgenössischen Note auf- 
zuklären. Zunächst bemerkt er, dass der heil. Stuhl durch alle seine Be- 
ziehungen zur Staatsgewalt, in der Vergangenheit wie in der Gegenwart^ ebenso 
wie in dem durch die eidgenössische Note bezeichneten Akte, stetsfort sein 
Interesse und deinen lebhaften Wunsch an den Tag gelegt hat, mit den Re- 
gierungen in den Gebietsänderungen von Bisthümem einig zu gehen und sich 
mit ihnen zu verständigen. Die Konferenzen, welche der Unterzeichnete über 
diese Genfer Frage gepflogen, und die Instruktionen, welche er die Ehre hatte 
den Bnndesbehörden mitzutheilen (und wovon eine Abschrift beigeschlossen 
war), sind ein weiterer Beweis für diese Praxis des heil. Stuhles, welche auch 
durch die ganze Geschichte ihrer Beziehungen mit den Staaten bestätigt wird. 
II Der Unterzeichnete hat im Weiteren zu erwidern, dass, da der in der eidge- 
nössischen Note angeführte Artikel des Wiener Kongresses nur auf das Bis- 
thum Basel Bezug hat, derselbe in nichts die Rechte des heil. Stahles ab- 
schwächt; vielmehr sind diese Rechte durch den gleichen Wiener Kongress 
förmlich anerkannt und gewährleistet in Bezug auf die katholischen Pfarrge- 
meinden, welche von Savoyen abgelöst wurden, am den Kanton Genf zu bilden. 
|i Im Protokoll des Wiener Kongresses*) heisst es diesfalls (Art III, Ziffer 7): 
II „7) Die katholischen Gemeinden des Kantons sowie die katholische Pfarre 
der Stadt Genf sollen fernerhin dem Diöcesansprengel der Provinzen Chablais 
und Faucigny angehören, dasjenige vorbehalten, was darüber von dem heil. 
Stuhl anders verordnet werden möchte''. || Es ist bekannt, dass der Bundes- 
präsident nach den oberwähnten Konferenzen deren Resultat den Genfer Be- 
hörden mitgetheilt hat, mit der Einladung, ihre Ansicht darüber und eine dem 
heil. Stahle durch den Unterzeichneten zu übermittelnde Antwort abzugeben. 



*) Officielle Sammlang der das schweizerische Staatsrecht betreffend Aktenstücke, 
Bd. I, S. 87. 
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woraus zu ersehen ist, dass die Landesbehörden begrüsst worden waren. || Der ^'- ^^^ 
Unterzeichnete ist wohl der Ansicht mit der eidgenössischen Note, dass die Bdm. cörie 
Unterhandlungen zwischen dem Bundesrathe und ihm nicht abgebrochen waren, (s«*»*«!«). 
angeachtet der Opposition, welche die Regierung von Genf in der Folge gegen 
jede Vereinbarung mit dem heil. Stuhle erhob. Das Breve vom 16. Januar 
1873 war weder eine Gonklusion, noch ein Abbruch der Konferenzen, und der 
heil. Vater hat den grossen Schmerz gehabt, zu sehen, wie die Staatsbehörden 
den Charakter und die Tragweite dieses Brcves bis zu dem Punkte misskann- 
ten, peinliche Maassnahmen der Gewalt und der Verbannung gegen die Person 
von Msgr. Mermillod, apostolischem Vikar, zu ergreifen. |{ Indem der Unter- 
zeichnete im Namen des heil. Vaters gegen diese Verbannung protestirt, hofft 
er, dass die Fortsetzung der Konferenzen den katholischen Gewissen die Ge- 
nngthuung, welche sie durch Zurückführung des verbannten Prälaten nach Genf 
erwarten, geben und eine sowohl für die Kirche als für den Staat angemessene 
Lösung möglich machen wird. || Der Unterzeichnete ergreift den Anlass, um 
den Bundesbehörden die Versicherung seiner Hochachtung zu erneuern. 

J. B. AgnozzL 



Nr, 6068. (331.) 

KÖHISCHE CÜBIE. Allocution Pins' IX., gehalten im geheimen Con- 
sistorium vom 25. Juli 1873. — Verdammt das ital. Klostergesetz vom 

19. Juni 1873 und die Urheber desselben. 
Lat Orig. Vering, Archiv etc. Bd. XXX. p. 257 f. 

Was Wir vorausgesagt haben, ehrwürdige Brüder, in der Allocution, die Nr. 6068 
Wir gegen das Ende des vorigen Jahres an Euch richteten: dass Wir vielleicht <*^^>- 

Rdm. Guit. 

abermals von den Verfolgungen würden reden müssen, welche immer heftiger 25. joüists. 
über die Kirche hereinbrechen — das verlangt jetzt Unser Amt von Uns, jetzt, 
wo das Werk der Bosheit, welches sich damals vorbereitete, vollbracht ist, 
und Wir eine Aufforderung zu hören glauben, die Uns zuruft: Erhebe deine 
Stimme! || Sobald Wir erfuhren, dass der gesetzgebenden Versammlung ein Ge- 
setz vorgelegt werden solle, welches auch in dieser hehren Stadt gleichwie im 
übrigen Italien die religiösen Familien unterdrückt und die kirchlichen Be- 
sitKungen dem öffentlichen Verkauf preisgiebt, da haben Wir den gottlosen 
Frevel verflucht und jede Vorlage eines so nichtswürdigen Gesetzes, welcher 
Art es auch sei, verdammt. Wir haben jegliclic Besitznahme der mit Gewalt 
weggenommenen Güter für nichtig erklärt und von Neuem an die Censuren 
erinnert, denen die Urheber und Begünstiger des Gesetzes von selbst unter- 
liegen. Trotzdem ist jetzt das Gesetz von der Kammer und dem Senat ange- 

r 
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Nt. «M8 nommcn und sogar von der Krone sanctionirt worden, obwohl es nicht allein 
Btm. ciiri.'. von dcr Kiruhe verdammt ibt als dem göttlichen und dem kanonischen Rechte 
^■'''^"^'^■widcrstreitcnd, sondern auch von dur Rechtskunde selbst gekennzeichnet ist 
als jedem natürlichen, menschlichen Rechte zuwider und daher schon seiner 
Natur nach rechts unk rüftig und nielitig. |[ Wir glauben, ehrwürdige Brüder, 
Wir brauchen das nicht mehr au wiederholen, was Wir in Betreff der Gott- 
losigkeit, der Bosheit, des eigentlichen Zweckes und der schweren Schäden 
eines solchen (iesetzes so oft schon eingebend erörtert haben, um die Leiter 
des Staates von ilcm frevelhaften Attentat abzuhalten. Nor die PHicbt, der 
Kiruhu ihre Rechte zu wahren, der Wunsch, die Unvorsichtigen zu warnen, 
und die christliche Liebe gegen die Subuldigen selber zwingen uns, laut allen 
denen zu erklären, welche sieh nicht gescheut haben, das frevelhafte Gesetz 
vorzuschlagen, zu billigen, zu sanetioniren, und zugleich, die es empfohlen, be- 
günstigt und dazu gcrathen haben, dann, dio es billigen und zur Ausführung 
bringen oder die gvistUehen Güter ankaufen: dass nicht allein rcchtsun kräftig 
und nichtig alles das ist, was sie in dieser Beziehung gcthan haben oder noch 
thun werden, sondern dass sie auch ohne Ausnahme der grösseren Excommimi- 
cation und den übrigen (Jciisuren und kircblichcn Strafen verfallen, welche 
vom kanoiiischeii Rechte, von den apostolischen Constitutionen und den ücu- 
menischen Concilicn, insbesondere dem tridentiniseheu, verhangt werden; dass 
sie endlich der rüuksiehts losesten Strenge der göttlichen Rache entgegengehen 
und sieh in offenbarer Gefahr der ewigen Vcrdammniss befinden. |[ Unterjcss, 
ehrwürdige Brüder, währcml Tag nni Tag Uns mehr die zum höchsten Amt 
erforderlichen Stützen entzogen, während Lasten Über Lasten aufgehäuft werden 
zum Schaden der kirchlichen Einrichtungen und der geistlichen Tersonen, 
während die Verfolger der Kirche hier und auswärts zusammen conspiriren 
und ihre Anstrengungen zu vereinigen scheinen, um jegliche Ausübung der 
kirchlichen Jurisdiction /.a verhindern, und insbesondere um etwa der freien 
Wahl desjenigen zuvorzukommen, der als Statthalter Christi einst hier auf dem 
Stuhle Petri sitzen soll: was bleibt Uns da Anderes übrig, als Zuflucht bei 
Dem zu suchen, der reich ist an Erbarmen und der seine Diener in der Zeit 
der Heimsuchung nicht verlässt! || Und in Wahrheit, das Wirken der göttlichen 
Vorsehung thut sieh zweifellos bisher kund in der vollkommenen Einigkeit 
aller Bischöfe mit diesem heiligen Stuhle, in ihrer edlen Festigkeit gegenüber 
den frevelhaften Gesetzen und der Vergewaltigung der heiligen Rechte, iu der 
glühenden Ergebenheit der ganzen katholischen Familie gegen dieses Centrum 
der Einheit, in jenem belebenden Geiste, welcher Glaube und Liebe, gekräftigt 
und vermehrt, überall sich crgicssen lasst in Werken, die der glücklichsten 
Zeiten der Kirche würdig sind. || Bemühen wir uns denn, den Anbruch der er- 
sehnten Tage der Gnade zu beschleunigen; Alle vereint, soweit die Erde 
reicht, hisst uns Gott eine fromme Gewalt anthun. Mögen die heiligen Hirten 
alle ihre Pfarrer, mOgcn die Pfarrer das Volk dazu anspornen, dass sie vor 
den Altären hingestreckt und nicdcrknieend rufen: „Komm, o Herr! " 
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Die in Rom residirenden Ordensgenerale und Generalprocuratoren hatten ^^' *^^ 
schon unterm 2. Juni folgenden Protest gegen das in der Abgeordneten- ^^ ^^^^ 
kammer genehmigte Gesetz wegen Unterdrückung der religiösen Corpora- 25. JuU isT-t. 
tionen in der Stadt und Provinz Rom an den König Victor Emmanuel, an (ZJnniisra.) 
die Präsidenten des Cabinets, des Senats und der Kammer in Italien so- 
wie an die in Rom accreditirten Vertreter der auswärtigen Mächte gerichtet: 

,,Dic Kammer der Abgeordneten des Königreichs Italien hat vom 6. bis 
zum 26. Mai einen Gesetzentwurf wegen Ausdehnung der im übrigen Italien 
über die religiösen Corporationen und über die Convertirunpr der Güter der 
kirchlichen moralischen Körperschaften bereits in Kraft stehenden Gesetze 
auch auf die Stadt und Provinz Rom discutirt. Ausser den von der Com- 
mission an dem Ministerialgesetzentwurfe vorgenommenen; sehr bedeutenden 
Modificationen hat die Kammer bei der Debatte und der Votation der einzelnen 
Artikel, und zwar bei jedem derselben, neue, noch gehässigere und jedes Recht 
noch mehr verletzende Bestimmungen decretirt, von denen man sagen kann, 
■dass sie die religiösen Familien vernichten und an jedes rechtmässige Eigen- 
thum derselben Hand anlegen. In den vielen Sitzungen, welche zur Discussion 
des Projectes abgehalten wurden, fanden mit Nichtbeachtung der Gerechtigkeit 
der Sache und der Competenz des Urtheils verschiedene Raisonnements und 
öffentliche Reden statt, die *in unglaublicher Weise die Wahrheit, (Gerechtig- 
keit und Religion roisshandeltcn. Die ganze katholische Welt, ja Jedermann, * 
selbst unter den Häretikern und den Ungläubigen, welche noch immer ein 
wenig Vernunft und natürliche Ehrbarkeit bewahren, wird hierüber entsprechend 
urtheilcn können. || Nachdem nun bereits der oberste Pontifex, welcher der 
einzige von Gott gesetzte Richter ist in allem dem, was die Kirche und die 
religiösen Institute betrifft, feierlich protestirt und jedes Attentat, welches man 
an den religiösen Corporationen und an dem von denselben reclitmässig be- 
sessenen Eigenthum verüben wollte, für null und niclitig erklärt hat*): so 
halten wir hier Unterzeichneten, Supcrioren und Generalprocuratoren der ver- 
schiedenen in Rom residirenden Orden, es für unsere strenge Pflicht, nicht 
bloss den von dem Statthalter Jesu Christi, welchem wir unmittelbar unter- 
worfen sind, ausgesprochenen Gesinnungen beizupflichten, sondern auch in be- 
sonderer Weise in unserem Namen und in dem der religiösen Familien, welche 
uns Gott nach den Normen der christlichen Vollkommenheit und der evange- 
lischen Räthe und nach den von dem apostolischen Stuhl approbirten Gesetzen 
und Constitutionen zu leiten und zu regieren gegeben hat, zu protestiren. |j 
Indem wir daher unsere Proteste und mit ihnen die in dem Circular, welches 
wir unterm 4. October 1871 allen beim h. Stuhl accreditirten Herren Bot- 
schaftern, Gesandten, Geschäftsträgem und Consuln zusandten, aufgeführten 
Gründe emeueni, wobei wir zur Evidenz nachwiesen, dass die Aufliebung der 
in Rom bestehenden religiösen Corporationen ein offenbares und gehässiges 
Attentat gegen die Rechte der regulären Orden selbst, gegen die Rechte des 

*) Brief des h. Vaters an den Cardinal Antonelli, geschrieben am !(>. Juni 1872. 
— Von dem h. Vater an die Cardinäle gehaltene Allocution vom 23. December 1872. 
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Nr. M66 Eatholicismus und am meisten gegen die dem sichtbaren Oberhaapte der Kirche 

(831). 

Rtai. Gorie. zukommenden geistlichen Rechte ist: || Protestiren wir jetzt neuerlich und ins- 
25.Jttiii873. ijegQu^ßfe gegen alle die ungeheueren Lästerungen, welche bei dieser Gelegen- 
heit straflos zur Beschimpfung Gottes und seiner h. Religion ausgestossen 
wurden; gegen alle die Injurien zum Schimpf und zur Beleidigung der heiligen 
Person und der Autorität des Statthalters Jesu Christi; || Protestiren wir gegen 
die von den Referenten der Commission an den Tag gelegte Gottlosigkeit, in- 
dem diese, sich dem Evangelium Jesu Christi gegenüberstellend, nicht anstan- 
den, zu „behaupten", dass die evangelischen Räthe, nämlich die Gelübde der 
Armuth, der Keuschheit und des Gehorsams, „die Gegensätze jedes materiellen, 
moralischen und intellectuellen Fortschrittes des Menschen sind; || Protestiren 
wir gegen die Incompetenz und den Widerspruch derjenigen, welche, nachdem 
sie geschworen haben, das Statut zu beobachten und aufrecht zu erhalten, 
nachdem sie der katholischen Welt feierlich versprochen haben, die Autorität 
der Kirche intact zu lassen, Gesetze vorschlagen und apprpbiren, die dem 
ersten Artikel des Statuts zuwiderlaufen und den Rechten und der geistlichen 
Autorität des römischen Pontifex und den h. Gesetzen der Kirche in hohem 
Grad entgegen sind; |{ Protestiren wir gegen die Verleumdungen, die Falsch- 
heiten, die Lügen, welche ohne irgend einen Grund, ohne einen wirklichen 
Beweis gegen die religiösen Institute und Personen, welche volles Recht haben 
ihre eigene Reputation und ihren Ruf zu wahren, öffentlich gesagt und ver- 
breitet wurden; Q Protestiren wir gegen die gewaltsame Expropriation der 
Häuser und der Convente, gegen den Raub und die Convertirung der Güter 
und des unseren respectiven Orden gehörenden Eigenthumes, und behalten uns 
gegen jedweden ungerechten Eingreifer und Besitznehmer die uns zustehenden 
Rechte vor, deren uns keine Obrigkeit rechtmässig berauben kann. || Gegen 
. diese so gi*ossen Ungerechtigkeiten und Gottlosigkeiten berufen wir uns auf 
den obersten Pontifex, den Statthalter Jesu Christi auf Erden, auf die Bischöfe 
und Hirten der Seelen, welche die Hüter, Wächter und Yertheidiger der kirch- 
lichen Güter und Besitzthümer sind; || Berufen wir uns auf alle die über die 
ganze Welt zerstreuten getreuen Katholiken, aus deren liebevollen, zur Ehre 
und zur Verbreitung des Glaubens und der Kirche gemachten Schenkungen 
zum grössten Theile die Güter und Besitzthümer der Orden herrühren; || Be- 
^^^■' rufen wir uns auf das individuelle Recht der Association und des Eigenthums, 
auf das Recht der Völker und auf das internationale Recht, welche alle drei 
zu Gunsten unserer Existenz und unseres Eigenthums sprechen; || Berufen wir 
uns auf das Urtheil aller verständigen und gesitteten Personen, welche sich 
noch nach den Regeln der Vernunft und des Glaubens richten; || Berufen wir 
uns endlich auf das Urtheil des obersten Richters der Lebendigen und der 
Todten, auf den allmächtigen Gott, bei welchem es kein Ansehen der Personen 
gibt, und dessen unerbittliche Gerechtigkeit wissen wird, den Ruf und die 
Rechte der Verleumdeten und der Unterdrückten wiederherzustellen: während 
wir unsererseits ihn fleissig und von Herzen bitten werden, Erbarmen und 
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Barmherzigkeit gegen unsere Verleumder und Unterdrücker zu tihen und sie ^'- ®^^ 
vor jenen zeitlichen und ewigen Strafen und Züchtigungen zu bewahren, denen «5^. Curia. 
sie wegen der Gottlosigkeit ihrer Handlungen elendiglich verfallen könnten. 25.Jiüii878. 

(2.Janil873) 

Rom, 2. Juni 1873." 

(Folgen 82 Unterschriften.) 



Nr. 6069. (332.) 

EÖMISCHE CÜEIE (PEETTSSEIO. Schreiben Papst Plus' IX. an den 
König von Preussen. — Verurtheilung der von der Regierung eingeschlage- 
nen Eirchenpolitik und Aufforderung, diese zu ändern. 
Ital. Orig. Staatsarchiv Bd. XXV. Nr. 5058. 

Im Yatican den 7. August 1873. 
Majestät! Sämmtliche Maassregeln, welche seit einiger Zeit von Euerer ^r. 6069 
Majestät Regierung ergriffen worden sind, zielen mehr und mehr auf die Ver- bö^, cnne 
nichtung des Katholicismus ab. Wenn ich mit mir selber darüber zu Rathe (PreuMen). 
gehe, welche Ursachen diese sehr harten Maassregeln veranlasst haben mögen, * "*' 
so bekenne ich, dass ich keine Gründe aufzufinden im Stande bin. Anderer- 
seits wird mir mitgetheilt, dass Euere Majestät das Verfahren Ihrer Regierung 
nicht billigen und die Härte der Maassregeln wider die katholische Religion 
nicht gutheissen. Wenn es aber wahr ist, dass Euere Majestät es nicht bil- 
ligen, — und die Schreiben, welche Allerhöchstdieselben früher an mich ge- 
richtet haben, dürften zur Genüge darthun, dass Sie dasjenige, was gegen- 
wärtig vorgeht, nicht billigen können, — wenn, sage ich. Euere Majestät es 
nicht billigen, dass Ihre Regierung auf den eingeschlagenen Bahnen fortfährt, 
die rigorosen Maassregeln gegen die Religion Jesu Christi immer weiter aus- 
zudehnen, und letztere hierdurch so schwer schädigt, werden dann Euere Ma- 
jestät nicht die Ueberzeugung gewinnen, dass diese Maassregeln keine andere 
Wirkung haben, als diejenige, den eigenen Thron Euerer Majestät zu unter- 
graben? Ich rede mit Freimuth-, denn mein Panier ist Wahrheit, und ich 
rede, um eine meiner Pflichten zu erfüllen, welche darin besteht. Allen die 
Wahrheit zu sagen, auch denen, die nicht Katholiken sind; denn Jeder, 
welcher die Taufe empfangen hat, gehört in irgend einer Beziehung oder auf 
irgend eine Weise, welche hier näher darzulegen nicht der Ort ist, gehört, 
sage ich, dem Papste an (appartiene, dissi, al Papa). Ich gebe mich der 
Ueberzeugung hin, dass Euere Majestät meine Betrachtungen mit der gewohn- 
ten Güte aufnehmen und die in dem vorliegenden Falle erforderlichen Maass- 
regeln treffen werden. || Indem ich Allerhöchstdenselben den Ausdruck meiner 
Ergebenheit und Verehrung darbringe, bitte ich Gott, dass Er Euere Majestät 
und mich mit den Banden der gleichen Barmherzigkeit umfassen möge. 

Pio P. M. 
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Nr. 6070. (333.) 

SCHWEIZ (GENF). Gesetz über die Organisation des katholischen 

Kultus. 

Loi organique sur le culte catholique. Du 27 Aoüt 1873. 
Nr. 6070 Article 1. Les paroisses catholiques du Canton de Genöve forment vingt- 

sl^ciz ^^^^^ circonscriptions r^»parties comme suit: . . . [folgt die Neueintheilung der 
(Genf) Pfarrsprengel] . . . || Art. 2. La paroissc de Genöve a trois Curös. Ils r^par- 
"*'*"^*^®'^tissent entre eux leurs fonctions, sous Tapprobation du Conseil supörieur in- 
stitu^ k Tarticle 11. Chaqne autre .paroisse a un Cur^. La paroisse de 
Gen^ve a en outre quatre Vicaires. Celle de Carouge cn a deux. Celle de 
Bordonnex en a nn. Celle de Bernex en a un. || Art. 3. Le traitement des 
Cur6s et des Vicaires est fix6 corame suit: Cur^s de Genöve, chacun Fr. 3000; 
Cur6 de Carouge Fr. 2500, Curös des autres paroisses Fr. 2000, Vicaires de 
Genöve, chacun Fr. 2500, Vicaires de Carouge, chacun Fr. 1800, Vicaires des 
autres paroisses, chacun Fr. 1500. Le Cur6 de Confignon re^oit en outre 
une indemnitö de 500 Francs pour le service d*Onex et de Perly. Celui du 
Grand-Saconnex, une indemnit^ de 500 Francs pour le service de Pregny. 
Celui du Presinges, une indemnit^ de 500 Francs pour le service de Puplinge. 
Aucun casuel ne peut ßtre r^clam^ pour le service religieux des baptemes, 
des mariages et des enterrements. || Art. 4. Les Cur6s et les Vicaires sont 
nommös par les citoyens catholiques inscrits sur le r61c des ^lecteurs canto- 
naux domicili^s dans la paroisse oü a lieu la vacance. Le role sera publie 
pendant quinze jours avant la votation. Nul ne peut voter dans les ^lections 
de deux cultes diff^rents. || Art. 5. A chaque vacance, une inscription est 
ouverte au bureau du Conseil sup^rienr; sont admis ä s'inscrire tous les ec- 
clesiastiques ordonn^s prötres dans TEglise catholique. Les Cur^s et les Vi- 
caires ne pourront, sans Tautorisation du Conseil d'Etat, exercer des fonctions, 
ni accepter des dignit^s eccl^siastiques sup^rieures ä celles qui leur ont 6t6 
confer^es par V^lection. Cette autorisation est tonjours revocable. jj Art. 6. Avant 
leur installation les Cur^s et les Vicaires pr^tent devant le Conseil d'Etat le 
serment suivant: „Je jure devant Dieu de me conformer strictement aux dis- 
positions constitutionnelles et legislatives sur ^Organisation du culte catholique 
de la Republique et d'observer toutes les prescriptions des Constitutions et 
des.Lois cantonales et federales. Je jure encore de ne rien faire contre la 
.süret6 et la tranquillit^ de TEtat; de precher k mes paroissiens la soumission 
aux Lois, le respect envers les magistrats et Tunion avec tous leürs concito- 
yens.'^ || Art. 7. La Suspension des Curös et des Vicaires peut 6tre prononcee 
par di^cision motivöe du Conseil d'Etat pour violation du serment, et du Con- 
seil superieur pour des faits disciplinaires. Dans ce dernier cas, la mesüre 
est soumise ä Tapprobation du Conseil d'Etat. Cette Suspension peut s*^»tendre 
jusqu'au terme de quatre ans. Les Cur^s suspendus ne pourront pas avant 
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ce laps de temps se präsenter aux suffrages des 6lecteurs. Les motifs de la Nr, eo7o 
Suspension doivent etre pr^alablement communiqnes h Teccl^siastique int^ress^. Qchrrti% 
Celui-ci, s'il le r^clame, est entendu par une d616gation du Conseil d'Etat. (Genf). 
Les dispositions ci-dessus n'excluent ni les droits ni la comp^tence qui pour-^'*^"^'^^^ 
ront ßtre reconnus k Tautorit^ episcopale et synodale. || Art. 8. Les ^lecteurs 
d'une paroisse peuvcnt, par Petition motivöe, demander que leur Cur6 ou leurs 
Yicaires soient soumis k une nouvelle ^lection. La p6tition doit 6tre appuy^e, 
pour la paroisse de la Ville de Genäve par le quart, et pour les autres pa- 
roisses, par le tiers des ^lecteurs inscrits, et 6tre adress^e au Conseil d'Etat, 
qui statuera sur la demande aprds avoir pris le pr^avis du Conseil sup^rieur. 
Dans le cas oü la pötition sera sign^e par la majorit^ absolue des ölecteurs 
inscritS; le Conseil d'Etat sera tenu de faire procedcr h de nouvelles ölec- 
tions. Les Cures et les Yicaires non reelus ne pourront se repr^senter aux 
suffrages des electeurs de la m^me paroisse qu'apr^s le terme de quatre ans. 
j; Art. 9. Chaquc paroisse est administr^e par ün Conseil pris panni les Elec- 
teurs lalques. Ce Conseil est composö de neuf membres pour la paroisse de 
Gendve et de cinq pour les autres paroisses. Le CurE de la paroisse assistc 
aux d^lib^rations du Conseil avec voix consultative. Ces Conseils sont nommös 
pour quatre ans, et les membres sortants sont imm^diatement r^Eligibles. Ils 
fönt leur reglement organique, lequel est soumis ä l'approbation du Conseil 
sup^rieur. Les deliberations des Conseils de paroisse sont publiques. || Art. 10. 
L'Election des Cures et des Yicaires, ainsi que celle des Conseils de paroisse, 
a lieu suivant les formes fixecs par la Loi pour les Elections municipales. Ces 
^lections sont pr(^sidees par deux d^löguEs du Conseil supörieur. Si, dans une 
votation pour TElection dun CurE ou d'un Yicaire, le uombre des votants 
reste infericur au quart des electeurs inscrits, la eure restera vacante jusqu'au 
moment oü le Conseil d'Etat, sur une Petition des paroissiens, sur une de- 
mand du Conseil sup^rieur, ou mßme d'office, croira convenable de faire pro- 
cEder ä une nouvelle votation. \\ Art 11. L'administration des Conseils de pa- 
roisse est soumise au coutröle d'un Conseil supErieur, nonime tous les quatre 
ans, par un College unique, composE de tous les Electeurs catholiques du 
Canton. La convocation de ce College, le lieu de sa röunion, le choix de.la 
presidence de Telection, sont dEtermines par Arrßte du Conseil d'Etat. — Cette 
Election aura lieu suivant les formes Etablies par Tart. 37 de la Constitution 
genEvoise de 1847. || Art. 12. Le Conseil supErieur est composE de vingt-cinq 
membres laiques pris parmi les electeurs, et de cinq ecclEsiastiques choisis 
parmi les CurEs et les Yicaires nommEs conformement ä la prEsente Loi, ou 
maintenuS en vertu de la Loi constitutionnelle du 19 FEvrier 1873. II est 
renouvelE intEgralement, et les membres sortants sont immEdiatement rEEli- 
gibles. II Art. 13. Le Conseil supErieur exerce une surveillance gEnerale sur les 
intErEts de TEglise. II soumet son reglement organique ä l'approbation du 
Conseil d'Etat. Les dElibErations du Conseil supErieur sont publiques. Le 
huis clos sera prononcE si la demande qui eu est faite est appuyEe par le 
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Nr. 6070 quart des membres pr6sents. Cette disposition est applicable aux Conseils de 
sehw«ix paroisse. Le Gonseil sup^rieur fait dresser les tableaux ^lectoraux pour les 
(Genf;, ^lectlons des Cur6s et des Vicaires, des Conseils de paroisse, ainsi que ceux 
'"*''' destin^s k T^lection du Conseil sup^rieur. Les personnes inscrites sur les 
listes ^lectorales d'un culte ne peavent se faire admettre sur Celles d'un autre 
culte que deux ann6es apr^s leur radiation sur les premieres listes. Le Con- 
seil d'Etat Statue sur toutes les r^clamations relatives ä la formation et la 
publication des tableaux ^lectoraux. || Art. 14. n y aura r^^lection lorsquC; 
par mort ou d^nussiou; les Conseils de paroisse de cinq membres seront r6- 
duits ä trois, celui de Gen^vc k six^ et le Conseil sup^rieur k vingt. || Art. 15. 
Les ^glises et les presbytöres qui sont propri^t^ communale^ restent affect^s 
au culte catholique salari6 par TEtat Leur destination ne peut 6tre chang^e 
que par des d^cisions prises par les Conseils municipaux de communes co- 
propri^taires et approuv^es par le Conseil d'£tat p Disposition transitoire. 
Jusqu'ä la Constitution du Conseil supörieur; le Conseil d'Etat est charg^ de 
la confection des tableaux ^lectoraux^ de la d^l^gation des commissaireS; et 
g^nöralement des pouvoirs n^cessaires pour faire procMer aux ölections pr^ 
Yues par la pr^^sente Loi. Le Conseil d'Etat est charg6 de faire promulguer 
les präsentes dans la forme et le terme prescrits. 



Nr. 6071. (334.) 

CÜBIE. Constitution Papst Pius' IX. über die Wahl und 
Nomination der Capitelvicare für erledigte Bischofssitze. 

Hr. 6071 Rom's Pontifcx hat in Folge seines von Gott erhaltenen Amtes zur Lei- 

E«l!^orie. *""S ^^^ Regierung der ganzen Kirche Christi nicht nur auf die Beobachtung 
87.Aiig. 1873. der hl. canones zu sehen; sondern auch ihren einzig richtigen Sinn kundzu- 
thun, zur Verhütung ungleicher Interpretationen ^ durch welche zum grossen 
l^achtheile der kirchlichen Regierung die Einheit in der Kirchendisciplin ge- 
fährdet wurde. || Nach alter Kirchendisciplin ging allerdings im Falle der Er- 
ledigung des Bischofsstuhles die Leitung der Diöcese an das Kathedralkapitel 
über; dieses konnte während der ganzen Zeit der Sedisvacanz entweder in 
eigener Person die Diöcese verwalten, oder aber die Verwaltung einer oder 
mehreren Personen anvertrauen, wobei es ihm [dem Kapitel] zustand, die De- 
putirten auszuwählen und die ihnen übertragene Jurisdictionsgewalt sei es 
der Ausübung, sei es der Zeit nach zu beschränken. || In richtiger Erkenntniss 
der schwer wiegenden Nachtheile aber, die aus der Administration der ver- 
waisten Kirche durch eine Versammlung von Personen verschiedener Sinnesart 
hin und wieder entstanden, hat das Trienter Koncil zu deren Vermeidung be- 
schlossen: „dass das Kapitel im Falle der Erledigung des Bischofsstuhles einen 
Vicar innerhalb 8 Tage, vom Tode des Bischofs an gerechnet, wählen oder, 
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wenn ein solcher verhanden. ihn bestätigen müsse, und zwar einen Mann, der i^'äoti 

(834) 

wenigstens Doctor oder Licentiat des Kirchenrechtes oder sonst tauglich wäre. R6ni.ciirie. 
Widrigenfalls geht das Bestellungsrecht an den Metropoliten über, und sollte es27Aug.i87s. 
sich um eine Metropolitankirche handeln oder um eine exempte Kirche, so 
soll im Falle der Säumigkeit des Kapitels der älteste Suffragan, resp. der 
dem exempten nächste Bischof, den Kapitelvicar bestellen." || Dieses Decret 
haben die Kirchenschriftsteller verschieden interpretirt Einige sind der An- 
sicht, es könne das Kapitel bei der Bestellung eines Kapitel?icars sich einen 
Theil der Jurisdiction vorbehalten, andere, das Kapitel sei berechtigt, den 
Vicar bloss für eine bestimmte Zelt zu bestellen, wieder andere huldigen der 
Ansicht, es könne das Kapitel den Yicar nach Belieben wieder entfernen oder 
einen Anderen an dessen Stelle setzen. || Die angeführten Ansichten sind denn 
auch von einigen Kapiteln angenommen worden, und gerade dadurch ging hier 
die Einheit der Disciplin verloren, erreichte das tridentinische Decret das 
angestrebte Ziel nicht Obwohl aber die Kongregationen diese Ansichten durch 
ihre Antworten in vorkommenden Fällen verwarfen und so aus diesen Ant- 
worten der wahre Sinn des Tridentinischen Decretes hervorging, sehen wir 
dennoch, dass nicht von jedem und überall an dieser Ansicht festgehalten wird, 
und wollen deshalb, um jeden Zweifel abzuschneiden, diesen Antworten und 
Erklärungen die Kraft und Bedeutung apostolischen Ansehens beifügen. Daher 
erklären wir aus eigenem Antriebe, gestützt auf unser Wissen, unsere reifliche 
Ueberlegung, in Folge unserer vollen apostolischen Gewalt: „dass die ganze 
ordentliche Jurisdictionsgewalt des Bischofs, die bei Erledigung des bischöf- 
lichen Stuhles an das Kapitel früher gelangte, nun von selbst an den ordnungs- 
mässig bestellten Yicar gänzlich übergehe; dass sich das Kapitel weder einen 
Theil der Jurisdictionsgewalt vorbehalten, noch den Yicar bloss für eine be- 
stimmte Zeit aufstellen, noch weniger aber ihn entfernen könne, sondern dass 
derselbe 'im Amte verbleibe, bis ein neuer Bischof die literao apostolicae über 
die Yerleihung des Episkopates dem Kapitel vorzeige (nach einer constitutio 
Bonifacius' YIIL) oder, falls kein Kapitel vorhanden ist. Demjenigen, der nach 
den hL canones oder gemäss einer speciellen Yerfügimg des hl. Stuhles eine 
vacante Diöcese verwaltet, oder aber deren Administrator oder Yicar ernennt {| 
Deshalb sind alle Einschränkungen, die das Kapitel bei der Wahl des Yicars 
sei es in Bezug auf die Zeit, oder die Jurisdictionsgewalt traf, null und nichtig, 
und der Kapitelvicar übt daher unbekümmert um diese [Einschränkung] sein 
ihm einmal ordnungsmässig übertragenes Amt während der ganzen Zeit der 
Sedisvacanz und die ganze ordentliche bischöfliche Jurisdictionsgewalt frei und 
unverkümmert aus, bis ein neuer Bischof die literae apostolicae über die ka- 
nonische Einsetzung erhält. || Bei dieser Gelegenheit erklären wir auch, dass 
das, was unser Yorgänger Gregor X. im Koncile zu Lyon über die Wahl fest- 
gestellt hat, auch auf die Nomination und Präsentation sich beziehe, die von 
den obersten Lenkern der Staaten, von den Kaisem, Königen, Fürsten, Prä- 
sidenten etc. ausgeht, sei es dass sie in Folge Gestattung des päpstlichen 
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Nr. 6071 Stuhles oder in Folge eines Privilegs das Recht der Nomination oder Präsen- 
Böm. Carle, tatiou für die bezüglichen Bischofssttthle im Falle ihrer Erledigung haben. 
27.Aug.i873.)yij. verwerfen gleichzeitig den Gebrauch oder besser Missbrauch, auf welchen 
Titel y welches vorgegebene oder angemaasste Privileg er immer sich stützen 
mag, und unter welchem Deckmantel immer er hervortritt, wie er [der Miss- 
brauch] in einigen Königreichen oder besonders ausgedehnten Ländern einge- 
führt ist, nämlich den Missbrauch, dass das Kapitel einer erledigten Kathedral- 
kirche in Gehorsam gegen eine Einladung oder ein in Form einer Bittschrift 
abgefasstes Mandat der höchsten Staatsgewalt zu gestatten und zu übertragen 
sich herausnimmt, und in der That auch auf den für diese Kirche Nominirten 
oder Präsentiften die Obsorge für die Kirche, die Regierung und Verwaltung 
überträgt, sowie den weiteren Missbrauch, dass dieser Nominirte oder Präsentirte, 
mag er Provisor oder Generalvikar oder wie immer heissen, die Führung der- 
selben übernimmt vor dem in früher angegebener Weise erforderlichen Er- 
lasse der literae apostolicae unter gleichzeitiger Enthebung des Kapitelvicars, 
der nach dem Gesetze die ganze Zeit der Sedisvacanz hindurch die Kirche 
verwalten und regieren soll. Indem wir aber die anderen Decrete und Ver- 
fügungen unserer Vorgänger, besonders Pins' VIL, bestätigen, erklären und ver- 
ordnen wir, dass — wenn mittlerweile der Kapitel vicar gestorben wäre, oder 
freiwillig auf sein Amt verzichtet hätte, oder aus einem sonstigen Grunde das 
Amt rechtmässig erledigt wäre — dann das Kapitel oder in dessen Ermangelung 
Derjenige, der das Recht hat, einen Administrator oder Vicar für die erledigte 
Kirche zu ernennen, einen neuen Vicar oder Administrator, niemals aber den 
vom Kapitel für den bischöflichen Stuhl Erwählten oder von der Staatsgewalt 
Nominirten oder Präsentirten erwähle, dessen Wahl oder Ernennung wir hier- 
mit, wenn sie das Kapitel oder einer der oben Angeführten trotzdem durch- 
zuführen sich herausnimmt, für null und nichtig erklären. || Wir erwarten, dass 
die Dignitäre und Kanoniker der erledigten Kathedrale und jene, die in Er- 
mangelung von Kapiteln die Vicare ernennen oder die erledigte Kirche von 
Rechtswegen verwalten, vollkommen die Beschlüsse und Verordnungen dieses 
unseres Schreibens vollführen werden. Wenn sie aber, was Gott verhüten 
möge, die Ausführung dieser Beschlüsse vernachlässigen sollten und den für 
jene Kirche Nominirten und Präsentirten die Obsorge, Regierung und Ver- 
waltung derselben unter welchem Titel immer übertragen würden, so belegen 
wir, abgesehen von der schon erklärten Nichtigkeit dieser üebertragung, obige 
Kanoniker und Dignitäre mit der ipso jure eintretenden Strafe der excommuni- 
catio major, mit dem Verluste der Früchte aller kirchlichen Beneficien und 
anderen von ihnen speciell bezogenen kirchlichen Einkünfte. Die Absolution 
von jenen Strafen behalten wir uns und dem jeweiligen Papste ausschliesslich 
vor. II Denselben, in gleicher Weise reservirten Strafen verfallen ipso jure die 
zu den erledigten Kirchen Nominirten und Präsentirten, welche die Besorgung, 
Regierung und Verwaltung derselben auf Grund der Koncession und üeber- 
tragung der Dignitäre und Kanoniker und der anderen Obengenannten zu über- 
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nehmen wagen, sowie Diejenigen, welche ihnen in den erwähnten Dingen Folge, ^'- ^^i 
Hülfe, Rath oder Beistand leisten, mögen sie sich welcher Stellung, welchen Röi^irfe. 



Standes oder Vorzuges immer erfreuen. || Ausserdem erklären wir die Nomi-27Aug.i8i8. 
nirten und Präsentirten des Rechtes, das sie durch die Nomination oder Prä- 
sentation erwarben, eo ipso beraubt. || Haben einige der Vorgenannten Epi- 
skopalcharakter, so verfallen sie in die Strafe der Suspension von der Ausübung 
der Pontifikalien, in die ipso jure eintretende Strafe des interdicti ab ingressu 
ecclesiae, ohne dass es einer weiteren Declaration bedürfte, und wir behalten 
auch die Absolution von diesen Strafen dem apostolischen Stuhle vor. || Alle 
Verfügungen, Verordnungen und Befehle der Nominirten und Präsentirten, die 
sich in die Verwaltung der vacanten Diöcese eingemischt haben, mit allen ihren 
eingetretenen und zukünftigen Folgen sind für alle Zukunft vollständig be- 
deutungslos ebenso wie alle widerrechtlichen Versuche und Anmaassungen. 11 
Dies ist unser Wille und Beschluss, und wir erklären, dass diese unsere Ver- 
ordnung und ihr gesammter Inhalt zu keiner Zeit von wem immer, sollte er 
auch König oder Kaiser sein, auf irgend einen vorgeblichen Titel hin mit 
Erfolg geschwächt, bekämpft oder bestritten werden könne. Dieser Verfügung 
stehen weder allgemeine oder specielle apostolische Verordnungen entgegen 
noch auch solche, die von uns herrühren, von der apostolischen Kanzlei — 
insbesondere die de jure quaesito non tollendo — oder anderen Erwähnens- 
werthen. || Diese Verordnung ist durch öffentlichen Anschlag an die Pforten der 
Basilica zu publiciren, und alle Gläubigen, die es betrifft — sofern sie von 
der Promulgation zu Rom auf welche Weise immer Kenntniss erlangten oder 
persönlich davon verständigt worden sind — sind zu ihrer Befolgung zu ver- 
halten. II In gleicher Weise soll den Afficheu und Abdrücken dieser gegen- 
wärtigen Verordnung, wenn sie nur von einem öffentlichen Notar eigenhändig 
unterschrieben und mit dem Siegel eines kirchlichen Dignitärs versehen sind, 
derselbe Glaube beigemessen werden, welchen das Original haben würde. |{ Keinem 
der Sterblichen sei es also gestattet, diese unsere Entscheidung und Verordnung 
anzutasten oder im wahnsinnigen Beginnen ihr zuwiderzuhandeln. Thäte er es doch, 
so trifft ihn sicher der Zorn Gottes und der seligen Apostel Petrus und Paulus. 
Gegeben zu Rom bei Sanct Peter im Jahre der Fleischwerdung des Herrn 
1873, am 27. August, im 28. Jahre unseres Pontificates. 

C. Gori, Subdatarius. F. Card. Asquinius. 



Nr. 6072. (335.) 

BAIEBH. Köpigliche Verordnung, betreffend die Errichtung der 
(sog. simultanen) Volksschulen und die Bildung der Schulsprengel. 

— Baier. Regierungsbl. Jahrg. 1873. Nr. 51. 

Nr. 6072 

Ludwig IL, von Gottes Gnaden König von Bayern etc. etc. Wir haben ^^^ 
die bestehenden Vorschriften über die Errichtung der Volksschulen und die29.Aiig.i878, 
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Nr. 6072. BildoDg der Sahulsprengel einer Revision unterstellen lassen and finden Uns 
Baiern. hienach bewogen, Folgendes hierüber festzusetzen: || § 1. Jede Gemeinde 
29.Aug. 1873. soll wenigstens Eine Volksschule besitzen und mit ihrer Markung einen 
Schulsprengel bilden. |{ § 2. Aus erheblichen Gründen, namentlich bei geringer 
Schülerzahl und geringer Leistungsfähigkeit einzelner Gemeinden, kann gestattet 
werden, dass für mehrere Gemeinden eine Volksschule gemeinsam gehalten 
und aus den Markungen derselben ein Schulsprengel gebildet werde. || § 3. Mit 
Rücksicht auf die Entfernung oder die Beschwerlichkeit des Weges zur Ge- 
meindeschule kann die Zuweisung von Bestandtheilen einer Gemeindemarkung 
zum Schulsprengcl einer Nachbargemeinde verfügt oder, wenn sich dieses nicht 
ermöglichen lässt, für dieselben in Verbindung mit einer anderen Gemeinde 
oder Bestandtheilen einer Gemeindemarkung, welche hiefür passend gelegen 
sind, die Errichtung einer neuen Schule und die Bildung eines neuen Schul- 
sprengels angeordnet werden. Befinden sich in einer Gemeinde oder einer 
Ortschaft oder in mehreren im Umkreise einer Stunde gelegenen Gemein- 
den oder Ortschaften zusammen nach einem fünfjährigen Durchschnitte 25 
oder mehr schulpflichtige Kinder, welche eine über eine Stunde entfernte 
Schule besuchen müssen, so können die betreffenden Gemeinden zur Errich- 
tung einer neuen Schule angehalten werden. (Art 2, Abs. 4 des Gesetzes 
vom 10. Nov. 1861, die Aufbringung des Bedarfes für die deutschen Schulen 
betreffend.) || § 4. In grösseren Gemeinden sind nach Maassgabe des Bedürf- 
nisses mehrere Volksschulen zu errichten und ist der Schulsprengel in eine 
der Anzahl der Schulen entsprechende Zahl von Schulbezirken räumlich ab- 
zuthcilen. || § 5. Der Sprengel, beziehentlich Bezirk einer Volksschule, er- 
streckt sich auf alle innerhalb der Grenzen desselben wohnenden Familien 
ohne Unterschied des Glaubensbekenntnisses. || § 6. Wenn jedoch in Gemeinden 
mit confessionell gemischter Bevölkerung für die Angehörigen der verschiede- 
nen Eirchengesellschaften gesonderte Volksschulen bestehen, erstrecken sich 
die Bezirke der einzelnen Schulen nur auf die innerhalb derselben wohnenden 
Familien derjenigen Eirchengesellschaft, für welche die betreffende Schule er- 
richtet ist. II § 7. Die confessionell getrennten christlichen Volksschulen einer 
Gemeinde können auf Antrag der Gemeindebehörde in confessionell gemischte 
Schulen umgewandelt werden. Ein solcher Antrag erfordert in Gemeinden 
.^-^^ mit städtischer Verfassung die Zustimmung des Collegiums der Gemeinde- 
bevollmächtigten, in Gemeinden mit Landgemeindeverfassung und in den Ge- 
meinden der Pfalz die Zustimmung der Gemeindeversammlung in einem ord- 
nungsmässig gefassten Beschlüsse. Diese Zustimmung muss jedoch in Gemeinden 
unter 20,000 Seelen mit einer Mehrheit von zwei Dritttheilcn der abgegebenen 
Stimmen erfolgen. In Gemeinden mit einer grösseren Einwohnerzahl ist eine 
Mehrheit von zwei Dritttheilen der abgegebenen Stimmen erforderlich, wenn 
sich die Umwandlung auf nicht mehr als die Hälfte der bestehenden Confes- 
sionalschulen, eine Mehrheit von drei Viertheilen aber, wenn sich die Um- 
wandlung auf mehr als die Hälfte dieser Schulen erstrecken soll Die Um- 
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wandlong bleibt unter allen Umständen aasgeschlossen, wenn bei der einen ^'- ^^^ 
oder bei der anderen confessionellen Schale stiftungsmässige Bestimmangen in Baiem. 
Mitte liegen, die im Sinne des § 9, Abs. 4, and des § 10 Tit. IV der Ver- 29.a«r. ists. 
fassangsurkundc and der §§ 46 and 47 der Beilage II zar Yerfassangs- 
arkande hindernd entgcnstehen. {| § 8. Unter denselben Yoraassetzangen, anter 
welchen die Umwandlang von confessionellen Yolksschalen in confessionell ge- 
mischte Schalen zalässig ist, kann aach die Umwandlang von gemischten 
Schalen in confessionelle Schalen gestattet werden. || §. 9. Wenn QÜie Gemeinde 
mit confessionell gemischter Bevölkerang eine neae Schale aas Gemeinde- 
mitteln errichtet, ohne dass ihr hieza eine rechtliche Yerpflichtang obliegt, so kann . 
diese Schale für eine öffentliche erklärt werden. |! § 10. Wo für die Angehörigen 
der yerschiedenen Confessionen nar eine oder mehrere gemeinsame Yolksschalen 
bestehen, ist Yorsorge za treffen, dass die Schalkinder den yorgeschriebenen 
Unterricht in ihrer Religion, bezüglich dessen die verfassangsmässigen Rechte 
und Zuständigkeiten der kirchlichen Behörden ausdrücklich gewahrt bleiben, 
gesondert erhalten. || §11. Den Mitgliedern der einen oder anderen Gonfession, 
welche Bedenken tragen, ihre schulpflichtigen Kinder in die betreffende allge- 
meine Yolksschule zu schicken, kann auf Ansuchen gestattet werden, mit einer 
benachbarten Yolksschule ihrer Gonfession in Schulverband zu treten oder eine 
Schule ihrer Gonfession für sich allein oder in Verbindung mit confessions- 
verwandten benachbarten Orten aus eigenen Mitteln zu gründen. Die Schulen 
der letzteren Art sind in Bezug auf Dotation, Organisation, Besetzung und 
Leitung wie die öffentlichen Volksschulen zu behandeln. || § 12. An Volks- 
schulen für eine bestimmte Gonfession dürfen nur Lehrer derselben Gonfession 
angestellt werden. An confessionell gemischten Volksschulen mit nur einer 
Lehrstelle richtet sich die Gonfession des anzustellenden Lehrers, wenn nicht 
Anderes hergebracht ist, nach der Gonfession der nach dem Durchschnitte 
der letzten zehn Jahre zu berechnenden Mehrheit der schulpflichtigen Kinder. 
An confessionell gemischten Schulen mit mehreren Lehrstellen ist darauf Rück- 
sicht zu nehmen, dass von jeder betheiligten Gonfession Lehrer in entspre- 
chender Zahl zur Anstellung gelangen. || §13. In die Local- oder Stadtbezirks- 
Schulinspection für gemischte Schalen in den Landestheilen diesseit des Rheins 
haben die Pfarrer der betheiligten christlichen Gonfessionen, in deren Pfarrei 
die Schule gelegen ist, und, wenn die Pfarrei mit mehreren Pfarrern besetzt 
ist, der von (der Kreisverwaltungsstelle zu bezeichnende Pfarrer einzutreten. 
Der Vorrang unter ihnen bemisst sich nach dem Dienstalter. Bei Auswahl 
der Abgeordneten der Gemeindeverwaltang für eine solche Schulinspection ist 
darauf zu achten, dass^jede betheiligte Gonfession vertreten wird. In Ge- 
meinden der Pfalz mit confessionell gemischten Schulen hat in die Ortsschnl- 
commission von jeder betheiligten Gonfession ein Mitglied des Gemeinderathes 
einzutreten. Die Functionen des Localschulinspectors an gemischten Schulen 
werden in den Landestheilen diesseit des Rheins und in der Pfalz in der 
Regel voa den der betreffenden Localschulbehörde angehörigen Pfarrern der 
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Nr. 6072 verschiedenen christlichen Confessionen gemeinsam verwaltet. Auf Autrag der 
Baieni Gemeindebehörde kann jedoch die Function des Localschulinspectors einem 
20. lag. i87;j. fachmännisch gebildeten Laien übertragen werden, wenn der hieftir erforder- 
liche Aufwand aus Gcmeindemittcln zur Verfügung gestellt wird. Dieser In- 
spector hat dann auch als Mitglied in die Localschulbehörde einzutreten. Die 
districtive Aufsicht über confessioncU gemischte Schulen ist in den der Kreis- 
regierung unmittelbar untergeordneten Städten von der Localschulcommission, 
in den übrigen Orten des Königreichs gemeinsam von den einschlägigen Di- 
strictsschulinspectoren der bctheiligteu Confessionen zu führen. |{ § 14. Die 
Beschlussfassung über die Errichtung neuer, die Aufhebung bestehender Volks- 
schulen, die Bildung und Abänderung der Schulsprengel und Schulbezirke, 
sowie über alle hiebei zu ordnenden Verhältnisse steht der einschlägigen Kreis- 
regierung, Kammer des Innern, zu. Gegen die Entscheidung der Regierung ist 
die Beschwerdeführuug an das Staatsministerium des Innern für Kirchen- und 
Schulangelegenheiten als zweite und letzte Instanz innerhalb einer unerstreck- 
lichen Frist von 14 Tagen gestattet. Bei Würdigung und Bescheidung der 
Anträge auf Umwandlung der confcssionellen Schulen in confessionell ge- 
mischte Schulen ist übrigens mit der grössten Umsicht zu verfahren und ins- 
besondere ins Auge zu fassen, ob die Umwandlung im Hinblick auf die localen 
Verhältnisse wirklich als sachgemäss zu erachten ist und ob hicdurch das 
Unterrichtsintercsse gefördert wird. || § 15. Gegenwärtige, für alle Landestheile 
geltende Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Wirksamkeit 
Gleichzeitig erlöschen alle, mit derselben in Widerspruch stehenden früheren 
Vorschriften. — Linderhof, den 29. August 1873. 

(gez.) Ludwig. (g^z.) Dr. v. Lutz. 



Nr. 6073. (336.) 

FBEUSSEH. Schreiben des Königs von Preussen an PapstPiusIX. — Zu- 
rückweisungderimSchreibenPius'IX.v.7.Aug.l873ausgesprochenenBehauptungen. 

Berlin, den 3. September 1873. 

Nr. 6073 Ich bin erfreut, dass Euere Heiligkeit Mir, wie in früheren Zeiten, die 

ProMaen. ^^^^ erweisen, Mir zu schreiben; Ich bin es um so mehr, als Mir dadurch 

.Sept. 1873. die Gelegenheit zu Theil wird, Irrthümer zu berichtigen, welche nach Inhalt 

des Schreibens Euerer Heiligkeit vom 7. August in den Ihnen über deutsche 

Verhältnisse zugegangenen Meldungen vorgekomquen sein müssen. Wenn die 

Berichte, welche Euerer Heiligkeit über deutsche Verhältnisse erstattet werden, 

nur Wahrheit meldeten, so wäre es nicht möglich, dass Eure Heiligkeit der 

Vermuthung Raum geben könnten, dass Meine Regierung Bahnen einschlüge, 

welche Ich nicht billigte. Nach der Verfassung Meiner Staaten kann ein solcher 

Fall nicht einstreten, da die Gesetze und Regierungsmaassregeln in Preussen 

Meiner landesherrlichen Zustimmung bedürfen. Zu meinem tiefen Schmerze hat ein 

Theil Meiner katholischen Unterthancn seit zwei Jahren eine politische Partei 
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orffanisirt., welche den in Preusscn seit Jahrhunderten bestehenden confessio- ^'- *^^ 
nellcn Frieden durch staatsfeindliche Umtriebe zu stören sucht Leider haben p^en^'n. 
höhere katholische Geistliche diese Bewegung nicht nur gebilligt, sondern sichs.sopi. i873. 
ihr bis zur offenen Auflehnung gegen die bestehenden Landesgesetze ange- 
schlossen. Der Wahrnehmung Euerer Heiligkeit wird nicht entgangen sein, 
dass ähnliche Erscheinungen sich gegenwärtig in der Mehrzahl der europäi- 
schen und in einigen überseeischen Staaten wiederholen. Es ist nicht Meine 
Aufgabe, die Ursachen zu untersuchen, durch welche Priester und Gläubige 
einer der christlichen Confessionen bewogen werden können, den Feinden jeder 
staatlichen Ordnung in Bekämpfung der letzteren behilflich zu sein; wohl aber 
ist es Meine Aufgabe, in den Staaten, deren Regierung Mir von Gott anver- 
traut ist, den inneren Frieden zu schützen und das Ansehen der Gesetze zu 
wahren. Ich bin Mir bewusst, dass Ich über Erfüllung dieser Meiner König- 
lichen Pflicht Gott Rechenschaft schuldig bin, und Ich werde Ordnung und 
Gesetz in Meinen Staaten jeder Anfechtung gegenüber aufrecht halten, so- 
lange Gott Mir die Macht dazu verleiht; Ich bin als christlicher Monarch 
dazu verpflichtet, auch da, wo Ich zu Meinem Schmerz diesen Königlichen Be- 
ruf gegen die Diener einer Kirche zu erfüllen habe, von der Ich annehme, 
dass sie nicht minder, wie die evangelische Kirche, das Gebot des Gehorsams 
gegen die weltliche Obrigkeit als einen Ausfluss des uns geoffenbarten gött- 
lichen Willens erkennt. Zu Meinem Bedauern verleugnen viele der Euerer 
Heiligkeit unterworfenen Geistlichen in Preusscn die christliche Lehre in 
dieser Richtung und setzen Meine Regierung in die Noth wendigkeit, gestützt 
auf die grosse Mehrzahl Meiner treuen katholischen und evangelischen Unter- 
thanen, die Befolgung der Landesgesetze durch weltliche Mittel zu erzwingen. 
Ich gebe Mich gern der Hoffnung hin, dass Euere Heiligkeit, wenn von der 
wahren Lage der Dinge unterrichtet, Ihre Autorität werden anwenden wollen, 
um der, unter bedauerlicher Entstellung der Wahrheit und unter Missbrauch 
des priesterlichen Ansehens betriebenen Agitation ein Ende zu machen. Die 
Religion Jesu Christi hat, wie Ich Euerer Heiligkeit vor Gott bezeuge, mit 
diesen Umtrieben nichts zu thun, auch nicht die Wahrheit, zu deren von Euerer 
Heiligkeit angerufenem Panier Ich mich rückhaltlos bekenne. Noch eine Aeusserung 
in dem Schreiben Euerer Heiligkeit kann Ich nicht ohne Widerspruch übergehen, 
wenn sie auch nicht auf irrigen Berichterstattungen, sondern auf Euerer Heilig- 
keit Glauben beruht, die Aeusserung nämlich, dass Jeder, der die Taufe empfangen 
hat, dem Papste angehöre. Der evangelische Glaube, zu dem Ich Mich, wie Euerer 
Heiligkeit bekannt sein muss, gleich Meinen Vorfahren und mit der Mehrheit 
Meiner Unterthanen bekenne, gestattet uns nicht, in dem Verhältniss zu Gott einen 
anderen Vermittler als unseren Herrn Jesum Christum anzunehmen. Diese Ver- 
schiedenheit des Glaubens hält Mich nicht ab, mit denen, welche den unseren 
nicht theilen, in P'ricden zu leben und Euerer Heiligkeit den Ausdruck Meiner 
persönlichen Ergebenheit und Verehrung darzubringen. Wilhelm. 

Staatsarchiv. Kirchl. Actenst&cke. Snpplemeat IL 2 
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Nr. 6074. (337.) 

BAIERH. Vorstellung des baierischen Episcopats an den König in 

Betreff der Simultanschalen. 

Allerdurchlauchtigster Grossmächtigster König! 
Allergnädigstcr König und Uerr! 
Nr. 6074 Haben es die Bischöfe Bayerns niemals unterlassen, ihre Stimme vor dem 

(330. Throne Euerer Königlichen Majestät vernehmen zu lassen, so oft sie glaubten, 
n.sepk. 1873. einer Pflicht gegen König, Vaterland und Kirche gentigen zu müssen, so be- 
finden sich die allerehrerbietigst Unterzeichneten wiederum in einer solchen 
Lage, ji Seit längerer Zeit haben sich die Stimmführer der modernen Zeitbe- 
wegung neben anderem vorzugsweise die Einführung der sogenannten confes- 
sionell gemischten Schulen zu ihrem beharrlichen Zielpunkte gewählt. Ihre 
Agitationen blieben nicht ohne Erfolg auch in unserem bayerischen Vaterlande. 
Nicht nur in der Pfalz sind bereits auf Grund von Gemeindebeschlüssen ein- 
zelne derartige Schulen errichtet worden, sondern auch in den diesseitigen 
Provinzen Bayerns hat man dieses Beispiel theils mit, theils ohne Erfolg 
nachzuahmen versucht Dort, wo zu einer solchen Errichtung im diesseitigen 
Bayern bisher die Allerhöchste Genehmigung ertheilt wurde, geschah dieses 
nur unter Aufrcchthaltung des facultativen Charakters solcher Scliulen. || An- 
betrachts solcher Zeiterscheinungen erachten es die allerehrfurchtsvoUst Unter- 
zeichneten als ihre heilige Pflicht, sowohl im Interesse des geistigen Wohles 
ihrer Diöcesanen, als in dem der königlichen Staatsregierung und der gemein- 
samen öffentlichen Wohlfahrt ihre diesbezügliche Ueberzeugung Euerer König- 
lichen Majestät in allerticfster Ehrerbietigkeit vorzutragen, und sie fühlen 
sich zu einer solchen Darlegung um so mehr gedrungen, als neuestens eine 
Allerhöchste Verordnung vom 29. August 1873 „die Errichtung der Volks- 
schulen und die Bildung der Schulsprengel betreffend" publicirt worden ist, 
durch welche die fragliche Errichtung confessionell gemischter Schulen, und 
zwar mit obligatorischer Eigenschaft, ihre Regelung fortan erhalten soll. || 
Die Bischöfe Bayerns haben bereits zu wiederholten Malen Anlass gehabt, so- 
wohl vor dem Allerhöchsten Throne, als gegenüber dem ihrer Obhut anver- 
trauten katholischen Volke ihre und daher der Kirche Grundsätze in der 
Richtung der Volksschule kundzugeben. Aus diesen wiederholten Darlegun- 
gen erhellt, dass von ihrer Seite die sogenannte confessionell gemischte Schule 
als ein grosses tJebel angesehen werden mnss. Sei es auch, dass bezüglich 
Ertheilung des Religionsunterrichtes in den Schulen gemischter Confession die 
verfassungsmässigen Rechte und Zuständigkeit der kirchlichen Behörden aus- 
drücklich gewahrt bleiben und die Schulkinder den vorgeschriebenen Religions- 
unterricht gesondert erhalten sollen, so ist dadurch die Gefahr, welche in einer 
solchen Mischschule in Ansehung der religiösen Bildung besteht, keineswegs 
beseitigt. Wir können nicht genug es betonen, dass die Volksschule nicht 
eine blosse Unterrichts-, sondern in erster Linie eine Erziehungsanstalt ist^ 
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die Erziehung selbst aber beständig an die Religion^ und zwar die confessio- ^^- *^* 
nelle Religion der zu bildenden Jugend, sich anzulehnen hat. Da aber der Baitm. 
grösste Theil der Erziehungsaufgabe innerhalb der Schule in den Händen des ^^.sept.isvi. 
Lehrers ruht, da dieser nicht bloss die täglichen Schulgebete mit den Kindern 
zu verrichten; sondern auch in seinem Unterrichte stetig auf das höchste Ziel 
der Schule, nämlich die religiös-sittliche Bildung der ihm anvertrauten Jugend, 
hinzuwirken hat, so liegen die misslichen Folgen, welche an einer Mischschule 
in Aussicht stehen, klar am Tage. Denn ist der Lehrer den Grundsätzen 
seiner Confession treu ergeben, so ist er entweder Angesichts der confessionell 
gemischten Jugend gebunden, seine religiösen Grundsätze, soviel er es auch 
fahlen mag, dass nur aus einer religiösen Innerlichkeit heraus Unterricht und 
Erziehung die rechte Wärme und Belebung schöpfen können, völlig zurück- 
zudrängen, oder er läuft, falls er das nicht thut, Gefahr, den Kindern der 
anderen Confession seiner Schule Anstoss zu geben und sich dem Vorwurfe 
der Proselytenmacherei blosszustellen. Soll eine Verlegenheit solcher Art einem 
gewissenhaften, berufstreuen Lehrer erspart werden, so erübrigt nichts Anderes, 
als dass derselbe nothgedrungen sich auf den Standpunkt des religiösen Indif- 
ferentismus stellt; allein durch eine derartige Haltung des Lehrers in der 
Volksschule ist und bleibt die Erziehung im höchsten Grade geschädilgt Wohl 
ist es den allerehrfurchtsvoUst Unterzeichneten nicht unbekannt, wie eine 
gewisse Partei den Satz aufzustellen beliebt, dass aller Dogmatismus aus 
der Schule entfernt werden müsse; allein ohne Dogmatismus keine Religion, 
und ohne Religion keine Sittlichkeit und ebenso wenig die Möglichkeit, ein 
guter Staatsbürger zu werden. || Wohl vermöchten wir es, über die Nachtheilo 
einer confessionell gemischten Volksschule noch Vieles zu sagen; allein das 
Vorgetragene schon dürfte hinreichen, unseren ausgesprochenen Grundsatz zu 
erhärten, dass confessionell gemischte Schulen als ein grosses Uebel anzusehen 
seien. Erwägen wir die rubricirte Frage, insbesondere die allegirte Allerhöchste 
Verordnung, überdies im Lichte der Verfassung, so können wir uns der Vorstel- 
lung nicht entwinden, dass durch die in derselben enthaltenen Bestimmungen 
die dem einzelnen Staatsbürger gewährleistete Gewissensfreiheit keineswegs in 
allweg aufrecht erhalten erscheint. || Zwar wird es durch die mehrgenannte 
Allerhöchste Verordnung in die freie Wahl einer confessionell gemischten Ge- 
meinde gelegt, ob sie eine confessionell gemischte oder confessionell getrennte 
Schale haben wolle. Es wird insbesondere in derselben vorgeschrieben, dass 
z. B. zwei Dritttheile der abgegebenen Stimmen erforderlich seien, um einen 
Beschluss mit Erfolg zu fassen; aber am allerseltensten ist die Mischung der 
Confession in einer Gemeinde von der Art, dass jede der Confessionen eine 
nahezu gleichgrosse Anzahl der Gemeindeangehörigen umfasst, dagegen am 
häufigsten der andere Fall, dass die eine Confession bei weitem die andere au 
Zahl überflügelt, ja letztere eine fast verschwindende Minderheit zur Zahl der 
gegenüberstehenden anderen Confession bildet. So wird denn nothwendig bei 
dergleichen Abstimmungen die Folge heraustreten, dass sich die MinoHtät, sie 
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Nr. 6074 mag katholisch oder protestantisch sein, der unbesiegbaren Majorität der an- 
Baiern. deren Confessions verwandten unterwerfen muss. Wir können hierin nichts 
I8.8ept.i873. Anderes als eine Beeinträchtigung des Rechtes der Gewissensfreiheit erkennen, 
und ob aus einer solchen Unterjochung der Minderheit der confessionelle und 
gemeindliche Friede Gewinn oder Schaden nehmen werde, dürfte unschwer zu 
crmessen sein. || Nicht anders verhält es sich in Ansehung von Gemeinden mit 
städtischer Verfassung, insofern nämlich hier ein Antrag auf Einführung 
confessionell gemischter Schulen oder Umwandlung dieser in confessionelle ledig- 
lich von der Zustimmung des CoUegiums der Gcmeindebevollmächtigten abhängig 
gemacht wird. Das zufällige numerische Ucbergcwicht einer Confession oder 
auch eine gewisse politische Parteistellung innerhalb der Einwohnerschaft 
einer solchen Stadt ist, wie für die Gemeindewahlen, so auch folgerichtig für 
einen Beschluss, ob confessionelle oder confessionell gemischte Schulen, einzig 
und allein maassgebend, und so mag es geschehen, dass jetzt dieser, ein anderes 
Mal jener obenan stehenden Partei die andere sich unterwerfen muss, und 
vielleicht in einem kurzen Zeitverlaufe durch Beschluss des GemeindecoUe- 
giums an die Stelle der confessionellen Schule die confessionell gemischte 
und dann wieder an die Stelle der letzteren die erstere treten wird. !| Aller- 
dings wird in der mehrallegirten Allerhöchsten Verordnung den Confessions- 
verwandten der Minderheit, sofern in einer paritätischen Gemeinde eine con- 
fessionell gemischte Schule errichtet worden ist, vorbehalten, eine Schule ihrer 
Confession aus eigenen Mitteln zu gründen; allein wenn hiemit der betreffen- 
den Kategorie von Unterthanen einerseits die verfassungsmässige Gewissens- 
freiheit gewährleistet erscheint, so fällt andererseits nicht minder schwer die 
wolilbegründete Besorgniss in die Wagschale, dass eine solche Minderheit ohne 
Beihülfe öffentlicher Kassen selten im Besitze jener pecuniären Mittel sein 
dürfte, welche die Errichtung einer eigenen Confessionsschule ermöglichen. || 
Königliche Majestät! Die treugehorsamst Unterzeichneten haben im Vorstehen- 
den Zeugniss abgelegt für die unwandelbaren Principien, Rechte und Pflichten, 
welche in der vorwürfigen Angelegenheit für sie maassgebend sind. Sie haben 
wieder Zeugniss abgelegt für die Forderungen, welche in dieser Richtung aus 
der Freiheit der katholischen Gewissen entspringen. Sie fühlen sich dabei 
nur durch die vertrauensvolle Zuversicht gehoben, dass es der hohen Weis- 
heit Euerer Königlichen Majestät gelingen werde, eine Durchführung dieser folgen- 
schweren Angelegenheit in einer Weise zu leiten, dass dieselbe mit den Prin- 
cipien der Kirche, dem verfassungsmässigen Rechte der Gewissensfreiheit, der 
Erhaltung des gemeindlichen Friedens und der Förderung des gemeinsamen 
Staatswohles im Einklang sich befinde. 

In allertiefster Ehrerbietung geharren 

Euerer Königlichen Majestät 

Eichstätt, den 12. September 1873. 

die unterthänigst treugohorsamsten Erzbischöfe und Bischöfe Bayerns: 
f Gregorius, Erzbischof von München und Freising, f Michael, Erz- 



Staat and Kirche. Prcuss^n. ^1 

bischof von Bamberg, f Heinrich, Bischof von Passau. f I g n a t i u s, ^f»"- ^?* 
Biscliof von Regensburg, f Pancratius, Bischof von Augsburg, f Franz Baiern. 
Leopold, Bischof von Eichstätt. f Johannes Valentin, Bischof von ^^^«p*'«'». 
Würzburg, f Dan.iel Bonifacius, Bischof von Speier. 
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PEEU88EH. Anerkennungsurkunde des Königs für Dr. Reinkens 

als katholischen Bischof. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc., thun kund ^'- ^"'^ 

(338). 

und fügen hiermit zu wissen, dass Wir den ordentlichen Professor in der ka- PreotMn. 
tholisch- theologischen Facultat der Universität zu Breslau, Dr. Joseph Hu- i^septisrs. 
bertus Reinkens, auf Grund der am 4. Juni d. J. in Cöln stattgefundenen 
Bischofswahl und der ihm am 11. August d. J. in Rotterdam durch den Bischof 
von Deventer ertheilten Consecration als katholischen Bischof hiermit und in 
Kraft dieses anerkennen. Demgemäss befehlen Wir Unseren Ober-Präsidenten, 
Präsidenten und Landes-CoUegiis, wie auch Allen und Jeden Unserer Vasallen 
und Unterthanen, Namens, Standes, Würden und Wesens sie sein mögen, 
hiermit so gnädig als ernstlich, dass sie gedachten Joseph Hubert Reinkens 
als katholischen Bischof anerkennen und achten, auch denselben alles dasje- 
nige, was an Ehren und Würden, Nutzung und anderen Vortheilen von seinem 
Amte abhängig, dazu gehörig oder sonst erforderlich sein mag, geruhig, voll- 
kommen und ohne Jemandes Einspruch besitzen, haben und gemessen lassen, 
bei Vermeidung Unserer Königlichen Ungnade und schwerer unausbleiblicher 
Ahndung, jedoch Alles Uns und Unseren Königlichen und Oberlandesfürstlichen 
Gerechtsamen in alle Wege unbeschadet. Dessen zu Urkund haben Wir gegen- 
wärtige Anerkennungsurkunde Höchsteigenhändig vollzogen und mit Unserem 
Königlichen Insiegel besiegeln lassen. 

So gegeben Berlin, den 19. September 1873. 

Wilhelm. 

(gegengez. Falk.) 

Eine gleiche Anerkennung des Dr. Reinkens als kath. Bischof erfolgte 
von Seiten der Grossherzoge von Baden und Hessen unter dem 7. Nov. und 
15. Dec. 1873. — In Baiern wurde die nachgesuchte Anerkennung abge- 
schlagen. Die hierauf bezüglichen Aktenstücke sind mitgetheilt in der 
Schrift: Rechtsgutachten über die Frage der Anerkennung des altkatholischen 
Bischofs Dr. Reinkens in Baiem. Bekanntgemacht vom königl. bair. Staats- 
ministerium des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten. München 1874. 

Dr. Reinkens leistete in Preussen den nachfolgenden Bischofseid: 

Ich, Joseph Hubert Reinkens, schwöre einen Eid zu Gott dem Allmächti- 
gen und Allwissenden und auf das heilige Evangelium, dass, nachdem ich zu 



Stut nod Kirchr. Schweii. 



(3SS). 



der WOrdo eines katholisclieu Biecliofs erhoben worden bin, icb Seiner Eünig' 
liehen Majestät von Preussen. Wilhelm, nml AUerbüchstd essen rechtmäEsi- 
gem Nachfolger in der Regiemng, aU meinem allergnSdigstcn Könige nnd 
Laiidesherni , untenhänig, treu, gehorsam and ergeben sein Allerhüchstdero 
Bestes nach meinem Vermögen befördcni, Schaden und Nachtheil aber ver- 
hüten, die Gesetze des Landes gewissenhaft beobachten and besonders dahin 
streben will, dass in den Gcmfithern der meiner bischüflichen Leitung anrer- 
tranten Geistlichen und Gemeinden die Gesinnungen der Ehrfurcht und Trcne 
gegen den König, die Liebe zum Vaterlande, der Gehorsam gegen die Gesetze 
und alle jene Tugenden, die in dem Christen den guten Unterthanen bezeich- 
nen, mit Sorgfalt gepflegt werden, und dass ich nicht dulden will, dass von 
der mir untergebenen Geistlichkeit im entgegengesetzten Sinn gelehrt und gc- 
handclt werde. Insbesondere gelobe ich. dass ich keine Gemeinschaft oder Ver- 
bindang, sei es innerhalb oder ausserhalb des Landes, unterhalten will, welche 
der öffentlichen Sicherheit ge^hrlich sein könnten, and will ich, wenn ich 
erfahren sollte, dass irgendwo Anschläge gemacht werden, die zum Nachtheil 
des Staates gereichen könnten, hienon Seiner Königlichen Majestät Anzeige 
machen. Ich verspreche, dieses alles nm so nnverbrQch lieber zu haltt^'n, als ich 
gewiss bin, dass mich mein bischöfliches Amt zu niehts verpflichtet, was dem 
Eide der Treue und der Untcrtliänigkeit gegen Seine Königliche Majestät sowie 
dem des Gehorsams gegen die Gesetze des Landes entgegen sein kann. Alles 
dieses schwüreich, so wahr mir Gott helfe und sein heiliges Evangelium. Amen'. 



Nr. -6076. (339.) 



SCHWEIZ (Bern). 
Organisation des i 



(Verordnung der Regierang von Bern über die 
iffentlicben Cullus in den katholischen Eirchen- 
gemeindcn des Jnra. 



Die Regiernnir des Cantons Bern, 

In Erwägung: 1) dass durch Urtheil des Appellations-Cassationsbofes des 

Cantons Bern vom 15. Soptemher abhin 69 katholische Pfarrgeistliche von 

ihren Pfarrstellen in den betreffenden Rirchengemeinden abbemfen worden 

und auf so lange nicht wieder wählbar erkIBrt sind, als sie ihre Frotestation 

zurückgezogen haben; H 2) dass es anter diesen Um- 

it auf die thatsäcliliclie Auflösung des bisherigen Bis- 

Regiemng ist, ftlr die Befriedigung der religiösen 

Bevölkerung durch Einsetzung neuer Pfarrer und 

StAate anerkannten and subventionirten katholischen 

hiebei die Wahl und Einsetzang der neuen Pfarrer 

len als der einzig mögliche malus vivendi erscheinen; 

Ausdehnung und BevOlkerungsiahl eines Theiles der 

lUsdieu Kirchengemeinden, eine einstweilige Bednction, resp. 

'cbengcmeinden, in iiutoraler Beziehung rechtfertigen; 

ipftteren definitiven Ncngcstaltang der katholiscbcn 
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Kirche im Canton Bern nicht vorgegriffen werden soll, || auf den Antrag der N'- ^^"* 
Direction des Kirchenwesens || verordnet: || Art. 1. Die gegenwärtigen katho- schweu 
lischen Kirchengemeinden des neuen Cantonthcils werden bis auf Weiteres zum (B««»)-^ 
Behufe der Pastoration zu folgenden Kreisen vereinigt. [Es folgt diesem Ar- 
tikel dann ein Tableau, in welchem die neuen Sitze der neuen Pfarreien oder 
Kreise angegeben sind. Drei und sogar vier Gemeinden von den sämmtlichen 
(zum Theil sehr kleinen) Pfarreien und Pfründen im katholischen Jura sind in 
eine einzige Gemeinde verschmolzen.] || Art. 2. Der Regierungsrath behält sich 
vor, nach Zeit und Umständen die angemessenen Aenderungen in der bevor- 
stehenden Eintheilung vorzunehmen. |! Art. 3. Die gegenwärtige Organisation 
von Kirchengemeinderäthen (Conseils de fabrique) wird provisorisch für die 
einzelnen katholischen Kirchengemeinden, aus denen der Pastoralkreis besteht, 
beibehalten. Der neugewählte Pfarrer ist von Amtes wegen Mitglied jedes 
einzelnen Kirchengemeinderathes seines Pastoralkreises. Gegen die Kirchen- 
gemeinderäthe, welche die Anerkennung des neugewählten Pfarrers verweigern 
und mit dem gerichtlich abberufenen Pfarrer amtliche Beziehungen unterhalten, 
ist nach Maassgabe des Gesetzes einzuschreiten. !| Art. 4. Hinsichtlich der Na- 
turalleistungen (Wohnung, Beholzung, Garten) bleiben die einzelnen Gemeinden 
des Pastoralkreises in den ihnen nach Gesetz und üebung obliegenden Ver- 
pflichtungen. II Art. 5. Die Besetzung der liievor umschriebenen Pastoralkreise 
mit Pfarrern erfolgt für jeden derselben durch den Regierungsrath, der hier- 
über dem Gewählten eine besondere Wahlacte ausstellt || Art. 6. Der Gewählte 
ist durch den Regierungsstatthaltcr oder einen von ihm delegirten Gemeinde- 
beamten in sein Amt einzuführen, resp. der Gemeinde vorzustellen (Installa- 
tion). Bei diesem Anlass hat der Gewählte vor versammelter Gemeinde den 
in der Verfassung vorgeschriebenen Staatseid der Beamten abzulegen. || Art. 7, 
Durch die Annahme der Wahl zum Pfarrer eines Pastoralkreises tibernimmt 
der Gewählte die Verpflichtung, ohne Zustimmung der Staatsbehörde mit 
keiner bischöflichen oder anderen kirchlichen Oberbehörde in kirchenamtliche 
Verbindung zu treten und Befehle von derselben entgegenzunehmen. 

Die gegen dieses Gesetz gerichteten Recurse wies der Bundesrath 
unterm 15. November 1873 ab. S. den Abweisungsbeschluss w. u. im Ge- 
schäftsbericht des Schweiz. Bundesrathes über den Kirchenconflict. 



Nr. 6077. (340.) 

BAIERN. Vorstellung des baierischen Episcopats an den König 
in Betreff der religiösen Orden und Congregationen. 

AUerdurchlanchtigster, Grossmächtigster König! Nr. eon 

AUergnädigster König und Herr! j**^>- 

Als der im Herbste des vorigen Jahres am Grabe des heiligen Bonifacius 9. oet. isra. 
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Nr. 6077 versammelte Episcopat Deutschlands es für seine Pflicht erkannte, in Form 
Baien, einer Denkschrift (vom 20. September 1872) die gegenwärtige Lage der katho- 
9. Oct. i878.jigßjjßn Kirche vom Standpunkte des positiven Rechtes und der bestehenden 
Rechtsverhältnisse zu besprechen, hat er es nicht unterlassen, unter Anderem 
auch die Schädigungen des Rechtes und der Freiheit zu betonen, welche der 
Kirche durch die neue Reichsgesetzgebung in dem Verbote der Gesellschaft 
Jesu und anderer verwandten Orden und religiösen Gesellschaften zugefügt 
werden. || Die in jener Denkschrift niedergelegten und bis heute noch nicht 
widerlegten Gründe der Billigkeit und des Rechtes sollen den übrigen Klöstern 
und Congregationen Schutz und Schirm bieten gegen eine noch weitere Aus- 
dehnung des genannten, das Recht so schmerzlich verletzenden Gesetzes. Welche 
tiefe Betrübniss musste sich daher der treugehorsamst unterzeichneten Erz- 
bischöfe und Bischöfe Bayerns bemächtigen, als denselben die sichere Kunde 
zukam, es seien noch nicht genug der Opfer für dieses Gesetz gefallen, son- 
dern von den in Bayern bestehenden Ordensgesellschaften seien bereits die 
Priester der Congregation des allerheiligsten Erlösers zu demselben Loose 
verurtheilt, welches die Mitglieder der Gesellschaft Jesu vor zwei Jahren ge- 
troffen hat! II Eine Congregation, welche von der erhabenen Weisheit des 
höchstseligen Königs Ludwig L berufen wurde und sich so vieler Zeichen der 
Huld und Gewogenheit Euerer Königlichen Majestät höchstseligen Vaters Maxi- 
milian IL zu erfreuen hatte, — eine Congregation, welcher die gnadenreichste 
Zufluchtsstätte in Bayern, die Mutter-Gottes-Capelle in Altötting, und der 
theuerste Schatz des Volkes der Bayern, die Herzen seiner heissgeliebten 
Fürsten, anvertraut waren, ist aufgelöst worden, — Priester, die durch ihren 
Eifer in der Seclsorge, ihre Predigten in den Missionen, ihr ausgezeichnetes 
Beispiel und ihre grosse Uneigennützigkeit sich das ganz besondere Vertrauen 
sämmtlicher Katholiken Bayerns in hohem Grade erworben haben, werden in 
Anwendung des Reichsgesetzes nicht nur aus ihren stillen geistlichen Asylen 
verwiesen, sondern zu gleicher Zeit vor die Alternative gestellt, entweder auf 
die Ausübung ihres geistlichen Berufes zu verzichten oder aus Heimath und 
Vaterland zu scheiden uud in fremdem Lande sich ein neues Feld ihres prie- 
sterlichen Wirkens zu suchen. Dieses alles geschieht^ ohne dass eine Schuld 
der so hart Gestraften nachgewiesen oder denselben Gelegenheit zur Verthei- 
digung gegeben wird, eine Rechtswohlthat, die vor dem Forum der Gerechtig* 
keit keinem Verbrecher verweigert werden darf; geschieht ohne Angabe eines 
Grundes, es müsste denn der aus Unkenntniss der katholischen Institutionen 
und feindseligem Misstraueu gegen dieselben hervorgegangene, gänzlich unbe- 
gründete Vorwurf der Reichsfeindlichkeit oder Staatsgefährlichkeit sein; ge* 
schiebt endlich ohne Rücksicht darauf, dass die schneidende Härte dieser 
Maassnahmen nicht bloss die von denselben unmittelbar Betroffenen drückt, 
sondern am schwersten das gut katholische Volk Bayerns trifft. — j| Wäre es 
nämlich möglich, die abziehenden Patres durch andere Kräfte in der Seelsorge zu 
ersetzen^ so würde die tiefschmerzende Wunde vielleicht nach und nach vernarben; 



Staat und Kirche. Baiern. 25 

so müssen aber die treugehorsamst unterzeichneten Erzbischöfe und Bischöfe N'- *ot7 
Bayerns constatiren, dass unter dem schweren Drucke der Zeitströmung der B»iern. 
Priestermangel sich immer empfindlicher zeigt. Während die religiösen Be- ^- ^<=*» ^8^*- 
dflrfhisse der Gemeinden sich täglich steigern, rafft der Tod unaufhaltsam neue 
Opfer aus dem Priesterstande dahin , ohne dass die neu eintretenden Kräfte 
diese Lücke auszufüllen im Stande wären. In einer solchen Zeit, in welcher 
das gläubige Volk die Unmöglichkeit nahe sieht ^ seine religiösen Bedürfnisse 
zu befriedigen, muss die Auflösung der Congregation der Redemptoristen als 
eine gewaltige Hemmung der Seelsorge empfunden werden und dürfte daher 
kaum ohne Rückwirkung auf immer grössere Verstimmung und Beunruhigung 
unseres katholischen Volkes bleiben. |i Die treugehorsamst unterzeichneten Erz- 
bischöfe und Bischöfe Bayerns, denen von Gott der Hirtenstab und hiemit die 
Sorge für die Seelen ihrer Diöcesen und in Unterordnung unter den heiligen 
Stuhl die Vertheidigung der göttlich überkommenen Rechte der Kirche anver- 
traut wurde, bedauern daher die traurigen Folgen dieses Vorgehens gegen die 
Kirche auf das tiefste, können diesen ihren gerechten Schmerz bei jener 
Offenheit und Freimüthigkeit, die sie als Nachfolger der Apostel und als treue 
Unterthanen Euerer Königlichen Majestät schulden, vor Euerer Königlichen 
Majestät nicht verbergen und fühlen sich um so mehr gedrängt, bittend und 
beschwörend an Euere Königliche Majestät sich zu wenden, als bereits neue, 
nicht weniger gefahrdrohende Gewitterwolken an dem Horizonte der Kirche 
Bayerns sich zu sammeln beginnen. || Dieselben Unheil verkündenden Vorbe- 
reitungen, welche der Auflösung der Häuser der Redemptoristen vorhergingen, 
finden nun auch in Hinsicht auf die übrigen Orden und religiösen Gesellschaf- 
ten Bayerns bis herab zu den sogenannten marianischen Congregationen statt 
und drohen die Kirche Bayerns wohl noch in empfindlicherer Weise zu schä- 
digen, als es in der Unglücksperiode der Säcularisation der Fall war. Bereits 
sind von Euerer Königlichen Majestät Regierung die eingehendsten Anfragen 
durch die Polizeibehörden an alle Klöster und religiösen Institute Bayerns, 
die bisher nur zum Segen des Vaterlandes gewirkt haben, ergangen, und 
sämmtliche Orden und Congregationen mussten ihre Regeln und Statuten ab- 
liefern, um sich der Untersuchung über „Staatsgefährlichkeit" oder „Verwandt- 
schaft mit dem Jesuitenorden" unterziehen zu lassen. Bei der bisher beliebten 
Weise, die Entscheidung über diese Verwandtschaft zu fällen, ist kein Orden, 
keine Congregation, kein Kloster in Deutschland mehr sicher, und ganz natür- 
licher Weise herrscht deshalb die grösste Beängstigung und Aufregung nicht 
bloss im Innern aller Klöster, deren Mitglieder, männliche wie weibliche, niclit 
wissen, ob sie nicht morgen aus ihrer stillen, ruhigen Heimath ohne ein Ver- 
mögen, ohne sicheren Unterhalt und ohne Hoffnung auf Versorgung Verstössen 
werden, vielleicht nichts Anderes mit sich nehmend als ein hinfälliges Alter 
oder einen in Krankheit dahinsiechenden Loib, sondern auch in Städten und 
Dörfern, deren Bewohner mit Grund und Recht befürchten, dass auch sie bald 
von ihren verehrten Seelsorgern und ihre Kinder von den geliebten Lehrerinnen 
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Nr. eo7T werden Abschied nehmen müssen. || Euerer Königlichen Majestät Staatsministe- 
Buiern. ^ium fühlte sich deshalb zur Beschwichtigung der aufgeregten Gemüther ver- 
9. Oct. i8;3 anlasst, unter dem 7. September L J.*) eine höchste Entschliessung an die 
Kreisregierungen ergehen zu lassen, die durch die Presse zu unserer Kennt- 
niss gekommen ist; kaum aber dazu geeignet sein dürfte, die wohlbegründete 
Besorgniss zu heben, ja im Gegentheil in mancher Hinsicht tlie allgemeinen 
Befürchtungen bestätigt und einen sehr traurigen Fernblick auf die ungewisse 
und gefährdete Zukunft unserer Klöster öffnet jl Wohl glaubt die genannte höchste 
Entschliessung die Versicherung geben zu dürfen, „dass im Grunde kein Anlass 
vorliegt, der zu einer Beunruhigung der Gemüther geeignet wäre", und will den 
Grund der bestehenden Aufregung in „Agitationen" finden, „die für ihre Zwecke 
selbst Entstellungen und Verdrehungen zu Hilfe nehmen" und hiedurch „die 
öffentliche Meinung verwirren" und „irreleiten", scheint aber dabei ausser Acht zu 
lassen, dass diese „bestehende Aufregung" nur die natürliche Folge jener nicht zu 
leugnenden Thatsache ist, dass sämmtliche Klöster und Gongregationen Bayerns 
in Folge der Abforderung ihrer Regeln und Statuten für ihr längeres Bestehen 
zu fürchten veranlasst sind. || Wohl haben die treugehorsamst unterzeichneten 
Erzbischöfe und Bischöfe Bayerns aus dem Erlasse entnommen, dass Euerer 
Königlichen Majestät Staatsministerium „in Bezug auf den in Bayern einge- 
führten Orden der Schulschwestem die Frage der Verwandtschaft verneint" 
und die Befürchtung, „auch die Mendicantenorden würden dem Reichsgesetze 
verfallen", unter die „aus der Luft gegriffenen Sensationsnachrichten" versetzt 
Nachdem aber auf Geheiss desselben hohen Staatsministeriums die Abforderung 
der Regeln und Statuten auch sämmtlichen Mendicantenorden Bayerns unter 
dem Rubrum der Durchführung des Jesuitengesetzes zugekommen ist, so be- 
hält die Befürchtung ihren reellen Hintergrund, da erstens dieser Abforderung 
doch nur die Intention untergelegt werden kann, auch die Mendicantenorden 
der Untersuchung wegen Verwandtschaft mit der Gesellschaft Jesu zu unter- 
werfen, und zweitens der öfters erwähnte Erlass es nicht unbetont lässt, dass 
die fragliche Angelegenheit „dem Ermessen der einzelnen Bundesregierungen 
entrückt und die Entscheidung reichsgesetzlich dem Plenum des Bundesrathes 
vorbehalten" sei. H Hiedurch ist das Wenige, jwas der Erlass zur Beruhigung 
der Gemüther vorzubringen sich bemüht, wieder in Frage gestellt, und wir 
fühlen uns um so mehr in die schmerzlichste Unsicherheit über den zukünfti- 
gen Bestand unserer Klöster in Bayern versetzt, als einestheils die Ausdeh- 
nung des Jesuitengesetzes auf die Congregation der Redemptoristen, — wenn 
anders den in die Oeffentlichkeit gedrungenen Nachrichten Glauben zu schenken 
ist, — selbst mit Zustimmung des bayerischen Bevollmächtigten im Bundes- 
rathe beschlossen wurde, und anderentheils der viclerwähnte Erlass uns auch 
keine Sicherheit über die künftige Haltung des Königlichen Staatsministeriums 
bei Berathung dieser Frage im Plenum des Bundesrathes bietet || Da nun die 



*) Mitgetheilt bei Vering, Archiv Bd. XXXI, p. 463 ff. [Anmerk. d. Herausg.] 
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treu gehorsamst unterzeichneten Erzbischöfe und Biscliöfe Bayerns sich der ^'- ^"^ 
sicheren üeberzeugung hingeben, das allergnädigste Wohlwollen Euerer König- Baieni. 
liehen Majestät, des Fürsten des grössten katholischen Landes in Deutschland,*- ^** ^^'• 
zum Schutz und Schirme der Klöster Bayerns bethätigt, würde hinreichen unser 
Vaterland vor dem drohenden Unglücke zu bewahren und Bayern, in welchem 
die klösterlichen Institute als staatlich recipirte und öffentlich anerkannte Cor- 
porationen eine ganz andere Stellung einnehmen als im übrigen Deutschland, 
den alten Segen seiner Orden zu erhalten, so erkennen sie es für ihre Pflicht, 
an Euere Königliche Majestät die allerunterthänigste Bitte zu stellen: || „Euere 
Königliche Majestät mögen allergnädigst geruhen, sämmtlichc noch bestehen- 
den geistlichen Orden und religiösen Congregationen durch die AUerhöchst- 
derselben zu Gebote stehenden Mittel entsclüeden vor der Gefahr einer nocli 
weiteren Ausdehnung des Jesuitengesetzes zu schützen/' i| Im Monate October 
[letzte Woche desselben] 1873. 

In allertiefster Ehrfurcht geharren Euerer Königlichen Majestät 
unterthänigst treugehorsamste Erzbischöfe und Bischöfe Bayerns: 
f Gregorius, Erzbischof von München und Freising, f Michael, Erz- 
bischof von Bamberg, f Heinrich, Bischof von Passau. f Ignatius, 
Bischof von Regensburg, f Pancratius, Bischof von Augsburg, f Franz 
Leopold, Bischof von Eichstätt. f Johannes Valentin, Bischof von 
Würzburg, f Daniel Bonifacius, Bischof von Speyer. 
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PBEVSSEH. Erlass des Cultusministers (Dr. Falk) an die Oberprä- 
sidenten. — Befiehlt, gegen die gesetzwidrig angestellten Geistlichen mit der 
vollen Strenge des Gesetzes vom 11. Mai d. J. einzuschreiten. 

Die gesetzwidrigen Anstellungen katholischer Geistlicher mehren sich ^^^ qotb 
fortgesetzt derartig, dass es dringend geboten ist, mit der vollen Strenge des (^*)- 
Gesetzes dagegen einzuschreiten. Soweit es hierbei auf eine strafrechtliche 24. oct.i873. 
Verfolgung der geistlichen Oberen ankommt, darf ich vertrauen, dass kein 
Fall einer gesetzwidrigen Anstellung vorkommen wird, ohne dass die Einlei- 
tung der Untersuchung herbeigeführt würde. In Betreff der Geistlichen hin- 
gegen, denen ein geistliches Amt gegen die Vorschriften der Gesetze übertragen 
ist, und welche gleichwohl selbst nach erfolgter gerichtlicher Bestrafung fort- 
fahren, in diesem Amte zu fungiren, ist ein schärferes Vorgehen, als bisher 
beobachtet zu sein scheint, nothwendig. In dieser Beziehung ist zu beach- 
ten, dass jede einzelne Amtshandlung, und zwar ohne Unterschied, ob sie 
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Kr. 6078 j^i^ bürgerlichen Folgen Terknüpft ist oder nicht, den Thatbestand des im 
PreuMen. § 23 des Gcsetzes vom 11. Mai d. Js. vorgesehenen Vergehens bildet. Um 
34.Oct.i873. jjaher jene gesetzwidrig angestellten Geistlichen zu zwingen, ihre Functionen 
einzustellen, ist es unerlässlich, dass jede einzelne Amtshandlung derselben, 
sobald sie zur Eenntniss der Behörden gelangt, sofort zum Gegenstand einer 
strafrechtlichen Untersuchung gemacht und die Geistlichen auf diese Weise 
unausgesetzt mit immer neuen Strafanträgen verfolgt werden, bis sie dem Ge- 
setze sich fügen. Würde dies alsbald dahin führen, dass jene Geistlichen, 
weil sie die sich mehrenden Geldstrafen nicht zu erlegen vermögen, zur Haft 
gebracht würden, so ist dies eine Eventualität, vor welcher bei dem Ernste 
der Sache und den schweren Folgen, welche sich an das Functioniren der 
gesetzwidrig angestellten Geistlichen knüpfen, in keiner Weise zurückzuschrok- 
ken ist. Vielmehr ist es zur Aufrechthaltung der gesetzlichen Ordnung durch- 
aus erforderlich, jene Geistlichen die volle Strenge des Gesetzes empfinden zu 
lassen. Ew. etc. ersuche ich demgemäss ergebenst, die Landräthe, resp. Amts- 
hauptmänner, und die Ortspolizeibehörden mit Anweisung gefälligst zu ver- 
sehen, dass sie jede einzelne Amtshandlung, welche ein gesetzwidrig angestell- 
ter Geistlicher vornimmt, sofort und direct bei der k. Staatsanwaltschaft zur 
Anzeige bringen, Ihnen aber gleichzeitig Mittheilung davon machen. 

Berlin, den 24. October 1873. 

Falk. 



Nr. 6079. (342.) 

SCHWEIZ (Bern). Gesetz über die Organisation des Eirchenwesens 

im Kanton Bern. Vom 30. Oktober 1875. 

Der grosse Rath des Kantons Bern, 

Nr. 6079 in Betracht der Nothwendigkeit, die kirchlichen Verhältnisse der beiden Con- 

(M2). fessionen und der Religionsgenossenschaften zu ordnen, y in Ausführung der 

(Bern). §§ 80 uud 98, Ziff. 6 der Staatsverfassung, nach eingeholtem Gutachten der 

^^^*^^^*'''' Kantonssynode und der katholischen Kirchencommission, || auf den Antrag der 

Kirchendirection und des Regierungsrathes, |{ beschliesst: 

L Allgemeine Bestimmungen. || § 1. Die Glaubens- und Gewissens- 
freiheit ist im ganzen Umfange des Kantons Bern gewährleistet || An die 
Glaubensansichten und an die Vornahme oder Unterlassung religiöser Hand- 
lungen dürfen keine Folgen bezüglich auf bürgerliche oder politische Rechte 
geknüpft werden. J Die Glaubensansichten entbinden nicht von der Erfüllung 
bürgerlicher Pflichten. || § 2. Die freie Ausübung der gottesdienstlichen Hand- 
lungen ist iimerhalb der Schranken der Sittlichkeit und öffentlichen Ordnung 
jeder Confession und Religionsgenossenschaft gestattet || Den Staatsbehörden 
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liegt ob, gegen kirchliche Erlasse und Verordnungen sowie gegen Handlungen n^- ^'^^ 
kirchlicher Behörden oder einzelner Geistlicher, welche die öffentliche Ord- sebwtii 
nung, oder die Rechte der Bürger und des Staates, oder den Frieden unter den (b»«).^ 
Confessionen und Religionsgenossenschaften beeinträchtigen, einzuschreiten und 
die geeigneten Maassnahmen zur Abhülfe zu treffen. || § 3. Das Begräbuiss- 
wesen ist Ortspolizeisache. || Niemandem darf wegen Glaubensansichten oder 
ans anderen Gründen ein anständiges Begräbniss auf dem öffentlichen Gottes- 
acker versagt werden. || Die kirchliche Feier des Begräbnisses bleibt den Uin- 
terlassenen des Verstorbenen überlassen. || § 4. Die Ehe, soweit sie auf einem 
bürgerlichen Vertrage beruht, ist von allen kirchlichen und confessionellen 
Beziehungen unabhängig zu ordnen. || Die Einholung des kirchlichen Segens 
darf erst nach vorausgegangener Civiltrauung stattfinden. |{ Die kirchgemeinde* 
weise Führung der Geburts-, Ehe- und Sterberegister ist einem eigenen Civil- 
standsbeamten zu übertragen, wozu auch die Geistlichen wählbar sind. || Zur 
näheren Ausführung dieser in den §§ 3 und 4 enthaltenen Grundsätze hat der 
Grosse Rath die nöthigen Dccrete zu erlassen. || § 5. Die nachfolgenden Be- 
stimmungen dieses Gesetzes finden nur Anwendung auf die vom Staate aner- 
kannten öffentlichen kirchlichen Corporätionen, d. h. auf die Kirchgemeinden.': 
Dem Staate bleibt jedoch vorbehalten, unter näher festzustellenden Bedingun- 
gen auch den privaten Religionsgenossenschaften Gorporationsrecht zu ertheilen, 
ohne dass dieselben dadurch in Rechten und Pflichten unter dieses Gesetz 
fallen. || II. Organisation der Kirchgemeinden. || Als Kirchgemeinden (§5, 
erstes Lemma) gelten, sofern sie sich den Bestimmungen dieses Gesetzes 
unterwerfen: || 1. die bestehenden Kirchspiele der beiden staatlich anerkannten 
Confessionen; || 2. die übrigen, gegenwärtig vom Staate besoldeten Pfarreien 
oder Pfarrgenossenschaften der beiden genannten Confessionen; || 3. solche Re- 
ligionsgenossenschaften, welche, sei es, dass sie innerhalb oder ausserhalb der 
anerkannten beiden Landesconfessionen stehen, durch einen besonderen Erlass 
des Grossen Rathes als öffentliche Kirchgemeinde erklärt werden. {| Ausserdem 
steht dem Grossen Rathe die Befugniss zu, durch besondere Decrete : || a. nach 
Zeit und Umständen und nach jeweiliger Anhörung der Betheiligten (§ 66 
St-V.) die angemessenen Aenderungen in der Gebietseinthcilung der Kirch- 
spiele, sei es durch Trennung oder Verschmelzung, sei es durch Errichtung 
von Filialen, zu beschliessen; || b. einzelne Pfarrstellcn oder Uelfereien aufzu- 
heben oder neu zu errichten. || § 7. Die Kirchgemeinde besteht aus allen 
innert ihren Grenzen befindlichen Bewohnern, welche der nämlichen Confcssion 
oder kirchlichen Namensbezeichnung angehören. {| Sie bildet in Betreff der mit 
den Cultusangelegenheiten zusammenhängenden Gegenstände |' eine Kirchgemeindc- 
versammlnng, || einen Kirchgemeindcrath. || Durch diese Bestimmung soll jedoch 
an den Vorschriften der jeweilen in Geltung befindlichen Staatsgesetze, betref- 
fend die kirchgemeindeweise Organisation und Verwaltung der übrigen gemein- 
samen Angelegenheiten der Kirchspiele, nichts geändert werden. ,| A. Die 
Eirchgemeindevcrsammlung. || § 8. An der Eirchgemeindeversammlung 
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.Nr. «079 sijj^ diejenigen Angehörigen der Kirchgemeinde stimmberechtigt, welche jj 1. nach 
Schweiz ^^^ Bestimmungen der Staatsverfassung das politische Stimmrecht besitzen und 
(Bern), gich ^jn j^hr lang in der Kirchgemeinde aufgehalten haben, |1 2. sich nicht 
durch eine ausdrückliche und förmliche Erklärung beim Kirchgemcinderath 
von der Zugehörigkeit zur betreffenden Confession oder kirchlichen Namens- 
bezeichnung losgesagt haben. J § 9. Es sollen besondere kirchliche Stimm- 
register eingeführt werden. {| Die Vorschriften bezüglich ihrer Führung, Beauf- 
sichtigung, Revision, öffentlichen Auflage u. s. w. sind durch eine Yollziehungs- 
verordnung festzustellen. || § 10. Bezüglich der Zeit und des Verfahrens der 
Zusammenberufung der Kirchgemeindeversammlung gelten die für die Gemeinde- 
versammlungen aufgestellten Vorschriften. || § 11. Der Kirchgemeindeversamm- 
lung kommen folgende unübertragbare Verrichtungen zu: || 1. die Wahl ihres 
Präsidenten und Schreibers; || 2. die Bestimmung der Mitgliederzahl des Kirch- 
gemeinderaths und die Wahl des Präsidenten und der Mitglieder dieser Be- 
hörde; II 3. für die evangelisch-reformirten Kirchgemeinden: die Wahl der Ab- 
geordneten an die Kantonssynode nach Mitgabe des § 45 dieses Gesetzes; i| 
4. die Wahl des oder der Geistlichen, unter Vorbehalt der Anerkennung durch 
die Regierung (§ 37 — 42); !| 5. die Annahme oder Abänderung des Kirch- 
gemeindereglements; II 6. die Beschlussfassung über Verwendung des Kirchen- 
gutes, über Bauten, Erwerb oder Veräusserung von Liegenschaften, Festsetzung 
kirchlicher Besoldungen und dergleichen ökonomische Gegenstände, sowie all- 
fällige Prozesse, sofern dabei die durch das Reglement dem Kirchgemeindrath 
eingeräumte Gompetenz überschritten wird; jj 7. die Ausschreibung verbindlicher 
Kirchensteuern, die Bestimmung des jährlichen Voranschlags der Einnahmen 
und Ausgaben und die Genehmigung der jährlich abzulegenden Kirchenrech- 
nungen, Letzteres unter Vorbehalt der Passation durch die Staatsbehörden; |l 
8. das Recht der Beschlussfassung über diejenigen Fragen, welche das Ver- 
hältnisE zu einer oberen kirchlichen Behörde betreffen. || Die unter Ziff. 1 — 4 
hievor vorgesehenen Wahlen sollen in geheimer Abstimmung vor sich gehen. 1 
§ 12. Der Kirchgemeindeversammlung liegt überdies die Förderung des ört- 
lichen Kirchenwesens und des sittlich -religiösen Lebens der Gemeinde ob. ' 
§ 13. Beschlüsse über Verminderung des Kapitalvermögens, sowie über An- 
nahme oder Abänderung des Kirchgemeindereglements unterliegen der Geneh- 
migung des Rcgierungsrathes. || B. Der Kirchgemeindrath. || § 14. Der 
Kirchgemeindrath besteht, mit Inbegriff des Präsidenten, je nach Beschluss 
der Kirchgemeindeversammlung, aus wenigstens 5 und höchstens 13 Mitglie- 
dern. II Wählbar in den Kirchgemeindrath ist jeder an der Kirchgemeinde- 
versammlung Stimmberechtigte, der das 23. Altersjahr zurückgelegt hat. ;| 
§ 15. Die Amtsdauer der Kirchgemeindräthe beträgt 2 bis 4 Jahre, nach 
deren Ablauf sie wieder wählbar sind. j| Bei Erledigungen in der Zwischen- 
zeit tritt der Neugewählte nur für den Rest der Amtsdauer ein. || Die Pflicht 
der Annahme der Wahl in den Kirchgemcinderath für eine Amtsdauer von zwei 
Jahren, sowie die Enthebung davon, wird durch die einschlagenden Bestim* 
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moDgen des Gemeindegesetzes normirt || §16. Der Kirchgemeinderath versam- »'• 0079 
melt sich, so oft es die Geschäfte erfordern. || Zu gültigen Beschlüssen ist die Schweiz 
Anwesenheit des Präsidenten oder seines Stellvertreters und der Hälfte der («•'»)• 
Mitglieder sowie die Beistimmung der Mehrheit der Anwesenden erforder- 
lich. II § 17. Der Eirchgemeindrath erwählt seinen Yicepräsidenten und seinen 
Schreiber auf 2 Jahre, mit sofortiger Wiederwählbarkeit |j § 18. Der Kirch- 
gemeinderath ist die ordentliche Yerwaltungs- und Aufsichtsbehörde der Kirch- 
gemeinde. II Als solcher liegt ihm die Besorgung sämmtlicher Angelegenheiten 
und die Wahl sämmtlicher Beamten und Bediensteten der Kirchgemeinde ob, 
deren Besorgung oder Wahl nicht durch das Gesetz oder durch das Kirch- 
gemeindereglement der Kirchgemeindeversammlung selbst vorbehalten sind. || 
§ 19. In Ermangelung abweichender Bestimmungen des Kirchgemeinderegle- 
ments kommen dem Kirchgemeinderath namentlich folgende Obliegenheiten und 
Befugnisse zu: || 1. die Wahl aller kirchlichen Beamten und Bediensteten, die 
nicht durch dieses Gesetz ausdrücklich der Kirchgemeindeversammlung vorbe- 
halten ist (§ 11, Ziff. 1 — 4); || 2. die Vorberathung der Verhandlungsgegen- 
stände der Kirchgemeindeversammlung und die Zusammenberufung derselben; | 

3. die Vollziehung der Beschlüsse der Kirchgemeindeversammlung und der von 
den zuständigen Behörden erlassenen Gesetze, Verordnungen und Weisungen; j 

4. die Beaufsichtigung, Pflege und Förderung des religiösen und sittlichen 
Lebens der Gemeinde; || 5. die Aufsicht über den kirchlichen Jugendunter- 
richt; II 6. die Aufsicht über den Gottesdienst, über die Feier der Sonn- und 
Festtage, über die Kirchengebäude, die Verfügung über die Benutzung der- 
selben, vorbehaltlich des endgültigen Entscheids der Staatsbehörden in streiti- 
gen Fällen, die Anordnung von Zeit und Stunde des Gottesdienstes und der 
Unterweisungen innerhalb der hierüber bestehenden Vorschriften, die Anord- 
nung freiwilliger Kirchensteuern und die Handhabung der Sittenaufsicht; || 
7. die Verwendung des Ertrages des Kirchengutes, die Bestreitung der kirch- 
lichen Bedürfnisse und die Verwaltung der ökonomischen Angelegenheiten der 
Kirchgemeinde innert den Grenzen der erhaltenen Gompetenz (§ 11, Ziff. 6). j 
§ 20. Nimmt der Kirchgemeinderath bei Ausübung seiner amtlichen Verrich- 
tungen strafbare Gesetzesübertretungen wahr, so soll er über den Fall betref- 
fenden Orts Anzeige machen. |! § 21. Bezüglich der Verrichtungen der ehe- 
maligen Sittengerichte in Ehe- und Vaterschaftssachen gelten für den Kirch- 
gemeindrath die Bestimmungen der jeweiligen bürgerlichen Gesetzgebung. | 
§ 22. In grösseren Kirchgemeinden kann sich, auf Beschluss der Kirch- 
gemeindeversammlung, der Kirchgemeinderath, zu besserer Erfüllung seiner Ob- 
liegenheiten, in Sectionen theilen. !| Wo in einer Einwohnergemeinde mehrere 
Kirchgemeinden der nämlichen Confession vorhanden sind, kann für einzelne 
Obliegenheiten eine gemeinschaftliche Behörde aufgestellt werden. || § 23. Das 
Anstellungsverhältniss der vom Kirchgemeindrathe ernannten Kirchenbedienste- 
ten ist durch besondere, von ihm zu erlassende Reglemente zu ordnen. || 
§ 24. Mitglieder des Kirchgemeinderathes und der Kirchgemeindeversammlung 
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Vr. ao7it 5i„j verpflichtet, boi Bohaiidliuig von GcscliaftcD den Austritt zu nchrarn, bei 
Behwaii «leDcn sie selbst oilur ilire Verwandten oder Verschwägerten in auf- oder ab- 
■Lfet"'- *'*'8ßi"iGr Linie, oder in den Seiteulinien bis und mit Inbegriff des Grades 
von Geschwisterkindern persönlich bctlieiUgt sind, jj üegcu Wablverliondlungon 
and BeschldsBC der Kirchgemeindovcrsammlungen und Kirchgeraeiudcräthc kann, 
soweit sie mit den Vorschriften der Gesetze und der Eireligemeindercglemeutc 
im Widersiimcli stehen, hei den Staats bcliörden naeh Mitgabe der Bestimmun- 
gen des Geraeiüdcgosctzes Beschwerde gefuhrt werden. || lU. Wablfähtgkeit, 
Wahl and Pflichten der Geistlichen, || § 25. Wahlfähig zu Geistlichen- 
stclteo an öffentlichen Kirchgemeinden und au den üffentUchcn Anstalten sind nur 
solche Geistliche, welche in den bernisclien Elirchuiidieust aufgcnonimeu worden 
sind. II Für Pfarrstellcn, mit Ausnahme der beseliwcrlichsten Bergi)farreicn, ist zudem 
der Besitz dieser Eigenscliaft seit vier Jahren erforderlich. Diese Beschränkung 
ftllt jedoch im Falle zweimaliger Aussclireibung einer Pfarrstelle weg. || § Ü6. Die 
Aufnahme in den bernisclien Kirchendiunst erfolgt durch den Rcgierungsratb. |- 
Sie darf mit Ausnahme der in § 27 vorgesehenen Fälle nur unter folgenden 
Bedingungen stattfinden: |j 1. auf den Ausweis über znrQck gelegtes 21. Alters- 
jahr und untadelhafte Sitten; || 2. nach vorausgegangener StoatsjtrUfung und 
auf ein empfehlendes Gutachten der betreffenden Prüfungsbehörde (§28), durch 
welches erklärt wird, dass der Candidat die uöthige theologisch- wissenschaft- 
liche und ki rcli lieh -iirak tische Betaliigung zum geistlichen Amte seiner C'oii- 
fession besitzt. |; § 27. Ausnahmsweise können Geistliche, die schon in einem 
auswärtigen Kirchendienste gestanden haben, auch ohne Staatsprüfung in den 
bernischen Kircbendienst aufgenommen werden, wenn sie sich befriedigend 
ausweisen: |: 1. über Heimath, bürgerliche Ehrcnfähigkeit nud gute Sitten; „ 
2. über andcrwftrts mit gutem Erfolg bestandene theologische Staatsprüfung 
nud eutsprecbeudc Vorstudien; !j :i über mehrjährige vorzügliche Wirksamkeit 
in der Seelsorge oder im Lehramte. || Doch darf die Au&iahme nur auf das 
empfehlende Gutachten der betreffenden FrUfungsbehörde stattlinden. j| g 28. 
FUr die in § 26, Ziff. 2, und § 27 vorgeschriebenen Staatsprüfungen und Be- 
gutachtungen sind Prüfungscommisstunen der verschiedenen Confessionen auf- 
zustellen. |i Die Wiihlart dieser Commissionen, ihre Mitgliedcrzühl, die Prü- 
fungsgegeiistünde, das Verfahren bei den Prüfungen und die Bcurtheilung der 
Prüfungsergebuisse werden durch Beglementc näher bestimmt, welche der Rc- 
gioningsrath im Einverständniss mit der kirchlichen Oberbehörde (Sjnodal- 
ratb, beziehungsweise katholische Kirehencommissiou, § 46 dieses Gesetzes 
und § 80 St-V.) aufzustellen bat. ;j § 29. Die Pfarrstellen (Pfarrpfründen) 
werden dnrcb die KirchgemeindcversammlungCD besetzt, jedoch nuter Vorbe- 
halt der Anerkennung durch den Ecgicningsrath; j die Pfarrstellen an den 
öffentlichen Anstalten und die Bezirksbelf erstellen werden nach eingelioIti.>m 
Gutachten der kirchlichen Behörde in bisher ablichcr Weise besetzt, jj die 
Vicariats- und Pfarrverweserstellen eudlich durch den betreffenden Kirch- 
gemeinderatb im Einvorständiüss mit der KircbendireetioD. |j g 30. Alle Wahlen 
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zn geistlichen Stellen — mit Ausnahme der Vicariate und Pfarrverweserstellen ^'"- **^"® 
— geschehen auf die Dauer von 6 Jahren, mit Wiederwählbarkeit des bis- schwei» 
herigen Geistlichen nach Mitgabe der §§37 u. ff. Il §31. Auf Geistliche, welche (»«">)• 
zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes bereits im Canton im Amt stehen, 
finden bei Wahlen oder Wiederwahlen derselben die Bestimmungen der §§ 25, 
26 und 27 bezüglich auf die Wahlfähigkeit keine Anwendung. !| § 32. Den nicht 
wiedergewählten Geistlichen ist eine Abzngsfrist ven 3 Monaten gestattet. || 
§ 33. Innerhalb der sechsjährigen Amtsdauer kann ein Geistlicher nur durch 
gerichtliches Urtheil, nach den jeweilen fttr die Amtsentsetzung und Abberu- 
fung geltenden Vorschriften, oder durch Versetzung in Ruhestand mit Leib- 
geding (§ 34), von seiner Stelle entfernt werden. {I Die Amtsentsetzung hat 
stets die Streichung aus dem Eirchendienst zur Folge. Bei blosser Abberu- 
fung oder gegen nicht angestellte Geistliche kann diese Streichung verfügt 
werden, wenn die vorliegenden Thatsachen eine fernere Verwendung im activen 
Eirchendienste unstatthaft erscheinen lassen. I; § 34. Geistliche, welche wegen 
Abnahme ihrer physischen oder geistigen Kräfte nicht mehr zu genügen im 
Stande sind, können vom Regierungsrathe, nach 30jährigem Dienste an öffent- 
lichen Kirchgemeinden oder Anstalten, in besonderen Nothfällen schon vorher, 
mit oder ohne ihr Ansuchen, nach Einvernehmen der Kirchgemeinde, mit 
einem Leibgeding in Ruhestand versetzt werden. !| Ein 40jähriger Kirchendienst 
berechtigt zu einem Leibgeding. {| Das Leibgeding beträgt die Hälfte der dem 
Betreffenden im Zeitpunkte seines Rücktritts zukommenden Staatsbesoldung. {{ 
§ 35. Jeder in den bernischen Kirchendienst aufgenommene Geistliche ist zum 
activen Kirchendienst verpflichtet, mit Ausnahme derjenigen Geistlichen, 
welche zu Staats- oder Schulstellen gewählt oder in Ruhestand versetzt sind. |{ 
Jedoch können die zu Staats- oder Schulstellen gewählten Geistlichen, soweit 
es mit ihrer Stelle verträglich ist,' gegen Entschädigung zur Aushülfe im ac- 
tiven Kirchendienst verwendet werden. |l Urlaubsgesuche auf längere oder kür- 
zere Zeit werden von der Kirchendirection, Dispensation vom Kirchendienst auf ' 
Lebenszeit, auf das Gutachten der kirchlichen Behörde, vom Regierungsrath 
ertheilt. || § 36. Insbesondere werden den im bernischen Kirchendienst befind- 
lichen Geistlichen folgende Verpflichtungen auferlegt: || 1. dass sie ihre Zeit "^ 
und Kraft gewissenhaft dem Amte widmen und sich der Betreibung jedes dem- 
selben nachtheiligen Nebengeschäftes enthalten; [ 2. dass sie sich in der Aus- 
übung ihrer geistlichen Verrichtungen jedes unbefugten Eingriffes in die 
staatlichen Angelegenheiten enthalten. || § 37. Ist eine Pfarrstelle an einer 
Kirchgemeinde in Folge Auslaufs der Amtdauer (§ 30) erledigt, so hat der 
Kirchgemeinderath sofort die Kirchgemeindeversammlung zusammenzuberufen und 
diese zunächst zu entscheiden, ob sie die Stelle ausschreiben lassen wolle oder 
nicht. II Beschliesst die Kirchgemeindeversaramlung die Nichtausschreibung der 
Stelle, so ist der Inhaber auf eine neue Amtsdauer wiedergewählt. || Beschliesst 
sie die Ausschreibung, oder wird die Stelle aus irgend einem anderen Grunde 
erledigt, so hat der Kirchgemeinderath ungesäumt die Ausschreibung zu veran- 

Staat sarchiT. Kirchl. Actenst&cke. Snppleroeat II. '4 
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Nr. 6«79 stalten, il § 38. Die Ausschreibung geschieht durch die Staatsbehörde nach den 
sohweis allgemein für öffentliche Stellen geltenden Formen. Die Anmeldungsfrist ist auf 
(Bern).! wenigstens 3 Wochen festzustellen. Die Anmeldungen erfolgen ebenfalls bei der 
Staatsbehörde; welche nach Ablauf der Anmeldungsfnst das Yerzeichniss der 
wahlföhigen Bewerber dem Eirchgemcindcrath zu Händen der Kirchgemeinde 
mittheilt |{ § 39. Die Kirchgemeindeversammlung, welche spätestens vier 
Wochen nach Empfang der Bewerberliste durch den Kirchgemeindrath zusam- 
menzuberufen ist, wählt nach angehörtem Bericht dieses Letzteren den Geist- 
lichen durch absolutes geheimes Stimmenmehr frei aus der Zahl der wahl- 
fähigen Bewerber. || Den Bewerbern ist es verboten, Probepredigten zu halten 
oder bei den Wählern um Stimmen zu werben, bei Strafe der Nichtanerken- 
nung der Wahl. || Wahlbestechung wird nach den Bestimmungen des Straf- 
gesetzbuches bestraft || § 40. Sollten nach dem Urtheil der betreffenden Kirch- 
gemeinde sämmtliche Bewerber zur Bekleidung der Stelle ungeeignet sein, oder 
ist kein Bewerber vorhanden, so hat sich die Versammlung durch geheimes 
Stimmenmehr darüber auszusprechen, ob sie die Stelle neuerdings ausschreiben 
lassen oder einen wahlfähigen Geistlichen berufen wolle. || Im ersteren Falle 
wird gemäss §§ 37, 38 und 39 verfahren. || Beschliesst die Kirchgemeinde Be- 
rufung, so kann sogleich durch absolutes geheimes Stimmenmehr zur Wahl ge- 
schritten oder diese auf eine spätere Kirchgemeindcversammlung verschoben 
werden. || Lehnt der berufene Geistliche die auf ihn gefallene Wahl ab, so 
findet eine neue Ausschreibung statt. || §41. Findet sich nach zweimaliger Aus- 
schreibung einer Pfarrstelle kein oder kein der Gemeinde genehmer Bewerber, 
so kann die Kirchgemeinde im Einverständniss mit dem Regierungsrath die 
Stelle auf ein Jahr mit einem Verweser besetzen. Nach Ablauf der Jahres- 
frist ist die Stelle sofort wieder auszuschreiben. || § 42. Sowohl im Fall der 
Wahl auf freie Bewerbung hin als im Fall der Berufung ist der Staatsbehörde 
das Wahlprotokoll zum Behuf der Anerkennung der Wahl durch den Regie- 
rungsrath einzusenden. Wird die Anerkennung verweigert, so ist sofort eine 
neue Wahl nach Mitgabe von §§ 37 u. ff. anzuordnen. || Eine solche Ver- 
weigerung der Anerkennung einer Pfarrwahl darf jedoch nur aus dem Grunde 
erfolgen, dass bei derselben entweder Unregelmässigkeiten stattgefunden haben 
oder Vorschriften der Staatsgesetzgebung oder des Kirchgemeindereglements 
verletzt worden sind. || § 43. F(ir die zur Zeit angestellten Geistlichen beginnt 
die erste Amtsdaucr mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes, so dass von da an 
ihre erste Wiederwahl gemäss §§ 37 u. ff. erst auf den Ablauf des sechsten 
Jahres stattzufinden hat || Für die nach Inkrafttreten dieses Gesetzes ange- 
stellten Geistlichen beginnt die sechsjährige Amtsdauer mit dem Tage ihrer 
jeweiligen Wahl und Wiederwahl. || IV. Besondere Bestimmungen. || § 44 
Auf Grundlage dieses Gesetzes ist die gesammte kirchliche Gesetzgebung einer 
Revision zu unterwerfen. || Namentlich sind durch Decrete des Grossen Rathes 
und nach den hienach aufgestellten Grundbestimmungen folgende Gegenstände 
näher zu ordnen: || A. Die Organisation der evangelisch-roforuiirten 
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EirchensyDode. || § 45. Als oberste Vertretung der eTangelisch-reformirten Nr. 6079 
Landeskirche wird eine allgemeine Cantons- oder Landessynode aufgestellt, Schweiz 
bestehend aus Abgeordneten, welche von den Kirchgemeinden nach festzustel- (^n»). 

5111 (lf*4i Ifi'H 

lendeu; möglichst gleichmässigen kirchlichen Wahlkreisen in der Weise frei 
ans Geistlichen und Laien zu ernennen sind; dass auf je 3000 Seelen refor- 
mirter Bevölkerung des Kreises ein Abgeordneter kommt, wobei eine Bruch- 
zahl über 1500 Seelen ebenfalls zur Wahl eines Abgeordneten berechtigt, {j 
Die Organisation von Bezirkssjnoden sowie die Festsetzung ihrer Verrichtun- 
gen bleibt, unter Vorbehalt staatlicher Genehmigung, der Cantonssynode flber- 
lassen. || § 46. Ein frei aus der Mitte der Cantonssynode zu erwählender stän- 
diger Vorstand derselben (Synodalrath) bildet die oberste Verwaltungs-, Auf- 
sichts- und Vollziehungsbehörde der evangelisch^ reformirten Kirche. || §. 47. 
Der Cantonssynode und, innert den Grenzen der erhaltenen Competenz, ihrem 
Vorstünde stehen folgende Befugnisse zu: {{ 1. Das Recht, alle inneren Ange- 
legenheiten der evangelisch-reformirten Kirche zu ordnen, jedoch unter Vor- 
behalt des Rechtes der Genehmigung des Staates (§ 80 der Staatsverfassung 
und § 49 dieses Gesetzes) und des Veto's der Kirchgemeinden nach Mit- 
gabe der hienach folgenden Bestimmung. || Wenn ein Dritttheil der Stimmbe- 
rechtigten einer Kirchgemeinde oder der Kirchgemeinderath die Abstimmung 
über einen Erlass oder Beschluss der Cantonssynode verlangt, so ist sofort 
eine Kirchgemeindevcrsammlung zusammenzubcrufen, und wenn diese mit ab- 
soluter Mehrheit sich gegen den in Frage stehenden Gegenstand ausspricht, 
so gilt derselbe für die betreffende Kirchgemeinde als verworfen. — Dieses 
Einspruchsrecht (Veto) ist innerhalb sechs Monaten vom Tage der Bekannt- 
machung des betreffenden Erlasses oder Beschlusses an geltend zu machen. 
2. Das Antrags- und Vorberathungsrecht in äusseren Kirchenangelegenheiten. 
Alle Angelegenheiten, welche sich auf die christliche Lehre, den Cultus, die 
Seelsorge und die religiöse Seite des Pfarramtes beziehen, sind innere kirch- 
liche Angelegenheiten. || B. Die Organisation der katholischen Kirchen- 
commission. || §48. Die katholische Kirchencommission oder Synode mit den 
ihr durch § 80 der Staatsverfassung zugetheilten Verrichtungen ist nach einem 
dem § 45 dieses Gesetzes entsprechenden Modus zu organisiren. || C. Das 
staatliche Genehmigungsrecht || § 49. Alle Erlasse und Verordnungen 
kirchlicher Oberbehörden unterliegen dem Genehmigungsrecht (Placet) des 
Staates. || Die Genehmigung darf jedoch nur insoweit verweigert werden, als 
der Inhalt des Erlasses in die staatliche Ordnung und Gesetzgebung eingreift. {{ 
Werden solche Erlasse und Verordnungen ohne vorher eingeholtes und ertheil- 
tes Gutheissen bekannt gemacht oder vollzogen, so haben sie keine Verbind- 
lichkeit, und es sind die Geistlichen sowie die Kirchgemeinderäthe verpflichtet, 
deren Bekanntmachnng oder Vollziehung zu unterlassen und der Staatsbehörde 
unverzüglich davon Anzeige zu machen. || Widerhandlungen gegen diese Ver- 
pflichtung werden nach Mitgabe des Verantwortlichkeitsgesetzes behandelt. {| 
D. Die Leistungen des Staates gegenüber den Geistlichen. (§50. DIq 
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Nr. 6079 Baarbcsoldungeii der Geistlichen der anerkannten Kirchgemeinden und öflfent- 
Schweiz Hchcn Anstalten werden im Sinne der Aufbesserung, und zwar der Gesammt- 
(Bern). summc uach um 25®/« , durch Decret des Grossen Rathes normirt und richten 
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sich nach dem System der Progression im Dienstalter. Die Progression beginnt 
mit dem Eintritt des Betreffenden in den bernischen Kirchendienst und dauert 
fort, solange er in demselben verbleibt. || Die übrigen Leistungen des Staates, 
namentlich bezüglich auf den Unterhalt sowohl der Pfarrwohnungen als auch 
der Kirchengebäude (Kirchenchöre) sowie hinsichtlich des unentgeltlichen Ge- 
nusses der Pfarrwohnung nebst Dcpendenzen, des Pfarrgartens nebst wenig- 
stens einer halben Jucharte Pflanzland und des der Pfarrei zukommenden 
Holzes oder der jeweilen hieftir ausgesetzten Entschädigung, sollen da, wo 
sie nicht bereits auf den Gemeinden lasten oder von denselben übernommen 
werden, in bisher üblicher Weise fortbestehen; ebenso die Zulagen an die 
beschwerlichsten Bergpfarreien H Mit den Leistungen, welche der Staat in Folge 
dieses Gesetzc^s anerkennt, fallen alle Ansprüche an das sog. Kirchengut dahin. 
jl E. Die Verwaltung der örtlichen Kirchengüter und das kirchliche 
Steuerwesen.||§51. Die örtlichen Kirchengüter dürfen nur ihrem Zweck und 
ihrer Bestimmung gemäss verwaltet und verwendet werden. Das Nämliche gilt von 
öffentlichen Stiftungen und Anstalten zu kirchlichen und religiösen Zwecken. || 
§ 52. Zu örtlichen Steuern, die den Cultus betreffen, darf nur derjenige an- 
gehalten werden, welcher der betreffenden Confession oder kirchlichen Namens- 
bezeichnung angehört. || Die nähere Ausführung dieser Bestimmung ist einem 
Decret vorbehalten. || F. Die Errichtung einer höheren katholisch- 
theologischen Lehranstalt II §. 53. Es ist im Anschluss an die cantonalc 
Hochschule, und zwar als Facultät, oder dann im Anschluss an ein anderes 
cantonales oder eidgenössisches Institut, eine höhere katholisch-theologische 
Lehranstalt zu errichten. || Für die wissenschaftliche Ausbildung katholischer 
Priesteramtscandidaten ist ein Stipendiencredit auszusetzen, welcher ausschliess- 
lich an diejenigen ausgerichtet werden soll, die an der Staatsanstalt oder an 
den von den Staatsbehörden bezeichneten Anstalten studiren. || V. Schluss- 
bestimmungen. |' §. 54. Dieses Gesetz tri:)t nach dessen Annahme durch das 
Volk in Kraft.. Der Grosse Rath und der Regierungsrath haben die zu dessen 
Ausführung nothwendigen Decrete, Verordnungen, Reglementc u. s. w. zu er- 
lassen. II §. 55. Durch dieses Gesetz und die dasselbe ausführenden Erlasse 
der competenten staatlichen und kirchlichen Behörden werden auf den Zeit- 
punkt des Inkrafttretens desselben, beziehungsweise der betreffenden Erlasse, 
alle mit ihnen im Widerspruche stehenden Bestimmungen der gegenwärtigen 
Gesetzgebung aufgehoben, p Namentlich werden aufgehoben: || [folgt die Nennung 
dieser Gesetze] . . . Bern, den 30. Weinmonat 1873. 

Im Namen des Grossen Rathes: 

Der Präsident Der Staatsschreiber 

P. Migy. M. V. Stürler. 
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Nr. 6080. (343.) 

BAIESK. Ministerial-ErlasS; betreffend den Vollzug des Concor- 
dates. — Aufhebung des Ministerialerlasses vom 8. April 1852, betreffend 

den Vollzug des Concordates. [Vgl. Nr. 4789 (54).] 

Mit allerhöchster Genehmigung wird die unterm 8. April 1852 erlassene N' ®*^ 
Ministerialentschliessung, den Vollzug des Concordates betreffend, hiermit ausser Baieni. 
Wirksamkeit gesetzt und den königlichen Kreisregierungen, Kammern des 2o^<>^- ^^'^• 
Innern, folgendes zur Kenntnissnahme und genauen Darnachachtung eröffnet: 11 
1. Es sollen in allen bei den Verwaltungsstellen und Behörden vorkommenden 
Geschäftsgegenständen kirchlicher und kirchenpolitischcr Natur, wie es der 
Staatsverfassung entspricht, die bestehenden Grundgesetze des Staates sowie 
die übrige hierher bezügliche Gesetzgebung des Landes die Norm geben und 
nach den Regeln des Rechtes ihrem ganzen Inhalte nach zur Anwendung ge- 
bracht werden; in gleicher Weise behält es bei den auf Grund dieser Gesetz- 
gebung erlassenen Verordnungen und Instructionen sein Bewenden; demzufolge 
tritt in allen jenen Fällen, in welchen und soweit die angegebenen Abschnitte 
der Ministerialentschliessung vom 8. April 1852 auf das bestehende Recht 
hinweisen, oder Zuständigkeiten der Staatsorgane, wie sie im Jahre 1852 schon 
bestanden haben, vorbehalten, durch die Zurücknahme der eben allegirten Ent- 
Schliessung keine Veränderung ein. || IL Im Einzelnen werden folgende An- 
ordnungen getroffen: || 1) Die in Ziffer 8 der Entschliessung gesetzten Be- 
dingungen zur Erlangung von Kirchen-, namentlich Pfarrpfründen bleiben auf- 
recht erhalten; insbesondere ist in Bezug auf die Concursprüfung der katho- 
lischen Pfarrcandidaten nach den Vorschriften der a. V. vom 28. September 
1854 (Archiv Bd. 8, S. 424 ff.) gleichen Betreffs zu verfahren; ebenso bleibt 
die Verleihung des landesherrlichen Tischtitels, welchen der König dem Weih- 
candidaten auf geziemendes Ansuchen aus Gnade verleiht, sowie die Festsetzung 
dor Bedingungen zur Erlangung desselben der allerhöchsten Beschlussfassung 
vorbehalten. || 2) Hinsichtlich der Verleihung kirchlicher Pfründen seitens der 
Herren Erzbischöfe und Bischöfe wird auf Art 11, Abs. 6 des Concordates 
Bezug genommen. || 3) Bei dem in Ziffer 10 der gedachten Entschliessung vor- 
geschriebenen Verfahren in Fällen von Pfründeresignationen und bei Feststel- 
lung der Vicarsgehälter hat es auch fernerhin sein Verbleiben, J 4) Bei Be- 
setzung von königlichen Patronatspfarreien sollen die Bischöfe wie bisher mit 
ihrem Gutachten vernommen werden, ohne dass jedoch hierdurch die berich- 
tende Verwaltungsstelle in der selbstständigen Würdigung der einzelnen Be- 
werbungen eingeschränkt oder aber Se. Majestät der König in der freien Aus- 
übung des Besetzungsrechtes irgendwie behindert sein soll. H 5) Die in Ziffer 
12 der Entschliessung vom 8. April 1852 in Bezug genommene Instruction 
vom 20. Juni 1851 „die Abhaltung ausserordentlicher kirchlicher Feierlich- 
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Nr. 6080 keiten betreffend" bleibt aufrecht erhalten. 11 6) Bezüglich der in Ziffer 16 der 

(848) 

3^{,„' Entschliessung verbehaltenen Anzeige über die Aufstellnngen von Vorständen 
20.NOT. 1878. und Lehrern an bischöflichen Seminarien wird auf die Ministerialentschliessung 
vom 4. Juni 1846 (DöUinger, Verord.- Samml. Bd. 23, §. 1931, S. 124) ver- 
wiesen. Hiemach ist das Weitere zu verfügen und von vorstehender Ent- 
schliessung der oberhirtlichen Stelle, welche im Regierungsbezirke ihren Sitz 
hat, eine Abschrift mitzutheilen. 

München, 20. November 1875. 

Dr. v. Lutz. 



Nr. 6081. (344.) 

KOMISCHE CÜEIE. Encjclica Papst Pius' IX., gerichtet an alle 

Patriarchen, Primaten, Erzbischöfe etc. — Verdammt die üebergriffe 

der Staatsgewalt in Italien, der Schweiz, Deutschland etc. 

Lat Orig. Yering, Archiv etc. Bd. XXXI p. 186 ff. 

[Auszug.] 

Nr. «061 ... Seitdem unter der Zulassung Gottes diese berühmte Stadt, Unsere 

Rftm'^rie. ^auptstadt, mit den Waffen erobert und der Herrschaft eines Geschlechtes 
2i.Ho¥. 1873. von Menschen unterworfen worden ist, welche das Recht verachten und Feinde 
der Religion sind und welche die göttlichen und menschlichen Dinge auf den- 
selben Fuss stellen, ist nicht ein einziger Tag vergangen, der nicht Unserem 
bereits von Kränkungen und Aergernissen aller Art durchbohrten Herzen eine 
neue Wunde zugefügt hätte. ... So nimmt man Uns nach und nach mit 
arglistiger Kunst alle Mittel und alle Werkzeuge, welche Uns dienen, die 
Kirche zu leiten und zu regiereu. Daraus kann man die Unwahrheit jener 
kühnen Behauptung erkennen, dass mau in der, Unserer Macht entrisseneu 
Stadt den römischen Pontifex nicht beeinträchtigt habe in der freien Aus* 
Übung seines geistlichen Amtes und in allen Acten, welche seine Beziehung 
gen mit der katholischen Welt betreffen. Es wird im Gegentheil jeden Tag 
augenscheinlicher, dass Wir jedesmal nach der ganzen Wahrheit und in allem 
Rechte redeten, wenn Wir die Anklage erhoben, dass die sacrilegische Weg* 
nähme Unserer Gewalt den Zweck habe, die Macht und Wirksamkeit des 
päpstlichen Primates zu zerstören und selbst wo möglich die katholische Re- 
ligion ganz verschwinden zu lassen. || Es ist aber nicht wegen dieser Leiden, 
welche Unsere Stadt und ganz Italien erduldet, dass Wir Uns hauptsächlich 
entschlossen haben ^ an Euch zu schreiben; ja, Wir würden diese Bekümmer-*> 
niss unserer Seele vielleicht sogar mit Stillschweigen übergehen, da die gött- 
liche Milde sie zugelassen hat, wenn wir den herben Schmerz lindern könnten, 
von dem so viele Bischöfe, Priester und Laien in andern Ländern heimgesucht 
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werden. || Es ist Euch in der That nicht unbekannt, ehrwürdige Brüder, dass ^'\*J^* 
einige Gantone des helvetischen Bundes — angereizt nicht sowohl durch B«m. curie. 
die Irrgläubigen, von denen sogar manche diese Attentate abgewiesen haben, ^i-Nov.ists. 
sondern durch die heftigen Anhänger der Secten, welche sich überall der Ge- 
walt bemächtigt haben — alle Ordnung umgcstossen und selbst die Grund- 
lagen der Constitution der Kirche Jesu Christi untergraben haben, nicht nur 
gegen alle Grundsätze der Gerechtigkeit und der Vernunft, sondern auch mit 
Brechung des öffentlich gegebenen Wortes, da nach den Bestimmungen der 
feierlichen, durch die Zustimmung und die Autorität der Bundesgesetze be- 
stätigten Verträge die religiöse Freiheit der Katholiken vollkommen gesichert 
sein sollte. Bereits in Unserer Allocution vom 23. December v. J. haben wir 
diese, der Religion durch die Regierungen dieser Cantone, „sei es durch Ent- 
scheidung über Dogmen des katholischen Glaubens, sei es durch Begünstigung 
der Abtrünnigen oder durch das Verbot der Ausübung der bischöflichen Ge- 
walt,'' angethane Vergewaltigung beklagt Aber die auf Unseren Befehl durch 
Unseren Geschäftsträger dem Bundesrathe überbrachten gerechten Klagen sind 
durchaus verkannt worden, und man hat auch den von den Katholiken jeden 
Ranges vorgebrachten und von dem schweizerischen Episcopate häufig wieder- 
holten Anforderungen nicht mehr Rechnung getragen. Man hat sogar den 
früheren Ungerechtigkeiten neue und schwerere hinzugefügt || Denn nach der 
gewaltsamen Vertreibung Unseres ehrwürdigen Bruders Caspar, Bischofs von 
Hebron und apostolischen Vicars von Genf, einer Austreibung, weljche für das 
Opfer so schön und so glorreich gewesen ist, wie schimpflich und 8chmä]ilich 
für die, welche sie befohlen und ausgeführt haben, hat die Regierung von Genf 
am 23. März und am 27. August d. J. zwei Gesetze erlassen, welche ganz 
dem im October des Jahres zuvor publicirten Entwürfe entsprachen, welcher 
von Uns in der vorbesagten Allocution verurtheilt worden war. So hat diese 
Regierung sich das Recht angemaasst, in diesem Canton die Constitution der 
katholischen Kirche zu reformiren und dieselbe zu einer demokratischen Form 
zu bringen, indem man den Bischof der Civilbehörde unterwirft, sowohl was 
die Ausübung seiner eigenen Jurisdiction und Verwaltung, als auch die Ueber- 
tragung seiner Vollmachten betrifft, ihm untersagt, sein Domicil in dem Canton 
zu nehmen, die Zahl der Kirchensprengel und ihre Grenzen bestimmt, die 
Form und die Bedingungen der Wahl der Pfarrer und Vicare, die Fälle und 
den Modus ihrer Absetzung und Suspension vorschlägt, den Laien das Recht, 
sie zu ernennen, zuspricht, ebenso den Laien die weltliche Verwaltung des 
Cultus anvertraut, mit Einem Worte, dieselben als Inspectoren an die Spitze 
der kirchlichen Angelegenheiten stellt. Ausserdem ist es durch diese Gesetze 
festgestellt, dass ohne die Erlaubniss der Regierung, welche immer widerruflich 
bleiben soll, die Pfarrer und Vicare keine Function ausüben, noch höhere 
Würden annehmen dürfen, als die, mit welchen sie durch die Wahl des Volkes 
bekleidet sind; endlich, dass sie der Civilgewalt gegenüber durch einen Eid- 
schwur gebunden sind, dessen Wortfassung einen wirklichen Glaubensabfall 
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Nr. 6081 darstellt. Es kann Niemand verkennen, dass dergleichen Gesetze nicht nur 
Rom. Curie. nichtig Und von keiner Gewalt sind, weil der Gesetzgebung der Laien und 
2i.Noy.i873. j^Qßij mehr der der Andersgläubigen die Macht fehlt, sie zu geben, sondern 
auch wegen der Dinge, welche sie solcherweise befehlen und die im Wider- 
spruche stehen mit den Dogmen des katholischen Glaubens und der von dem 
tridentinischen Concil und den päpstlichen Constitutionen sanctionirten Kirchen- 
disciplin, so dass diese Gesetze von Uns durchaus missbilligt und verworfen 
werden müssen. || Darum und kraft der Pflichten Unseres Amtes und durch 
Unsere apostolische Machtvollkommenheit verwerfen Wir sie feierlich und ver- 
dammen sie, zu gleicher Zeit erklärend, dass der Eidschwur, den sie vor- 
schreiben, unerlaubt und durchaus sacrilegisch ist; ausserdem erklären Wir, 
dass alle diejenigen, welche unter der Regierung von Genf oder anderswo nach 
den Bestimmungen dieser Gesetze oder in ähnlicher Weise durch die Ab- 
stimmung des Volkes und die Bestätigung der Civilgewalt gewählt, ein kirch- 
liches Amt anzunehmen wagen, ipso facto der grossen Excommunication 
verfallen, welche diesem heiligen Stuhle vorbehalten ist, und den anderen 
canonischen Strafen; dass folglich die Gläubigen gemäss den göttlichen Vor- 
schriften sie alle zu fliehen haben als Fremde und Räuber, die nur kommen, 
um die Schafe des Herrn zu bestehlen, zu tödten und zu verderben. (Ev. Johannis 
10, 5, 10.) II Traurig und verderblich sind die Dinge, an welche Wir erinnert 
haben; aber es haben sich noch verderblichere Dinge ereignet in fünf von den 
sieben Cantonen, aus welchen die Diöcese von Basel besteht, nämlich in 
Solothum, Bern, Baselland, Aargan und Thurgau. Auch dort sind, betreffend 
die Wahl und die Absetzung der Pfarrer und Vicaro, Gesetze erlassen worden, 
welche die Regierung der Kirche und die göttliche Verfassung derselben um- 
stossen, indem sie das geistliche Amt einer weltlichen und ganz schismatischen 
(iewalt unterwerfen. Folglich verwerfen und verdammen Wir diese Gesetze, 
namentlich dasjenige, welches am 23. December des Jahres 1872 von der 
Regierung von Solothurn gegeben worden ist, und Wir wollen, dass man sie 
für alle Zeiten als verworfen und verdammt betrachte. Da nun Unser ehr- 
würdiger Bruder Eugen, Bischof von Basel, mit gerechter Entrüstung und 
apostolischer Standhaftigkeit gewisse ihm vorgeschlagene Artikel, die in einem 
Conciiiabulum oder einer sogenannten Diöcesanconferenz beschlossen worden, 
in welcher fünf Delegirte obengenannter Cantone sassen, zurückgewiesen hat, 
ist er deshalb von seinem Bisthum entsetzt, aus seinem Hause vertrieben und 
gewaltsamer Weise in die Verbannung gestossen worden. Er hatte jedoch 
durchaus zwingenden Grund, diese Artikel zurückzuweisen; denn sie griffen die 
bischöfliche Autorität an, stürzten die hierarchische Regierung um und be- 
günstigten offen die Häresie. Seitdem wurden alle möglichen Listen und 
Vexationen in diesen fünf Cantonen begangen, um das Volk und den Clerus 
«um Schisma mit fortzureissen. Zu gleicher Zeit, als man dem Clerus jeden 
Umgang mit dem verbannten Hirten untersagte, wurde dem Capitel zu Basel 
Befehl gegeben, zur Wahl eines Capitelvicars und eines Administrators zu 
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schreiten, als wenn der Bischofssitz wirklich vacant wäre; doch das Capitel Nr. «oei 

(844). 

wies den Gedanken an ein so unwürdiges Attentat durch einen öffentlichen Köm. Cane. 
Protest muthvoller Weise zurtlck. Indessen wurden durch ürtheil und Decret**-Nor.i878. 
der Civilbehörde zu Bern neunundsechzig Pfarrer des Jura aufgefordert, nicht 
mehr die Pflichten ihres Amtes zu verrichten und femer ihre Functionen 
niederzulegen, und dies aus dem einzigen Grunde, weil sie öfifentlich erklärt 
hatten, keinen anderen Bischof und Hirten anzuerkennen, als Unseren ehr- 
würdigen Bruder Eugen, und sich um keinen Preis schändlicher Weise von der 
Einheit der Kirche zu trennen. So ist es gekommen, dass dieser ganze Di- 
strict, der beständig den katholischen Glauben bewahrt hat und ehedem mit 
dem Ganton Bern unter der Bedingung und mit der Festsetzung vereinigt 
worden war, dass die freie Ausübung der Religion stets unbeschadet erhalten 
werden solle, dass dieser District sich der Pfarrversammlungen, der Feierlich- 
keiten der Taufen, der Trauungen und Beerdigungen beraubt sieht, und dies 
trotz der Proteste, Reclamationen und Klagen der Menge der Gläubigen, die 
durch diese allergrösste Ungerechtigkeit zu der Alternative verurtheilt ist, 
entweder ketzerische oder schismatische, iluien von der weltlichen Behörde 
aufgelegte Seelsorge zu erhalten, oder alles geistlichen Beistandes und priester- 
lichen Dienstes beraubt zu sein . . . || In Nachahmung dieser edlen Stand- 
haftigkeit der Gläubigen in der Schweiz folgen der gläubige Clerus und das 
gläubige Volk in Deutschland mit einem nicht weniger empfehlenswerthen 
Eifer dem erlauchten Beispiel ihrer Bischöfe. Diese letzteren sind in der That 
ein Schauspiel für die Welt, für die Engel und für die Menschen geworden, 
die sie betrachten, bewaffnet mit dem Panzer der katholischen Wahrheit und 
mit dem Helme des Heils, überall mit Tapferkeit die Kämpfe des Herrn aus- 
fechtend. Ja, allerseits bewundert man um so mehr ihre Seelengrösse und 
unbesiegbare Standhaft igkeit und preist ihre Tugenden um so mehr mit den 
grössten Lobsprttchen, als die grausame Verfolgung gegen sie sich täglich mehr 
ausdehnt im deutschen Reich und besonders in Preussen. || Nach den zahl- 
reichen und schweren Ungerechtigkeiten, die im letzten Jahre der katholischen 
Kirche angcthan worden sind, hat die preussische Regierung durch die härte- 
sten und unbilligsten Gesetze, die mit ihrem früheren Verhalten im schroffsten 
Widerspruche stehen, die Erziehung und Bildung des Clerus so vollständig der 
Laiengewalt unterworfen, dass es dieser zusteht, zu untersuchen und zu ent- 
scheiden, in welcher Weise die Cleriker für das priesterliche und seelsorgerische 
Leben unterrichtet und gebildet werden sollen. Sie geht aber noch weiter 
und verleiht der nämlichen Gewalt das Recht, über die Verleihung der kircli- 
lichen Aemter und Beneficien zu erkennen und zu urtheilen und sogar die 
Seelsorger dieser Aemter und Beneficien zu berauben. Um aber noch voll- 
ständiger und schneller die kirchliche Regierung und die Ordnung der hierar- 
chischen Unterordnung einzureissen, die von unserem Herrn Jesus Christus 
selbst errichtet ist, stellen diese Gesetze mehrfache Hindernisse dagegen auf, 
dass die Bischöfe mit canonischen Censuren und Strafen, je nach Umständen, 
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Nr. 6081 für (las Heil der Seele oder die Reinheit des Unterrichts in den katholischen 

(844). 

B6m. Curie. Schulcn, odcr für den ihnen von den Geistlichen geschuldeten Gehorsam sorgen. 

21.N0V. 1873. £jj Wahrheit ist es kraft dieser Gesetze den Bischöfen nicht erlaubt, anders 
diese ihre Pflicht zu erfüllen, als nach dem Gutdünken der bürgerlichen Ge- 
walt und in Gemässheit der von eben derselben aufgestellten Regeln. Damit 
endlich gar nichts an dieser vollständigen Bedrängung der katholischen Kirche 
fehle, ist ein königlicher Gerichtshof für kirchliche Dinge eingerichtet worden, 
vor welchen die ehrwürdigen Bischöfe und Priester eben so gut durch ihre 
Untergebenen wie durch die öffentlichen Magistrate gebracht werden können, 
so dass sie gleich Angeklagten das Gericht über sich ergehen lassen müssen 
und dass sie in die Lage kommen können, Zwang zu erleiden in der Ausübung 
ilires geistlichen Amtes. || So kommt es, dass die allerheiligste Kirche Christi, 
der durch feierliche und wiederholte Versprechen und durch regelrechte Ver- 
träge die souveränen Fürsten die nothwendige und vollständige Freiheit der 
Religion garantirt hatten, heute in jenen Orten weint, wo sie aller ihrer Rechte 
beraubt und den Angriffen von Feinden ausgesetzt ist, die sie mit einem ent- 
scheidenden Untergange bedrohen. Denn die neuen Gesetze beabsichtigen, ihr 
die Möglichkeit der Existenz zu entziehen. Es ist also nicht zu verwundem, 
dass in diesem Reiche die frühere religiöse Ruhe durch derartige Gesetze 
eben so wie durch die übrigen Handlungen und Pläne der preussischen Re- 
gierung gegen die Kirche schwer gestört ist Aber Niemand wird die Schuld 
hieran auf die Katholiken des deutschen Reiches wälzen können. Denn wenn 
man es den Katholiken als ein Verbrechen anrechnen will, wenn sie sich nicht 
bei diesen Gesetzen beruhigen, die sie sich nicht mit ruhigem Gewissen ge- 
fallen lassen können, so muss man ans dem nämlichen Grunde und auf dieselbe 
Art die Apostel Jesu Christi und die Märtyrer anklagen, die lieber die 
schlimmsten Martern und selbst den Tod erduldeten, als dass sie ihre Pflichten 
verrathen und die Gesetze ihrer heiligen Religion durch Gehorsam gegen die 
gottlosen Befehle der die Christen verfolgenden Fürsten verletzt hätten. Ge- 
wiss, ehrwürdige Brüder, wenn es keine anderen Gesetze gäbe, als diejenigen 
der bürgerlichen Gewalt, und wenn diese Gesetze einer höheren Ordnung an- 
gehörten, so dass man sie anerkennen muss, und es untersagt wäre, sie zu ver- 
letzen, wenn folgerichtig eben diese bürgerlichen Gesetze die höchste Regel 
des Gewissens bildeten nach der abgeschmackten und gottlosen Lehre einiger 
^ Leute, so wären die ersten Märtyrer und diejenigen, welche sie nachgeahmt 
haben, eher werth, getadelt als geehrt und gelobt zu werden, dafür, dass sie 
ilir Blut vergossen haben für den Glauben Christi und die Freiheit der Kirche; 
ja, noch mehr: es wäre gar nicht gestattet gewesen, gegen die Gesetze und 
den Fürsten zum Trotz die christliche Religion zu verbreiten und auszudehnen 
und mit Einem Worte, die Kirche zu gründen. Und dennoch lehrt der Glaube 
und sagt die menschliche Vernunft, dass eine doppelte Ordnung der Dinge be- 
steht, und dass man zwei Gewalten auf Erden unterscheiden muss, eine natür- 
liche; beauftragt, über die Ruhe der menschlichen Gesellschaft und über die 
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weltlichen Angelegenheiten zu waclien, und eine zweite, deren Ursprung über- N'- ■<** 
natürlich ist, die an der Spitze des Reiches Gottes, nämlich der Kirche Jesu a^m. cori«. 
Christi, steht und die von Gott eingesetzt ist für den Frieden der Seelen und^iNor.isrs. 
ihr ewiges Heil. Nun sind aber die Obliegenheiten dieser doppelten Gewalt 
sehr weise geregelt in der Art, dass man Gott geben soll, was Gottes ist, und 
dem Kaiser, was des Kaisers ist In der That: Wenn der Kaiser gross ist, 
so ist er doch kleiner als der Himmel, denn der Kaiser hängt von dem ab, 
von dem der Himmel und jedes Geschöpf abhängt! (TertulL apolog. cap. 30.) 
Nun hat sich die Kirche gewiss nie von dieser göttlichen Vorschrift entfernt, 
sie, die überall und immer sich Mühe gibt, den Geist ihrer Gläubigen mit der 
Unterwerfung zu erfüllen, die sie den Fürsten und den weltlichen Rechten der 
Fürsten gegenüber unverbrüchlich zu bewahren wünscht. Immer hat die Kirche 
mit dem Apostel gelehrt, dass die Fürsten da sind nicht zum Schrecken derer, 
die das Gute, sondern zum Schrecken derer, die das Böse thun, und sie be- 
fiehlt, dass die Gläubigen gehorchen sollen nicht allein aus Furcht vor dem 
Zorn des Fürsten und weil derselbe dass Schwert trägt, um zu bestrafen, wer 
Böses thut, sondern auch des Gewissens halber und weil in seinem Amte der 
Fürst der Diener Gottes ist. (Rom. 13, 3 seqq.) Aber diese Furcht vor dem 
Fürsten hat die Kirche nur empfohlen in Bezug auf böse Thaten und schliesst 
sie vollständig aus von allem, was den Gehorsam des göttlichen Gesetzes be- 
trifft. Denn sie erinnert sich dessen, was der heilige Petrus den Gläubigen 
lehrt: „Niemand aber unter euch leide als ein Mörder oder Dieb, oder Uebel- 
thäter, oder als einer, der fremdes Gut verlangt. Leidet er aber als ein Christ, 
so schäme er sich nicht, ehre aber Gott in solchem Falle.'' (1. Pet. 4, 15, 16.) j| 
Da sich die Sache so verhält, ehrwürdige Brüder, so begreift ihr leicht, welcher 
Schmerz Unsere Seele hat erfüllen müssen, als Wir neulich in einem Briefe, 
den Uns der Kaiser von Deutschland selbst schickte, eine eben so schroffe 
als unerwartete Anklage gegen einen Theil — wie dort gesagt ist — der 
Katholiken lasen, die seine Unterthanen sind, besonders aber gegen den katho- 
lischen Clerus von Deutschland und gegen die Bischöfe. Und was ist der 
Grund dieser Anklage? Nun, dass dieselben, weder Gefängniss noch Drangsale 
scheuend und ihr Leben nicht höher schätzend als ihre Seele (Act 20, 24), 
sich weigern, den Gesetzen zu gehorchen, deren Wir Erwähnung gethan haben, 
und zwar mit der nämlichen Standhaftigkeit, die sie bewiesen haben, bevor 
dieselben erlassen waren, als ihre Einsprache die ganze Ungerechtigkeit dieser % 
Gesetze darlegte und als sie sich darüber in gewichtigen Bittschriften aus- 
sprachen^ Denkmälern von Kraft und Festigkeit, gerichtet an den Fürsten, an 
seine Minister, die höchsten Versammlungen des Königreichs, unter dem Bei- 
falle der ganzen katholischen Welt und selbst mehrerer Leute der Anders- 
gläubigen. Das ist der Grund, weshalb man sie heute des Verbrechens des 
Verrathes anklagt, als seien sie im Einverständnisse und conspirirten mit den- 
jenigen, die jede Ordnung der menschlichen Gesellschaft einstürzen wollen, und 
das trotz der zahllosen und glänzenden Proben, die ihre unverbrüchliche Treue, 
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Nr. 6081 ihren Gehorsam gegen den Fürsten und ihren brennenden Eifer für die In- 
Bftm. Curie, teressen des Vaterlandes ins hellste Licht setzen. Noch mehr. Man hat an 
21.N0T. 1873. Uns selbst das Ansinnen gestellt, diese Katholiken und diese ehrwürdigen Hirten 
zum Gehorsam gegen die Gesetze zu ermahnen, was so viel heisst, wie uns 
vorschlagen, eigenhändig mit daran zu arbeiten, dass die Heerde Jesu Christi 
unterdrückt und zerstreut werde. Aber wir haben, auf Gott bauend, die Zu- 
versicht, dass der AUergnädigste Kaiser, wenn er die Sache besser erwogen 
und erkannt haben wird, einen so unglaublichen und so schlecht begründeten 
Verdacht zurückweisen wird, den er gegen seine treuesten Unterthanen gefasst 
hat, und dass er nicht länger dulden wird, dass ihre Ehre so schändlichen 
Angriffen ausgesetzt werde, oder dass man eine unverdiente Verfolgung gegen 
sie noch mehr verlängere. Wir würden übrigens an dieser Stelle diesen Brief 
vollständig mit Stillschweigen übergangen haben, wenn er nicht vom Amtsblatte 
in Berlin ohne Unser Wissen und gegen die übliche Sitte veröffentlicht worden 
wäre, gleichzeitig mit einem anderen von Uns abgefassten Schreiben, in dem 
Wir Uns an die Gerechtigkeit des Allergnädigsten Kaisers wendeten zu Gunsten 
der katholischen Kirche in Preussen. jj Alle diese Attentate, die Wir aufge- 
zählt haben, sind vor Aller Augen. Und wenn die Klosterbrüder und die Gott 
geweihten Jungfrauien der allen Bürgern gemeinsamen Freiheit beraubt und 
mit unmenschlicher Härte vertrieben werden; wenn die öffentlichen Schulen, 
wo man die katholische Jugend unterrichtet, täglich mehr und mehr der heil- 
samen Leitung und der Aufsicht der Kirche entzogen werden; wenn die zur 
Erweckung der Frömmigkeit eingerichteten Bruderschaften und die Seminare 
selbst geschlossen werden; wenn die Freiheit der evangelischen Predigt unter- 
sagt ist; wenn man in gewissen Theilen des Königreiches verbietet, die Elemente 
der religiösen Unterweisung in der Muttersprache zu geben; wenn man den 
Pfarreien die Pfarrer entreisst, die von den Bischöfen in denselben angestellt 
worden sind; wenn diese Bischöfe selbst ihrer Einkünfte beraubt werden; wenn 
sie mit Geldstrafen überhäuft und mit dem Gefängniss bedroht werden: wenn 
die Katholiken mit Quälereien jeder Art verfolgt werden, ist es dann möglich, 
alles, was sich Uns aufdrängt, in Unsere Seele zu verschliessen und nicht die 
Religion Jesu Christi und die Wahrheit anzurufen? || Aber Wir sind noch nicht 
fertig mit den Ungerechtigkeiten, die der katholischen Kirche zugefügt werden. 
Denn dazu gehört der Schutz, den die preussische Regierung und die übrigen 
am Ruder Befindlichen des deutschen Reiches offen diesen neuen Ketzern ge- 
währen, die sich „Altkatholiken'' nennen, durch einen Missbrauch des 
Wortes, der lächerlich sein würde, wenn man nicht im Gegentheil Ströme von 
Thränen vergiessen müsste über so viele ungeheuerliche Irrthümer, die von 
dieser Secte gegen die grossen Prinzipien des katholischen Glaubens geschleu- 
dert werden, über so viele Sacrilegien, die in der Ausübung gottesdienstlicher 
Verrichtungen begangen werden, über so viel erschreckliches Aergerniss und 
endlich über den Verlust so vieler mit dem Blute Jesu Christi erkaufter Seelen. 
Was aber diese unseligen Söhne des Verderbens versuchen, und wohin sie 
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hinaus wollen, das geht genugsam aus einigen ihrer Schriften hervor, besonders ^'* ®^* 
aber aus der schäm- und gottlosen Schrift, die neulich von demjenigen ver- Böm. Cwie. 
öffentlicht worden ist, den sie sich als Pseudo- Bischof gegeben haben. Wenn ^^•^*^- ^'*' 
sie Angriffe richten gegen die wahre Jurisdictionsgewalt, die dem Papste 
und den Bischöfen als Nachfolgern der Apostel angehört, wenn sie diese Ge- 
walt aufs Volk übertragen oder, wie sie sagen, die Gemeinde, so verwerfen 
und bekämpfen sie die unfehlbare Lehrgewalt des römischen Papstes eben so 
wohl wie diejenige der ganzen lehrenden Kirche. Sie widersetzen sich dem 
hl. Geiste, den Christus seiner Kirche versprochen hat, dass derselbe immer bei 
ihr bleibe; sie behaupten mit unglaublicher Dreistigkeit, dass der römische 
Papst und mit ihm alle Bischöfe, Priester und die mit ihm durch die Einheit 
des Glaubens und der Gemeinschaft verbundenen Völker in Irrlehre gefallen 
seien, als sie die Bestimmungen des öcumenischen vaticanischen Concils be- 
stätigt und bekannt haben. Deshalb kamen sie sogar dazu, selbst die Un- 
möglichkeit, dass die Kirche in Irrthum fallen könne, zu leugnen, und sprachen 
die Lästerung aus, dass die Kirche in der ganzen Welt untergegangen sei in 
Folge dessen, dass ihr sichtbares Haupt und die Bischöfe sich geirrt. Daraus 
leiten sie für sich die Noth wendigkeit ab, einen legitimen Episcopat in der 
Person ihres Pseudo-Bischofs aufzustellen, der, „da er nicht durch die Thür 
eingetreten ist, sondern anderswo wie ein Dieb und Räuber", selbst auf sein 
Haupt die Verdammung Jesu Christi herabruft || Und dennoch: diese Unglück- 
lichen, die die Grundlagen der katholischen Religion untergraben, die alle ihre 
Kennzeichen und Eigenthümlichkeiten angreifen, die so schändliche und viel- 
fache Irrthümer aufstellen oder die sie vielmehr bei allen alten Ketzern ge- 
nommen und gesammelt haben, um sie so vor das Volk zu bringen: sie erröthen 
nichtj sich Katholiken und gar Altkatholiken zu nennen, sie, die durch ihre 
Doctrin, ihre Neuheit und ihre Zahl den Charakter des Alten und der Katho- 
licität so weit wie möglich von sich werfen . . . || Aber diese Menschen haben 
sich noch weiter und mit mehr Keckheit auf dem Wege des Unrechtes und 
der Verdammniss vorgewagt, wie es gewöhnlich bei ketzerischen Secten in 
Folge eines gerechten Gerichtes Gottes geschieht, und sie haben sich auch 
eine Hierarchie machen wollen. Sie haben also einen zum Pseudo-Bischof ge- 
wählt und eingesetzt, einen notorisch vom katholischen Glauben Abgefallenen, 
Joseph Hubert Reinkens; sodann haben sie, auf dass diesem Gewebe von 
Schamlosigkeiten nichts fehle, sich zu dessen Weihe an jene Utrechter Janse- ^ 
nisten gewendet, die sie selber, ehe sie von der Kirche abfielen, gleich allen 
anderen Katholiken für Ketzer und Schismatiker hielten. Indess dieser Joseph 
Hubert wagt, sich Bischof zu nennen, und, es übersteigt alles Glaubliche, er 
ist laut der Worte eines öffentlichen Decretes anerkannt und ernannt zum 
katholischen Bischöfe durch den Durchlauchtigsten Kaiser von Deutschland, 
welcher ihn vorsetzt als einen solchen, der die Stelle eines wirklichen Bischofs 
einnehmen und als solcher von allen seinen Untergebenen anerkannt werden 
soll. Nun setzen aber die allereinfachsten Grundsätze der katholischen IiehrQ 
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^]ui^ fest, dass Niemand als ein gesetzmissiger Bischof gelten kann, der nicht in 
B«m. Curie, der Gemeinschaft des Glaubens und der Liebe mit dem Felsen verbunden ist, 
2i.N<Mr.i878.j^^£ welchcm die Kirche Jesu Christi errichtet ward. . . . || Wir also, obwohl 
unwürdig, gesetzet auf diesen höchsten Stuhl Petri zur Bewachung des katho- 
lischen Glaubens, damit die Einheit der allgemeinen Kirche bewahret und be- 
schützet werde, Wir erklären gemäss dem Beispiele unserer Vorgänger und 
den Normen der heiligen Gesetze, kraft der Macht, die Uns vom Himmel ver- 
liehen ward, nicht allein, dass die Wahl besagten Joseph Hubert Reinkens', 
weil entgegen den heiligen Canones vorgenommen, unerlaubt, umsonst und durch • 
aus nichtig geschah und dass diese Consecration gotteslästerlich ist; wir ver- 
werfen und verabscheuen sie nicht bloss, sondern kraft der Autorität des all- 
mächtigen Gottes excommuniciren und anathematisiren wir diesen selbigen 
Joseph Hubert und mit ihm alle diejenigen, die ihn zu wählen gewagt, die die 
Hände zu seiner gotteslästerlichen Wahl geliehen, alle, welche mitgewirkt und, 
nachdem sie zu seiner Partei übergetreten, ihm Beistand, Gunst, Hilfe oder 
Zustimmung ertheilt haben. Wir erklären, verordnen und erlassen, dass sie 
von der Gemeinschaft der Kirche getrennt sind und unter die Zahl derjenigen 
gerechnet werden sollen, mit denen der Apostel allen Christen den Verkehr 
und Umgang solchergestalt verboten hat, dass er vorschreibt, ihnen nicht 
einmal mehr den Gruss zu entbieten. || Durch alle diese Thatsachen, die Wir 
mehr um sie zu beklagen, als um sie zu erzählen, berührt haben, wird Euch, 
ehrwürdige Brüder, hinreichend dargethan sein, wie traurig und gefahrvoll die 
Lage der Katholiken in den von uns bezeichneten Ländern Europa's ist; Doch 
CS steht nicht besser und die Zeifen sind nicht ruhiger in Amerika, wo ge- 
wisse Länder den Katholiken dermaassen feindselig sind, dass ihre Regierungen 
durch ihre Handlungen den katholischen Glauben, welchen sie bekennen, zu 
verleugnen scheinen. Seit einigen Jahren hat sich dort ein schrecklicher Krieg 
gegen die Kirche, ihre Institutionen und die Rechte des päpstlichen Stuhles 
entsponnen. Wenn Wir diesen Zustand prüfen wollten, so würden Wir Vieles 
darüber zu sagen haben; aber wegen ihrer Wichtigkeit lassen sich die That-' 
Sachen nicht so beiläufig untersuchen, und Wir werden Uns bei anderer Ge- 
legenheit ausführlicher über dieselben aussprechen. P Zum Schlüsse, ehrwürdige 
Brüder, lasst uns, da wir in Zeiten leben, die uns viel zu leiden, aber auch 
viele Gelegenheit, grosse Verdienste zu erwerben, geben, vor allen Dingen als 
gute Krieger Christi niemals den Muth verlieren. . . Himmel und Erde werden 
vergehen, sagt Jesus Christus, aber meine Worte werden nicht vergehen. 
Welche Worte? Du bist Petrus, auf diesen Fels will ich meine Kirche bauen, 
und die Pforten der Hölle werden sie nicht überwältigen. Und wenn Ihr den 
Worten nicht glauben wollt, so glaubt den Thaten. Wie viele Tyrannen haben 
nicht versucht, die Kirche zu unterdrücken! Wie viele Scheiterhaufen, wie 
viele glühende Oefen, Zähne reissender Thiere, geschärfte Schwerter! Sie haben 
nichts vermocht! Wo sind die Feinde? Sie sind dem Schweigen und der Ver- 
gessenheit anheimgefallen. Und die Kirche; wo ist sie ? Sie glänzt heller als die Sonne. 
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Nr. 6082. (345.) 

FBEVBSBN. Schreiben des Oberpräsidenten von Posen (v. Günther) 
an den Erzbischof von Posen-Gnesen (v. Ledocbowski). — Vorhalten 
der staatskirchlichen Vergehen des £rzbischofes und Aufforderung sein Amt 

niederzulegen. 

Posen, den 24. November 1873. 
Die Haltung, welche Ew. Erzbischöfliche Gnaden den Bestimmungen Nr. 6O82 
vieler in voller Geltung befindlichen Gesetze gegenüber einzunehmen belieben; prenwen. 
hat schon seit längerer Zeit die ernste Aufmerksamkeit der königlichen 24.Nor.i878. 
Staatsregierung in Anspruch nehmen müssen. Eine ganze Reihe im Laufe des 
letzten Jahres zu Tage getretener Thatsachen drängt zu der Ueberzeugung, 
dass Ew. Erzbischöfiiche Gnaden entschlossen sind, Gesetzen, welche unter 
Allerhöchster Sanction Sr. Majestät des Kaisers und Königs nach verfassungs- 
mässiger Beschlussnahme der Landesvertretung gehörig verkündet sind, nicht 
allein persönlich den schuldigen Gehorsam zu versagen, sondern auch den auf 
diese Gesetze gegründeten Maassnahmen der staatlichen Organe einen systema- 
tischen YTiderstand entgegenzusetzen und sowohl die Geistlichen Ihres erz- 
bischöflichen Sprengeis als auch die Ihrer geistlichen Obhut anvertrauten Laien 
zu einem gleichen gesetzwidrigen Verhalten aufzufordern und zu ermuthigen. {| 
Ew. Erzbischöflichen Gnaden erlaube ich mir zum Belege hierfür zunächst 
den Hirtenbrief vom 17. September c. ergebenst in Erinnerung zu bringen, 
durch welchen Hochdieselben an geweihter Stelle gegen das Gesetz vom 
11. Mai v.J. über die Beaufsichtigung des Unterrichts- und Erziehungswesens 
sowie gegen das Reichsgesetz vom 4. Juli v. J., betreffend den Orden der 
Gesellschaft Jesu, Missmuth zu erregen sich angelegen sein Hessen. || Ich ge- 
denke femer Ew. Erzbischöflichen Gnaden Rundschreibens vom 23. Februar 
V. J., in welchem Hochdieselben in offener Auflehnung gegen die allerhöchste 

• 

Cabinetsordre vom 26. October v.J, die Religionslehrer an den höheren Lehr- 
anstalten der Provinz zum directen Ungehorsam gegen die von den vorgesetz- 
ten Staatsbehörden getroffenen Bestimmungen aufforderten, und der daraus 
entstandenen Verwickelungen, welche zum tiefen Bedauern der königlichen 
Staatsregierung die Einstellung des katholischen Religionsunterrichts an den 
höheren Lehranstalten der Provinz mit wenigen Ausnahmen zur Folge hatten. 
Ich erwähne sodann die von Ew. Erzbischöflichen Gnaden zur Erreichung Ihrer 
Sonderzwecke eigenmächtig eingerichteten Privatreligionsschulen, in denen, 
wenn sie geduldet wären, die Jugend vor der Zeit in die Verwickelungen 
kirchlicher und politischer Parteibestrebungen hineingezogen sein würde. || In 
ganz besonders hohem Grade aber haben Ew. Erzbischöfliche Gnaden sich mit der 
allen Staatsangehörigen in gleichem Maasse obliegenden Pflicht der Achtung vor 
dem bestehenden Rechte in Widerspruch gesetzt durch die Stellung, welche Hoch- 
dieselben den Gesetzen vom 11. bis 14. Mai d. J. gegenüber genommen haben und 
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Nr. 6082 ^och fortdauemd aufrecht erhalten. Nicht allein, dass Ew. Erzbischöfliche Gnaden 
Preu«8en. CS wiederholt oflfen ausgesprochen haben, wie Sie die Gesetze nicht für rechts- 
24.NOT. 1873. verbindlich erachteten und Ihre Mitwirkung zur Ausführung derselben abzulehnen 
gewillt seien; Hochdicselben haber diesen Entschluss auch in einer grossen 
Anzahl von einzelnen Fällen consequent bethätigt und durchgeführt || Der Aus- 
übung des gesetzlich geordneten staatlichen Aufsichtsrechtes über die Clerical- 
seminarc zu Gnesen und Posen haben Ew. Erzbischöfliche Gnaden den ent- 
schiedensten Widerstand entgegengesetzt, ja sogar in dem an mich gerichteten 
Schreiben vom 17. September c. die auf Grund des § 13 des Gesetzes vom 
11. Mai c. von dem Herrn Minister der geistlichen etc. Angelegenheiten an- 
geordnete Schliessung des hiesigen Seminars als eine „Vergewaltigung^ be- 
zeichnet. Die gleiche abwehrende Haltung haben Dieselben beobachtet, als ich 
gemäss der mir durch § 6 des Gesetzes vom 12. Mai c. beigelegten Befug- 
niss die Visitation der Demeritenanstalt zu Storchnest anordnete, jj Mit völliger 
Nichtachtung der bestimmten Vorschrift des §15 des Gesetzes vom 11. Mai c. 
femer haben Ew. Erzbischöfliche Gnaden fort und fort Geistliche angestellt 
und versetzt und Vicare berufen, ohne der Hochdenselben nach der gedachten 
gesetzlichen Bestimmung obliegenden Verpflichtung auch nur in einem einzigen 
Falle zu genügen. Selbst die zahlreichen Strafen, welche gegen Ew. Erz- 
bischöfliche Gnaden wegen dieser gesetzwidrigen Handlungen zu verhängen ich 
sowohl wie die Gerichtsbehörden durch die Amtspflicht genöthigt worden sind, 
haben ebenso wenig wie die in Anwendung des § 18 Alinea 3 des Gesetzes 
vom 11. Mai c. verhängte Einbehaltung der aus Staatsfonds für den hiesigen 
erzbischöflichen Stuhl ausgesetzten Besoldung eine Befolgung des Gesetzes 
herbeizuführen vermocht In neuester Zeit hat noch die gesetzlich unzulässige 
Censur, welche gegen den Seminarlehrer Schröter hierselbst wegen dessen Be- 
theiligung an einer von Sr. Majestät dem Kaiser und Könige mit dem Ausdrucke 
des landesväterlichen Wohlwollens aufgenommenen loyalen Kundgebung ausge- 
sprochen worden ist, einen neuen Beweis dafür geliefert, dass Ew. Erzbischöf- 
liche Gnaden die Schranken der Gesetze nicht zu beobachten gesonnen sind 
und es ist hierdurch abermals das Einschreiten des Strafrichters gegen Hoch- 
dieselben noth wendig gemacht worden. Die verderblichen Folgen, welche aus 
einem derartigen Verbalten eines Würdenträgers von Ew. Erzbischöflichen 
Gnaden hoher und einflussreicher Stellung nothwendig hervorgehen mussten, 
haben sich dann auch nach verschiedenen Richtungen hin fühlbar gemacht {| 
Die innerhalb der Erzdiöcese widergesetzlich angestellten Geistlichen setzen, 
ermuthigt durch Ew. Erzbischöflichen Gnaden Ermahnung und Beispiel, den 
Anordnungen der Behörde den beharrlichsten Ungehorsam entgegen; sie ver- 
richten trotz der auf Grund des Gesetzes an sie erlassenen Verbote unbefugt 
Amtshandlungen aller Art, und schon liegt sogar eine beträchtliche Anzahl 
von Fällen vor, in welchen von ihnen bürgerlich ungiltige Trauungen vollzogen 
worden sind. Ew. Erzbischöfliche Gnaden werden die schwere Verantwortung 
für die aus solchen Acten resultirende Verwirrung der Familienverhältnisse, 
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des Ehcrechts und der Erbfolge um so weniger ablehnen können, als mein Nr. 6082 
an Sie gerichtetes dringendes Ersuchen, zur Schonung der wichtigsten Interes- yLumvi, 
sen der Parochianen in gesetzliche Bahnen wieder einlenken zu wollen, von24.NöT.i878. 
Hochdenselben unter dem 28. August c. nur mit der entschiedensten Ableh- 
nung jenes Ansinnens beantwortet worden ist und mit einer Verunglimpfung 
bestehender Gesetze, welche Sie mit den während der ersten Christenverfol- 
gung erlassenen Befehlen zur Götzenverehrung in Parallele zu setzen belieb- 
ten. II Die offene, von Ew. Erzbischöflichen Gnaden inaugurirte Auflehnung 
gegen die Staatsgesetze ist femer in die Gemeinden hineingetragen worden. 
Mehrfache, das politische Gebiet berührende Hirtenbriefe und Gebetsandachten, 
welche für die angeblich bedrängte Kirche angeordnet wurden, suchten die 
Gemüther in Aufregung zu setzen. Ein Theil der Presse wirkte in gleichem 
Sinne und thut dies noch; in mehrfachen, von Laien unterzeichneten Adressen 
ist Ew. Erzbischöflichen Gnaden gerade wegen der von Ihnen begangenen Ge- 
setzesverletzungen der Ausdruck der Verehrung entgegengebracht worden, und 
in Gemeindeversammlungen, in welchen die Parochianen vor den nachtheiligen 
Folgen der gesetzwidrig von den Geistlichen vorgenommenen Amtshandlungen 
gewarnt wurden, hat sich bereits der Geist der Unordnung offen ausgesprochen. 
II Die ernsten, mit der Fortdauer solcher Zustände verbundenen Gefahren für 
das Staatswohl nöthigen die königliche Staatsregierung jetzt zur entschiedenen 
Abwehr. Das königliche Staatsministerium, welches deshalb die geschilderten 
und ähnliche, hier nicht besonders erwähnte Vorgänge zum Gegenstande ein- 
gehender Berathung gemacht hat, ist einstimmig darüber schlüssig geworden, den 
§ 24 des Gesetzes vom 12. Mai c. über die kirchliche Disciplinargewalt etc. (Gesetz- 
sammlung S. 198) Ew. Erzbischöflichen Gnaden gegenüber in Anwendung zu 
bringen, weil Hochdieselben die auf Ihr Amt und Ihre Amtsverrichtungen bezüg- 
lichen Staatsgesetze und obrigkeitlichen Anordnungen, insbesondere die Gesetze 
vom 11. bis 13. Mai c. fortgesetzt so schwer verletzt haben, dass Ihr ferneres 
Verbleiben im Amte mit der öffentlichen Ordnung schlechtlin unverträglich ge- 
worden ist H Gemäss dem mir demzufolge ertheilten Auftrage beehre ich mich 
nunmehr, Ew. Erzbischöfliche Gnaden hierdurch unter Hinweis auf § 25 ibid. 
zur Niederlegung Ihres erzbischöflichen Amtes ganz ergebenst aufzufordern 
und Hochdieselben zu ersuchen, mich binnen einer Woche vom Tage des Ein- 
ganges meiner gegenwärtigen Zuschrift ab mit einer geneigten entsprechenden 
Rückänssenmg versehen zu wollen. Ich verbinde hiermit die ganz ergebenste Be- 
nachrichtigung, dass, falls Ew. Erzbischöfliche Gnaden wir binnen der gedachten 
Frist keine oder nicht die gewünschte Erklärung zugehen lassen möchten, ich 
genöthigt sein werde, in Gemässheit des § 26 des allegirten Gesetzes bei dem 
königlichen Gerichtshofe für kirchliche Angelegenheiten zu Berlin die Einleitung 
des Verfahrens auf Amtscntlassung gegen Hochdieselbenin Antrag zu bringen. 

Der Oberpräsident der Provinz Posen. 
(gez.) Guenther. 

StftatssrchiT. Kirehl. Icienst&cke. Sapplement II. lA 
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Nr. 6083. (346.) 

PSEVSSEN. Antwortschreiben des Erzbischofs von Posen-Gnesen 
(v. Ledochowski) an den Oberpräsidenten von Posen (v. Guenther). — 
Zurückweisung der gemachten Vorwürfe und Weigerung^ sein Amt niederzu- 
legen. 

Nr. 60S3 Wenngleich Euer Hochwohlgeboren Schreiben vom 24. d. M. Nr. 22 mich 

Piwwin. ^^^ tiefem Schmerze erfüllt hat, weil dasselbe der Vorbote neuer Bedrängnisse 
2VNoy. 1873. der kathoUscheu Kirche in meinen beiden Erzdiöcesen ist, wie auch schwerer 
Leiden und Kränkungen für die meiner oberhirtlichen Obhut anvertrauten 
Gläubigen, so ist dasselbe dennoch mir durchaus nicht überraschend und un- 
erwartet gekommen. Seitdem die königl Staatsregierung in den dem Scepter 
Sr. Majestät, unseres Allergnädigsten Kaisers und Herrn, untergebenen Landen 
den Kampf gegen die katholische Kirche begonnen hat, habe ich nur zu oft 
Gelegenheit gehabt, mich zu überzeugen, dass die Regierungsorgane von dem 
Wesen des heiligen Glaubens zu dem wir Katholiken uns bekennen, ein 
klares Verständniss nicht besitzen, noch auch zu erfassen vermögen, welche 
Pflichten dieser Glaube seinen Bekennem auferlegt. Nur so lässt es sich er- 
klären, dass Euer etc. in dem mir vorliegenden Schreiben an mich die Auf- 
forderung zur Niederlegung meines erzbischöflichen Amtes richten und, wenn 
binnen acht Tagen eine zustimmende Erklärung nicht erfolgen sollte, meine 
Amtsentlassung bei dem königl. Gerichtshofe zu Berlin zu beantragen für un- 
erlässlich erachten. || Das bischöfliche Amt habe ich mit den daran geknüpften 
Rechten und Pflichten von Gott durch die Hände seines sichtbaren Stellver- 
treters auf Erden überkommen; kraft dieser mir von Gott selbst verliehenen 
Gewalt („Spiritus sanctus posuit Episcopos regere Ecclesiam Dei'') regiere ich 
denjenigen Theil der Kirche, welchen der hL Vater mir angewiesen hat. 
Keine weltliche Macht ist daher im Stande, diese Mission mir zu entziehen. 
Allerdings kann materielle Gewalt dem katholischen Bischof die Erfüllung 
seiner erhabenen Pflichten unmöglich machen und ihn an der Wahrnehmung 
der ihm zustehenden Rechte hindern, nimmermehr aber ihn seines bischöf- 
lichen Amtes in Wirklichkeit entsetzen; denn die kirchliche, von Gott den 
Seelenhirten verliehene Gewalt kann von den Menschen nicht vernichtet werden. 
;' Von meiner Amtsentsetzung durch irgend welchen Staatsgerichtshof kann 
sonach keine Rede sein, und jeder derartige Versuch wird vor Gott, im An- 
gesichte der Kirche und der ganzen katholischen Welt ohne Bedeutung sein. 
Ich würde eben nur materiell an der Erfüllung meiner Obliegenheiten und an 
der Ausübung meiner Rechte gehindert werden können; nichtsdestoweniger 
aber würden diese Rechte unverkürzt und in ihrem vollen Umfange auch 
ferner fortbestehen und mir verbleiben, wie mich kein Gerichtshof von der 
Erfüllung der mir obliegenden bischöflichen Pflichten entbinden kann. 11 An- 
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langend die freiwillige Niederlegung meiner erzbischöflichen Würde, so könnte ^'- ^^^ 
zwar eine solche anter Umständen mit ausdrücklicher Genehmignng des hl. prevoi^ 
Vaters stattfinden. Ich darf indessen wohl die bestimmte Erwartung ausspre-^"^-^®^*^®«'- 
chen, dass Ew. etc. und die königl. Staatsregierang mich und meine Gesin- 
nung zur Genüge kennen^ um keinen Zweifel darüber aufkommen zu lassen, 
dass ich es als eine Schmach erachten würde ; unter den gegenwärtigen Ver- 
hältnissen einen solchen Schritt zu thun. Fürwahr, durchaus unwürdig wäre 
ich der erhabenen Stellung, zu welcher mich Gott in seiner Erbarmung zu be- 
rufen die Gnade gehabt hat, wenn ich meine Heerde freiwillig in dem Augen- 
blicke im Stiche lassen wollte, in welchem sie in Gefahr steht, eine Beute 
des Unglaubens, der Häresie und des Schisma zu werden. Meine Pflicht ist 
es, die geistlichen Güter meiner Diöcesanangehörigeu zu wahren und zu ver- 
theidigen, nicht aber, wenn Leiden jeglicher Art und selbst Verlust des Lebens 
drohen, freiwillig zurückzuweichen und den Mühseligkeiten und Gefahren mich 
zu entziehen. „Bonns pastor animam suam dat pro ovibus suis; mercenarius 
autem et qui non est pastor, videt lupum venientem et dimittit oves et fugif {; 
Dies sind meine Erklärungen, welche ich in Bezug auf die mir zugemathete 
freiwillige Resignation, wie auch auf die angedrohte Entsetzung von meinem 
erzbischöflichen Amte abzageben mich verpflichtet gehalten habe. Obschon 
ich eine eingehende Erörterung der speciellen, in dem Sclireiben vom 24. d. 
enthaltenen Punkte aus dem Grunde für überflüssig erachte, weil dieselben 
bereits zur Genüge meinerseits beantwortet worden sind, so will ich dennoch 
unter Bezugnahme auf Ew. etc. Ausführungen folgende kurze Bemerkungen 
beifügen. || Ew. etc. führen einige meiner oberhirtlichen Amtshandlungen aas 
der Zeit vom September vorigen Jahres bis zum heutigen Tage auf and finden 
in denselben einen ausreichenden Grund, die am Schlüsse des Schreibens ent- 
haltene, ganz eigenthümliche Aufifordernng an mich zu richten. Ich für meine 
Person würde es niemals gewagt haben, diese Einzelheiten zusammenzustellen, 
da dieselben von der gewissenhaften Verwaltung meines bischöflichen Amtes 
Zeugniss geben. Sie sind eine Frucht der Gnade Gottes, welche den schwa- 
chen Kräften des Menschen die nothwendige Stärke verleiht und zur treuen 
Erfüllung der oft schweren Standespflichten mitwirkt Ich bin daher Ew. etc. 
für das Anerkenntniss meiner Treue gegen Gott und gegen die Vorschriften 
seines heiligen Gesetzes zum Danke verpflichtet. Ein gleiches, und zwar eben- 
so wohlverdientes, als überaus ehrenvolles Zeugniss geben Ew. etc. meiner ge- 
sammten Geistlichkeit und allen meiner oberhirtlichen Sorge anvertrauten 
Gläubigen. Diese in einem amtlichen Schreiben von Hochdenselben ausge- 
sprochene Kundgebung wird dem Clerus und den Gläubigen meiner beiden 
Erzdiöcesen vor der ganzen katholischen Welt zum Ruhme gereichen, da von 
dem ersteron nur zwei sicli gefunden haben, welche ihren Glauben, und dies 
vielleicht auch nar ohne volle Erkenntniss ihres Schrittes, verleugnet haben, 
während unter den Gläubigen weltlichen Standes, wie ich za Gott hoffe, sich 
ebenfalls kaum mehr finden möcliten, welche Gott und seiner heiligen Kirche 
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Nr. 6083 ^q Treuc gebrochen haben dürften. || Allerdings nehmen Ew. etc. in der Be- 
PremMn. uftheilong dieser Thatsachcn einen anderen Standpunkt ein und erachten das- 
25.NoT.i873.jeiiige für ein Vergehen, was dem glaabenstreaen katholischen Christen vor 
Gott nnd den Menschen einen besonderen Adel verleiht; aber Hochdessen ab- 
weichende Ansicht vermag an dem Wesen der Sache selbst nichts zu ändern. 
Sind doch schon in den ersten Jahrhunderten der christlichen Kirche von den 
heidnischen Behörden diejenigen der Auflehnung gegen die staatliche Gewalt 
beschuldigt und als Aufrührer behandelt worden, welche dem Kaiser gegeben, 
was des Kaisers ist, aber vor Allem Gott, was Gottes ist. Es ist beklagens- 
werth, dass auch heut wiederum auf Grund für mich unerklärbarer Schlüsse 
Ew. etc. uns Katholiken als gefährlich für die staatliche Ordnung erachten, 
weil wir, um unsere Seelen von dem ewigen Verderben zu retten, unsere 
Pflichten gegen Gott und seine heilige Kirche zu verletzen uns beharrlich 
weigern. || Noch in einem anderen, nioht minder erheblichen Punkte irren sich 
Ew. etc., indem Hochdieselben die seitens der Geistlichkeit und der Gläubigen 
trotz des auf sie geübten unerhörten Druckes und aller gegen sie ergriffenen 
empfindlichen Strafmaassregeln bekundete treue Anhänglichkeit an die Satzun- 
gen unserer heiligen Kirche und ihr unerschütterliches pflichtmässiges Verhal- 
ten als eine Wirkung meines Einflusses und der Geltendmachung meiner erz- 
bischöflichen Autorität zu bezeichnen belieben. Diese Ansicht ist zweifellos 
eine unberechtigte. Das Verhalten des Clerus und der Erzdiöcesanen ist viel- 
mehr eine Frucht der Gnadenfülle und der Barmherzigkeit Gottes; denn weder 
menschliches Beispiel noch Aufmunterung und Mahnung irgend welcher Art 
können so erhabene Wirkungen hervorbringen; nur allein Gott der Herr ver- 
mag dies, von dem geschrieben steht: „infirma mundi elegit Dens, ut con- 
fundat fortia. 

Posen, den 25. November 1873. 

Der Erzbischof von Gnesen und Posen: 
(gez.) Miecislaus. 



Nr. 6084. (347.) 

SCHWEIZ (St.-Oallen). Gesetz über Verbrechen und Vergehen gegen 
den konfessionellen Frieden. Erlassen am 26. Nov. 1873. In Kraft 

getreten am 8. Febr. 1874. 

Nr. 6064 Der Grosse Rath des Cantons St-Gallen, in Revision von Abschn. G des 

(847) 

sehweiz Strafgesetzbuches über Verbrechen und Vergehen vom 11. Juni 1857 und in 
(St-Gioien). Ausführung von Art 6, Ziflf. 1 der Cantonsverfassung vom 17. November 1861, 
^^•^- ^^'' verordnet als Gesetz: |j I. Der Abschnitt G des Strafgesetzbuches über Ver- 
brechen und Vergehen vom 11. Juni 1857 erhält folgende Fassung: Abschnitt G. 
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Vergehen gegen den confessionellen Frieden und gegen die Achtung der vom ^'- •^ 
Staate anerkannten Religionsgesellschaften. Art. 181. Der Verletzung der schwftix 
Glaubensfreiheit und des confessionellen Friedens und der Beschimpfung der(8*--®»"^)- 
Tom Staate anerkannten Religionsgesellschaften macht sich schuldig, wer vor- 
sätzlich a) Handlungen begeht, welche geeignet sind, den Frieden unter den 
vom Staate anerkannten Religionsgesellschaften zu stören oder überhaupt 
Glanbenshass oder Verfolgung wegen religiöser Ansichten und Bekenntnisse zu 
stiften, oder durch welche Jemand wegen seines Glaubens beschimpft wird; 
b) in einer öffentliches Aergerniss erregenden Weise die Gegenstände der Ver- 
ehrung einer solchen Religionsgesellschaft lästert oder aushöhnt; oder c) die 
öffentlichen gottesdienstlichen Versammlungen oder Verrichtungen einer vom 
Staate anerkannten Religionsgesellschaft widerrechtlich verhindert oder stört 
In solchen Fällen ist Geldstrafe bis auf 500 Fr., ohne oder mit Gefängniss bis 
auf sechs Monate, auszusprechen. || Art. 182. Wenn Geistliche sich einer unter 
den vorgenannten Artikel fallenden Handlung schuldig machen, oder wenn 
solche in kirchlichen Erlassen, in Kanzelvorträgen, überhaupt in Ausübung 
ihrer amtlichen oder seelsorglichen Verrichtungen ihre öffentliche Stellung zur 
Lästerung von Verfassung, Gesetzen, obrigkeitlichen Erlassen und gesetzlichen 
Einrichtungen, oder in anderer Weise zu politischen Zwecken missbrauchen, 
so kann die Strafe, je nach der Schwere der unterlaufenen Umstände, bis auf 
das Doppelte erhöht werden, unvorgegriffen der Ausübung der den Staats- 
behörden zustehenden Hoheitsrechte. || II. Das Gesetz findet seine Anwendung 
mit dem Tage der Promulgation desselben. Vergehen dieser Art, welche vor 
diesem Zeitpunkte begangen worden, sind nach den bisherigen Straf bestim- 
mnngen zu behandeln. 



Nr. 6085. (348.) 

PSE1T8SEN. Königliche Verordnung, betreffend die Vereidigung der 

katholischen Bischöfe in der prcussischen Monarchie. Vom 6. De- 

cember 1873. Gesetz-Sammlung Jahrg. 1873 p. 479. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc., verordnen für Nr. eoes 
den Umfang Unserer Monarchie, was folgt: (348). 

Einziger Paragraph. 6. d«j. i878. 

Die katholischen Bischöfe (Erzbischöfe und Fürstbischöfe) haben fortan, 
bevor sie die staatliche Anerkennung erhalten. Uns folgenden Eid zu leisten: 

Ich N. N. schwöre einen Eid zu Gott dem Allmächtigen und Allwissenden 
und auf das hl. Evangelium, dass, nachdem ich zu der Würde eines katholi- 
schen Bischofs (Erzsbischofs, Fürstbischofs) erhoben worden bin, ich Sr. Eönigl. 
Majestät von Preussen N. und Allerhöshstdessen rechtmässigem Nachfolger in 
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Nr. 6085 der Regierung als meinem Allergnädigsten Könige und Landesberrn unterthänig; 
PrensMo. treu, gehorsam und ergeben sein, Allerhöchstdessen Bestes nach meinem Ver- 
6. Dec 1873. mögeu befördern, Schaden und Nachtheil aber verhüten, die Gesetze des 
Staates gewissenhaft beobachten und besonders dahin streben will, dass in 
den Gemüthern der meiner bischöflichen Leitung anvertrauten Geistlichen und 
Gemeinden die Gesinnungen der Ehrfurcht und Treue gegen den König, die 
Liebe zum Vaterlande, der Gehorsam gegen die Gesetze und alle jene Tugen- 
den, die in dem Christen den guten Unterthan bezeichnen, mit Sorgfalt ge- 
pflegt werden, und dass ich nicht dulden will, dass von der mir untergebenen 
Geistlichkeit im entgegengesetzten Sinne gelehrt oder gehandelt werde. || Ins- 
besondere gelobe ich, dass ich keine Gemeinschaft oder Verbindung, sei es 
innerlialb oder ausserhalb des Landes, unterhalten will, welche der öffentlichen 
Sicherheit gefährlich sein könnte; auch will ich, wenn ich erfahren sollte, 
dass irgendwo Anschläge gemacht werden, die zum Nachtheile des Staates 
gereichen könnten, hiervon Sr. Majestät Anzeige machen. || Alles dieses schwöre 
ich, so wahr mir Gott helfe und sein hl. Evangelium. Amen. 

Gegeben Berlin, 6. December 1873. 

(L. S.) Wilhelm. 

Camp hausen. Graf zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. 

V. Kamecke. Dr. Achenbach. 

[Die bisherige Eidesformel theilen wir nachfolgend mit: Ich N.N., erwähl- 
ter und bestätigter (Erzbischof) Bischof von . , ., schwöre einen Eid zu Gott 
dem Allmächtigen und Allwissenden und auf das hl. Evangelium, dass, nach- 
dem ich auf den (erzbischöflichen) bischöflichen Stuhl von . . . erhoben worden 
bin, ich Sr. Königl. Majestät von Preussen, Wilhelm, und Allerhöchstdessen 
rechtmässigem Nachfolger in der Regierung als meinem Allergnädigsten Könige 
und Landesherrn unterthänig, treu, gnhorsam und ergeben sein, Allerhöchst- 
dessen Bestes nach meinem Vermögen befördern, Schaden und Nachtheil aber 
verhüten und besonders dahin streben will, dass in den Gemüthern der meiner 
(erzbischöflichen) bischöflichen Leitung anvertrauten Geistlichen und Gemeinden 
die Gesinnungen der Ehrfurcht und Treue gegen den König, die Liebe zum 
Vaterlande, der Gehorsam gegen die Gesetze und alle jene Tugenden, die in 
dem Christen den guten Unterthan bezeichnen, mit Sorgfalt gepflegt werden, 
und dass ich nicht dulden will, dass von der mir untergebenen Geistlichkeit 
im entgegengesetzten Sinne gelehrt oder gehandelt werde. |j Insbesondere ge- 
lobe ich, dass ich keine Gemeinschaft oder Verbindung, sei es innerhalb oder 
ausserhalb des Landes, unterhalten will, welche der öffentlichen Sicherheit 
gefährlich sein könnte; und will ich, wenn ich erfahren sollte, dass in meiner 
Diöcese oder anderswo Anschläge gemacht werden, die zum Nachtheil des 
Staates gereichen könnten, hiervon Sr. Königl. Majestät Anzeige machen. || Ich 
verspreclie, dieses alles um so unverbrüchlicher zu halten, als ich gewiss bin, 
dass ich mich durch den Eid, welchen ich Sr. päpstl. Heiligkeit und der 
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Kirche geleistet habe, za nichts verpflichte, was dem Eide der Treae und ^'- *^*^ 
Unterthänigkeit gegen Se. Königl. Majestät entgegen sein kann.J| Alles dieses pnoMeti. 
schwöre ich, so wahr mir Gott helfe und sein hl. Evangelium. Amen.] 6.Deo.i873. 



Nr. 6086. (349.) 

BAIBBH. Antwortschreiben des Gultusministers (v. Lutz) auf die 

Eingabe des baierischen Episcopates, betreffend die Einftthrnng 

von Simnltanschulen, vom 12. Sept. 1873 an den König. 

Die confessionell gemischte Schnle war auch nach dem bisherigen Stande Nr. eose 
des öffentlichen Rechtes weder in den bayerischen Landestheilen diesseit des ^^^^^^ 
Bheins noch in der Pfalz principiell ausgeschlossen. || Ihre relative Nothwen- 7. Dee. ists. 
digkeit wurde schon, von anderen Motiven ganz abgesehen, durch die geschicht- 
liche Thatsache bedingt, dass Bayern mit Aufnahme protestantischer Bevölke- 
rung in sein Gebiet und der vollständigen rechtlichen Gleichstellung derselben 
mit den katholischen Landesbewohnern ein confessionell gemischter, ein pari- 
tätischer Staat geworden ist. j| Früliere Verordnungen hatten ihr eine noch 
bevorzugtere Stellung eingeräumt, wie dies hinreichend bekannt ist. j In den 
diesrheinischen Gebietstheilen hat bis zum Jahre 1815 in Gemeinden verschie- 
dener Confession die confessionell gemischte Schule sogar als Kegel bestanden. 
Klar und zweifellos ist dies ausgedrückt in der Normativentschliessung vom 
10. Mai 1810, die rücksichtlich der Gonfessionsverhältnisse bestimmte Schul- 
pflichtigkeit betreffend (DöUinger, V.-O.-S., Bd. IX, S. 1294), welche sub Ziff. 1 
bestimmt: || „Der Schulsprengel einer Ortschaft wird bestimmt durch die Gren- 
zen des Gemeindegebictes, und alle innerhalb der Grenzen einer Gemeinde 
wohnenden Schulkinder sind zu dem Sprengel der Gemeindeschule pflichtig, 
und zwar, wo nur eine Schule besteht, ohne Unterschied der Confession, in- 
dem nach bereits bestehenden Verordnungen der Religionsunterricht, bei welchem 
allein die Confessionsverschiedenheit einen gegründeten Unterschied im Schul- 
Unterricht macht, einem besonderen Lehrer zugewiesen ist.^' || In der Pfalz 
war vor ihrer Wiedervereinigung mit dem Mutterlande unter der französischen 
Gesetzgebung der Charakter der Volksschule, als einer gemeindlichen Bildungs- 
anstalt für Augehörige aller Confcssionen, noch stärker ausgeprägt als im dies- 
seitigen Bayern. Zeuge dessen sind die Bestimmungen des ArrSt^ du commis- 
saire du gouvernement concernant Ics öcoles et Tinstruction publique vom 
9. Floröal des Jahres VI, Art III. (Recueil des röglements et arr6t6§ 6man6s 
du commissaire du gouvernement dans les quatre nouveaux döpartements de 
la rive gauche du Rhin, Tom. IV, S. 7) und des Gesetzes vom 11. Floreal des 
Jahres X, Art. 1 — 5. (Siebenpfeiffer, Handbuch der Verfassung, Gerichtsord- 
nung und gesammten Verwaltung Rheinbayerns. Bd. III, S. 540.) || Im dies- 
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Nr. 606G rheinischen Bayern wurde mit der allerhöchsten Verordnung vom 22. Januar 

(849) 

BsAwü. 1815, allgemeine Bestimmungen über Schulsprengel -Verhältnisse betreffend 
Dec. 1873. (Döiiinger, V.-O.-S. Bd. IX, S. 1297), die confessionelle Schule zwar als Regel 
hingestellt, die confessionell gemischte jedoch keineswegs ausgeschlossen. Viel- 
mehr besagt Art. II, Ziff. 2 der V.-O. ausdrücklich, dass es in Ortschaften 
verschiedener Confession, die bisher eine gemeinschaftliche Schule hatten, bei 
dieser Einrichtung sein Verbleiben haben solle, sofern nicht der eine oder der 
andere Theil eine Aenderung ausdrücklich verlange und für beide Theile durch 
Errichtung einer neuen Schule, entweder aus den Ortseinwohnem gleicher 
Ck>nfession allein oder durch Beiziehung benachbarter confessionsverwandter 
Orte, gesorgt werden könne. |1 Ueber die Frage, ob die Errichtung neuer Si- 
multanschulen und die Umwandlung bestehender confcssioneller Schulen in 
Simultanschulen erfolgen dürfe, ist in der Verordnung eine Bestimmung nicht 
enthalten; dieser Punkt ist mit Schweigen tibergangen. Es ist aber auch mit 
keinem Wort ein ausdrtickliches Verbot der Neuerrichtnng solcher Misch- 
schulen ausgesprochen — ein Verbot, das selbstverständlich, von allem anderen 
abgesehen, neben der eben citirten Bestimmung über den Fortbestand be- 
stehender gemeinschaftlicher Schulen keine Stelle hätte finden können. || Auch 
in der Pfalz wurde bei der neuen Organisation des dortigen Volksschulwesens 
unter der bayerischen Verwaltung durch die allerhöchst genehmigte Regierungs- 
verordnung vom 20. August 1817 die Trennung der Schulen verschiedener 
Religionen zwar als Regel ausgesprochen, jedoch nur insoweit, als es die Zahl 
der Schüler und der Localfonds gestattet. (Amtsbl. der Pfalz vom Jahr 1817, 
S. 365.) ' Die Durchführung des Grundsatzes der confessionellen Trennung der 
Schulen war hier aber mit mannichfachen Schwierigkeiten verknüpft, da die 
unter dem früheren Regime bestandene und der Bevölkerung lieb gewordene 
Organisation der Volksschule noch zu lebhaft in Aller Gedächtnisse war. |{ Es 
machte sich daher schon damals eine starke Bewegung zu Gunsten der Misch- 
schulen geltend, welcher auch der pfölzische Landrath bei seinem Zusammen- 
tritte im Jahre 1817 Ausdruck gab und ebenso der hierauf erfolgte aller- 
höchste Landraths- Abschied vom 9. März 1818 (Allgem. Intelligenzblatt vom 
Jahre 1818, S. 290) durch die Bestimmung in Tit. VII, Ziff. 6 Rechnung 
trug, dass der Vereinigung der Schulen ohne Unterschied der Religion überall 
kein Hindemiss entgegenstehe, wo die Religionstheile selbst dazu geneigt 
seien. || Nach dieser Darlegung kann es wohl keinem Zweifel unterliegen, dass, 
wie gesagt, auch dem seitherigen Volksschulrecht in Bayern das Institut der 
Simultanschule in confessionell gemischten Gemeinden nicht unbekannt ist. {| 
Das bayerische Volksschulrecht hat dieselbe in den diesrheinischen Gebiets- 
theilen bis zum Jahre 1815, in der Rheinpfalz bis zum Jahre 1817 als Regel 
statuirt; das Volksschulrecht seit dem Jahre 1815, bzw. 1817 bis auf die 
Gegenwart, hat sie jedenfalls als Ausnahme zugelassen. Die confessionell ge- 
mischte Schule wurde somit in Bayern zu keiner Zeit als etwas Schädliches 
und principiell Verwerfliches betrachtet. || Auch dermalen kann die Staatsregie- 
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rang der Anschauung der Erzbischöfe und Bischöfe des Landes^ dass die con- ^^' ^^^ 
fessionell gemischte Schule die religiöse Bildung der Jugend schädige oder Bai«», 
gefährde^ in keiner Weise beipflichten || In der confessionell gemischten Schule'- ^•^•^®'^* 
wird bei der in Bayern gegebenen Einrichtung der Religionsunterricht nach 
dem Bekenntniss einer jeden Kirchengesellschaft als ein wesentlicher Gegen- 
stand des Unterrichts betrachtet und von einem Geistlichen oder Lehrer der 
betreffenden Confession für die derselben angehörigen Kinder gesondert er- 
theilt Die Staatsregierung kann nur wünschen ; dass die mit diesem wichti- 
gen Unterrichtszweige betrauten Organe der Terschiedenen Gonfessionen dem- 
selben die gebührende Aufmerksamkeit zuwenden und in edlem Wettstreite 
bemüht sein mögen ^ jedermann auf seinem Gebiete, die besten Resultate zu 
erzielen. j| Das unterfertigte kgl. Staatsministerium kann nicht zugestehen^ dass 
auch der Schulunterricht in den weltlichen Gegenständen^ wie dies allerdings bei 
dem Religionsunterrichte sich von selbst versteht^ einer bestimmten confessionell 
dogmatischen Färbung bedürfe^ um zweckentsprechend zu sein. Der Unterricht 
in diesen Gegenständen darf nicht von den feststehenden besonderen Glaubens- 
sätzen der einen oder der anderen Confession beeinflusst sein. || Dass übrigens 
auch bei diesem Unterricht und insbesondere bei der mit demselben verbunde- 
nen Erziehungsthätigkeit des Lehrers sowie in dem ganzen Leben der Schule 
der Geist des Christcnthums walten werde, mag aus der Thatsache entnommen 
werden^ dass durch die allerhöchste Verordnung vom 29. August 1. J. auch der 
confessionell gemischten Schule der christliche Charakter ausdrücklich gewahrt 
wurde, indem nur die confessionell getrennten christlichen Volksschulen einer 
Gemeinde mit einander vereinigt und zur Wirksamkeit an den hierdurch ge- 
schaffenen Simultanschulen nur Lehrer der einen oder anderen christlichen 
Confession berufen werden dürfen. || Auch die bisherige Erfahrung hat keinen 
genügenden Grund für die gegen die confessionell gemischte Schule erhobenen 
Bedenken gegeben. Ganz abgesehen von den bisher schon thatsächlich in ein- 
zelnen Gemeinden des Königreichs, und namentlich in der Rheinpfalz, bestan- 
denen confessionell gemischten Volksschulen, so hat es zu allen Zeiten in 
Bayern verschiedene confessionell gemischte weibliche Bildungsanstalten öffent- 
lichen und privaten Charakters gegeben, und ist die Mehrzahl der mittleren 
und höheren Unterrichtsanstalten von jeher confessionell gemischt gewesen. || 
Von keiner Seite wird darüber eine begründete Klage geführt, dass in diesen 
Anstalten die confessionelle religiöse Bildung der Jugend Schaden nehme. |{ 
Die confessionell gemischte Schule dürfte gerade in Bayern Anspruch auf An- 
erkennung ihrer Berechtigung haben, da der bayerische Staat^ wie schon oben 
bemerkt wurde, verfassungsmässig ein paritätischer ist und die confessionell 
gemischte Schule in nicht geringem Grade dazu angethan erscheint, in der 
nachwachsenden Generation jene Tugend zu pflegen und auszubilden, welche 
zu den unerlässlich nothwendigen Eigenschaften der Angehörigen eines solchen 
Staates zählt — die Tugend der Toleranz, welche mit religiösem Indifferen- 
tismus nicht gleichbedeutend ist. \\ Das kgl. Staatsministerium kann sich auch 
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Kr. 6086 nicht davon überzeugen^ dass einem gewissenhaften, seiner Coofession treu er- 
LiJa S^benen Lehrer in der confessionell gemischten Schule die Lösnng seiner 
7. Dee. 1873. Aufgabe Sehr erschwert werde, da er entweder seine religiösen Grundsätze 
völlig zurückdrängen müsse oder, falls er dies nicht thue, Gefahr laufe, den 
Kindern der anderen Confession seiner Schule Anstoss zu erregen. || Wie schon 
oben gezeigt wurde, bedarf der Unterricht in den weltlichen Gegenständen, 
um den es sich allein handeln kann, da der Religionsunterricht gesondert er- 
theilt wird, keineswegs einer confessionell dogmatischen Färbung, um seinem 
Zwecke zu entsprechen; ja, er verträgt sie nicht. || Der gewissenhafte Lehrer 
wird sich bei Behandlung der weltlichen Unterrichtsfächer innerhalb der Gren- 
zen bewegen, die stofflich und formell durch die Natur des Gegenstandes 
selbst gezogen sind, und, wenn er dies thut, gar keine Veranlassung haben, 
besondere Glaubenssätze seiner Confession näher zu erörtern. Gerade ein 
religiös gewissenhafter Lehrer scheint in der confessionell gemischten Schule 
erst recht am Platze zu sein. Denn wie ihm seine eigene religiöse Ueber- 
zeugung heilig ist, so wird er auch die religiöse Ueberzeugung der Anders- 
gläubigen achten und daher beim Unterricht sorgfältig alles vermeiden, was die- 
selben verletzen könnte. || Das ist aber nicht religiöser Indifferentismus, das 
ist die in einer der heiligsten Christenpflichten, der Nächstenliebe, wurzelnde 
Tugend der Toleranz. {| In der Vorstellung der Erzbischöfe und Bischöfe wird als 
Haupteinwand gegen die Verordnung vom 29. August 1. J. geltend gemacht, 
dass durch die in derselben enthaltenen Bestimmungen die den einzelnen 
Staatsbürgern gewährleistete Gewissensfreiheit nicht allweg aufrecht erhalten 
erscheine, da die Art und Weise des bei Einführung der confessionell ge- 
mischten Schulen vorgezeichneten Verfahrens in vielen Fällen dazu führen 
müsse, dass sich die Confession der Minderheit der Confession der Mehrheit 
eines Ortes unbedingt unterwerfen müsse. || Auch dieser Einwand erweist sich 
bei näherer Betrachtung der Sache als vollständig unbegründet und haltlos. || 
Die jedem Einwohner des Reiches verfassungsmässig gewährleistete Glaubens- 
und Gewissensfreiheit gibt demselben das Recht, zu verlangen, dass er in Be- 
zug auf seine religiöse Ueberzeugung und die äussere Bethätigung derselben 
keinem Zwange unterworfen werde. ,'| Von einem solchen Zwange kann bei einer 
confessionell gemischten Schule, welche nach Maassgabe der Verordnung vom 
29. August l. J. in einem Orte eingeführt wird, keine Rede sein, da den Eltern, 
welche ihre Kinder in diese Schule schicken, vollständige Garantie geboten 
ist, dass letztere in den Grundsätzen ihres Religionsbekenntnisses durch einen 
Geistlichen oder Lehrer dieses Bekenntnisses unterrichtet werden. || Die Glau- 
bens- und Gewissensfreiheit gibt aber den Staatsangehörigen nicht auch das 
Recht, zu verlangen, dass auch alle anderen Unterrichtsfächer eine confessio- 
nelle Färbung erhalten und die Volksschulen ausschliessend als confessionell 
getrennte Anstalten organisirt werden. Ein Anspruch auf Einführung oder 
Beibehaltung der confessionell getrennten Volksschulen kann aus dem erwähn- 
ten verfassungsmässigen Rechte so wenig abgeleitet werden, als der Anspruch 
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auf confessionelle Trennung der lateinischen Schulen, humanistischen Gymna- ^'- •^^^ 
sien, Gewerbeschulen, Realgymnasien, des Cadettencorps und anderer Anstalten Baien, 
für den mittleren und höheren Unterricht. In der That hat man auch bisher'- ^^- *®'^ 
noch nicht den Versuch gemacht, diesem Yerfassungsrecht eine so weitgehende 
Bedeutung beizulegen. '! Nach dem öffentlichen Rechte des Landes ist die Lei- 
tung und Organisation des gesammten Unterrichtswesens, des niederen, mitt- 
leren und höheren, vorbehaltlich der den Eirchengesellschaften in Bezug auf 
den religiösen Yolksunterricht zustehenden Befugnisse, das ausschliessende 
Recht der Staatsregierung, welches dieselbe auch auf allen Gebieten des Un- 
terrichts immer unbeanstandet geübt hat. || Kraft dieses Rechtes wäre die 
Staatsregierung zweifelsohne jeden Augenblick in der Lage, die confessionell 
gemischte Volksschule mit obligatorischem Charakter allgemein einzuführen. || 
Durch die allerhöchste Verordnung vom 29. August 1. J. ist dies nicht ge- 
schehen; durch dieselbe wurde in Befriedigung eines beim Vollzug der bis- 
herigen Rechtsnormen zu Tage getretenen Bedürfnisses lediglich die Möglich- 
keit eröffnet, in confessionell gemischten Gemeinden, welche bisher confessionell 
getrennte Schulen hatten, diese unter gewissen genau präcisirten Voraussetzun- 
gen in gemischte Schulen umzuwandeln. || Die Verordnung legt es auch nicht, 
wie in der Vorstellung der Erzbischöfe und Bischöfe irrig behauptet wird, in 
die freie Wahl der Gemeinden, ob sie confessionell gemischte Schulen haben 
wollen oder nicht, sondern behält unter allen Umständen die definitive Be- 
schlussfassung hierüber der Staatsregierung vor. \\ Den Gemeinden ist nur das 
Recht der Antragstellung eingeräumt, und auch diese kann nur dann erfolgen, 
wenn zugleich der Nachweis erbraclit wird, dass die überwiegende Mehrheit 
der legalen Gemeindevertretung, in Gemeinden mit städtischer Verfassung des 
Gollegiums der Gemeindebevollmächtigten, in Gemeinden mit Landgemeinde- 
verfassung und in den Gemeinden der Pfalz der Gemeindeversammlung, hier- 
mit einverstanden ist. | Findet sich in einem solchen Falle die Staatsregierung 
veranlasst, die Genehmigung zur Vereinigung der confessionell getrennten 
Schulen zu ertheilen, so kann auch nicht einmal von einer unbilligen Beein- 
trächtigung der mit der beabsichtigten Maassregel nicht übereinstimmenden 
Minorität der Gemeinde gesprochen werden, da in allen Gemeindeangelegen- 
heiten die Minorität der Majorität sich fügen muss und in dieser Angelegen- 
heit nicht schon, wie in den übrigen Angelegenheiten, zur gültigen Beschluss- 
fassung die einfache Mehrheit als ausreichend erachtet, sondern eine verstärkte 
Majorität gefordert wird. || Immerlün wäre die Staatsregierung noch in der 
Lage, wenn der in der bischöflichen Vorstellung angenommene Fall einträte, 
dass in einer Gemeinde eine geschlossene confessionelle Mehrheit, welche die 
Vereinigung der Schulen wünschte, einer geschlossenen confessionellen Minderheit, 
welche derselben abgeneigt wäre, gegenüberstünde — durch Versagung der staat- 
lichen Genehmigung zur Schulvereinigung eine unbillige Majorisirung eines ganzen 
Confessionstheiles zu verliindern. || Sind ja ohnedies durch § 14, Abs. 2 der 
V.-O. die Kreisregierungeu angewiesen, bei Würdigung und Bescheidung der 
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Nr. «088 Anträge auf Umwandlung confessioneller Schulen in confessionell genaschte 
Baiern. ^^^ der grOssten Umsicht zu verfahren und insbesondere ins Auge zu fassen^ 
7. Dw. 1873. ob die Umwandlung mit Hinblick auf die localen Verhältnisse wirklich als 
sachgemäss zu erachten ist und ob hierdurch das Unterrichtsinteresse geför- 
dert wird. \\ Das kgl. Staatsministerium ist der festen Ueberzeugung, dass die 
confessionell gemisclite Volksschule unter einer richtigen Leitung; weit ent- 
fernt, den religiösen Frieden in einer Gemeinde zu stören, vielmehr dazu bei- 
tragen wird, unter den verschiedenen Confessionstheilen manche schroffe An- 
schauungen auszugleichen, manche Vorurtheile zu beseitigen und so deren 
friedlichem Zusammenleben einen wesentlichen Vorschub zu leisten. Q Uebrigens 
muss noch bemerkt werden, dass die Verpflichtung zum Besuche der confes- 
sionell gemischten Schulen, wenn solche statt confessioneller Schulen nach 
Maassgabe der Verordnung vom 29. August 1. J. in einer Gemeinde eingeführt 
werden, wie die Verpflichtung zum Besuche der Volksschule überhaupt, keine 
absolute ist, — sie kann bekanntlich nur dann geltend gemacht werden, wenn 
die Eltern oder deren Stellvertreter nicht vorziehen, ihren Kindern oder Pflege- 
befohlenen einen den öffentlichen Schulunterricht ersetzenden Privatunterricht 
geben zu lassen. {{ Und abgesehen hiervon, ist durch die Verordnung selbst 
den Eltern oder deren Stellvertretern, welclie trotz der öffentlichen Fürsorge 
für eine gesonderte confessionelle Bildung in der Simultanschule ihre Kinder 
oder Pflegebefohlenen dennoch lieber in eine confessionelle Schule schicken 
möchten, ein doppelter Ausweg hierzu eröffnet, indem ihnen gestattet werden 
kann, entweder mit einer benachbarten Volksschule ihrer Confession in Schul- 
verband zu treten, oder aber eine Schule ihrer Confession für sich allein oder 
in Verbindung mit Confessionsverwandten benachbarter Orte aus eigenen 
Mitteln zu gründen. || Aus dem Vorgesagten erhellt zur Genüge, dass durch 
die Bestimmungen der Verordnung vom 29. August 1. J. der verfassungsmässig 
gewährleisteten Glaubens- und Gewissensfreiheit in keiner Weise zu nahe ge- 
treten und in Bezug auf den Besuch der confessionell gemischten Schulen 
dem freien Selbstbestimmungsrechte der betheiligten Eltern oder ihrer Stell- 
vertreter alle billige Rücksicht getragen und noch ein so weiter Spielraum 
gelassen wurde, als nur immer mit der Erfüllung der gesetzlich bestehenden 
allgemeinen Unterrichtspflicht vereinbarlich ist || Die kgl. Staatsregierung, welche 
bei Erlassung der Verordnung vom 29. August 1. J. sich streng auf dem 
Boden der Verfassung bewegt und kein anderes Ziel im Auge gehabt hat, als 
durch Befriedigung eines bestehenden Bedürfnisses das Interesse des Jugend- 
unterrichtes und damit das Wohl der Einzelnen und der Gesammtheit pflicht- 
mässig zu fördern, wird sich auch bei Durchführung der Verordnung auf 
keinen anderen Standpunkt stellen und von keinem anderen Geiste leiten lassen. 

München, den 7. December 1873. 

Auf Seiner königlichen Majestät allerhöchsten Befehl. 

Dr. v. Lutz. 
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Nr. 6087. (350.) 

SCHWEIZ (Bern.) Neuerliche VerordDung der Regierung von Bern 
Aber die Ausübung des öffentlichen Cultus in den katholischen 

Kirchengemeinden des Jura. 

In Erwägung, dass nur die von der Regierung eingesetzten staatlich ^r. 608? 
anerkannten Geistlichen zur Ausübung des öffentlichen Gottesdienstes befugt gehweis 
sind, dass gegen alle anderen, nicht staatlich anerkannten und durch gericht- (B«rii). 

, 9. Dec. 1878. 

liches Urtheil abgesetzten Pfarrer nur die Ausübung eines Pnvatgottesdienstes 
innert den Schranken der Staatsverfassung erlaubt ist, diese letzteren sich 
aber erwiesenermaassen einer üeberschreitung dieser Competcnzen schuldig 
machen und dadurch die öffentliche Ruhe und Ordnung stören, so dass eine 
Ahndung solcher Handlungen geboten erscheint, {{ beschliesst die Regierung: 
I 1) Allen abberufenen oder keine staatliche Ermächtigung hiezu besitzenden 
katholischen Geistlichen ist jede geistliche Verrichtung irgend welcher Art in 
allen unter staatlicher Aufsicht stehenden und einer öffentlichen Zweckbestim- 
mung dienenden Gebäulichkeiten und Localitäten (Kirchen), Kapellen und dergl., 
öffentlichen Schnlgebäuden, Getreidehäusern etc. strengstens verboten und un- 
tersagt; II 2) den nämlichen sind ferner untersagt alle Functionen in öffent- 
lichen Schulen und Unterrichtsanstalten sowie in den Behörden selber; |! 3) ge- 
stattet ist den Geistlichen die Ausübung des Gottesdienstes in Localitäten, die 
keiner öffentlichen Bestimmung dienen; verboten dagegen ist ihnen ferner die 
Theilnahme im Ornat an Leichenzügen und Processionen auf öffentlichen Strassen. 
Auch den Lehrern und Lehrerinnen an öffentlichen Schulen ist untersagt, die 
Schulkinder in den Gottesdienst oder die Christenlehre solcher Geistlichen zu 
führen. || 4) Wenn ein Privatgottesdienst oder ein sonstiger Anlass dazu miss- 
braucht wird, um Glaubenshass oder Verfolgung wegen religiöser Bekenntnisse 
oder Ansichten zu stiften, sowie um gegen die vom Staat eingesetzten Geist- 
lichen und gegen die Anordnungen und Erlasse der Staatsbehörden aufzureizen, 
so werden die Schuldigen, sofern nicht bereits ein mit Strafe bedrohtes Ver- 
gehen vorliegt, mit einer Busse von 100—200 Fr. bestraft. Im Rückfalle ist 
die für den ersten Fehler ausgesprochene Busse angemessen zu erhöhen. lieber- 
dies können Versammlungen und Zusammenkünfte, in denen solche Handlungen 
begangen werden, von Polizei wegen aufgelöst werden. Den Beamten und An- 
gestellten wird zur Pflicht gemacht, unnachsichtlich einzuschreiten in Fällen 
von Amtsanmaassung und Friedensstörung. 
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Nr, 6088. (351.) 

BAIEBN. Antwortschreiben des Präsideuten der königl. Regierung 
von Oberbaiern (v. Zwehl) auf die Eingabe des baierischenEpiskopa- 
tes an den König, vom 9. Okt 1873; betreffend die religiösen Orden 

und Gongregationen. 



Hr. fl088 ^ßf ^{q Vorstellung, welche Euere Excellenz [der Erzbischof von Mün- 

Baiern. cheu] im Vereine mit den übrigen Oberhirten des Landes unter dem 9. Oc- 
9. Dec 1878. tQjjQji 1^ J. an Seine Mjyestät den König, meinen allergnädigsten Herrn, um 
Schutz sämmtlicher noch bestehenden geistlichen Orden und religiösen Gon- 
gregationen vor der Gefahr einer noch weiteren Ausdehnung des Reichs- 
gesetzes vom 4. Juli 1872, den Orden der Gesellschaft Jesu betreffend, gerich- 
tet haben, ward mir von dem kgL Staatsministerium des Innern für Kirchen- 
und Schulangelegenheiten mit allerhöchster Genehmigung Seiner Majestät des 
Königs der Auftrag ertheilt. Euerer Excellenz bekanntzugeben, dass dieser 
Eingabe eine Folge nicht gegeben werden könne. P Die Auffassung und der 
Standpunkt der Staatsregierung in der von den Herren Bischöfen vor Seiner 
Majestät dem Könige erörterten Angelegenheit ist in dem Ministerial-Erlasse vom 
7. September v. J. niedergelegt, welchen ich hieneben Euerer Excellenz in Ab- 
schrift zuflberreichen die Ehre habe. || Wenn nun gleichwohl diese höchste Ent- 
schliessung nicht vermocht hat, die Besorgnisse für den Fortbestand der Klöster 
und religiösen Institute bei Euerer Excellenz und den übrigen Oberhirten des 
Landes zu zerstreuen, wenn namentlich in der erwähnten gemeinschaftlichen 
Vorstellung vom 9. October den gegenwärtig stattfindenden Erhebungen über 
die im Lande bestehenden Orden und ordensähnlichen Gongregationen der 
Zweck unterstellt wird, als handle es sich hier um eine Untersuchung über 
„Staatsgeßlhrlichkeit" und „Verwandtschaft mit dem Jesuitenorden", so bin 
ich in der Lage und beauftragt. Euerer Excellenz die Versicherung zu geben, 
dass diese Annahme eine richtige nicht ist. || Der Bundesrath hat nämlicli 
in seiner Sitzung vom 13. Mai v. J. (§ 267 der Protokolle) nur beschlossen: 
II dass behufs weiterer Ausführung des Reichsgesetzes vom 4. Juli 1872, be- 
treffend den Orden der Gesellschaft Jesu, |{ 1) nachfolgende Genossenschaften: 
die Gongregation der Redemptoristen, || die Gongregation der Lazaristen, i; die 
Congregation der Priester vom heiligen Geiste, j die Gesellschaft vom heiligen 
Herzen Jesu, |j als im Sinne des gedachten Reichsgesetzes mit dem Orden der 
Gesellschaft Jesu verwandt anzusehen seien, || 2) die Bundesregierungen um 
weitere Aufklärungen über die in der Sitzung des Bundesrathes vom 22. Fe- 
bruar V. J. (§ 64 der Protokolle) als dem Orden der Gesellschaft Jesu ver- 
wandt bezeichneten und unter Ziff. 1 nicht genannten Orden und ordensähn- 
lichen Gongregationen unter Mittheilung der Ordensregeln und Statuten zu 
ersuchen und '' 3) die Bundesregierungen ferner zu ersuchen, über die in ihren 
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Gebieten vorhandenen und durch vorstehende Beschlüsse zu 1 und 2 nicht ^'- ***^ 
berührten männlichen und weiblichen Orden und Congregationen unter Bei- Bu«ni. 
fQgnng der Ordensregeln und Statuten nähere Mittheilungen an den Bundes- *• ^^- ^873. 
rath gelangen zu lassen. || Von den in vorangeführten Beschlüssen unter Ziff. 1 
benannten Genossenschaften^ welche als mit dem Orden der Gesellschaft Jesu 
verwandt erklärt wurden ; besteht in Bayern nur die Congregation der Re- 
demptoristen^ und ist in dieser Beziehung von der Staatsregierung am 10. Juni 
V. J. die entsprechende Vollzugsentschliessung erlassen worden. || Anlangend 
den Beschluss unter Ziff. 2, so sind zu dessen Vollzug keinerlei Erhebungen 
in Bayern angeordnet ^ da selbst der in Bayern eingeführte Orden der Schul- 
Schwestern nicht identisch ist mit demjenigen Orden der Schulschwestern^ von 
welchem in dem oben citirten Bundesbeschlusse die Rede ist^ die bayerischen 
Schulschwestern daher nicht bei der zweiten Kategorie, sondern vielmehr bei 
der dritten in Betracht zu kommen haben. || Demnach haben auch die von dem 
k. Staatsministerium des Innern für Kirchen- und Schulangelegenhciten unterm 
18. Juli V. J. angeordneten Erhebungen nur das Material zu den unter Ziff. 3 
des Bundesbeschlusses vom 13. Mai v.J. geforderten Mittheilungen zu sammeln. 

München, den 9. December 1873. 

V. Z w e h l. 



Nr, 6089. (352.) 

PSBÜSSEN. Aus der Verhandlung des Hauses der Abgeordneten 
über denAntragReichenspergers auf Rückkehr zu den kirchenpoli- 
tischen Grundsätzen der Vergangenheit 

Der Antrag Reichensperger lautet: „Das Haus der Abgeordneten wolle Nr. 6089 
beschliessen: an die Königl. Staatsregierung die Erklärung gelangen zu lassen, p^^^^^ 
dass der seit dem Jahre 1871 zerstörte kirchliche Friede des Landes nachio.Deo.i87S. 
den ernsten Erfahrungen der Gegenwart nicht durch Verfolgung der Bahnen, 
welche mit den neuesten, das Kirchenwesen betreffenden Gesetzgebungs- und 
Verwaltungsacten betreten worden sind, sondern nur durch die Rückkehr zu 
den in langjähriger Vergangenheit bewährten Grundsätzen zu erreichen ist." 
Das Abgeordnetenhaus ging über diesen Antrag mit 288 gegen 95 Stimmen 
zur nachfolgenden Tagesordnung über: „In der Erwartung, dass die königliche 
Staatsregierung den bestehenden Gesetzen Achtung verschaffen und den Erlass 
der zur Ordnung der kirchlichen Zustände unentbehrlichen Gesetze herbei- 
führen wird, — geht das Haus der Abgeordneten über den Antrag der Abgg. 
Reichensperger und Genossen zur Tagesordnung über." — In der Debatte er- 
klärten die Abgeordneten Reichensperger, Windthorst u. A. wiederholt und 
mit besonderem Nachdruck, dass die Bischöfe und das katholische Volk in 
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Nr. 6069 ihrem passiven Widerstände gegen die Maigesetze verharren würden. — Minister 
Pronawn. Falk erklärt, dass in der gerühmten Vergangenheit der Friede nur durch 
10. Doc. 1873. Unterwerfung des Staates und durch fortwährende Nachgiebigkeit erzielt worden 
sei, beleuchtet neuerdings die Thätigkeit der aufgehobenen katholischen Ab- 
theilung des Cultusministeriums, die, nach den Acten, constant im Interesse 
der Eirchengewalt gegen dasjenige des Staates gewirkt habe, und schliesst da- 
hin: „Trotzdem sind wir nur nach hartem Kampfe in diese Bewegung einge- 
treten; aber, einmal eingetreten, haben wir unserer Auffassung auch bereits 
durch die ernstesten Maassnahmen Geltung zu verschaffen gesucht Und einer 
solchen Sachlage gegenüber sollte eine preussische Regierung den Entschlnss 
finden, zu sagen: Wir schlagen einen anderen Weg ein, wir nehmen die Ge- 
setze zurück? Was heisst denn das anders, als Frieden schliessen um den 
Preis der Souveränctät des preussischen Staates? (Grosse Unruhe im Centmm 
— Beifall links.) Nun, meine Herren, Sie werden auch nicht ohne praktische 
Antwort auf Ihre Anträge bleiben. Ich halte es für sehr wahrscheinlich, dass 
wenn Sie aus den Ferien heimkommen, Sie Gesetzesvorlagen vorfinden werden 
und Deutlichmachungen. Meine Herren! Ich darf Ihnen die Versicherung 
geben, dass die Staatsregierung der Meinung ist, dass nicht nur solche Re- 
pressivgesetze, wie überwiegend der Charakter der Maigesetze ist, das Ziel 
erreichen helfen, welches sie sich gesteckt hat Sie ist ebenso wenig der 
Meinung, wie vielleicht manche der Herren auf dieser Seite (links deutend), 
dass ein abstractes Verfahren mit formeller Trennung von Kirche und Staat, 
wie es uns ja täglich in manchen Zeitungen näher geschildert wird, gegenüber 
der gewaltigen Macht der Kirche, um die es sich hier namentlich handelt, 
zum Resultate führt Die Staatsregierung ist der Ueberzeugung, beide Fac- 
toren müssen neben einander wirken, und sie sagt Ihnen deswegen weiter, sie 
ist auf das ernsteste beflissen gewesen, vorzubereiten die verschiedenen Vor- 
lagen und die Vorberathungen zum Abschluss zu befördern, und sie wird Ihnen 
alsbald den Beweis dazu liefern. (Bravo!) Meine Herren! An Sie aber 
muss die Staatsregierung bei diesen weiteren Mitteln denken; von der Majo- 
rität dieses hohen Hauses und des anderen hohen Hauses muss sie Unter- 
stützung verlangen, wenn sie die Aufgabe lösen soll, die sie sich gestellt hat^^ 



Nr. 6090. (353.) 



SCHWEIZ. Note des schweizerischen Bundesrathes an den päpst- 
lichen Geschäftsträger (Agnozzi) bei der schweizerischen Eidge- 
nossenschaft — Anzeige des Abbruches der diplomatischen Beziehungen mit 
der Curie als Folge der Encyclica vom 21. Nov. 1873. 

Nr. WfO 

(358). j)gj. Bnndesrath hat am 8. d. Mts. durch die Gesandtschaft der schwei- 

Sehwe». 

i2.])6e.i878.zerischen Eidgenossenschaft bei Sr. Majestät dem Könige von Italien Mitthei- 
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long des amtlichen Wortlauts eines Erlasses, betitelt: „Epistola Encyclica" ^'* ®^^ 

(353). 

erhalten) welchen Se. Heiligkeit Papst Pius IX. unterm 21. November 1873 Schweiz. 
an die Patriarchen, Primas, Erzbischöfe und Bischöfe der katholischen Kirche ''^•^•^•^®'^- 
gerichtet hat || Wenn dieses Schriftstück, das in der Schweiz vermöge der be- 
stehenden Pressfreiheit diB vollste Veröffentlichung erlangt hat, sich darauf 
beschränkte, über Fragen der kirchlichen Lehre oder Zucht die Entscheidun- 
gen des Hohenpriesters der römischen Kirche bekanntzugeben, so hätte der 
Bundesrath sich damit nicht zu befassen. Er hat bisanhin die Glaubensfrei- 
heit für die verschiedenen Bekenntnisse stets geachtet und wird sich stets ange- 
legen sein lassen, ihr Achtung zu verschaffen. J Durch die Anträge, welche er 
vor mehreren Monaten schon der Bundesversammlung für die verfassungsmäs- 
sige Regelung der kirchlichen Fragen unterbreitet hat, ist, wie der Herr 
Geschäftsträger des heiligen Stuhles selbst in einer neuerlichen Unterhaltung mit 
dem Bundespräsidenten es anerkannt hat, der Beweis geleistet, dass der Bun- 
desrath gegenüber allen Religionsbekenntnissen vom Geiste der Gerechtigkeit 
und der Unparteilichkeit durchdrungen ist. || Die Encyclica: „Etsi multa luc- 
tuosa" vom 21. November 1873 aber enthält und erhebt gegen verschiedene, in 
der Schweiz zu Recht bestehende Behörden und von denselben nach ihren 
Befugnissen gefasste Beschlüsse unmittelbarste Anschuldigungen von ernstester 
Bedeutung. || Es kommt darin die Beschuldigung vor: das öffentlich gegebene 
Wort gebrochen (obstante etiam data publice fide) und durch die Ausweisung 
eines Priesters vom schweizerischen Gebiet eine Handlung begangen zu haben, 
welche gleich schimpflich und schmählich sei für diejenigen, die sie angeord- 
net, wie für diejenigen, die sie zum Vollzug gebracht haben (foeda et indecora 
mandantibus atque exequentibus). || Obgleich die weltliche Macht der Päpste 
nicht mehr besteht, so hat der Bundesrath dennoch geglaubt, bis anhin mit 
dem heiligen Stuhle diplomatische und amtliche Beziehungen unterhalten zu sollen 
Er hat es aus Rücksichten für den Papst und seine gegenwärtige Lage, aus 
persönlicher Rücksichtnahme für den gegenwärtigen Geschäftsträger des heili- 
gen Stuhles, dessen versöhnlicher Gesinnung er gerne alle Anerkennung zollt, 
sowie aus Achtung für das religiöse Gefühl der schweizerischen Katholiken 
gethan. || Nachdem aber unter Misskcnnung dieser Beziehungen und der Rück- 
sichten, die eine erste Folge derselben sein sollen, der Papst in auffälligster 
Weise gegen die schweizerischen Behörden und ihre Entschliessungen schwere 
und wiederholte Anklagen ausgesprochen hat, so liegt es in der Pflicht und 
ist durch die Würde des Bundesrathes geboten, der Erkenn tniss Raum zu 
geben , dass eine ständige diplomatische Vertretung des heiligen Stuhles in der 
Schweiz nutzlos geworden ist. || Der Bundesrath hat demgemäss die Ehre, Mon- 
signor Agnozzi, mit dem Ersuchen um entsprechende Mittheilung an seine Re- 
gierung, zur Kenn tniss zu bringen, dass vermöge des Vorgehens des heiligen 
Stuhles die schweizerische Eidgenossenschaft von heute an den Geschäftsträger 
des Papstes nicht mehr als bei ihr beglaubigten diplomatischen Vertreter an- 
erkennen kann. |I Der Bundesrath Monsignor Agnozzi den Zeitpunkt seiner 
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Nr. mo Abreise wibsen zu lassen. Er wird die erforderlichen Maftssnchmeii treffan, 
Jf^^: damit dem Geschäftsträger des heiligen Stuhles bis za dieser Zeit alle Rick- 
12.DCC.1871J. sichten ZU Theil werden, welche seiner diplomatischen Stellung gebOhren. ' 
Indem der Bundesrath Monsignor Agnozzi sein Bedauern ausspricht, die Entp 
scliliessiing fassen zu müssen, welche den Gegenstand der gegenwärtigen Note 
bildet, benutzt er den Anlass, llochdenselben seiner ausgezeielineten Hodh 
achtung zu versichern. 

Bern, den 12. Deccraber 1873. 

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes: 

Der Bundespräsident 

G e r c s 1 c. 

Der Kanzler der Eidgenossenschaft 

Schiesß. 



AT 



A. 




Nr. 6091. (354.) 

SCHWEIZ. Bericht des schweizerischen Bundesrathes über s 
Geschäftsführung im Jahre 1873. — Der Kirchenkonflikt im 

Lausanne, Genf und Basel. 

vr. 60fli In unserem letzten Geschäftsberichte theilten wir Ihnen mit, dass die 

8cbt*ei* Verhandlungen zwischen dem heiligen Stuhle und der Eidgenossenschaft bc- 
i^ee.1873. züglich dcr Diöcesanorganisation des Cantons Tessin unterbrochen werden 
mussten; die Bisthum Lausanne und Genf im Jahre 1872 vorgekommenen 
Ereignisse, bei denen wir damals erklärten nicht weiter verweilen zu wollen, 
haben seither bedeutendere Proportionen angenommen. Konflicte brachen snc« 
cessive in mehreren Cantonen aus, so dass auch die Eidgenossenschaft sich 
genöthigt sah, zu interveniren. Wir wollen hier nicht eine detailUrte Auf- 
zählung dieser Thatsacheu wiedergeben, welche bekannt und grösstentheils 
Ihrer h. Behörde bereits bei früheren Anlässen vorgeffilirt worden sind; da- 
gegen glauben wir sie nur kurz erwähnen zu sollen, wobei wir uns haupt- 
sächlich an diejenigen halten, mit denen wir uns speziell und direct befiassen 
mussten. || Wir werden vorerst untersuchen, welche Beziehung wir während 
des Jahres 1873 mit dem heil. Stuhle und seinem Vertreter in der Schweiz 
unterhalten haben; sodann werden wir darlegen, wie und bei welchem An- 
lasse wir in den Fall kamen, uns mit den confessionellen Conflicten zu be- 
schäftigen, welche im Bisthum Basel ausgebrochen sind. 

A. Beziehungen zwischen der Eidgenossenschaft und dem hei- 
ligen Stuhle.) Damit die Bimdesversammlung des Näheren über die Natur der 
officiellen Beziehungen orientirt sei, welche wir mit dem heiligen Stuhle und 
seinem Vertreter in der Schweiz in den Jahren 1872 und 1873 unterhalten 



Staat und Kirche. Schweiz. 67 

haben^ Beziehungen, die uns zu dem Befunde führten, dass die diplomatische ^^- ®^^ 
Vertretung des heiligen Stuhles in der Schweiz unnöthig geworden ist, und schweu. 
die uns veranlassten, demselben dieses mit Note vom 12. December 1873 zu ^^' *®'^ 
erklären, glauben wir hier in einige Details eingehen zu sollen. || Die Ereig- 
nisse, die in den zwei Jahren 1872 und 1873 im Canton Genf sich folgten, 
haben der Nuntiatur Anlass geboten, an uns Protestationen, Erklärungen und 
Vorbehalte zu richten, die wir der Reihe nach Ihrer h. Behörde vor Augen 
zu fahren wünschen, damit sie mit voller Sachkonntniss urtheilen könne und 
ihr nichts entgehe, was zu ihrer diesfäUigen Aufklärung dienen kann. Q Unterm 
29. Juni 1872 regelte der Grosse Rath des Cantons Genf durch eine Verord- 
nung die Vollziehung des Gesetzes vom 3. Februar gleichen Jahres, wodurch 
gewissen katholischen Corporationen untersagt wurde, im Cantone zu lehren. !| 
Msgr. Agnozzi, Geschäftsträger des heiligen apostolischen Stuhles in Luzern, 
richtete an uns unterm 10. August 1872 Namens seiner Regierung eine Protesta- 
tion gegen das genannte Gesetz, das im Widerspruche stehe mit der Freiheit 
der römisch-katholischen Kirche und der genferischen Katholiken, mit dem 
Brove Pius' VII. Inter multiplices, vom 20. September 1819, betreffend die 
Vereinigung des Cantons mit dem Bisthum Lausanne, und mit dem Beschlüsse 
der Regierung von Genf vom 1. October gleichen Jahres, durch welchen das 
obgenannte Breve von ihr ausdrücklich angenommen worden sei. || Monsignor 
Agnozzi fügte seiner Protestation ausdrückliche Vorbehalte bei in Bezug auf 
die vom heiligen Stuhle zu treffenden Maassnahmen zur Wahrung der Interessen 
der Katholiken und ersuchte uns, davon der genferischen Cantonsbehördc 
Kenntniss zu geben, welchem Wunsche wir entsprachen, indem wir derselben 
unterm 23. August eine Abschrift von seiner Note mittheilten [Ni*. 6029 (292)]. 
r Einige Monate später, am 23. December 1872, schrieb uns Msgr. Agnozzi, 
er habe gehofft, die Regierung von Genf werde dem Bundesrathe Stoff zu 
einer Antwort auf seine Protcstation vom 10. August geben; er habe jedoch 
mit Bedauern sehen müssen, dass die Rechte der Katholiken von Genf immer 
mehr verletzt und bedroht werden, was ihn nöthige, seine früheren Protesta- 
tionen und Vorbehalte ausdrücklich zu erneuern [Nr. 6030 (293)]. J Am 
31. December 1872 übermittelten wir dem Staatsrath von Genf eine Abschrift 
von dieser neuen Protestation, indem wir ihn an unser Sclireiben vom 23. August 
erinnerten und von ihm eine Antwort verlangten. Hiervon wurde Msgr. Agnozzi 
sofort benachrichtigt. || Die Antwort der Genfer Regierung liess nicht lange 
auf sich warten. Sie kam uns am 11. Januar 1873 zu und brachte uns zur 
Kenntniss, dass, wenn der Staatsrath nicht für nothwendig erachtet habe, auf 
die erste Protestation der Nuntiatur zu antworten, dies deshalb geschehen sei, 
weil er diese Intervention des heil. Stuhles als einen Eingriff in die Unab- 
hängigkeit des Staates Genf angesehen habe. Der Staatsrath fügte bei, er 
habe die beiden Protestationen von Msgr. Agnozzi ad acta gelegt; hätte er 
geantwortet, so wäre es nur geschehen, um seinerseits gegen das Schreiben 
zu protestiren, mit welchem der heilige Vater von den Kanzeln herab den 
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Nr. «wi katholischen Bürgern ihr Verhalten in den inneren Angelegenheiten des Gantons 
.Schweiz, dictirte. I| Da das Schreiben des Staatsrathes von Genf uns in AnsdrOcken re- 
Dec. 1873. digirt zn sein schien, welche in gewissen Hinsichten über die diplomatischen 
Gebräuche hinausgehen, und da wir Alles zn Termeiden wünschten, was dazu 
hätte beitragen können, die Lage noch gespannter zu machen, so glaubten 
wir nicht, eine Abschrift an Msgr. Agnozzi mittheilen zu sollen, sondern be- 
schränkten uns darauf, ihm den betreffenden Inhalt darzulegen in einer Note, 
deren Text als Beilage III [Nr. 6032 (295)] nachfolgt, auf welche Note die 
Nuntiatur nicht antwortete. H In jenem Augenblicke war unsere Aufmerksamkeit 
schon seit einigen Monaten durch eine noch ernstere Frage in Anspruch ge- 
nommen worden. Seit der Mitte des Jahres 1872 beschäftigten uns nämlich 
die Discussionen, welche sich zwischen der Regierung von Genf und dem 
Bischof von Lausanne und Genf in Bezug auf die Organisation des Bisthums 
erhoben hatten, während man uns von verschiedenen Seiten meldete, der heilige 
Stuhl habe offen die Absicht kundgegeben, Genf vom Bisthum Lausanne zu 
trennen und zu einem neuen eigenen Bisthum zu erheben. Da diese Gerüchte 
sich hartnäckig erhielten und nachgerade die Gemüther lebhaft beschäftigten 
so konnten wir nicht gleichgültig zuschauen und luden daher im Herbste 1872 
Msgr. Agnozzi ein, sich nach Bern bemühen zu wollen, um uns sachbezügliche 
Erklärungen zu ertheilen. Bereits in der ersten Besprechung mit dem Vor- 
steher des politischen Departements beklagte sich dieser Diplomat über die 
Lage der katholischen Kirche im Canton Genf und licss, ohne mit kategori- 
schen Aufschlüssen über die Absichten des heiligen Stuhles herauszurücken, uns 
durchblicken, dass die Lage gebieterisch eine Reorganisation des Bisthums 
Lausanne erheische. j{ Da es für uns kein Geheimniss war, dass der heilige Stuhl 
seit vielen Jahren die Hoffnung nährte, aus dem Canton Genf ein eigenes 
Bisthum zu machen, so erklärten wir dem Msgr. Agnozzi von vornherein, 
der Bundesrath würde sich diesem Projecte widersetzen, und er sei fest ent- 
schlossen, die Ordnung der Dinge aufrecht zu erhalten, wie sie durch das 
Breve vom 30. September 1819 festgesetzt wurde, welches nach langen Unter- 
handlungen zwischen der Eidgenossenschaft und dem heiligen Stuhle Genf mit 
dem Bisthum Lausanne vereinigt hat Msgr. Agnozzi anerkannte nicht aus- 
drücklich das Recht der Eidgenossenschaft, in Fragen solcher Natur zu inter- 
veniren, gab uns jedoch zu verstehen, der heiligen Stuhl werde nach Möglichkeit 
suchen, nur im Einverständnisse mit der eidgenössisclien und der kantonalen 
Behörde zu handeln. || Auf diesem Boden spannen sich die Unterhandlungen 
fort bis in den December 1872. Zu diesem Zeitpunkte hatten wir mit Msgr. 
Agnozzi eine neue Konferenz, in welcher er uns von Seite des heiligen Stuhles 
den förmlichen Vorschlag machte, in Genf ein apostolisches Vikariat zu er- 
richten, falls der Bundesrath die Errichtung eines eigentlichen Bisthums nicht 
sollte zugestehen können. Wir antworteten dem Vertreter des heiligen Stuhles, 
dass wir die Frage zu untersuchen wünschen, bevor wir ihm unsere definitive 
Ansicht eröffnen, müssen ihm aber von vornherein sagen, dass wir auf seinen 
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Vorschlag nur unter der ausdrOcklichen Bedingung eintreten könnten, dass ^r. eoei 
die Funktionen eines apostolischen Vikars nicht dem Hern. Mermillod über- Schweiz. 
tragen werden, und dass mit der Regierung von Genf diesfalls Berathung ^^' '^^^' 
gepflogen werde. || Wir theilten das Resultat dieser Unterhaltung der Regierung 
von Genf mit; welche in der Frage direkt betheiligt war, und gingen dieselbe 
am eine Erklärung darüber an, wie sie die uns gemachten neuen Vorschläge 
auffasse. Der Staatsratb antwortete uns, er könne dieselben nicht in Berück- 
sichtigung ziehen, und zwar hauptsächlich darum, weil er keine Andeutung iu 
Betreff der Person des zu ernennenden apostolischen Vikars habe. [| Indem wir 
diese Entschliessung an Msgr.Agnozzi mittheilten, bemerkten wir ihm, dies sei 
die Anschauungsweise der Genfer Regierung; was den Bundesrath betreffe, so 
sei er nicht im Falle, in diesem Augenblik sich auszusprechen, er gewärtige aber 
die weiteren Vorschläge, die der heilige Stuhl sich bewogen finden sollte, ihm 
zu machen. Im Weiteren erklärten wir ihm ausdrücklich, dass wir die Unterhand- 
lungen durch die Antwort des Staatsraths von Genf in keiner Weise als ab- 
gebrochen betrachten. Der Geschäftsträger des Papstes beschränkte sich 
darauf, von dieser Erklärung Akt zu nehmen, ohne sich explizirter darüber 
auszusprechen. || So stunden die Dinge, als am 1. Februar 18 73 Msgr. Agnozzi 
den Bundespräsidenten mündlich und offiziös benachrichtigte, dass der heilige 
Vater am 16. Januar ein Breve unterzeichnet habe, welches den Hm. Mer- 
millod, Bischof von Hebron in partibus infidelium, zum apostolischen Vikar 
des Gantons Genf erhebe. || Am folgenden Tage, den 2. Februar, fand die Be- 
kanntmachung dieses Breves in allen katholischen Kirchen des Cantons Genf 
statt, und Msgr. Mermillod richtete in seiner neuen Eigenschaft einen Hirten* 
brief an die Gläubigen seiner Diöcese. Erst am 3. Februar und als das 
Breve bereits seine gänzliche Vollziehung erhalten hatte, soweit dies vom 
heiligen Stuhle abhing, theilte uns Msgr. Agnozzi den Text desselben mit [Nr. 
6031 (294)]. II Schwer Hesse sich in der Geschichte der internationalen Be- 
ziehungen der Eidgenossenschaft ein so fra])pantes Beispiel der Missachtuug 
der diplomatischen Gebräuche und der elemcutarischesten Schicklichkeitsrück- 
sichten auffinden. Mitten in schwebenden Unterhandlungen trancbirte so der 
römische Hof in einseitiger und brutaler Weise die in Diskussion befind- 
liche Frage, und zwar in einer Weise, die wir nicht annehmen zu können 
wiederholt und förmlich erklärt hatten. || In der That musste denn auch der 
Bundesrath, sobald er von dem Breve vom 16. Januar 1873 Eenntniss ge- 
nommen hatte, sich fragen, ob der Augenblik nicht gekommen sei, definitiv 
jeden diplomatischen Verkehr mit einer Macht abzubrechen, welclie sicli uns 
gegenüber ein solches Vorgehen erlaubte, und dies dem heiligen Stuhle zu noti- 
fiziren. Nichts wäre gerechtfertigter gewesen. Ueberdies waren wir der Unter- 
stützung der öffentlichen Meinung und der Gutlieissung von Seite Ihrer hohen 
Behörde gewiss, welche uns schon zu wiederholten Malen eingeladen hatte, die 
Frage der Aufhebung der Nuntiatur zu prüfen, und auch ihrerseits selbst diese 
diskntirt hatte (siehe Beschluss der Bundesversammlung vom 23. Deeember 
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Nr. 6091 1872). Dessenungeachtet verzichteten wir auf dieses Mittel, und zwar ans 
Schweiz, zwei Gründen: erstlich aus persönlicher Achtung für Msgr. Agnozzi, welcher 
Dec. 1873. img Bewcise seiner versöhnlichen Absichten gegeben hatte, und zweitens, um 
nicht aus der um die Person des Hm. Mermillod sich drehenden Frage mehr 
lokaler Natur einen die gesammte schweizerische Katholicität berührenden 
Konflikt zu machen. Sodann fanden wir, dass wir erst im Beginn des Kampfes 
seien, und wollten uns nicht dem Vorwurfe aussetzen, gleich Anfangs schon 
jeden Verkehr mit dem Oberhaupte der katholischen Kirche abgebrochen zu 
haben. Also- lediglich aus Rücksicht auf die schweizerischen Katholiken und 
von dem aufrichtigen Wunsche geleitet, Alles zu vermeiden, was die I^age 
schwieriger gestalten könnte, fuhren wir fort, mit Msgr. Agnozzi zu verkehren 
und zu konferiren. II Wir richteten daher an den Vertreter des heiligen Stuhles 
eine Note, in welcher wir den Fundamentalgrundsatz des schweizerischen 
Staatsrechts in Sachen der Bisthumsorganisation in Erinnerung brachten, dem- 
zufolge Fragen solcher Natur einverständig zwischen dem heiligen Stuhle und der 
politischen Behörde zu erledigen sind. Wir lehnten es im Weiteren ab, der 
Eniennung des apostolischen Vikars irgendwelchen officiellen Charakter zu- 
zuerkennen, und erklärten unsere Absicht, uns nöthigenfalls dem zu wider- 
setzen, dass derselbe in der Schweiz Funktionen ausübe, welche der heilige Stuhl 
nicht berechtigt sei, ihm zu übertragen. [Nr. G039. (302)]. || Am 15. Februar 
zeigte uns Msgr. Agnozzi den Empfang unserer Note vom 11. gl. Mts. an, 
indem er bemerkte, er habe dieselbe Sr. Eminenz dem Kardinal Antonelli, 
Staatssekretär Seiner Heiligkeit, mitgetheilt, und uns ersuchte, die Genfer Be- 
hörden zu benachrichtigen, dass das Breve vom IG. Januar dem Bundesrathe 
unterm 1. Februar zur Kenntniss gebracht worden sei. [Anmerkung zu Nr. 
6039. (302)]. II Wie wir bereits oben angedeutet, war diese Behauptung des 
Geschäftsträgers des heil. Stuliles irrig. Wir theiltcn demnach der Regierung 
von Genf eine Abschrift seiner Note mit, wobei wir jedoch bemerkten, dass 
das Brevc, uns erst am 3. Februar officiell zugestellt worden sei und am 
1. Februar nur eine officiöse und persönliche Mittheilung dieses Dokumentes 
an den Bundespräsidenten stattgefunden habe, an welchem Tage Msgr. Agnozzi 
selbst ausdrücklich erklärt habe, er sei von seiner Regierung noch nicht be- 
auftragt, eine Abschrift davon ?n den Händen der Bundesbehörden zu lassen 
oder eine officielle Notifikation davon zu machen. Diesen Umstand riefen wir 
auch dem Msgr. Agnozzi in Erinnerung, mit Note vom 19. Februar. [Anmerk. 
zu Nr. 6039. (302)]. || Der Geschäftsträger des heil. Stuhles hob diese Berich- 
tigung nicht hervor; am 21. Ju^^' aber richtete er an uns in Sachen der Er- 
nennung des Hrn. Mermillod eine zweite Note [6067. (330)], welche wir 
unbeantwortet Hessen, da es uns unnütz schien, eine Korrespondenz fortzusetzen, 
welche zu keinem praktischen Ergebnisse mehr führen konnte. H Was den ab- 
gesetzten Pfarrer von Genf persönlich betriiTt, so weiss die Bundesversammlung, 
dass wir — nachdem er, trotz unserer Note an Bjlsgr. Agnozzi vom 11. Februar 
1873, erklärt hatte, die Funktionen eines apostolischen Vikars in Genf aus- 
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üben stt wollen — diesen Akt erklärter Opposition damit beantworteten, dass ^'- •^^ 
wir den Schweizerbürger, der sich derselben schuldig gemacht hatte, aus dem ticbweis. 
Gebiete der Eidgenossenschaft auswiesen (Beschluss vom 17. Februar 1873) ^«^ '^''*- 
[Nr. 6041. (304)]. Diese Episode unserer konfessionellen Konflikte war bereits 
Gegenstand gründlicher Diskussionen und Berichterstattungen im Schoosse Ihrer 
Versammlung. Unsere 8chlussnahme wurde nach allen Seiten geprüft und am 
26. Juli 1873 vom Nationalrathe mit einer Mehrheit von 79 gegen ^3 Stimmen 
und am 30. Juli vom Ständerathe mit einer Mehrheit von 26 gegen 13 Stim- 
men gutgeheissen. Wir treten daher hier nicht in weitere Auseinandersetzun- 
gen über diesen Rekurs ein. || Einige Monate nach diesen Vorfällen rief die 
Uebergabe der Kirche St -Germain in Genf, seitens des Verwaltungsratlis 
dieser Stadt, an den Pfarrrath, welcher durch die katholischen Wäliler daselbst 
in Vollziehung des neuen genferischen Gesetzes über die Organisation der 
katholischen Kirche gewählt worden war, zu einer neuen Protestation des heil. 
Stuhles, datirt vom 24. Oktober 1873. Dieser Protestation war ein an den 
Bundesrath gerichtetes Verlangen beigefügt, zu Gunsten der Aufrechthaltung 
der angeblich verletzten Rechte der Genfer Katlioliken zu interveniren. || Ent- 
sprechend der von uns in derartigen Fällen konstant befolgten Praxis über- 
mittelten wir diese Protestation der Regierung von Genf zur Berichterstattung. 
Von der eingegangenen Antwort des Staatsratlis theilten wir den Inhalt au 
Msgr. Agnozzi mit, durch Note vom 17. November 1873. Nach Darlegung 
der faktischen Verhältnisse, wie sie die Zuschrift von Genf enthielt, schlössen 
wir diese Note mit der Erklärung an den Vertreter des lieiligen Stuhles, dass 
wir in dieser — gänzlich und ausschliesslich in die Kompetenz der Genfer 
Behörden fallenden — Angelegenheit niclit zu interveniren im Falle seien. 
Damit endigt unsere Darlegung der Beziehungen, die zwischen dem heiligen Stuhle 
und uns in Bezug auf die konfessionellen Konflikte im Bisthum Lausanne 
stattfanden. Wir fassten uns hiebe! so kurz als möglich, indem wir wegen 
des Näheren auf den Wortlaut der ausgewechselten Dokumente selbst ver- 
weisen. Wir glauben sagen zu dürfen, dass wir in allen diesen Verkehrsbe- 
ziehungen gesucht haben, einen Geist der Gerechtigkeit und Unparteilichkeit 
zu bethätigen und uns strikte auf dem verfassungsmässigen Boden zu halten. 
Den Uebergriflfsversuchen der römischen Kurie setzten wir die Mittel entgegen, 
die in unserer Macht stunden, um der Staatshoheit Achtung zu vorschaffen, 
und trotz der direkten Provokationen, deren Gegenstand wir waren, haben wir 
Stetsfort im Sinne der Versöhnung gehandelt Wo man dagegen unsere Da- « 

zwischenkunft in Fragen verlangte, die niclit in unserer Kompetenz lagen, 
mussten wir dieselbe ablehnen und unsere Aktion darauf beschränken. Alles 
aus den Debatten zu entfernen, was dieselben hätte verbittern oder dahin brin- 
gen können, in einen offenen Bruch auszuarten, j. Dies war die Sachlage am 
Ende des Jahres 1873. Nun erübrigt uns noch, zu sehen, wie der heilige Stulil 
die Haltung beantwortete, welche wir ihm gegenüber eingenommen hatten. |; 
Am 8. Deceraber 1873 theilte uns die schweizerische Gesandtschaft in Rom 
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Kr. 6091 den officiellen Text einer Encyclika mit, welche Se. Heil, der Papst Plus IX 
. schweir. unterm 21. November 1873 au die Patriarchen, Primate, Erzbischöfe und 
D«c. 1873. Bischöfe der katholisclien Kirche gerichtet hatte. Dieses Aktenstück, welches 
nicht nur in der Schweiz, sondern in ganz Europa die vollständigste Publicität 
erhielt, beschränkt sich nicht darauf, Beschlüsse des souveränen Pontifex über 
Fragen kirchlicher Doktrin oder Disciplin zu promulgircn, sondern enthält im 
Weiteren in Bezug auf die schweizerischen Bundes- und Kantonsbehörden und 
einzelnen Schlussnahmen derselben direkte Anschuldigungen der gravirendsten 
Art. Ij Wir reproducircn das lateinische Original der Encyclika vom 21. No- 
vember 1873 in Beilage XII [Nr. G081. (344)]., Unter diesen Anschuldigungen 
finden sich nebst anderen diejenige, den in den internationalen Verträgen be- 
schworenen öffentlichen Glauben verletzt zu haben, und diejenige, durch die 
Ausweisung eines Priesters aus dem schweizerisclien Gebiete einen Akt be- 
gangen zu haben, „schmachvoll für diejenigen, welclie ihn befahlen, wie für 
diejenigen, die ihn vollzogen." Diese Ausdrücke der Encyclika sind diejenigen 
einer officiösen Uebersetzung, die vom heiligen Stuhle selbst ausging oder wenig- 
stens von ihm gutgeheissen ist || Aus den weiter oben angegebenen Gründen 
hatten wir geglaubt, die diplomatischen und officiellen Beziehungen mit dem 
heiligen Stuhle so lange aufrechtlialten zu sollen, als sie nützlich und thunlich 
erschienen. Wir thaten es aus Rücksicht auf die Person des heil. Vaters und 
seine gegenwärtige Lage, aus Achtung für seinen Vertreter in der Schweiz und 
endlich aus Schonung für die religiösen- Gefühle der schweizerischen Katho- 
liken. Wir thaten es trotz dem Drucke der öfFentlichen Meinung in einem 
grossen Thcile der liberalen Schweiz, welche selbst im Schoosse der Bundes- 
versammlung ihre Organe gefunden hatte, und trotz der Rücksichtslosigkeit, 
welche der heilige Stuhl uns bei einem neulichon Anlasse, von dem wir oben 
sprachen, an den Tag gelegt hatte, [j Allein von dem Augenblicke an, wo der 
Papst, in Missachtung unserer versöhnlichen Absichten, gegen die schweizeri- 
schen Behörden und ihre Handlungen mit Pomp eben so schwere als unge- 
rechtfertigte Anschuldigungen aussprach, hielten wir es als ein Gebot unserer 
Pflicht und unserer Würde, zu dem Schlüsse zu gelangen, dass eine permanente 
diplomatische Vertretung des heiligen Stuhles in der Schweiz unnütz geworden 
sei. Wir thaten dies nur mit Bedauern und weil wir dazu genöthigt waren, 
sobald die Ehre der Eidgenossenschaft auf dem Spiele stand. || Gestützt auf 
die vorhin resümirten Erwägungen, brachten wir daher mit Note vom 12. De- 
cember 1873 [Nr. 6090. (353)] dem Msgr. Agnozzi und zuhanden seiner Re- 
gierung zur Kenntniss, dass von diesem Tage an und durch Veranlassung des 
heiligen Stuhles die schweizerische Eidgenossenschaft den Geschäftsträger des 
Papstes nicht mehr als diplomatischen, bei derselben akkreditirten Vertreter 
anerkennen könne, und ersuchten ihn im Weiteren, uns wissen zu lassen, an 
welchem Tage er die Schweiz zu verlassen gedenke, mit der Zusicherung, dass 
wir die geeigneten Maassnahmcn treffen werden, damit ihm bis dahin alle seinem 
diplomatischen Charakter gebührenden Rücksichten zu Theil werden. ] Indem 
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uns Msgr. Agnozzi vorläufig den Empfang dieser Notifikation anzeigte, behielt ^r. eooi 
er sich Weiteres vor im Hinblik auf die Weisungen, die er von seiner Re- schweiV 
gierung empfangen würde; und definitiv antwortete er uns sodann unterm ^>^' i87s. 
17. Januar 1874 [Nr. 6094. (357)]. Wir glaubten nicht, die in dieser Note 
enthaltenen faktischen Irrthümer und Protestationen rfigen, noch auf das an 
uns gestellte Begeliren eintreten zu sollen und von unserer Schlussnahme vom 
12. December zurückzukommen. Vielmehr hielten wir dieselbe aufrecht und 
liessen sodann auf sein förmliches Verlangen unterm 23. Januar 1874 dem 
Msgr. die Pässe zufertigen, welche er wünschte und die wir unserer Note vom 
12. December nicht beifügen zu sollen geglaubt hatten, da der Geschäftsträger 
des Papstes derselben nicht bedurfte, um die Schweiz zu verlassen und nach 
Italien zurückzukehren. || Am 12. Februar 1874 verliess Msgr. Agnozzi Luzern, 
nachdem er einige Zeit vorher durch Vermittlung der dortigen Regierung die 
Erlaubniss nachgesucht und erhalten hatte, noch einige Tage in Luzern zu ver- 
bleiben, um seine Privatangelegenheiten zu regeln. Die Archive der Nuntiatur 
sollen von der französischen Botschaft in Bern zuhanden genommen worden 
sein, indem die französische Regierung auf Ansuchen des heiligen Stuhles ihre 
Versorgung übernahm. Ilievon wurde dem Bundespräsidenten vom französi- 
schen Geschäftsträger in Bern mündliche Mittheilung gemacht. || Mit Ereis- 
schreiben vom 13. December haben wir allen eidgenössischen Ständen die 
Maassnahme mitgetheilt, welche wir gleichen Tags in Bezug auf die Nuntiatur 
getroffen hatten. Einige Eantonsregierungen antworteten uns unter Verdankung 
unserer Schlussnahme; zwei dagegen, diejenigen von Uri und Nidwaiden, drück- 
ten uns ihr Bedauern darüber aus. || So gelangte denn die so lange und so 
lebhaft diskutirte Institution der Nuntiatur in der Schweiz zu ihrer Endschaft. 
B. Intervention der Bundesbehörde in die Kirchenkonflikte des 
Bisthums Basel. || Bereits im Anfange des Jahres 1872 gelangte an uns eine 
Reklamation infolge von Misshelligkeiten zwischen der Staatsbehörde und der 
katholischen Kirche im Bisthum Basel. Es handelte sich um eine Denkschrift, 
die uns von den schweizerischen Bischöfen eingereicht wurde, betreffend an- 
gebliche Unterdrückung der katholischen Religion und Kirche von Seite der 
politischen Behörden des Kantons Aargau. Diese Denkschrift wurde der Re- 
gierung von Aargau zur Vernehmlassung mitgetheilt, welche unterm 9. De- 
cember 1872 darauf antwortete. || Inzwischen hatte sich in einem andern Theile 
des Bisthums Basel, im Thurgau, ein Anstand zwischen der Kirche und dem 
Staate erhoben anlässlich der Frage, welchem von beiden Theilen das Recht 
zustehe, den Kanton an der Diöcesankonferenz zu vertreten. Gegen Ende des 
Jahres 1872 folgten dann aber noch ernstere Ereignisse. Dienstag den 
19. November beschloss die in Solothurn tagende Konferenz der Diöcesan- 
staaten, den Bischof von Basel einzuladen, in der Frist von vierzehn Tagen 
sich bei ihr wegen verschiedener ihm vorgeworfenen Handlungen zu recht- 
fertigen, das Personal seiner Kanzlei zu modificiren und die Kirchenstrafen 
zurückzuziehen, die von ihm gegen zwei Pfarrer der Diöcese ausgesprochen 
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Nr. «091 worden waren. Nachdem der Bischof es abgelehnt hatte ; zu seiner Becht- 
schweiz. fertigung sich za stellen^ trat die Diöcesankonferenz neuerdings zusammen, 
Dec. 1873. untersagte dem Msgr. Lachat unterm 29. Januar 1873 die Ausübung der bi- 
schöflichen Funktionen in den Diöcesankantonen und erklärte die Sedisvakanz. 
Die solothurnische Regierung flbermittelte die Beschlüsse der Konferenz an 
den Bundesrath zulianden des heiligen Stuhles. Diese Mittheilung geschah am 
1. Februar 1873 dadurch, (Jass der Bundespräsident die Schlussnahmen vom 
29. Januar vorhin brevi manu dem Geschäftsträger des heiligen Stuhles übergab. 
Wir konstatiren hier, dass dies das einzige Mal war, wo wir in nnsern Be- 
ziehungen mit dem heiligen Stuhle und der Nuntiatur uns mit den Konflikten der 
Diöcese von Basel zu befassen hatten, welche seither niemals Gegenstand irgend 
einer ofiiciellen Mittheilung oder Verhandlung zwischen der Kurie von Rom 
und dem Bundesrathe geworden sind.; Sofort nach der Absetzung des Msgr. Lachat 
gelangte derselbe an uns mit einem Rekurse gegen die Schlussnahmen der 
Diöcesankonferenz vom 29. Januar. Bald nachher folgten mehrere weitere 
Rekurse, Protestationen und Denkschriften von Seite der geistlichen Behörden 
und der katholischen Bevölkerung aus einigen Ortschaften des Bisthums Basel, 
und die schweizerischen Sischöfe fügten denselben eine zweite Denkschrift bei, 
betitelt: Die Kirchenverfolgung in der Schweiz, insbesondere in Genf und im 
Bisthum Basel. {{ Während dieser Zeit war Msgr. Lachat genöthigt worden, 
seine bischöfliche Residenz in Solothum zu verlassen; von dort begab er sich 
in den Kanton Luzem. Dieser Stand und der Stand Zug hatten sich von den 
andern Diöcesanregierungeu getrennt und es abgelehnt, an der Absetzung des 
Bischofs mitzuwirken, dessen Autorität sie auch ferner anerkannten. Msgr. 
Lachat versprach der Regierung von Luzern, sich joder Einmischuj;)g in die 
geistlichen Angelegenheiten desjenigen Theils des Bisthums, der sein Episkopat 
nicht mehr anerkannte, sowie überhaupt jeder Kundgebung zu enthalten, welche 
geeignet wäre, zur Verbitterung des Kampfes und zur Gefährdung des kon- 
fessionellen Friedens beizutragen. Uebrigens wurde die Ordnung nicht gestört, 
ausser durch einige spätere Manifestationen im Jura, auf die wir weiter unten 
zu sprechen kommen. || Da die an uns gelangten Rekurse eine und dieselbe 
Grundlage hatten, nämlich die Meinungsverschiedenheit zwischen dem Staate 
und der Kirche in Bezug auf ihre gegenseitigen Rechte und Verpflichtungen, 
so hielten wir es gleich Anfangs für angemessen, sie in ihrer Gesammtheit zu 
prüfen und uns darüber in einer einzigen Schlussnahme auszusprechen. Diesen 
allgemeinen Akten fügten wir auch die der Schrift der Bischöfe bei, die uns 
im Januar 1872 in Bezug auf die katholische Kirche von Aargau zugekommen 
war. II Debrigens hatten auch die Rekurrenten selbst ausdrücklich den Wunsch 
ausgesprochen, dass die Rekurse zusammen behandelt werden. Durch eine 
einheitliche Diskussion konnten wir wirklich mit grösserer Klarheit ermitteln, 
welchen Gesichtspunkt wir in dieser Frage mit Rücksicht auf das Staatsrecht 
festzuhalten haben, und durch gegenseitige Ergänzung unserer sachbezüglichen 
Schlussnahmen konnton dieselben nur an Präcision gewinnen. Die von den 
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Bekurrenten beanstandeten Thatsachen sind übrigens nicht so unabhängig von ^'* ^^^ 
einander, dass durch eine Gesammtdiskutirung derselben einige Verwirrung zu sehweiz. 
befürchten gewesen wäre. Sie bilden zusammen ein Ganzes ; den Religions- ^^- ^^^ 
konflikt im Bisthum Basel, und sind unter - einande^r durch 4ie einheitliche 
Grundlage verbunden, auf der sie ruhen. || Wir wollen hier nicht in eine ein- 
lässliche Prüfung dieser Rekurse eintreten. Wir tibermachtei) dieselben zu- 
nächst den Regierungen der betheiligten Kantone behufs Anbringung ihrer 
Gegenbemerkungen, und erst, als uns dieselben alle zugekommen waren, d. h. 
am 16. December, konnten wir die Untersuchung als vollständig ansehen und 
über das Gesammte absprechen. Der allgemeine Grundsatz, dessen verschie- 
dene Konsequenzen und Anwendungen wir so getreu als möglich zu verfolgen 
suchten, ist dieser, dass der Bund nur dann in die Handlungen der Kantonal- 
behörden interveniren kann, wenn sie im Widerspruche stehen mit den durch 
die Bundesverfassung oder die kantonalen Verfassungen gewährleisteten Rechten, 
oder wenn sie die äussere oder innere Sicherheit des I^andes gefährden. Ins- 
besondere hat der Bund nicht das Recht, sich in die Anwendung der Kantons- 
gesetzc zu mischen, sondern er kann nur über ihre Verfassungsmässigkeit ab- 
sprechen. II Dies war die Grundlage unserer Schlussnahme. Was die Details 
betrifft, so erlauben wir uns, auf den einlässlichen Bericht unseres politischen 
Departements vom 24. December 1873 über die Protestationen und Recurse, 
betreffend die KirchQnkonflikte im Bisthum Basel, zu verweisen; man findet 
darin eine summarische Darlegung aller Recurse, der Rechtsmittel der Recur- 
renten und der Antworten der Kantonsregierungen, sowie auch die Argumen- 
tation, auf welche wir unsere Schlussnahme vom 13. Januar 1873 [?] gründeten. 
Da unsere Dazwischenkunft in dieser Frage sich im Uebrigen darauf be- 
schränkte, über diese Recurse abzusprechen, so haben wir über diesen Punkt 
nichts weiteres mehr beizufügen und setzen demnach unsere Berichterstattung 
mit der Prüfung der Thatsachen fort, welche speciell im bemischen Jura vor- 
gekommen sind. II In den letzten Tagen des Monats October 1873 gelangten 
an uns mehrere Recurse gegen die von den Berner Behörden in Bezug auf 
die katholische Kirclie im bemischen Jura ergriffenen Maassregeln^ ausgehend 
von den Kirchenfoudsverwaltungsräthen der katholischen Pfarrgemeinden des 
Jura, von den G9 durch den Appellationshof von Bern abberufenen Pfarrern 
und von einer Anzahl Grossrathsmitglicder. Diese Recurse verlangten vom 
Bundesrathe die Anordnung der Suspendimng aller von der Regierung und 
vom Grossen Rathe von Bern getroffenen Massnahmen für Vollziehung des Be- 
schlusses des Appellationshofes über Abberufung der 69 Pfarrer vom Jura, 
namentlich der Verordnung vom G. October 1873, betreffend die Organisation 
des katholischen Kultus im Jura; — im Weiteren verlangten sie von uns die 
Aufhebung und Annullirung dieser Maassnahmen, weil sie die Religionsfreiheit 
verletzen und die freie Ausübung der römisch-katholischen Religion verküm- 
mern. II Sofort theilten wir diese Recurse der Regiemng von Bern zur Ver- 
nehmlassung mit (Schreiben vom 31. October nebst Rechargen vom 3. und 
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Nr. eo9i 5^ November 1873). Wir luden sie speciell ein, sich ungesäumt über die 
Schweis. Fi*age der Snspendirung auszusprechen und bis zur Lösung derselben keine 
i>eo. 1873. Yollziehungsmaassnahmcn zu treffen, beziehungsweise jede weitere noch nicht 
erfolgte Installation von Pfiarrern in den katholischen Pfarrgemeinden des Jura 
zu verschieben. Die Regierung von Bern kam unseren Begehren nach. || Als 
die Antwort von Bern uns zugekommen war, beschlossen wir, in einer und 
derselben Schlussnahme sowohl über die Vorfrage der Snspendirung als über 
die materielle Frage abzusprechen. Wir thaten dies wenige Tage nachher, 
d. h. am 15. November, und zwar durch einen Beschluss, dessen ganzen Wort- 
laut wir hier wiedergeben zu sollen glauben, weil er eine gedrängte, aber 
nach unserm Dafürhalten vollständige Darstellung der factischen Verhältnisse 
des Falles sowie des Gesichtspunktes enthält, auf den wir uns bei Beurthei- 
lung desselben stellten. 

Der schweizerische Bundesrath, nach Einsicht der unterm 30. und 
31. October 1873 von den Kirchgemeinderäthen der katholischen Pfarreien 
des bemischen Jura eingereichten Becurse und Verwahrungen gegen die vom 
Regierungsrathe des Kantons Bern am G. October 1873 beschlossene Verord- 
nung, betreffend die Organisation des öffentlichen Cultus in besagten Gemein- 
den, welche Recurse dahin schliessen: || es wolle der Bundesrath || „1) in den 
Amtsbezirken des bemischen Jura die freie Ausübung des öffentlichen Gottes- 
dienstes der römisch-katholischen Religion schützen und die Behörden des 
Cantons Bem anweisen, sich aller Vollziehungsmaassregeln auf Gmnd des Ab- 
berufungsurtheils des Appellationshofes von Bern gegen G9 Pfarrer vom 
15. September 1873 zu enthalten; || 2) demgemäss auch die vom Regierungs- 
rathe des Cantons Bern zufolge Decrets des Grossen Rathes vom 26. März 
1873 unterm 6. October 1873 erlassene Verordnung, betrefiend die Organisa- 
tion des öffentlichen Cultus in den katholischen Gemeinden des neuen Cantons- 
theiles aufheben;" H nach Einsicht der Recurse, beziehungsweise Verwahrangen, 
welche unterm 30. October und 3. November 1873 von den durch Urtheil des 
Appellations- und Cassationshofes des Cantons Bern vom 15. September letzt- 
hin abberufenen katholischen Pfarrern aus dem bernischen Jura sowohl gegen 
das erwähnte Urtheil des Appellations- und Cassationshofes, als gegen die 
angeführte Verordnung der Regiemng vom 6. October 1873 an ihn gerichtet 
worden sind; || nach Einsicht einer von einigen Bürgern des bemischen Jura 
als Abgeordneten mehrerer Volksversammlungen katholischer Jnrassier unterm 
30. October 1873 eingereichten Vorstellung, welche dahin schliesst: 1| es möge 
der Bundesrath || „1) sofort und unvorgreiflich jedem Entscheide über die 
gegenwärtig bei den Bundesbehörden in Sachen des Conflictes im Bisthum 
Basel hängigen Recurse die nöthigen Maassregeln treffen, um der katholischen 
Bevölkerung des bemischen Jura die freie Ausübung des Gottesdienstes der 
römisch-katholischen Religion zu sichem; {{ 2) als die Religionsfreiheit ver- 
letzend und die freie Ausübung der römisch-katholischen Religion beeinträch- 
tigend, alle vom Regierungsrathe des Cantons Bern behufs Vollziehung des 
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Abberafongsurtheils gegen die 69 jurassischen Geistlichen erlassenen Verfü- ^'' •^^ 
gungen and namentlich die vom Regierongsrathe zufolge Decrets des bemi- schweif, 
sehen Grossen Rathes vom 26. März 1873 unterm 6. October beschlossene ^^^ ^®^'' 
Verordnung aufheben;" || nach Einsicht einer Zuschrift vom 10. November 
1873, womit vier Mitglieder des Kirchgemeinderathes von Pruntrut verlangen, 
dass der Bundesrath „die Regierung von Bern anweise, den Katholiken von 
Pruntrut zum Gebrauche und für die täglichen Bedürfnisse ihres Gottesdien- 
stes wenigstens eine gegenwärtig nicht benutzte Kirche in besagtem Pruntrut 
zu tiberlassen "; in Betracht, dass der Regierungsrath des Cantons Bern, ein- 
geladen, sich beförderlichst über das vorläufige Aufschubsbegehren auszu- 
sprechen, in seiner Vernehmlassung vom 8. November 1873 dahin schliesst, 
der Bundesrath möge über dieses Begehren zur Tagesordnung schreiten; || in 
Erwägung: || zunächst bezüglich des vorläufigen Suspensionsbegeh- 
rens, dass für eine entsprechende Anordnung die Bundescompetenz bestimmt fest- 
gestellt sein, Dringlichkeit bestehen und im Recurse Thatsachen angerufen sein 
müssten, welche die Annahme gestatten, dass das eidgenössische Recht oder 
eine Cantonsverfassung verletzt v^rorden sei; || dass diese Voraussetzungen gegen- 
wärtig nicht zutreffen; || in sachlicher Beziehung sodann und in Betreff 
des Urtheils des Appellations- und Cassationshofes vom 15. September 1873, ] 
dass dieses Urtheil von einer competenten Gerichtsbehörde ausgeföUt ist, dass 
eine abgeurtheilte Sache vorliegt und dass der Bundesrath weder befugt noch 
berufen ist, ein solches Urtheil zu revidiren; [j dass infolge dieses Urtheils 
und kraft der ihm durch den Grossen Rath unterm 26. und 29. März 1873 
übertragenen Gewalten der Regierungsrath des Cantons Bern 69, vom Appella- 
tionsgerichte abberufenen Pfarrern untersagt hat, kirchliche Verrichtungen in 
den dem katholischen Gottesdienste gewidmeten Kirchen auszuüben, dass er 
ferner als dringlich verschiedene Anordnungen, betreffend die provisorische 
Umschreibung der Pfarreien, die Bestellung neuer Pfarrer, die Führung der 
Givilstandsregister und die bürgerliche Ehesobliessung, getroffen hat; || dass 
diese Maassnahmen unter Anderem Gegenstand der Verordnung des Regie- 
rungsrathes vom 6. October 1873 sind, gegen welche ganz besonders Be- 
schwerde erhoben wird; || dass diese Verordnung von einer Cantonsregierung 
kraft besonderer, vom Grossen Rathe ihr verliehener Vollmacht erlassen 
worden ist; j| dass nach der Bundesverfassung vom 12. September 1848 alles, 
was auf die Einrichtung des Kirchenwesens sich bezieht, unbedingt Sache der 
Gantone ist; |{ dass die Eidgenossenschaft jedoch gegen Anordnungen der can- 
tonalen Behörden einschreiten kann, welche den durch die Bundesverfassung 
gewährleisteten Rechten zuwider sind; |j dass der Art. 44 der Bundesverfas- 
sung die freie Ausübung des Gottesdienstes der anerkannten christlichen Con- 
fessionen im ganzen Umfange der Eidgenossenschaft gewährleistet; || dass durch 
diese Bestimmung der Verfassung bezweckt wurde, jedem zu einer der christ- 
lichen Confessionen sich bekennenden Einwohner des Landes das Recht zu 
sichern, nacli seinem Ermessen seinem religiösen Bedürfiiisse zu genügen; l 
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Nr. «091 (jasß diese Gewährleistung ihre Beachtung findet, solange die Bürger nicht 
sohwei«. gezwungen werden, einem Grottesdienste beizuwohnen und solange sie frei 
Dec. 1878. sind, Gottcsdieust nach ihrem Belieben zu halten; J dass die Regierung von 
Bern den Recurrenten ausdrücklich das Recht zuerkennt, Gottesdienst nach 
ihrer Wähl zu feiern, und dass sie in ihrem Schreiben vom 8. November 1873 
erklärt, dass die abgesetzten Pfarrer in keiner Weise gehindert werden sollen, 
nach ihrer Weise Privatgottesdienst abzuhalten, sofern dabei die öffentliche 
Ruhe und Ordnung nicht gestört wird^'; || dass somit die Freiheit des christ- 
lichen Gottesdienstes innerhalb der Schranken der Gewährleistung der be- 
stehenden Bundesverfassung in der Person der Recurrenten nicht verletzt ist 
und die Verordnung vom 6. October 1873 der im Art. 44 der Verfassung 
gegebenen Gewährleistung nicht zuwider geht; || dass der Bundesrath jederzeit 
wird beschliessen können, wenn weitere Beschwerden über Thatsachen ein- 
langen sollten, die der Art wären, dass im bernischen Jura die freie Aus- 
übung eines Gottesdienstes im Widerspruche mit dem angeführten Art 44 
gehindert erschiene; || dass die bemischen Behörden über das von einem Theile 
der Recurrenten gestellte Begehren, ihren besonderen Gottesdienst in einer 
Kirche abhalten zu dürfen, noch nicht entschieden haben; !! dass der Bundes- 
behörde ein Recht, sich über diesen Punkt auszusprechen, erst dann zustehen 
würde, wenn behauptet und nachgewiesen wäre, dass die Eigenthümer der 
Kirchen in ihrer Verfügung über ihr Eigenthum, soweit dieselbe neben dem 
öffentlichen Gottesdienst und den durch die Staatsbehörden gefassten Besclilüs- 
sen noch besteht, anderen Einschränkungen als denjenigen der allgemeinen 
Landesgesetzc unterworfen werben; \\ in Erwägung endlich, dass die Bestimmun- 
gen der Vereinigungsurkunde des bernischen Jura mit dem alten Canton Bern 
vom 14./23. November 1815, welche von einem Theile der Recurrenten ange- 
rufen wird, unter der Herrschaft der Bundesverfassung vom 12. September 
1848 kein besonderes Recht zu Gunsten der Bewohner und der katholischen 
Geistlichkeit des bernischen Jura schaffen, noch eine Ausnahme vom öffent- 
lichen Rechte der Eidgenossenschaft begründen können; || beschliesst: 
Art. 1. Das vorläufige Suspensionsbegehren und die Recurse sind abgewiesen. 1 
Art. 2. Der gegenwärtige Beschluss ist Herrn Casimir FoUetete, Advocat und 
Grossrath in Pruntrut, zuhanden der Recurrenten, und dem Regierungsrathe 
des Cantons Bern mitzutheilen. || Ohne uns über die in diesem Beschlüsse 
aufgestellten Grundsätze des Weiteren auszusprechen, fügen wir einfach bei, 
dass seit dem 15. November 1873 uns noch andere Recurse gegen die theils 
vom bemischen Regiemngsrathe, theils von seinen Beamten in Bezug auf den 
bcraischen Jura angeordneten VoUziehungsmaassregeln eingegangen sind. Von 
dem bereits oben erwähnten Gesichtspunkte ausgehend, dass der Bund nicht 
berechtigt ist, sich in die Vollziehung der cantonalen Gesetze und der Hand- 
lungen der Gantonsregiemngen oder ihrer Beamten einzumischen, bevor alle 
cantonalen Instanzen selbst erschöpft sind, lehnten wir es ab, auf diese neuen 
Recurse einsutreten, und verwiesen die Recurrenten an die bernischen Ober- 
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behörden. || Seither nnd auch noch im LÄufe des Jahres 1874 gelangten an ^'' •^^ 
ans noch zahlreiche Recurse gegen den Beschluss des bernischen Regiernngs- sohweis. 
rathes vom 30. Januar 1874, durch welchen den abberufenen und wider- ^^' i®"- 
spenstigen Priestern der Aufenthalt im neuen Cantonstheile untersagt wird. 
Diese Rekurse wurden ebenfalls der Bemer Regierung zur Vernehmlassung 
mitgetheilt Da dieser Gegenstand jedoch in die Geschäftsführung für 1874 
föllt, so berühren wir ihn hier nur pro memoria, indem wir uns vorbehalten, 
den Verfolg derselben in unserm nächsten Berichte auseinanderzusetzen. |{ End- 
lich, um die Darlegung unserer Rolle in den Eirchenconflicten des Bisthums 
Basel zu schliessen, fügen wir noch bei, dass die Regierung von BerA uns 
mit Schreiben vom 26. November und 10. December 1873 zwei von Msgr. 
Lachat ausgegangene und in den Pfarrgemeinden des Jura ausgetheilte Schrif- 
ten mittheilte, in denen er sich die Eigenschaft des Bischofs der Diöcese bei- 
legte und seine ehemaligen Pfarrkinder ermahnte, ihm treu zu bleiben und 
jeden Verkehr mit den neuen Pfarrern zu verweigern, gegen welche er directe 
Anschuldigungen schleuderte, darauf abzielend, sowohl ihrem privaten Rufe als 
ihrem Priesteramte zu schaden. Auf Verlangen der Regierung von Bern über- 
mittelten wir ihre diesfällige Reclamation an die Regierung von Luzem, indem 
wir letzterer die Erwartung aussprachen, dass sie, gemäss ihren früheren 
Schlussnahmen, die ihr zu Gebote stehenden Mittel in Anwekidfing bringen 
werde, um alle Handlungen zu verhindern, durch welche der abberufene 
Bischof von Basel suchen möchte, den öffentlichen Frieden in deiljenigen 
Theilen des Bisthums, wo seine Autorität nicht mehr anerkannt ist, zu stören. 
Wir verlangten femer Bericht darüber, was sie zu verfügen für gut befunden, 
um einer Wiederholung von Acten vorzubeugen, wie diejenigen, über welche 
Bern sich beschwerte. || Die Regierung von Luzem antwortete uns unterm 
10. December, indem sie uns das Ergebniss ihrer diesfölligen Erkundigungen 
mitthcilte, welches Ergebniss sie veranlasste, an Msgr. die Einladung zu rich- 
ten, sich jeder bischöflichen Function in den Cantonen zu enthalten, wo er 
nicht mehr als Bischof anerkannt ist, und Alles zu unterlassen, was der Be- 
ruhigung der Gemüther und der friedlichen Lösung der entstandeneki Konflicte 
schaden könnte. |j Wir übermittelten der Regiemng von Bem eine Abschrift 
des Schreibens von Luzern an Msgr. Lachat und erklärten beiden Cantonen, 
dass wir damit diese Frage als erledigt ansehen. 
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Nr. 6092. (355.) 

ITALIEN. Circulardcpeschc des Ministers d. Auswärtigen (Visconti- 
Venosta) au die Vertreter im Auslände. — Uebcr die Freiheit des 

künftigen Gonclaves. 
[Uebersetzung.l 

Rom, den 1. Januar 1874. 
Nr. eoo2 Eine für ^q Regierung der Kirche wichtige Thatsache hat sich kürzlich 

Italien, i™ Vatican zugetragen. Der Papst; der sich bisher weigerte, Cardinäle zu 
i. j»B. 1874. emennön, ist plötzlich anderen Eingebungen gefolgt In einem, am 22. De- 
cember im Yatican abgehaltenen Consistorium hat Se. Heiligkeit zwölf Cardi- 
näle, sechs ausländische und sechs italienische, ernannt. Unter den letzteren 
befinden sich ein Mitglied der Gesellschaft Jesu und ein Augustiner- Mönch. 
Ich werde hier nicht auf die verschiedenen Gerüchte eingehen, welche über 
die Beweggründe umlaufen, die Se. Heiligkeit veranlasst haben, plötzlich diesen 
Entschluss zu fassen. Es ist möglich, dass Besorgnisse von Seiten einiger 
Regierungen demselben nicht fremd gewesen sind. Es ist mir nicht unbe- 
kannt, dass mehreren Mächten, nach ehrwürdigem und überliefertem Herkommen, 
ein gewisser Einfluss auf einige dieser Ernennungen zu der höchsten kirch- 
lichen Würde zukommt. Was ich festzustellen habe, ist der Umstand, dass 
die Regierung des Königs es sorgfältig vermieden hat, einen Einfluss für oder 
gegen die Ernennung von Cardinälen auszuüben, dass sie daher keinen AQlass 
liatte, sich für oder gegen einen der Candidaten auszusprechen. Der heilige 
Vater hatte von uns aus volle Freiheit, zu handeln und zu wählen. In diesem 
Punkte wie bei der Ernennung von Bischöfen, der Veröffentlichung von Bullen, 
Breven und Encykliken wird die Freiheit der Kirche unter den Bedingungen 
einer unumschränkten Souveränetät ausgeübt. Das Consistorium vom 22. De- 
cember war ein geheimes, und die Ernennung der neuen Kirchenfürsten voll- 
zog sich ohne das sonst gebräuchliche Ceremoniell. Wir bedauern diese Ab- 
weichung von dem üblichen Herkommen. Wir sind überzeugt, dass sich die 
Römer mit Vergnügen den Festlichkeiten angeschlossen hätten, welche sonst 
' die Bekleidung der vom Papste zu dieser hohen Würde auserlesenen hervor- 
ragenden Persönlichkeiten mit dem Purpur begleiteten. Nichts in den Ver- 
hältnissen der Stadt Rom gestattet die Annahme, die neuen Würdenträger 
wären von Seite der Bevölkerung nicht mit achtungsvoller Ergebenheit bc- 
liandelt worden. In einer kurzen Ansprache — sie ist in jenen Journalen 
nicht erschienen, welche man für die beglaubigten Organe des Vaticans hält 
— hat der heilige Vater die Gründe auseinandergesetzt, welche ihn bew^ogen, 
die Mitgliederzahl des heiligen CoUegiums zu vermehren. Nach Mittheilungen, 
welche ich für genau halten darf, hätte der Papst auch Anspielungen gemacht, 
es sei noth wendig, zu verhindern, dass im Falle eines Conclaves die Feinde 
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der Kirche einen ungesetzlichen Einfluss auf die Wahl seines Nachfolgers ^'- ^^^ 
auszuüben versuchten. I| Nachdem der Papst selbst von der Möglichkeit eines luui^n. 
Conclaves gesprochen, so glaube ich nicht, gegen die Sr. Heiligkeit schuldige ^- J"»- *^*- 
Achtung zu Verstössen, wenn ich diese Gelegenheit ergreife, um Ihnen die 
Haltung anzugeben, welche die Regierung des Königs für den Fall, dass diese 
Möglichkeit zur Wirklichkeit würde, einzunehmen entschlossen ist. Diese 
Haltung hängt nicht von dem Belieben der Mitglieder des italienischen Cabinets 
ab; sie ist der Executivgewalt längst vorgeschrieben durch den Artikel 6 des 
Gesetzes vom 13. Mai 1871, den hier zu wiederholen ich für nützlich halte. 
Artikel 6: „Während der Erledigung des päpstlichen Stuhles darf keine 
richterliche oder politische Behörde aus irgend einem Grunde die persönliche 
Freiheit der Cardinäle aufheben oder beschränken. Die Regierung wird die 
nothwendigen Maassregeln treffen, um die Versammlungen des Conclaves und 
der Concilien gegen jede gewaltsame Störung von aussen zu schützen." Art 7 
fügt hinzu: ,^ein öffentlicher Beamter, kein Polizeiagent darf, um eine Amts- 
handlung vorzunehmen, die Paläste und gewöhnlichen oder vorübergehenden 
Aufenthaltsorte des heiligen Vaters, die Versammlungen des Conclaves oder 
eines allgemeinen Concils betreten, ohne von dem hl. Vater, dem Conclave 
oder dem Concile hiezu ermächtigt zu sein." Endlich heisst es im Artikel 10: 
„Die Geistlichen, welche in Folge ihrer Stellung in Rom an den Kundgebungen 
der geistlichen Macht des hl. Stuhles theilnehmen, können wegen ihrer Stellung 
keiner Nachforschung oder Aufsicht von Seite der Behörde unterworfen werden. 
Jeder Fremde, der in Rom eine kirchliche Würde bekleidet, geniesst den 
persönlichen Schutz, der nach den Gesetzen des Königreichs den italienischen 
Bürgern zukommt." Diese Bestimmungen sind deutlich; sie werden genau und 
gewissenhaft befolgt Sie scheinen mir genügend, jeder Besorgniss vor den 
Folgen eines Ereignisses vorzubeugen, welches für den Augenblick noch fem 
zu liegen scheint, aber zu sehr in der natürlichen Ordnung der menschlichen 
Dinge begründet ist, als dass die Regierungen nicht genöthigt sein sollten, 
sich eines Tages mit ihm zu beschäftigen. || Nach den eben erwähnten Artikeln 
würde das Conclave in Rom eine ausnahmsweise gesetzlich geschützte Lage 
finden. Da seine Souveränctät in Rora durch ein Gesetz verbürgt, es somit 
über die Strömungen der Parteien gestellt und jedem Einflüsse von Seite der 
Regierung oder der Bevölkerungen entzogen ist, so wird es sich unter jenen 
Bedingungen der Sicherheit und Unabhängigkeit versammeln, die seiner er- 
habenen Aufgabe entsprechen. Welche Männer auch zu jener Zeit die Ehre 
haben werden, die italienische Verwaltung zu leiten, es wird keines Appells 
an ihre politischen Ideen bedürfen. Ihre Pflicht ist ihnen vorgezeichnet, ihre 
Verantwortlichkeit steht auf dem Spiele, nicht nur vor Europa und der katho- 
lischen Welt, sondern auch den grossen Gewalten des Staates gegenüber. 
Schon jetzt sind einige Vorschriften des Gesetzes in voller Rechtskraft Die 
Fremden, welche in Rom mit kirchlichen Würden bekleidet werden, hatten 
sich niemals über Störungen in der Ausübung ihres Amtes zu beklagen. 
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Nr. 6002 Mehrere Cardiuäle, z. B. Cardinal Collen; Cardinal Bonnechose und erst jüngst 
iLucn. ^^^ Cardinal-Erzbischof v. Valence haben Rom wiederholt besucht. Die Re- 
i.jan. 1874 gierung hat sich weder mit dem Zwecke ihrer Reisen beschäftigt, noch mit 
Ansichten^ welche man diesen hervorragenden Persönlichkeiten zaschrieb. Seit 
drei Jahren hat Rom die Ehre, Sitz eines doppelten diplomatischen Corps zu 
sein. Alle Mittel der Controle nnd der Oeffentlichkdt, welche freisinnige Ein- 
richtongen gewähren, sind jeder Partei zugänglich ; dennoch hat die k. Regierung 
nie eine Beschwerde erhalten, die sich auf die Ausübung des Cultns oder kirch- 
licher Functionen bezogen hätte. Der einzige Act der Souveränetät in Religions- 
sachen, dessen sich der Papst bidher enthalten hatte, war die Ernennung von 
Cardinälen. Die Mitgliederzahl des hl. Collegiums ist vermehrt worden, wird 
es vielleicht bald wieder, ohne dass die Anwesenheit der k. Regierung die 
geistliche Machtäussernug irgendwie stören konnte. Thatsachen sprechen viel 
lauter als alle Redensarten. Alle Einsichtigen wissen von jetzt an, dass der 
grossen religiösen Einrichtung des Papstthums keine der ihr nothwendigen 
Freiheiten fehlt. Die Ordnung, die Ruhe, die Freiheit von jedem Drucke, 
komme dieser von Oben und Unten, werden daher dem Conclave nicht mangeln. 
Die Freiheit, welche der hl, Vater bei seiner jüngst getroffenen Wahl hatte, 
wird ganz und vollständig der Versammlung zu Theil werden, welche den 
Nachfolger des hl. Petrus zu erwählen berufen sein wird. Hoffentlich trennen 
uns noch mehrere Jahre von dem Ereignisse, dessen ich hier gedenke. Indess 
ist es nicht überflüssig, bei Gelegenheit der Ernennung der zwölf Gardinäle 
zu zeigen, dass die wesentlichste Amtshandlung des hl. Collegiums in Rom 
unter canonischen Formen und mit derselben Sicherheit, derselben Würde, der- 
selben Ruhe wie in früheren Conclaves ausgeübt werden kann. 



Nr. 6093. (356.) 

BÖmSCHE CTJBIE. Die angebliche Constitution Papst Pins' IX. 
(Apostolicae sedis munus) vom 28. Mai 1873. — Aenderung der bisher für 

die Papstwahl geltenden Normen. 



sr. 6093 Pius, Bischof, Diener der Diener Gottes, zu ewigem Gedächtniss. 

iuJ.^carie. ^^^ halten billig dafür, dass es Amt und vorzügliche Pflicht des heiligen 

2R. Mai 1874. Stuhles sci, für die gegenwärtige und zukünftige Unversehrtheit desselben zu 
(s.j*n.i8/4.)g^^^^^ Da die Keckheit Unserer Feinde nichts unversucht lässt, der freien 
Ausübung der heiligen Autorität zu schaden, so werden mit Gottes Hilfe und 
Gnade Wir überall wachsam sein, dass Wir dieselbe gehegt und gewahrt er- 
halten. Und damit sie nicht irgend welchen Schaden nehme, auch nach Un- 
serem Tode, wenn man etwa die Wahlversammlung zu verhindern oder auf 
irgend eine Weise zu stören unternehmen möchte, so sind Wir genöthigt, 
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wegen der Wahl des Nachfolgers auf den höchsten Stuhl Petri Vorsorge zu ^'- •<*'* 
treffen. Nach demjenigen nämlich^ was von Seiten solclier Menschen^ welche^ röb. cvi«. 
dem katholischen Glauhen feindlich, von dem Winde der Weltströmung ge- 2«- M»i 1874. 
schwellt y das höchste Regiment führen, auch in auswärtigen Gegenden gegen 
Unsere ehrwürdigen Brüder Bischöfe geschieht, muss man Alles erwarten. 
Sie sinnen vielleicht schon in ihrem Ilerzen darauf, wie sie heimlich und wie 
sie öffentlicli sich entgegenstellen, damit entweder demnächst gar kein Papst 
gewählt werde oder ein solcher, von dem sie meinen, dass er ihren bösen 
Plänen fügsam sein werde. Deshalb folgen Wir unserem Vorgänger glück- 
lichen Angedenkens, Papst Plus VI., welcher ebenfalls in grössten Bekümmer- 
nissen schwebte und der gefährdeten christlichen Republik zu Hülfe zu kommen 
nicht abstand, und beabsichtigen, gegen die gegenwärtigen wie zukünftigen Ge- 
fahren der Kirche nach bestem Vermögen Fürsorge zu schaffen. || Da wir nun 
sehen, dass von Tag zu Tage neue und grössere Schwierigkeiten sieh erheben, 
so gestehen Wir, dass die Zeitlage auch neuer Beschränkungen bedarf. Aus 
diesen und andern Beweggründen wollen Wir durch den Inhalt gegenwärtigen 
Schreibens mehr dafür sorgen, dass auf eine leichte Weise und mit der ge- 
bührenden Schnelligkeit nach Unserem Tode ein römischer Pontifex erwählt 
werde, als dass dieses mit der pünktlichen Beobachtung derjenigen Ceremonien 
und feierlichen Bräuche vor sich gehe, unter denen ein so bedeutungsvolles 
Geschäft vollzogen zu werden pflegte. |{ Daher wollen Wir aus eigener Ent- 
schliessung und kraft Unserer apostolischen Vollmacht betreffs jener abzu- 
haltenden Wahlversammlung aufheben und heben überhaupt auf nicht nur die- 
jenigen Gesetze, welche über den Ort des zu haltenden Wahlactes festgestellt 
sind^ nämlich dort, wo der römische Pontifex gestorben sei, sondern auch die 
anderen, welche die Ceremonien und Gewohnheiten betreffen, die zur Völligkeit 
und Wesenheit einer canonischen Wahl keineswegs gehören. Zwar wissen wir 
wohl, dass, sofern keine oder sehr entfernte Hindernisse und Gefahren be- 
ständen, jene Gesetze mit grosser Klugheit und Würde zu beobachten vorge- 
schrieben ist, besonders aus der Constitution ,,Ubi periculum'^, die von dem 
heiligen Gregor X. auf dem ökumenischen Concil zu Lyon gegeben ward, und 
aus einer andern Clemens' V. „Ne Romani^', die ebenfalls auf einem allgemeinen 
Concile bekannt gemacht ward, welches im Jahre 1311 zu Vienne abgehalten 
wurde, femer aus den Constitutionen Clemens' VI. vom Jahre 1351 „Licet in 
constitutione'', Pius' IV. vom Jahre 1562 „In eligendis" und zweien Gregorys XV. 
vom Jahre 1621 „Aeterni Patris'' und „Decet Romanum Pontificem'', endlich 
Urban's VIII. „Ad Romani Pontificis" vom Jahre 1626 und Clemens' XII. 
„Apostolatns officium'' vom Jahre 1797. Da aber die Umstände sich dermaassen 
geändert haben, dass Alles zu befürchten steht von Seiten jener arglistigen 
Menschen sowohl, welche sich Katholiken wollen nennen lassen, als derjenigen, 
welche zum Heerlager der Ketzer gehören, so entbinden Wir Unsere Brüder 
der heiligen römischen Kirche Cardinäle gesammt und jeden besonders von 
der Verpflichtung des Eides, durch welchen sie sich anheischig gemacht hatten, 

6* 
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xr. «ow alles jenes, was iii vorgenannten Constitutionen enthalten ist, gehegt und ge- 
Rdm. Cnrie. wahtt ZU erhalten, und erklären sie durch Gegenwärtiges (dieses Eides) ent- 
•:&. Mai 1874. buuden. || Und dies soll nicht bloss für diejenige Wahlversammlung Geltung 
'haben, welche nach Unserem Tode unmittelbar statthaben wird, sondern auch 
für folgende, wenn es sich etwa ereignen sollte, dass Unsere Nachfolger auf 
dem allerheiligsten Stuhle Petri für die künftige Wahl durch eine besondere 
Constitution Fürsorge zu treffen nicht in der Lage wären, sei es wegen vor- 
zeitigen Ilinscheidens, sei es aus irgend einem andern Grunde. \ Da Wir nun 
wissen, dass durch apostolische Constitutionen, insbesondere die Paulus' VI. 
„Quum secundum", mit härtesten Censuren belegt wird, wenn Einer noch bei 
Lebzeiten und ohne Vorwissen des Papstes es wagte, über die Wahl des Nach- 
folgers sich zu besprechen, so entbinden Wir der heiligen römischen Kirche 
Cardinäle in allen diesen Dingen in so weit, dass ihnen freistehen soll, auch 
bei unseren Lebzeiten alles dasjenige vorher zu bedenken, was die Heiligkeit 
der Sache mit der zweckmässigen Eile in Uebereinstimmung zu bringen geeignet 
ist. 11 Demgemäss werden sie ungestraft über die Festsetzung des Tages des zu- 
künftigen Wahlactes, über die Beibehaltung oder Aufhebung der Clausur, mit 
Einem Worte über alles das, was auf rechtzeitige, freie Erwählung eines 
höchsten Pontifex abzielt, sich besprechen können. Was den Ort anlangt, wo- 
hin die Wahlversammlung zusammenzuberufen ist, so soll Demjenigen, welchem 
nach Unserem Hinscheiden jenes Recht naturgemäss, wie es der Brauch ist, 
zufällt, freistehen, falls dieselbe, was Wir fürchten, in Rom nicht sicher und 
frei stattfinden kann, sie nach dem Fürstenthum Monaco auszuschreiben oder 
nach einer französischen Stadt oder sogar nach Malta, wenn nur, wo es nun 
sein mag, man sich völliger Freiheit daselbst erfreut, als welche zur Voll- 
endung des hochheiligen Werkes durchaus erforderlich ist. |! Das jedoch schreiben 
auch Wir vor, wie es alle Unsere Vorgänger gethan, dass keinem der Car- 
dinäle der heiligen römischen Kirche jemals erlaubt sein soll, solange Uns 
des allmächtigen Gottes langmüthigste Gnade am Leben erhält, über die Person 
dessen, der demnächst zum Papst zu erwählen sein würde, Zusammenkünfte 
und Berathungcn zu halten. || Und sofern nun die vorliegende Angelegenheit 
von der grössten Wichtigkeit ist, sintemal von einer rechtzeitigen Erwählung 
des höchsten Pontifex zweifellos sowohl die Einheit als die Ruhe der katho- 
lischen Kirche abhängt, so schreiben Wir kraft Unserer apostolischen Autorität 
allen d«.T h. römischen Kirche Cardinälen und jedem Einzelnen unter Inan- 
spruchnahme dos liciligen Gehorsams und bei Strafe der Excommunication vor, 
dass sie dieser Unserer Constitution Gehorsam leisten und alles, was in der- 
selben enthalten ist, mit allem Fleisse beachten und bereitwilligst ausführen. 

Wir schlicssen aber mit den Worten Unseres Vorgängers glücklichen An- 
gedenkens, Plus' VI., des unbesiegt muthigen Pontifex, in seiner (Constitution) 
„Quum Nos superiori anno": 

Bei den Eingeweiden des Erbarmers unseres Gottes, bei der in unsere 
Herzen ergossenen Liebe des heiligen Geistes und bei der Heiligkeit des Eides^ 
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mit welcher sich jeder einzelne, in das heilige Collegiura der Cardinäle Auf- ^'* ^^^ 
genommene gebunden hat, die Kirche Christi zu schützen und zu vertheidigen B6m. can«. 
bis zur Vergiessung seines Blutes, vermahnen Wir sowohl die Einzelnen als ^- *^** *®^*- 
Alle insgemein, dass sie in dieser so' grossen Gefahr der christlichen Religion 
die persönlichen Erwägungen der Ehre Gottes und der Ruhe der Kirche nach- 
stellen und mit willigem und einträchtigem Sinne auf die Eine Sorge Gewicht 
legen, dass nicht allzulange dAs Schifflein Petri, von solchen Stürmen hin und 
her geworfen, des Leiters und Lenkers ledig, zu schwanken gezwungen sei, dass 
nicht die gesammte katholische Erde, da so viele Wölfe von allen Seiten auf 
Raub der Schafe einbrechen, aus persönlichen Rücksichten ihres Hirten und 
Hüters entbehren, von dem sie beschützt und vertheidigt werden können. .Da- 
von sollen sie überzeugt sein, dass, wenngleich sie ihre Treue durcli Ertragung 
so vieler und so grosser Kümmernisse um Christi willen in aller Geduld und 
Langmuth zu so grosser Ehre der Kirche bezeugt haben, sie dennoch keine 
leuchtenderen Beweise ihrer Treue geben könnten, als wenn sie in einträchtigem 
Eifer durch schnelle Erwählung des Pontifex gezeigt hätten, dass sie mit 
Zurücksetzung der eigenen Vortheile lediglich auf die Ruhe der Kirche, auf 
das Heil der christlichen Heerde, auf die Gefahr des gesammten Erdkreises 
ihr Augenmerk zu richten beschlossen hätten. |i (Folgen die gewohnten curialeu 
Bestätigungen der apostolischen Kanzlei.) 

Gegeben bei St. Peter zu Rom, im Jahre der Menschwerdung des Herrn 
1873 am 28. Mai, Unseres Pontificats im 2S. Jahre. 

Obwohl die Unechtheit dieser Constitution, welche von der Kölnischen 
Zeitung unter dem 8. Januar 1874 in deutscher Uebersetzung veröffentlicht 
wurde, kaum zweifelhaft ist, glaubten wir dieselbe doch mittheilen zu sollen. 



Nr. 6094. (357.) 

KOMISCHE CÜBIE (Schweiz). Note des päpstlichen Geschäftsträgers 
Agnozzi) an den Bundesrat h. — Beantwortung der Kote des Bundesrathes 

vom 12. Dec. 1873. 

Luzern, den 17. Januar 1874. 
Der Geschäftsträger des heil. Stuhles bei der schweizerischen Eidge- Nr. m*4 
nossenschaft, welcher durch Vermittlung Seiner Eminenz des Cardinais Antonelli ^^l}' . 
die unterm 12. December 1873 an den Unterzeichneten gerichtete Note zur (SchweU). 
Kenntniss des heil. Vaters brachte, hat soeben die Weisungen und Instruktionen ^'^'*"*^''''* 
erhalten, die ihm nöthig waren, um den hohen Bundesbehörden zu antworten. 
:' Seiner Note zufolge glaubte der Bundesrath, nachdem er die von Seiner 
Heiligkeit unterm 21. November 1873 an alle Patriarchen, Primate, Erzbischöfe 
und Bischöfe der katholischen Kirche gerichtete Encyclica gol<*son, in diesem 
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Nr. 60M Acte des heil. Vaters schwere und directe Anschuldigungen gegen verschiedene 
U5m. Curie schwelzerischc Behörden, betreffend gewisse von denselben gefasste Schluss- 
(Sehweii). nahmen, namentlich die Anklage erblicken zu sollen, den öffentlichen Glauben 
'verletzt und aus dem Gebiete der Eidgenossenschaft einen Priester, der 
Schweizerbttrger ist, Msgr. Mermillod, Bischof von Hebron, apostolischen Yicar 
von Genf, ausgewiesen zu haben. Demzufolge hielt der Bundesrath dafür, dass 
eine permanente diplomatische Vertretung des heil. Stahles in der Schweiz un- 
nütz geworden sei, und brachte daher dem Unterzeichneten zuhanden des heil. 
Stuhles zur Kenntniss, dass die Bundesbehörden vom Datum der obgenannten 
Note an aufhörten, den Geschäftsträger des heil. Stuhles als diplomatischen, 
bei der Eidgenossenschaft accreditirten Vortreter anzuerkennen. Endlich er- 
suchte er den Unterzeichneten, den Tag seiner Abreise aus der Schweiz an- 
zugeben. II Der heil. Vater, nicht zu reden von dem Unterzeichneten, hatte nicht 
zu erwarten, dass die von ihm in seiner Eigenschaft als Oberhaupt der Kirche 
an die mit dem heil. Stuhle in Verbindung stehenden geistlichen Behörden 
gerichtete Encyclica zu einer diplomatischen Note dieses Inhalts Veranlassung 
geben könnte. Durch dieses sein Sclireiben an die Bischöfe der Katholicit&t 
denuncirtc und verurtheilte Seine Heiligkeit bedauerliche Acte, durch welche 
Verpflichtungen verletzt wurden, die von den staatlichen Behörden übernommen 
und feierlich beschworen und die in den Verträgen von Wien und Turin sehr 
implicite stipulirt waren, Verträge, welche die hohen Bundesbehörden durch 
frühere Erklärungen als in voller Kraft bestehend anerkannt hatten. || Offenbar 
konnte daher der heil. Vater, durch die Pflichten seines apostolischen Amtes, 
oder wenigstens kraft dieser Verträge genöthigt, sich zu beklagen und zu re- 
clamiren, dabei nicht unterlassen, zu sagen, dass der öffentliche Glaube verletzt 
worden sei. Da im Weiteren die Verbannung des apostolischen Vicars aus 
Genf — ausgesprochen ausserhalb jedes eidgenössischen oder cantonalen Gesetzes 
— nothwendig eine durch das Organ des Unterzeichneten angebrachte Pro- 
testation Seiner Heiligkeit beim Bundesrathe veranlasst hatte, so war bereits 
ein ungünstig motivirtes öffentliches Urtheil, das von den gläubigen Katholiken 
und selbst von einer grossen Anzahl von Protestanten getheilt wurde, erfolgt, 
so dass der heil. Vater nicht frei war, weder ihm zu widersprechen, noch die 
Verantwortlichkeit für dasselbe abzulehnen. || Aus diesen Bemerkungen geht 
hervor, dass der Abbruch der diplomatischen Beziehungen zwischen dem heil. 
Stuhle und den Bundesbehörden, der von diesen erklärt wurde, an sich auf 
keinen beweiskräftigen oder stichhaltigen Grund gestützt ist, zumal die National- 
versanmilung in ihrer Sitzung vom 27. November 1873 mit 69 gegen 41 Stimmen 
beschlossen hatte, dass die apostolische Nuntiatur in der Eidgenossenschaft 
beibehalten werden solle. \ Indem der Unterzeichnete also gegen eine so uner- 
wartete und dem heil. Vater eben so schmerzliche als für die Interessen der 
Katholiken der Schweiz bedauerliche Schlussnahme protestirt, hofit er, es werde 
der hohe Bundesrath, in gerechter Würdigung der Akte des heil. Stuhles, 
auf seine mit Note vom 12. December 1873 angekündigte Entschliessung zurück- 
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kommen. || Sollte im Gegentheil der Bundesrath auf seiner Schlussnahme be- ^'' ^ 
harren, so wird der Unterzeichnete an dem Tage, wo er definitiv seine Pässe Rom. curia 
erhalten wird, sich gezwungen sehen, der Nothwendigkeit zu weichen und das (ScJ^weii). 
Gebiet der schweizerischen Eidgenossenschaft zu verlassen. || Der Geschäfts- 
träger des heil. Stuhles ergreift diesen Anlass, um den Bundesbehörden die 
Versicherung seiner Hochachtung zu erneuem. 

J. B. Agnozzi. 



Nr. 6095. (358.) 

SCHWEIZ. Note des schweizerischen Bundesrathcs an den päpst- 
lichen Geschäftsträger (Agnozzi). — Uebersendung der Pässe an den 

päpstlichen Geschäftsträger. 

Bern, den 23. Januar 1874. 
Der Bundesrath hat von dem Schreiben Kenntniss genommen, welches ^\'^^ 
Msgr. Agnozzi ihm die Ehre erwies unterm 17. dies an ihn zu richten, um schweSx. 
ihm die Bemerkungen mitzutheilen, die der heil. Stuhl in Bezug auf seine Note^"'*"-^®^** 
vom 12. December abbin anbringen zu sollen glaubte. || Gestützt auf diese Be- 
merkungen und unter Protestation gegen die gefassten Schlussnahmen, betreffend 
die diplomatischen Beziehungen zwischen dem heil. Stuhle und der Eidgenossen- 
schaft, drtlckt Msgr. Agnozzi die Hoffnung aus, es werde der Bundesrath, in 
gerechter Würdigung der Akte des heil Stuhles, auf seine mit besagter Note 
angezeigte Entschliessung zurückkommen. Im Weiteren benachrichtigt er ihn, 
dass, wenn der Bundesrath auf seiner Schlussnahme beharren würde, er sich 
gezwungen sehen würde, der Nothwendigkeit zu weichen und das Gebiet der 
Eidgenossenschaft an dem Tage zu verlassen, wo er definitiv seine Pässe er- 
halten wird. H Indem der Bundesrath Msgr. Agnozzi die Mittheilungen verdankt, 
die er ihm zu machen bewogen war, und indem er von seinen Erklärungen 
Akt nimmt, hat er die Ehre, ihm zu erwidern, dass er seiner oberwähnten 
Note vom 12. December abbin nichts beizufügen hat, und dass er demzufolge 
dem Gegenwärtigen die Pässe beischliesst, welche Msgr. Agnozzi ihm abzuver- 
langen für nöthig gefunden hat || Der Bundesrath ergreift übrigens diesen An- 
lass, um Msgr. Agnozzi seiner ausgezeichneten Hochachtung zu versichern. 

Im Namen des Schweiz. Bundesrathes, 

Der Bundespräsident: / 

Schenk. 
Der Kanzler der Eidgenossenschaft: 
S c h i e s s. 
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Nr. 6096. (359.) 

SCHWEIZ (Bern). Verordnung der Regierung des Kantons Bern. — 
Ausweisung sämratlicher renitenten Geistlichen des bernisclien Jura. 

Nr. «09Ö Der Reglerungsrath des Kantons Bern || in Erwägung: Ij 1) dass die durch 

schweu gerichtliches ürtheil vom 15. September 1873 von ihren Stellen abberufenen 
(B«m). Pfarrer, sowie diejenigen Geistlichen, welche s. Z. den Protest vom Februar 

90 Js.n 1874 

' 1873 unterzeichnet und nicht zurückgezogen haben, nach den übereinstimmen- 
den amtlichen Berichten, namentlich der betreffenden Regierungsstatthalter und 
des Regierungscommissärs, fortfahren, Glaubenshass und Verfolgung wegen 
religiöser Ansichten zu stiften, gegen die vom Staate eingesetzten Geistlichen 
und gegen die Erlasse und Anordnungen der Staatsbehörden aufzureizen und 
überhaupt die öffentliche Ordnung und den confessionellen Frieden zu stören; 
I; 2) dass in Folge hievon in verschiedenen Ortschaften des Jura grobe Excesse 
vorgefallen sind, welche ein militärisches Aufgebot nöthig machten; || 3) dass 
eine Rückkehr zur staatlichen Ordnung aber nur dann zu erwarten ist, wenn 
den ungehorsamen und aufrührerischen Geistlichen der fernere Aufenthalt im 
neuen Kantonstheil, wenigstens zeitweise, entzogen wird; j', beschliesst: || 1) Den 
durch gerichtliches Urtheil vom 15. September 1873 von ihren Stellen ab- 
berufenen katholischen Pfarrern, sowie denjenigen katholischen Geistlichen, 
welche den Protest vom Februar 187:) mitunterzeichnet haben, ist bis auf 
Weiteres der Aufentlialt in den Amtsbezirken Courtelary, Delsberg, Freibergen, 
Laufen, Münster, Pruutrut und Bicl untersagt. || 2) Diese Untersagung fällt 
dahin, sobald die Betreffenden ausdrücklich erklären, dass sie sich der Staats- 
ordnung, den Staatsgesetzen und den Verfügungen der staatlichen Behörden 
unterziehen wollen. H 3) Innerhalb zweier Tage, vom Tage der amtlichen Er- 
öffnung dieses Beschlusses an gcreclmet, hat der betreffende Geistliche, wenn 
er sich der Bedingung sub Art. 2 nicht unterzieht, die obengenannten Amts- 
bezirke zu verlassen. 



Nr. 6097. (360.) 



BRASILIEN. Expos^ des Ministers des Auswärtigen über den 

Kirchenstreit, 
[üebersetzung.] 

Nt. 6097 Um wenigstens die schwersten Folgen des von den ehrwürdigen Biscliöfen 

o^^?* von Pernambuco und von Para erhobenen Conflictcs abzuwenden, beschloss die 

«I.Jan. 1874. kaiserliche Regierung, den brasilianischen ausserordentliclien Gesandt n und be- 
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vollmächtigten Minister zu London in einer besonderen Sendung nach Rom zu ^*"- ®^' 

1 8001« 

schicken. || Uebcr die Natur und die Bedeutung des Streites findet sich alle BruiUeu. 
wönschenswerthe Aufklärung in den folgenden Documenten: || 1. Avis vom ^iJ»«- '874. 
12. Juni V. J.^ den der Minister des Innern, in Folge des günstigen Entscheids 
auf den von den Brüderschaften genommenen Recurs an die Krone , an den 
Bischof von Olinda* richtete; || 2. Gutachten des Staatsrathes, Abtheilung für 
innere Angelegenheiten; |j 3. die Antwort und die späteren Schritte des Bischofs 
von Pernambuco. || Der Fall war um so schwieriger, als sich die Bischöfe zu 
ihrem Vorgehen von dem sichtbaren Haupte der katholischen Kirche autorisirt 
und aufgemuntert hielten. || Indem sich der Herr Minister der auswärtigen An- 
gelegenheiten auf die oben angeführten Documente bezog, fasste er den Zweck 
und die Bedeutung jener diplomatischen Sendung an den heiligen Stuhl in fol- 
genden Sätzen zusammen, die wörtlich aus den dem Herrn Baron Penedo ge- 
gebenen Instructionen entnommen sind: || „Ew. Exe. werden dem Herrn Cardinal- 
Staatssecretär und ganz besonders auch Sr. Heiligkeit alle hiesigen Vorgänge 
auseinandersetzen; Sie werden auf die schlimmen Folgen aufmerksam machen, 
die aus der Fortdauer so unregelmässiger und ungesetzlicher Handlungen ent- 
springen müssen, und werden versuchen, zu erlangen, dass der Papst es unter- 
lässt, die Bischöfe in ihrem Ungehorsam zu bestärken, und dass er ihnen da- 
gegen eine gänzliche Uebereinstimmung mit den Vorschriften der Constitution 
und der Gesetze und mit den Regeln anempfiehlt, welche seit den ältesten 
Zeiten in den Beziehungen zwischen Staat und Kirche beobachtet worden sind. 
Es handelt sich nicht um das Interesse von Personen oder Corporationen, 
sondern um eine Principienfrage. || Ich muss Ew. Exe. davon in Kenntniss 
setzen, dass die Regierung befohlen hat, dem Bischof von Pernambuco den 
Process zu machen; und wenn es noth wendig werden sollte, wird sie andere 
gesetzliche, wenn auch noch so energische Mittel in Anwendung bringen, ohne 
das Resultat der Ew. Exe. Eifer und Einsicht anvertrauten Sendung abzu- 
warten. H Indem die Regierung Sie mit dieser Sendung beauftragt, denkt sie 
nicht daran, der Wirksamkeit der Gesetze Einhalt zu thun. Es ist ihre Pflicht, 
darauf zu halten, dass sie erfüllt werden. Die Regierung will mit Ihrer Sen- 
dung nur schlimmeren Ereignissen vorbeugen. |] Vielleicht wird der Befehl, 
gegen den Bischof gerichtlich einzuschreiten, noch vorher veröffentlicht, ehe 
diese Depesche abgefertigt wird.*) I| Sowohl in den persönlichen Conferenzen, 
wie auch in den Mittheilungen, welche Sie an den Cardinal-Staatssecretär richten, 
werden Ew. Exe. eine gemässigte, aber feste Sprache führen. Die kaiserliche 
Regierung bittet um keine Gunst; sie reclamirt nicht mehr, als was recht ist, 
und wird sich auf keine Nachgiebigkeit einlassen.'' || In Uebereinstimmung mit 
diesen Instructionen richtete der brasilianische Gesandte zur Erfüllung seines 



*) Das gerichtliche Verfahren gegen den Bischof wurde eingeleitet und hat am 
21. Februar 1870 zu seiner Verurtheilung zu 4 Jahren Geföngniss mit Strafarbeit ge- 
führt. [Anmerk. d. Red.] 
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Nr. «097 Auftrages an den Cardinal-Staatssecretär Seiner Heiligkeit das weiter unten ver- 

foOOl. 

BnaUien. öffentHchte Memorandam. Nach vielen Confercnzen^ in denen die Thatsachen 
ai. Jan. 1874. ijijjlänglich aufgeklärt wurden, erfolgte auf diese, im Namen der kaiserlichen 
Regierung gethane Aeusserung die officiellc Antwort, wie man sie unter dem 
Memorandum liest || Diese Antwort wird durch den Inhalt des Dienstschreibens 
vervollständigt, mit welchem der Herr Baron de Penedo von dem Resultate 
der ihm anvertrauten Sendung Rechenschaft ablegt, dessen Kenntnissnahme der 
kaiserlichen Regierung zur grossen Befriedigung gereichte. || Darin sagt der 
ausserordentliche Gesandte Seiner Majestät des Kaisers: 

„In meinem Schreiben vom 25. November hatte ich die Ehre, Ew. Ezc. 
zu sagen, dass mein Memorandum einer Congregatiou von Cardinälen vorgelegt 
werden sollte. Jetzt habe ich das Vergnügen, Ew. Exe. die endliche Lösung 
der Frage anzuzeigen, wegen deren ich nach Rom geschickt bin. || Die Lösung 
ist so vollständig und zufriedenstellend wie möglich. || In der beigelegten Ab- 
schrift, Anlage 1, findet Ew. Exe. die Note des Cardinal -Staatssecret&rs in 
Antwort auf mein Memorandum. || Darin sagt Seine Eminenz, dass der Heilige 
Vater geneigt sei, diejenigen Mittel anzuwenden, welche Er in seiner hohen 
Weisheit und väterlichen Güte gegen die Katholiken von Brasilien geeignet 
^nde, um dem bedauernswerthen Conflicte ein Ziel zu setzen. || Die Mittel, auf 
die hier Bezug genommen wird, sind die folgenden: jl Auf Befehl des Heiligen 
Vaters schrieb der Cardinal Antonelli einen officiellen Brief an den ehrwtlr- 
digen Bischof von Clinda, in welchem er ihn wegen seines Betragens tadelt 
und ihm anempfiehlt, dass er das auf die Kirchen seiner Diöcese gelegte In- 
terdict aufhebe. || Der Cardinal zeigte mir diesen Brief und autorisirte mich^ 
Ew. Exe. darüber zu sprechen, jl Derselbe fängt mit den folgenden Worten an: 
„Gesta tua etc. non laudantur^'; es wird darin erklärt, dass dem Heiligen Vater 
das Vorgekommene viel Betrübniss gemacht habe; dass der Bischof den Brief 
des Heiligen Vaters vom 29. Mai falsch verstanden hätte; dass er Ihm die Be- 
trübniss erspart hätte, wenn er zur rechten Zeit den Heiligen Vater um Rath 
gefragt; und dass ihm so dringend Mässigniig und Milde anempfohlen wären, 
dass er sich aber statt dessen nur der Strenge bedient habe. Deswegen be- 
fehle ihm der Heilige Vater, dass er den vorigen Zustand wiederherstelle — 
ad pristinum statum adducas — in Hinsicht des gestörten Friedens der Kirche.|| 
Der apostolische Internuntius, Msg. Sanguigni, wird diesen Brief mit der In- 
struction empfangen, ihn an den ehrwürdigen Bischof von Clinda zu schicken 
und dem Bischof von Para eine Abschrift desselben zukommen zu lassen. || So 
habe ich es vom Cardinal erbeten, und Seine Eminenz hat es mir versprochen. 
Wie wir übereingekommen sind, so werden die Depeschen au den Intemuntins 
natürlich gleichzeitig mit diesem meinem Schreiben in Rio de Janeiro an* 
kommen. || Was das Placet und den Recurs an die Krone betrifit, so liess ich 
keine Frage darüber zu, wie Ew. Exe. sehen wird, und ich konnte sie auch 
nicht zulassen. Es wäre überdies unmöglich, zu verlangen, dass der Heilige 
Stuhl ein Recht anerkennte, welches er, nach dem Ausdrucke des Cardinals^ 
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nur geduldet hat Diese unversöhnlichen Grundsätze erklären leicht den be- ^'- ^^^ 
treffenden Absatz^ den Ew. Exe. in der Note des Staatssecretärs lesen wird.^^|| Brasiuen, 
Der Herr Internuntius hat in Folge der Depesche von Rom dem ehrwürdigen^^ ••'*"• ^*'^- 
Bischof von Pernambuco den Brief Seiner Heiligkeit schon überliefert 



Note des ausserordentlichen Gesandten und bevollmächtigten Mi- 
nisters Seiner Majestät des Kaisers. — Besondere Mission Brasiliens 

beim heiligen Stuhl 

Rom, den 29. October 1873. 
Der unterzeichnete ausserordentliche Gesandte und bevollmächtigte Minister 
Seiner Majestät des Kaisers von Brasilien^ in besonderer Sendung beim Heiligen 
Stahl, hat die Ehre, Seiner Eminenz, Monsignor Cardinal Antonelli, Staats- 
secretär Seiner Heiligkeit, das beigeschlossene Memorandum zu überreichen, 
welches er ihm in der letzten Conferenz versprach. || Der Unterzeichnete bittet 
Seine Eminenz, Sie wolle dies Document der hohen Kenntniss des Heiligsten 
Vaters unterbreiten und dessen väterliches' Herz einer Entscheidung geneigt 
machen, wie sie in dieser ebenso wichtigen als beunruhigenden Angelegenheit 
zu wünschen ist i| Der Unterzeichnete benutzt diese Gelegenheit, Seiner Eminenz 
die ehrfurchtsvollen Versicherungen seiner Hochachtung zu wiederholen. 
An Seine Eminenz 

Monsignor Cardinal Antonelli. 

gez. Baron de Penedo. 

Memorandum. 

L 

Die ausserordentlichen Ereignisse, die kürzlich in Folge des von dem ehr- 
würdigen Bischof von Olinda heraufbeschworenen Conflictes in Brasilien statt- 
fanden, an welchen auch einige Bischöfe anderer Diöcesen sich betheiligt haben, 
mussten nothwendigerweise die ernste Aufmerksamkeit und die gesetzmässige 
Dazwischenkunft der kaiserlichen Regierung auf sich ziehen. || Diese beklagens- 
werthen Ereignisse sind im ganzen Lande öffentlich bekannt und sicher auch 
zur Keimtniss des Heiligen Stuhles gelangt Deswegen kann man nicht wohl 
zweifeln, dass sie das Oberhaupt der Allgemeinen Kirche betrübt haben. || Der 
Streit wurde durch eine Sentenz des Bischofs von Olinda veranlasst, durch 
welche er eine Brüderschaft der Stadt Recife mit dem Interdict belegte, weil 
sie weder einen öffentlich als Freimaurer bekannten Bruder — so nannte ihn 
der Bischof — noch irgend einen ihr angehörenden Freimaurer aus ihrer 
Mitte stossen wollte (28. December 1872). {| In Folge ihres Statuts sah sich der 
Vorstand der Brüderschaft in der Unmöglichkeit, den bischöflichen Befehl zu 
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Nr. fl097 erfüllen. Der Bischof bestand auf seinem Entschlüsse (9. Jannar); und ehe 
BrasUien. »och die Brüdcrschaft auf die ihr intimirte Drohung antworten konnte^ that 
31. Jan. 187-1. gj. ^q ganze Corporation in den Kirchenbann (den 16. Januar 1873). || Von 
dieser Sentenz nahm die Brüderschaft Recurs an die Krone, in Uebereinstim- 
mung mit den Gesetzen des Kaiserreiches. Als aber der Bischof auf Befehl 
des Präsidenten der Provinz über den Fall gehört werden sollte, beschränkte 
er sich, zu erklären, „dass ein solcher Recurs durch verschiedene Bestim- 
mungen der Kirche verdammt wäre"; und so lioss er lieber seine Sache, ohne 
dass er das Wort zur Vertheidigung genommen hätte, ehe er einen Beweis der 
Unterwerfung unter die Gesetze des Landes gegeben hätte. Ij Nachdem Seine 
Majestät der Kaiser den Staatsratli gehört hatte, geruhte Ilöchstderselbe auf 
den Recurs einen günstigen Bescheid zu geben. Dem Bischof wurde diese 
kaiserliche Resolution von dem Minister des Innern mitgetlieilt; seine Antwort 
vom 6. Juli enthielt die directe Erklärung des Ungehorsams gegen den Kaiser. 
r Er leugnete die Rechtmässigkeit des „Beneplacef' und des „Recurses an die 
Krone", und in Wiederholung von früheren Umstufzlehren, die mit Missbrauch 
des bischöflichen Amtes von ihm proclamirt waren, schmähte er die Rechte 
der brasilischen Souveränetät und stellte sich überhaupt vollständig in Oppo- 
sition gegen die Staatsgewalten. | Schon in einem Hirtenbriefe vom 2. Februar 
hatte der Bischof in der That das „Beneplacet" bekämpft und behauptet, dass 
Niemand, der ein gehorsamer Sohn der Kirche sein wolle, es zulassen könne. 
Ein von den ältesten Gesetzen der portugiesischen Monarchie geheiligtes, von 
der Constitution des Kaiserreiches seit einem halben Jahrhundert aufrecht er- 
haltenes und von allen brasilianischen Biscliöfen bisher respectirtes Recht der 
Souveränetüt wurde fcierlicli missachtet von dem ehrwürdigen Bischof von 
Olinda. 

IL 

Indem der ehrwürdige Prälat sein Werk der religiösen Restauration mit 
der Verdammung der Freimaurerei anfing, berief er sich auf verschiedene 
Bullen, die in Brasilien niemals das "Beneplacet'' erlaugt hatten. || Ohne dass 
man weiter auf eine Prüfung dieser von der Kirche verdammten Listitution 
(der Freimaurerei) eingeht, muss man docli gestehen, dass sie sich in Brasilien 
niemals als eine Feindin der Religion gezeigt und sich niemals solcher Dinge 
schuldig gemacht hat, die ihre Verdammung anderswo motivirt haben. Das ist 
eine Thatsache, die Niemand leugnen kann, der weiss, was diese Gesellschaft 
in Brasilien bedeutet, wo derselben verschiedene, durch ihre Tugenden und 
frommen Gesinnungen ausgezeichnete Männer angehört haben. || Wenn der 
Bischof sich enthalten hätte, das kaiserliche „Bcneplacet" hintenanzusetzeu; 
wenn er sich darauf beschränkt hätte, seine Diöcesancu zu ermahnen, dass sie 
eine Gesellschaft verliessen, welche der Heilige Stuhl für eine Feindin der 
Religion erklärt hat; wenn er die Gläubigen nur an die Strafen und Censuren 
der Kirche erinnert, wenn er selbst damit gedroht hätte: so wäre alles dies 
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blosse Sache des Gewissens geblieben und hätte sich auf das reine Gebiet des ^'- *^" 
Glaubens an die Vorschriften der Kirche beschränkt. j| Sobald aber diese Strafen Brasilien, 
äussere Wirkungen zu haben beginnen, fängt der Conflict zwischen dem geist-8i.Jan.i874. 
liehen Gebote und dem Civilgesetz an. Wenn man jenen Strafen solche Wir- 
kungen in Brasilien geben will, so streitet man gegen die Grundsätze der Ver- 
fassung, wie auch unter Anderm dagegen, dass Niemand der Beligion wegen 
verfolgt werden soll. || Indem der ehrwürdige Bischof gegen die ganze Brüder- 
schaft den Bann deswegen aussprach, weil sie die Freimaurer nicht ausgestossen 
hatte, überschritt er seine Jurisdiction; denn er forderte, dass eine nur geist- 
liche Strafe gegen ihre eigene Natur eine dem Civilgesetze widerstreitende zeit- 
liche Wirkung haben solle. || In Brasilien stehen die Brüderschaften nicht unter 
der alleinigen Leitung und Gerichtsbarkeit der Bischöfe. Diese Institutionen 
werden vielmehr nach Statuten geleitet, die von der Civilgewalt approbirt sind, 
und nur in Bezug auf den rein geistlichen Theil von den Bischöfen des Sprengeis. 
In allen andern Beziehungen stehen sie unter der Gerichtsbarkeit der welt- 
lichen Macht und zwar unter besondern Richtern, die „juizes de capellas'^ ge- 
nannt werden. Dieselben wachen über die Aufrechthaltung der Statuten, über 
die Verwaltung der Güter, über die Zulassung und Ausstossung der Brüder u. s. w. 
Diese gemeinschaftliche Genehmigung der zwei Gewalten verleiht nothwendig 
den Brüderschaften einen doppelten Charakter« || Die Statuten enthalten nicht 
die Bestimmung, dass Freimaurer nicht zu einer Brüderschaft gehören könnten; 
der Bischof konnte also ohne Einwilligung der Civilgewalt durchaus nicht die 
wesentlich untheilbaren Statuten verletzen, womit er die Bedingungen der 
Existenz der Gesellschaft verändert und als Wirkung einer geistlichen Strafe 
ihren Mitgliedern Schaden und zeitlichen Nachtheil zugefügt hätte. || Es ist 
deshalb nicht zulässig, zu behaupten, dass der würdige Bischof von Clinda die 
Statuten nur hinsichtlich des seiner Gerichtsbarkeit unterworfenen Theiles ver- 
ändert habe, als er in Folge des Kirchenbanns die Freimaurer des Rechtes 
beraubte, am Gottesdienste Theil zu nehmen. Die Brüderschaft konnte ge- 
setzlicherweise dem bischöflichen Gebote nicht nachkommen, ohne ihre orga- 
nische Verfassung zu ändern, und wenn sie es gethan hätte, so musste der 
,jjuiz de capellas" ihr Thun ungültig erklären. 

III. 

Daher fand sich nun auf der einen Seite ein Uebergriff der Gerichtsbar- 
keit und eine Anmaassung zeitlicher Gewalt, und dem stand auf Seiten der in 
den Bann gethanen Brüderschaft der Recurs an die Krone gegenüber. || Es ist 
nicht erlaubt, ein constituirtes, der nationalen Souveränetät inhärirendes Recht 
zu discutiren, das nicht weniger alt ist, als das Beneplacet, und bisher noch 
niemals vom brasilianischen Episcopat in Zweifel gezogen wurde. Man kann 
aber vielleicht hier daran erinnern, dass seit dem Decret vom 28. März 1857 
diese Prärogative der Krone nicht ein ausschliessliches besonderes Mittel gegen 
etwaige Missbräuche der geistlichen Gewalt geblieben ist, sondern auch eine 
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Nr. 6097 Garantie zu Gunsten dieser gegen die bürgerliche Gewalt geworden ist jl Dieses 
BrasiiieD. berühmte Dccret hat in der That die Gegenseitigkeit des Recurscs an die 
8i.jm.i874. gpQjje festgesetzt, als ein Mittel nämlich gegen Ueberschreitungen der welt- 
lichen Autorität gegenüber den Vorrechten der Kirche oder den Rechten ihrer 
Diener in Bezug auf den Gottesdienst || Dieses Gesetz machte noch eine andere 
Neuerung zu Gunsten der Kirche, indem es in dem Falle der Buspension ex 
informata conscientia den Rccurs an die Krone gegen die Bischöfe aufhob. '=! 
So wurde der Recurs an die Krone, weit entfernt, eine Bedrückung der Kirche 
zu sein, vielmehr ein neues Element der Freiheit, des Friedens und der Har- 
monie, das in die neuere Gesetzgebung des Kaiserreiches zu einem ruhigen 
Leben der beiden Gewalten eingeführt wurde. [| In diesem Augenblick besonders 
ist die brasilianische Kirche ohne Zweifel die am besten durch den Staat ga- 
rantirte und die, welche am wenigsten für ihre Unabhängigkeit zu fürchten hat 

IV. 

Um sein Verfahren zu rechtfertigen, versucht der ehrwürdige Bischof, sich 
mit dem Breve vom 29. Mai d. J. zu decken, und behauptet, dass sein Vor- 
gehen darin vollständig von Sr. Heiligkeit gebilligt werde. {{ Er weist zu Gunsten 
seiner Handlungen den Beifall und die Aufmunterung des Oberhauptes der 
Kirche nach und setzt die Bestimmungen des Breve den Staatsgesetzen ent- 
gegen. Ohne alles Schwanken und mit offenbarer Verachtung des vorgängigen 
Placet veröffentlicht er dasselbe und schreitet alsbald dazu, es in Aosftlhnmg 
zu bringen. || Die kaiserliche Regierung kann nicht glauben, dass eine solche 
Handlungsweise vom Heiligen Stuhl gebilligt wird; denn sie ist tiberzeugt, dass 
derselbe nicht wollen kann, dass die Gesetze des Kaiserreiches angegriffen 
werden, dass Conflicte und Störungen geschaffen und gutgeheissen werden, deren 
Tragweite gar nicht abzusehen und zu ermessen ist. || Im Gegentheil, diese ver- 
ehrungswürdige Schrift, die so unglücklicher Weise angerufen wird, bestätigte 
die kaiserliche Regierung womöglich noch in der Ueberzeugung und legte klar 
dar, dass der Heilige Stuhl den Handlungen des ehrwürdigen Bischofs ganz 
fremd war und dass diese nur einem übertriebenen Eifer des Bischofs bei- 
geschrieben werden mussten. || Wenn der ehrwürdige Bischof das Haupt der 
Kirche nicht nachträglich um Rath gefragt, sondern es vorher gethan hätte, ehe 
er sich in einen unbedachten Streit hineinreissen liess, so würde er nicht diese 
Excommunicationen in Masse um sich geschleudert haben; denn ein solches 
Vorgehen ist gerade im Breve vom Heiligen Stuhl verworfen. || Der Heilige 
Vater empfahl im Breve Mässigung und Milde in der Anwendung der Kirchen- 
strafen; er befahl, sie noch für den Zeitraum eines Jahres aufzuschieben, um 
„das Verderben so vieler Seelen zu vermeiden und dem Prälaten die Noth- 
wendigkeit zu ersparen, Strenge anzuwenden.^' Diese väterliche Vorschrift miss- 
billigte klar und deutlich ein ebenso strenges wie übereiltes Verfahren. |{ Ganz 
dasselbe kann man von den die Brüderschaften betreffenden Bestimmungen des 
Breve sagen. Die Voraussetzung also, die der Bischof macht, dass das Breve 
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ihm eine willkürliche und unbeschränkte Befugniss verliehen habe, Brüder- ^'- ^^^ 

(880). 

Schäften aufzulösen und zu gründen^ würde eben so viel heissen^ als die Staat- BnaUien. 
liehe Gewalt davon ausschliessen, während doch von deren Sanction haupt-^^-^»"-^®**- 
sächlich die constitutiven Acte dieser Gesellschaften abhängen. {| Wenn man 
das Breve buchstäblich nehmen will, so ist es absolut unausführbar; und man 
kann nicht annehmen, dass der Heilige Stuhl den Bischöfen von Brasilien das 
anbeföhle, was sie doch nach den Staatsgesetzen nicht thun können. Dem 
Sinne nach konnte von der Bestimmung niemals die Uebereinstimmung und 
die gemeinschaftliche Dazwischenkunft beider Gewalten ausser Acht gelassen 
werden. |{ Nach der Meinung der kaiserlichen Regierung werden also die miss- 
bräuchlichen Handlungen des Bischofs durchaus nicht vom Heiligen Stuhl gut- 
geheissen. 

V. 

Solche bedauernswerthe Ereignisse fielen nicht allein in der Diöcese von 
Olinda vor. || Andere Prälaten fingen gleichfalls an, Ungesetzlichkeiten zu be- 
gehen und das kaiserliche Beneplacet zu missachten. || Der Bischof von Para 
ging aber weiter; nach dem Beispiel des Prälaten von Olinda schleuderte er 
gegen verschiedene Brüderschaften den Bannstrahl und verneinte das Hecht 
des Recurses an die Krone, [j Diese gleichzeitige Herausforderung abseiten der 
geistlichen Autorität lässt auf einen systematischen Widerstand gegen die Rechte 
des Staates schliessen. Q Trotzdem die kaiserliche Regierung in den Gesetzen 
des Kaiserreiches die Mittel besitzt, um ihre Rechte ungeschmälert zu behaupten, 
hielt sie es doch für ihre Pflicht, dass sie als katholische Regierung, aus Ehr- 
furcht und Achtung vor dem Oberhaupte der Kirche, einen besonderen Ge- 
sandten nach Rom schicke, um dem Heiligen Stuhle die Schwierigkeit einer 
Lage auseinanderzusetzen, welche die Entfernung vielleicht in einem andern 
Lichte hat erblicken lassen. || Was auseinandergesetzt worden ist, genügt, um 
die Uebel augenscheinlich zu machen, welche aus dem gegenwärtigen Zustande 
der Dinge hervorgehen. Die Tempel sind geschlossen, der Cultus hat auf- 
gehört, die Geistlichkeit wird mit den Suspensionen ex informata conscientia 
in Schrecken gehalten und dadurch angestachelt, der Regierung gegenüber un- 
gehorsam zu sein. Das bischöfliche Ansehen und, was mehr ist, die Autorität 
der Kirche leiden bei diesem zwischen den beiden Gewalten geführten Streite, 
der für beide Theile schrecklich ist und leicht zum Fanatismus oder zum 
Unglauben führt || Das Geschrei über so viele Gewaltthätigkeit regt das Ge- 
wissen der Katholiken auf und bedroht den Frieden und die öffentliche Ord- 
nung. Ungesetzliche und unbesonnene Maassrcgeln riefen schon die gegen den 
Bischof gerichteten beklagenswerthen Kundgebungen vom 14. Mai in der Pro- 
vinzialhauptstadt Pgüiambuco hervor. {| Indem sich die kaiserliche Regierung 
an den Helligen Stuhl wendet, giebt sie einen neuen Beweis ihrer Anhänglich- 
keit an die katholische Religion, deren bester Fürsprecher sie in diesem Augen- 
blick zu sein glaubt. !| Sie wünscht nichts mehr als eine schnelle Wieder- 
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Nr. 6097 hefstelluDg des Friedens und des guten Einverständnisses, die seit Jeher in 
BiMiiien. den Beziehungen zwischen der bürgerlichen Gewalt und der geistlichen Gewalt 
31. Jan. 1874. geherrscht haben, die aber jetzt unglücklicher Weise durch ein von ihr nicht 
hervorgerufenes Ereiguiss gestört sind. || Die kaiserliche Regierung ho£Ft also, 
dass das Kirchenoberhaupt in seiner hohen Weisheit und väterlichen Gflte 
gegen ein Reich, das bestimmt ist, der grösste Repräsentant des Katholicismns 
in Amerika zu sein, ein Mittel zu finden wissen wird, um einen solchen Con- 
flict zu beenden und um zu verhindern, dass er nicht noch grössere Verhält- 
nisse annimmt. Ij Wenn die wahre Gesinnung des Heiligen Stuhles in dieser 
ernsten Angelegenheit bekannt ist, so werden seine bis dahin schlecht ver- 
standenen Worte keinen Yorwand mehr liefern zu neuen Angriffen auf die 
Staatsgesetze. Wenn die Bischöfe vom Heiligen Stuhle berathen sind, so werden 
sie diesen Eifer zu zügeln wissen, dessen unkluges Uebermaass die Interessen 
der Kirche compromittirt und den Glauben untergraben kann. || Die kaiserliche 
Regierung wird ihrerseits keine Anstrengung scheuen, um zu vermeiden, dass 
jene Spaltungen, welche heutzutage in anderen Ländern die Gemeinschaft der 
Gläubigen trennen, nicht auch inmitten eines so wesentlich katholischen Volkes 
entstehen, wie es das brasilianische ist, 

Rom, den 29. October 1873. 

(gez.) Baron de Penedo. 



Note Seiner Ehrwürdigen Excellenz, des Monsignor Kardinal An- 

tonelli. 

In den Zimmern des Vaticans. 
Der Unterzeichnete, Cardinal -Staatssecretär Seiner Heiligkeit, empfing das 
Memorandum, welches Ew. Exe. mit der geschätzten Note vom 29. October 
ihm überschickt hat; und nachdem er mit bedächtiger Aufmerksamkeit den 
Inhalt dieses Schriftstückes geprüft hatte, braclite er i)flichtschuldigst schnell 
zur Kenntniss des Heiligen Vaters einen ausfülirlichen Bericht darüber. |j In- 
dem Seine Heiligkeit lebhaft den in Brasilien zwischen der geistlichen und 
bürgerlichen Gewalt ausgebrochenen Zwist, die Ursachen und die Umstände, 
die ihn veranlasst haben, und die unglücklichen Folgen, die er schon gehabt 
hat und die noch daraus entstehen können, beklagt, sah er mit Genugthuung, 
dass die kaiserliche Regierung sich in Ehrfurcht vor dem Oberhaupte der 
Kirche und zum Beweise der Anhänglichkeit an die katholische Religion au 
den Heiligen Stuhl wandte und dessen Autorität anrief^ um den beklagten 
Conflict aufliören zu machen, wobei sie zu gleicher Zeit erklärte, sie wolle das 
für das Gedeihen der Kirche und des Staates so nothwendige gute Einvernehmen 
zwischen den beiden Gewalten aufrecht erhalten. || Deswegen ist der Heilige 
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Vater, in gerechter Würdigung des von der kaiserlichen Regierang beim Hei- ^'- ^^ 
ligen Stahl gethanen Schrittes, sowie der von ihr aasgedrttckten Gesinnungen, Bruflien. 
und in Erinnerang der von Seiner Heiligkeit am 29. Mai dem Herrn Bischof '^•''•°'^^^*- 
von Olinda gegebenen Antwort bereit, die Mittel zu ergreifen, welche er in 
Seiner hohen Weisheit und in Seiner väterlichen Güte gegen die brasilianischen 
Katholiken geeignet hält, dem beklagenswerthcn Gonfiictc ein Ziel zu setzen. 
Er hofft jedoch, dass die kaiserliche Regierung ihrerseits dazu beitragen wird, 
alle Hindernisse aus dem Wege zu räumen, welche die schleunige Wiedcr- 
herstcllong der erwünschten Eintracht verzögern können, und dass sie auf diese 
Weise die wohlwollenden Absichten des Heiligen Stuhls befördern wird. || In- 
dem der unterzeichnete Gardinal das Obige zu Ew. Exe. Eenntniss bringt, hält 
er es für überflüssig, irgend eine Bemerkung über das zu machen, was Sie 
im Memorandum binsichtlich des Beneplacet* sagen, dem einige Regierungen 
die Decrete der Goncilien, die apostolischen Briefe und jede andere geistliche 
Verfügung zu unterwerfen pflegen, noch auch über den Recurs an die Krone, 
da die Grundsätze, welche der Heilige Stuhl sowohl über das eine wie das 
andere besonders hegt, wohlbekannt sind. || Der unterzeichnete Cardinal benutzt 
die Gelegenheit, Ewr. Exe. die Versicherungen seiner ausgezeichneten Hoch- 

achtung zu erneuen. 

(gez.) AntonellL 

An den Herrn Baron de Penedo, ausserordentlichen Gesandten und be- 
vollmächtigten Minister von Brasilien, in besonderer Sendung beim Heiligen 
Stuhl. 



Nr. ß098. (361.) 

BADEK. Gesetz, dieAenderung einiger Bestimmungen des Gesetzes 
vom 9. Oct 1860*), die rechtliche Stellung der Kirche und kirch- 
lichen Vereine im Staate betreffend. Vom 19. Februar 1874. * 
(Bad. Gesetz- und Verordn.-Bl. ^r. 9 vom 27. Februar 1874.) 

Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, Herzog von Zähringen« Nr. eoas 
Mit Zustimmung Unserer getreuen Stände haben Wir beschlossen und ^^^ 
verordnen wie folgt: || Artikel 1. 1| Die Absätze 2 und 3 des § 9 des Gesetzes i9.Febr.i874. 
vom 9. October 1860 werden durch folgende Bestimmungen ersetzt: || Die Zu- 
lassung zu einem Kirchenamt oder zur öffentlichen Ausübung kirchlicher 
Functionen ist durch den Nachweis einer allgemein wissenschaftlichen Vorbil- 
dung bedingt. {| Dazu wird regelmässig erfordert, dass der Candidat Zeugnisse 
über die von ihm bestandene Abiturienten-, bzw. Maturitätsprüfung und den 

*) S. Nr. 4836 (161). [Anmerk. d. Herausg.] 

StaatüftrohiT. Kirchl. Acienatücke. Sapplement II. 7 
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Nr. 6098 dreijährigen Besuch einer deutschen Universität vorlegt^ sowie vor einer Staats- 
B»den. behörde und zwar frühestens nach zwei ein halbjährigem Universitätsstadiam 
i9.F6br.i874. ^urch ciuo öflfentUcho Prüfung in den alten Sprachen, in Philosophie, Geschichte 
und deutscher Literatur darthut, dass er die für seinen Beruf erforderliche 
allgemein wissenschaftliche Bildung erworben habe. || Vom dreijährigen Besuch 
einer deutschen Universität darf der nicht dispensirt werden, welcher seine 
Studien an einer Anstalt gemacht hat, an der Jesuiten oder Mitglieder anderer 
verwandter Orden (Reichsges. vom 4. Juli 1872) lehren. || Das Nähere wird 
durch Regierungsverordnung bestimmt || Die Bestimmungen dieses Paragraphen 
finden auch Anwendung auf den Gapitularvicar, den General vicar, die ausser- 
ordentlichen Räthe und Assessoren des Ordinariats, auf die Vorsteher und 
Lehrer des Seminars. || Artikel 2. || § 12, Abs. 2 des genannten Gesetzes wird 
dahin abgeändert: || Die Kirchen sind befugt, Anstalten zur theologisch-prak- 
tischen Vorbildung der künftigen Geistlichen zu errichten. In die bestehenden 
Knabenseminare und Knabenconvicte, sowie in die Convicte (Internate) für 
Studireudc der Theologie dürfen keine neuen Zöglinge mehr aufgenommen 
werden. || Die Kuabenseminare und Knabenconvicte sind mit Ende des laufenden 
Schuljalirs, die Convicte für Studireudc mit Ende des Sommersemesters 1874 
zu schliesseu. || Anstalten, in welchen den Vorschriften dieses Gesetzes oder 
den Bestimmungen in § 108 des Gesetzes vom 8. März 1868 über den Ele- 
mentarunterricht zuwider gehandelt wird, können durch die Staatsrcgierung 
geschlossen worden, jj Artikel 3. | Nach § 16 des Gesetzes werden eingeschaltet: 
>' Strafbestimmungen. || § 16 a. Wegen Verletzung der Vorschriften dieses Ge- 
setzes wird bestraft: || 1. derjenige Geistliche, welcher kirchliche Functionen, 
die ihm unter Verletzung der gesetzlichen Bestimmungen übertragen worden sind, 
öffentlich ausübt, mit einer Geldstrafe von 60 bis 300 Mark, bei einer zweiten 
Wiederholung mit Gcfängiüss von :) bis 6 Monaten; {| 2. der kirchliche Obere, 
welcher einem Geistlichen entgegen der gesetzlichen Vorschrift ein Kirchen- 
amt, bezw. kirchliche Functionen überträgt, oder einem gesetzlich Unfähigen 
die kirchliclie Einsetzung ertheilt, mit einer Geldstrafe von 300 bis 1500 Mark, 
bei einer zweiten Wiederholung mit Gefängniss von 6 Monaten bis zu einem 
Jahr; || 3. der kirchliche Obere, welcher eine kirchliche Verfügung oder ein Er- 
kenntniss gegen die Freiheit oder das Vermögen einer Person wider deren 
Willen zu vollziehen sucht, oder den Vollzug wider deren Willen fortsetzt, 
sofern die That nicht in ein schwereres Vergehen oder Verbrechen übergeht, 
mit einer Geldstrafe von 300 bis 1500 Mark oder mit Gefängniss bis zu 
6 Monaten. |1 § 16 b. Geistliche, welche kirchliche Straf- oder Zuchtmittel 
verhängen oder verkünden, geistliche Versprechungen oder Drohungen an- 
wenden, II a) um zur Unterlassung einer Handlung zu bestimmen, zu welcher 
die Staatsgesetze oder die von der Obrigkeit innerhalb ihrer gesetzlichen Zu- 
ständigkeit erlassenen Anordnungen verpflichten, || b) um die Ausübung oder 
Nichtausübung öffentlicher Wahl- und Stimmrechte in bestimmter Richtung 
herbeizuführen, j{ werden mit Geldstrafen von 60 bis zu 600 Mark, in schwereren 
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oder in wiederholten Fällen mit Geldstrafen bis zu 1500 Mark oder mit Ge- Nr. mos 
fängniss bis zu einem Jahre bestraft Gleiche Strafen treffen GBistliche, welche Bum, 
kirchliche Straf- oder Zuchtmittel verhängen oder verkünden; wegen der Vor- i9.F«br.i8ul 
nähme von Handlungen, zu denen die Staatsgesetze oder Anordnungen der zu- 
ständigen Obrigkeit verpflichten, oder wegen der in einer bestimmten Richtung 
erfolgten Ausübung oder Nichtausübung öffentlicher Wahl- oder Stimmrechte. 
§ 16 c. Geistliche, welche aus Anlass öffentlicher Wahlen ihre kirchliche 
Autorität anwenden, um auf die Wahlberechtigten in einer bestimmten Partei- 
Richtung einzuwirken, werden mit Geldstrafe von 60 bis 600 Mark bestraft, 
i § 16d. Demjenigen Geistlichen, welcher wegen Verletzung der Vorschriften 
dieses Gesetzes oder der Bestimmungen der §§ 97, 110, 111, 130, 130a, 131, 
132 dos Reichsstrafgesetzbuches innerhalb der letzten zwei Jahre zweimal 
gerichtlich bestraft worden ist, kann, sofern sein Verbleiben im Amte mit der 
öffentlichen Ordnung unverträglich erscheint, auf Antrag des Ministeriums des 
Innern die Fähigkeit zur ferneren Bekleidung seines Amtes aberkannt und 
das damit verbundene Einkommen entzogen werden. Die Entscheidung erfolgt 
durch coUegialischen Bcschluss der Mitglieder des Staatsministeriums unter 
Zuzug von ftinf Mitgliedern der Gerichtshöfe, welche jeweils für zwei Jahre 
durch landesherrliche Entschliessung bezeichnet werden. || § 16 e. Dem Geist- 
lichen, welcher zufolge des § 16 d. vom Amte entlassen oder zur Bekleidung 
eines Kirchenamtes durch gerichtliches Urtheil unfähig erklärt ist (Art 14, 
VII des Einführungsgesetzes vom 31. Dcc. 1871), ist jede öffentliche Aus- 
übung kirchlicher Functionen untersagt Die Uebertrctung dieses Verbots wird 
mit Gefängnissstrafe von 6 Monaten bis zu 1 Jahr bestraft. H Artikel 4. || 
Uebcrgangsbestimmung. |{ Diejenigen Geistlichen, welche zur Zeit der Verkün- 
dttug dicsifi Gesetzes bereits die theologische Prüfung bestanden haben, be- 
ziehungsweise zu Priestern geweiht sind, können, insofern sie unter die Ver- 
ordnung vom 6. September 1867 fallen, ein Kirchonamt nicht erlangen, bevor 
sie die Staatsprüfung über ihre allgemein wissenschaftliche Vorbildung be- 
standen, oder von der Regierung auf ihre persönliche Bitte Dispens erlangt 
haben; dagegen wird ihnen gestattet, bis auf Weiteres .kirchliche Functionen 
auszuüben; die Regierung aber ist ermächtigt, durch Verordnung ihnen diese 
Befugniss wieder zu entziehen. 

Gegeben zu Karlsruhe, den 19. Febr. 1874. 

Friedrich. 
Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl 
Jolly. Steinbach. 



Zur Durchführung des oben mitgetheiltcn Gesetzes erging unter dem 
8. Mai 1874 eine landesherrliche Verordnung „das Verfahren bei der staat- 
lichen Prüfung der Geistlichen über ihre allgemeine wissenschaftliche Vor- 
bildung betreffend^ ^. Vering, Archiv. Bd. XXXII, p. 455 f.) 

7' 
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Nr. 6098 Dg^ erzbischöfUche Capitelvicar von Freiburg erhob in einer Denkschrift 

(861) 

BUen. Protest gegen dies Gesetz, in deren Eingang daran erinnert wird, wie sich 
i».Febr.i874. seit 1859, insbesondere aber seit 1867 die staatlichen Eingriffe in die Rechte 
und Freiheit der Kirche in Baden fortwährend gesteigert, die Kirchenbehörde 
aber ihrerseits jederzeit zu friedlicher Verständigung mit der Staatsregiernng 
bereit gewesen sei; es wird dann weiter ausgeführt, dass die Grundsätze, von 
welchen die neuen Gesetzentwürfe ausgehen, 1) gegen das göttliche Recht, 
2) gegen die Natur der Sache, 3) gegen die Principien des Rechtsstaats, 
4) gegen das positive Recht Verstössen. Dies gelte insbesondere von dem in 
den Motiven des erstereu Gesetzes ausdrücklich ausgesprochenen Satze, dass 
die Kirche als öffentliche Corporation „sich innerhalb der Grenzen, welche ihr 
die Staatsgeset/gcbung ziolit, /u bewegen habe/' Die Denkschrift sagt iu dieser 
Hinsicht: „Nicht der Staat, sondern der Wille Gottes und die auf dem Glauben 
beruhende Sitte ist die höchste Quelle des Rechts. Das göttliche Gesetz steht 
über dem menschlichen. Nach göttlichem Rechte bestehen zwei öffentliche Ge- 
walten, eine natürliche, welche den Rechtsfrieden, die irdischen Rechte und 
Interessen wahrt, und eine übernatürliche Ordnung zum Heile der Seelen. 
Jene, die Staatsgewalt, ist an Zeit, Ort und ihre territorialen Grenzen gebunden, 
diese, die Kirche, ist ein Universalreich und beruht als eine sittliche Macht 
auf der sittlichen Freiheit. Kraft göttlichen Willens und ihrer göttlichen Ein- 
setzung ist die Kirche innerhalb ihres Zweckes und ihres Lebonsgcbietes eiu 
vom Staate sclbstständiges, öffentliches Gemeinwesen. Sie hat diese ihre Mission 
als eine übernatürliche, zur Erreichung der ewigen Bestimmung des Menschen 
bestehende, von der staatlichen Ordnung nicht abhängige Gewalt, durch alle 
Zeiten und Verhältnisse auch gegenüber den Mächten aufrecht erhalten, welche 
die christliche Weltordnung nicht anerkannten und Alles dem Zeitlioken nnter- 
ordnen wollten. Nach göttlichem Gesetze gibt es neben der kirchlichen eine 
bürgerliche Ordnung, die weltliche Gewalt, welche in ihrem Gebiete und inner- 
halb ihres Zweckes die höchste ist, welcher man deshalb um des Gewissens 
willen in allen sittlich erlaubten Dingen gehorchen muss. Die Staatsgewalt 
ist deshalb nicht berechtigt, in die religiösen Lebenszwecke einzugreifen .... 
j Die vom Rechtsstaate (§18 der Verfassung) garantirte Glaubensfreiheit schütst 
die Katholiken in Sachen ihrer ewigen Bestimmung, der Religion. Sie garautirt 
ihnen das ihrer religiösen Ueberzeugung entsprechende Recht, dasjenige zu 
glauben und zu beobachten, was die Kirche, die kirchenverfassungsmässigen 
Organe lehren und vorschreiben, bezüglich des Dograa's des Cultus, der Ver- 
fassung und der Jurisdiction der Kirche, also unter der Anordnung ihrer kirch- 
lichen, nicht aber der staatlichen Obrigkeit zu stehen. Die Gewissensfreiheit 
postulirt also die Freiheit der Kirche von staatlichen Anordnungen in diesem 
ihrem Rechtsgebiete .... Das positive Recht hat die Selbstständigkeit der 
Kirche gegenüber der staatlichen Gesetzgebung garantirt. Die Kirche bestand 
als die Mutter der Givilisation vor den heutigen Staaten mit ihrer vollen 
rechtlichen ExisteuZ; mit ihrem Rechts- uiid BesitzstandCi mit der Freiheit 
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der bischöflichen Weihe nnd Jurisdictionsgewalt. Durch dieselben Völkerrecht- ^'- ^^w 
liehen Verträge, aaf welchen die reclitliche Existenz der heutigen deutschen |t.a«n. 
Staaten beruht^ wurde dieser Rechtsstand der Kirche als wohlerworbenes Recht ie.Kbbr.i874. 
anerkannt Er ist der Kirche nicht durch eine staatliche Concessiony durch 
die innere Staatsgesetzgebung, sondern durch göttliches Gesetz, durch einen 
miTordenklicfaen Besitzstand, durch internationale Verträge, die Reichsgesetze 
und die Grundsätze des Rechsstaates verliehen, rcsp. anerkannt worden. Die 
Rechte der Kirche sind also keine politischen, mit der Staatsexistenz zusammen- 
bängenden, sondern wohlerworbene, aus ihrer rechtlichen Existenz abfliessende. 
Sie können ihr deshalb ohne ihre Mitwirkung, wie sie noch der § 5, 7, 11, 
14 u. 20 des I. badischen Constitutions-Edicts garantirt, durch ein einseitiges 
Staatsgesetz nicht entzogen werden. Diese Freiheit und dieser Rechtsstand 
der Kirche wurde bei dem Antritt der katholischen Landestheile schon durch 
das landesherrliche Manifest vom 17. October 1771, durch das 111. badische 
Organisations-Edict, durch das cit I: Constitutions-Edict, sowie durch die 
Verträge mit der Kirche von 1827 und 1859 garantirt. Dadurch ist aner- 
kannt, dass die freie Religionstibung der Katholiken, also die Freiheit und die 
Rechte der Kirche, gegen Aufhebung und Kränkung jeder Art geschützt, dass 
die Staatsgewalt gemäss den berührten Grundgesetzen und Verträgen gehand- 
habt, also dieser religiöse Rechtsstand nicht unter die Autorität der Staats- 
gewalt gestellt, durch deren Gesetzgebung nicht beseitigt werden soll. Vor 
dem Zustandekommen der Convention von 1859 und dem Gesetze von 18G0 
hat der Bevormundungsstaat die Freiheit und die Rechte der Kirche gegen 
die Proteste der Kirche in einzelnen Punkten und insbesondere durch die 
(1860 aufgehobene) Verordnung vom 30. Januar 1830 verletzt. Die Procla- 
mation Seiner Königlichen Hoheit des Grossherzogs vom 7. April 1860, das 
Gesetz vom 9. October 1860 und die dessfallsigen Erklärungen der Factoren 
dieses Gesetzes haben aber anerkannt, „dass der Grundsatz der Selbstständig- 
keit der katholischen Kirche in Ordnung ihrer Angelegenheiten, deren recht- 
licher Znstand in seinem historisch gewordenen Umfang mit ihrer Verfassung 
zur vollen Geltung gebracht werden soll. In dem berühiten Gesetze und den . 
darauf zu bauenden weiteren Anordnungen sollte der Inhalt der Uebereinkunft 
mit dem heiligen Stuhl von 1859 seinen berechtigten Ausdruck finden. Der 
Staat erkennt bezüglich der katholischen Kirche eine Verfassung an, welche 
die im Lande bestehende katholische Kirche nur als Theil eines grossen 
Ganzen erscheinen lässt, welches in dem Papste das oberste Haupt besitzt^' 
Hierdurch sowie durch § 1, 7, 8 und 12 des Gesetzes vom 9. October 18C0 
ist garantirt, dass die Staatsgesetzgebung nicht in die Lehre, den Cultus, die 
Verfassung, das Lehr- und Hirtenamt der Kirche, also insbesondere nicht ein- 
greifen soll in die Heranbildung und Ernennung der Kirchendiener und in die 
kirchliche Disciplin gegen Geistliche und Laien. Dadurch sowie durch die 
Vereinbarung zwischen der grossherzoglichen Staatsregierung und dem Erz- 
bischof von Freiburg vom 2. November 1861 in Verbindung mit § 18 des 
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des m. Organisations-Edicts wurde anerkannt, dass die katholische Kirche das 
Recht der OfTentlichen Gottosverehmng sowie die Eigenschaft einer fiffentlichen 
'^Corporalion, also das Recht der Untheilharkeit des ausschliesslichen Besitzes 
nnd Genusses des dnrcli ans zu leitenden und zu vertretenden Kirchenver- 
mflgens, behalten soll. Es wurde dadurch garantirt, dass dieses VermSgen der 
kirchlichen Corporation ohne unsere Genebniifning weder zu Staatszwecken 
noch zum Hit^ebrauch oder Mitj;enuss eines anderen Rcligionstheils, flberhaapt 
nicht zu anderen als rOmi seh -katholischen Kirchenzwecken verwendet wer- 
den dürfe". 



Nr. 6099. (362.) 

PEEÜ88EH. Erlass des Cnltusministers (Falk). — Verbot, die Inna- 
bmcker theolog. Facultät zu besuchen. 

Berlin, den 20. Febnur 1874. 
Hr. «uw Von Terschiedenen Seiten ist mir die zuverlässige Mittheilnng geworden, 

(3"^ dass eine grössere Anzahl der Zöglinge des geschlossenen geistlichen Seminars 
io.F*i>r.ts;4. dortseihst sich nach Innsbruck begeben hat, nm bei der dortigen theologischen 
Facultät das Studium fortzusetzen. Die Einrichtungen dieser Facultät sind, 
sowohl was die Lebensweise der Studirenden, als auch was die Art sowie den 
Inhalt nnd die Tendenzen des Unterrichts anlangt, nicht von der Beschaffenheit, 
dass das Studium hei dieser Facultfit einen genügenden Ersatz fttr das im § 4 
des Gesetzes vom 11. Mai v. J. Ober die Vorbildung und Anstellung der Geist* 
lieben vorgeschriebene Studium auf einer deutschen Staats -Universität zu ge- 
währen vermöchte. Demgem&ss haben diejenigen Stndirenden der katholischen 
Theologie, welche in Innsbruck ganz oder theilweise ihr Studium absolviren, 
nicht darauf zn rechnen, dass ihnen behufs ihrer dereinstigen Anstellnng in 
einem inländischen geistliclien Amte mit Rncksicht anf das Studium in Inns* 
brnck auf Grund des g b des gedachten Gesetzes Dispensation von dem Er- 
forderniss eines dreijährigen Studiums anf einer deutschen Staats- Universität 
werde ertheilt werden. || Euere Hochwohlgehoren ersuche ich ergebenat, dies 
gef&lligst in der dortigen Provinz auf geeignetem Wege zur Cffentlichen Kennt- 
diss zu bringen. 

(gez.) Falk. 
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Nr. 6100. (36;^.) 

PBEÜSSEB'. Sendschreiben der Bischöfe in Preussen an den Klerus 
and die Laien ihrer Biöcesen^ aus Anlass der Gefangennahme des 

Erzbischofs von Posen-Gnesen. 

Gruss und Segen im Herrn! 
Am 3. d. Mts. ist unser theurer Mitbruder, der Hochwürdigste Herr Nr. eioo 
Miecislansy Erzbischof von Gnesen und Posen, verhaftet und in ein entferntes Preus8«ii. 
Gefängniss abgeführt worden. Sein Vergehen ist kein anderes, als dass er, EndeFebmw 
den Pflichten seines ihm von Gott anvertrauten Hirtenamtes treu, lieber Alles 
leiden, als die Freiheit der Kirche Gottes preisgeben und die katholische 
Wahrheit verleugnen wollte, die der Heiland mit seinem kostbaren Blute be- 
siegelt hat. II Jenes traurige Ereigniss drängt uns, die gegenwärtig uns noch 
vergönnte Freiheit zu benutzen, um an Euch, geliebte Mitbrttder im Priester- 
thum, und an Euch Alle, liebe Diöcesanen, in dieser ernsten Zeit einige Worte 
der Belehrung und Ermahnung zu richten. |j Vor Allem sind wir es der Wahr- 
heit, deren Diener wir sind, und Euch, Geliebte im Herrn, über deren Seelen- 
heil wir wachen müssen, schuldig, vor Gott, dem Zeugen und Richter der Ge- 
wissen, und vor der ganzen Welt feierlich Widterspruch zu erheben gegen eine 
doppelte Anklage, die in der jüngsten Zeit wider uns erhoben worden ist, 
nämlich: dass wir Revolutionäre, Rebellen gegen die weltliche Obrigkeit seien 
und dadurch herz- und gewissenlos die katholische Kirche in Deutschland, 
Klerus und Volk, in die gegenwärtigen schweren Drangsale und Gefahren ge- 
bracht hätten. II Nein, wir sind keine Rebellen. Wir haben vielmehr stets ge- 
lehrt und werden bis zum letzten Athemznge lehren und bekennen, dass wir 
durch Gottes Gebot im Gewissen verpflichtet sind, in allen rechtniässigen Dingen 
der bestehenden Obrigkeit Ehrerbietung und Gehorsam, und dem Vaterlande, das 
Gott uns gegeben hat, Treue und Liebe zu beweisen; und das haben wir nicht 
bloss gelehrt, sondern darnach haben wir auch alle Zeit und in vollem Maasse 
gehandelt und werden mit Gottes Gnade «darnach handeln unter allen Umständen 
bis in den Tod. H Aber derselbe Gott, der uns zu diesem Gehorsam und zu 
dieser Treue gegen den König und das Vaterland verpflichtet, gebietet uns auch, 
nichts zu thun, zu nichts mitzuwirken, nichts zu billigen, ja auch zu nichts zu 
schweigen, was mit Gottes ewigem Gesetze, mit der Lehre Jesu Christi und 
seiner Kirche, mit unserm Gewissen in Widerspruch steht. Die neuen kirchen- 
politischen Gesetze verletzen aber in wesentlichen Punkten die von Gott ge- 
wollte Freiheit, die von Gott gegebene Verfassung und die von Gott geoffen- 
barte Lehre der katholischen Kirche, und eben deshalb können und dürfen 
wir nicht zur Ausführung derselben mitwirken in Gemässheit des apostolischen 
Wortes: „Man muss Gott mehr gehorchen als den Menschen'^ Apostelgesch. 
5, 29. II Das haben wir vor Erlassung dieser Gesetze gehörigen Orts wieder- 
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Mr. 6100 holt vorgestellt; inständigst bittend, man möge doch nicht mit solchen, durch 
PrenaMn. "i^^^^s, auch nicht durcli das mindeste wirkliche Staatsinteresse geforderten 
EndePebniar Gesetzen uns, misem Clerus nnd alle gläubigen Katholiken in die furchtbarste 
^^'^' Gewissensbedrängniss versetzen; man möge uns doch glauben, was durch das 
Zeugniss aller bewährten katholischen Theologen und Canonisten, ja der ganzen 
katholischen Welt bestätigt wird, nämlich dass diese Gesetze unvereinbar sind 
mit der katholischen Religion und mit dem ganzen Wesen der katholischen 
Kirche. || Aber man hat auf diese Stimmen nicht gehört; keinen rechtmässigen 
Vertreter der katholischen Kirche, keinen Bischof, ja nicht einmal einen treu 
katholischen Laien, der Yerständniss von unserm Glauben besitzt, hat man zu 
Rathe gezogen; nur auf die Rathschläge eben erst von der katholischen Kirche 
abgefallener und sie bekämpfender sog. Alt-Katholiken und einiger protestan- 
tischen Gelehrten, welche kein Yerständniss für den Glauben und das Leben 
der katholischen Kirche haben und überdies vielleicht von Vorurtheilen und 
Abneigung gegen dieselbe erfüllt sind, hat man hören wollen. So musste es 
denn kommen, wie es gekommen ist Wir aber tragen nicht Schuld an diesem 
traurigen und verderblichen Conflicte, welcher zwischen den beiden von Gott 
zum Wohle der Menschheit geordneten Gewalten, zwischen der Kirche und 
der von Gott gesetzten Obrigkeit, entstanden ist, und der die Gewissen von 
Millionen treuer und gewissenhafter Unterthanen in die grösste Verwirrung 
gestürzt hat Dem Gewissen treu bleiben, die heiligsten Pflichten des von Gott 
empfangenen Amtes erfüllen, den Glauben nicht durch die That verleugnen, 
die auf göttlichem und menschlichem Rechte beruhende, durch Geschichte^ Ver- 
trag und Königswort verbürgte Freiheit der Kirche und des christlichen Ge- 
wissens verthcidigen, Eingriffe der Staatsgewalt in das Gebiet der Kirche ab- 
wehren, das ist keine Rebellion und beweist keine revolutionäre Gesinnung. 
Wir und unser treuer Clerus und das gläubige katholische Volk sind keine 
Revolutionäre; wir sind es nie gewesen und werden es niemals sein. || Herz- 
und gewissenlos sollen wir den Clerus und die uns anvertrauten Gläubigen in 
die gegenwärtige Bedrängniss gebracht haben; ja, sprechen wir den ganzen Ge- 
danken aus: durch unsern Widerstand gegen die Maigesetze sollen wir Schuld 
daran sein, dass die katholische KircKe in Preussen vielleicht einer völligen 
Zerstörung preisgegeben wird. Aber Gott weiss es, was wir gelitten haben 
und noch leiden angesichts der grossen Uebel, wovon so viele brave und ge- 
wissenhafte Priester bereits getroffen wurden, und wie sehr wir wünschen, dass 
diese Leiden nur uns selbst und Keinen der uns Anvertrauten treffen möchten! 
Allein das berechtigt uns nicht, gegen unsere Gewissenspflicht zu handeln. Und 
wenn selbst, was Gott verhüten wolle, die Kirche in unseren theuren Diöcesen, 
wo dieselbe seit Einführung des Christenthums so herrlich geblüht hat, zum 
Schaden und vielleiclit zum Untergange vieler Seelen verwüstet werden sollte, 
so ist es besser, dass solches durch fremde Schuld geschähe, während wir mit 
Gut und Leben Zeugniss für den katholischen Glauben ablegen, als dass wir 
selbst, wie uns zugemuthet wird, die Kirche in ihrem innersten Wesen zu 
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Grunde richten -helfen und dazu mitwirken, dass ihre Freiheit vernichtet, ihr Nr. eioo 
Glaube und ihre Verfassung verfälscht und sie selbst unter täuschender Bei- rreosMn. 
bebaltuug der äusserlichen Form allmählich, aber sicher, nach wesentlich un- ^'^'***'**'"**' 
katholischen Grundsätzen und in einem unkatholischen Geiste umgewandelt 
werde, [j Christus, der Sohn Gottes, liat nicht Nationalkirchcn, sondern nur Eine 
Kirche fttr die ganze von ihm erlöste Menschheit gestiftet, um alle Menschen 
ohne Unterschied der Nation in Einem Glauben und in Einer Liebe zu ver- 
einigen. Christus, der Sohn Gottes, hat die Verkündigung seiner Lehre, die 
Speudnng seiner Gnadenmittel und die Leitung des religiösen und kirchlichen 
Lebens nicht den weltlichen Machthabern, sondern seinen Aposteln und ihren 
Nachfolgern anvertraut; und zur Bewahrung der Einheit hat er über sie alle, 
als obersten Hirten und Bischof, den Petrus gesetzt, der in seinem Nachfolger, 
dem Papste, fortlebt, weshalb man nur in lebendiger Einheit mit ihm katho- 
lisch sein kann. Nur dem Petrus und den übrigen Aposteln und iliren recht- 
mässigen Nachfolgern hat der Heiland die zum Bestehen und Gedeihen der 
Kirche nothwendigen Vollmachten und Gnaden übertragen und seinen göttlichen 
Beistand zugesichert für alle Tage bis an das Ende der Welt. || Jene, welche 
diese heiligen Aemter verwalten, und ihre Gehilfen sollen, dem Irdischen zu 
entsagen immerdar bereit, nur für Gott und ihr Amt leben. Richtschnur ihrer 
Handlungen sollen nicht die Befehle oder die Gunst irdischer Gewalthaber, 
nicht die wechselnden Meinungen der Zeit sein, sondern allein die Lehre 
Christi, die ewigen Grundsätze der von ihm geoffenbarten und seiner Kirche 
anvertrauten Wahrheit Dieses ist unser katholischer Glaube. || Dagegen wird 
durch die neuen kirchen-politischen Gesetze, in ihrer Gesammtheit wie in ihrem 
Zusammenhange und durch die ganze ilinen zu^Grunde liegende Auffassung des 
Verhältnisses zwischen Staat und Kirche, das Wesen der kirchlichen Verfas- 
sung und die von Gott gewollte und absolut nothwendige Selbständigkeit der 
Kirche Christi in ihrem eigensten Gebiete vernichtet und sie selbst ganz und 
^ar abhängig gemacht von der jeweiligen weltlichen Gewalt, von den in den 
Ministerien herrschenden Ansichten und den die Majoritäten der politischen 
Körperschaften leitenden Partciintercssen. Wie könnten katholische Bischöfe 
zur Ausführung solcher Gesetze mitwirken, wie dürften sie dazu schweigen? 
Wie konnte man erwarten, dass sie einer solchen Gesetzgebung, welche über- 
dies mit dem herkömmlichen Rechte unverträglich ist, nicht nach Pflicht und 
Gewissen entgegentreten würden? || Nichts ist besser geeignet, die Unstatthaf- 
tigkeit eines derartigen Eingreifens der Staatsgewalt in das Gebiet der Kirche 
ins rechte Licht zu stellen, als die Thatsachc, dass unlängst ein Mann, welcher 
allgemein bekannte Grundsätze des katholischen Glaubens leugnet, als katho- 
lischer Bischof vom Staate anerkannt und bestätigt worden ist. || Der sogenannte 
Altkatholicismus ist in seinem Ursprung und Wesen nichts anderes als die 
grundsätzliche Leugnung des katholischen Glaubenssatzes von dem unfehlbaren 
Lehramt der Kirche. Es handelt sich ihm gegenüber keineswegs allein oder 
auch nur vorzugsweise um den Glauben an die lehramtliche Unfehlbarkeit des 
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Nr. eioo apostolischen Stahles in Sachen der Glaubens- und Sittenlehre — obwohl aller- 
PreuJen. ^i^gs Petfos Und Sein apostolischer Lehrstuhl der unerschtttterliche Fels der 
EndeFebraar Wahrheit ist, auf dcu Christus seine Kirche gegründet hat — . sondern dämm 
handelt es sich vor Allem , ob in der katholischen Kirche dem Privaturtheile 
des Einzelnen oder einem lebendigen^ vom heiligen Geiste geleiteten Lehrkörper 
die Entscheidung in Glaubenssachen zusteht Denn keine Thatsache kann offen» 
kundiger sein, als dass die ganze katholische Kirche in Haupt und Gliedeni, 
alle katholischen Bischöfe der ganzen Welt ohne Ausnahme, und alle katho- 
lischen Völker das vaticanische Concil als ein allgemeines und wahrhaft gftl- 
tiges Ck>ncil anerkennen, den Altkatholicismus aber demzufolge als eine gänz- 
liche Abirrung von den Grundsätzen der katholischen Religion und als Los- 
trennung von der katholischen Kirche betrachten. Anstatt diese Thatsache 
gelten zu lassen und den sogenannten Altkatholiken etwa die Rechte einer 
eigenen Religionsgesellschaft zu verleihen, bestätigt der Staat in Folge der jetzt 
herrschenden Auffassung, welcher auch die Maigesetze entflossen sind, die An- 
sicht der Altkatholiken, als seien sie noch immer Mitglieder der katholischen 
Kirche; ja, er führt sogar einen der Ihrigen als „katholischen Bischof' in 
unsere Kirche ein. Das ist doch nichts Anderes als eine förmliche lieber- 
' tragung protestantischer Anschauungen und Zustände in die katholische Kirche. 
Wie es der protestantischen Anschauung gemäss im Schoosse des Protestantis- 
mus wesentlich verschiedene Richtungen und Bekenntnisse des Glaubens geben 
kann und gibt, so soll es auch in der katholischen Kirche gehalten werden; 
es sollen in derselben nicht blos verschiedene Glaubensbekenntnisse, sondern 
auch ihrem Glauben nach verschiedene Bischöfe und vielleicht sogar Päpste, 
als Träger dieser Glaubensbekenntnisse, neben einander bestehen. Wo ist 
seit jener Zeit, als Kaiser Constantius der katholischen Kirche arianische 
Bischöfe aufnöthigte, je so etwas erlebt worden? Q Wahrlich, wenn wir einem 
System, das solche Früchte trägt, und einer Gesetzgebung, welche die Axt an 
die Wurzel der katholischen Kirche legt, unsere Mitwirkung versagen, dann 
handeln wir nicht herz- und gewissenlos gegen die von Gott uns anvertrauten 
Priester und Gläubigen, sondern wir tliun nur, was die Gewissenspflicht uns 
gebietet; aber unser Herz blutet bei dem Gräuel der Verwüstung, die über 
unsere heilige Kirche und über unser katholisches Volk hereinbricht. || Was 
anders aucli, als die Gewalt dos Gewissens, die Macht unseres Glaubens und 
die unerbittliche Pflicht, könnte uns bestimmen, die schwersten Trübsale und 
Bedrängnisse, ohne Aussicht auf menschliche Hülfe, auf uns zu nehmen? Denn, 
was steht uns bevor? Verlust unserer Habe, Geföngniss, vielleicht vorzeitiger 
Tod in der Gefangenschaft. Und unsern guten, glaubenstreuen Priestern, was 
steht diesen bevor? Verlust ihrer Aemter, Vertreibung aus ihren Gemeinden, 
harte Strafen und Geßingniss. Was steht unserm katholischen Volke bevor, 
wenn es, seiner Bischöfe und Priester beraubt, mehr und mehr der Segnungen 
seiner heiligen Religion verlustig gehen wird? — Nur mit Entsetzen können 
wir daran denken! || Und schon sind abermals neue kirchenfeindliche Gesetze 
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Yorbereitet und der Landesyertretong im Entwürfe vorgelegt, Gesetze, welche ^"'- •^^ 
die Einziehung des katholischen Eirchenvermögcns, die Suspendirung der Dom- rreoMen. 
eapitel — denen Handlungen zugemuthet werden, die sie ohne schwere Gc- ^"'^•^'•*"*' 
wissensverletzung nicht vornehmen können und die, falls sie dennoch vorge- 
nommen wflrden, in sich ungültig und nichtig wären — , femer die völlige 
Aufhebung Jeder rechtmässigen kirchlichen Verwaltung, mit Einem Worte: die 
Yernichtung des ganzen wesentlichen Bestandes der katholischen Kirche in 
Preussen zur nothwendigen Folge haben werden. || Und das hätten wir Bischöfe 
leichtsinnig und frevelhaft heraufbeschworen? Was hätte, fragen wir noch- 
mals, uns zu einem Entschluss von solcher Tragweite bestimmen können, wenn 
nicht allein der Glaube und das Gewissen und die klare Erkenntniss der 
Pflichten, die beide uns auflegen? || Doch man hat sich nicht gescheut, zu be- 
haupten, Ehrgeiz, Herrschsucht, Streben nach irdischer Gewalt und eine feind- 
selige Gesinnung gegen Staat und Reich seien die Triebfedern unseres Han- 
delns. Geliebte Christen, Ihr wisst, wie ungerecht solche Anschuldigungen 
sind. Wohl nie hat es eine Zeit gegeben, wo dergleichen Verdächtigungen 
gegen Bischöfe grundloser, solche Vorwürfe gegenstandloser waren als jetzt. 
Wahrhaftig, weder wir noch unser mit Schmach und Lästerung überhäufter 
Heiliger Vater werden von Ehrgeiz und Herrschsucht getrieben! ]| Wenn wir 
die Gläubigen ermahnt haben, in das Abgeordnetenhaus und den Reichstag 
Männer zu wählen, von denen wir eine Vertretung der kirchliclien Rechte und 
der Gewissensfreiheit erwarten können, so ist das doch wahrlich keine unbe- 
fugte oder unstatthafte Einmischung in weltliche Angelegenheiten, sondern eine 
pflichtmässige Ausübung der uns zum Schutze unserer Rechte noch gebliebenen 
gesetzlichen Befugnisse. || Irdische Zwecke verfolgen wir nicht Wir verlangen 
nichts Anderes, als dass uns vergönnt sei, frei nach nnserm Glauben in Frieden 
zu leben. || Auch hält uns wahrlich nicht Stolz und Uebermuth ab, uns der 
Staatsgewalt zu unterwerfen, wo immer es ohne Sünde geschehen kann. Die 
„stolzen Kirchenfürsten" existiren nur in der Einbildung derjenigen, die uns 
als solche bezeichnen. Wir katholischen Bischöfe sind durch eine Schule bit- 
terer Erfahrungen gegangen, und weit entfernt, die Krone und die staatliche 
Gewalt erniedrigen zu wollen, sind wir immerdar gern bereit zu jeder er- 
laubten Rücksichtnahme und Nachgiebigkeit im Geiste Desjenigen, der in die 
Welt gekommen ist, durch Wort und Beispiel Demuth zu lehren und Frieden 
zu bringen. Aber wir können nichts thun, nichts billigen, nichts schweigend 
hinnehmen, was gegen unsem Glauben und unser Gewissen ist. || Und nun, ge- 
liebte Mitbrüder, theuere katholische Christen, vernehmet noch eine dreifache 
Mahnung aus väterlichem Herzen, da wir vielleicht bald nicht mehr zu Euch 
reden können. Ihr habt seither mit Einigkeit, Festigkeit und Treue im in- 
nigsten Anschluss an den Episcopat und den Felsen Petri zu Eurer Kirche 
gehalten. Dafür sprechen wir Euch nochmals Anerkennung und Dank aus im 
Namen Jesu Christi Stehet ferner fest in Eurem heiligen, katholischen Glauben, 
in Eurer Liebe und Treue gegen die heilige Kirche! Leidet und duldet lieber 
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Nr. «100 AlleS; als dass Ihr sie und ihre Lehren im Geringsten yerlengnet || Es können 
PreoAieii. l>ald Zeiten kommen; und für Viele, von Euch sind sie schon da^ wo Ihr, ehr- 
EnJeFebraar würdige Priestcr des llerrn, beweisen müsset; dass Ihr wahrhaft Priester seid, 
Priester, die nicht bloss das geheimnissvolle Opfer des Neuen Bandes dar- 
bringen; sondern die auch bereit sind; nach dem Vorbilde ihres göttlichen 
Meisters sich selbst zum Opfer zu bringen für die Wahrheit der Lehre und 
für die Freiheit der Kirche Gottes. || Es können 2^iten kommen, wo die vom 
heiligen Geiste gesetzten rechtmässigen Bischöfe oder die von ihnen verord- 
neten Stellvertreter behindert sind, die Kirche Gottes zu regieren. Ja, es 
können Zeiten eintreten, wo katholische Gemeinden ohne Seelsorger, ohne 
Gottesdienst sein werden. Solange Ihr dann noch, liebe Diöcesanen, Gelegen- 
heit habt; bei einem rechtmässigen Priester die heilige Messe zu hören und 
die heiligen Sacramcntc zu empfangen; so thut es um so eifriger und scheuet 
keine Beschwerniss und Widerwärtigkeit Von einem Priester aber, der mit 
Eurem Bischof und dem obersten Ilirten der Kirche keine Gemeinschaft hat, 
haltet Euch fern! || Wenn Ihr ohne Eure Schuld des heiligen Opfers nnd der 
Iieiligen Sacramentc beraubt werdet, aber im Glauben feststehet, dann wird 
Gottes Gnade Alles ersetzen. Stärket Euch dann gegenseitig im Glauben. £r- 
• ziehet und unterrichtet dann, christliche ElterU; Euere Kinder mit verdoppelter 
Sorgfalt im katholischen Glauben, damit sie in demselben treu verharren nnd 
Ihr selbst nach der Zeit dieser Heimsuchungen ohne Reue auf dieselbe zurück- 
blicken könnt. II Unsere zweite Mahnung, ja unser ausdrückliches Gebot im 
Namen Gottes, unseres Ueilandcs, ist dieses: keine Bedrängniss, kein Unrecht, 
das Ihr dulden müsst, darf je Euch fortreissen zu sündhaftem Zorne, je Euch 
verleiten, die Ehrerbietung und den schuldigen Gehorsam gegen die Obrigkeit 
und die christliche liiebe gegen alle Eure Mitbürger auch nur im Mindesten 
zu verletzen. Zeichnet Euch vielmehr gerade jetzt vor Allem durch Pflicht- 
treue aus; denn jetzt; Geliebteste; ist so recht die Zeit gekommen, wo Ihr 
durch die That beweisen müsset, wie ungerecht alle Beschuldigungen sind und 
wie unbegründet der Verdacht ist, als ob wir Rebellen und Vaterlandslose 
wären. Wir werden durch die That beweisen, wie aufrichtig und ernst wir 
es mit allen Gewissenspflichten halten; nicht bloss Gott und der KirchC; sondern 
auch dem Staat nnd der weltlichen Obrigkeit gegenüber. So sollen wir, mahnt 
uns der Apostel, die Anschuldigungen Derer widerlegen, die uns schmähen, 
und lieber Unrecht leiden als Unrecht thun. || Endlich aber; und das ist unsere 
letzte und angelegentlichste Mahnung: Wanket niemals in Euerm Vertrauen 
auf Gott und setzet alle Euere Hoffnung auf das Gebet! Flüchtet in dieser 
Zeit; wo wir in der Welt keine Hülfe flndeu; zum göttlichen Herzen Eures 
Heilandcs; der die Welt überwunden hat und uns nicht verlässt; dasselbe ist 
eine unüberwindliche Burg und eine immer ofien stehende Zuflucht in jeder 
Noth. Diesem göttlichen Herzen voll Liebe und Erbarmen empfehlen, widmen 
und weihen wir uns und alle unserer Obsorge anvertrauten Seelen für immer 
und alle Zeit, für Zeit und Ewigkeit. || Flüclitet zur Mutter der Barmherzig- 
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keit ond ruft an die mächtige Fürbitte aller unserer verklärten Brüder und ^'- ^^^ 

(363) 

Beschützer y die am Throne Gottes stehen , damit die Tage der Trübsal abge- PrenMtn. 
kürzt werden. Betet insbesondere ^ dass Gott, der Alles vermag, denjenigen,^»^^«^''»*' 
die ans ond unsem Glauben so sehr verkennen, die rechte Erkeuntniss ver- 
leihen ttnd ihre Herzen zum Frieden lenken wolle, damit wir wieder, wie 
unsere Väter und wir selbst in besseren Tagen, in Sicherheit und Frieden nach 
unserm heiligen Glauben leben können. , Betet für unsem Laiidcsherrn, den Alier- 
gnädigsten Kaiser und König, und für unser theueres Vaterland; betet für die 
Anliegen unserer heiligen Kirche und ihres Oberhauptes, des Heiligen Vaters. 
Betet für alle Bischöfe und Priester, insbesondere aber für unsem in der Ge- 
fangenschaft sich befindenden Mitbruder, den Hochwürdigsteu Herrn Erzbischof 
▼OD Gnesen und Posen, auf dass Gottes Gnade ihn trösten, stärken nud bald 
wieder befreien möge! || Der Segen des allmächtigen Gottes des Vaters und 
des Sohnes und des heiligen Geistes komme über Euch und bleibe alle Zeit 
bei Euch! Amen. 

Im Februar 1874. 

f Paulus, Erzbischof von Köln, f Heinrich, Fürstbischof von Breslau, f Peter 
Joseph, Bischof von Limburg, f Wilhelm Emmanuel, Bischof von Mainz, für 
den preossischeu Antheil seiner Diöccse. f Konrad, Bischof von Paderborn. 
7 Johannes, Bischof von Kulm, f Matthias, Bischof von Trier, f Johann 
Heinrich, Bischof von Osnabrück, f Lothar, Bischof von Leuka L p. i., Ver- 
weser des Erzbisthums Freiburg, für Hohcnzollern. f Philippns, Bischof von 
Ermland. f Johann Bernhard, Bischof von Münster, f Wilhelm, Bischof 

von Hildesheim. 

Das oben mitgetheiltc Sendschreiben wurde veranlasst durch die am 
3. Februar 1874 erfolgte Verhaftung und Abführang des Erzb. Ledochowski 
von Gnesen-Posen in das Kreisgefängniss von Ostrowo. — Dieses Vorgehen 
der preuss. Regierung gegen Ledochowski erfolgte, weil dieser sich beharr- 
lich weigerte, die Strafgelder zu zahlen, zu welchen er wegen Uebertretung 
der Maigesetzo vemrtheilt worden war. — Aus gleichem Anlass wurde am 
7. März d. J. der Bischof von Trier und am 31. März d. J. der Erzbischof 
von Köln verhaftet 
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BÖMISCHE OUBIE. Encyklica Papst Pius IX. an den österreichi- 
schen Episkopat. — Aufforderung, dem Zustandekommen der confessionellen 

Gesetze in Oesterreich entgegen zu wirken. 

„Geliebte Söhne und ehrwttrdigo Brüder, Gmss und apostolischen Segen. Nr. eioi 
— Kaum war von Uns der katholischen Welt in dem Schreiben vom 21. No- <^^)' 

Rom. Caric. 

vember des vorigen Jahres die schwere Verfolgung angekündigt, welche na-7.]uni874. 
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Nr. 6101 incntlich in Prcnsscn und der Schweiz gegen die Kirche erregt worden ist, 
Uöm. Curie, als Uus ein neuer Kummer bereitet wurde durch die Nachricht von anderen, 
7. Mirxi874.jyßgßj. Kirchc drohenden Unbilden (injuriis), welche ähnlich ihrem göttlichen 
Bräutigam^ auch selbst schon klagen kann: „Sie haben zu dem Schmerz meiner 
Wunden noch hinzugctlian'^. Durch diese Unbilden werden Wir um so schwerer 
bekümmert, als sie ausgeübt werden von der Regierung des österreichischen 
Volkes, welches in den grösstcn Zeiten der christlichen Staatenordnnng im 
engsten Bunde mit diesem apostolischen Stuhle tapfer für den katholischen 
(ilaubcn gekämpft hat Zwar wurden schon vor einigen Jahren in diesem 
Reiche Gesetze und Verordnungen erlassen, welche den heiligsten Rechten der 
Kirche und feierlich abgeschlossenen Verträgen entschieden widersprechen, und 
wclqhc Wir in Unserer am 22. Juni 1868 an die ehrwürdigen Brüder der 
heiligen römischen Kirche Cardinäle gehaltenen AUocution pflichtm&ssig ver- 
dammen und als ungiltig erklären mnssten. Gegenwärtig aber werden dem 
Reichsrath zur Behandlung und Genehmigung neue Gesetze vorgelegt, welche 
offenbar dahin zielen, die katholische Kirche in die verderblichste Knechtschaft 
unter die Willkür der staatlichen Gewalt zu bringen^ gegen die göttliche An- 
ordnung Unseres Herrn Jesus Christus. || Deim der Schöpfer und Erlöser des 
menschlichen Geschlechtes hat die Kirche gestiftet, gewissermaassen als ein 
sichtbares Reich auf Erden, ausgestattet nicht allein mit dem übernatürlichen 
Gnadengeschenk des unfehlbaren Lehramts zur Verbreitung der heiligen Lehre 
luid des heiligsten Priestorthums zum göttlichen Dienst und zur Heiligung der 
Seelen durch das Opfer und die Sacramente, sondern auch mit eigener and 
voller Macht zur Erlassuug von Gesetzen, zur Urthcilsföllung und znr An- 
wendung einer heilsamen Nöthignng in allen Dingen, welche sich auf das 
eigentliche Ziel des Reiches Gottes auf Erden erstrecken. Da aber diese 
übernatürliche Macht der kirchlichen Regierung, auf der Anordnung J^n 
Christi beruhend, sehr verschieden und von der weltlichen Herrschaft unab* 
hängig ist, ist dieses Reich Gottes auf Erden das Reich einer vollkommenen 
Gesellschaft, welches geordnet und regiert wird nach eigenen Gesetzen, nach 
eigenem Rechte, durch eigene Vorstände, welche wachen, um Rechenschaft für 
die Seelen, nicht den staatlichen Herrschern, sondern dem Fürsten der Hirten, 
Jesus Christus, abzulegen, von welchem die Hirten und Lehrer eingesetzt sind, 
keiner weltlichen Macht in ihrem Scelenamtc nnterworfen. Wie also den ge- 
weihten Vorständen zu regieren, so gebührt es allen Glänbigcn, nach der 
Mahnung des Apostels, ihnen zu gehorchen und sich ilmen zu unterwerfen, 
und daher ist es das heiligste Recht katholischer Völker, in dieser göttlichen 
Pflicht die Lehre, Disciplin und Gesetze der Kirche zu befolgen, von der staat- 
lichen Gewalt nicht gehindert zu werden. Ihr erkennet schon, geliebte Söhne 
und ehrwürdige Brüder mit Uns, eine wie schwere Verletzung dieser göttlichen 
Kirchenverfassung, ein wie unerträglicher Umsturz der Rechte des apostolischen 
Stuhles, der heiligen Vorschriften und des ganzen katholischen Volkes in der 
Aufstellung jener Gesetze, welche der österreichische Reichsrath gegenwärtig 
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yerhandelty enthalten ist und offen verkündet wird. || Denn jenen Gesetzen ge*- ^'- ^^^^ 
mäss wird die Kirche Christi fast in allen Beziehungen und Handlungen, welche Rom. cnrir. 
die Leitung der Gläuhigen betreffen, als eine der höchsten Gewalt der weit- '• ^*'* ^^^• 
liehen Autorität gänzlich unterstehende und unterworfene erachtet und ange- 
sehen; und dies wird in dem Motivenbericlit/ welcher die Kraft und den Sinn 
der vorgeschlagenen Gesetze erläutert, ganz offen, gleichsam als Grundsatz aus- 
gesprochen. Darin wird auch ausdrücklich erklärt, die weltliche Regierung 
habe kraft ihrer unumschränkten Macht das Recht, wie über weltliche, so auch 
über kirchliche Dinge Gesetze aufzustellen, und die Kirche zu überwachen und 
zu beherrschen, wie alle anderen menschlichen Gesellschaften, welche inner- 
halb der Grenzen des Reiches vorhanden sind. Daher maasst sich die welt- 
liche Regierung sowohl das Urtheil und das Lehramt über die Verfassung 
und die Rechte der katholischen Kirche, als auch über deren oberste Leitung 
an, welche sie theils durch sich selbst mit ihren Gesetzen und Handlungen, 
theils durch kirchliche, ihr untergebene Persönlichkeiten ausübt. Daraus folgt, 
dass die Willkür und Macht der weltlichen Regierung an die Stelle der ge-* 
heiligten Gewalt tritt, welche zur Leitung der Kirche und zur Erbauung des 
Leibes Christi nach göttlicher Anordnung eingesetzt ist Was ferner diese 
Gesetze betrifft, welchen der Motivenbericht vorangestellt wird, so sind sie in 
Wahrheit von derselben Katur und Tragweite Vie die preussischen Gesetzt, 
und bereiten der katholischen Kirche im österreichischen Gebiete dasselbe 
Verderben, obwohl sie einigen Schein von Mässigung zur Schau zu tragen 
scheinen, wenn sie mit den preussischen vcrglichc|i werden. || Wir wollen die 
einzelnen Gesetzescapitcl nicht erläutern, können aber in keiner Weise die 
schwere Beleidigung mit Stillschweigen übergehen, welche gerade durch die 
Aufstellung solcher Gesetze Uns selbst und diesem apostolischen Stuhle, doch 
nicht minder Euch, gelicbteste Söhne und ehrwürdige Brüder und dem ganzen 
katholischen Volke dieses Reiches angethan wird. Die im Jahre 1855 zwischen 
Uns und dem erlauchten Kaiser abgeschlossene und von demselben katholischen 
Monarchen mit feierlichem Versprechen bekräftigte und dem ganzen Reiche 
als Reichsgesetz verkündete Vereinbarung wird jetzt im Abgeordnetenhaus mit 
der Erklärung vorgelegt, dass sie gänzlich ausser Kraft gesetzt und abgethan 
werde, ohne vorausgegangene Verhandlung mit diesem apostolischen Stuhle, ja 
mit offener Verachtung Unserer gerechtesten Votstellungen. Solches hätte 
offenbar in jenen Zeiten, in welchen die öffentliche Treue noch Geltung be- 
sass, nicht einmal versucht werden dürfen, jetzt aber in dieser traurigen Zeit* 
läge wird es unternommen und vollbracht. Gegen diese öffentliche Verletzung 
des Goncordates protestiren Wir vor Euch, geliebte Söhne und ehrwürdige 
Brüder, abermals. Noch viel mehr verwerfen Wir die der ganzen Barche zu- 
gefügte Beleidigung, indem die Ursache und der Vorwand der Aufhebung des 
Goncordates und der übrigen daran geknüpften Gesetze verwegener Weise auf 
die Entscheidung der geoffenbarten und vom ökumenischen vaticanischen Con- 
cii bekräftigten Glaubenslehren geschoben wird, und diese katholischen Dogmen 
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irr, 6101 gottloser Weise Neuerungen und Aenderungen der Glaubenslehren und der 
Rom. ciirie. Verfassung der Kirche genannt worden. Mögen auch im österreichischen 6e- 
7. H&n 1874. |){q{;q Einige sein, welche auf solche unwürdige Erdichtungen hin den katho- 
lischen Glauben abwerfen , ihn bewahrt und bekennt mit seinen glorreichen 
Vorfahren und mit dem ganzen kaiserlichon Uausc der erlauchte Monarch-, 
ihn bewahrt und bokcimt der weitaus grösste Theil des Volkes, welchem solche 
und auf solche Erfindungen gestützte Gesetze gegeben werden. So wird ohne 
Unser Wissen und Wollen eine feierliche Vereinbarung zerrissen^ welche Wir 
mit dem erhabenen Kaiser geschlossen haben, damit das Heil der Seelen und 
der Vortheil des Staates gefördert werde. Eine neue Rechtsform wird vor- 
geschützt und eine neue Gewalt der weltlichen Regierung zugeschrieben, da- 
mit sie auf eigene Faust über geistliche und kirchliche Angelegenheiten nach 
Belleben verfüge und verordne. H So weit geht mau, dass mit diesen geplanten 
Gesetzen die unverletzliche Freiheit der Kirche zum Heil der Seelen, zur Re- 
gierung der Gläubigen, in der religiösen Anleitung des Volkes und selbst des 
Clcrus, in dem zur evangelischen Vollkommenheit erforderlichen Leben, in der 
Verwaltung und selbst im Besitze der Güter mit lästigen Fesseln umgeben 
und gelähmt wird. Das Verdcrbniss der kirchlichen Zucht wird eingeführt, 
der Abfall von der Kirche begünstigt und die Vereinigung und Verschwörung 
der Secten gegen den wahren christlichen Glauben unter dem Schutze der 
Gesetze befördert. Wahrhaft eine grosse Fülle stünde Uns zu Gebote, woll- 
ten Wir erwähnen, welche und wie viele Ucbol zu fürchten sind, sobald solche 
(lesctze eingeführt werden, allein sie können Eure Klugheit, geliebte Söhne 
und ehrwürdige Brüder, weder täuschen noch ihr unbemerkt bleiben. Denn 
fast alle kirchlichen Acmter und Benefizien, ja selbst die Ausübung der 
Pastoralpfiichten werden der weltlichen Gewalt so unterworfen, dass die kirch- 
lichen Obern, wofern sie den neuen Rechten (was ferne sei) sich unterwerfen 
würden, die Leitung der Diöcesen, für welche sie strenge Rechenschaft Gott 
ablegen müssen, femer nicht nach den heilsamen Vorschriften der Kirche be- 
halten, sondern auf den Wink und nach der Willkür Jener, welche dem Staate 
vorstehen, auszuüben und einzuhalten gezwungen würden. || Was wird femer 
von jenen Gcsetzesvorlagcn zu erwarten sein, welche die Aufschrift tragen: 
In Ansehung der klösterlichen Genossenschaften? Ihre schädliche Tragweite 
und ihr feindlicher Sinn ist so offenbar, dass Niemand es verkennen kann, 
dieselben seien zum Verdcrbniss und Untergang der religiösen Orden ausge- 
dacht und zubereitet. Der Verlust der zeitlichen Güter, welcher bevorsteht, 
ist schliesslich so gross, dass er von einer öffentlichen Feilbietung und Ver- 
schleuderung kaum sich unterscheidet. Diese Güter wird nämlich die Regicrang 
nach Bestätigung der Gesetze in ihre Gewalt bringen und sich das Recht und 
die Macht zusclireiben, sie zu thcilen, zu verleihen und mit Steuem so zu ver- 
kleinern, dass die armselige Nutzniessung und der Nutzen, welcher der Kirche 
übrig bleibt, nicht zur Ehre der Kirche, sondern zu ihrer Verhöhnung, und als 
Deckmantel der Ungerechtigkeit nicht mit Unrecht angesehen wbrd. || Da diese 
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Gesetze, über welche im Abgeordnetenhaus des österreichischen Reiches ver- ^'* *^^* 
handelt wird, so beschaffen sind und auf jene Prinzipien, welche Wir offen Bdm. cuno* 
gelegt haben, sich stützen, so sind Euch, geliebte Söhne und ehrwürdige Brüder, "• ^*" '®'*- 
die gegenwärtigen Gefahren ohne Zweifel klar, welche den Eurer Wachsam- 
keit anvertrauten Heerden bevorstehen. Desshalb erwecken und entflammen 
Wir Eure oberhirtliche Wachsamkeit und Euren Eifer, wovon ihr für das 
Hans Gottes beseelt seid, damit Ihr die Gefahr, welche herannaht, zu beseitigen 
bestrebt seid. Fasset hohen Muth, um den Eurer Tugend würdigen Kampf zu 
bestehen. Gewiss ist es Uns, dass Ihr weder an Muth noch an Kraft geringer 
sein werdet, als jene ehrwürdigen Brüder, welche anderswo unter den bitter- 
sten Beschwernissen für diese Freiheit der £[irche durch Schmähungen und 
Trübsale zum Schauspiel geworden, nicht allein den Raub ihrer Güter mit 
Freude ertragen, sondern auch in Ketten den Kampf der Leiden bestehen. 
Uebrigens ist alle Hoffnung nicht auf Unsere Kräfte, sondern auf Gott gesetzt 
Es handelt sich eben um die Sache Gottes, welcher durch seinen unfehlbaren 
Ausspruch Uns ermahnt und aufgerichtet hat: „In der Welt werdet Ihr Be- 
drängniss haben, aber vertrauet, ich habe die Welt überwunden". Da Ihr 
Euch aber bestreben müsst, den drohenden Gefahren durch Eure Autorität, 
Klugheit und Eifer vorzubeugen, so werdet Ihr einsehen, dass nichts zweck- 
mässiger und nützlicher sein wird, als in gemeinsamer Berathung die geeigne- 
ten Wege zu suchen, um das erwünschte Ziel desto sicherer und wirksamer 
zu erreichen. Während die Rechte der Kirche angegriffen werden, ist es Eure 
Pflicht, die Gläubigen zu schützen; desto zuverlässiger aber wird die Schutz- 
mauer sein und desto kräftiger die Yertheidigung, je einmüthiger und geeinig- 
ter die Bestrebungen der Einzelnen wirken werden, und je eifriger das von 
der Sachlage geforderte Vorgehen vorgesorgt und bestimmt sein Wird. Dess- 
halb ermahnen wir Euch, möglichst bald zusammen zu kommen und nach ge- 
meinsamer Berathung eine sichere und von Allen genehmigte Richtschnur auf- 
zustellen, der gemäss Ihr, wie es Euer Amt erfordert, einmüthig die drohen- 
den Uebel bekämpfen und die Freiheit der Kirche kräftig schützen werdet. 
Desshalb musstet Ihr von Uns ermahnt werden, damit Wir in einer so wich- 
tigen Angelegenheit Unsere Pflicht nicht vernachlässigt zu haben scheinen. 
Denn Wir sind überzeugt, dass Ihr auch ohne diese Unsere Ermahnung dies 
gethan haben würdet. Auch haben Wir noch die Hoffnung nicht aufgegeben, 
dass Gott die vorhandenen Uebel abwenden wird. Denn es ermuthigt Uns zu 
guter Hoffnung die Ergebenheit und der Glaube Unseres geliebtesten Sohnes 
in Christo, des Kaisers und Königs Franz Joseph, den Wir in einem neuen 
Schreiben vom heutigen Tage dringend beschworen haben, Er möge niemals 
erlauben, dass in Seinem weiten Reiche die Kirche einer schmachvollen Knecht- 
schaft und Seine katholischen Unterthanen den schwersten Bedrängnissen unter- 
worfen werden. I! Da jedoch Viele gegen die Kirche anstürmen und jeder Ver- 
zug höchst gefahrvoll ist, so dürft Ihr am Wenigsten in Ruhe verharren. 
Möge Gott Eure Entschliessungen leiten und Euch mit Seinem mächtigen 
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Nr. 6101 Schutz unterstützen, damit Ihr gltlcklich zu beschliessen und zu Stande zu 

(364). 

Rdm. cnrie. bringen vermögct; was dem Ruhme Seines Namens und dem Heil der Seelen 
7. Min 1874. dient Zum Zeichen dieses göttlichen Schutzes und Unseres besonderen Wohl- 
wollens ertheilen Wir Euch Allen und Einzeln^ gellebte Söhne und ehrwürdige 
Brüder, wie auch dem Glerus und den Euerer Wachsamkeit anvertrauten 
Gläubigen liebreich unseren apostolischen Segen. 

Veranlasst durch das Erscheinen dieser Encyclic% wurde der Minister 
des Auswärtigen, Graf Andrassj, im Finanzausschusse (9. Mai) der öster« 
reichischen Delegation über die Beziehungen zu Rom interpellirt Seine 
Antwort ging, wie die kaiserl. Wiener-Zeitung mittheilt, im Wesentlichen 
dahin: 

(».Jiaii874). jjg g^. jjj ^geiogenheit der Encyclica von Seite des Ministeriums des 
Aeussern eine einzige Note erlassen worden. Er bedauere, dieselbe dem YoUen 
Texte nach nicht mittheilen zu können. Er bedauere dies speciell desshalb, 
weil er zwar, worauf er stets zurückkommen müsse, nicht glaube, dass irgend 
ein Rothbuch von der Thätigkeit des Ministeriums des Aeussern auch nur ein 
annäherndes, geschweige denn ein vollkommen erschöpfendes Bild geben könne, 
es aber dafür um so nothwendiger erachte, dass der Delegation das volle Recht 
gewahrt werde, in allen Fragen der auswärtigen Politik die möglichst ein- 
gehenden Aufklärungen zu erhalten, ja, soweit es nur immer angehe, auch die 
betreffenden Docnmcnte selbst einsehen zu können. In diesem Falle jedoch 
könne dies aus dem speziellen Grunde nicht geschehen, weil die Note blos die 
Ergänzung eines Privatschreibens bilde, welches Seine Majestät an den Papst 
gerichtet hat Die Note hatte die Bestimmung, die Darlegung der persön- 
lichen Motive, welche Se. Majestät in seinen Entschlicssungen geleitet, eu 
vervollständigen. Der volle Text des Schriftstückes entziehe sich daher der 
Mittheilung nicht etwa des Inhalts wegen, welcher das volle Tageslicht in 
keiner Beziehung zu scheuen habe, sondern ausschliesslich wegen der FonxL [; 
Der Minister skizzirt hierauf den Inhalt der Note ungefähr in folgender Weise: 
Die Note hat vor Allem die Ansicht ausgesprochen, dass diejenigen, welche 
die Encjclika inspirirt haben, vielleicht weniger von dem Bestreben geleitet 
waren, einer Collission zwischen Kirche und Staat vorzubeugen, als vielmehr 
von dem Wunsche, eine solche zu provocircn. Die Note hat durchaus nichts 
wie von mancher Seite behauptet worden, das Recht des Papstes, in kirch- 
lichen Dingen den Bischöfen seine Meinung mitzutheilen, in Frage gezogen, 
aber sie hat entschieden bedauert, dass die Encyclica über diese Grenze hinaus 
ein verdammendes Urtheil in Dingen geföllt hat, die durchaus nicht dogmati- 
scher Natur, sondern in dem souveränen Gesetzgebungsrechte des Staates be- 
grtlndet sind. Weiters erklärt die Regierung in der Note, dass sie auch in 
dieser zu ihrem Bedauern erschwerten Lage trachten werde, nichts zu thnn, 
was eine Collision zwischen Kirche und Staat provociren würde, dass dies aber 
nur dann möglich sei, wenn gerade im Gegensätze zu dem entschieden und 
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absolut verdammenden Urtheile der Encyclica den Bischöfen der Rath ertheilt '*'• ^^^^ 
werde, den Gesetzen des Staates Folge zu leisten. Zum Schiasse erklärt die Böm. can«. 
Note, dass in dem Falle, als gegen alle Voraussetzung der innere Friede da-*^-^*"*^*- 
durch gefährdet werden sollte, dass den sanctionirten Gesetzen von Seite des 
Clerus nicht Folge geleistet würde, sich die Regierung ebensowohl berechtigt 
als verpflichtet erachte, die Rechte des Staates zu wahren, und dass dieselbe 
auch die Ueberzeugung habe, dass es ihr gelingen werde, den Gesetzen volle 
Geltung zu verschaffen. || Auf die weitere Anfrage, ob Se. £xc. über einen 
Erfolg dieses Schrittes Mittheilnngen zu machen in der Lage wäre, erwidert 
der Minister, die Note sei nicht darauf berechnet gewesen eine Gegenantwort 
zu provociren, und es sei auch eine solche nicht erfolgt; er habe keinen An- 
haltspunkt, von einem thatsächlichen Erfolge des Schrittes zu berichten, aber 
auch über das Gegentheil könne er nicht klagen, denn es scheine vielmehr 
eine gewisse Beruhigung eingetreten zu sein. 



Nr. 6102. (365.) 

OBSIEBBEICH. Erklärung und Protest des österreichischen Epi- 
skopates über die dem Reichsrathe vorgelegten staatskirchlichen 

Gesetzentwürfe*). 

Am 2. Mai 1872 haben neunzehn Erzbischöfe und Bischöfe, welche der Nr. 6102 
Zustimmung ihrer zu Wien damals nicht anwesenden Amtsbrüder vollkommen ^^^^* 

Oesterreich. 

sicher waren, gegen die Aufhebung der mit dem heiligen Stuhle geschlossenen 2o.Mftn 1^74. 
Vereinbarung im Namen der Gerechtigkeit, der Kirche und der Gesellschaft 
Verwahrung eingelegt. Der an das Herrenhaus gelangte Gesetzentwurf über 
die äusseren Rechtsverhältnisse der katholischen Kirche bringt in seinem ersten 
Artikel folgende Bestimmung: „Das Patent vom 5. November 1855 ist seinem 
vollen Inhalte nach aufgehoben." Da dieses Patent es war, wodurch die ver- 
einbarten Festsetzungen zum Staatsgesetz erhohen wurden, so soll denselben 
nun die Grundlage des bürgerlichen Rechtes gänzlich entzogen werden; aber 
die Forderung der Gerechtigkeit ist dadurch nicht aufgehoben, und auf sie be- 
rufen wie am 2. Mai 1872 so auch jetzt sich die Unterzeichneten. || Die Rechte, 
welche bisher durch das Patent vom 5. November 1855 noch geschützt waren, 
erfahren durch den in Verhandlung stehenden Gesetzentwurf mehrfache be- 
klagenswerthe Eingriffe, und es werden in demselben nicht einmal jene Befug- 
nisse geachtet, welche das Gesetz über die allgemeinen Staatsbürgerrechte der 
Kirche zuerkennt, wenn anders die Selbständigkeit in Verwaltung ihrer inneren 



*) Die in wesentlicher Uebereinstimmung mit diesen Entwürfen vom Reichsrathe 
beschlossenen und von der Krone sanctionirten staatskirchlichen Gesetze vom 7. und 
20. Mai s. w. u. [Anmerk. d. Herausg.] 
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Nr. 6102 Angelegenheiten^ die der 15. Artikel ihr zusichert, nicht auf ein leeres Wort 
Q^gi^ch. hinauskommen soll. Allein den innersten Kern des kirchlichen Lebens be- 
i^Min 1874. drohen die Grandsätze; bei welchen die Rechtfertigung jener Anträge gesucht 
wird. Ohne Zweifel ist der Motiyenbericht nicht bestimmt, Gesetz zu werden; 
doch er ist die den Anträgen von Amtswegen beigefügte Erläuterung; von der- 
selben keine Kenntniss zu nehmen, kann daher den Bischöfen, fflr deren Amts- 
bereich der Entwurf Gesetzeskraft erlangen soll, keineswegs gestattet sein. Sie 
haben seit Gründung des Reichsrathes über die Rechte und Aufgaben der 
Kirche sich schon fünfmal gemeinsam ausgesprochen, nämlich am 6. Mai 1861 
und am 28. Sept 1867 in an Se. Majestät den Kaiser gerichteten Adressen, 
am 30. März 1868 und am 9. März 1869 in den Zuschriften an die damaligen 
Herren Minister-Präsidenten, Se. Durchlaucht den Fürsten Karl von Auersperg 
und Se. Excellenz den Grafen Taaffe, dann in dem schon erwähnten an Se. 
Excellenz den Herrn Minister von Stremayr gerichteten Schreiben. Die Grund- 
sätze, zu welchen sie sich in dieser Reihe von Kundgebungen bekannten^ sind 
die Grundsätze der katholischen Kirche stets gewesen und werden es immer- 
dar bleiben, weil sie aus der Sendung und zum Zwecke derselben nothwendig 
hervorgehen. Die Unterzeichneten werden zu jeder Zeit und auf jede Gefahr 
hin daran festhalten. || Die Regierung eines kleinen Landes hat vor wenigen 
Wochen die grosse Wahrheit ausgesprochen, welche für das Yerhältniss syri- 
schen Staat und Kirche maassgebend ist Der Minister von Larisch bcmeirkte 
nämlich in dem Landtage von Anhalt: der Staat habe auf das irdische Leben, 
nicht auf eine Sphäre einzuwirken, deren Zielpunkte im Jenseits liegen. — 
Kann man dem Staatsbürger die Pflicht auflegen, zu glauben, dass er von dem 
Thiero nur der Stufe nach verschieden und die Religion im besten Falle eine 
schöne, mitunter sehr nützliche Dichtung seiV Die Regierung, welche zugibt, 
dass dies weder möglich noch wünschenswerth sei, geräth mit sich selbst in 
Widerspruch, wenn sie auf allen Gebieten des Verlangens und Strebens die 
höchste Gewalt in Anspruch nimmt Man muss Gott mehr als den Menschen 
gehorchen! Vor der Macht dieses Wortes fiel das Heidenthum, wiewohl ihm 
ein Weltreich, dem bisher nichts gleich und nichts ähnlich war, beschirmend 
zur Seite stand. Allein der Christ soll Gottes Willen und seine ewige Be- 
stimmung nicht nur höher stellen als die Wünsche und Befehle der Menschen, 
sondern auch höher als die Begierden des eigenen Herzens; deswegen hat das 
Christenthum nicht nur die Götzenbilder gestürzt, sondern auch den christ- 
lichen Staat und die christliche Familie gegründet. In dem christlichen Staate 
gehorcht man der Obrigkeit, selbst wenn sie hart oder ungerecht verfährt, um 
des Gewissens willen, also auch dann, wenn man ihr ungestraft trotzen könnte. 
Was für den Leib das Herz, das ist für die christliche Familie die christliche 
Ehe. Geweiht durch das Sacrament und befestigt durch das Pflichtgefühl, ge- 
bietet sie den wandelbaren Begierden, und die sittlichen Mächte, die bei ihr 
heimisch sind, wirken auch jenseit des Kreises der häuslichen Gesellschaft 
Es sind diese beiden Gründungen, welche dem Fortschritte, der zum Socialis- 
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mas fahrt, das Christentham am meisten verhasst machen. 11 Wenn der Mensch ^'- ^^^ 

' (966). 

den Beruf hat, Gott über Alles zu lieben^ und sein Leben anf Erden der ent- omUrvUIl 
scheidangsYoUe Yorhof eines nimmer endenden Daseins ist, so versteht es sich^-^""*''*- 
von selbst, dass das Staatsgesetz nicht für alle seine Pflichten and Aufgaben 
die oberste Richtschnur sein könne. Allein eben weil der Christ ein Gesetz 
hat, welches mit den Farben der Grenzpfähle nicht wechselt, fühlt er sich im 
Gewissen yerpflichtet^ auf dem weiten Gebiete der bürgerlichen Rechte und 
Recbtsverbindlichkeiten die Staatsgewalt als die höchste anzuerkennen und ihr 
einen Gehorsam zu leisten, der ausser dem Bereiche des Christenthums ganz 
unbekannt ist Wenn das Staatsgesetz von den Christen Huldigung und Opfer 
für Rom's Götter forderte, so wiesen sie die Znmuthung mit Abscheu zurück; 
dagegen zahlten sie den heidnischen Kaisern unweigerlich Steuern und Gaben, 
fochten in den Heeren derselben als tapfere Krieger, zollten ihren Verord- 
nungen in allen weltlichen Dingen unverbrüchlichen Gehorsam und blieben den 
Verschwörungen und Aufständen fem, welche den Thron des Römerreiches so 
oft mit dem Blute der Imperatoren befleckten. Die heidnischen Kaiser hatten 
also über die Schranken, welche die christliche Ueberzeugung ihrer Herrscher- 
macht zog, sich wahrlich nicht zu beklagen; wie sollte dies bei den Christ- ^ 
liehen Fürsten der Fall sein? |] Die Lehre von der Staatsgewalt als der ober- 
sten, welcher jede andere untergeordnet sei, ist aus der Feindschaft gegen das 
Christenthum als eine ihrer würdige Tochter hervorgegangen. Sie ward aber 
nicht ersonnen, um den Glanz des Thrones zu erhöhen, sondern um einer Welt- 
auffassung, die ihr Siegesfest über den Trümmern des Thrones wie des Altares 
feiern will, den Staatsbürger mit Leib und Seele dienstbar zu machen. Des- 
wegen ist es eine Unwahrheit, wenn diese Partei die Staatsgewalt geradezu als 
die höchste verkündet: sie ist ihr dies nur in so weit, als dieselbe sich in 
ihren Händen befindet oder doch ihre Wege bahnt und ihre Geschäfte ver- 
richtet: womit die Regierung eines sehr mächtigen Staates sich soeben eifrig 
befasst Richtig ausgedrückt, lautet der Satz: dem Staat ohne Gott und König 
gebührt die höchste Gewalt; bis er fertig ist, gebührt sie Jenen, die den Aus- 
bau der neuen Gesellschaft am kräftigsten fördern. || Da es sich so und nicht 
anders verhält, würden die österreichischen Bischöfe ihrer Sendung ungetreu 
werden, wenn sie der Behauptung, die Souveränetät, das heisst die oberste Ge- 
walt des Staates, erstrecke sich auch auf die Kirche de^ Staatsgebietes, nicht 
mit voller Entschiedenheit entgegenträten. Diese Behauptung ist nicht allein 
unrichtig, sondern wenn man nicht von der Leugnung Gottes und der Unsterb- 
lichkeit ausgehen will, so gebricht ihr sogar die innere Folgerichtigkeit. Diese 
Behauptung muss jeder Christ, welcher die Tragweite derselben einsieht, als 
mit seiner Ueberzeugung unverträglich zurückweisen. Aber die Männer, auf 
deren Banner die Abschaffung des Christenthumes geschrieben steht, weisen 
sie nicht minder zurück; denn nicht die jeweiligen Staatsgesetze, sondern die 
Grundsätze, nach welchen sie die Gesellschaft umgestalten wollen, gelten ihnen 
als das Höchste, und sie halten sich vollkommen berechtigt, Wühlerei, Ver- 



*5Ä-- 



118 Staat und Kirche. Oesterreich« 

^''•/l^ hetzong und eigene Gewalt in Bewegung zu setzen^ um die Einrichtungen und 

(365). 

oestemich. Gesetze des Staates ihren Plänen dienstbar zu machen. Ist dies gelungen, so 
20.ittwi874. ggj^gjj sie ihnen allerdings für unverletzlich, und wer denselben keinen blinden 
Gehorsam, zollt; ist ein Aufruhrer, ein Hochverräther. Indem also die Bischöfe 
für die oberste Gewalt, die der Kirche in ihrem Bereiche gebührt, die Stimme 
erheben, vertreten sie den Glauben an Gott und die Unsterblichkeit, das 
Christenthum und das höchste Gesetz der Freithätigkeit Aber auch für die 
Zukunft des Vaterlandes stehen sie ein. Welche Prüfungen Oesterreich noch 
zu erfahren habe, wissen wir nicht; dies ist aber gewiss, dass Gefahr und Be- 
drängniss in demselben Maasse wachsen wird, als die Feindschaft gegen das 
Christenthum und die Tugenden, die in seinem reinen Lichte aufkeimen, auf 
den Staat und die Familie Einfluss nimmt. Ein laut redendes Beispiel bietet 
die neue Schuleinrichtung dar. Je genauer sie im Sinne ihrer Urheber durch- 
geführt wird, desto schneller entweichen aus der Schule Religion und sittliche 
Scheu, Gehorsam, Fleiss und Ordnung; überdies hat der Lehrer, der sich zom 
Sendboten der modernen Weisheit berufen glaubt, zum Unterrichte in den An- 
fangsgründen des Wissens weder Lust noch Geschick. || Das Gesetz über die 
äusseren Rechtsverhältnisse der katholischen Kirche stellt zwar nirgends die 
Behauptung auf, dass dem Staate aucli auf dem Gebiete der Kirche die oberste 
Gewalt gebühre; es enthält aber mehrfache Bestimmungen, welche nur vom 
Standpunkte dieser Ansicht aus sich als folgerichtig erweisen. Zum Theil be- 
ziehen sie sich auf Dinge, welche, an sich betrachtet^ von geringer Bedeutung 
sind, so dass sich nicht abschen lässt, welchen Yortheil die Regierung davon 
erwartet Aber auch dann sind jene Verfügungen von Wichtigkeit, weil sie 
auf Grundsätze liindeuten, deren durchgreifende Anwendung den Bestand der 
Kirche in Frage stellen würde. Dabei ittberschreitcn sie fast immer nicht nur 
die durch das Concordat, sondern aucli die durch den fünfzehnten Artikel der 
Staatsbürgerrechte gezogene Grenze, weil sie fast immer die Selbständigkeit 
der Kirche in Verwaltung ihrer inneren Angelegenheiten gänzlich verkennen. 
Das bürgerliche Gesetzbuch sagt: „Einem Gesetze darf in der Anwendung kein 
anderer Verstand beigelegt werden, als welcher aus der eigenthümlichen Be- 
deutung der Worte in ihrem Zusammenhange und aus der klaren Absicht des 
Gesetzgebers hervorleuchtet" Rechtskraft hat dieser Ausspruch freilich nur 
für die im bürgerlichen Gesetzbuche enthaltenen Vorschriften: er drückt aber 
eine Wahrheit aus, die sich aus der Vernunft ergibt und daher so weit als 
die Vernunft Anwendui»g findet Innere Angelegenheiten einer Gesellschaft 
sind offenbar jene, welclie sich auf ihre Mitglieder als solche beziehen. Dies 
gilt vom Staate, aber nicht minder von der Kirche. Die Staatsbürger haben 
gegen die Staatsgewalt und gegen einander Rechte und Verbindlichkeiten, welche 
denselben entweder als solclien zukommen oder aus den von ihnen übernom- 
menen Aemtern und Verrichtungen hervorgehen, und Alles, was sich auf diese 
Rechte und Verbindlichkeiten bezieht, gehört in das unbestrittene Gebiet der 
inneren Angelegenheiten. So verhält es sich auch mit den Mitgliedern der 
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Kirche in ihren Beziehnngen znr Eirchengewalt and zu einander; die grosse ^^' ^^^ 
Verschiedenheit; welche allerdings obwaltet^ ergibt sich ans der Natnr der oaitemieii. 
Gegenstände^ um die es sich handelt Die Kirche ist gegründet, nm durch ^•*"^*^*' 
Yerkflndigung der ewigen Wahrheit und Ausspendung der Geheimnisse Gottes 
die Erlösten zu Dem, der sie erlöst hat, zu führen. Die Ansprüche und 
Pflichten Aller, die sie in ihren Schoos aufnimmt, sowie die besonderen Rechte 
und Verbindlichkeiten, welche mit den von ihr verliehenen Aemtern verbunden 
sind, erhalten dadurch ihre Eigenthümlichkeit. Ueber diese Ansprüche und 
Pflichten urtheilen Jene, welche die Kirchenverfassung dazu beruft Wenn also 
gelehrt, ermahnt, gebetet wird, wenn der Priester die Sacramente ausspendet, 
wenn der rechtmässige Vorsteher die Erfüllung oder Nichterfüllung der über- 
nommenen Verbindlichkeiten nach Maassgabe des Kirchengesetzes beurtheilet 
und in Folge dessen auf Entziehung der Kirchengemeinschaft oder eines kirch- 
lichen Amtes erkennt, was geschieht dabei, wodurch der Bereich des katho- 
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lischen Gemeindelebens überschritten würde, und wie könnte eine inner dem- 
selben liegende Angelegenheit den inneren nicht beigezählt werden? Für die 
Bedttrfoisse des Gottesdienstes und die Erhaltung ihrer Diener kann auch die 
Kirche Gottes äusserer Hülfsmittel nicht entbehren, und abgesehen von den Zeiten 
der Verfolgung ward ihr gesetzlich erworbenes Vermögen sogar von den heid- 
nischen Kaisem gegen Eingriffe geschützt. Allein es liegt ihr fem, die Zwangs- 
gewalt^ welche bei der bürgerlichen Rechtsordnung Wache hält, mit dem Staate 
theilen zu wollen; sie verlangt für ihr Eigenthum bloss den Schutz, der jeder 
zu Recht bestehenden Gesellschaft gebührt || Ohne Zweifel nimmt die Kirche 
durch die ihr obliegende Lehrthätigkeit auch auf die äussere Thätigkeit Ein- 
flnss: sie trägt ja ihren Kindern nicht bloss eine Theorie der Pflichten vor, 
sondern sucht sie auch zu getreuer Erfüllung der erkannten Pflicht zu be- 
stimmen. Wenn also die Staatsgewalt sich die Befugniss zuschriebe. Alles, 
dessen Wirkungen auch äusserlich wahrnehmbar sind, von den inneren An- 
gelegenheiten auszuscheiden und in Folge dessen darüber willkürlich zu ver- 
fügen, so wäre der Kirche das Recht auf die ihr obliegende Wirksamkeit ab- 
gesprochen; denn nicht sie, sondern die jeweiligen Träger der Staatsgewalt 
hätten zu entscheiden, in wie weit noch verkündet werden dürfe: Suchet zuerst 
das Reich Gottes und seine Gerechtigkeit! Der Aufklämng ist dies eine ver- 
hasste Rede: wo sie aber die Herzen durchdringt, dort ist die Zukunft der 
Gesellschaft gesichert. || Wie § 1 in Folge der bisherigen Verhandlungen lautet, 
heisst es in demselben: „die Staatsgesetze und diiB innerhalb derselben geltenden 
kirchlichen Vorschriften". An anderen Stellen ist der Ausdruck „Kirchengesetze" in 
„die im Staate geltenden kirchlichen Vorschriften" umgeändert worden. Zwar 
gibt es einzelne Kirchengesetze, welche nicht in allen Theilen der christlichen 
Welt Greltung haben (das Hindemiss der Heimlichkeit hat in England und 
vielen anderen Ländern keine Geltung), und in diesem Sinne könnte man wohl 
von den in Oesterreich geltenden Kirchengesetzen sprechen. Doch in der Fas- 
sung des § 1 ist der beabsichtigte Sinn zu deutlich dargelegt, um einen Zweifel 
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Mr. »IIS möglich zu machen. Die Eirchengesetze sollen inner dem Staatcgeblete eine 
,. Verbindlichkeit, denselben nftchznkommen, nar i&sofeni begrOnden, als rie dnrcb 
*- das StaatageEetz gntgeheissen sind, also gleichsam inner den Grenzen desselben 
liegen. Dadurch wird der Staatsgewalt offenbar das Recht zogeschriebeii, ihr 
missfSllige Eircheugosetze ausser Kraft zu setzen, das heisst^ die Verbindlich- 
keit, denselben Folge zu leisten, aufzuheben: sie vennag aber nichts, sls nr 
Anwendung und Ausführung solcher Eirchengesetze ihre Hfllfe zn Tenagen. 
Kimmt sie mehr in Anspruch, so mnthot sie den Katholiken zu, mit den ilten 
Sophisten zn sprechen: Das Gute ist nicht durch sich selbst, sondern dnrdi 
dag Staatsgesetz gat Nein, das Gate ist durch sich selbst gat! bat sdion 
Socrates sammt allen besseren Heiden geantwortet. | Es ist nicht sehr liage 
her, dass es fOr liberal galt, die Trennung der Eirche von dem Stute um- 
empfehlen. Jene, welche dabei keine für das Christenthum freondlichen Hinter- 
gedanken hatten, sind nun plötzlicli anderer Ueinong geworden; denn tie finden, 
das dadurch herbeigeführte Vcrhältniss wäre für die katholische Eirche viel 
zn Tortheilhaft. Die Männer des sogenannten Rechtsstaates legen nämlich, 
wenn es die Eirche betrifft, niemals das Recht in die Wage, sondern stets nnr 
den Nutzen, welchen sie für ihre Partei Yon der Sache erwarten. Die Eirche 
bleibt unberührt von den Strfimnngen der Tagesmeinnng. Sie verkennt nicht, 
dass es Zustände gebe, durch die eine Trennung vtm Staat und Kirche nach 
Nordamerika's Vorbild zum Gegenstände berechtigter Wünsche werde; »her 
nicht in der Trennung, sondern in dem frenndlichcn Zosammenwirken von 
Staat und Eirche sieht sie das van Gott gewollte, den Aufgaben der Gesell- 
schaft entsprechende Verhältniss, und um jedes Missvorständniss nach Hfiglich- 
keit fernzuhalten, hat sie den christlichen Fürsten auf die Auswahl der Vor- 
steher und Lehrer des christlichen Volkes einen weitgehenden Einfloss gestattet. 
In Oesterreich ist er durch die Vereinbarung mit dem heiligen Stuhle in ul- 
nem vollen Umfange aufrecht erhalten nnd sogar erweitert worden. Das I^M- 
stolische Schreiben vom 5. November 1855 verordnet ausdrücklich, dass einem 
Geistlichen, der keine Seiner Majest&t genehme Person sei, eine Pfiirre oder 
andere kirchliche Pfründe nicht solle verlieben werden. Der Gesetzentwurf 
über die äusseren Rechtsrerhältnisse der katholischen Eirche verfügt aber 
§ 6 (vgl. 5), wie für die Canonicate, so auch für die weltgeistlicben Seelsorger- 
pfrUnden: der Bischof habe im Falle freier Verleihung wie auch einer nicht 
vom Kaiser oder den landesfUrstlichen Behörden ansgehenden Präsentation die 
dafür ausersehene Person der Landesbehörde anzuzeigen. Dieser stehe es eu, 
dem Bischöfe ihre Einwendungen unter Angabc der GrOnde mitzuth eilen; werde 
Berufung eingelegt, so liabe der Cultusminister zn entscheiden; werde binnen 
30 Tagen keine Einwendung erhoben, so kfinne die Instituimng des betreffen- 
den Geistlichen vor sich gehen. Diese Haassnahme wird auch auf die Ver- 
weser incorporirter Pfründen ausgedehnt, von welchen in dem aposulischen 
Schreiben vom 5. November 1855 nicht die Bede ist, nnd zwar ani gntem 
Grund. Ihre rechtliche Stellung, auf welche hier Alles ankommt, ist i ""' 
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von der eines wirklichen Pfarrers wesentlich verschieden. Sie sind und bleiben ^'- •^^ 
Pfiurrverweser und können daher zu jeder Zeit entfernt werden, ohne dass sie o«temieh. 
sich über die Verletzung eines ihnen zuständigen Rechtes zu beklagen haben. ^•'**"^^*- 
Femer ist durch gedachtes apostolisches Schreiben eine Anfrage bei der Staats- 
regierung zwar nicht ausgeschlossen, allein auch nicht vorgeschrieben. Gänz- 
lich unbekannt ist demselben die auf dreissig Tage angesetzte Frist, bis zu 
deren Ablauf auf die Aeusserung der Regierung zu warten ist |{ Die Unter- 
zeichneten glauben nicht, dass die Besorgnisse, welche in dieser Verfügung sich 
kundgeben, durch das von der Pfarrgeistlichkeit bisher eingehaltene Benehmen 
gerechtfertigt seien. Ueberdies wird eine genauere Bestimmung der fOr den 
Einspruch anzuführenden Gründe durch die gegenwärtige Sachlage zu einer 
Forderung der Gerechtigkeit gemacht. Das päpstliche Schreiben erwähnt der 
stattgehabten traurigen Ereignisse und deutet dadurch an, dass der heilige 
Stuhl Geistliche im Auge habe, welche Seiner Majestät aus politischen Gründen 
missfällig seien. Allein näher wird nicht darauf eingegangen, weil es im Jahre 
1855 ganz undenkbar schien, dass der Eifer, womit ein Priester die Pflichten 
eines Seelsorgers erfülle, zu einer Einwendung gegen ihn Anlass geben könne. 
Wie aber die Dinge nun stehen, kann es geschehen, dass ein Mann, welcher 
seine Pflichten gegen die weltliche Obrigkeit auf das treueste erfüllt, als Feind 
der Regierung verdächtigt werde, weil er in der Schule Glauben und Sitte zu 
wahren sucht, von der Lesung wühlerischer Tagesblätter abmahnt oder über 
die Civilehe dasjenige sagt, was die Kirche seit den Zeiten der Märtyrer lehrt 
und die österreichischen Bischöfe sammt denen der ganzen Welt bezeugen und 
verkünden. Dies wäre eine Ungerechtigkeit, welche zu beabsichtigen der Re- 
gierung Seiner Majestät wohl fernliegt Daher ist es unerlässlich, zu verordnen, 
dass die Landesbehörde nur aus Gründen, die auf Thatsachen beruhen und 
sich auf rein bürgerliche und politische Dinge beziehen, eine Einwendung 
machen könne. Diese höchst billige Beschränkung enthält das päpstliche Breve 
vom 22. Juni 1857, welches der würtembergischen Regierung das Recht zu- 
gesteht, ihr missfällige Geistliche von Erlangung eines Beneficiums auszu- 
schliessen, und sogar das badische Gesetz fordert die Angabe des Grundes, 
aus welchem ein Geistlicher als in bürgerlicher oder politischer Beziehung 
missfällig bezeichnet werde. Können die Unterzeichneten darauf zählen, dass 
die Regierung Seiner Majestät keine anderen Einwendungen ergeben werde 
als solche, die thatsächlich begründet sind und rein politische und bürgerliche 
Dinge betreffen, so werden sie, solange das apostolische Schreiben vom 5. No- 
vember 1855 in Kraft verbleibt, sich ganz im Sinne desselben die Gewissheit 
verschaffen, dass der zum Pfarramte Ausersehene Seiner Majestät nicht miss- 
fällig sei. Sich bei Bestellung der Pfarrer einer weiteren Beschränkung zu 
unterwerfen;, fühlen sie sich nicht ermächtigt. Da auch von Einwendungen 
wegen Unsittlichkeit die Rede ist, so bemerken die Unterzeichneten, dass sie 
ihrer Pflicht, den Gemeinden nur würdige Seelsorger zu geben, sich vollkom- 
men bewusst sind. Ohne Zweifel ist es nicht unmöglich, dass sittliche Ge- 



122 Staat und Kirche. Oesterreich. 

Hr. 6102 brechen des Anzastellenden ihnen verborgen bleiben, und ist die Landesbehörde 
(teiterreich. in der Lage, sich darüber aufzuklären, so werden sie derselben zum Danke 
ao.Mftni874. verpflichtet sein. Q Durch § 8 wird von der Regierung das Recht in Anspruch 
genommen, die Entfernung eines Seelsorgers . zu verlangen, wenn er sich eines 
Verhaltens schuldig gemacht habe, das sein ferneres Verbleiben in dem kirch- 
lichen Amte als der öffentlichen Ordnung geföhrlich erscheinen lasse. Allein 
die Geistlichen unterstehen im Betreff von Handlungen, wider welche die Straf- 
gesetze des Staates gerichtet sind, dem weltlichen Gerichte, und das öster- 
reichische Strafgesetzbuch ist ja nicht so unvollständig, dass in demselben 
wider Jemanden, welcher durch sein Benehmen der öffentlichen Ordnung Ge- 
fahr brächte, keine Bestimmung könnte gefunden werden. Scheint es also der 
politischen Behörde, dass irgend ein Pfarrer durch sein Benehmen die öffent- 
liche Ordnung gefährde, so steht es ihr frei, zu veranstalten, dass er vor das 
Strafgericht gestellt werde. || Diese Maassregelung wird auch auf alle zeitweilig 
angestellten Geistlichen ausgedehnt und zwar mit Einschluss der Httlfspriester, 
bei welchen das angedrohte Einschreiten keine andere Folge hätte, als dass 
der Pfarrer sich derselben bei den vom Staate ihm anvertrauten Verrichtungen 
nicht mehr bedienen könnte. Uebrigens hängt die Versetzung zeitweilig an- 
gestellter Geistlicher von dem Ermessen des Bischofs ab, und wenn Schwierig- 
keiten entstehen, welche auf die seelsorgerliche Thätigkeit des Priesters störend 
einwirken, so kann dies ein Grund sein, denselben anderswo zu verwenden. 
Doch einer rechtmässig erworbenen Pfründe darf kein Geistlicher ohne das 
durch das Kirchenrecht vorgeschriebene Verfahren entsetzt werden. Die Gegen- 
seite erhebt, so oft es ihr zweckdienlich scheint, einen Jammerschrei über die 
Willkür, unter deren tyrannischem Joche die niedere Geistlichkeit schmachte. 
Die halbamtliche Begründung des Antrages findet das Vorgehen der Bischöfe 
vielmehr zu gelinde. Allein die Regierung Seiner Majestät kann den Vor- 
stehern der Kirche doch nicht zumuthcn, die wider sie geschleuderten Ver- 
leumdungen wahrzumachen, indem sie ohne hinreichenden Grund ein Urtheil 
der Absetzung aussprechen! Der Heiland, dessen Diener wir sind, hat selbst 
und durch seine Apostel die Pflichten gegen die bürgerliche Obrigkeit deutlich 
verkündet. Wir wissen sehr wohl, dass der Seelsorger auch in dieser Hin- 
sicht der christlichen Gemeinde durch Wort und Beispiel vorleuchten solle und 
in aufgeregten Zeiten doppelt verpflichtet sei, nicht zur Gefährdung, sondern 
zur Sicherung der öffentlichen Ordnung beizutragen. Allein zu solcher Zeit 
ist es nicht immer leicht, jeder ungerechten Verdächtigung auszuweichen. Wir 
werden, wenn solche Fälle vorkommen. Eines und das Andere in die gewissen- 
hafteste Erwägung ziehen. |' Wenn ein Katholik die Kirche verlässt, um zu 
anderen Religionsgesellschaften überzugehen, so hat er zwar aus der Gemein- 
schaft der Gläubigen sich bereits selbst ausgeschlossen; doch kann es vorzüg- 
lich bei einem Priester nothwendig sein, dem Aergernisse dadurch ein Gegen- 
gewicht zu geben, dass der Bann über ihn verhängt und so die Verwerflich- 
keit seiner Handlung der christlichen Gemeinde vor Augen gestellt wird. In 
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Folge eines von dem Hanse der Abgeordneten beschlossenen Zusatzes soll aber ^^^^ 
nach § 18 von der kirchlichen Amtsgewalt nnr gegen Angehörige der Kirche OMterrvieik 
Gebrauch gemacht werden. Der Zweck ist offenbar, zu verhindern; dass wider *^-''*"^*^*- 
Katholiken, die ihrer Kirche untreu geworden, der Bann ausgesprochen werde. 
Allein dadurch, dass man erklärt, eine rechtmässig übernommene Verbindlich- 
keit nicht erfüllen zu wollen, ist man von derselben nicht befreit Dies in 
Abrede stellen, hiesse so viel, als das Vertragsrecht leugnen und die Bande 
der Gesellschaft lösen. Die Staatsgewalt mag erklären, dass sie die Pflichten, 
die man durch den Eintritt in die Kirche und den Empfang der Weihen fiber- 
nehme, als blosse Gewissenspflichten betrachte, in deren Beurtheilung sie sich 
nicht mische; aber dass dadurch gar keine Verbindlichkeit begründet werde^ 
kann sie nicht behaupten. Selbst wenn man den Katholiken nichts als eine 
nothdürftige Duldung gewährt, muss man ihnen doch das Recht zugestehen, 
von der Wahrheit ihrer Beligion überzeugt zu sein und daher den Abfall von 
derselben als eine verwerfliche Handlung anzusehen. Diese Ueberzeugung durch 
einen Spruch zu bethätigen, der im Staate nicht die mindesten Folgen hervor- 
bringt, sollte selbst von protestantischen Regierungen ohne Anstand gestattet 
werden: wie kann die Regierung eines Landes, dessen Herrscherhaus sammt 
einer so grossen Mehrzahl des Volkes katholisch ist, dawider ein Verbot er- 
lassen! H lieber die Heranbildung der Candidaten des geistlichen Standes wird 
zwar auf ein später zu erlassendes Gesetz verwiesen: bei der Wichtigkeit der 
Angelegenheit finden aber die Unterzeichneten sich dennoch bestimmt, darüber 
einige Bemerkungen zu machen. Wenn irgend etwas, so gehört doch die 
Heranbildung der Priester und geistlichen Führer der christlichen Gemeinde 
zu den innersten Angelegenheiten der Kirche. Wenn die Staatsgewalt wünscht, 
der Priester möge die erforderliche Bildung besitzen, so sind die Bischöfe mit 
ihr vollkommen einverstanden und haben sich deshalb in den Versammlungen 
von 1849 und 1856 bereit erklärt, in die theologischen Studien nur solche 
aufzunehmen, welche das Gjrmnasium mit hinreichendem Erfolge zurückgelegt 
haben. Doch für die Einrichtung der theologischen Studien muss stets die 
Natur und der Zweck derselben entscheidend bleiben. Das Christenthum be- 
ruht auf der göttlichen Offenbarung. Die Offenbarung ist unnütz, wenn man 
über den wahren Sinn derselben keine Gewissheit hat; die Ueberzeugung, dass 
der Geist Gottes die Kirche bei Auslegung der ihr anvertrauten Offenbarung 
vor jedem Irrthum bewahre, wurde daher im ersten Jahrhunderte wie im neun- 
zehnten als die unerschütterliche Grundfeste des Christenthums anerkannt Der 
Lehrer der Theologie würde somit seiner Aufgabe ungetreu, wenn er von der 
durch die Kirclie bezeugten Wahrheit abwiche. Der menschlichen Vernunft 
ist bei Entwickelung, Gliederung und Begründung der Kirchenlehre ein weiter 
Spielraum aufgethan, und die Hülfswissenschaften der Theologie sind so reich 
und ausgedehnt, dass der fleissigste Gelehrte sie nicht zu bewältigen vermag. 
Doch es gibt eine Partei, welche von der wissenschaftlichen Theologie verlangt, 
dass sie eine unkirchliche sei, und dieser dürfen die Bischöfe auf den Unter- 
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5r. «102 ji^jjj^ derer, welche sie zu Priestern des neuen Bundes weihen werden, nicht 

(M5). 

ocrtarreieii. den gerin^ten Einfluss gestatten, jj Ueberdies gebietet die Wichtigkeit des Be- 
20.ittwi874.j^fßg^ für welchen die Hörer der Theologie vorbereitet werden, dass man die- 
selben zu getreuer Benutzung ihrer Studienzeit anleite. Fast alle treten nach 
Empfang der Weihen sogleich in die Seelsorge und sind daher sogleich be- 
rufen, das Sacrament der Busse zu verwalten, das Wort Gottes zu verktüiden, 
den Sterbenden beizustehen. Sie müssen also die Kenntnisse, deren man dazu 
bedarf, schon mitbringen-, folglich ist es unerlässlich, den Unterricht so zu 
ordnen, dass im Laufe der vier Jahre alles für den Priester und Seelsorger 
Unentbehrliche vollständig vorgetragen werde; es ist unerlässlich, sich durch 
Prüfungen von dem Fortgange der Studirenden zu überzeugen. Die Umrisse 
der theologischen Wissenschaft können und sollen so dargelegt werden, dass 
sie den Empfänglicheren zu tieferem Eingehen anregen; mehr aber als eine 
Vorschule der Wissenschaft kann keine Facultät für ihre Hörer sein. Zudem 
sind für den Beruf des Priesters die entsprechenden Kenntnisse zwar noth- 
wendig, aber nicht hinreichend: es muss die Kraft und Reinheit der Gesinnung 
hinzukommen, durch welche die Kenntnisse für den, der sie besitzt, und die 
Gläubigen, die er zu Gott leiten soll, fruchtbringend werden. Die Einrichtung 
der theologischen Lehr- und Bildungsanstalten ist hierauf berechnet Dass sie 
ihrem Zwecke nicht entfremdet werden, ist für die Kirche eine Lebensfrage, 
und die Unterzeichneten werden die Sache stets als eine Lebensfrage behan- 
deln. Q Wir beabsichtigen keineswegs, in alle Einzelheiten des Entwurfes ein- 
zugehen: es ist die Wahrung der leitenden Grundsätze, welche wir vor Allem im 
Auge haben. Doch können die Festsetzungen, die er in Betreff des Patronates 
und des kirchlichen Vermögensrechtes enthält, mit völligem Stillschweigen nicht 
übergangen werden. || Das Kirchengesetz unterscheidet folgerichtig zwischen 
dem Patronate über ein Gotteshaus und dem einer Pfründe; doch am tiefisten 
greift das letztere in das kirchliche Leben ein, weil es das Recht mit sich 
bringt, dem Bischöfe einen Priester zu präsentiren, welcher, wenn die Pfründe 
eine Pfarre ist, vielleicht die Seelsorge von mehreren Tausenden zu leiten hat 
Den katholischen Gemeinden ihre Seelsorger zu geben, liegt aber offenbar 
ausser dem Gebiete der Staatsgewalt; mithin ist das Patronat ein von der 
Kirche verliehenes Recht und muss darum nach den Kirchengesetzen beurtheilt 
werden. Dagegen lag für den Staat ein dringender Anlass vor, sich mit den 
Verbindlichkeiten der Patrone zu beschäftigen. Die Entstehung der dinglichen, 
d. h. der an dem Grundbesitze haftenden Patronate, reicht sehr weit zurück. 
Die Grundherren nahmen hinsichtlich der Gotteshäuser und der Anstellung der 
Seelsorger Rechte in Anspruch, von welchen sie behaupteten, dass sie mit ihrem 
Güterbesitze verbunden seien. Als ihre Forderungen eine kirchenrechtliche 
Grundlage erhielten, so ergab es sich wie von selbst, dass auch die von dem 
Patrone zu tragenden Lasten als an dem Grundbesitze haftend betrachtet 
wurden. Dass die Inhaber dinglicher Patronate sich ihren Verpflichtungen 
nicht entzogen, war für die Seelsorge und die Pfarrgemeinde von Wichtigkeit, 
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und sobald die landesfürstliche Gewalt wieder erstarkte, wurden die dem Pa- ^'-^^^ 

(865)* 

trone als Rechtsverbindlichkeit obliegenden Leistungen durch Verordnungen oe«t«rroich. 
festgesetzt Aus dem Gesagten erhellt, inwiefern die Bischöfe der Staatsgewalt 20.ittniB74. 
ein selbständiges Yerfügungsrecht in Patronatssachen zugestehen können. Ins- 
besondere muss daran festgehalten werden^ dass der Bischof die Pfründen seines . 
Sprengeis frei zu verleihen hat, insoweit er dabei nicht durch ein rechtmässig 
erworbenes Patronatsrecht beschränkt wird. || Das Eirchengut soll nach den 
Kirchengesetzen verwaltet werden. So will es die Gerechtigkeit, so will es die 
mit dem heiligen Stuhle geschlossene Vereinbarung, so will es die der Kirche 
zugesicherte Selbständigkeit in Verwaltung ihrer inneren Angelegenheiten. Dass 
dadurch der Staat an dem für ihn wünschenswerthen Einflüsse nichts verliert, 
hat die Erfahrung von achtzehn Jahren hinlänglich bewiesen, und alles, was 
in dieser Beziehung dem Staate und nicht blos den Kirchenstürmem zum Vor- 
theile gereicht, kann inner dem Rahmen des Kirchenrechtes ohne Schwierig- 
keit erreicht werden. So schreibt § 54 nach der neuesten Fassung der Staats- 
gewalt das Becht zu: wenn sich mit Sicherheit annehmen lasse, dass ein kirch- 
liches Vermögen zu seinem Zwecke nicht vollständig benöthigt werde, das 
Ueberflüssige anderen kirchlichen Zwecken zuzuwenden. Das Recht wird da- 
durch in Anspruch genommen^ dass man statt: „im Einvernehmen mit dem be- 
theiligten Ordinariate^' gesetzt hat: „nach Einvernehmung des betheiligten Or- 
dinariates'^ Kann die Staatsgewalt, nachdem sie den Bischof gehört hat, jedes 
kirchliche Einkommen, das sie für überflüssig hält, jedem Zwecke widmen, der 
kirchlich ist oder von ihr für kirchlich erklärt wird, so ist der Willkür ein 
weiter Spielraum geöffnet Ganz im Einklänge mit Billigkeit und Zweck- 
mässigkeit verfügt das Kirchengesetz: eine Verminderung kirchlicher Einkünfte 
könne nur aus dringenden Gründen durch die rechtmässige kirchliche Obrig- 
keit vorgenommen werden. Ist aber das Vorhandensein des üeberflüssigen so 
unbestreitbar, wie § 54 voraussetzt, und stehen dem die Bedingungen der Stiftung 
nicht im Wege, so wird es wohl nicht schwer sein, in der durch das Kirchen- 
gesetz vorgezeichneten Weise zu erwirken, dass darüber zu Gunsten eines an- 
deren, der Unterstützung bedürftigen kirchlichen Zweckes verfügt werde. || Durch 
die Investitur erwirbt der mit dem Beneficium Beliehene das Recht, die Ein- 
künfte desselben zu beziehen. Da in Oesterreich die Einkünfte der ledig 
stehenden Beneficien dem Religionsfonds gehören, so geht von der Verwaltung 
desselben die Uebergabe aus. Ist der Landesfürst oder der Religionsfonds 
Patron, so vertritt dabei die Staatsbehörde auch den Patron. Was die Re- 
gierungsvorlage § 7 über die Einführung in den Pfründenbesitz vorschrieb, 
entsprach dem zu Recht Bestehenden; doch das Haus der Abgeordneten hat 
Aenderungen vorgenommen, die eine Erklärung nothwendig machen. Der kirch- 
liche Obere verleiht, wie das Kirchenamt, so auch die mit demselben verbun- 
denen Rechte in Betreff des Kirchengutes. Die Förmlichkeiten, mit welchen 
die Einführung in den Pfründenbesitz vollzogen wird, lassen gar manche 
Verschiedenheit zu; nur dürfen sie nichts enthalten, wodurch der Schein 



iiaHme desEen, was sich auf die Ziistimmung d 
liat ganz das Ansehen, als. wollte man dem Ob< 
keinen Einfluss auf Oesterreichs kirchliche Ar 
läge aber eine Leugnung der Kircheiiverfassu 
auf göttlicher Kinsetzung heruht. j; Das durch 
Lältnias wurde mit der sorgfältigsten Scbonung 
Rechte festgesetzt. Wenn man die Verändcrui 
fuhren soll, genauer ins Auge fasst, so zeigt ; 
entweder gar keinen redenswerthen Vortheil 
schaffen, der sich nicht auch im Einklänge in 
hfttte erzielen lassen. Aber selbst das miude 
weil es, wie man glauben muss, von einem Gi 
der Untergang der Kirche würc. Und nicht di 
heit verlöre alles Hohe und Heilige, wenn übe 
seUc nichts Höheres stände. |[ Die Unterzeichnet 
aber die nu das Herrenhaus noch nicht gclanj 
Beinerhungou heizufOgen. || Solange der Keligionsl 
lieh als Kircheiigut anerkannt bleibt, erachten (i 
und sich selbst verpflichtet, zu demfielben Beitrag 
von der Gewalt, die den Keligionsfonds aus e 
schnf, eigenmächtig festgesetzt worden; doch i 
Eigenschaft des Fonds sehen sie in denselben 
kirchliche Zwecke. Nach dem Ansätze, in weU 
streitet, iat sie sehr massig, und die Bischöfe v 
Erhöhung derselben bereitwillig die Hand geböte 
haho« 4'" '"-rantwortliehkeit, welche der Besit 
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äquivalenty dem die weltlichen Fideicommisse nicht unterliegen. Wenn non die ^'* ^^^ 
Staatsgewalt sich noch das Recht beilegt; die kirchlichen Einkünfte nach eige- o^un^eh. 
nem Ermessen zu besteuern und damit kirchliche Zwecke nach eigener Wahl ^•*^*"^®'^* 
zu betheiligeu; wie kann dann noch von einer Anerkennung des kirchlichen 
Eigenthumsrechtes die Rede sein? Wir kommen dann mitten in die Zeit zurück, 
wo Joseph H.; fortgerissen von einer Strömung, über deren Ziele man durch 
die Erfahrung noch nicht belehrt war, den Landesfürsten für berechtigt hielt, 
über die kirchlichen Anstalten und Güter nach Gutdünken zu verfügen. Den- 
noch spricht der Motivenbericht von der Autonomie der Kirche. || P^s Gesetz 
über die äusseren Rechtsverhältnisse der klösterlichen Genossenschaften*) trägt 
in besonderer Weise das Siegel des Misstrauens, der Willkür und der Härte 
an der Stirn. Es tritt dieses zu grell hervor, um ein anderes Urtheil übrig 
zu lassen. Die staatliche Genehmigung kann nach § 8 n. 1 einer klösterlichen 
Genossenschaft entzogen werden, wenn Mitglieder derselben sich wiederholt 
eines solchen Verhaltens schuldig machen, wodurch die öffentliche Ordnung 
gefährdet wird. Was zwei- bis dreimal geschieht, ist wiederholt geschehen. 
Dann erhellt aus § 8 des Gesetzentwurfes über die Rechtsverhältnisse der 
katholischen Kirche, dass man sich vorbehält, auch solche Handlungen von 
Geistlichen, welche dem Strafgesetze unerreichbar sind, als die öffentliche Ord- 
nung gefährdend zu bestrafen. Wenn also im Laufe von Jahren zwei bis 
drei Mitglieder einer klösterlichen Genossenschaft der politischen Behörde 
Anlass zum Missfallen geben, so ist dies ein vollgiltiger Grund zur Auf- 
hebung des Ordenshauses. Noch weiteren Spielraum gewährt aber § 7 der 
Willkür und den Wühlerkünsten; er lautet nämlich: „Die staatliche Ge- 
nehmigung kann klösterlichen Genossenschaften entzogen werden, wenn Um- 
stände eintreten, unter welchen die Errichtung derselben nicht gestattet 
werden könnte.^^ Jener Liberalismus, zu dessen Glaubenssätzen es gehört, jeden 
Jesuiten für einen Feind des Staates und der Bildung zu halten, hat in der 
letzten Zeit die Larve vollkommen abgenommen. Im vorigen Jahre berichtete 
der Präfect von Pruntrut an die Regierung von Bern: Die Ursulinerinnen seien 
eben so schlecht und gefährlich wie die Jesuiten. Die Ursulinerinnen halten 
nämlich an der katholischen Lehre fest; sie leiten die weibliche Jugend zu 
Glauben und Sittsamkeit an, und in ihren Statuten finden sich die allen Ordens- 
regeln gemeinsamen Bestimmungen. Wenn nun die Gesinnungsgenossen jenes 
bemischen Beamten in Oesterreich einen Einfluss gewännen, bei dessen Ob- 
walten die Regierung Seiner Majestät es nicht für gerathen hielte, die Ge- 
nehmigung zu Errichtung einer klösterlichen Genossenschaft zu ertheilen, so 
wäre dies für sie ein gesetzlicher Grund, alle bestehenden Orden aufzuheben^ 
weil sie keinem derselben, wenn er jetzt erst sollte gegründet werden, hierzu 



*) Dies Gesetz, welches im Winter 1877 mit wesentlichen Aenderungen von 
beiden Häusern des Reichsrathes angenommen wurtfe, erhielt nicht die kaiserl. Sanction. 

[Anmerk. d. Herausg.] 
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Kr. 6102 ^iq Genehmigung ertheilen würde. Und wiewohl das Gesetz den persönlichen 
OMierreieh. Ansichten und den Einflüssen des Augenblickes einen beinahe schrankenlosen 
20.iurai874. 3^j.g[(»)j eröffnet; soll doch der jeweilige Cultusminister das Recht haben, mit 
Zustimmung der Minister des Innern und der Justiz jede klösterliche Genossen- 
schaft aufzuheben. Sein Machtwort sammt Gründen , wie die oben erw&hnten, 
soll hinreichen, um ein tausendjähriges Ordenshaus von der Erde yerschwinden 
zu machen und dessen Güter einzuziehen! || Die harten und willkürlichen, in 
dem Gesetzentwurf enthaltenen Bestimmungen treffen das Ordensleben um so 
schwerer, da man seit zwei Jahren in Oesterreich für jede nach einer Ordens- 
regel lebende Gesanmitheit, wie für jedes irgendwie organisirtc Zusammenleben, 
die Staatsgenehmigung fordert Corporationsrechte kann eine geistliche wie 
jede andere Genossenschaft nur von der Staatsgewalt erhalten. Wenn aber 
eine Anzahl Staatsbürger nach einer Ordensregel lebt, ohne von dem Staate 
etwas Anderes anzusprechen als was Jedem als Einzelnem gebührt, so bedienen 
sie sich nur der ihnen als Menschen zukommenden Freiheit. In Frankreich 
entstand auf diese Weise eine grosse Menge klösterlicher Genossenschaften, 
und bei allem Wechsel der Regierungsformen wurden sie von der Staatsgewalt 
niemals beirrt, weil diese sich niemals von ihnen beirrt fühlte. |j Die Partei, 
welche der Staatsgewalt, wenn sie ihr dient, als der höchsten huldigt, wünscht 
ihr Werk durch Einführung der obligatorischen Givilehe zu krönen, und die 
Vorbereitungen, welche sie in jüngster Zeit dazu gemacht hat, gehören der 
Oeffentlichkeit an, weil von den Arbeiten des damit beschäftigten Subcomit6 
in allen Blättern zu lesen war. Dadurch finden wir uns veranlasst, auf Dinge 
hinzudeuten, welche zu wissen nicht schwer ist, die aber absichtlich in Schatten 
gestellt werden. Am 20. Sept 1792 führte man in Frankreich die Civilehe 
ein; am nächsten Tage wurde das Eönigthum abgeschafft, im nächsten Jahre 
König und Königin enthauptet und der christliche Gottesdienst bei Todesstrafe 
verboten. Dem Blutvergicssen ward im Juli 1794 ein Ziel gesetzt; von dem 
Hasse gegen Kirche und Christenthum waren auch die Schritte des Directoriums 
geleitet. Eine solche Zeit blieb nicht ohne nachhaltige Rückwirkung, und noch 
ein Yierteljahrhundert, nachdem das Concordat die französische Kirche aus 
ihren Trümmern aufgerichtet hatte, war zu Paris die Zahl der Ungetauften 
sehr bedeutend. || Napoleons Gesetzbuch behielt die von der Republik über- 
kommene Civilehe bei; doch man erkannte mehr und mehr, wie zersetzend die 
Auflöslichkeit der Ehe auf die Familie wirke. Napoleon fiel und hob für 
hundert Tage sich wieder. Sobald aber Ludwig XVIII. seinen Thron befestigt 
sah, nahm er die Ehefrage ernstlich in Angriff. Man hielt so vielen Unge- 
tauften gegenüber es für unmöglich, die kirchliche Ehe einzuführen. Aber die 
Ehetrennung ward abgeschafft, natürlich für Protestanten und Juden, wie für 
Katholiken; denn in dem Absehen von der Religion besteht ja das Eigcnthüm- 
liche der Civilehe. In Ludwig Philipps ersten Zeiten ward ein Versuch ge- 
macht, die Auflöslichkeit des Ehebandes zu erwirken; aber die Pairskammer 
stimmte gegen den Antrag, und die Regierung liess die Sache fallen. Auch 
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von der Arbeiterrepnblik wurden die Wortführer der Anflöslichkeit abgewiesen. ^'- ^^^ 
Seitdem gaben sie zu einer amtlichen Verhandlung nicht wieder AnlasS; nnd oertemieh. 
sogar Schriftsteller wie Dumas der Jüngere schämen sich, die Anflöslichkeit 20>^*»i8'*- 
der Ehe zn vertheidigen, sondern erkl&ren die Unanflöslichkeit für ein Be- 
dflrfioiss der Gesellschaft nnd erkennen das Wünschenswerthe der kirchlichen, 
dnrch Gewissen nnd Sacrament geheiligten Ehe. Bei uns ist es aber einzig 
und allein die Anflöslichkeit des Ehebandes, nm deren willen der Ruf nach 
obligatorischer Civilehe erschallt; man muthet der Gesetzgebung zu, in Ehe- 
sachen bei der Jacobinermütze in die Lehre zu gehen. Wenn nun Oesterreich 
diesen Irrweg in einer Zeit beschritte, zu welcher Frankreich schon längst 
bedauert, ihn jemals betreten zu haben, so wäre dies eine Versündigung an 
der Familie, an der öffentlichen Sittlichkeit und an der Lebenskraft des Reiches; 
es wäre ein Gegenstand der Trauer für seine besten, treuesten Kinder. Neben- 
bei würde es als verunglückte Nachahmung in der Fremde ein mitleidiges oder 
höhnisches Lächeln erwecken. Gott wird Oesterreich davor bewahren. I| Gerade 
die wesentlichen, von ihrer Sendung unzertrennlichen Rechte der Kirche sind 
solche, die der Staat ihr nicht zu geben braucht und nicht zu geben vermag; 
sie verlangt von ihm nur die Anerkennung derselben und hat sie in Oester- 
reich durch das Concordat erhalten. Im Jahre 1868 ist hierin eine tiefein- 
greifende Aenderung vorgegangen; denn das Staatsgesetz trat mit hochwichtigen 
Bestimmungen des Concordates in Widerstreit. Wird nun auch den übrigen 
Theilen desselben der Schutz des bürgerlichen Gesetzes entzogen, so sind die 
österreichischen Bischöfe um so mehr verpflichtet, für die Anerkennung jener 
heiligen, unveräusserlichen Rechte ihre Stimme zu erheben, und in vieler Be- 
ziehung können sie sich dafür selbst auf ein Staatsgesetz berufen, an dessen 
Aufhebung bis jetzt Niemand denkt, nämlich auf den schon erwähnten fünf- 
zehnten Artikel der Grundrechte. Die vorliegenden Gesetzentwürfe sind aber 
nicht geeignet, einem so gerechten Verlangen Genüge zu leisten. || Die Unter- 
zeichneten hoffen, klar gemacht zu haben, dass es ihnen unmöglich sei, dem 
Staate in einem anderen als seinem eigenen Bereiche die oberste Gewalt zuzu- 
erkennen. Wir wiederholen aber, dass wir die auf einen heiligen Vertrag ge- 
gründete Forderung der Gerechtigkeit nicht als erloschen ansehen, und in der 
Hoffiiung, dass die Wahrheit sich Raum machen werde, sind wir bereit, den 
Anforderungen, welche die Staatsgewalt in dem Gesetzentwurfe über die äusseren 
Rechtsverhältnisse der katholischen Kirche an uns stellt, in so weit zu ent- 
sprechen, als sie mit dem Concordate der Sache nach im Einklänge stehen. 
Einer Zumuthung, deren Erfüllung das Heil der Kirche geföhrden würde, 
dürfen und werden wir uns niemals fügen. 

Wi,en, am 20. März 1874. 

f Friedrich Cardinal Schwarzenberg m. p., Fürst-Erzbischof von Prag, f Joseph 
Othmar Card. Rauscher m. p., Fürst-Erzbischof von Wien, f Maximilian Card. 
Tamoczy m. p., Fürst-Erzbischof von Salzburg, f Friedrich Landgraf Fürsten- 
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Vi. oioa berg m, p., Fürst-Erzbiscbof von Olmlltz. -i" Gregor Szymouowicz m. p., En- 
Mitamicii. bischof von Lemborg (ritas Arm.) ■[■ Franz Xaver Wicrzchleyski m. i>,, Era- 
wjuni8:4.},|g(.hof von Lemberg (ritua Lat.) t Peter Dominik * Manpas m. p., Erzbiachof 
von Zara. | Josepb Sembratowicz m. p., njth. Erzbischof von Lemberg und 
Metropolit von Halicz. ^ Heinrieb Förster m. p., FUrgt-Bischof von Breslau. 
f Carl Hanl, BiEchof von Eüniggrätz, vertreten durch Johann Valerian Jirsik, 
Bischof von Badweis. t Bartholomäus Legat, Bischof von Triest-CapodiBtri«, 
vertreten durch Georg Dobrila, BiBchof von Parenzo-Pola. f Johann Valerian 
Jirsik m. p., Bischof von Budweis. j; Franz Joseph Bndigier m. p., Bischof 
von Linz. -}- Joseph Alois Pukalski m. p., Bischof von Tamow. f Vincenc 
Gasser m. p., FQrst-Bischof von Brixen. f Harens Calogcra m. p., Biachof 
von Spalato and Macarska. -{- Valentin Wiery m. p^ FQrst-Bischof von Ourk. 
f Georg Dobrila m. p., Bischof von Parenzo-Pola. -}- Jakob Max Stepischitegg 
m. p., Farst-Biscbof von Lavant t Joann Zaffron m. p., Bischof von Ri^nsa. 
I Dominik Mayer m. p., Bischof i. p. und apost Vicar der k. k. Heere. 
-{- AJiton Galecki m. p., Bischof von Amatbns und apost. Vicar von Erakan. 
-j-Augostin Paulus Wahala m. p., Bischof von Loitmeritz. -(- Johannes Zwerger 
m. p., FQrst-Bischof von Seckan. -f- Carl Ndttig m. p., Bischof von BrOnn. 
f Georg Dubocovicb, Bischof von Lesiua, vertreten durch Peter Dominik 
Maupas, Erzbischof von Zara. -[■ Georg Marchich, Bischof von Cattaro, ver- 
treten durch Peter Dominik Maupas, Erzbischof von Zara. f Johann &tttpnleki 
m. p., ruthen. Bischof von Przemysl. f Matthäus Joseph Binder m. p., Biichof 
von St. Polten. ■[ Benedict von Riccabona, Fürst-Bischof von Trient, vertreten 
durch Johann Hallcr, Provicar. -J- Johann Joseph Vitezicb, Bischof von Veglia, 
vertreten durch Franz Ferrettich, Domcapit. f Mathias Hirechler, Bischof von 
Przemysl (ritns lat], vertreten durch Joseph Hoppe, Dompropst. 



Nr. 6103. (366.) 

SCHWEIZ. BundesrathsbeschlusE Über den Rekurs von Katholiken 

des Berner Jura gegen die Verordnung der Berner Regierung Tom 

6. December 1873. [Nr. 6087 {350jj. — Abweisung des RekuTBes. 

Hi.cioe. Herr Folietäte, Advokat in Pruntmt, und 13 andere Grossräthe aus dem 

8«fcwrii, l'cmischen Jura rekarrirten gegen die Verordnung des Regierungsrathes des 
i«.iiirei874. Kantons Bern vom 6. Decembrr 1P73, betreffend den Gottesdienst in den ka- 
tholischen Gemeinden des Jura. Unterm 26. März 1874 fasstcn wir uchbe* 
zllglich folgende Schlussnahme : 

Der schweizerische Bnndesrath 
hat 
auf die Beschwerde von Herrn Advokat FolletSte in Pruntmt und drei- 
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zehn andern Mitgliedern des bemischen Grossen Rathes ans dem neaen Kantons- ^^' ^^^ 

(SW). 

theil, betreffend Verfassnngsverletzang; || nachdem sich ans den Akten im schweii. 
Wesentlichen Folgendes ergeben: || I. Unterm 6. December 1873 erliess der^^-^*'*^**'* 
Regiemngsrath des Kantons Bern folgende Verordnung^ betreffend den Gottes- 
dienst in den katholischen Gemeinden des nenen Kantonstheils || [S. Nr. 6087 
(350)], j; Bei Erlass dieser Verordnung stützte sich die Regierung von Bern auf 
den Art. 44 der Bundesverfassung, ferner auf die §§ 39, 40 und 80, zweites 
Lemma^ der Kantonsverfassung, sowie auf den Beschluss des Grossen Rathes 
vom 1. März 1858, und zog dabei in Betracht: || 1) dass zur Zeit im neuen 
Kantonsthell nur diejenigen Geistlichen zu einem öffentlichen, beziehungsweise 
staatlich anerkannten katholischen Kultus berechtigt seien, welche auf Grund- 
lage der Verordnung vom 6. October 1873 von der Regierung ernannt und in 
ihr Amt eingesetzt oder wenigstens mit staatlicher Ermächtigung zur Ausübung 
eines solchen öffentlichen Gottesdienstes befugt erklärt worden seien; || 2) dass 
allen andern, nicht staatlich anerkannten katholischen Geistlichen, namentlich 
den durch gerichtliches Urtheil vom 1&. September 1873 von ihren Stellen 
abberufenen Pfarrern, sowie denjenigen, welche seiner Zeit den Protest vom 
Februar 1873 unterzeichnet und bis jetzt nicht zurückgezogen haben, nur die 
Ausübung eines Privatgottesdienstes innert den Schranken der Staatsverfassung 
(§ 80, Lemma 2) erlaubt sei; || 3) dass nun aber diese hievor bezeichneten 
Geistlichen erwiesenermaassen vielfach die ihnen verfassungsgemäss angewiesenen 
Grenzen des Privatgottesdienstes überschreiten und durch ihre Handlungen die 
öffentliche Ruhe und Ordnung sowie den konfessionellen Frieden in hohem 
Maasse stören; jj 4) dass es unter diesen Umständen geboten erscheine, die in 
Ueberschreitung jener Grenze begangenen Handlungen zu ahnden; || 5) dass 
diese Verordnung nach Inhalt und Zweck als eine Maassregel zur Vollziehung 
einerseits des obergerichtlichen Abberufungsurtheils, anderseits der früher er- 
lassenen Verordnung vom 6. October 1873, überdies als eine zu Handhabung 
der gesetzlichen und öffentlic]ien Ordnung erforderliche Vorkehr anzusehen sei. 
II IL Gegen diese Verordnung reichten die Eingangs genannten Rekurrenten 
dem Bundesrathe eine vom 18. December 1873 datirte Beschwerde ein, welche 
im Wesentlichen dahin geht: || die rekurrirte Ordonnanz sei ein verfassungs- 
widriger Akt und stehe mit den vom Bundesrathe in seinem Beschlüsse vom 
15. November 1873 aufgestellten Principien im Widerspruche. Dieser Be- 
schluss sichere der katholischen Bevölkerung des bemischen Jura namentlich 
das Recht zu, innerhalb der Schranken der öffentlichen Ordnung und Ruhe 
einen Privatgottesdienst zu feiern. Dieses Recht werde aber durch die frag- 
liche Verordnung illusorisch gemacht, besonders durch diejenigen Bestimmungen, 
welche den abberufenen Pfarrern verbieten, geistliche Verrichtungen irgend 
welcher Art in den unter staatlicher Oberaufsicht stehenden und einer öffent- 
lichen Zweckbestimmung dienenden Gebäulichkeiten und Lokalitäten auszuüben. 
Diese Verordnung steht femer im Widerspruche mit dem Art. 44 der Bundes- 
verfassung^ welcher der römisch-katholischen Konfession freie Kultusausübung 



vember 1873 im Widerspruche, — und da 
heben; || 2. die Regierung von Bern anwei; 
ihren Priestern diejenigen Pfarrkirchen, in 
nannten Pfarrer fungiren, zum freien Gebra 
Bondesrath erklären, dass der den römisch 
g»ratttirte PrivatpAtesdienst in sich hegreife 
mit den von ihrer Religion vorgeschriebüni 
Assistenz ihrer Priester im Ornate und mit 
erdigen; || b. das Recht, in den Pfarrgcmcini 
KOBsionen unter Assistenz ihrer Priester im 
giemtig des Eantons Bern trug in ihrer AH' 
AbweisoDg der Rekurrenten an und macht« 
torerat bei dem Grossen Rathe des EanMim 
sollen. Das bemiscbe Volk habe mit ^Tosf 
1874 ein neues Gesetz über die Orgaiiisatioi 
und damit gleichzeitig erklärt, dass es mit 
des kirchlichen Angelegenheiten einvcrstandei 
auch die renitenten GeistUchen und ihre An 
halte unter Anderm aach die Bestimmung, dai 
liehen Kirchgemeinden nur solche Geistliche 
nischen Kirchendienst aufgenommen worden e 
liehen im Jura sei al>er kein einziger in den 
nommOQ worden. Es könne nur den in ge 
geistlichen die Vornahme priesterlicher Hand 
gesetzlich vorgeschriebene Aufnahme in den 
niinn es jedem beliebigen Geis 
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abberufen worden sind oder den Protest vom Februar 1879 nnterzeichnet und ^'* **<^ 
bia jetzt nicht znrflckgezogen haben oder zu öffentlichen geistlichen Funktionen s^^is. 
keine staatliche Ermächtigung haben; U 2) dass sie diesen Priyatgotte8dien8t^-i^Anm4. 
nur insofern beschränkt, als demselben die Benutzung der unter staatlicher 
Oberaufsicht stehenden und einer öffentlichen Zweckbestimmung dienenden Ge- 
bftulichkeiten und Lokalitäten nicht gestattet und den besagten Geistlichen das 
Trag^ des Ornates bei Leichenbegängnissen und Prozessionen auf öffentlicher 
Strasse untersagt wird; P 3) dass der Bundesrath sich gegenüber den Beschwerde- • 
ftthrem bezQglioh der Inanspruchnahme Yon Kirchen und andern, einer öffent- 
lichen Zweckbestimmung dienenden Gebäulichkeiten fOr die Abhaltung ihres 
besonderen Gottesdienstes, in den Erwägungen zu seinem Beschlüsse vom 15. No- 
vember 1873 bereits ausgesprochen hat; || 4) dass in dem Verbot an die in 
Ziffer 1 genannten Priester, auf öffentlicher Strasse den Ornat der staatlich 
anerkannten katholischen Pfarrgeistlichen zu tragen, eine Verletzung der Kultus- 
freiheit, soweit dieselbe durch die Bundesverfassung garantirt ist, nicht gefan- 
den werden kann; \\ 5) dass die Bekurrenten ihre Beschwerde wegen Verletzung 
der Staatsverfassung des Kantons zunächst vor die gesetzgebende Behörde des 
Kantons Bern zu bringen haben, || beschlossen: \\ 1. Der Rekurs von Hm. 
FoUet^te und Genossen ist abgewiesen. || 2. Dieser Beschluss ist der Regierung 
des Kantons Bern und dem Hm. Advokaten Folletdte in Pruntrut fttr sich und 
zubanden der übrigen Rekurrenten mitzutheilen. 
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SCHWEIZ. Bundesrathsbeschluss über den Rekurs von Katholiken 
des Berner Jura gegen das Ausweisungsdecret der Berner Regie- 
rung vom 30. Januar 1874. [S.Nr. 6096. (359)].— Abweisung des Rekurses. 

Die Herren FolletSte und Moschard, Advokaten, handelnd im Namen der Kr. ei04 
Katholiken des bemischen Jura, rekurrirten gegen den Beschluss des Regie- <^^>* 
rungsrathes des Kantons Bern vom 30. Januar 1874, welcher einer Anzahl 26.Mini874. 
katholischer Geistlichen den Aufenthalt in den jurassischen Bezirken unter- 
sagte, — über welche Angelegenheit wir am 26. März 1874 folgende Schluss- 

nahme fassten: 

Der schweizerische Bundesrath 

hat 

über die Rekurse und Protestationen aus dem bemischen Jura gegen den 

BescUiss der Regierung des Kantons Bern vom 30. Januar 1874, betreffend 

VerfassuDgsverletzung; ] auf Grundlage der bei dem Beschlüsse des Bundes- 

rathes vom 15. November 1873 über die Rekurse der Pfarrgeistlichen des 

beraischen Jura bereits bekannt gewordenen Thatsachen, und nachdem sich 
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*■•*'* auE den Akten im Weitem ergeben: |1 I. Am 14. Januar 1874 kamen im 
Sciiinii. Grossen Ratbe des Eontons Bern die jflngsten, von der Regienmg inr Be- 
^'*''"'"*' ruhignng des bernisclien Jnra getroffenen Maassnahmen (Tmppenanfgebote) m 
Vcrhandlurg. ] Der Grosse Rath ertheilte dem bisherigen Vorgehen der Re- 
gierung die GenehmigDng und gab ihr im Fernem die Vollmacht, alle weiteren 
fUr die Oandhabnng der öffentlichen Ordnung und des konfessionellen Friedens 
im Jnra geboteneu Maassnahmen in treffen. {| IL Gestützt aaf diese Vollmacht, 
fasste sodann die Regierung des Kantons Bern nnterm 30. Januar 1874, und 
zwar unter Berufung auf den Art 44 der Bunde sverfassong und auf die §§ S9, 
40 nnd 80, Satz 2 der kantonalen Verfassung, sowie gestOtst auf den § 2 des 
bernischen Gesetzes vom 18. Januar 1874, betreffend die Organisation des Kirchen- 
wesens, folgenden Beschluss J: [S. Nr. G096 (3.'>9)]. d 111. Gegen dieses Dekret erhoben 
bei dem Bundesrathc Beschwerde: ' Herr Advokat C. Follctäte in Pmntrat nnd 
acht andere Mitglieder des bemischen Grossen Rathes, mit Eingabe vom 1. Fe- 
bruar 1874, nnd Herr Advokat Aug. Moschard in Kllnster, ab BevoUmieh' 
tigter einer Anzahl katholischer Geistlichen des bemischen Jnra, mit Eingabe 
d. d. 2. Fcbmar 1874 und verschiedenen Nachschriften. Im üebrigen gingen 
noch weitere Eingaben und Protestationen von katholischen Geistlichen ans 
dem Jura ein. [| Die Rekurrenten bestreiten jede Schuld an den RuhestSnuigen 
nnd machen im allgemeinen geltend, dass der obige Beschloss der Regiernng 
des Kantons Bern im Widerspruche stehe mit dem g 80 der kantonalen nnd 
mit dem Art. 44 der Bundesverfassung, dass ferner durch die im rekurrirten 
Beschlüsse verfügte Wogweisung der betroffenen Geistlichen die §§ 72, 74 nnd 
79 der Kantons- und der Art. 41 der Bundesverfassung verletzt worden seien, 
zumal diese Geistlichen dem vcrfassungsmä.^sigen Richter entzogen werden', 
auch sei die gegen sie ausgesprochene Verbannung eine ungesetzliche Strafe. |. 
Die Petenten stellen daher das Begehren: || 1) es möchte die Regierung des 
Kantons Bern angewiesen werden, die Vollziehung ihres Beschlusses vom 30. Ja- 
nuar 1874 Torlünfig zu sistiren; |] 2) in der Hauptsache: diesen Bescblnss als 
verfassungswidrig aufheben. ]! IV. In ihrer Antwort vom 16. Februar 1874 
brachte die Regieruug des Kantons Bern in erster Linie die Kompetenzfrage 
zur Sprache, indem sie die Ansicht vcrtheidigte, dass nach dem bestehenden 
Bundesrechte bei Ordnungs- und Friedensstörungen in kirciUichen Angelegen- 
heiten der Bund nur in internationalen und interkantonalen Fällen zum Ein- 
schreiten kompetent sei, dass dagegen in Fällen rein kantonaler Art diese 
Kompetenz, kraft der Souvcränctät der Kantone, ausschliesslich diesen letztem 
zustehe. In Fällen dieser Art wikre eine Einmischung der Bnndesbehörden nnr 
dann begrDndct, wenn eine Gefalir für die innere Sicherheit der Eidgenossen- 
schaft vorhanden wäre. Da es sich im vorliegenden Falle aber nur um einen 
Span in einem bernischen Kantonsthcile handle, so haben auch nur die Be- 
hörden dieses Kantons die Streitfrage anszufeclitcn, und sei die reknrrirte Ver- 
fügung innert den Schranken der den bernisclien Behörden zustehenden Kom- 
petenz getroffen worden, {j In mat<'rieller Beziehung stützte die Regiernng ihre 
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Antwort auf einen Bericht der bernischen Elrchendirektion vom 16. Februar ^V.?!^ 

(387). 

1874y worin diese letztere an der Hand der erhobenen Akten einlässlich über sehweii. 
die Ursachen, den Verlauf des jurassischen Kirchenkonfliktes und namentlich ^•^*"^*'*' 
über die bisher vorgekommenen Unordnungen und Excesse im Jura unmittel- 
bar vor £rla8s der' angegriffenen Verfügung sich ausspricht. |i Gestützt auf 
diesen Bericht, spricht sich die Kegierung dahin aus, dass die öffentliche Ruhe 
und Ordnung und der konfessionelle Friede im katholischen Jura seit Monaten 
auf das Aergste gestört und dass die renitenten Geistlichen die alleinigen 
intellektuellen Urheber dieser Störungen seien. Der im Jura bestehende Zu- 
stand sei im Grunde schlimmer, als offener Krieg. Zu dem gleichen Resultate 
gelangte auch der am 12. Januar 1874 als Regierungskommissär in den Jura 
abgeordnete Herr Gh. Kuhn, welcher in seinem Berichte an die Direktion des 
Kirchenwesens vom 3. Februar 1874 erklärt, dass die Wirren im Jura in der 
Aufreizung der Bevölkerung durch die abberufenen Pfarrer ihren Ursprung 
liaben. |l Im Weitem machte die Regierung geltend: In der rokurrirten Schluss- 
nahme sei sie nicht weiter gegangen, als wozu der Art. 44 der Bundesver- 
fassung und der Art. 40 der bemischen Staatsverfassung sie berechtige. Unter 
den in diesen Artikeln zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und 
des Friedens unter den Konfessionen vorbehaltencn „geeigneten Maassnahmen'^ 
oder „erforderlichen Vorkehren'^ seien nicht nur die gewöhnlichen Maassnahmen 
der Präventivpolizei etc. verstanden, sondern wo diese, wie im vorliegenden 
Spezialfälle, nicht ausreichen, auch ausserordentliche, zur Beseitigung eines 
exceptionellen Zustandes geeignete Vorkehren. || Sodann sei von einer 
Beschränkung der freien Kultusausübung keine Rede. Die Bevölkemng werde 
in der freien Ausübung ihres Kultus keineswegs gehindert, und das ganze Ver- 
fahren der Regierung sei allein gegen die Geistlichen im Jura gerichtet, welche 
den staatlichen Gesetzen sich nicht unterwerfen wollen. || In allen anlässlich 
dieses Konfliktes erlassenen Verfügungen sei immer scharf zwischen der Be- 
völkerung des Jura und dem widerspenstigen Klems unterschieden und der 
Bevölkemng stets ihre Kultusrechte gewahrt worden; nur habe man eben nicht 
gestattet, dass renitente Geistliche zur Ausübung der pfarramtlichen oder geist- 
lichen Verrichtungen zugelassen werden. || Die Regiemng gebe die bestimmte 
Zusichemng, dass sie sofort nach Annahme des Dekretes über die definitive 
Eintheilung der katholischen Kirchspiele, die nicht mit Pfarrern versehenen 
Kirchgemeinden in den Fall setzen werde, sich gemäss dem neuen Kirchen- 
gesetze zu constituiren und ihre Pfarrer zu wählen. Hierbei werde jeder ka- 
tholische Geistliche wahlfähig sein, sofern er sich den Bedingungen des Gesetzes 
unterziehe. || Die abbemfenen Geistlichen können angesichts des bundesräth- 
lichen Entscheides vom 15. November 1873 die Ausübung eines öffentlichen 
Kultus nicht für sich ansprechen. Es könne sich also nur fragen, ob sie zu 
einem Privatkultus zugelassen werden müssen. Der Privatkultus sei aber so* 
wohl im Sinne der Bundesverfassung als gemäss den Bestimmungen der kan- 
tonalen Verfassung nur innerhalb der Schranken der öffentlichen Ordnung ge- 
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Hr. 6104 stattet (Ullmer Bd. I. Nr. 175, Entscheid des Bundesrathes im Rekurse des 
sdiweiz. Priesters Giuella gegen die Regierung von Tessin.)! Wo^aber der Privatgottes- 
^•^""^®^*' dienst, wie im Spezialfälle, erwiesenermaassen zur Störung der öffentlichen Ord- 
nung und des öffentlichen Friedens führe, da sei die Regierung sowohl an der 
Hand der Verfassung als des kantonalen Kirchengesetzes zur Unterdrflcknng 
desselben, resp. zu den geeigneten Maassnahmen gegen die Urheber dieser 
Störung berechtigt und verpflichtet. || Aus dem Beschlüsse des Bnndesratlies 
vom 15. November 1873 folge nicht die Berechtigung zur unbedingten Aus- 
übung des Privatkultus von Seite der Rekurrenten, denn dieselbe sei ihnen 
nach Inhalt dieses Beschlusses nur bedingungsweise, d. h. innerhalb der 
Schranken der öffentlichen^ Ordnung, zugesichert worden, {j Was das letzte 
Hauptargument der Rekurrenten betreffe, nämlich dass das gegen sie aosge- 
sprochene Verbot des Aufenthaltes in den betreffenden Bezirken im Wider- 
Spruch stehe mit Art. 41 der Bundes- und § 79 der kantonalen Verfassung, 
so sei zunächst zu erinnern, dass die fragliche Verfügung sich als eine polizei-^ 
liehe und politisclie Maassregel darstelle. Sodann sei den betreffenden Geist- 
lichen keineswegs die Niederlassung für den Kanton Bern entzogen worden, 
sondern nur für einen bestimmten Theil dieses Kantons und nur in bedingter 
Weise; übrigens werden nur Kantonsbürger von jener Verfügung betroffen, da 
unter den fraglichen Priestern bloss seclis Scliweizcrbürger anderer Kantone 
oder Ausländer sich befinden, die zudem keine Schriften deponirt haben. Nach 
dem bestehenden Bundesrechte und konstanter Praxis der Bundesbehörden sei 
aber das innerkantonale Niederlassungswesen ausschliesslich den Kantonen über- 
lassen. Endlich sei auch die Berufung auf den § 79 der Verfassung nicht 
zutreffend, da darin eine Beschränkung der freien Niederlassung aus polizei- 
Uchen Gründen vorgesehen sei; jedenfalls wäre eine bezügliche Beschwerde in 
erster Linie bei dem Grossen Rathe von Bern anzuheben. || Die Regierung von 
Bern schloss mit dem Antrage: der Bundesrath möchte auf die Rekurse flber- 
liaupt nicht eintreten, || eventuell sowohl das vorläufige Suspensionsbegehren als 
die Rekurse selbst abweisen. || In Erwägung: i dass die Rekurrenten geltend 
machen, es stehe die von der Regierung des Kantons Bern erlassene Verord- 
nung vom 30. Januar 1874 sowohl mit Bestimmungen der bernischen Staats- 
verfassung als mit Vorschriften der Bundesverfassung im Widerspruch, und, 
darauf gestützt, bei den Bundesbehörden auf Aufhebung derselben antragen; ,{ 
dass die Regierung von Bern in erster Linie die Kompetenz des Bundes in 
dieser Angelegenheit überhaupt bestreitet, weil die Bundesverfassung selbst in 
Art. 44, Lemma 2, neben dem Bunde auch den Kantonen, und zwar ihnen in 
erster Linie, das Recht gebe, zur Handhabung der öffentlichen Ordnung und 
des Friedens unter den Konfessionen die geeigneten Maassnahmen zu treffen; || 
dass diese Einrede deshalb unstichhaltig ist, weil, wenn den Kantonen dieses 
Recht auch zusteht, dasselbe von der im ersten Satze des fraglichen Artikels 
gewährleisteten Kultusfrciheit nicht getrennt behandelt werden kann, somit in 
jedem einzelnen Falle, wo jenes Recht zur Anwendung kommt, auf Beschwerde 
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hin zu untersuchen ist, ob die kantonale Behörde bloss eine Verfügung ge- ^'' ®^^ 
troffen, welche im Interesse der öffentlichen Ordnung und des konfessionellen sebwau. 
Friedens geboten gewesen sei, oder ob sie diese Grenze überschritten und in*^*^'*"^^*« 
das Wesen der Kultusfreiheit selbst eingegriffen habe; || dass die Bundesbe- 
hörde somit im Falle ist, auf die vorliegenden Rekurse einzutreten; || dass, 
was die Yon der Regierung von Bern zur Handhabung der öffentlichen Ord- 
nung und des konfessionellen Friedens getroffene Maassregel der bedingten Aus- 
weisung der Rekurrenten aus den jurassischen Amtsbezirken betrifft, es nicht 
Sache der Bundesbehörde ist, die Zweckmässigkeit dieser Maassnahme zu be- 
urtheilen, sondern ihr lediglich zukommt, die Verfassungsmässigkeit derselben 
zu untersuchen; || dass die Rekurrenten hierauf bezüglich in erster Linie 
geltend machen, es sei die über sie yerhängte Ausweisung eine offenbare Ver- 
letzung der sowohl in Art. 80 der Kantonsverfassung als in Art 44 der 
Bundesverfassung garantirten Kultusfreiheit, indem ohne Geistliche die Aus- 
übung des katholischen Kultus nicht mehr möglich sei; || dass diese Frage, 
soweit sie die kantonale Staatsverfassung betrifft, zu allernächst vor die gesetz- 
gebende Behörde des Kantons Bern gehört und der Bundesrath somit nicht 
im Falle ist, dermalen darauf einzutreten; {I dass es dagegen, was den Art 44 
der Bundesverfassung betrifft, Sache der Bundesbehörde ist, zu prüfen, ob die 
Verordnung der Regierung von Bern vom 30. Januar 1874 mit der in diesem 
Artikel garantirten Kultusfreiheit der anerkannten christlichen Konfessionen 
vereinbar sei; \\ dass diese Frage verneint werden müsste, wenn die fragliche 
Verordnung darauf ausginge, Geistlichen des Kultus, welchem die Rekurrenten 
und ihre Glaubensgenossen angehören, grundsätzlich und allgemein den Aufent- 
halt und die geistliche Thätigkeit unter ihnen zu untersagen; || dass dies offen- 
bar der Zweck der Verordnung nicht ist, da das Verbot des Aufenthaltes in 
den Amtsbezirken des bemischen Jura ausschliesslich nur die bestimmten 
römisch-katholischen Geistlichen betrifft, welche durch gerichtliches Urtheil 
vom 15. September 1873 von ihren Pfarrstellen abberufen worden sind, sowie 
diejenigen, welche den Protest vom Februar 1873 mitunterzeichnet haben, und 
der Eintritt anderer Geistlicher des betreffenden Kultus, welche unter obige 
Kategorien nicht fallen, nicht gehindert ist; {| dass in dieser Beziehung die 
Regierung von Bern in ihrer Vernehmlassung vom 16. Februar 1874 überdies 
„die bestimmte Erklärung abgiebt, dass sie sofort nach Annahme des Dekretes 
über die definitive Eintheilung der katholischen Kirchspiele, welches nächstens 
dem Grossen Rathe vorgelegt werden kann, die nicht mit Pfarrern versehenen 
Kirchgemeinden in den Fall setzen wird, gemäss dem neuen Kirchengesetze 
sich zu constituiren und ihre Pfarrer zu wählen^ und zwar nach ihrem eigenen 
Willen Geistliche neu- oder altkatholischen Glaubens; || dass die Rekurrenten 
im Fernem geltend machen, die Verordnung vom 30. Januar sei eine offen- 
bare Verletzung des durch die Bundesverfassung und durch die kantonale Ver- 
fassung garantirten Rechtes der freien Niederlassung; dass diese Frage, so- 
weit sie die bernische Staatsverfassung betrifft, zunächst dem Entscheide der 
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Nr. 6105. (368.) 

PBETTSSEN. Erkenntniss des preussischen Gerichtshofes für kirch- 
liche Angelegenheiten. — Entlassung des Erzbischofs von Posen (Ledo- 
chowski) aus dem Amte wegen Verletzung der^ auf sein Amt bezOglichen Vor- 
schriften der Staatsgesetze. 
[Auszug*).] 

Das Erkenntniss des preussischen Gerichtshofes für kirchliche Ange- ^[i^l* 
legenheiten, durch welches der Erzbischof von Posen Graf Ledochowski prauMen. 
seines Amtes entsetzt wurde, prüft zuerst im Einzelnen die gegen denselben i5.4priii874. 
von der Staatsanwaltschaft vorgebrachten Anklagepunkte — welche im 
wesentlichen mit jenen übereinstimmen^ die der Oberpr&sident von Posen im 
Schreiben vom 24. Nov. 1873**) an den Erzbischof hervorhebt — und 
gelangt dann zur nachfolgenden Schlussfolgerung: 

Die formellen Voraussetzungen^ von welchen die §§ 25 und 26 des Ge- 
setzes vom 12. Mai 1873 die Stellung des Antrages auf Entlassung aus dem 
Amte abhängig machen, sind nach Obigem vorhanden. || Bei der Beurtheilnng 
der Sache selbst waren ausser Betracht zu lassen die dem Erlasse des Ge- 
setzes vom 12. Mai 1873 vorausgegangenen Thatsachen. Der § 24 des Ge- 
setzes hat ein, dem bisherigen Rechte unbekanntes Strafrecht des Staates 
gegen Kirchendiener begründet. Er schliesst somit eine materielle Strafvor- 
schrift in sich, welche nur auf die, unter ihrer Herrschaft begangenen Hand- 
lungen Anwendung finden kann. Demgemäss muss auch der von dem Ange- 
schuldigten hervorgerufene Konflikt über die Sprache des Religionsunterrichtes 
in den höheren Lehranstalten der Provinz aus der Beurtheilnng ausscheiden. 
Denn der Schwerpunkt des, den Angeschuldigten hierbei trefifenden Vorwurfes 
liegt in seinem Rundschreiben vom 23. Februar 1873, und sollte er auch 
durch sein nachfolgendes Verhalten in dieser Angelegenheit eine, bis in die 
Geltungszeit des Gesetzes vom 12. Mai 1873 fortdauernde selbstständige Ver- 
schuldung begründet haben, so würde dieselbe doch von geringer Erheblichkeit 
sein gegenüber den schwerwiegenden Handlungen, deren er sich nach dem In- 
krafttreten des Gesetzes vom 11., 12. und 13. Mai 1873 schuldig gemacht 
hat. II Dass der Angeschuldigte in seiner Amtsführung die Vorschriften des 
Gesetzes vom 11. Mai und die zu dessen Amtsführung erlassenen Anordnungen 
der Staatsbehörde vielfach verletzt hat, wird von ihm unumwunden anerkannt. 
Er beruft sich in seinen Erklärungen zu seiner Rechtfertigung lediglich darauf, 
dass er zur Ausführung dieses und der anderen kirchenpolitischen Gesetze 
vom Mai 1873 ohne Verletzung seiner geistlichen Amtspflichten nicht mit- 



*) Vollständig mitgetheiit in Hartmann's Zeitschrift für Gesetzgebung und Praxis 
auf dem Gebiete des deutschen öffentlichen Rechtes. Berlin, 1875. Bd. I. p. 17 ff. 

[Anmerk. d. Herausg.] 
**) S. dasselbe Nr. 6082. (846). [Anmerk. d. Herausg.] 



Ig haben dieselben nicht bloss für alle Angehörigoti iles St 
ied des Standes (§ 22 Einleitung zum allgemeinen I.andrecb 
:h Artikel 106 der Vorfassnngs Urkunde für alle staatlichen 
ehörden verbindende Kraft dergestalt erlangt, dass es keim 
die Rechtsgflltigkeit dieser Gesetze ihrer rrDfang zu ui 
der Angeschuldigte die amtliche MitwirkuDg aar Ausfuhr 
mit seinen kirchlichen Pflichten nicht vereinigen zu könner 
rei, durch Niederlegnng seines Kirchenamtcs den nach s«n( 
fueo Widerstreit zu lösen. Er durfte aber nicht das, ihm 
srseits weiter bekleiden und andererseits die Voracliriftcn 
in welche die Landesgcselze die Führung desselben knilpfe 
:h durch den Umstand nichts geändert, dass der Angsscl 
tesetzen einen Teratosa gegen die Rechte und Satzungen i 
rche ZQ erblicken meinte. Denn es steht keinem Staitsa 
^ ["fliclit des Gehorsams gegen die Stastsgesctze auf solche 
ken, von deren Rechtmässigkeit und Znträglichkeit er für sc 
;t ist. Der von dem Angeschuldigten erhobene Änsprich 
efügniss, durch welchen er sich, statt unter das Gesetz, Ober 
rllrde in seinen Konsequenzen offensichtlich zur Anflösnog 
rdnung führen. (| Müssen hiernach die Gründe zurückgewies 
:hcn der Angeschuldigte der verbindenden Kraft der genannt 
sieben zu dürfen glaubt, so hängt die Entscheidung, ob d. 
n les angezogenen § 24 des Gesetzes vom 13. Mai 1873 vorlie 
dem Angeschuldigten znr Last fallenden Verletzungen der 
und der zu ihrer Amtsführung erlassenen obrigkeitlichen Ar 
;re sii >n des Angei Idigten in seinem 
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aach thatsächlich Folge gegeben ^ indem er nicht allein die ihm obliegende ^''^ 
Unterstützung der Staatsbehörden in der Purchführung. des Gesetzes vom 11. Hai Tnaun. 
ablehnte, sondern auch den unter Straf sanction gestellten Bestimmungen der ^'*-'^'^^^*' 
Gesetze entgegenhandelte. Er machte von seiner bischöflichen Zuchtgewalt 
dem Religionslehrer Schröter gegenüber gerade in der, vom Gesetze unter- 
sagten Richtung Gebrauch und übertrug in zahlreichen Fällen geistliche Aemter 
ohne die Candidaten vorher dem Ober-Präsidenten zu benennen. Diese geflissent- 
liche Yerabsäumung, welche er ohne Rücksicht auf die, gegen ihn eingeleiteten 
Untersuchungen und ergangenen Strafnrtheile systematisch fortsetzte, ist nicht 
ohne weittragende Folgen geblieben. Die gegen das Gesetz angestellten Geist- 
lichen haben — wie durch den Zeugen Meszczynski in der mündlichen Ver- 
handlung bestätigt worden ist — durch Aushändigung der Ernennungsurkunde 
die kirchliche Ermächtigung zu Amtsverrichtungen aller Art erlangt Sie haben 
demgemäss, nachdem sie von ihren Aemtern Besitz ergri£fen, auch solche Amts- 
handlungen vorgenommen, an welche das Gesetz bürgerliche Wirkungen knüpft 
Festgestellt ist insbesondere die Vornahme einer Trauung durch einen dieser 
Geistlichen, den als Vicar nach Mörke berufenen Loga. Die betheiligten Ge. 
meindemitglieder sind dadurch der Möglichkeit, ihre Civilstandsverhältnisse 
wirksam beurkunden zu lassen, beraubt und zum Abschluss ungiltiger Eben 
verleitet worden. Noch erheblicher aber ist der, der öffentlichen Ordnung zu- 
gefügte Schaden. Zu dessen Beurtheilung kommt nicht bloss der Umstand in 
Betracht, dass der Angeschuldigte die Ausführung des Gesetzes vom 11. Mai 
in wesentlichen Beziehungen vereitelt hat, sondern es ist auch der mittelbare 
Einfluss nicht zu unterschätzen, den sein Verhalten auf die ihm untergebene 
Geistlichkeit und auf die katholischen Gemeinden seiner Diöcese ausgeübt hat. 
Die Handlungen und Erklärungen des Angeschuldigten sind notorisch in die 
Oeffentlichkeit gedrungen-, er selbst hat dazu beigetragen, indem er^ dem in 
der Voruntersuchung abgelegten Zeugnisse des p. Meszczynski zufolge gegen 
Niemanden ein Geheinmiss aus dem, was zwischen ihm und den Staatsbehörden 
verhandelt worden, gemacht, vielmehr einem Jeden, der Interesse daran nahm, 
mitgetheilt hat, was er erlassen, und welchen Bescheid er darauf erhalten habe. 
Das durch sein Verhalten gegebene Beispiel musste aber um so nachtheiliger 
wirken, je verderblicher die Grundanschauung ist, von welcher er bei seinem 
Widerstände gegen die Staatsgesetze ausgegangen ist. Nirgends findet sich in 
seinen Aeusserungen ein Bedauern des Widerspruches, in welchen er sich mit 
dem in die Hände Seiner Majestät des Königs abgelegten eidlichen Gelöbnisse 
gesetzt hat Die Treue gegen den König, die Liebe zum Vaterlande und der 
Gehorsam gegen die Gesetze, deren sorgfältige Pflege er eidlich versprochen 
hatte, werden als nicht mehr in seinem Pflichtenkreise begriffen betrachtet. 
Selbst da, wo er sich den Anordnungen der Staatsregierung fügt, wie er dies 
der Schliessung des Priesterseminars in Posen gegenüber gethan hat, gründet 
er dies nicht auf die in seinem Unterthanenverhältnisse beruhenden Verpflich- 
tungen, sondern auf die religiöse Pflicht des Christen, den Anordnungen des 



Qkeit des Angeschuldigten lässt sich aber nur ein Ziel sei 
itlasBung aus dem Amte, da die HofFnuDg in keiner Weise g 
n, dass der Angeschuldigte später, etwa nach Vcrbüssung 
uantea zweijährigen Gefängniss strafe, seine Gesinnungen und 
«genüber den Staatsgesetzen ändern werde. Die Vergeblicl 
Erwartnng mnss Jedem einleacbten, der die bisher bewie 
!it des Angescbnldigten, namentlich aber die berObmendp Hi^ 
n in dem Schreiben vom 25, November t. J. ins Aage fas 
hof mnsste demgemilss die Uehcrzcogung gewiaucu, dasa 
uldigten die Voraassetznngcn der in dem augczogenen § 24 i 
ift erwiesen sind. Es war daher, wie im Tenor gesebeben, 
iHsprecbea und der Angeschuldigte zur Entlassung aus der 
ten erjbisch5flicben Amte zu vcrarthcilen. || Es bat daher de 
kirchliche Angelegenheiten nntorm 15. April 1874 erkannt 
s der Angeschuldigte, Erzbischof Graf v. Ledöchowaki, schuldig. 
1 seine geistlichen Amtsverricbtiingen bezüglichen Vorschriften 
iowie die in dieser Hinsicht von der Obrigkeit innerhalb ihrer f, 
gkcil getroffenen Anordnungen so schwer verletztzu haben, dai 
im Amte mit der öffentlichen Ordnung nnverträglich erscheint 
mgemäss aus dem von ihm bekleideten Amte als Erzbischof - 
en zu entlassen und ihm die Kosten des Verfahrens zur Las 
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riohtlichcs Urtheil aus seinem Amte entlassen worden ist und hierauf eine ^'' ^^^ 
Handlung vornimmt^ aus welcher hervorgeht, dass er die Fortdauer des ihmjj^ntwhknd. 
entzogenen Amtes beansprucht, kann durch Verfügung der Landespolizeibehörde *• ^^ *®'^ 
der Aufenthalt in bestimmten Bezirken oder Orten versagt oder angewiesen 
werden. [ Besteht die Handlung desselben in der ausdrücklichen Anmaassung 
des Amtes, oder in der thatsäc blichen Ausübung desselben, oder handelt er 
der gegen ihn ergangenen Verfügung der Landespolizeibehörde zuwider, so kann 
vr seiner Staatsangehörigkeit durch Verfügung der Centralbehörde seines 
Hcimathsstaates verlustig erklärt und aus dem Bundesgebiete ausgewiesen wer- 
den. II § 2. Die Vorschriften des § 1 finden auch auf diejenigen Personen An- 
wendung, welche wegen Vornahme von Amtshandlungen in einem Eirchenamte, 
das den Vorschriften der Staatsgesetze zuwider ihnen übertragen, oder von ihnen 
übernommen ist, rechtskräftig zu Strafe verurtheilt worden sind. || § 3. In der 
Verfügung (§§ 1, 2) sind die Grtlnde der angeordneten Maassregel anzugeben. 
|! Behauptet der Betroffene, dass er die ihm zur Last gelegten Handlungen 
nicht begangen habe, oder dass dieselben den im § 1 bezeichneten Thatbe- 
stand nicht enthalten, so steht ihm binnen acht Tagen nach Zustellung der 
Verfügung die Berufung auf richterliches Gehör offen. || Zuständig ist in den- 
jenigen Bundesstaaten, in welchen ein aus ständigen Mitgliedern zusammenge- 
setzter besonderer Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten besteht, dieser 
Gerichtshof, in den übrigen Bundesstaaten das höchste Gericht für Strafsachen. 
{{ Das Gericht entscheidet, ob der Berufende eine der im § 1 bezeichneten 
Handlungen begangen hat Wird festgestellt, dass keine Handlung vorliegt, 
auf Grund deren dieses Gesetz die angefochtene Verfügung für zulässig er- 
klärt, so ist die letztere durch die anordnende Behörde aufzuheben. || Die Be- 
rufung muss von dem Berufenden in gerichtlich oder notariell beglaubigter 
Form unterzeichnet und dem zuständigen Gericht eingereicht werden. || Für das 
Verfahren kommen die bei dem zuständigen Gericht geltenden Vorschriften zur 
Anwendung. Erforderliche Abänderungen und Ergänzungen derselben werden 
bis zur gesetzlichen Regelung durch das Gericht festgestellt Die für den • 

Fortgang, des Verfahrens gesetzlich vorgeschriebenen Fristen können nach Er- 
messen des Gerichts abgekürzt werden. [| Die Berufung hält die Vollstreckung 
der angefochtenen Verfügung nur dann auf, wenn die letztere den Verlust der 
Staatsangehörigkeit ausgesprochen hat. In diesem Falle kann dem Berufenden 
bis zur richterlichen Entscheidung der Aufenthalt in bestimmten Bezirken oder 
Orten versagt oder angewiesen werden. || §. 4. Personen, welche nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes ihrer Staatsangehörigkeit in einem Bundesstaate 
verlustig erklärt worden sind, verlieren dieselbe auch in jedem anderen Bundes- 
staate und können ohne Genehmigung des Bundesrathes in keinem Bundesstaate 
die Staatsangehörigkeit von neuem erwerben. || § 5. Personen, welche wegen 
Vornahme von Amtshandlungen in einem Eirchenamte, das den Staatsgesetzen 
zuwider ihnen übertragen, oder von ihnen übernommen ist, zur Untersuchung 
gezogen werden, kann nach Eröffiiung der gerichtlichen Untersuchung durch 



ät dem Reichsgesetze vom 4. Mai 1874. Berlin 1875. 

Allgemeiner Thei! des Motivenbericlites zum Rcgi 

:f des oben mitgetheilteii Gesetzes. iS. Drucksachen 

ts, 2, Legislaturperiode, I. Session, Nr. 103). 

Das Verhältniss des Staates zu den öffentlich anerkannten 

Königreiche Prcusseii durch die Gesetze vom 11. unä 1 

;ass. Gesctz-SammluQg von 1873 S. 191 ff.) in wichtigen Bozi 

:elnng erfahren, die einerseits den Kirchen auf ihrem eig 

iete die freie Selbstverwaltung zn bewahren nnd anderersei 

eitliche Aufsich tsrcoht des Staates zur vollen Geltung zu 

ekt. Es ist bekannt, dass diese Gesetze, welche in ihren V 

.liehen Gesetzgebung der meisten europäischen Staaten, iusl 

fl Egend katholischen, sich anschliessen, einen heftigen "Wide 

ch-katholischer Bischöfe und dea von ihnen abhängigen C 

m haben, welcher je länger desto mehr zu einer offenei 

die Gesetze und Ordnungen des Staates sich gesteigert 

ner eine offenkundige Thatsache, dass der Widerstand gegci 

lei! Maigesetze nicht sowohl gegen einzelne Bestimmungen 

i die Gesetze Oberhaupt sich richtet, weil die Leiter d 

le nicht anerkennen wollen, dass der Staat das Recht habe 

tagebiet der Kirchen und ihre Beziehungen zum Staate i 

sB^zgebnng zu regeln. || Angesichts dieser ausserordentlichen 

i zur Abwehr der daraus sowohl für die Rechtsordnung wie I 

le Leben erwachsenden schweren Störungen, hat die König 

gierung den Antrag auf Erlass eines Reiehsgesetzes gestellt 

!*'ichen Macht diejenigen Mittel gewahren soll, die erforder 

■em Staatsgesetze, auch dem Widerstände der Träger df 

1 .It gegenüber, die gebührende Achtung zu verschaffen. || Di 

■rangen haben sieh unter den dargelegten Umständen der 

^rs"""" k' dasr '"" Bedürfniss vorliegt-, geg 

n he' rlich den sehnldij 
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kung dar. Wird die Staatsbehörde in den Stand gesetzt, den renitenten ^'- •^^ 
Geistlichen entweder durch Ortsverweisung aus dem Bezirke seiner ä™^- Dent«chi«id 
liehen Wirksamkeit zu entfernen, oder durch Ortsanweisung ihm die Gelegen- 4. m« 1874. 
heit zur Fortsetzung seines gesetzwidrigen Handelns zu entziehen, so wird 
CS in der grossen Mehrzahl der Fälle möglich werden, dem Ungehorsam 
gegen die Staatsgesetzc mit voller Wirkung entgegenzutreten. Namentlich 
wird dies hinsichtlich der EuratgeistUchen zutreffen, deren Amtsthätigkeit 
auf der Voraussetzung unmittelbaren Verkehres mit den Gemeindegliedern 
beruht und durch Entfernung aus dem Amtsbezirk von selbst ein Ende 
nehmen muss. || Von dem Standpunkte der Reichsgesetzgebung aus wird die 
Zulässigkeit einer Beschränkung der in der Freizügigkeit begründeten Rechte 
nicht zu bestreiten sein. Sie ist — auch abgesehen von den Fällen, in 
denen nach den Bestimmungen des Strafgesetzbuches (cfr. § 38 und 39) die 
Ortsverweisung eintreten kann — in den ' Vorschriften des Gesetzes vom 
4. Juli 1872, betreffend den Orden der Gesellschaft Jesu, für einen analogen 
Fall ausdrücklich anerkannt. || Es ist aber zu besorgen, dass die Beschrän- 
kung des Aufenthaltes nicht in allen Fällen hinreichen wird, der unerlaubten 
Ausübung kirchlicher Aemter ein Ende zu machen. Insbesondere ist dies 
hinsichtb'ch der kirchlichen Orden und namentlich der Bischöfe zu besorgen, 
deren Wirksamkeit einen Amtsbezirk von grosserer Ausdehnung umfasst, 
deren Verwaltungs- und Jurisdictionsbefugnisse wesentlich in der Leitung 
und Anordnung bestehen, deren Funktionen daher von dem Aufenthalt in 
der Diöcese nicht uothwendig bedingt sind. Ein seines Amtes entlassener 
oder gesetzwidrig in dasselbe eingetretener Bischof würde durch Internirung 
nicht gehindert werden können, sein Amt selbst in den wichtigsten Be- 
ziehungen noch auszuüben. Würde er, der Entfernung aus seiner Diöcese 
ungeachtet, in seiner Amtsführung verharren, so hätte die Maassregel der 
Ortsanweisung ihren Zweck verfehlt. Die Staatsgewalt wäre genöthigt, zu 
denselben Strafmitteln zurückzugreifen, deren fortgesetzter Anwendung vor- 
zubeugen sowohl im öffentlichen Interesse als auch im wohlverstandenen ' 
Interesse der Betheiligten wünschenswerth erscheint. | Es wird daher uner- 
lässlich sein, auch jenen Fall äusserster Widersetzlichkeit ins Auge zu fassen 
und auf eine geeignete Abwehr Bedacht zu nehmen. Zu diesem Ende wird 
nichts übrig bleiben, als dem Geistlichen, der nach Erschöpfung aller zu- 
lässigen Zwangsmittel durch fortdauernde Auflehnung gegen die Gesetze 
grundsätzlich seine staatsbürgerlichen Pflichten verleugnet, auch die staats- 
bürgerlichen Rechte zu entziehen, ihn also in die Lage eines Fremden zu 
bringen, der ausgewiesen werden kann, wenn sein Verbleiben im Inlande mit 
der öffentlichen Ordnung nicht länger verträglich ist: — dass andere Staaten 
gerade gegen Geistliche, welche sich mit den Strafgesetzen solchermaassen 
in Konflikt setzen, von der Strafe der Verbannung Gebrauch machen, ist 
bekannt. Es mag genügen, dieserhalb auf die neueren Vorgänge in der 
Schweiz, sowie für Frankreich und Spanien auf die Bestimmungen defe code 
penal Art. 201, 202, 204 und 205 und des codigo penal von 1870 art. 279 
hinzuweisen. (Code pönal Art. 201: Les ministres des cultes qui pronon- 
ceront, dans Texercice de leur minist^re et en assemblöe publique, un dis- 
cours contenant la critique ou censure du gouvernement, d'une loi, d'une or- 
donnance royale, ou de tout autre act de l'autorit^ publique, seront punis 
d'un cmprisonnement de trois mois ä deux ans. — art. 202: Si le discours 
contient une provocation directe ä la desob^issance aux lois ou autres actes 
de Tautoritö publique, ou s'il tend ä soulever ou armer une partie des ci- 
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ou d'uuc ordonnance du roi, \c coupablc scra puni du bi 
ius quo la poinc riisultaut de la nature de ces l'aits iie Et 
iuel cas cctto pcine plus forte sera scule appliqui^e. — 
D 17. Juni 1870- Art, 270: Los ministros de una religi 
rcicio de sus funciones provocarcn ä la ojucucioti de oua 
itos comprendidos cd los tres vapitulos anteriores, sen'in i 
pena de destierro, si sufi provocaciones no surtiereu efecto 
ifinaniiento raayor si le produjercn, ä no ser ijue corrcs 
OS articulos del Cudigo, ma}or pena al delito cometido. ; 
in diesen Anordnungen ein richtiger gesetzgeberischer Gedat 
rung gelangt Glcichwolil wird ia Deutschland die Strafe dr 
Icho der jetzigen deutschen Strafgesctzgebung fremd ist, 
ndung zu bringen, vielmehr vorzuziehen sein, den Weg eluz 
-cb das Rcicbsgesetz vom I. Jaui 1S70, betrefTeud die £ 
) Verlost der Bundes- und Staatsangehörigkeit (Bundesblatt i 
■gezeichnet ist. Nach Inhalt der §§ 20, 22 dieses Gcset 
Ausland beßadliche Deutsehe, welcher im Fall des Krii 
iegsgefahr der vom Bundespräsidium erlassenen Aufforderu 
ar nicht Folge leistet, sowie der Deutsche, welcher ohne Er 
jrung in fremde Staatsdienste eingetreten ist, der Aul'l' 
ritt aus diesem Dienstverh&ltniss aber nicht nachkommt, d 
[ jandeseentralbchtirde seiner Staatsangehörigkeit verlastig i 
Diesen Fällen, welche eine schwere Verletzung der Pflichl 
Lat zu ihrer Voraussetzung haben, wird sich der hier in } 
It mit gutem Orund an die Seite stellen lassen. Dies nm 
iht zu leugnen ist, dass ein Bischof, welcher in Widersp 
:hterlichen TIrtheil sein Amt fortführt, durch Beispiel a 
istlichcr Disciplin auch den ihm ergebenen Clerus zum "Wid 
! weltliche Obrigkeit verleiten und selbst dartlber hinaus 
Irung der Rechtsordnung die Veranlassung geben kann. 
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Artikel I. Das Patent vom 5. November 1855 (R. G. Bl. Nr. 195) ist ^'- «^^ 
seinem vollen Inhalte nach aufgehoben. || Artikel IL Die äusseren Bechtsver- oefltamieiL 
hältnisse der katholischen Kirche werden durch die unten folgenden Bestimmungen '• ^^ ^^*- 
geregelt. || Artikel III. Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem Tage seiner 
Kundmachung in Wirksamkeit. || Artikel IV. Mit der Vollziehung dieses Ge- 
setzes sind der Minister für Cultus und Unterricht und die Minister des Innern 
und der Justiz beauftragt. 

Budape^ty am 7. Mai 1874. 

Franz Joseph m. p. 

Auersperg m. p. Lasser m. p. Stremayr m. p. Glaser m. p. 

Bestimmungen zur Regelung der äusseren Rechtsverhältnisse 
der katholischen Kirche. , I. In Ansehung der kirchlichen Aemter und 
Pfründen. |{ §. 1. Für die Befähigung zur Erlangung kirchlicher Aemter und Pfrün- 
den sind die Staatsgesetze und die innerhalb derselben geltenden kirchlichen Vor- 
schrifteu; sowie in besonderen Fällen die Stiftungsurkunden maassgebend. |j § 2. 
Von Staatswegen wird zur Erlangung kirchlicher Aemter und Pfrtlnden erfordert. 
I Die österreichische Staatsbürgerschaft^ I| ein in sittlicher und staatsbürger- 
licher Hinsicht vorwurfsfreies Verhalten, || diejenige besondere Befähigung, 
welche für bestimmte kirchliche Aemter und Pfründen in den Staatsgesetzen 
vorgeschrieben ist. || Dieselben Eigenschaften werden bei jenen geistlichen Per- 
sonen erfordert, welche zur Stellvertretung oder provisorischen Versehung 
dieser Aemter oder zur Hilfeleistung bei denselben berufen werden. || § 3. Die 
Besetzung der Erzbisthümer und Bisthümer, dann der Ganonicate an sämmt- 
lichen Capiteln, sowie die Ernennung der bischöflichen Generalvicare erfolgt 
in der bisherigen Weise. || In Fällen, wo die Besetzung nicht auf landesfürst- 
licher Ernennung oder einer landesfürstlich bestätigten cauonischen Wahl be- 
ruht, ist die für eines der genannten kirchlichen Aemter in Aussicht genommene 
Person der staatlichen Cultusverwaltung anzuzeigen. {{ Gegen eine von der 
letzteren erhobene Einsprache (§ 2) darf die Besetzung oder Ernennung nicht 
stattfinden. | § 4. Hinsichtlich der von den Diöcesanbischöfen zu verleihenden 
kirchlichen Aemter und Pfründen bleibt das aus besonderen Titeln der Staats- 
gewalt oder sonst Jemandem zustehende Recht, die Person zu bezeichnen, 
welcher das kirchliche Amt oder die kirchliche Pfründe verliehen werden soll, 
vorbehalten. || Alle derartigen, nicht unter einem Privatpatronate stehenden 
kirchlichen Aemter und Pfründen, welche ganz oder zum grösseren Theile au^ 
dem Staatsschatze, dem Religionsfonds oder anderen öffentlichen Mitteln dotirt 
werden, können nur auf Grund einer durch die Staatsgewalt vorgenommenen 
Präsentation verliehen werden. 1| Im Verordnungswege wird bestimmt, durch 
welche Organe dieses Präsentationsrecht in den einzelnen Fällen auszuüben ist. 
1; § 5. Für die Besetzung erledigter Ganonicate und weltgeistlicher Seelsorger- 
p&ünden ist ein Goncurs auszuschreiben. |I Die näheren Bestimmungen über 
denselben werden nach Einvernehmung der Bischöfe im Verordnungswege ge- 
troffen. II § 6. In Fällen der freien Verleihung oder einer nicht vom Kaiser 
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teilt die Berufung an den Cnitusrai nister offen. || Wird ili 
■"olge gegf'Ijcn, so ilarf die Instituirung oder Bcsotznng rii 
• 7. Die Einsetzung der für kirchliciio Aemtcr imd Pfniiid. 
Oiien in die mit diesen Aemteni und PIVündeu verliuiidenei 
ugnissc steht den competeuten kirchliclicn Oberen zu. || Die 
Qit diesen Aemtern und Pfründen verbundenen Einkünfte 
taatliche Caltusverwaltang nnter Mitwirkung der Bischöfe 
neinden und, sofern diese Aomter oder Pfründen einem Priv 
.tehen, auch nnter Hitwirknng der Eirchenpatrone. \', Die Art 
Mitwirkung wird nach Einvc rnohniung der Biscböfe im Yen 
■ogelL ', § 8. Wenn ein Inhaber eines kirchlichen Aniles i 
ichen PfrUnde die fistcrreicliischo Staatßbürgerschaft viiliert 
mibe verbrcoherisclier oder solclier strafbaren Handlungen 
«forden ist, die aus Gewinnsucht entstehen, gegen die Sittli 
)deF zu Öffentlichem Aorgcrnissc gereichen, so hat die sta 
waltmig seine Entfernung von dem Amte oder der Pfründe 
Uat sich ein Seelsorger eines Verhaltens scholdig gemacht, web 
Verbleiben in dem kirchlichen Amte als der öfFentlichcn Oi 
srscheinen Iflsst, so kann die staatliche Cultusverwaltung sein 
ler Ausübung des kirchlichen Amtes vorlangen. || Die vorstehenc 
inden auch auf jene geistlichen Personen Anwendung, weit 
retnng oder provisorischen Verseilung dieser Aemter oder 
lei denselben bercfen werden. ' Wird dem Verlangen ler 1 
lor kirchlichen Behörden in angemessener Frist nicht entspr 
t oder die Pfründe für den staatlichen Bereich als erledig 
:ai ■"■■■ Kcgierung dafür zu sorgen, daas jene Geschäfte, W' 
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Verzichtleistung auf die Pfründe in den Deficientenstand zu übernehmen ist. [ ^'- ^^^ 

' (370). 

§10. Für die durch § 9 nicht berührten Fälle der Verhinderung eines oasterroiph. 
geistlichen Functionärs, sein Amt zu versehen, hat der zuständige kirchliche "• ^*^ ^*- 
Obere rechtzeitig Vorsorge zu treffen. |] Zu der betreffenden Verfügung ist die 
staatliche Zustimnpung einzuholen, wenn in Folge derselben an einen öffent- 
lichen oder unter öffentlicher Verwaltung stehenden Fonds ein Anspruch ge- 
stellt werden soll, oder wenn es sich um eine bleibende Belastung der Pfründe 
handelt || Auf dauernd bestellte Provisoren (Administratoren) eines kirchlichen 
Amtes (einer Commende u. dgL) finden die Bestimmungen der §§ 6 und 8 An- 
wendung. ;| § 11. Jede Erledigung eines kirchlichen Amtes oder einer kirch- 
lichen Pfründe ist der Landesbehörde sofort anzuzeigen, f § 12. Die Wieder- 
besetzung erledigter kirchlicher Aemter und Pfründen muss in der Regel 
innerhalb eines Jahres, vom Zeitpunkte der Erledigung, stattfinden. || Aus- 
nahmsweise kann diese Frist mit Zustimmung der Landesbehörde verlängert 
werden. || § 13. Privatverträge über die Succession in ein kirchliches Amt 
oder eine kirchliche Pfründe sind ungiltig. [■ IL In Ansehung der Ans* 
Übung der kirchlichen Amtsgewalt und der Seelsorge. | § 14. Die 
Erzbischöfe, Bischöfe und bischöflichen Vicare verwalten die inneren kirch- 
lichen Angelegenheiten ihrer Diöcesen nach den kirchlichen Vorschriften, in- 
soweit diese nicht den Staatsgesetzen widersprechen. § 15. Unbeschadet des 
Rechtes der Bischöfe, die Weihen auszuspenden, wird der Tischtitel aus dem 
Religionsfonds nur solchen Clerikern gewährt, welche zur Erlangung kirch- 
licher Aemter befähigt sind (§ 2). § 16. Die Bischöfe sind verpflichtet, ihre 
Erlässe (Verordnungen, Instructionen, Hirtenbriefe etc.) zugleich mit deren Pu- 
blication der politischen Landesbehörde zur Eenntnissnahme mitzutheilen. 
§ 17. Findet die Regierung, dass einer den öffentlichen Gottesdienst betreffenden 
kirchlichen Anordnung öffentliche Rücksichten entgegenstehen, so hat sie die- 
selbe zu untersagen. || § 18. Von der kirchlichen Amtsgewalt darf nur gegen 
Angehörige der Kirche und niemals zu dem Zwecke Gebrauch gemacht wer- 
den, um die Befolgnug der Gesetze und behördlichen Anordnungen oder die 
freie Ausübung staatsbürgerlicher Rechte zu hindern. || § 19. Bei Handhabung 
der kirchlichen Amtsgewalt darf kein äusserer Zwang ausgeübt werden. |; 
§ 20. Zur Errichtung neuer Diöcesen und Pfarrbezirke, zu einer Aenderung 
in der Abgrenzung der bestehenden, dann zur Errichtung, Theilung oder Ver- 
einigung von Pfründen ist die staatliche Genehmigung erforderlich. [] § 21. Im 
Falle einer Umpfarrung wird der bisherige Pfarrer aller Ansprüche auf die 
den Parochianen als solchen obliegenden Leistungen verlustig, insoweit dem 
nicht privatrechtliche Titel entgegenstehen oder bei der Umpfarrung selbst 
etwas Anderes vereinbart wird. '.\ Unter denselben Beschränkungen ist überall, 
wo bisher ungeachtet einer vorgekommenen Umpfarrung ein Recht auf der- 
artige Leistungen dem früheren Pfarrer verblieben ist, dasselbe unbeschadet 
des persönlichen Bezugsanspruches des derzeitigen Pfarrers zu übertragen. || 
§ 22. Aenderungen in der Dotirung bestehender Seelsorgeämtcr, durch welche 



den fixen Gebühreo für kirchliclie Eheaufgebote, Traunngei 
fingnisse (Stolgebühren), sowie filr pfarramtlicho Ausferligiingi 
che auf das Armenrecht Anspruch haben, sind von der E 
Q bezeichDetcn Gebühren befreit. {| § 24. Die Abänderung di 
shticbeD Stoltasordnungen steht der RegieniDg nach Einve 
:hOfe zn. [| § 25. In der Regel darf kein pfarramtlicher 
stubezabloDg der Stolgebtthr abb&ngig gemacht werden. || V 
le in einer Form verlangt wird, welche einer höheren als d 
Igcbfibr unterliegt (z. B. Assistenz melircrer Priester beim 1 
«), ist die hiefilr entfallende habere Gebühr llber Verlangen 
entrichten, j| Bei jifarr amtlichen Ansfertigangcn kann die Ei 
a nüthigen Stcmpelbetrages im vorhinein begehrt werden. |i 
lionen gegen die Bestimmungen der Stol tax Ordnungen sind, e< 
l nicht zu einem strafgerichtUchen Vorgeben eignet, nach 
.inariateE von den Vcrwaltnngsbebtirdcn mit Geldstrafen bis 

100 Gnldcn zu ahnden. I Zugleich mit der Strafe ist die d 
Teude Ersatz leistang auszusprechen. Solche Ersatzerkenntni: 
onsßLhig. Bei wiederholtem Rückfalle kann die staatlictie Cn 
angen, das» der betreffende Geistliche von der AusHbuiig sein 
tes entfernt werde (§ 8). !■ § 27. Für die Dorebfübrang ki 
iinigen und Entsclieidnngen wird ein staatlicher Beietaud aus. 

§ 23 in nachstehenden Fällen nnd nur in folgender Art gewä 
Durchführung der von einem Kirchen Vorsteher innerhalb fcint 
Ugteu Entsetzung oder Entfernung einzelner Personen vo: 
itcrn und Pfründen üussere Yorkehnmgen niitliig werden sollt 
e Vorkehrungen, soweit es erforderlicb erscheint, Ober : 
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gehören, kann nur durch die staatliche Behörde erfolgen. ]! § 28. Wenn durch ^r, eio? 
die Verfügung eines kirchlichen Oberen ein Staatsgesetz verletzt wird, so kann OMt^mieii. 
der hiedurch in seinem Rechte Gekränkte sich an die Verwaltungsbehörde "• m»i i874. 
wenden ; welche Abhilfe zu schaffen hat, sofern die Angelegenheit nicht auf 
den Civil- oder Strafrechtsweg zu ilberweisen ist; in letzterem Falle kann sie 
provisorische Verfügungen treffen. !| § 29. Wird ein katholischer Oeistlicher 
wegen eines Verbrechens, Vergehens oder einer üebertretung von einem Ge- 
richte in Untersuchung gezogen, so liegt dem letzteren ob, an den zur Aus- 
übung der kirchlichen Disciplin über den Geistlichen berufenen kirchlichen 
Oberen die entsprechende Verständigung gelangen zu lassen. {| Demselben ist 
sohin auch das gefällte Urtheil sammt den Entscheidungsgrtlnden mitzutheilen. 
ll Bei Verhaftung und Festhaltung katholischer Geistlicher sind jene Rück- 
sichten zu beobachten, welche die ihrem Stande gebührende Achtung erheischt 
;{ III. In Ansehung der katholisch-theologischen Facultäten und der 
Heranbildung der Candidaten des geistlichen Standes. || § 30. Die 
Einrichtung der katholisch-theologischen Facultäten wird durch ein besonderes 
Gesetz geregelt || In gleicher Weise wird bestimmt, inwieweit der Staat den 
Candidaten des geistlichen Standes eine besondere Art der Heranbildung vor- 
schreibt {I IV. In Ansehung der klösterlichen Genossenschaften. ;| 
§31. Für die äusseren Rechtsverhältnisse der innerhalb der katholischen 
Kirche bestehenden klösterlichen Genossenschaften sind die für solche Ge- 
nossenschaften überhaupt geltenden besonderen Bestimmungen maassgebend. ] 
V. In Ansehung des kirchlichen Patronates. || § 32. Die Patronatsver- 
hältnisse bleiben einer besonderen gesetzlichen Regelung vorbehalten. Bis 
dahin bleiben in Betreff dieser Verhältnisse die bisherigen Vorschriften be- 
stehen. II Es hat jedoch bei Beurtheilung einzelner Fälle stets der Grundsatz 
zur Anwendung zu kommen, dass die Patronatslasten sich nur auf die unter 
dem Patronate stehende bestimmte Kirche oder Pfründe beziehen, und dass 
sie durch ein vermehrtes Cultusbedürfniss der dieser Kirche oder Pfründe zu- 
gewiesenen Gemeinde nicht vergrössert werden können. || § 33. Streitigkeiten 
über die Frage, ob eine Kirche oder Pfründe einem Patronate unterliege oder 
ob hinsichtlich der letzteren das freie Besetzungsrecht des Bischofs eintrete, 
sind nach Einvernehmung der Kirchenbehörden von der staatlichen Cultusver- 
waltung im ordentlichen Instanzenzuge zu entscheiden. || Steht hingegen nur in 
Frage, wem ein Kirchen- oder Pfründenpatronat zukomme, so tritt die richter- 
liche Competenz ein. || § 34. Streitigkeiten über Leistungen, welche auf Grund 
eines bestehenden Patronates angesprochen werden, gehören in die instanz- 
raässige Entscheidung der Cultusverwaltungsbehörden. || Nur in dem Falle, dass 
der Patron die von ihm behauptete gänzliche oder theilweise Freiheit von der 
Leistung aus besonderen privatrechlichen Gründen ableiten will, hat der Rechts- 
weg einzutreten, und steht den Verwaltungsbehörden nur die Anordnung eines 
etwa nöthigen Provisoriums zu (§ 56). || VL In Ansehung der Pfarrge- 
meinden. Ij § 35. Die Gesammtheit der in einem Pfarrbezirke wohnhaften 



leren Vorschriften (Iber die Constituiruiig und die Vcrtretui 
iiidcn, dann ilber die Itesorgung der An[,'<'lpgeiilieitoii derselbt 
I LesöndcrcR (Icsetz crlnssen. || VII. In Ansehung des kir 
igensreciitcs. || § 38. Filr die (Icbarnng mit kirclilichen 
Regel, dass dasselbe den für gemeinniltzlife Stiftungen be: 
hen Scholz geniesst. Die staatliche Caltusverwaltung ist i 
[t, die Erbaltang des StatomverniageDs der Kirchen und kirch 
überwaclien, sich jederzeit von dem Vorhandensein dessel 
iguug zu verschaffen und wegen Einbringung walirgcnommcn 
forderliche einzuleiten. 1' Rlicksichtlich der Frage des i 
istiger privatreclitlicher Verhältnisse bezüglich des Kirch en- 
-mögens sind die ßestitnmungen des allgemeinen bürgerlichen 
nond; im Falle eines Streites steht die Entscheidung den ( 
3^. Bei allen Kirchen und kirchlichen Anstalten ist das ei 
rselbeu von dem PfriludenTermugen abzusondern und abges< 
Iteu und zu verrechnen. || § 40. Fflr rechtliehe Verpfliehtunf 
u Kirchen- oder PfrUndenvermögen haften, ist zunächst das 
t, wenn dieses nicht ausreicht, die Substanz des Vermügen 
nehmen. |[ Wenn jedoch ausser dem Kirchen- oder Pfründen 
lere Verpfliclitete vorlianden sind, so hat für die bezügliche 
er Theil der VermOgensEuhstauz aufzukommen, dessen Ertr&i 
laufenden Bedürfnisse der Kirclie oder Pfründe benöthigt \ 
von den übrigen Verpflichteten nach Maassgabe ihrer Vc 
ten. jl § 41. Die Verwaltung des Vermögens der Kirchen nni 
len bestehenden kir&hlichcn Anstalten (Stiftungen und dergl 
jemcinen nach dr~ " — -"satae einzuriclitcii, dass an derselbe 
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sichtsrechtes (§ 38) nach den diesfalls bestehenden statutarischen Anordnungen. ^'- ^^^' 
I § 45. Innerhalb der Grenzen der voranstehenden Bestimmungen verbleibt oest«rrdeii. 
den Bischöfen und ihren Stellvertretern der ihnen nach den kirchlichen Vor- ''- **** ^^^ 
Schriften zukommende Einfluss auf die Verwaltung des in ihren Sprengein be- 
findlichen Kirchenvermögens, insoweit diese kirchlichen Vorschriften den Staats- 
gesetzen nicht widerstreiten. |! § 46. Das Pfründenvermögen wird von den 
geistlichen Nutzniessem der Pfründe unter Aufsicht der Patrone und unter der 
Oberaufsicht der Bischöfe und des Staates (§ 38) verwaltet. I| Die rticksichtlich 
der Obsorge der Pfarrgemeinden über die Pfründengebäude bestehenden ge- 
setzlichen Vorschriften bleiben aufrecht || § 47. Rein kirchliche Stiftungen 
verbleiben in der Verwaltung der kirchlichen Organe. || Ueber Zweifel hinsicht- 
lich der kirchlichen Natur einer Stiftung entscheidet in letzter Instanz der 
Cultusminister. || § 48. Zur Beurkundung von Rechtsgeschäften fQr eine Kirche 
oder kirchliche Anstalt wird die Fertigung des Kirchenvorstehers und min- 
destens zweier Mitglieder der im § 41 bezeichneten Vertretung erfordert. Ij 
§ 49. Erhebliche Veränderungen in der Substanz des Kirchen- sowie des 
Pfründen- und Stiftungsvermögens müssen sofort der staatlichen Cultusverwal- 
tung angezeigt werden, l] § 50. Bei der Fructificirung des Kirchen- und 
Pfründenvermögens sowie des Vermögens kirchlicher Anstalten (Stiftungen und 
dergleichen) sind, was die Art der Anlage und die Bedingungen der Sicher- 
stellung anlangt, die Vorschriften maassgebend, welche zu Gunsten der unter 
den besonderen Schutz der Gesetze gestellten Personen bestehen. || Bei wechsel- 
seitigen Unterstützungen zwischen Kirchen derselben Diöcese können im Ein- 
verständnisse der staatlichen Cultusverwaltung und der Ordinariate aus beson- 
ders rücksichtswürdigen Gründen Ausnahmen von der voranstehenden Regel 
zugelassen werden. || § 51. Die Bestimmungen der Ministerial Verordnung vom 
20. Juni 1860 (R. G. Bl. Nr. 162) und vom 13. Juli 1860 (R. G. Bl. Nr. 175) 
über Veräusserung und Belastung des Vermögens katholischer Kirchen, Pfrün- 
den und geistlicher Anstalten haben mit Ausschluss jener Anordnungen, wonach 
derartige Geschäfte der Genehmigung seitens der päpstlichen Curie unterliegen, 
fortzugelten. || § 52. Bis zur Erlassung der besonderen Gesetze über die Ver- 
waltung des Kirchen- und Pfründenvermögens (§§ 37 und 43) werden die zur 
Ausführung der Bestimmungen dieses Gesetzes nothwendigen Vorschriften im 
Verordnungswege erlassen. || § 53. Hört eine einzelne kirchliche Gemeinschaft 
oder Anstalt, welche selbständig Vermögen besessen hat, zu bestehen auf, so 
ist dieses Vermögen, soweit über dessen Verwendung nicht stiftungsmässige 
Anordnungen bestehen, dem Religionsfonds zuzuwenden. || § 54. Wenn nach 
den Ueberschüssen, welche aus den Renten eines kirchlichen Vermögens durch 
eine längere Reihe von Jahren in Ersparung gebracht werden, mit Sicherheit 
anzuehmen ist, dass das betreffende Vermögen zu dem damit bewidmeten kirch- 
lichen Zwecke nicht vollständig benöthigt wird, so kann die staatliche Cultus- 
verwaltung nach Einvernehmung des betheiligten Ordinariates verfflgen, dass 
der dem Durchschnitte der jährlichen Ueberschüsse entsprechende Theil des 



.vu iiu uiucuiiivueu iustanzeuzDgc, wenD sie hingegen ans i 
Titel gefordert wird, von den Gerichten entschieden, 'j Wird 
ng aus dem Titel des Patronatcs in Anspruch genommen, so 
)n)peteDZ zar Entscheidung nach den diesfalls bestellenden 
iriften (§§ 33 and 34). 1| § 56. Die Verwaltungshehördcn ; 
solcher Streitigkeiten über Leistongen zn Cultusznecken b 
das dringende Interesse der Seelsorge erheischt, aaf Grui 
II ruhigen Besitzstaades oder, soweit derselbe nicht sofort ei 
uin, auf Grand der summarisch erhobenen thats&ch liehen and 
Itnisse ein Provisorium zu verordnen. || § 57. Unbeschadet 
den Bestimmungen bleiben die Vorschriften in Kraft, welche 
Eünigreicheu und Ländern in Betreff der Herstellung unc 
atholischen Kirchen- nnd Ffründengebäude, dann der Geisc 
tnparamente, Einricbtang nnd Erfordernisse bestehen. || In dt 
«ten Angelegenheiten haben auch fernerhin die Verwoltungsbel 
Fentlicher Fonds in Mitleidenschaft steht, von Amtswegen, ans! 
orlangen der betheiligteu Parteien die zur Bestreitung der ni 
;e erforderlichen Einleitungen zu treffen. |[ Sie haben insbesoi 
dehrheit von Leietungsiiflichtigen in Betracht kommt, eine 
idlang {Concurrenz- Verhandlung) anzuordnen, bei welcher di 
-. der Auslage festzustellen und sohin Über die Art ihrer Best 
ständniss sämmtlicber Betheiligten anzustreben ist. Lässt sich 
ärziolen, so ist über die in Streit gezogene Leistuugspfticht 
i oder seit der Verhandlung erhobenen thatsächlichen nnd 
tnissG im regelmässigen Instanzenzuge, und zwar nach Bescha 
ide entweder definitiv oder nrovisoriseh zu erkennen (§§ 6J 
D besonder..« m. uu Ober das IntpstJitorh«/>i>f ■ 
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liehen Behörden erlassenen Anordnungen nnd jedem von ihnen kraft dieses ^^-^^^ 
Gesetzes gestellten Verlangen nachkommen. Zu diesem Ende können die Be- oartemieh. 
hörden Geldhussen in einer den Vermögensverhältnissen angemessenen Höhe ' ^^ ^•7*- 
sowie sonst gesetzlich zulässige Zwangsmittel in Anwendung bringen. 

Die confessionellen Gesetze vom 7. und 20. Mai 1874; mit Materialien 
und Anmerkungen herausgegeben von P. Gautsch von Frankenthurm. Wien 1874. 

Allgemeiner Theil des Motivenberichtes zum Regierungsent- 
wurfe des oben mitgetheilten Gesetzes*). 

Das Verhältniss zwischen der österreichischen Staats- und der katho- 
lischen Eirchengewalt hat im Laufe der Zeiten mannigfache Wandlungen 
erfahren. Eine genauere Betrachtung lässt indess erkennen^ dass sich diese 
Entwicklung nirgends von dem grossen Gange der Geschichte entfernte, dass 
vielmehr in der wechselnden Gestaltung des österreichischen Staatskirchen- 
rechts stets nur die particuläre Darstellung allgemeiner historischer Pro- 
cesse zu erblicken ist || Im 18. Jahrhundert trat das herrschende staats- 
kirchenrechtliche System unter österreichischem Namen auf (y^Josephinismos^'.) 
Allein, wenn auch österreichische Regenten — Maria Theresia und Josef IL 

— diesem Systeme besonders entschieden anhingen, so war doch letzteres 
selbst keine eigenthümliche östereichische, sondern eine allgemeine geschicht- 
liche Erscheinung. Der ,,Josephinismus^ repräsentirt eben den Durchgang 
des Verhältnisses von Staat und Kirche durch die geschichtliche Region des 
Polizeistaates. Mochte sich dieses System immerhin zu theoretischer 
Rechtfertigung auf die Grundsätze des Gallicanismus; Jansenismus, Febro- 
nianismus, überhaupt auf kirchenrechtliche Doctrinen berufen, in Wirklich- 
keit entstammte es doch keiner anderen Quelle, als der damals herrschenden 
Staatsauffassung, jeuer eudämonistischen Politik, welche alle öffentlichen 
Aufgaben in dem Einen Zwecke des allgemeinen Wohlstandes zusammen- 
fasste und diesem Zwecke Alles im Staate, vom Regenten angefangen, dienst- 
bar werden Hess. Demgemäss ist es auch nicht richtig, das Wesen des 
Josephinismus vor Allem in der starken Hand zu erblicken, welche damals 
der Staat über die Kirche hielt. Die EigenthOmlichkeit dieses Systems liegt 
vielmehr darin, dass es die Selbstständigkeit des kirchlichen Lebens nicht 
gelten Hess, sondern die Kirche als Staatsanstalt ansah und als solche zur 
Erreichung der politischen Zwecke heranzog. Die kirchlichen Autoritäten 
sollten eine Art „moralisirende Obrigkeit*^ sein, wirksame Mitarbeiter jener 
allumfassenden Polizei, in deren Ausbildung man damals — wie erwähnt 

— die ganze Staatsaufgabe sah. || Wie nun die politische Grundlage dieses 
Systems („Polizeistaat^', „aufgeklärter Absolutismus'^ fast allen europäischen 

' Staatswesen gemeinsam war, so ward auch das System selbst allerorten aus- 
gebildet und in allen staatlich - kirchlichen Dingen zur Richtschnur genom- 
men. II So in Bayern, Preussen, überhaupt in Deutschland, aber auch in 
Frankreich, Toscana, Portugal u. s. f. || Doch gab es allerdings kein Staats- 
wesen, wo zur Durchführung des Systems so tief und so entschieden in das 
kirchliche Leben eingegriffen wurde, wie in Oesterreich. Mit einöm an die 

*) Der allgemeine Theil dieses Motivenberichtes wird hier, trotz seines grösseren 
Umfanges, wegen der hervorragenden Bedeutung, die demselben zukommt, vollständig 
mitgetheilt. — Der speciellc Theil des Motivenberichtes, die Commissionsberichte und 
die vom Cultusminister in beiden Häusern des Reichs gehaltenen Reden sind mitgetheilt 
bei P. Gautsch v. Frankenthurm a. o. a. 0. [Anmerk. d. Herausg.l 



en Eaunitz an den i>äpstlichon Nuntius Garampi vom 12. Dece; 
;cret vom 19, Dccombrr 1781.) nirsoii (iniudsützcii c 
die bekaimton Einrieb tuiigcii, wt-k'lic uns als die Signatur d 
üinen; das Placct, die liaisorliche Agentur in Rom, die Genor 
Linortisationsge setze, die joscpliinisclie l'farrreguli rutig („jui 
natus, protcctionis et advocattae"), die staatlictien Anordiii 
gie und Ceremouienwesen („Gottesdienstordnongeu"), wie übe 
e gewünschten Inhalt der Predigten [für Coascriiftion, Impf« 
tik, gegen das Schmuggeln etc.), die Juanspruch nähme der 
tionäre ft)r lahHose Zwecke der öfFentlichcn Verwaltung. } 
von selbst, dass bei so weitgehenden Eingriffen der Staatsgewa 
anch jene religiösen Gebiete, >velche man nominell freiliess, 
lirchliclie Lehre, unter die staatliche Einwirkung lallen mm 
[anze Ausbildung der Eleriber nach den Anordnungen und 
:tung der St*atsgewalt vor sich ging, wo dio Katecliismen v 
n redigirt und edirt wurden, wo die schärfste Cen^ur auc 
lieben Schriften galt: da mnsste naturgem&Es der staatliche t 
ie innersten Gebiete des religiösen Lebens eindringen. So 
damals an allen theologischen Facultätcn Oesterreichs der 
IS gelehrt (Rautenstraueh, Riegger, Schröckh a. A.), und n 
1 wir die Staatsgewalt entscheiden, was „Glaube" und was „AI 
was „der wahren christbchen Religion", der „reinen Lehre 
ns" entspreche u. s. w. || Die nJlmlichon Ursachen, denen de 
15 seit dem Ausgauge des 18. Jahrhunderts in dem Obrige 
, bewirkten den Sturz desselben auch in Oesterreich. || Von 
lenon Ausgangspunkten hebt die historische Entwicklung s 
Europa das Verhältniss zwischen Staat und Kirche, vor A 
lathoüGclicn Kirche, aümätig auf neue Grundlagen stellte, 
ingspnnkt ist ein politischer. Dieselbe Bewegung der Geis', 
ler zweiten Hälfte des 18. .lahrhnnderts gegen den „Polize 

zog, befehdete •■ ' ssei seqnenz, den Jesephinismus. 

»nrnti™«(«llt- i... -- ,,.--. 
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iu Europa zuerst in Frankreich Eingang fanden^ so wurde auch die Eman- >^'' *io^ 
cipation der Kirche vom Staate zunächst in der französischen Verfassung oerterreifb 
von 1791 — freilich nur für wenige Jahre — durchgeführt In dem Lande;. M»i is?*! 
der sanctio pragmatica Karls VII. und des Concordatcs Franz' I. sollten hin- 
fort die Bisthümer durch canonischc Wahl hesetzt, die Pfarrer von den 
Bischöfen ernannt, die theologischen Schulen und der ganze Religionsunter- 
richt ohne jede Staatscontrole der Geistlichkeit überlassen werden. Als 
später in Deutschland die erste moderne Verfassung gegeben wurde, ward 
auch das erste Concordat geschlossen, welches die Kirche vom staatlichen 
Einflüsse befreien sollte (1817 — 18 in Bayern). Wie hierauf die belgische 
Verfassung als constitutionelles Muster galt und vielfach nachgebildet wurde, 
ward auch die belgische Kirchenfreiheit allerwärts als nachahmenswerthes 
Vorbild gepriesen. Als endlich in den „Grundrechten'' des Frankfurter 
Reichsparlaments eine Art doctrinärer Codex der neuen Staatslehren zu- 
sammengestellt wurde, ward eben dort auch der Kirchenfreiheit eine hervor- 
ragende Stelle eingeräumt (Artikel V. N. 6). 1| Neben diesem ersten, poli- 
tischen, hatte die neue Entwicklung auch einen zweiten, kirchlichen, Aus- 
gangspunkt, nämlich die im Laufe des 19. Jahrhundertes in Folge des Zu- 
sammenstreffens verschiedener geschichtlicher Ursachen eingetretene Erhöhung 
der Macht und des Einflusses der päpstlichen Curie. Wie diese Thatsache 
zunächst innerhalb der Verfassung der katholischen Kirche Bedeutung er- 
langte (und hier insbesondere den Sieg des sogenannten Papal- über das dem- 
selben seit Jahrhunderten entgegengestellte Episkopal - System herbeiführte), 
so äusserte sie auch bald einen maassgebenden Einfluss auf die Ausgestal- 
tung der Beziehungen zwischen der katholischen Kirche und der Staatsge- 
walt. Die kirchlichen Interessen fanden nunmehr eine kräftige einheitliche 
Vertretung, die Ordnung des Verhältnisses zum Staate konnte wieder, wie 
in früheren Zeiten, auf dem die gleiche Stellung beider Factoren mani- 
festirenden Wege von Verträgen (Concordaten oder vereinbarten Circum- 
scriptions-Bullen) erfolgen; vor Allem aber war es möglich, dass nunmehr, 
in Uebereinstimmung mit den alten Traditionen der Curie, die durch die 
politische Bewegung zur Geltung gekommene Idee der Freiheit der Kirche 
in dem Sinne vollständiger Unabhängigkeit der letzteren vom Staate, ja 
einer grundsätzlichen Coordination beider Gewalten weitergebildet wurde. 
Wie im Mittelalter von Rom die Lehre von der Superiorität der kirchlichen 
Gewalt ausgegangen war, so war es auch jetzt wieder der Einfluss der Curie, 
durch welchen die Idee einer der Staatsgewalt zwar nicht übergeordneten, 
aber auch von derselben nicht abhängigen kirchlichen Gewalt in immer 
weitere Kreise vordrang. Nach dieser bald von der ganzen katholischen 
Geistlichkeit vertretenen Anschauung betrifft das staatliche und das kirch- 
liche Walten ganz verschiedene Gebiete des menschlichen Lebens, und hat 
deshalb der Staat auf das von der Kirche in Anspruch genommene Terrain 
und auf die Ausübung der kirchlichen Gewalt überhaupt keinen Einfluss zu 
nehmen, auch nicht jenen allgemeinen, negativen Einfluss, den er sich selbst 
bei der freiesten Verfassung hinsichtlich der bürgerlichen Associationen vor- 
behält; „es besteht in der katholischen Kirche eine Gewalt in Gegenständen 
der Religion, die von jener anderen, welche in bürgerlichen Dingen an der 
Spitze steht, durchaus verschieden ist, eine Gewalt, die die höchste in ihrer 
Art und wesentlich unabhängig von aller irdischen Herrschaft ist, eine Ge- 
walt, die als solche alle zum Zwecke ihrer Einsetzung nothwendigen Rechte 
in sich vereinigen muss und namentlich jene, „Gesetze zu geben, zu richten 
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Kr. «07 „nj 2a strafen" (päpstliche Denkachrift ober die EOloer Wirren vom 19. April 
oh^^ioIi. 1839), P Indem sicli nun diese kirchliciien Aspirationen an die zuerst er- 
7. H^ 1874, wähnten, mit ihnen bis zu einem gewissen Fankte parallel lanfenden poli- 
tischen anschlössen, ward der Sturz des beiden entgegenstehenden Josephi- 
uischen Sjstems allerwärts vollendet. In allen europäischen Staaten wurde 
das Verhältniss zwischen der Staats- und der katholischen Kirchengewalt 
auf neue Grundlagen gestellt, welche alle mehr oder weniger die von der 
Curie geforderte Unabhängigkeit des kirchlichen Wirkens gelteu liessen. In 
den meisten L&ndem kam es hiebei zum Abschlüsse von Concordaten oder 
— seitens protestantischer Kegieningen — zur Vereinbarung von Circnm- 
, scriptions-B allen. Dabei zeigt sich ein fortwährendes Wachsen der kirch- 

lichen Ansprüche und ein immer stärkeres ZurQckweichen der Staatsgewalten. 
Die Bestimmungen der älteren Concordate wnrden noch durch gleichzeitige 
Ennnciatiouen der Staatsgewalten abgeschwächt; so das französische Con- 
cordat von 1801 dnrch die bekannten „organischen Artikel", das harerischc 
von 1817 durch die gleichzeitige Publlcation mit der Verfassnngsnrknnde 
und dem sogenannten Religionsedicte (vom 26. Mai 1818); desgleichen wurde 
in Frenasen die Circnmscriptions-Bulle „de salute animarnm" (vom 16. Jnli 
1821) nur „unbeschadet der königlichen Uajestätsrechte und des Rechtes 
der evangelischen Unterthanen und der evangelischen Kirche" kundgemacht 
(Cabinetsordre vom 23. August 1823}. In gleicher Weise wurde in Hannover 
die Ci rcum sc riptions- Balle Impensa Romanorum vom 26. März 1834 kund- 
gemacht (Decret vom 20. Mai 1824), älmlich auch von den Staaten der ober- 
rheinischen Kirchenprovinz nach Kundmachung der Bullen Frovida sollersquc 
(vom 16. August 1821) und ad dominici gregis custodiam (vom 11. April 
1827) verfahren [Religion sedict vom 30. Jänner 1830). In allen diesen 
staatlichen Ennnciationen wurden noch immer einzelne Einrichtungen des 
Josephini seilen Systems, so das Placet, der recnrsus ab abusu etc., beibe- 
halten. Dagegen weisen die späteren kircbenpolitischen Acte einen fast voll- 
ständigen Erfolg der kirchlichen Ansprüche auf. Diese zweite Entwicklungs- 
phase beginnt mit dem der Kirche günstigen Ausgange der Streitigkeiten 
zwischen der prenssischen Regierung und den Erzbischöfen von Köln und 
Posen (1836 — 1840) und erreicht ihren Höhepunkt in der politischen Ent- 
wicklung seit 1848. Schon 1841 wnrde von der prenssischen Regierung 
das Placet abgeschafft, eine eigene katholische Abtheilung in dem Cultns- 
ministerium errichtet, den Bischöfen das Reclit zur Ertheilnng der missio 
canonica zugestanden n. s. w. Andere Concessionen machte die bayerische 
Regierung mit dem Ministerialrescripte vom 25. September 1841. Seit 
1848 kam den kirchlichen Ansprüchen sowohl der vorflb ergeh ende Erfolg 
des Liberalismns, als der darauf eingetretene Rückschlag zu statten. Nach 
dem Muster der — bereits oben erwähnten — Frankfurter Reichs Verfassung 
wnrden in den ans jener Zeit herrührenden Verfassungsnrkundcn t&st alle 
Rechte des Josephiuischen Systems beseitigt. So wurde z. B. in der preus- 
sischen Verfassung vom 31. Jänner IS.'iO nicht bloss der ArLV. Nr. 6 der 
Frankfurter Grundrechte wiederholt (und dieas sogar ohne den die Unter- 
werfung unt«r die Staatsgesetze aussprechenden Zusatz), sondern auch jedes 
staatliehe Emennungs-, Vorschlags-, Wahl- und Bestätignngsrccht bei Be- 
setzung kirchlicher Stellen, insoweit dasselbe nicht auf dem Patronate oder 
besonderen Rechtstiteln beruhte, ausdrücklich abrogirt 1| Wo die früheren 
Verfassungen angeändert verblieben, wnrde ein beträchtlicher Theil der 
kirchlichen Forderungen im Wege von Specialgesetien gewährt (so in der 
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oberrheinischen Kirchenprovinz, mit Ansnahme KurhessenS; durch das Edict ^'' ^^^^ 
vom 1. März 1853, in Bayern durch Rescript vom 30. März, respective q^^^'j^^^ 
8. April 1862). Ihren letzten Abschluss fand diese Entwicklung in den — 7. Mai iSTi. 
unten näher zu erwähnenden — Concordaten mit den Regierungen von 
Oesterreich, Württemberg und Baden. !| In Ocsterreich blieb der Josephinis- 
mus geraume Zeit länger in Geltung als in den anderen europäischen Staaten. 
Nach dem Tode Kaiser Josefs wurden zwar einige Härten des Systems ge- 
mildert, die Principien desselben aber ungeschwächt aufrechterhalten und 
selbst weiter entwickelt. Noch durch fast sechs Decennien herrschte in 
Oesterreich wie das politische, so auch das staatskirchliche System der 
zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts. || Fast alle Concessionen der nach- 
josephinischen Zeit sind bereits in dem Hofdecrete vom 17. März 1791, 
der eigentlichen Gnmdlage unseres Staats-Kirchenrechts bis 1848, enthalten. 
Sowohl in diesem Gesetze wie in anderen gleichzeitigen und späteren wird 
neben den das Einzelne betreffenden Concessionen der grundsätzliche Stand- 
punkt der Staatsgewalt in kirchlichen Dingen, die landesherrliche Macht- 
vollkommenheit circa sacra, ausdrücklich und nachdrücklichst gewahrt Ja, 
dieser Standpunkt wird bisweilen schroffer formulirt als früher, wie z. B. 
in dem die kirchliche Strafgewalt betreffenden Hofdecrete vom 3. März 1792, 
aus dessen doctnnärcm Tone der Geist des Josephinischen Systems beson- 
ders deutlich herausspricht. Daneben hatten die Zugeständnisse in Betreff 
der Liturgie, der Processionen, der Demeritenhäuser , der Aufhebung der 
Generalseminare, der Errichtung der bischöflichen Hauslehranstalten u. dgl. 
wenig zu bedeuten. Ob die staatlichen Anordnungen der Kirche günstig 
oder ungünstig waren, schon der Umstand, dass die Staatsgewalt überhaupt 
fortfuhr, Anordnungen über innere kirchliche Angelegenheiten zu treffen, 
beweist den Fortbestand des Josephinischen Systems. In diesem Sinne sind 
z. B. die umfassenden Allerhöchsten Entschliessungen vom 25. März 1802 
(Hofdecret vom 2. April desselben Jahres) aufzunehmen, von denen die 
erstere die Hebung des Säcular-, die zweite jene des Regularclerus bezielte. 
Gerade bei solchen der Kirche wohlgemeinten Maassnahmen zeigte sich am 
deutlichsten, mit welcher Unbefangenheit damals die Staatsgewalt über die 
eigensten Angelegenheiten der Kirche disponirte. || Nur in einer Beziehung 
war thatsächlich eine Aenderung eingetreten. Die staatsrechtlichen Sätze 
waren dieselben geblieben, aber sie wurden nunmehr in anderem Geiste und 
in milderem Sinne geübt. Die gährenden Aufklärungs-Ideen des 18. Jahr- 
hunderts waren nicht bloss gegen die kirchlichen Einrichtungen, sondern 
zum Theile gegen die religiösen Ueberzeugungen selbst gerichtet gewesen. 
Seither war dem Sturme und Drange dieser Bestrebungen eine ruhigere und 
gerechtere Anschauung gefolgt Der Antagonismus zwischen Staat und Kirche, 
der sich naturgemäss entwickelt hatte, solange es galt, die gewünschten 
Staatsprärogative der Kirche abzuringen, war in eben dem Maasse gewichen, 
in welchem der angestrebte Zustand erreicht und zum ruhigen Besitze ge- 
worden war. So sehen wir in den späteren Decennien des gegenwärtigen 
Jahrhunderts Staat und Kirche in Oesterreich ungeachtet des fortdauernden 
Josephinischen Systems im Ganzen und Grossen in gutem Einvernehmen und 
in versöhnlichem und friedlichem Zusammenwirken. || Der förmliche Anschluss 
an die eben geschilderte neue Entwicklung des Verhältnisses zwischen Staat 
und Kirche trat in Oesterreich erst im Jahre 1848 ein. Während die 
Ereignisse dieses Jahres in anderen Staaten nur die längst begonnene Ent- 
wicklung beschleunigten und abschlössen, bezeichnen sie in Oesterreich 
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erst den AnsgangspuDkt derselben. Zwar war auch von der österreicliischcn 
Regierung, wie von allen andern Staaten, bereits im vierten Deccnniam des 
Jahrhunderts der Abschluss eines Concordates mit der römischen Cnric an- 
gebahnt worden; allein schon die ersten Unterhandlungen scheiterten an der 
gänzlichen Unvereinbarkeit des von der Regierung noch immer festgehaltenen 
Josepbiniscbefl Standpunktes und der Anschannngon der Cnrie (1833—1834). 
So blieb CS der politischen Bewegung des Jahres 184Ö vorbehalten, die ge- 
änderten Anschauungen über die staatlich-kirchlichen Vcrhiütnisse auch in 
Ocstcrreioli zur Geltung zu bringen. In genauer Ue berein Stimmung mit dem 
oben geschilderten allgemeinen Gange der Dinge erfolgte auch bei uns der 
Stnrz des Josepbinischcii Systems in Folge des Zusammenwirkens politischer 
luid kirchliciier Factoren. Zunächst statnirte die Verfassung vom 25. April 
1848 „Glaubens- nnd Gewissensfreiheit", „freie Ausftbuug des Gottesdienstes 
für alle christlichen Coufessioncn sowie für den israelitischen .Cultns", „Be- 
seitigung der noch bestehenden bürgerlichen und politischen Rcclite einzelner 
religiöser Gesellschaften". Die Märzverfassung stellte sodann unter dem Ein- 
flüsse des Art. V. Nr. 6 der Frankfurter Grundrechte den Satz auf: „Jede 
gesetzlich anerkannte Kirche und Religionsgenosseuschaft hat das Recht der 
gemeinsamen öffentlichen Religion subung, ordnet uud verwaltet ihre Ange- 
legenheiten selbstst&ndig, bleibt im Besitze und Genüsse der für ihre Cultas-, 
Unterrichts- und Wohlthätigkeitsz wecke bestimmten Anstalten, Stiftungeu 
und Fonds, ist aber wie jede andere Gesellschaft den Staatsgesetzen unter- 
worfen". Durch diese Sätze war nicht nur iu negativer Hinsicht mit dem 
JosephinischcD Systeme gebrochen, sondern auch iu positiver die weitere 
Ausbildung des Verhältnisses zwischen Staat und Kirche im Sioue der poli- 
tischen Factoren angebahnt Allein die auf dem iiulitiscben Gebiete ge- 
wonnene Befreiung der Kirche von der staatlichen Bevormundung wurde 
auch bei uns znm Ausgangspunkte fflr die Bestrebungen der kirchlichen 
Partei nach vollständiger Unabhängigkeit vom Staate. Iu den acht Denk- 
schriften, welche die vom 30. April bis 17. Juni 184!) in Wien tagende 
Conferenz des österreichischen Episkopates der Rcgiurung überreichte, wird 
zwar der neue verfassungsmässige Rechtsbestand fOr die katholische Kirche 
acceptirt, gleichzeitig aber für jenen Schlusssatz des Verfassnngsortikels, 
welcher die anerkannten Kirclien den Staatsgesetzen unterwirft, eine andere 
Bedeutung, als die demselben von den politischen Parteien zuerkannte, in 
Anspruch genommen. „Die katholische Kirche" — hcisst es in der Denk- 
schrift vom 'AO. Mai 1849 — „kann ihr Recht, nach Gottes Anordnung zu 
bestehen nnd fQr die ewige Bestimmung des Menschengeschlechtes zu wirken, 
nicht von dem Ennessen der Staatsgewalt abhängen lassen; sie muBS sieh 
wider eine Auffassung verwahren, kraft welcher ihr Bestehen und ihre Ge- 
setzgebung den Verfügungen der weltlichen Macht in demselben Sinne unter- 
worfen wäre, wie es mit dem Fortbestande und den Statuten industrieller 
Gesellschaften der Fall ist." \\ In dem gleichen Geiste wurde auuh die iu der 
Verfassung ausgesprochene Gleichberechtigung der anerkannten Confessiouen 
(vgl. die Allerhöchste Entschliessung vom 26. December 181R, B. G. Bl. ex 
1840, Nr. 107, die Min isterial Verordnung vom 10. März IS-OO u. A.) von 
der Conferenz nur im Principe acceptirt, sofort aber die ausserordentliche 
Mehrheit der katholischen Bevölkerung hervorgehoben und darauf ein er- 
höhter Rechtsanspruch des katholischen Bekenntnisses gegründet. „Die ver- 
sammelten Bischöfe" — hcisst es in der citirten Denkschrift — „erkennen 
mit Dank, dass der katholischen Kirche die frohe Aussicht auf eine wohl- 
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thätige Ver&ndenuig ihrer Stellang eröffnet wird; doch können sie nicht ^'- ^^^ 
umhin, ihr Bedauern auszudrücken, dass die Regierung Seiner Majestät es qJJ^j v 
nicht für räthlich fand, jener Berücksichtigung, welche sie der katholischen 7. lui ig?«. 
Kirche ohne Zweifel zu zollen geneigt ist, auch einen gesetzlichen Ausdruck 
zu verleihen. Weun in Folge des Rechtes der Mehrheit Eiue Stimme in 
Fragen entscheidet, von deren Lösung das Schicksal des Vaterlandes abhängt, 
so kann wohl in Religionsinteressen einer 24fachen Mehrheit der Anspruch 
einer besonderen .Beachtung nicht versagt werden. Die versammelten Bi- 
schöfe sind überzeugt, dass die Regierung Seiner Majestät von solchen 
Grundsätzen ausgeht und, während sie anderen Religions-Gesellschaften neue 
Rechte verleiht, die alten wohlerworbenen Rechte der katholischen Kirche 
anerkennt und zu beschützen bereit isf Durch diese und ähnliche Aus- 
^führungen waren die kirchlichen Sonderbestrebungen deutlich bezeichnet {| 
Wie in allen europäischen Staaten vollzog sich auch bei uns die nächst- 
folgende Entwicklung des Verhältnisses zur katholischen Kirche wesentlich 
in einer den kirchlichen Ansprüchen günstigen Richtung. Es erflossen die 
kaiserlichen Verordnungen vom 18. und 23. April 1850, R.G.-B1. Nr. 156 
und 157, mit welchen ein grosser Theil der Forderungen des Episkopates 
zugestanden und überhaupt die Ausführung der neuen Verfassungsgrundsätze 
im Sinne der kirchlichen Partei angebahnt wurde. Die Regierung acceptirte 
insbesondere den Standpunkt, dass es zum Begriffe der Freiheit der Kirche 
gehöre, dass auch Gegenstand und Grenze der kirchlichen Wirksamkeit 
nach dem Kirchengesetze bestimmt werde. „Die Regierung'^, heisst es in 
dem allerunterthänigsten Vortrage, mit welchem die Verordnung vom 23. April 
1850 zur Allerhöchsten Sanction vorgelegt wurde, „ist von dem Grundsatze 
ausgegangen, dass die Ueberzeugungen, welche den Menschen mit einer 
höheren Welt verknüpfen, dem heiligsten Bereiche der Freiheit angehören. 
Die katholische Kirche ruht auf dem festen Grunde der Ueberzeugung, dass 
sie nicht nur ihre Glaubens- und Sittenlehre, sondern auch die Grundzüge 
ihrer Verfassung durch göttliche Offenbarung empfangen habe; sie kann 
daher nicht, wie andere Gesellschaften, ihre eigenen Gesetze willkürlich än- 
dern. Jede Staatsgewalt, die eine Verständigung über ihre Beziehungen zur 
katholischen Kirche wünscht, muss demnach jene Gesetze anerkennen, und 
die Regierung hat diese Nothwendigkeit nie verkannt/' || Der Inhalt der ci- 
tirten Verordnungen entsprach dem Standpunkte der Regierung. Die Ver- 
ordnung vom 18. April 1850 beseitigte das Placet für alle Curial- und 
bischöflichen Erlässe und alle sonstigen gesetzlichen Beschränkungen des 
Verkehrs zwischen der Curie, den inländischen Kirchenvorstehem und den 
Gläubigen. Mit derselben Verordnung wurde die kirchliche Strafgewalt über 
Cleriker restituirt und zur Durchführung aller ordnungsmässigen kirchlichen 
Amtshandlungen das Brachium zugesagt. Noch wichtiger waren die Zuge- 
ständnisse, welche in der Verordnung vom 23. April 1850 „hinsichtlich der 
Beziehung der katholischen Kirche zum öffentlichen Unterrichte^ gemacht 
wurden. Hiemach ward das Recht zur Ertheilung des Religionsunterrichtes 
oder zum Vortrage der Theologie an was immer für einer öffentlichen Lehr- 
anstalt von der jederzeit widerruflichen Ermächtigung des Diöccsanbischofs 
abhängig gemacht (sogenannte Ertheilung der Missio), von welcher Be- 
stimmung selbst die vom Staate zu ernennenden, respective zuzulassenden 
Professoren und Privatdocenten an den theologischen Facultäten nicht aus- 
genommen wurden. Desgleichen sollte hinfort der Bischof die Hälfte der 
Prüfungscommissare für die strengen theologischen Prüfungen ernennen und 
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jeder Caodidat des theologiechen Doctorgrades gehalteo Gein, vor dem Bi- 
schöfe oder dessen Stellvertretet* die professio fidei nach dem trideiitinischcu 
Symbolnm abzulegen. |{ Dia Bestimmungen der Verordnung Totn 18. April 
185U wurden weiter ausgeführt dorch die Ministeriaivcrorduang vom 15. Juli 

1850, R.-G.-Bl. Nr. 820, betreffend „die Straf- und Disciplinar-Amtshand- 
Inngen gegen liatholischc Geistliche, dann der WirkungEkreis der Regiernngs- 
beliörden in Angelegenheiten des katholischen GottesdieoBtes und der Pfair- 
Concursprüftingcn"i ebenso erhielten die Bestimmnngen der Verordnung vom 
2.3. April 185ü ihre weitere AnsfUlirung in der Minis terial Verordnung vom 
30. Juni 1850, R.-G.-Bl. Nr. 319, betreffend „die katholisch -theo logischen 
Diöcesan- und Kloster-Lehranstalten nnd Facultäten", dann in der Alinisterial- 
verordnung vom 16. September 1861, R.-G.-Bl. Nr, aiC, durch welche die 
allgemeinen Anordnungen vom 1. Oetober 1650 Über die FacaltAtsstudien 
auf die Studirenden der Theologie „angewendet" {richtiger zum grössteu 
Theile aufgehoben) wurden (vgl. aneh die Ministerialverurdnung vom 26. Mai 

1851, Z. 5t2J}). II Allen diese» Normen inhärirte aber das gemeinsame Merk- 
mal der Un Vollständigkeit. Sie enthielten Ansätze zur Dnrchfahmng der 
neuen Principien, aber sie genügten hierzu nicht. Das sehr amfangrcichc 
Detail der Beziehungen zu der katholischen Etrchengewalt, welches sich 
aus einer vielhundcrtjilhrigen politischen Entwicklung herausge staltet hatte, 
war mit den neuen Rechtssätzen nach keiner Richtung erschöpft. Sowie 
sich daher die neuen Bestimmungen selbst zum Theile als provisorisclie an- 
kündigten, so wies auch ihr Inhalt und ihre Tendenz auf eine nachfolgende 
umfassende Gesetzgebung hin. || Diese Gesetzgebung erfolgte endlich auf 
Grund des nach fünfjährigen Unterhandlungen am 18. August 1855 abge- 
schlossenen Concordatcs mit dem heiligen Stuhle (Patent vom 5. November 
1855, R-G.-Bl. Nr. 165). Theils durch ihre ausdrücklichen Bestimmungen, 
theils durch die Verweisung auf das kanonische Recht als subsidiäre Rechts- 
quello (Art. XXXtV), theils endlich durch die in Ansfuhrung des Concor- 
dates später ergangenen Nonnen, umfasste die Gesetzgebung die Gesammt- 
heit der rechtlichen Beziehungen zwischen dem Staate, der katholischen 
Kirche und den einzelnen Angehörigen der letzteren in dieser ihrer con- 
fessionellen Eigenschaft. Das Patent vom 5. November 1855 enthielt somit 
das Grundgesetz für die katholische Kirche in Oesterreich, Hhnlich so, wie 
später in dem Patente vom 8. April 18(il das Grundgesetz für die evan- 
gclisclie Kirclic gegeben wurde. Die seit dem Jahre 1848 im Flusse ge- 
wesene Entwicklung der staatlich - kirchlichen Dinge war damit nach jeder 
Richtung zum Abschlüsse gebracht. Der katholischen Kirche war ein seltenes 
Maass von Freiheit und Selbstständigkeit zu Theil geworden, der staatliche 
Einfluss auf die kirchlichen Dinge hatte — insoweit er nicht überhaupt 
aufgegeben worden war — kirchliche Gewähr und Bestätigung erhalten. 
Das geschlossen^ staatskirchenrechtliche System des Josephinismns war durch 
ein anderes ebenso einhcitliclies und umfassendes System ersetzt. || Da das 
Patent vom 5. November 1855, abgesehen von den sofort zu erwähnenden 
partiellen Abänderungen, die gegenwärtig in Kraft stehende Gesetzgebung 
enthält, so werden die einzelnen Bestimmungen desselben nnten bei Er5r- 
terung der Motive der Regiernngs vorläge zur Sprache kommen. An dieser 
Stelle ist nur im Allgemeinen hervorzuliehen, dass in der mit dem Patente 
vom 5. November 1655 kundgemachten Convention, ebensowie in den voran- 
gegangenen Concordaten der anderen Staaten, die von der Curie vertretene 
Anschauung über das Vcrliältniss zwischen Staat und Kirche zu maass- 
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gebender Geltung gelangte. Nach ihrem Inhalte blieben die neuen Be- N'- ®^^' 
Stimmungen in manchen Funkten^ z. B. was die Ernennung für kirchliche ^ ^^^^^ 
Aemter betrifft, selbst hinter den freiwilligen Zugeständnissen anderer Re- 7, Mgi 1974. 
gierungen, z. B. der preussischen, zurück; dafür aber trat der principielle 
Standpunkt um so schärfer hervor. Mit der Convention vom 18. August 
1855 vollzog sich für Oesterreich die Anerkennung des coordinativen Ver- 
hältnisses zwischen Staat und Kirche, die Verwirklichung jener dualistischen 
Idee, der zufolge die beiden Gewalten in vollständiger Selbstständigkeit und 
Unabhängigkeit neben einander bestehen sollen, jede in ihrem Kreise nach 
freier Selbstbestimmung waltend. Dass diese Idee in dem österreichischen 
Goncordate mit noch grösserer Prägnanz ausgeführt erscheint als in der 
parallelen Action der anderen Staaten, erklärt sich aus dem Umstände, dass 
bei uns die neue Entwicklung um so entschiedener auftreten musste, je leb- 
hafter gerade hier die entgegengesetzte Strömung (der Josephinismus) ge- 
waltet hatte, sowie daraus, dass die kirchliche Bewegung Oesterreich zuletzt, 
also zu einer Zeit erreichte, wo sie bereits um Vieles mächtiger war als in 
ihren Anfängen. Dass auch in dieser Beziehung keine auf Oesterreich be- 
schränkte Entwicklung vorliegt, wird schon durch die Wahrnehmung be- 
wiesen, dass die um dieselbe Zeit mit anderen Regierungen geschlossenen 
Goncordate (so das württembergische vom 8. April 1857, das baden'sche 
vom 28. Juni 1859) eine ganz gleiche Steigerung der kirchlichen Ansprüche 
aufweisen. || Inzwischen war die geschichtliche Entwicklung des Verhältnisses 
zwischen Staat und Kirche zu einem neuen Wendepunkte gelangt. Schon 
die Schicksale der beiden letztgenannten Goncordate, welche beide nicht 
Gesetzeskraft erlangen konnten, weisen auf die Anfänge einer Bewegung, 
die eine abermalige Aenderung des kirchlichen Rechtsbestandes bezielte. || 
Auch in dieser letzten Entwicklung lässt sich ein politischer und ein kirch- 
licher Factor unterscheiden. Auf dem seit 1848 freigegebenen Gebiete 
praktischer Politik wurde manche Erfahrung gewonnen, durch welche die 
früher auf theoretischem Wege gebildeten Ansichten widerlegt erschienen. 
Man erkannte endlich, dass derselbe politische Satz, auf verschiedene Ver- 
hältnisse angewendet, verschiedene Resultate ergebe. Man erfuhr insbeson- 
dere, dass dieselbe Anforderung freier individueller Entwicklung bei einer 
so umfassenden und wohlorganisirten religiösen Gemeinschaft, wie die katho- 
lische Kirche, ganz andere Ergebnisse herbeiführe, als bei einer gewöhn- 
lichen Privatgesellschaft, und dass daher die Gleichstellung dieser Kirche 
(wie überhaupt der grossen Religionsgesellschaften) mit „anderen Gcsell- 
schaften'^ zur Wahrung der staatlichen Prärogative nicht genüge. Eben 
weil eine grosse Kirche ein wesentlich anderer Organismus ist, als eine 
Privatgesellschaft, konnte dasselbe Maass freier Selbstbestimmung, welches 
bei der letzteren ganz unbedenklich blieb, bei der crsteren zur vollständigen 
Beseitigung des staatlichen Einflusses führen. Zugleich belehrten die ge- 
steigerten kirchlichen Ansprüche über den inneren Gegensatz, welcher 
zwischen der politischen Forderung auf Freigebung des religiösen Lebens 
und zwischen dem kirchlichen Ansprüche auf Unabhängigkeit vom Staate 
besteht Aus all' dem ergaben sich Bestrebungen, welche, ohne in die Auf- 
fassung des Josephinismus wieder hinüberzulenken, dahin gerichtet waren, 
die Abhängigkeit des äusseren Rechtsbestandes der Kirchen in dauernden, 
gegen kirchliche Uebergriffe schützenden politischen Institutionen zur Gel- 
tung zu bringen. Es sollte der, unbeschadet der Freiheit des kirchlichen 
Lebens mögliche und nothwendige Einfluss auf die religiösen Gemeinschaften 
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wiedergewonnen und rerfasBnngsrnftssig BichergesteUt werden. || Einen be- 
sonderen AustoES erhielten diese BeEtrcbungen durch Vorwöge innerhalb 
der kirchlichen Kreise, welche den Gegensatz zwischen den Anschannngen 
der Curie und der modernen Staatsanffasanng bokondeten. Schon die päpst- 
liche Encfclika vom 8. December 1861 und der derselben beigegebene, 
80 Irrlebren der Zeit Terurthcilendc „Syllabns" wnrde als ein Angriff gegen 
die Grandlagen der heutigen europäischen Gesellschaft angesehen; noch mehr 
provocirten die Beschtllssc des vaticEuiiscben Concils von 1870. Insbesondere 
waren es die — gegen die Besorgnisse und den Widerstand der Concils- 
minorität selbst — proclamirten Glaubenssätze von dem unfehlbaren Lohr- 
amte und der unmittelbaren Jurisdiction des Papstes, welche den Wider- 
stand der staatlichen Kreise gegen die kirchlichen Aspirationen wachriefen. 
; In dem Verlaufe dieser letzten Entwicklung des Verhältnisses znr katho- 
lischen Eirchengcwalt lässt sich ein doppeltes Stadium unterscheiden: im 
Anfange war die Bewegung mehr auf die Bevölkerung und die Abgeordneten- 
kammern beschränkt; seit der Froclamirung der vaticanischen Beschlüsse 
nalimeu auch die Regierungen lebhafteren Antheil. Bio ersten Erfolge er- 
rangen die neuen Bestrebungen in Baden und Württemberg, wo die Kechts- 
verhältnisse der katholischen Kirche unter Beseitigung der abgeschlossenen 
Coneordate durch Staatsgesetze — vom 9. October 1860, beziehungsweise 
vom 30. Jänner 1862 und durch nachgefolgte weitere Anordnungen — 
geregelt wurden; auch in dem Grossherzogthum Hessen wurde die 18&4 
abgeschlossene Convention mit dem Mainzer Bischöfe 1866 ausser Kraft 
gesetzt. Im Ganzen blieb die neue Entwicklung auf Deutschland und 
Ocstcrrcich beschränkt; in den anderen Ländern fanden selbst die vaticani- 
schen Beschltlssc keinen Widerstand. In Italien führte zwar die Eroberung 
des päpstlichen Patrimoniums und die Einziehung der Kirchengttter heftige 
Conflicte zwischen Staat und Kirche licrbei; die Regierung nahm aber eben 
von denselben AnlasB, ein System vollständiger Trennung der Kirche vom 
Staate mit weitgehender Unabhängigkeit der erstcren durchzuführen (Gesetz 
vom 13. Uai 1&7I, tit. scg. relazione dello stato colla chiesa). {| In Oester- 
reich war seit der Wiedereinfllhrung der constitutionellen Begiemngsform 
im Jahre 1860 das politische Bestrehen vor Allem dabin gerichtet, gewisse 
im Coneordate zum Theile der Kirche Uberlassene öffentliche Belange voll- 
ständig für die staatliche Gesetzgebung zurück zuerlangen. Ab solche Belange 
wurden insbesondere die Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit in Ehesachen, 
die Aufsicht über den öffentlichen Unterricht und das interconfessionelle 
Recht angesehen. Eine weitergehende Forderung war dahin gerichtet, das 
Patent vom 5. November 1855 im Ganzen zu abrogiren und alle con- 
fessionellen Verhältnisse im Wege der slaatlictien Gesetzgebung zu r^^ln. 
Zu letzterem Endo wurde von dem ständigen confessiouellen Ausschüsse im 
Laufe der ersten Ueichsrathssession ein sogenanntes „Religionsedict" aus- 
gearbeitet (im Hause zuerst von dem Ageordneten MQhlfcld, später in ver- 
änderter Form von dem Abgeordneten Figuly vorgelegt). . Diesen Bestrebnngn 
gegenüber konnte die Regierung — da das Verhältniss zur katholischen 
Kirche im vertragsmässigen Wege geordnet worden war und da weder inner- 
halb der staatlichen noch innerhalb der kirchlichen Spliäre Etwas vorge- 
fallen war, was /u einem einseitigen, sei es gänzlichen oder theilweiseu Ab- 
gehen von dem bestehenden Uebereinkommen berechtigt hätte — nur anf 
eine den vorwaltenden Wünschen entsprechende Abänderung des Concordates, 
respective auf eine diesfäUige neue Vereinbarnng mit der Curie bedacht 
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sein. Es wurden auch in dieser Richtung Unterhandlungen eingeleitet, ^'- ^^^' 
welche jedoch ohne Erfolg blieben. !| Anders gestaltete sich die Stellung der ^^^^ 
Regiening seit der Ergänzung der Verfassung durch die Staatsgrundgesetze 7. mai ig74. 
vom 21. December 1867. In der von da anhebenden Entwicklung sind 
zwei Stadien zu unterscheiden: das eine endet mit der theilweisen Aufhebung 
des Concordates iin legislativen, das andere mit der gänzlichen Aufhebung 
desselben im internationalen Wege. || Zunächst schienen die neuen verfassungs- 
mässigen Rechte mit einigen Bestimmungen des Concordates so unvereinbar 
zu sein, dass die Gerichte bei dem ersten Zusammentreffen derselben in 
einem Rechtsfalle eine unmittelbare theilweise Abrogation des Concordates 
annahmen. Dies war insbesondere der Fall hinsichtlich der Bestimmung 
des Artikels XrV, betreffend die staatliche Strafgewalt tlber Cleriker. Weiter 
liessen es die neuen Verfassungsgesetzc als zulässig erscheinen, dass manche 
in die Concordats-Gesetzgebung einbezogene Belange künftig als rein staat- 
liche Angelegenheiten angesehen und lediglich im Wege der Staatsgesetz- 
gebung geordnet werden konnten. Auf diese Weise kamen die drei Gesetze 
vom 25. Mai 1868, R.-G.-B1. Nr. 47—49, zu Stande, durch welche 1. das 
Eherecht des bürgerlichen Gesetzbuches wieder in Kraft gesetzt und das 
Institut der sogenannten Noth-Civilehe eingeführt, 2. grundsätzliche Be- 
stimmungen über das Yerhältniss der Schule zur Kirche, 3. eben solche 
Bestimmungen über die gegenseitigen Verhältnisse der im Staate zusammen- 
lebenden Confessionen erlassen wurden. Mit diesen Gesetzen war dem Ar- 
tikel X des Patentes vom 5. November 1855 zur Gänze, den Bestimmungen 
der Artikel V, VII und VIII theilweise derogirt | Die Bedeutung dieser 
Gesetzgebung besteht darin, dass mit ihr das staatliche Bereich von jedem 
kirchlichen Einflüsse befreit und die Geltung des Patentes auf rein kirch- 
liche Angelegenheiten beschränkt wurde. Es konnte jetzt nicht mehr von 
kirchlichem Einflüsse auf staatliche Angelegenheiten die Rede sein, sondern 
nur umgekehrt Art und Maass des staatlichen Einflusses auf kirchliche Be- 
lange in Frage kommen. In dieser Beziehung würde kein unmittelbarer 
Anlass zu einer neuen Gesetzgebung vorgelegen sein, wenn nicht der An- 
stoss hiezu von kirchlicher Seite selbst gekommen wäre. |{ Durch die schon 
oben erwähnte Proclamirung der Unfehlbarkeitslehre wurde in den katho- 
lischen Kreisen so viel Verwirrung, Besorgniss und Widerspruch hervorge- 
rufen, dass jede Regierung mit katholischen Unterthanen dieser Neuerung 
gegenüber Stellung nehmen musste. Die österreichische Regierung ist hierin 
allen anderen vorangegangen, indem sie sofort einen klaren, präcisen, ent- 
schiedenen Standpunkt einnahm, den sie seither unverrückt festgehalten hat, 
und der auch auf die gegenwärtige Gesetzgebung nicht ohne Einfluss ge- 
blieben ist II Zuvörderst enthielt sich die Regierung jedes Einschreitens, 
welches gegen das Dogma selbst gerichtet gewesen wäre. Die materia fidei 
gehört zu den eigensten Angelegenheiten jeder Kirche; der Staat hat weder 
die Fähigkeit noch das Recht, Glanbensmeinungen zu inhibiren oder zu 
corrigiren; ihm steht lediglich zu, Religionsgesellschaften, deren Dogmen mit 
der staatlichen Ordnung unvereinbar erscheinen, die Anerkennung für den 
äusseren Rechtsbereich zu versagen oder zu entziehen. Zu einem solchen 
äussersten Schritte bot die Unfehlbarkcitslehre schon deshalb keinen An- 
lass, weil sie an sich noch keinen Angriff auf die staatliche Ordnung ent- 
hält, vielmehr ihre Gefährlichkeit erst nach der Handhabung der dem Papste 
durch das Concil zuerkannten Vollgewalt bestimmt werden kann. Demgemäss 
hat die Regierung weder au dem Rechtsbestande der katholischen Kirche 
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etnas geändert, noch die Promulgirung des Dogma's verhindert, vielmehr 
^ alle GoDBcquenzeD der Thatsache gelten lassen, dass das nene Dogma zu 
i, einem integrirenden Bestandtheile der katholischen Glanbenslehre geworden 
ist. Anf der anderen Seite aber hat die Regierung auch die bedenkliche 
Tendenz und die grosse Tragweite der neuen Lehre nicht verkannt ond 
eben deshalb von einer speciellen Rechtsfolge, welche sich ihr ans der 
kirchlicbeu Neuerung zn ergehen schien, rückhaltslos Gehranch gemacht 
(vergleiche den aUernnterthänigsten Vortrag des Ministers fttr Cnltus nnd 
Unterricht vom 25. Jnli 1870, Wiener Zeitung Nr. 184). || Von diesem Ge- 
sichtspunkte ausgebend, Hess die Regiening auf Gmnd der Allerhöchsten 
Kntscblicssong vom 30. Juli 1870 der päpstlichen Curie erklären, dass in 
Folge des nenen Dogma's „das Concordat vom Jahre 1855 hinmiig ge- 
worden sei, ond dass die k. k. Regierung es für aufgehoben erkläre" (De- 
pesche des Grafen Benst an den Chevalier Palomha vom 30. Jnli 1870). 
Mit diesem Schritte war sowohl dem Rcchtsstandpnnkte, als auch allen 
politischen Erwägangen genügt, zn denen die kirchliche Nenenmg Anlass 
gab. Die Regierung beschränkte sich darauf, „in ihre volle Actionsfreibeit 
zurückzutreten, um gegen die eventuelle Einmischung der Kirchengewalt, 
wie sie durch die Decretc des vaticanischen Concils eonstituirt wurde, ge- 
rüstet zn sein" (Dciiesche des Grafen Beust etc.).!' Damit ist die Darstellung 
bei jenen Ereignissen angelangt, welche den Änlass zu der gegenwärtig mr 
verfassungsmässigen Behandlung vorliegenden Gesetzgebung geboten haben.!! 
Mit der Lösung des Concordates kamen die staatsrechtlichen Verhältnisse 
der katholischen Kirche in eine auf die Dauer nicht haltbare Lage. Da 
nämlich die Convention vom 18. August 1855 nicht als solche, sondern nur 
in Folge ihrer Publication mit dem Patente vom 5. November 1856 in ge- 
setzlicher Kraft stand, so wnrde durch die im internationalen Wege erfolgte 
LCsung der Convention die anf dieselbe basirtc Gesctzgebong zwar nicht 
direct berührt; es war aber damit das Motiv weggefallen^ welches bisher in 
dem Bestände der Convention für die Anfrcchthaltung der anf dieselbe 
basirten Gesetzgebung lag. Die Lösung der Convention hatte somit nnr die 
Folge, dass die staatliche Gesetzgebung für eine neue Ordnung der äusseren 
Rechtsverhältnisse der katholischen Kirche freie Hand erhielt; aUein solange 
diese Gesetzgebung nicht zn Stande kam, bestand zwar nicht mehr das 
Concordat, wohl aber das Patent vom 5. November 1855 fort (selbstver- 
ständlich insoweit, als es nicht durch die oben erwähnten Staatsgesetze — 
die Staatsgrundgesetze und Maigesetze — bereits modificirt war). |] Es ist 
klar, dass diese Situation nur eine vorübergehende sein konnte. Schon aas 
formellen Gründen musste der Lösung des Concordates die Aufhebung des 
Patentes folgen. Die Festsetzungen des letzteren erscheinen in einer Form, 
welche nur als Verlautbarung des vorangegangenen Concordates Sinn und 
Bedeutung hat, welche aber für eine Norm, die lediglich ein Staatsgesetz 
ist, nicht beibehalten werden kann. Zu dem sind einzelne Bestimmungen 
des Patentes, insbesondere die der Artikel XVIII, XXII, XXV, XXXII, 
XXXIII nnd XXXV auch materiell derart von dem Bestände der Convention 
mit Rom abhängig, dass sie nach Lösung derselben modificirt oder doch 
neu festgestellt werden müssen. Endlich ergab sich aus der vorgekommenen 
Acnderuiig der Glaubenslehre und der Verfassung der katliolischea Kirche 
die Noth wendigkeit, im Allgemeinen die bisherigen Nonnen für die äusseren 
kirchlichen Rechtsverhältnisse einer Revision zu unterziehen. Mit dem 
AllerhSchsten Handschreiben vom 30. JoU 1870 wnrde daher der BUnister 
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für Cultus und Unterricht beauftragt, ,,diejenigen Gesetzesvorlagen für den ^'' ®^^ 
Reichsrath vorzubereiten, welche sich als nothwendig darstellen, um die noch ^g^lraioi 
geltenden Vorschriften des Patentes vom 5. November 1855 zur Regelung 7. Hai 1874, 

der Angelegenheiten der katholischen Kirche nach Maassgabe der 

Staatsgrundgesetze und mit Rücksicht auf die historisch gegebenen Verhält- 
nisse abzuändernd^ || In Ausführung dieses Allerhöchsten Handschreibens vom 
30. Juli 1870 wurde die Gesetzgebung vorbereitet, welche zur Zeit zur 
verfassungsmässigen Behandlung eingebracht ist. Den Hauptbestandtheil 
derselben bildet der unmittelbar vorliegende Gesetzentwurf, „womit neue 
Bestimmungen zur Regelung der äusseren Rechtsverhältnisse der katholischen 
Kirche erlassen werden^^ In dem Eingange dieses Entwurfes wird die Auf- 
hebung des Patentes vom 5. November 1855 „seinem vollen Inhalte nach'', 
also in allen jenen Beziehungen, für welche es seit den Staatsgrundgesetzen 
und den Gesetzen vom 25. Mai 1868 noch in Kraft stand, ausgesprochen 
(Artikel I). Die Nothwendigkeit dieser formellen Bestimmung erhellt^ aus 
dem oben Ausgeführten. Alsdann folgen einige gleichfalls formelle Be- 
stimmungen, durch welche die Gesetzeskraft der an Stelle des Patentes 
tretenden Normen ausgesprochen, der Beginn der Wirksamkeit derselben 
festgesetzt und ihre Vollziehung angeordnet wird (Artikel II— IV). Alsdann 
folgt der eigentliche Gesetzentwurf: ,^estimmungen zur Regelung der äusseren 
Rechtsverhältnisse der katholischen Kirche''.' Dieser Entwurf enthält in 60 
Paragraphen das ganze System der neuen Ordnung des Verhältnisses zwischen 
der Staats- und der katholischen Kirchengewalt; nur für einzelne besonders 
wichtige Verhältnisse ist auf Specialgesctze verwiesen. Von diesen letzteren 
sind zwei zur verfassungsmässigen Behandlung bereits eingebracht, nämlich 
der Gesetzentwurf zur Regelung der äusseren Rechtsverhältnisse der klöster- 
lichen Genossenschaften (der sich jedoch nicht bloss auf Genossenschaften 
der katholischen Kirche beschränkt) und der Gesetzentwurf zur Regelung 
der Religionsfondsbeiträge. 

Es sind nunmehr die Grundsätze darzustellen, auf welchen die neue 
Gesetzgebung, insbesondere aber der vorliegende allgemeine Gesetzentwurf 
— über die äusseren Rechtsverhältnisse der katholischen Kirche — beruht 
|: Bereits aus der voranstehenden geschichtlichen Darstellung ergeben sich 
mehrere wichtige Gesichtspunkte. || Zuvörderst ergibt sich, dass wie der 
formelle Anlass zu der neuen Gesetzgebung in der Lösung des Goncordates 
gelegen ist,* so auch die materielle Aufgabe derselben nach diesem Acte be- 
stimmt werden muss. Mit dem Allerhöchsten Handschreiben vom 30. Juli 
1870 wurde die Vorbereitung der nothwendigen Gesetzesvorlagen aufgetragen, 
„um die noch geltenden Vorschriften des Patentes vom 5. November 1855 
abzuändern". Es handelt sich also nicht um Herstellung beliebiger neuer 
Beziehungen zwischen der österreichischen Staats- und der katholischen 
Kirchcngewalt, sondern nur um ein neues Recht für jene Beziehungen, welche 
bisher durch das Concordat, respective durch das Patent vom 5. November 
1855, geregelt waren. Nur in dieser Richtung bestellt seit Aufhebung des 
Goncordates eine Lücke in unserem öffentlichen Rechte, welche ausgefüllt 
werden muss. Nur auf diese Art ist es auch möglich, die neue Gesetz- 
gebung unmittelbar an die bestehenden Verhältnisse anzuschliessen und so 
jene Continuität der geschichtlichen Entwicklung zu wahren, welche niemals 
ohne Nachtheil für den Staat unterbrochen wird, welche aber ganz besonders 
bei Verhältnissen geschont werden muss, welche, wie die hier in Frage 
stehenden, mit dem innersten Volksleben zusammenhängen. Aus diesem 



nnnen, soadern nur noch darum, die scaamcnt; r.iuiiubi 
urchliche Gebiet festzusetzen. Nach der Ansicht der Regie 
ceinc einzige Gtaatlidie Angclegenlieit mrlir in den Iläm 
JVas letzterer von öffentliclien Belangen im Concordatc tibe 
Inrch die Staatsgrujidgesetzc und die Matgesetze xurllckerl 
{^n insbesondere nicht auf die Intervention der Seelsi 
ichliesBungen and auf die MatrikenfQhrung derselben ve 
Olese Functionen besorgen die Seelsorger der katholischei 
inerkumten Kircben lediglich im Auftrage des Staates, 
Staatsbeamte. Die Elicschliessung und die MatrikenfOhmn 
liese Intervention so wenig za kircblicben Angelegenheiten, 
\em die Armenverwaltung durch den Umstand geworden i?t, 
Vorstand des Armen Instituts war. Man mag also darüber i 
Besorgung ßffeiitlicher Geschäfte durch Organe, die zugleicl 
Stellung haben, den Öffentlichen Intereesen entspreche und i 
besser anderen staatlichen Function&ren anvertraut würde; 
nur eine Frage der politischen Zweckmässigkeit, nicht mel: 
Auseinandersetzung zwischen Staat und Kirche, Bisher ha 
^ebung die GrQnde, welche fOr die Bestellung anderer Func 
Dicht für überwiegend gehalten und sich demzufolge darauf 
Nachthetlen, welche aus dieser Cumolirung von Staats- un 
entspringen kennen, durch Bi)ecielle Vorkehrungen abznhi 
>he]; im Uebrigen hielt sie einzelne Nachtheile durch die 
;heile der Institution für Oberboten. Selbst aber wenn die 
Auslebt indem sollte, würde dies als ein interner stai 
nicht als eine Regelung der Beziehungen zor Kirche ersi 
stand der neuen Gesetzgebung sind somit ausschliesslich ki 
nisse, jene kirchlichen Verhaltnisse, welche bisher durch 
^ November 1855 geregelt waren. Da ferner — wie 
rochen werden wird — der Artikel 15 des Staatsgrundf 
Igemeinen Rechte der Staatsbürger, in Uebcreiastimmnng 
terreicbischen Gesetzgebung seit ISiS, die sogenannten in 
a■-■'^genheite^ der kirchlichen Autonomie vorbehält, so 
SuKcustand der neuen Gesetzgebung bildenden kirchlichen 
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Josephinismus zurückgegangen, noch das dualistische System — Parit&t der ^'- •^^^ 
Staats- und der Kirchengewalt — acceptirt werden könnte. Beide Systeme .^^^^^j^^ 
widerstreben den Anschauungen und politischen Forderungen der Gegen- 7^ Md 1874! 
wart. II Der Josephinismus taugt heutzutage ebenso wenig als Princip des 
Staatskirchenrechts ; wie seine Grundlage , der sogenannte aufgekl&rte Ab- 
solutismus, als allgemeines Regierungsprincip taugen würde. Es würde allen 
herrschenden politischen Grundsätzen widersprechen, die Kirche als Mittel 
zur Erreichung des Staatszweckes zu behandeln. In dem modernen Rechts- 
staate ist jede individuelle Entwicklung grundsätzlich frei nnd nur au$nahms- 
weise beschränkt: in dem Josephinischen Staate verhielt es sich gerade um- 
gekehrt. Wie die Kirche im letzteren an der allgemeinen Unmündigkeit 
participirte, muss sie heute an der allgemeinen Mündigkeit ihren Theil 
haben. Mag sich der Staat alle Garantien verschaffen; welche er zur Wah- 
rung seiner allgemeinen Aufgaben der Kirche gegenüber für nöthig hält, 
immerlün muss er letzterer zur Erfüllung ihrer speciellen Aufgaben freies 
Terrain gewähren. Dazu kommt, dass der Josephinismus, eben weil er die 
Kirche als Staatsanstalt behandelt, eine beständige Vermischung der politi- 
schen nnd der kirchlichen Aufgaben nicht hindert, dass er vielmehr ebenso 
oft, als er die Kirche für staatliche Zwecke benutzt, auch die Staatsgewalt 
für kirchliche in Bewegung setzt So hat z. B. der Staat zwar bei kirch- 
lichen Disciplinarhandlungen mitzuwirken; dafür ist aber auch ein kirch- 
liches Disciplinarerkenntniss genau so vollstreckbar^ wie das von einer 
Staatsbehörde gefällte. Da femer die Geistlichen im Josephinischen Staate 
nur als Staatsdiener angesehen werden, so hat es auch nichts auf sich, wenn 
ihnen z. B. die Leitung des ganzen Volksschulwesens überlassen wird. Es 
bedarf keiner besonderen Ausführung, dass dies nicht der Standpunkt der 
Gegenwart ist. || Ebenso wenig als der Josephinismus, kann das oben be- 
zeichnete dualistische System zeitgemäss erscheinen. Die heutige politische 
Auffassung erkennt im Staate keine andere Souveränetät an, als die des 
Staates; sie zählt auch die Kirche nur zu den Lebenskreisen der Individuen, 
und sie erkennt ihr daher wie allen diesen zwar Freiheit und Selbstbe- 
stimmung auf dem besonderen eigenen Gebiete, aber keine vom Staate un- 
abhängige Macht zu. Der Anschauung, dass diie Kirche auf ihrem Gebiete 
ebenso souverän sei wie der Staat auf dem seinigen, kann übrigens heute 
weniger als je beigepflichtet werden, da sich die übergreifenden Tendenzen 
und bedenklichen Consequenzen dieser Anschauung eben in den Beschlüssen 
des letzten vaticanischen Goncils deutlich enthüllt haben. || Uebrigens sprach 
gegen beide Systeme auch ein positiv gesetzlicher Grund. So wenig prin- 
cipielle Anhaltspunkte auch sonst der Artikel 15 des Staatsgrundgesetzes 
über die allgemeinen Bechte der Staatsbürger gewährt, so war doch das 
Eine klar, dass sich beide eben charakterisirte Systeme mit dieser Ver- 
fassungsbestimmung nicht vereinigen lassen. Der ersten Hälfte desselben 

(,.jede gesetzlich anerkannte Kirche und Religionsgesellschaft 

ordnet und verwaltet ihre inneren Angelegenheiten selbstständig'' etc.) würde 
das Pnncip des Josephinismus, der zweiten Hälfte (,4st aber wie jede andere 
Gesellschaft den Staatsgesetzen unterworfen'') das der Unabhängigkeit der 
Kirche vom Staate widerstreiten. || Weniger sichere Anhaltspunkte als in der 
eben besprochenen negativen boten sich ftlr den Standpunkt der Regierung 
in positiver Hinsicht. Insbesondere konnten solche Anhaltspunkte in ge- 
nügender Weise weder aus der eben citirten staatsgrundgesetzlichen Be- 
stimmung, noch aus dem Patente vom 5. November 1855 entnommen werden. 
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I Artikel 15 cit beschrftokt sich, wie bemerkt, darauf, der Kirche für ihre 
„inneren" AugelegenheiteD Antonomie za gewähren und hiebei nur — im 
Scblnsssatze — die SuperioritAt der Staatsgesetzo vorzabehalten; er nnter- 
lässt aber, festzostellen, erstens, was „innere" kirchliche Angelegenheit sei 
und wo die der staatUcben Bceinflaaaung freigelassenen ,^nsBereD'' kirch- 
lichen Angelegenheiten begionen, zweitens, wie weit die kirchliche Antonomie 
gehen dürfe, ohne „mit der staatlichen Gesetigebnng zusammeniostossen". 
Damit ist deshalb wenig gewonnen, weil die Conflicte zwischen Staat und 
Kirche eben immer die Frage betreffen, was j^aneie" und was „äussere" 
kirchliche Angelegenheit sei, wo also die Grenzlinie lanfe, über welche die 
kirchliche Antonomie, beziehnngs weise die staatliche Gesetzgebung, nicht 
hinübergreifen soll. Ein Blick auf die Geschichte lehrt, dass sich der Streit 
nie nm etwas Anderes drehte. Nie hat die Kirche zugegeben, dass sie auf 
staatliches Gebiet übergreife, und nie hat der Staat cinbekannt, dass er 
kirchliches Gebiet occnpiren wolle. Dies ist auch ganz natürlich. Be- 
kanntlich ist die kirchliche 'Wirksamkeit nicht auf dogmatische Lebren nnd 
den Gottesdienst beschränkt; riolmehr beansprucht jede Kirche auch eine 
gewisse Aensserlichkeit des Lebens und der Einrieb tungen, kirchliche An- 
stalten, Eigenthum und Vermögen, Vorrechte im bOrgerlichen Verkehre, einen 
maassgebenden Einfluss bei den wichtigsten Torfällen im menschlichen Lehen, 
die Aufsicht über die Kindererziehung u. s. w. Auf diese Art entstehen 
Gebiete, auf denen sich Kirche und Staat beständig begegnen und daher 
beständig in der Gefahr von Collisionen sind, wo also das gegenseitige prak- 
tische VerhältnisB nur von der Art der Grenzhestimmung abhängt. Je nach- 
dem nun diese Grenzbestimmung im Sinne der staatlichen oder der kirch- 
lichen Auffassung erfolgt, erlangt auch das Frincip der Autonomie einen 
ganz verschiedenen Inhalt. Anerkennt der Staat die kirchlichen Ansprüche, 
so genügt jenes Frincip vollkommen, nm die Kirche vom Staate tmahhängig 
zu stellen. Dies gilt insbesondere von der katholischen Kirche, welche den 
Bereich ihrer Angelegenheiten noch immer' nach dem canonischen Rechte, 
also nach dem Rechte einer Zeit bestimmt, wo es eigentlich noch keinen 
Staat gab oder wo doch der grösste Theil der heutigen staatlichen Auf- 
gaben von der Kirche besorgt wurde. Vindicirt sich umgekehrt der Staat 
die schrankenlose Freiheit, das kirchliche Gebiet zu bestimmen, so kann die 
Kirche ungeachtet aller ihr nominell zuerkannten Freiheit in die änsserste 
Abhängigkeit vom Staate gerathen. Beides hat sich wiederholt gezeigt; so 
hat z. B. auch der Josephtnismus behauptet, das wahre kirchliche Gebiet 
nicht zu schmälern, und andererseits war die Concordatsgesctzgebung nicht 
dadurch behindert, dass dasselbe Frincip, das jetzt im Artikel 15 ausgesprochen 
ist, auch damals schon als Rcgierungsgrundsatz galt (Allerhöchstes Patent 
vom 31. December 1851, R.-G. Bl. ex 1852, Nr. 2). Der Josephinismns 
verwecliselte eben das „kirchliche" mit dem religiösen Gebiete und aner- 
kannte nur solche kirchliche Angelegenheiten, „welche den Glauben oder die 
Seele betreffen"; umgekehrt war im Concordate der Bereich der kirchlichen 
Angelegenheiten mehr im Sinne der kirchlichen Auffassung bestimmt und 
daher z. B. auch die Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit über das Ehewesen 
der Katholiken, die Aufsicht Über den ganzen öffentlichen Unterricht etc. 
als kirchliche Angelegenheit behandelt. \i Aus der letzteren Anführung er- 
hellt sofort, warum auch das Patent vom 5. November 1855 bei Feststellung 
der Grundsätze der neuen Gesetzgebnng keine Anhaltspunkte gewAbrt In 
dem Patente ist oben — nach der Zeit seiner Entstehung — der kjrch- 
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liehen Auffassung stärkere Berücksichtigung zu Theil geworden^ als dies ^'- ^^^^ 
gegenwärtig, insbesondere seit den vaticanischen Decreten, möglich ist Das o^g^J^j^^ 
Patent ist daher für die gegenwärtige Gesetzgebung nur insofern maass- 7. ^ui »74. 
gebend, als es — im Gegensatze zu Artikel 15 — die äusseren kirchlichen 
Angelegenheiten einzeln aufzählt und damit — wie schon oben angedeutet 
wurde — den Gegenstand der neuen Gesetzgebung bezeichnet; fttr die Art 
hingegen, nach welchen Grundsätzen dieses legislative Thema zu behandeln 
ist; enthält es für sich allein keine Richtschnur. In dieser Beziehung kann 
es nur insofern in Betracht kommen, als es die auch bei der neuen Gesetz- 
gebung fortwährend im Auge zu behaltende geschichtliche Entwicklung, die 
particulare österreichische Ausgestaltung einzelner staatlich-kirchlicher Ver- 
hältnisse bezeugt. Auf der anderen Seite ist auch seine Bedeutung für die 
Feststellung des legislativen Objectes nur dahin zu verstehen, dass die neue 
Gesetzgebung keine anderen als die in dem Patente behandelten kirchlichen 
Angelegenheiten betreffen kann, nicht auch dahin, dass alle diese Angelegen- 
heiten die dermalige Gesetzgebung berühren. Denn da der Inhalt des 
Patentes auf ei^er Verständigung der staatlichen und der kirchlichen Ge- 
walt beruht, lässt sich aus der Anführung irgend eines kirchlichen Ver- 
hältnisses in dem Patente noch nicht der Schluss ziehen, dass dasselbe als 
„äussere^' kirchliche Angelegenheit angesehen worden sei und dass es daher 
auch bei einseitigem Vorgehen der Staatsgewalt unter die Dispositionsbefug- 
niss derselben falle. || Nach alledem konnten die leitenden legislativen Ge- 
sichtspunkte nur aus der unmittelbaren Betrachtung entnommen werden: 
welches die derzeit bestehenden Verhältnisse sind und in welcher Richtung 
die bisherige Gesetzgebung entweder wegen der seither geänderten allgemeinen 
Gesetze oder wegen der seither eingetretenen thatsächlichen Aenderungen 
einer Reform bedarf. Die Regierung musste an dem Grundsatze festhalten, 
dass, insoweit nicht durch die letzteren zwei Gesichtspunkte eine Aenderung 
geboten erscheine, der bestehende Zustand beizubehalten sei. Nur auf diese 
Art konnte den in dem Allerhöchsten Handschreiben vom 30. Juli 1870 
vorgezeichneten Richtpunkten — den Staatsgrundgesetzen und den historisch 
gegebenen Verhältnissen — gleichmässig entsprochen werden. || Hiemach 
waren folgende einzelne Fragen zu beantworten: || 1. Wie weit reicht ver- 
fassungsgemäss die staatliche Zuständigkeit bei der Gesetzgebung über kirch- 
liche Angelegenheiten? || 2. Welche Stellung kommt der katholischen Kirche 
derzeit in dem öffentlichen Organismus zu, und inwieweit kann ihr dieselbe 
belassen werden? || 3. Welches sind die legislativen Grundsätze, die nach 
Maassgabe des bei 2 festgestellten innerhalb der nach 1 bestehenden Zu- 
ständigkeit aufzustellen sind? || 1. Die staatliche Zuständigkeit in kirchlichen 
Angelegenheiten kann auf zweifache Art beschränkt sein, entweder durch 
eine ausserhalb des Staates stehende kirchliche Macht oder durch die Staats- 
gesetze selbst. Aus der obigen geschichtlichen Darstellung ergibt sich, dass 
für die gegenwärtige Gesetzgebung eine Schranke der ersten Art nicht 
existirt Seit der Lösung des Concordates ist jeder Zweifel darüber be- 
seitigt, dass auch die Verhältnisse der katholischen Kirche, soweit sie 
überhaupt unter die staatliche Gesetzgebung fallen, ausschliesslich auf staat- 
lichem Gebiete zu ordnen sind und dass die gesetzgebende Gewalt hierbei 
durch keine besonderen Verpflichtungen gebunden ist Die Schranke der 
staatlichen Gesetzgebung in kirchlichen Angelegenheiten kann nur noch in 
den Staatsgesetzen selbst, insbesondere in den verfassungsmässigen Grund- 
rechten der anerkannten Religionsgesellschaften gefunden werden; die Wahr- 
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Staatsgesetzen unterordnet jl 2. Die Stellung, welche die katholische Kirche ^r. eio? 
derzeit in dem öffentlichen Organismus einnimmt, ist die einer privilegirten oeitraiciu 
öffentlichen Corporation. Der Staat erkennt an, dass ihr Bestand und Zweck 7. mm ibia. 
von öffentlichem Nutzen ist und dass sie deshalb auf eine besondere Ver- 
bindung mit dem öffentlichen Wesen und auf besondere Vorzüge, welche 
Privatgesellschaften nicht zukonmien, Anspruch hat Als wesentlichste Gon- 
Sequenzen dieses Verhältnisses erscheinen: der amtliche Charakter der Kirchen- 
vorsteher, die organisirte Mitwirkung derselben bei verschiedenen öffentlichen 
Ginrichtungen, die besondere staatliche Fürsorge für das Kirchenvermögen 
und die Intervention der Behörden bei den wichtigsten Angelegenheiten der 
Verwaltung desselben, die Verwendung der Staatsgewalt für die Bedeckung 
der Kirchenbedürfnisse durch zwingende Gesetze, ünancielle Beiträge, ad- 
ministrative Einbringung kirchlicher Schuldigkeiten, endlich ein besonderer 
strafgerichtlicher Schutz der kirchlichen Lehre und Einrichtungen. Alles 
dieses hat jederzeit zu dem Rechtsbestande der katholischen Kirche in 
Oesterreich gehört-, was unter den verschiedenen Systemen wechselte, war 
imr der Titel der Stellung und die Einflussnahme der Staatsgewalt bei An- 
weisung und Determination derselben. Einen so verjährten Rechtsbestand 
wird keine vorsichtige Gesetzgebung leichthin ändern; die gegenwärtige kann 
dies um so weniger, als diese öffentliche Stellung der Kirche auch der 
heutigen Staatsauffassung noch vollkommen entspricht. Der Staat kann der 
Kirche, inwieweit sie ihre Wirksamkeit im Staate übt, nicht eine der seinigen 
gleiche Stellung oder gar Souveränetät zuerkennen, er muss sich ihr gegen- 
über auch besondere Garantien verschaffen, die er anderen Vereinigungen 
gegenüber nicht verlangt; allein die Verbindung der Kirche mit dem öffent- 
lichen Organismus wird durch all' dies nicht nur nicht ausgeschlossen, 
sondern viel eher befördert. || Demzufolge ist in der vorliegenden Gesetz- 
gebung jenes vielbesprochene System, welches der Kirche nur die Stellung 
einer Privat-Corporation anweist, nicht acceptirt worden. Bekanntlich ist 
dieses System zu einem Schlagworte des politischen Liberalismus geworden. 
Nach seinem geschichtlichen Ursprünge als das „amerikanische^^, nach dem 
Gegensatze zu den bisherigen Verhältnissen als das der „Trennung von Staat 
und Kirche^^, endlich nach seinem Zusammenhange mit den liberalen Staats- 
doctrinen als das der „freien Kirche" („freie Kirche im freien Staate'^ be- 
zeichnet, galt dieses System lange als der Punkt, auf welchem allein eine 
gerechte Vereinigung der politischen und kirchlichen Forderungen möglich 
wäre. Im Wesentlichen besteht dieses System darin, dass die Kirche voll- 
ständig auf das Gebiet des Privatrechtes zurücktritt, vom Staate nicht weiter 
bevorzugt, aber auch nicht weiter beeinflusst wird, als irgend eine Privat- 
association. Die Aeusserung des religiösen Gefühles gilt diesem Systeme 
als Privatsache des Einzelnen, die der Staat, insolange sie nicht mit dem 
Strafgesetze zusammcnstösst, vollständig unbeachtet lassen soll. Der Staat 
soll alle bürgerlichen Verhältnisse für sich allein ordnen, er soll die Ehe- 
schliessung, den öffentlichen Unterricht, die Matrikenführung, die öffentliche 
Armen- und Krankenpflege nach seinen Gesetzen und durch seine Behörden 
besorgen, dafür aber soll er sich auch jeder Einmischung in die kirchlichen 
Dinge enthalten, also jeder Religionsgesellschaft — soweit dabei nur nichts 
Verbotenes oder Strafbares geschieht — gestatten, ihre Lehre, ihren Cultus, 
ihre Verfassung und Disciplin, ihre Vermögensverhältnisse so einzurichten 
und zu ordnen, wie es ihr gutdünkt. || Geringe Modificationen abgerechnet, 
gilt dieses System ungeschwächt in den vereinigten Staaten von Nordamerika« 
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In Europa ist — abgeeehen von den vorQbergchenden franzOsiEchen Ein- 
richtniigen in den Jahren 1791—1793 — ein ernstlicher Versueh in dieser 
Richtnng erst in neuester Zeit in Italien gemacht worden (durch den 2. Titel 
des sogenannten Garaiitiegeaetzes vom 13. Mai 1871). Dagegen ist dieses 
STstem stets ein Liebling der Tage smeinun gen gewesen. Auch bei ans in 
Oesterreich hat man dasselbe wiederholt als Panacec fltr alle confcssioneUeii 
Schwierigkeiten, als das Ideal' der Coexistenz von Staat nnd Kirche angc- 
rühmt Nichtsdestoweniger konnte die Regierung keinen Augenblick darüber 
im Zweifel sein, dass die gegenwärtige Gesetzgebung anderen Gesichtspunkten 
zn folgen habe. I| In Wahrheit ist das eben erörterte System theoretisch 
nicht zu rechtfertigen, historisch nicht zu vermitteln, praktisch nicht durch- 
zuführen. Statt jedes Beweises hierfür mögen die Worte angeführt werden, 
mit denen sich einer der bedeutendsten dentschea Staatsgelchrten, Bobcrt 
v.Mohl, über dieses System ausspricht („Staatsrecht, Völkerrecht und Politik", 
Band II, Seite l&H ff.). Mobl erkennt an, dass das genannte System schein- 
bar als logische Conseqnenz der modernen Staatsau ffassung ersclieine. „Es 
mag daher auch in einem Lande, dessen staatliche und sociale Zustände auf 
keiner tieferen geschichtlichen Grundlage rahen, wo daher ohne Beeinträch- 
tigung mächtiger Gewohnheiten die Einrichtungen nach rein logischen Schlüssen 
getroffen werden können, wie z. B. in den vereinigten Staaten von Nord- 
amerika, dieses Vcrhältniss von Staat und Kirche ohne weiteres als das Rätli- 
lichstc erscheinen." Allein daraus folgt nach Mohl durchaus nicht, dass 
dasselbe System ancli auf dem alten geschichtlichen Boden von Europa 
durchführbar sei, oder dass es daselbst auch nur allseitig wünschcnswerth 
erscheine. „In den enropftiscbcn Staaten hat die Kirche seit Jahrhunderten 
eine wesentliche Steile eingenommen. Vielfach war sie die herrschende Ge- 
vralt; in allen Fllllcn aber waren die Kirciicn mindestens sehr privilegirte 
Corporationcn und in vielfocher gegenseitiger Verbindung mit dem Staate. 
Der Staat hat sie nicht bloss als nützliche nnd erlaubte Vereine betrachtet 
nnd im Nothfalle ihr Recht wie ein anderes wolderworbcnes Privatrecht ge- 
schützt, sondern er hat sie als einen Theil der üiTentlichen Einrichtungen 
behandelt, ihr Dasein gesichert, ihre Priester hoch gehalten und sie seinen 
eigenen Beamten in Ehrenrechten gleichstellt, wo nicht vorgezogen, den 
Dogmen mannigfachen Einfluss auf seine Gesetzgebung gestattet, hat wohl 
eine Unterstützung der Kirchen in scliwierigen Zeiten beansprucht nnd die- 
selbe für einen Beweis der eigenen Berechtigung erklärt Eine plötzliche 
Lossagung von allen diesen Vorgängen und Gewohnheiten würde höchst wahr- 
scheinlich einen bedeutenden und entschieden schädlichen Kind^ck auf die 
Bevölkerung machen. Eine Behandlung der Kirchen als blosse Privatvereinc 
könnte kaum anders denn als eine Missachtnng von Seite der Itegierung er- 
scheinen. Die Entziehung bisheriger Bcvorrechtungen müsstc als eine Fri- 
volität, als ein Baub, die völlige Nichtanerkennung der kirchlichen Gesetz- 
gehung als ein revolutionärer Gewaltschritt betrachtet werden; die noth- 
wendig werdende Veränderung in vielen Theileu der Verwaltung wäre eine 
grosse Arbeit, und das Wegfallen der bisherigen gegenseitigen Unterstützung 
dürfte wenigstens anfänglich nicht ohne empfindliche sachliche Nachtheile 
verlaufen, davon gar nicht zu reden, dass die Probe noch nicht gemacht 
ist, ob der Staat im Stande ist, die iiim zustehenden Rechte genügend zn 
wahren gegenüber von grossen kirchlichen Gesellschaften mit festgeschlossener 
Organisation, welchen gegenüber er keine besondere Stellung in Ansprach 
2n nehmen hat, obgleich sie ihrerseits thatsächlich weit über die Grenzen 
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einer privatrechtlichen Stellung hinausreichen. Es ist somit sicher nicht ^'- ^^^^ 
bloss eine schlaffe Abneigung gegen Ungewohntes ; was in Europa sehr all- o^JJ^'j^jj. 
gemein eine Abneigung gegen die Einführung des amerikanischen Systems 7. lui 1374. 
im Staatskirchenrechte oder, richtiger gesprochen ^ gegen eine Nachahmung 
der dortigen Aufhebung jedes besonderen Staatskirchenrechtes veranlasst, 
sondern es hält eine richtige Einsicht in offenbare Mängel davon ab.^ || Dies 
ist keine vereinzelte Anschauung, sondern die einstimmige Meinung der 
heutigen deutschen Staatswissenschaft (vgl z. B. auch Zeller, „Staat und 
Kirche", S. 57 ff.). Auch für Oesterreich wird die Zulässigkeit und Zweck- 
mässigkeit des amerikanischen Systems nicht zum ersten Male erörtert. 
Schon bei den staatskirchenrechtlichen Reformen nach 1848 stand dieses 
System in Frage, wurde aber auch damals zurückgewiessen. Es heisst dies- 
falls in dem allerunterthänigsten Vortrage, mit welchem die Verordnung vom 
18. Aprjl 1850 zur Allerhöchsten Sanction vorgelegt wurde: „die Regierung 
durfte nicht daran denken, auf eine Gestaltung einzugehen, welche in einem 
durchgebildeten Staatswesen niemals und nirgends zur Wahrheit geworden 
ist. Wohl gibt es Länder, wo eine regelmässige Verbindung nur zwischen 
der Kirche und den Gemeinden, nicht aber zwischen der Kirche und der 
Regierung besteht, wo vielmehr jede Berührung zwischen diesen beiden sorg- 
fältig vermieden wird, und es fehlt nicht an Vertheidigern dieser Einrich- 
tung, ob sie gleich die Probe der nach Jahrhunderten rechnenden Geschichte 
noch nirgends bestanden hat Mit der geschichtlichen Entwicklung und den 
gegebenen Zuständen Oesterreichs steht sie aber jedenfalls in einem Wider- 
spruche, welcher ihre Durchführung zur Unmöglichkeit macht. Die Be- 
ziehungen der Regierung zur Kirche in Oesterreich könnten nur scheinbar 
für aufgehoben erklärt werden; aber keine Macht der Erde wäre im Stande, 
diese Aufhebung in Wahrheit zu verwirklichen. Wohl aber würde schon 
eine solche Erklärung einerseits die religiösen Angelegenheiten Oesterreichs 
namenloser Verwirrung preisgeben, während sie andererseits unvereinbar 
wäre mit der Aufrechthaltung wohlerworbener Rechte seiner Regenten, auf 
welche zu verzichten die Regierung . . . niemals rathen könnte." !| Was über 
das amerikanische System in dem ersten Citate im Allgemeinen, in dem 
zweiten mit speciellem Bezug auf die österreichischen Verhältnisse angeführt 
wird, ist auch die Ansicht der gegenwärtigen Regierung. Die Regierung ist 
insbesondere auch der Meinung, dass das genannte System nirgends so schwer 
durchzuführen wäre wie in Oesterreich. Dies ergibt sich schon aus unseren 
geschichtlichen Entwicklungen: kein staatskirchenrechtliches System versetzte 
die Kirchen mehr in das öffentliche Recht als der Josephinismus; nirgends 
aber hat der letztere stärkere Wurzeln zurückgelassen, als in seiner öster- 
reichischen Heimath. Dazu kommt, dass das neue System nicht auf die 
katholische Kirche allein beschränkt werden könnte und dass daher die Ein- 
führung desselben auch eine Neugestaltung des durchaus befriedigenden Ver- 
hältnisses zwischen dem Staate und den anderen anerkannten Confessionen 
nach sich ziehen müsste. Endlich muss hervorgehoben werden, dass bei den 
dermaligen Verhältnissen die Mitwirkung der Kirchenvorsteher für Zwecke 
der öffentlichen Verwaltung, welclie bei Annahme des amerikanischen Systems 
wegfallen müsste, schlechterdings nicht entbehrt werden kann. j| Ueberhaupt 
aber glaubt die Regierung, dass sie, indem sie der katholischen Kirche ihre 
bisherige öffentliche Stellung beliess, nicht bloss im Geiste der geschicht- 
lichen Entwicklung, sondern auch im wohlverstandenen Interesse der Gegen- 
wart gehandelt habe. In unseren Tagen drängt^ insbesondere seit den Be- 
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Is eine Reducirung der kirchlichen Macht, sonderu nur als Sc 
tätlichen Aufsicht empfunden werden. Welche Tragweite I 
Ir unsere Verhältnisse, weiiu, wie Artikel 53 des zum Thcil 
auischeii Systeme nachgchcndeu Miihlfeld'schen lieligiunsedic 
ie Religionsfonds den Kirchen, aus deren Vermögen sie gel 
urttckgestellt würden! Hier wie anderwärts besteht eben die 
iunst in der zweckm&ssigen Behandlung der realen Verhältni 
ier cODseqnenten Fortspinnmig irgend einer logischen Linie'. || 
legeuwärtige Darstellung bis la der unmittelbar praktischen 
jerückt: , 3. Welches sind die legislativen Grundsätze, die in der 
Jesetzgebung nach Maassgabe des unter 2 festgestellten, inner 
l bestehenden staatlichen Zuständigkeit festzahalten sind? i| < 
:'ür die gegenwartige wie für jede staatliche Gesetzgebung i 
Dingen keine formelle Competenz schranke besteht, so fand sich 
lurcb die staatEgrundgesetzlichc Bestimmung des Artikels 1 
Ue inneren Angelegenheiten grandstltzlich der kirchlichen Sei' 
ind Selbstverwaltung zu llberlossen. Auch die gegenwärtige 
latte sich demnach regelra&saig nnr auf die Formen nnd J 
lirchüchen Wirkens (die „äusseren Rechts Torhftltnisse der kathol 
:u beziehen. Wo in dieser Richtung nicht eine besolderu '. 
wurde, tritt von selbst die kirchliche Autonomie ein, |1 Diese 
Brandsatz bildende kirchliche Selbstbestimmung und Selbatverw; 
jedoch den staatlichen Einfluss nicht rollständig aus. Zuvön 
lern letzten Satze des Artikels 15 die kirchliche Autonomie ui 
ier Staatsgesetze. Wo immer also eine kirchliche Feslsetzun 
nit einem Staatsgesetze zusammenstösst, muss sie gegen da 
;reten, z. B. die Real- und Fersonalimmnnitftt der Clcriker (in 
;orum et servitiorum) vor der allgemeinen Steuer- und Wehr 
lieeer ganz allgemeinen hat aber der besagte Schius)^satz i 
nie gezeigt wurde, noch die besondere Bedeutung, dass di 
seine Gesetzgebung das innere kirchliche Gebiet näher bestii 
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grosse kirchliche Gemeinschaft wie die katholische vor einer gewöhnlichen ^>^- ^^^ 
Privatgesellschaft voraus hat, von selbst gerechtfertigt Beschränkungen, die oJ^h ^ 
bei einer solchen Gesellschaft eine ganz überflüssige Plackerei wären, werden 7, ^j 1^4^ 
oft grossen Kirchen gegenüber nur der Ausdruck der allernothwendigsten 
staatlichen Vorsorge sein. So hat denn auch die gegenwärtige Gesetzgebung 
eines Systems von Evidenzen und Controlen nicht entrathen können, durch 
welche der Staatsgewalt möglich gemacht werden soll, dem kirchlichen Leben 
gegenüber die staatlichen Interessen zu wahren. || Bei Feststellung dieser 
Schranken war ein zweifacher Gesichtspunkt maassgebend. Erstlich wurde 
hier die historische Continuität ganz besonders ins Auge gefasst. Schranken, 
die, neu eingeführt, kaum erträglich wären, werden nach längerem Bestände 
kaum mehr empfunden. Demzufolge wurden vor Allem jene Formen der 
Staatsaufsicht und jene Wege des staatlichen Einflusses beibehalten, die in 
dem bisherigen Verhältnisse zwischen Staat und Kirche Wurzeln haben. 
Weiters wurden die neueingeführten Beschränkungen möglichst an bestehende 
Einrichtungen angeschlossen. Von diesem Gesichtspunkte wurden z. B. die 
längst zum particulärcn österreichischen Kirchenrechte gewordenen staat- 
lichen Emennungsrechte für die hohen Kirchenämter, der Bestand und die 
staatliche Verwaltung der Religionsfonds, die Evidenz der Staatsbehörden 
über das Kirchenvermögen beibehalten, die neue Einrichtung der staatlichen 
Mitwirkung bei allen Besetzungen der niederen sowie der, ausnahmsweise der 
libera coUatio unterstehenden höheren Kirchenämter, theils an die allgemein 
eingelebte Form des Präsentationsrechts, theils an das particular geltende 
Vetorecht angeschlossen. Der zweite maassgebende Gesichtspunkt war der, 
dass bei neuen Festsetzungen der Geist der heutigen Staatsauffassung ge- 
wahrt bleibe, dass also das kirchliche Leben durch die neue Gesetzgebung 
nicht direct bestimmt, sondern nur beschränkt werde und dies stets nur 
aus solchen Motiven, die dem staatliclien Bereiche, nicht etwa einer dem 
Staate genehmen kirchlichen Richtung angehören. Die staatliche Norm darf 
sich mit anderen Worten nicht an die Stelle der kirchlichen setzen; sie hat 
die letztere zu beschränken, aber nicht zu verdrängen oder zu ersticken; 
ebensowenig hat sie innerhalb des kirchlichen Lebens Partei zu ergreifen. 
Von diesem Gesichtspunkte aus wurde z. B. der Kirche überlassen, die Er- 
fordernisse zur Erlangung kirchlicher Aemter frei zu bestimmen: es wurden 
nur daneben auch jene Erfordernisse uormirt, auf welche der Staat aus öffent- 
lichen Rücksichten Werth legt So wurden keine Bestimmungen über den öffent- 
lichen Gottesdienst getroffen, sondern es wurde nur vorgesorgt, dass derselbe 
nicht in einer aus öffentlichen Rücksichten unzulässigen Form geübt werde. 
Die kirchlichen Anordnungen wurden nicht besonderen Präventiv-, sondern 
nur den allgemeinen Rei)ressivmaassregeln des Staates unterworfen, für die 
Anwendung der letzteren aber jene besondere Vorsorge getroffen, welche die 
Wichtigkeit und die grosse Autorität dieser Anordnungen verlangen. Der 
Recurs an den Staat wurde nur wegen Läsion staatlicher, nicht kirchlicher 
Normen zugelassen ; die Abgrenzung der kirchlichen Jurisdictionsgebiete wurde 
nicht dem Staate vorbehalten, sondern nur die staatliche Zustimmung zu den 
diesfälligen kirchlichen Einrichtungen verlangt. Der Kirche wurde nicht 
vorgeschrieben, wie sie ihr Vermögen zu verwalten habe, sondern nur dafür 
gesorgt, dass das letztere durch die kirchliche Verwaltung nicht Schaden 
leide. In allen diesen Richtungen unterscheidet sich die Tendenz der gegen- 
wärtigen Gesetzgebung besonders deutlich von der des Josephinismus, welcher 
nicht bloss directe Normen für das kirchliche Leben gab (Gottesdienst* 
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Entwicklung ihrer genossenschaftlichen Einriclitiitigon, die 
des kirchlichen Unterricht swescns, die Leitung der kirchlicl 
stalten und — unter der Obcranfsiclit des Staates — di 
unmittelbare Beaufsichtigung des kirchlichen Antheils nn d 
Unterrichts Wesen, endlich die freie Verwaltung ihres Vi-rnic 
den kirchlichen Zwecken dienenden äusseren Anstalten. 
Maassgabe der allgemeinen Gesetze and der besonderen, in 
gen Gesetzgebung enthaltenen staatUch-kircbliclien Normen 
der Lehre und dea Gottesdienstes ist schon durch die staatlicl 
der Kirche gegeben, als welche das staatliche Urtbeil entl 
Lehre und dieser Oultus mit dem üffentlicben Wesen vertrag] 
kann CS sich nur darum handeln, dass die Lehrgewslt und i 
zum Vomando für nnkirchlicbe staatswidrige Bestrebungen d 
allgemeinen Gesetze (Straf- und Polizei gesetze) ausreichen. || 
Ausübung der Verfassang, der für das kirchliehe Gebiet | 
dictionsgewalt, insbesondere der Disciplb, ist schot durch 
Anerkennung gewährleistet; es bedarf aber hier besonderei 
auf dass einerseits die Be-schränkung dieser kircheiuerfassui 
walt auf das kirchliche Gebiet und die kirclilichcn Mitti 
werde (dass z, B. nicht Andersgläubige, etwa Gonvertirte, un 
zogen werden, dass nicht ein nur vom Staate zu übender 
UEurpirt werde n. s. w.), und andererseits das besondere In' 
der Staat im Vorbältnisse zu der Macht und Bedeutung dei 
gedeihlichen Verwaltung der kirchlichen Aemter hat, genügem 
(Mitwirkung bei der Bestellung der kirchlichen Anitsträger 
die kirchlichen Anordnungen etc.). || Die Pflege und freie I 
genossenscbaftlichen Eiurichtnngeu fordern bei dem Umfange 
tigkeit der letzteren dne besondere staatliche Aufsicht (G 
Errichtung und Einrichtung der Genossenschaften, Hitwirki 
Stellung der Vorstände, Regeln für den bargerlichen Yerkel 
ist gegenwärtig in eiueni besonderen Gesetze (Ober die ä 



Staat and Kirche. Oesterreich. 179 

der Einrichtung der theologischen Facultätsstudien betrifft). P Die freie Ver- ^'' **^ 
waltung des kirchlichen Vermögens und aller den kirchlichen Zwecken qJ^^^'j^i, 
dienenden äusseren Anstalten erfordert schon von dem Gesichtspunkte^ dass?. Hai 1874! 
es sich hier stets um einen äusseren Bechtsbestand und um Fragen des 
bürgerlichen Verkehrs handelt^ dann aber auch wegen der thätigen materiellen 
Fürsorge des Staates für die Kirche eine geregelte ständige Mitwirkung der 
staatlichen Organe. Dieselbe ist in dem Yorliegenden Entwürfe in allen 
Details genau normirt. || Alle eben erwähnten Gerechtsamen und Beschrän- 
kungen der kirchlichen Gewalt waren endlich von dem allgemeinen Gesichts- 
punkte aus zu regeln; dass der katholischen Kirche die historische Stellung 
einer öffentlichen Corporation zu wahren ist; dass ihr daher ein öffentlicher 
Status mit besonderen öffentlichen Bechten und Ehren^ aber auch mit be- 
sonderen öffentlichen Pflichten zukommt Diese Verbindung der kirchlichen 
mit der staatlichen Autorität bedingte eine neue Bcihe gesetzlicher Vor- 
schriften. I', Damit ist die Darstellung der Principien erschöpft, welche, wie 
sich aus der sofort folgenden Erörterung der einzelnen Bestimmungen des 
Entwurfes ergeben wird, für die gegenwärtige Gesetzgebung maassgebend 
waren." 

Der besondere Theil des amtlichen Moti?enberichtes, die Berichte der 
confessionellen Conmiission des Abgeordneten- und Herrenhauses und die 
Reden des Ministers für Cultus und Unterricht sind mitgetheilt in dem oben 
angeführten: Die confessionellen Gesetze etc. von Gautsch v. Frankenthurm. 
Zur Durchführung dieses Gesetzes erschien der Erlass des Ministers für Cultus 
und Unterricht vom 22. Mai 1874. (S. Vering, Archiv 1. c. Bd. 3a p. 287 ff.) 



Nr. 6108. (371.) 

OESTEEBJiICH. Gesetz, mit welchem behufs Bedeckung der Be- 
dürfnisse des katholischen Cultus die Beiträge zum Religionsfonds 
geregelt werden. Vom 7.Mai 1874. (Reichsgesetzblatt Jahrg. 1874. Nr. 51.) 

Mit Zustimmung beider Häuser des Reichsrathes finde Ich anzuordnen, Nr. eios 

wie folgt: Oe-tarreich. 

§ 1. Behufs Bedeckung der Bedürfnisse des katholischen Cultus, insbe-^. M»i 1874. 
sondere zur Aufbesserung des bisherigen normalmässigen Einkommens der 
Seelsorgegeistlichkeit, haben die Inhaber kirchlicher Pfründen und die regu- 
lären Communitäten die nachstehend bestimmten Beiträge an den Religionsfonds 
abzugeben. \\ § 2. Als Maassstab für die Bemessung des Religionsfondsbeitrages 
wird der bei Bemessung des Gebübrenäquivalentes zur Grundlage dienende 
Werth des Gesammtvermögens der Pfründe oder Communität, einschliesslich 
der etwa bei denselben genossenen Stiftungen, angenommen, jedoch ausschliess- 
lich des in Bibliotheken, wissenschaftlichen und Kunstsammlungen bestehenden 
Vermögens. || Demzufolge bleiben Vermögensbestandtheile oder Bezüge, welche 
dem Gebührenäquivalente nicht unterliegen, auch bei Bemessung des Religions- 
fondsbeitrages ausser Anschlag. I! Eine Ausnahme hievon tritt hinsichtlich solcher 
Vermögensbestandtheile ein, welche bei Bemessung des Gebührenäquivalentes 



II Bei regulären CommunitäteD, deren statuteiimassiger ZiwecH 
i armen Kranken besteht, ist ferner auch jenes Einkomme 
Iches nachweisbar für diesen Zweck verwendet wird. || Das 
:h hinsichtlich des EinkomnicDS statt, welches eine regaläre ( 
chliche oder Cultuszwecke, wenn dieselben bei Ermangelung 
mmunität ans dem Religionsfonds bestritten werden mUssten, 0( 
1 öfFentUchen UntemchtaB verwendet, die von der Regierung 
lannt werden. Q § 5. Bei regulären Communitüten ist das 
r kirchlichen Competenz (§ 4) freizulassende Einkommen 
er jener Beträge aummehmen, welche den Corporationsgliede 
xhlichen Stande als Competenz zukommen. Dasselbe gilt bei 
rporationen mit ungetheilter Dotation (mensa communis). | In 

den einzelnen Corporation sgliedem auch ein solches PfrUi 
[Zurechnen, welches sie anderswoher als von der Communi 
6. Die Gnindsiltzc, nach denen behufs Bestimmung der Ct 
d .5) die Einnahmen nnd Ausgaben der geistlichen Personen 
,d, werden nach Einvemehmuiig der Bischöfe im Verordnui 
11t. li § 7. Wo zum Zwecke der Ergänzung der Competen; 
e Subvention aus öffentlichen Fonds geleistet wird, entfällt 
} Religiossfondsb ei träges. |t § 8. Der Beligionsfondsbeitrag v 
l>ühren äquivalente fUr einen Zeitraum von je zehn Jahren vorhi 
9. Für diesen Zeitraum (§ 8) beträgt der Religionsfoudfibciti 

von dem Betrage bis 10.000 fl 

„ den Beträgen zwischen 10.000 „ and 20.000 fl. 1 

„ „ „ „ 20.000 „ „ .10.000 „ ; 

„ „ „ „ 30.000 „ „ 40.000 „ ' 

^nnnn _ __ fio.ooo „ i 
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durch den in der gesetzlichen Höhe bemessenen Religionsfondsbeitrag unter ^^^^^ 
die Competenz herabsinken würde ; so ist der Beitrag ganz oder in dem ent- OMterreioh. 
sprechenden Theilbetrage abzuschreiben, fl § 12. Eine innerhalb des Zeit-''- ^^ i®'*- 
raumeSy für welchen der Religionsfondsbeitrag bemessen worden ist; eintretende 
dauernde Vermehrung oder Verminderung des Einkommens des beitragspflich- 
tigen Subjectes oder des die Grundlage der Bemessung bildenden Vermögens 
hat auf die Beitragspflicht nur insofern Einfluss^ als durch eine solche Ver- 
änderung das Einkommen des Beitragspflichtigen über den die kirchliche 
Competenz bildenden Betrag hinaufsteigt oder — mit oder ohne Einrechnung 
des gesetzlichen Beitrages — unter diesen Betrag hinabsinkt. || Im ersteren 
Falle ist der Beitrag für den noch übrigen Theil der Bemessungsperiode nach- 
träglich zu bemessen^ im zweiten Falle ganz oder in dem entsprechenden Theil- 
betrage abzuschreiben. || In Fällen, in welchen ein vorübergehender Nachlass 
an den landesfürstlichen Steuern gewährt wird; kann auch ein entsprechender 
Nachlass des Religionsfondsbeitrages eintreten, [j § 13. Der Religionsfonds- 
beitrag wird ohne Rücksicht auf Intercalarperioden bemessen. § I^ ^^^ 
Bemessung des Religionsfondsbeitrages erfolgt durch die politische Landesbe- 
hörde desjenigen EronlandeS; in welchem das beitragspflichtige Subject seinen . 
ordentlichen Wohnsitz hat; oder in welchem im Falle des § 3 der die Bei- 
tragspflicht begründende Realbesitz gelegen ist. [| Der Bemessung sind die zum 
Behufe der Vorschreibung des Gebührenäquivalentes errichteten Vermögens- 
fassionen und von den Finanzbehörden festgestellten Daten zu Grunde zu legen. 
Hinsichtlich solcher Vermögensbestandtheile, bezüglich welcher die Verpflich- 
tung zur Entrichtung des Gebührenäquivalentes noch nicht eingetreten ist 
(§ 2; Abs. 3); sind zum Behufe der Bemessung des Religionsfondsbeitrages be- 
sondere Fassionen zu errichten und binnen einer im Verordnungswege festzu- 
stellenden Frist der Landesbehörde vorzulegen. || Diese Fassionen müssen alle 
jene Daten enthalten; welche behufs der Bemessung des Gebührenäquivalentes 
auszuweisen sind. || § 15. Welche Einzelnachweise zum Zwecke der gänzlichen 
oder theilweisen Befreiung von dem Religionsfondsbeitrage aus dem im § 4 
angegebenen Grunde zu erbringen sind, wird im Verordnungswege festgestellt 
(§ ß)' II § 16- I^iß iß dßß Vorschriften über das Gebtihrenäquivalent ent- 
haltenen Bestimmungen über die Haftungspflicht der Fassionsieger hinsichtlich 
der Richtigkeit der Fassionsangaben gelten auch in Betreff derjenigen Angaben, 
welche zum Zwecke der Bemessung des Religionsfondsbeitrages oder der Be- 
freiung von demselben zu erbringen sind (§§ 14 und 15). || Die Strafe für die 
Verschweigung eines Vermögens oder Einkommens, dessen Vorhandensein auf 
die Bemessung des Religionsfondsbeitrages Einfluss nehmen kann, besteht in 
dem Doppelten des hiedurch verkürzten oder der Verkürzung ausgesetzten 
Beitrages. || § 17. Recurse in Angelegenheiten der Bemessung des Religions- 
fondsbeitrages gehen an den Gultusminister. || Dieselben sind bei der Landes- 
behörde binnen vier Wochen vom Tage der Zustellung der angefochtenen Ver- 
fügung oder Entscheidung einzubringen und haben keine aufschiebende Wirkung« 



visorisch fortzuDiitrichtea. |[ § 21. Uie UeligionsionasDeitn 
a verfallenen Verzugszinsen nnd Strafen, werden in derselben 
iesCürstlicheii Steuern und Abgaben eiiigebraclit. || § 22. In; 
ODsfondsbeitr&ge nicht über drei Jahre ausständig sind, kon 
l deren KcbcngebUhrcn ein den Öffentlichen Abgaben und d 
Iren nachstehendes, hingegen allen privgtrechtlicben Forderun 

geEetzUchea Pfandrecht ad fnictus des unbeweglichen Verm< 
gs Pflichtigen Pfründe oder regulären Commnuität zu. || § 23. 
ncurses sind die nicht über drei Jal)re ausständigen Keligioi 
1 Nebengebllliren unmiltelbar nach den öffentlichen Abgabt 
licngebaliren zn berichtigen. |' § 24. Der Religionsfondsheiti 
ttclbar in die Religiousfondscasse desjenigen Landes, in we 
SBOng stattgefundeu hat (§ 14). ]| § 23. Dieses Gesetz tritt 
75 in Wirksamkeit. |{ Von diesem Zcitpunctc au haben die b 
labem kirchlicher Pfründen und den regulären Communitätei 
nsfonds geleisteten Beiträge zu entfallen. {[ Desgleichen entiH' 
tpnncte an die den Genannten bisher obgclegene Verpflichtun 
I Alumiiaticums (Semin aristicnois). Der Ansprach des Uelj 
IntercalareinkQnfte erledigter Ffrtliiden wird durch dieses G' 
irt. [| § 26. Die erste Bemessung der in diesem Gesetie b« 
nsfondsheiträge erfolgt fOr den Rest des mit 31. December 
■enden Deccnniums (§ 8). ] § 27. Mit der Vollziehung diesea 
■ Uinister für Cnltns und Unterricht und der Finanz ministei 

Budapest, am 7. Mai lt^74. 

Franz Joseph m. p. 

Aaorspergm. p. Stremayrm. p. l're 
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bisherigen Ausgaben der Religionsfonds. || In beiden Richtungen erscheint ^'- ®'^ 
eine Reform dringend geboten. Was zunächst die Einnahmen der Religions- oertOTwicii 
fonds anlangt^ so ergibt sich schon aus einer flüchtigen Betrachtung die 7. Mai i874. 
Irrationalität des für diese Einnahmen bisher maassgebenden Systems. [| Neben 
den Einkünften des Stammvermögens und den Intercalarfrüchten der ledig 
stehenden Bcneflcien sollen die Haupteinnahme der Religionsfonds die so- 
genannten Religionsfonds-Beiträge bilden (auch Religionsfonds- oder geistliche 
Aushilfssteuer genannt); diese Beiträge sollten ursprünglich auch im Säcular- 
clerus von allen, nach der Fassion vom Jahre 1782 über 600 fl. dotirten 
Beneficiaten entrichtet werden (Hfd. v. 28. Febr., 1. und 18. April 1788); 
zu Folge späterer Anordnungen werden sie jedoch hier nur noch von Erz- 
bischöfen^ deren Einkommen 18000 fl., und von Bischöfen^ deren Einkommen 
12000 fl. tibersteigt, und zwar regelmässig mit 7^/a Percent von dem Ueber- 
schusse entrichtet (Hfd. v. 28. Juni 1793). Was den Regularclerus anlangt, 
so sollten nach den ursprünglichen Anordnungen alle Stifter und Klöster den 
ganzen, nach Abzug der behördlich genehmigten Ausgaben verbleibenden 
Ueberschuss ihres Einkommens an den Religionsfonds abgeben, und auch 
später wurde ihnen nur die Einbehaltung des vierten Theiles des reinen 
Einkommens zur Bedeckung unvorhergesehener Auslagen gestattet (Hfd. v. 
20. Jänner und 6. April 1781, vom 5. Oct 1782, vom 5. Aug. 1804, vom 
29. Nov. 1807). II Es versteht sich von selbst, dass bei genauer Handhabung 
dieser Vorschriften die Einnahmen der meisten Religionsfonds sehr bedeutend 
gewesen wären, in manchen Ländern sogar über den Bedarf hinausgereicht 
hätten. || Allein, obgleich die erwähnten Anordnungen niemals formell auf- 
gehoben wurden, haben sie doch ihre ursprüngliche Bedeutung längst ver- 
loren. Dies zunächst deshalb, weil man fortfuhr, die Beiträge nach längst 
veralteten Einkommensfassionen (aus den Jahren 1794 — 1802, theilweise 
sogar aus dem Jahre 1782) einzuheben, in welchen Fassionen das beitrags- 
pflichtige Einkommen viel zu niedrig angegeben war. Wie unrichtig diese 
Eiübekenntnisse sind, erliellt schon aus der einzigen Thatsache, dass die auf 
selbstständigen Grundlagen ermittelten Staatssteuem oft einen grösseren 
Betrag darstellen, als das ganze für die Religionsfonds-Beiträge fatirte Ein- 
kommen. Noch mehr aber wurde die Bedeutung der genannten Beiträge 
durch die üblich gewordene Pauschalirung derselben abgeschwächt Die 
meisten Stifter und Klöster haben sich nämlich im Laufe der Zeit mit der 
Religionsfonds-Yerwaltung dahin abgefunden, dass sie statt des gesetzlich mit 
drei Yiertheilcn des Reineinkommens zu bemessenden Beitrages einen fixen 
jährlichen Betrag abführen (Hfd. v. 24. Dec. 1827). Dieser Betrag ist 
überall so gering bemessen, dass er selbst zu dem fatirten Einkommen in 
keinem Verhältnisse steht, geschweige denn sich dem gesetzlichen Steuer- 
ausmaassc von 75 Percent annähert Wie ausserordentlich niedrig diese 
Pauschalbeträge ßind, erhellt wieder am besten aus der Vergleichung mit 
den Staatsstenern. Obwohl es nämlich unter diesen letzteren keine einzige 
gibt, welche den gesetzlichen Percentsatz des Religionsfonds-Beitrages auch 
nur annähernd erreichte, betragen doch die in Frage stehenden Pauschal- 
summen selten auch nur den zehnten Theil der von dem betreffenden Kloster 
entrichteten Staatssteuem. So zahlt z. B. das Schottenstift in Wien 48000 fl. 
an Staats-, dagegen nur 800 fl. an Religionsfonds- Steuer, das Stift Molk an 
erstercr 30000 fl., an letzterer nur 1050 fl., Klosterneuburg an ersterer 
54000 fl., an letzterer nur 7964 fl. u. s. w. Ij Es bedarf keiner besonderen Aus- 
führung, dass dieser Zustand allein schon eine gesetzliche Regelung erfor- 



lie Rechtsverhältnisse der katholischen Kircbe aas ucaunnis! 
mcli das System der AusIngen der Religioiisfonds umzugestaltei 
weise diese Auslagen um ein Beträchtliches zu erhöhen. |[ Was i 
Punkt, den materiellen Zweck des Gesct^eutftTirfes, anlangt, so 
sondere die in Aussicht genommene Erhöhung der Dotation 
:lerus, welche eine Stärkung der Religiousfonds-KinnahmeQ ' 
Hothwendtgkeit der bezeichaeten Maassregel ist allseitig anerl 
,n dem hohen Ahgeordiietenhanse selbst bereits den Gegenstaa 
ßcratliungeu gebildet Es geschah dies in Folge des in i 
Session tod dem Abgeordneten Giuzel und Genossen eingebracl 
qden bisherigen, für die katbolisclie Seelsorgegcistlichkeit, d. LI 
tmd deren Gooperatoren, zn ihrem Lebensunterhalt gesetzli« 
Jfthresbetrag in einer der Wflrde nn^ den Anfordemngen 
und der ZeltTerhältnisse entsprechenden Weise zu erhöhen". 
hte des hierüber vom Hause niedergesetzten Ausschusses 
71) wurden die dermaligen Dotations Verhältnisse des SeolsoTj 
: Grflnde für die Anfbesserung derselben so umständlich b 
nier lediglich auf diesen Bericht Bezug genommen werden kai 
wurden auch die Resultate der Erhebungen dargestellt, welcl 
dieser Angelegenheit von der Regicring eingeleitet worden 
mit dem Rundschreiben des Ministers fUr Cultns und Unterrit 
cember 18701, und wurde insbesondere hervorgehoben, dass si 
nommenen Linderchefs sllmmtljch fUr die Erhöbung der de 
grua — nach einem in den einzelnen Ländern mit Rücksicht 
tigen Verhältnisse verschiedeucD Maasse — ansgesprochen ha 
Bosch lussfassung des Hauses Dbcr diesen Aus ach nssbc rieht it 
ans dem Grunde nicht gekommen, weil die Noth wendigkeit i 
diese Angelegenheit im Znsammenhango mit der allgemeinen 
llher die Rechtsverhältnisse der katholischen Kirche zu rei 
ingendsten Bedilrfiitsse wurde übrigens durch einen ans 
•edit von 500.000 fl. vorgesorgt, welcher der Regierung ni 
ü zu Aushilfen für den Seelsorgoclerns zur Verfügung gest 
— ~-rung ist den lutentioneu de§ hohen Hauses gefo' 
ihr vorbereiteten Gesetzgebung sofort auf die C( 



i 
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der Frage: auf welche Weise die zur Aufbesserung der Congrua nöthigen ^'' ^J^ 
Mittel zu beschaflfen wären, ist die Regierung dem citirten Ausschussberichte oesterMieii. 
darin beigetreten, dass sie zu diesem Behufe nur auf kirchliche Quellen Be- 7. Mai 1874! 
dacht nahm. Der Staat hat zu einer diesfäUigen Leistung weder die Mittel 
noch die Pflicht. Bei dem fortwährenden Anwachsen der öffentlichen Aus- 
gaben muss eher dahin gestrebt werden, die bisherige Subvention der pas- 
siven Religionsfonds aus den allgemeinen Staatsfinanzen zu vermindern; in 
keinem Falle kann eine weitere Erhöhung dieser Subvention zum Zwecke 
der Aufbesserung der Congrua ins Auge gefasst werden. Wie die Con- 
gruaergänzung bisher formell nicht eine Obliegenheit des Staatsschatzes, 
sondern nur der Beligionsfonds war, so muss sie dies auch fernerhin bleiben, 
und es muss nur dafür gesorgt werden, dass diesen Fonds aus kirchlichen 
Quellen hinreichend höhere Einnahmen zufliessen, um aus denselben die er- 
höhte Congrua bedecken zu können. || Bei dem derzeitigen rechtlichen und 
ökonomischen Bestände der Religionsfonds lässt sich aber eine Steigerung 
der Einkünfte derselben kaum auf anderem Wege erzielen, als durch Er- 
höhung, beziehungsweise Regelung der Religionsfonds-Beiträge. Zwar ist 
auch in dem Gesetzentwurfe über die äussern Rechtsverhältnisse der katho- 
lischen Kirche darauf Bedacht genommen worden, einerseits die Religionsfonds 
von den ihnen derzeit obliegenden ungerechtfertigten Leistungen zu befreien 
(vergleiche insbesondere §§ 21, 22, 54), andererseits ihnen neue Einnahme- 
quellen zu eröffnen (insbesondere durch Begründung eines Heimfallrechtes 
auf racantes kirchliches Vermögen § 53, ausserdem § 59, Absatz 2); allein 
es liegt in der Natur der Sache, dass hiervon keine regelmässige ausgiebige 
Steigerung der Fondsmittel erwartet werden kann. Dagegen ergibt sich aus 
dem eben Ausgeführten, dass es bei den Religionsfonds-Beiträgen nur einer 
theilweisen Wiederherstellung der ursprünglichen Vorschriften, ja, da diese 
letzteren eigentlich nie aufgehoben worden sind, nur einer entschiedenen 
Durchführung derselben, im Ganzen also nur einer Regelung der bestehen- 
den Beitragspflicht bedarf, um den Religionsfonds alle erforderlichen Mittel 
zu verschaffen. Auf diese Art lässt sich die schon aus allgemeinen Gründen 
der Gerechtigkeit empfohlene Regelung der genannten Beiträge mit dem 
Zwecke der Congruaerhöhung in Verbindung bringen und so allen obwalten- 
den Rücksichten genügen. || Die Zuständigkeit des Staates, die proponirtcn 
Anordnungen zu treffen, unterliegt keinem Zweifel. Diese Zuständigkeit er- 
gibt sich formell, wie erwähnt, schon aus dem Umstände, dass es sich nur 
um die Regelung einer vom Staate eingeführten, durch Staatsgesetze näher 
bestimmten, unbestritten zu Recht bestehenden Abgabe handelt; sie lässt 
sich aber auch materiell rechtfertigen. Es ist eine der geschichtlichen Con- 
sequenzen der öffentlichen Stellung der katholischen Kirche in Oesterreich, 
dass der Staat von jeher auf die Bedeckung der wirthschaftlichen Bedürf- 
nisse dieser Kirche bedacht war. Diese Fürsorge wurde durch die Gründung 
der Religionsfonds, welchen das incamerirte Vermögen der aufgehobenen 
Klöster überwiesen ward, in ein festes System gebracht. Indem mit diesen 
Fonds ein bestimmter Theil des öffentlichen Vermögens für die Dotation 
des katholischen Cultus ausgeschieden wurde, war grundsätzlich anerkannt, 
dass der Aufwand für diesen Cultus, insoweit er nicht durch die eigenen 
Mittel der kirchlichen Institute bedeckt sei, einen Theil des öffentlichen 
Finanzwesens, des Staatshaushaltes bilde. Noch deutlicher erschien dies 
hinsichtlich jenes Aufwandes, für welchen auch die Mittel der Religionsfonds 
nicht ausreichten imd für welchen daher durch fortlaufende Subventionirung 



Der besondere ineu uca »u.».^ — ^ — 
onfcssionellen Commissioii des Abgeordneten- und des llerrenl 
Icden des Ministers für Cultus und Unterricht sind mitgetheil 
ngoführten: Die confessionellen Gesetze etc. von Gautsch v. '. 
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:STERBEICH. Gesetz, botreffcnd die gesetzliche Ancr! 
Religionsgesellscbafteiu Vom 20. Mai 1674 

Reichsgcsetzblatt Jahrg. 1874. Nr. 63. 

Mit Zustimmung der beiden Häuser des Reicharathes finde I 
B folgt: 

§ 1. Den Anhängern eines biEher gesetzlich nicht auerkan 
kenntnisses wird die Anerkennung als Religionsgesellschnft uit 
n VoranssetKungen ortheilt: || 1. dass ihre Religionsleiire, il 
■0 Verfassung, sowie die gewählte Benennung niclits Gese' 
Hieb Änstössiges enthält; Ij 2. dass die Errichtung une der 
ms Einer nach den Anfordorangcn dieses Gesetzes eingeri 
meinde gesichert ist. || § 2. Ist den Yoranssetzniigcn des 
rd die Anerkennung von dem Cultusminister ausgesprochen, 
icrkcnnung wird die Religio nsgcsellBchaft aller jeiipr Rei 
Iche nach den Staatsgesetzen den gesetzlich anerkaiiiitän K 
ionsgeseU Schäften zakommen. Q § H. Die Erfordernisse d( 
d die Art des Beitrittes zu einer anerkannten KeUgioasgeE 
- - . .-.- . H ft ^ -/„p Erricliluiw von 
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stituinmg dor Cultusgemeinde nicht stattfinden. || § 6. Insoweit die innere Ein- Nt. eioe 
richtnng der Gnltasgemeinden nicht schon durch die allgemeine Verfassung der OMtmioh. 
Religionsgesellschaft bestimmt wird, ist sie durch Statute zu regeln, welche die^o.Mai 1874, 
nachfolgenden Puncte zu umfassen haben: || 1. die Bezeichnung der örtlichen 
Grenzen des Gemeindegebietes; || 2. die Art der Bestellung des Vorstandes^ 
dessen Wirkungskreis und Verantwortlichkeit; || 3. die Art der Bestellung des 
ordentlichen Seelsorgers und sonstiger kirchlichen Functionftre, deren Rechte 
und Pflichten; || 4. die Rechte und Pflichten der Gemeindeangehörigen in Hin- 
sicht auf die Gemeindeverwaltung, insbesondere Bestimmungen Aber die be- 
stehenden Wahlrechte; || 5. die Art der Besorgung, Leitung und unmittelbaren 
Beaufsichtigung des Religionsunterrichtes; || 6. die Art der Aufbringung der 
für die ökonomischen Bedürfnisse der Gemeinde erforderlichen Mittel; || 7. das 
Verfahren bei Abänderung des Statutes. || Solche Statute sind den Gesuchen 
um die staatliche Genehmigung zur Errichtung von Gultusgemeinden (§§ 4, 5) 
beizulegen und unterliegen der Genehmigung des Gultusministers. |{ § 7. Soll 
eine Cultusgemeinde von Personen gebildet werden, welche der betreffenden 
Religionsgesellschaft bisher nicht angehört haben, so haben dieselben nach er- 
langter Genehmigung (§§ 4, 5) die Erklärung ihres Beitrittes zu der Gemeinde 
vor der politischen Behörde abzugeben, welche hievon dem Vorsteher oder 
Seelsorger der verlassenen Kirche oder Religionsgesellschaft Anzeige macht. |{ 
Diese Erklärung hat alle rechtlichen Wirkungen der im Artikel 6 des Ge- 
setzes vom 25. Mai 1868 (R. G. Bl. Nr. 49) normirten Austrittserklärung. | 
§ 8. Mitglieder einer ordnungsmässig constituirten Cultusgemeinde sind alle 
im Gebiete derselben wohnhaften Angehörigen der betreffenden Religionsgesell- 
schafL ;| Angehörige einer Religionsgesellschaft, welche nicht in dem Gebiete 
einer Cultusgemeinde wohnen, werden als Mitglieder der nächstgelegenen Ge- 
meinde ihres Bekenntnisses angesehen. |! Der Gemeindevorstand (§ 9) hat für 
die Evidenzhaltung der Gemeindemitglieder zu sorgen. || § 9. In den Vorstand 
einer Cultusgemeinde können nur solche Mitglieder derselben berufen werden 
welche österreichische Staatsbürger sind und im VoUgenusse der bürgerlichen 
Rechte stehen. |{ Die Bestellung des Vorstandes ist der Landesbehörde anzu- 
zeigen. II Die Bestellung eines Vorstandes, dessen Wirksamkeit sich auf mehr 
als Eine Cultusgemeinde erstrecken soll, bedarf der Bestätigung durch den 
Gultusminister. || § 10. Als Seelsorger kann in der Cultusgemeinde nur ein 
österreichischer Staatsbürger angestellt werden, dessen Verhalten in sittlicher 
und staatsbürgerlicher Hinsicht vorwurfsfrei ist und dessen allgemeine Bildung 
mindestens durch Vollendung des Gymnasialstudiums erprobt ist H § 11. Den 
zur Anstellung der Seelsorger Berechtigten liegt ob, die im einzelnen Falle 
ausersehenc Person der Landesbehörde anzuzeigen. || Der letzteren steht zu, 
den zur Anstellung Berechtigten ihre Einwendungen unter Angabe der Gründe 
(§ 10) mitzutheilen. 1 Wird von der Landesbehörde binnen 30 Tagen nach 
geschehener Anzeige keine Einwendung erhoben, so steht der Anstellung des 
betreffenden Seelsorgers nichts im Wege. || Gegen eine von der Landesbehörde 



t die Regierung seine Entfernung vom Amte zn verlangen. ] 
elsorger eines Verhaltens scliuldig gemacht, wcklies sein femi 
seinem Amte als der üEfentliclicn Ordnung gefährlich ersch 
jin die Regierung seine Entfernung von der Ausübung dos Ai 
Wird die von der Regierung verlangte Entfernung von den 1; 
cht in angemessener Frist vollzogen, so ist das betreffende 
■n staatlichiii l!,.T('ich .ils .rkdiKt an/uschen, tmd hat die B 
1 sorgen, dass jene Geschäfte, welche die Staatsgesetzc dei 
^elsorger uTicrtrageu, von einer anderen von ihr bestellten Pe 
)laDgo versehen vrerdcn, bis das betreffende Cultnsamt in stafti 
eu besetzt ist || In derselben Weise kann vorgegangen wei 
'•"•m anderen Grunde die oben bezeichneten Geschäfte von di 

sorger nicht besorgt werden. ,1 § 13. Jede nicht schon in 

"pifassnng der Religionsgesellschaft vorgesehene Vereinigung n 

leindcn oder der Vertreter derselben zn einer dauernden 

enden gemeinsamen Tbätigkcit, insbesondere zur Beschl 

> leiDsamc Angelegenheiten, bedarf der von Fall zu Fall 

itattimg des CuUusministers. || § 14. Zur Einbringnng dei 

ittmmuug au^geschri ebenen Umlagen und der den Heiig 

henden Einkfinfte und Gebühren wird der staatliche Beis 

15. Die staatliche Onltusverwaltung hat darüber zn wachi 

jrtanntcn Religionsgesellschaften, deren Gemeinden und Or( 

»ngskreis nicht Überschreiten und den Qestimmnngen des g( 

zes sowie den auf Grundlage desselben von den Staat 

!asscnen Anordnungen nnd jedem von ihnen kraft dieses 6 

1 nachkommen. Zu diesem Ende können die Bellt 
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Allgemeiner Theil des Motivenberichtes zum Regierungsent- Nr. 6109 
wurf des oben mitgetheilten Gesetzes. ^^^^\ , 

Oesterroich. 

Nach den Bestimmungen der Staatsgmndgesetze über confessionelle 20. Mai 1874. 
Rechte (Art 14 — 16 des Staatsgnmdgesetzes vom 21. December 1867, R. 
G. Bl. Nr. 142) ist zwischen den Einzelnen nnd den religiösen Gemeinschaften 
zu unterscheiden: für sich kann Jeder — solange nur hierdurch den staats- 
bürgerlichen Pflichten kein Abbruch geschieht — einem beliebigen Bekennt- 
nisse anhängen und dasselbe innerhalb seines Hauswesens ausüben; es ist 
auch durch Singularrechte dafür gesorgt, dass Jedermann in die nach jus 
commune von dem Bekenntnisse beeinflussten Rechtsverhältnisse eintreten 
kann (Ges. v. 9. April 1870, R. G. Bl. Nr. 51). |i Dagegen steht nach Art 15 
cit. nur „den gesetzlich anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaften^' 
das Recht der Corporationsbildung, der gemeinsamen öffentlichen Religions- 
übung, überhaupt der Inbegriff der im besagten Artikel bezeichneten Rechte 
und Vorzüge zu. { Die Zahl dieser „gesetzlich anerkannten Kirchen und 
Religionsgesellschaften'^ ist aber noch immer die seinerzeit in dem Toleraoz- 
patente vom 13. October 1781 taxativ festgestellte (nur dass seither der 
Begriff der „tolerirten" Bekenntnisse und jener des „dominanten^^ in den 
der „gesetzlich anerkannten^' Gonfessionen zusammengeschmolzen sind). Hier- 
nach sind die gesetzlich anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaften: 
die katholische (des römischen, griechischen und armenischen Ritus), die 
evangelische (des augsburgischen und helvetischen Bekenntnisses), die grie- 
chisch-nichtunirte (griechisch- und armenisch- orientalische) und die jüdische. [| 
Dabei ist allerdings nicht ausgeschlossen, dass auch andere Bekenntnisse 
der gesetzlichen Anerkennung thellhaftig werden; es findet sich aber in 
unserer Gesetzgebung keine Andeutung über die Art und Weise, wie diese 
Anerkennung erlangt werden kann. Der natürlich sich darbietende Weg 
einer Vereinsbildung, für welche die Corporationsrechte des Art. 15 cit. er- 
langt werden könnten, ist durch § 3, lit. a, des Gesetzes vom 15. November 
1867, R. G. Bl. Nr. 134, ausgeschlossen. | In diesen Einrichtungen ist der 
Grundsatz der Gleichberechtigung der Gonfessionen nicht zur vollen Geltung 
gebracht Vermöge dieses Grundsatzes hat zwar nicht jedes beliebige Be- 
kenntniss Anspruch auf gesetzliclie Anerkennung, wohl aber jedes, welches 
den staatlichen Anforderungen ebenso wie eines der bisher anerkannten zu 
entsprechen vermag. Solchen Bekenntnissen muss nicht nur die grundsätz- 
liche Möglichkeit der Anerkennung zugestanden, sondern auch der praktische 
Weg hierzu eröffnet werden. In dieser Beziehung die Lücken der be- 
stehenden Gesetzgebung zu ergänzen und damit den Grundsatz der Gleich- 
berechtigung der Gonfessionen zur Anerkennung zu bringen, ist die Aufgabe 
des vorliegenden Gesetzentwurfes. || Derselbe genügt übrigens nicht bloss 
einem Principe, sondern auch einem lebhaft empfundenen praktischen Be- 
dürfnisse. Zahlreichen Einwohnern des Staatsgebietes konnte bisher, un- 
geachtet ihr Bekenntniss politisch ganz unbedenklich erschien, das Recht 
zur Bildung religiöser Gemeinschaften nicht zugestanden werden. Christen 
von strengster confessioneller Haltung, wie z. B. die Anhänger der angli- 
canischen Kirche, die Mitglieder der Uerrnhuter oder Brüdergemeinden etc., 
waren bisher genöthigt, sich als „confessionslos" zu bekennen, falls sie es 
nicht vorzogen, sich mit einigem Gewissenszwange der nächstverwandten 
anerkannten Religiousgesellschaft anzuschliessen (wie z. B. in den erwähnten 
Fällen der evangelischen Kirche helvetischen, respective augsburgischen Be- 
kenntnisses); desgleichen konnten Secessionen innerhalb der anerkannten 



seits von dem grossen Nutzen, der fdr die neiigiuu »a 
christliclien Tolorauz entspringet, sich bewogen gefunden h 
purgischeii und llclvotischoa Religions-Verwaiidtcn, dann di 
Griechen ein ihrer Religion gemftssos Privat- Kxercitiurn 
gestatten, oliiie Rflcksielit, oli selhcs jemals gebrihichlich 
gewesen sey, oder nicht. Der kathol. Religion allein soll 
öffentlichen Religions-Exercitii verbleiben , den beydcn proti 
ligionen aber, so, wie der schon bestehenden nicht nnirten gi 
Orten, vro es nach der hier unten bemerkte« Anzahl MenE 
den Facultaeten der Innwobner thunlicli füllt, und sie Acea 
reits im Besitze des üffentUcben Religions-Exercitii stehen, i 
citinm auszutlbeii erlaubet sejn. Insbesondere aber bewiÜif 
Erstens: den accath oli fachen Unterthancn, wo 100. Familiec 
sie auch nicht in dem Orte des Bethhauses, oder Scelsorgi 
Theil derselben auch einige Stiindeit entfernt wohnen, ein t 
nebst einer Schule erbauen zu dttrfen, die weiter entfernt 
sich in das nächste jedoch inner den K. E. Erbländern befii 
80 oft sie wollen, begeben, auch ilire erblfindischo Geistbcl 
verwandten besuchen, und ihnen, anch den Kranken mit dem 
richte, Seelen- und Lejbes-Troste beystehen, doch nie v 
schwerster Verantwortung, dass einer von ein oder ander 
verlangte katholische Geistliche bernfeu werde. In Ans 
haases befehleu Se. Majestät ansdrflcklich, dass, wo es nie 
ist, solches kein GelAnto, kt'ine Glocken, Thfirmc und k< 
Eingang von der Gasse, so eine Kirche vorstelle, haben, 
und von welchen Materialien sie es banen wollen, ihnen 
alle Administrirnng ihrer Sakrameiiteu, und AusQbnng d 
sowohl im Orte selbst, als auch deren Uiberbriugung zu 
den dasta gehörigen ßlialen, dann die öffentlichen Begrab 
tung ihres Geistlichen vollkommen erlaubet seyn soll. '. 
denselben unbenommen, ilin^ ciigenen Rchalmeister, weiche v 
zn erhalten sind, zu bestelluii, über welche jedoch die hit 
Direction, was die "^ehr-Methode und Ordnung betrifft, 
»ahmen baL luffle en bewilligen Se, Majestät Drittens: 
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sistoria zu errichten. Viertens: Die Jura stolae verbleiben so, wie sie in »r. 61« 
Schlesien dem Parocho ordinario vorbehalten. Fünftens: Wollen Se. Majestät 0^^^*^^, 
die Judicatur in den das Religionswesen der Accatholicorum betreffenden 20. Mai isTi. 
Gegenständen der politischen Landes -Stelle mit Zuziehung eines oder des 
anderen ihrer Pastoren, und Theologen gnädigst aufgetragen haben, von 
welcher nach ihren Religionssätzen gesprochen, und entschieden werden, 
hierüber jedoch der weitere Recurs an die politische Hofstelle freistehen 
solle. Sechstens: Hat es von Ausstellung der bisher gewöhnlich gewesenen 
Reverse bei Heurathen von Seite der Accatholicorum wegen Erziehung ihrer 
erzeugenden Kinder in der röm. katholischen Religion von nun an gänzlich 
abzukommen, da bei einem kath. Yater alle Kinder in der kath. Religion 
sowohl von mann- als weiblichen Geschlechte ohne Anfrage zu erziehen 
sind, welches als ein Pracrogativum der dominanten Religion anzusehen ist, « 
wo hingegen bey einem protestantischen Vater und kathol. Mutter sie dem 
Geschlcchte zu folgen haben. Siebentens: Können die Accatholici zum 
Häuser- und Güter -Ankaufe, zu dem Bürger- und Meisterrechte, zu aka- 
demischen Würden, und Civil- Bedienstungen in Hinkunft dispensando zu- 
gelassen werden, und sind diese zu keiner anderen Eides- Formul, als zu 
derjenigen, die ihren Religions-Grundsätzen gemäss ist, weder zu Be3rwohnung 
von Prozessionen, oder functionen der dominanten Religion, wenn sie nicht 
selbst wollen, anzuhalten. Es soll auch ohne Rücksicht auf den Unterschied 
der Religion in allen Wahlen, und Dienstvergebungen, wie es bei dem Mili- 
tari täglich ohne mindesten Anstand und mit vieler Frucht geschiehet, auf 
die Rechtschaffenheit, und Fähigkeit der Competenten, dann auf ihren christ- 
lichen und moralischen Lebenswandel lediglich der genaue Bedacht genommen 
werden. Derley Dispensationes zu Possessionen, dann zum Bürger* und 
Meisterrechte sind bey den unterthänigen Städten durch die Kreisämter, bey 
den königlichen und Leibgedingstädten aber, da, wo Landeskämmerer sind, 
durch diese, und wo sich keine befinden, durch die Regierung ohne alle 
Erschwerung zu erthcilen. Im Falle aber bey den angesuchten Dispensa- 
tionen sich Anstände, wegen welcher selbe abzuschlagen erachtet würden, 
ergeben sollten, ist hievon jedesmal die Anzeige una cum motivis an die 
Regierung, und von ihr nacher Hofe, zur Einholung der allerhöchsten Ent- 
Schliessung zu erstatten. Wo es aber um das Jus Incolatus des höheren 
Standes zu thun ist, da ist die Dispensation, nach vorläufig vernommener 
Landesstelle von dieser böhmisch-österreichischen Hofkanzley zu ertheilen.'' 

Kaiserliches Patent vom 31. December 1851, Absatz 4: „Wir 
erklären jedoch durch gegenwärtiges Patent ausdrücklich, dass Wir jede in 
den Eingangs erwähnten Kronländern gesetzlich anerkannte Kirche und Re- 
ligionsgcsellschaft in dem Rechte der gemeinsamen öffentlichen Religions- 
ttbung, dann in der selbständigen Verwaltung ihrer Angelegenheiten, femer 
im Besitze und Genüsse der für ihre Cultus-, Unterrichts- und Wohlthätig- 
keitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und Fonde erhalten und schützen 
wollen, wobei dieselben den allgemeinen Staatsgesetzen unterworfen bleiben." 

Gesetz vom 15. November 18G7, R. G. Bl. Nr. 134 (Vereinsgesetz) 
§ 3, lit. a: „Das gegenwärtige Gesetz findet femer keine Anwendung a) auf 
geistliche Orden und Congregationen, dann Religionsgenossenschaften über- 
haupt, welche nach den fQr dieselben bestehenden Gesetzen und Vorschriften 
zu beurtheilen sind.'' 

Staatsgrundgesetz vom 21. December 1861, R. G. BL Nr. 142, 
Art 14: Die volle Glaubens- und Gewissensfreiheit ist Jedermann gewähr'» 
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[eistet Der Gennss der bürgerlicben imd politischen Rechte ist von dem 
ReligionsbekenntnisBe unabhängig; doch darf den etaatstiUrgerlichen Pflichten 
durch das Religion sbohcnntniss kein Abbrach geschehen. Niemand kann 
zn einer kirchlichen Handlang oder zur Thciinahme an oiner kirchlichen 
Feierlichkeit geztrongcn werden, insofern er nicht der nach dem Gesetze 
hierzu berechtigten Gewalt eines Anderen untersteht Art. 15: Jede ge- 
setzlich anerkannte Kirche nnd Religionsgesellschaft bat das Recht der ge- 
meinsamen öffentlichen Beligionsübung, ordnet und verwaltet ihre inneren 
Angelegenheiten selbständig, bleibt im Besitze und Genüsse ihrer für Cultns-, 
Unterrichts- und Wohlthätigk ei ts zwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen 
nnd Fonde, ist aber, wie jede Gesellschaft, den allgemeinen Staatsgesetzen 
unterworfen. Art. 16: Den Anhängern eines gesetzlich nicht anerkannten 
Betigionsbekenntaisses ist die häusliche RelJgionsflbung gestattet, insofern 
dieselbe weder rechtswidrig, noch sittenverletzend ist 

Gesetz vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 49. || [S. w. o. Nr. 4816 (81.)] 
Gesetz vom S.April 1870, über die Eben von Personen, welche keiner 
gesetzlich anerkannten Kirche oder Religionsgesellschaft angehören, nnd Ober 
die Führung der Gcburts-, Ebc- und Sterberogister für dieselben, R. G. BL Nr. 51. 
li § 1. Jene Amtshandlungen, welche die Gesetze in Bezug auf Ehen nnd anf die 
MatrikenfUhrung über Ehen den Seelsorgern zuweisen, sind, soweit sie eine 
Person betreffen, die keiner gesetzlich anerkannten Kirche oder Religions- 
gesellschaft angehört, von der Bezirkshauptmannschaft, und in Orten, welche 
eigene Gemeindestatute besitzen, von der mit der politischen Amtsführnng 
betrauton Gemeindeliebürde vorzunehmon. {| Die Zuständigkeit der Bezirks- 
hauptmaniischaft (Gern ein dcbehürüe) wird durch den Wohnsitz der betreffen- 
den Tcrsoncn bestimmt. || Rucksichtlich des Aufgebotes, der Ehescliliessnng 
nnd der ihr entgegenstehenden Hindernisse, ferner der Eintragung in das 
Eheregist«r, der Ausfertigung amtlicher Zeugnisse aus diesem Register and 
der Versölinungsversuchc vor Ehescheidungen ündet der Art II des Gesetzes 
vom 26. Mai 1«68, B. G, ßl. Nr. 47, und das Gesetz vom 31. December 
1868, R. 0. Bl. V. J. 1S«9, Nr. 4, sinngemässe Anwendung. 1| § 2. Hin- 
sichtlich der Trennbarkeit der Elinn sind die im § 1 erwähnten Personen 
den nichtkatlioli schon cliristlielien Roligionsver wandten glcichzuhalten. i' 
g 3. Die GelmitB- und Sterbercgister über die im g 1 erwähnten Personen 
werden von der Bezirksbauiitnianusehat't (Gcmcindobelirtrde) geführt, in deren 
Bezirk sich der Gehnit»- oder Todesfall zugetragen hat r Diese Behörde 
hat die Eintragung selbst daim vorläulig vorfuiiehmen, wenn ihre Competenz 
zweifelhaft erselioint, jedoch zugleich die weitere Verhandlung einzuleiten. ]' 
Den von dru politischen Behörden auf Gruud dies(;r Register ausgefertigten 
amtlichen Zeugnissen kommt die Beweiskraft öffentlicher Urkunden zu, '\ 
§ 4. Joden Geburts- oder Todesfall, welcher in die vou der politischen Be- 
hörde geführten Matriken (§ 3) einzutragen ist, hat der zur Anzeige Ver- 
pflichtete bei dieser Behörde binnen der acht uüchstfulgcnden Tage in der 
Regel persönlich anzuzeigen und bei Gcburtsfällen zugleich den dem Einde 
beigelegten oder beizulegenden Vornamen anzriguhen. , Bei der Anzeige von 
Todesfällen ist der Todtcnbeschaiizcttel beizubriugeu. § 5. Zur Erstattnng 
der Geburtsanzeige ist zunächst der eheliche Vater des Neugebomen ver- 
pflichtet Ist der Vater nicht anwesend oder ausser Stande, die Anzeige sa 
machen, oder bandelt es sich um ein uneheliches Rind, so ist die Anzeige 
von dem Geburtshelfer oder der Hebamme, in deren Ermangclong von Dem- 
jenigen zu erstatten, in dessen Wohnung das Kind geboren wurde. Tritt 
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keiner dieser Fälle ein, so ist die Mutter yerpflichtety die Anzeige zu ver- ^'- •^^ 
anlassen. || Die Todesanzeige ist von dem überlebenden Ehegatten, in dessen oJinoieh 
Ermangelung von dem nächsten Angehörigen und/ wenn ein solcher nicht 20. Mai i874. 
anwesend ist, von demjenigen zu erstatten, in dessen Wohnung oder Hause 
der Todesfall eingetreten ist || Geburts- und Todesfälle, welche in Gebär-, 
Findel-, Kranken-, Straf-, Zwangsarbeits- und anderen öffentlichen Anstalten 
vorkommen, sind von dem Vorsteher der Anstalt zur Anzeige zu bringen. |{ 
§ 6. Die Unterlassung der Anzeige sowie die Uebcrschreitung der hierzu 
bestimmten Frist wird an dem Schuldtragenden (§ 5) mit einer Geldstrafe 
bis fünfzig Gulden und im Falle der Zahlungsun^higkeit mit Arrest bis zu 
fünf Tagen geahndet || Die Bezirkshauptmannschaft und die Gemeindevor- 
steher haben die rechtzeitige Erstattung dieser Anzeigen zu überwachen und 
bei vorkommenden Unterlassungen das Erforderliche von Amtswegen zu ver- 
anlassen. II § 7. Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes sind die Minister der 
Justiz, des Gultus und des Innern beauftragt, von welchen die erforderlichen 
Ausführungsverordnungen und insbesondere die Vorschriften über die innere 
Einrichtung und Führung der Matriken zu erlassen sind. 



Nr. 6110. (373.) 

FSETTSSEV. Gesetz über die Verwaltung erledigter katholischer 

Bisthümer. Vom 20. Mai 1874*. 
Gesetz-Sanmüung. Jahrg. 1874. Nr. 8190. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc., verordnen, mit Nr. eiio 
Zustimmung beider Häuser des Landtages^ für den Umfang der Monarchie, was folgt : PreJ^n. 

§ 1. In einem katholischen Bisthumc, dessen Stuhl erledigt ist, dürfen so. Mai 1874. 
die mit dem bischöflichen Amte verbundenen Rechte und geistlichen Verrich- 
tungen, insgesammt oder einzeln, soweit sie nicht die Güterverwaltung betreffen, 
bis zur Einsetzung eines staatlich anerkannten Bischofs nur nach Maassgabe 
der folgenden Bestimmungen dieses Gesetzes ausgeübt werden. || § 2. Wer 
bischöfliche Rechte oder Verrichtungen der im § 1 bezeichneten Art ausüben 
will, hat dem Oberpräsidenten der Provinz, in welcher sich der erledigte 
Bischofssitz befindet, hiervon unter Angabe des Umfangs der auszuübenden 
Rechte schriftliche Mittheilung zu machen, dabei den ihm ertheilten kirchlichen 
Auftrag darzuthun sowie den Nachweis zu führen, dass er die persönlichen 
Eigenschaften besitzt, von denen das Gesetz vom 11. Mai 1873 (Gesetz-Samml. 
1873. S. 191) die Uebertragung eines geistlichen Amtes abhängig macht. Zu- 
gleich hat er zu erklären, dass er bereit sei, sich eidlich zu verpflichten, dem 
Könige treu und gehorsam zu sein und die Gesetze des Staates zu befolgen. || 
§ 3. Innerhalb zehn Tage nach Empfang der Mittheilung kann der Ober- 
präsident gegen die beanspruchte Ausübung der im § 1 genannten bischöf- 
lichen Rechte oder Verrichtungen Einspruch erheben. Auf die Erhebung des 
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Nr. fliio Einspruchs fmdPD die VorEchriftcn des § 16 des OesetzcB Tom 11. Hai 1873 
rnoH«. (Gcsetz-SammL S. 191) mit der Maassgabe Anwendung, dass die Berofang bei 
w. Ku 1B74. dem Gerichtshöfe für kirchliche Angelegenheiten nur innerhalb zehn Tagen 
znlässig ist |{ Wenn kein Einspruch erhüben oder der Einsprach von dem 
Gerichtshöfe für kirchliche Angelegenheiten verworfen worden ist, erfolgt die 
im § 2 vorgeschriebene eidliche Verpflichtung vor dem Oberpräsidenten oder 
einem von demselben ernannten Kommissar, |1 § 4. Wer vor der eidlichen 
Verpflichtung bischöfliche Rechte oder Verrichtungen der im § 1 bezeichneten 
Art ausübt, wird mit Gcfängniss von sechs Monaten bis zu iwei Jahren be- 
straft, jl Dieselbe Strafe trifft den persönlichen Vertreter oder Beauftragten 
eines Bischofs (Generalvikar, Ofiizial n. s. w,), welcher nach Erlodigong des 
bischöflichen Stuhles forti^hrt, bischöfliche Kechte oder Verrichtungen anszn- 
Oben, ohne anderweit in Gcmässheit der §§ 2 und 3 die Befagnlss zur Aos- 
flbung derselben erlangt zn haben. || Die vorgenommenen Handlungen sind ohne 
rechtliche Wirkung. |] § 5. Kirchendiener, welche anf Anordnung oder im 
Auftrage eines staatlich nicht anerkannten oder in Folge gerichtlichen Er- 
kenntnisses aus seinem Amte entlassenen Bischofs oder einer Person, welche 
bischöfliche Rechte oder Verrichtungen den Vorschriften dieses Gesetzes zu- 
wider ausübt, oder eines von diesen Personen ernannten Vertreters Amtshand- 
lungen vornehmen, werden mit Geldstrafe bis zu einhundert Thalem oder mit 
Haft oder mit Geßngniss bis zu einem Jahro und, wenn auf Grand eines 
solchen Auftrages bischöfliche Rechte oder Verrichtongen ausgeQbt sind, mit . 
GefUngniss von sechs Monaten bis zwei Jahren bestraft. || § 6. Wenn die 
Stelle eines Bischofs in Folge gerichtlichen Urtheils erledigt worden ist, hat 
der Oberpräsident das Domkapitel znr sofortigen Wahl eines Bisthumsverwcscra 
(Eapitelsvikars) aufzufordern. |{ Erhält der Obcrprftsident nicht innerhalb zehn 
Tage Nachricht von der zn Stande gekommeneu Wahl oder erfolgt nicht 
binnen weiteren vierzehn Tagen die eidliche Verpflichtung des Gewählten, so 
ernennt der Minister der geistlichen Angelegenheiten einen Kommissar, 
welcher das dem bischöflichen Stuhle gehörige und das der Verwaltung des- 
selben oder des jeweiligen Bischofs unterliegende bewegliche und anbewegliche 
Vermögen in Verwahrung und Verwaltung nimmt. Zwangsmaasar^elu, welche 
erforderlich werden, um das Vermögen der Verfügung des KomnÜBsarB zu 
unterwerfen, trifft der Oherpräsident i| Derselbe ist befugt, schon vor Ernen- 
nung des Kommissars und selbst schon bei Erlass der Aufforderung an das 
Domkapitel das im Vorstehenden bczciclineto Vermögen in Verwahrung zu 
nehmen und die hierzu erforderlichen Maassrcgeln nüthigcnfalls zwangsweise xu 
treffen. || § 7. Die Bestimmungen des § G flnden gleichfalls Anwendung: 
1) wenn in einem Falle, in welchem die Stelle eines Bischofs in Folge ge-. 
richtlichen Urtheils erledigt ist, der Bisthumsverweser aus seinem Amt« aus- 
scheidet, olmc dass die Einsetzung eines neuen, staatlich anerkannten Bischöfe 
stattgefunden hat, und || 3] wenn in anderen Fällen der Erledigung eines bischöf- 
lichen Stuhles bischöfliche Rechte oder Verrichtungen von Personen au^eltbt 
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werden, welche den Erfordernissen der §§ 2 und 3 nicht entsprechen. || ^'- *^^^ 
§ 8. Die Bestimmungen des § 6 tlber die Bestellung eines Eonmiissars zur prenssen. 
Verwaltung des dort bezeichneten Vermögens, sowie über die Beschlagnahme ''^®-*^^^"*- 
dieses Vermögens finden femer in allon Fällen Anwendung, wenn ein erledigter 
bischöflicher Stuhl nicht innerhalb eines Jahres nach der Erledigung mit 
einem staatlich anerkannten Bischöfe wiederbesetzt ist J Der Minister der 
geistlichen Angelegenheiten ist ermächtigt, die Frist zu verlängern. || § 9. Die 
Verwaltungsbefugnisse des Bischofs gehen auf den Kommissar über. {{ Die 
Kosten der Verwaltung werden aus dem Vermögen vorweg entnommen, || Der 
Kommissar vertritt den bischöflichen Stuhl oder den Bischof als solchen in 
allen vermögensrechtlichen Beziehungen nach aussen. Er führt die dem Bischof 
zustehende obere Verwaltung und Aufsicht über das kirchliche Vermögen in 
dem bischöflichen Sprengel, einschliesslich des Pfarr-, Vikarie-, Kaplanei- und 
Stiftungsvermögens, sowie über das zu kirchlichen Zwecken bestimmte Ver- 
mögen aller Art. 'H Der Kommissar wird Dritten gegenüber durch die mit 
Siegel und Unterschrift versehene Ernennungsurkunde auch in den Fällen legi- 
timirt, in welchen die Gesetze eine Spezialvollmacht oder eine gerichtliche, 
notarielle oder anderweitig beglaubigte Vollmacht erfordern. || § 10. Die Ver- 
waltung des Kommissars endet, sobald ein in Gemässheit der Vorschriften 
dieses Gesetzes gültig bestellter Bisthumsverwcser (Kapitelsvikar) die Bisthums- 
verwaltung übernimmt, oder sobald die Einsetzung eines staatlich anerkannten 
Bischofs stattgehabt hat. || Der Kommissarius ist für seine Verwaltung nur der 
vorgesetzten Behörde verantwortlich, und die von ihm zu legende Rechnung 
unterliegt der Revision der Königlichen Ober-Rechnungskammer in Gemässheit 
der Vorschrift des § 10 Nr. 2 des Gesetzes vom 27. März 1872. (Gesetz- 
Samml. 1872 S. 278.) Eine anderweite Verantwortung oder Rechnungslegung 
findet nicht statt. || § 11. Der Oberpräsident bringt die nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes erfolgte Bestellung des Bisthumsverwesers sowie die Ernennung 
des Kommissärs unter Angabc des Tages, an welchem ihre Amtsthätigkeit be- 
gonnen hat, ingleichen das Erlöschen der Amtsthätigkeit und den Tag des- 
selben durch den Staatsanzeiger sowie durcli sämmtliche Amts- und Kreis- 
blätter, welche in dem bischöflichen Sprengel erscheinen, zur öffentlichen 
Kcnntniss. Q § 12. Die Anwendung der §§ 6 bis 11 wird dadurch nicht 
ausgeschlossen, dass das Domkapitel für die Dauer der Erledigung des biscliöf- 
lichen Stuhles einen besonderen Vermögensvcrwalter (Oekonomen) bestellt oder 
selbst die Verwaltung übernommen hat, oder dass eine besondere bischöfliche 
Behörde für dieselbe besteht || § 13. Während der Dauer einer kommissa- 
rischen Verwaltung in den Fällen der §§ 6 und 7 ist derjenige, welchem auf 
Grund des Patronats oder eines sonstigen Rechtstitels in Betreff eines er- 
ledigten geistlichen Amtes das Präsentations- (Nominations-, Vorschlags-) Recht 
zusteht, befugt, das Amt im Falle der Erledigung wiederzubesetzen und für 
eine Stellvertretung in demselben zu sorgen. || § 14. Macht der Berechtigte 
von dieser Bcfugniss Gebrauch, so kommen die Vorschriften des Gesetzes vom 

13' 



rechtigtcr nielit vorhaDden ist. || 9 Ib. Liegen am vorausheu 
T, so beruft der I.andratli lAmtraaiiii), in Stadtkreisen der 
if den Antrag von mindestens zehn grossjälirigeii, im Besitze ( 
hrenrectitc befindliclicn, männlichen Ucmeiniiemitgliedoni, vcl 
itwä}ilendcn Familien hauplc untergeordnet sind, sämmtlichc c 
ssen cntsprccheada Mitglieder der Gemeinde zur Besclilussfi 
inrichtniig der Stellvertretong oder tkber die Wiederbesctzu 
IT Gültigkeit der BoBchlttsse ist erforderlich, dass mehr als 
rschjenenen dem Boschlnsse zngestimmt hat. ;] Die nKherei 
3er das Verfahren erlässt der Obcrpr&sident. !| § 17. Kon 
^ahl zu Stande, so ist imch Maassgabc des § IG ein Iteprfisei 
elchor die Ucbertraguiig des Amtes an den geffählten GeistUc 
lt. FUr das Verhalten nnd die Verantwortung des Rspräsent 
orscbriften des § 14. || § 18. Wird in den Fällen der §§ 
bcrpräsidcnten kein Einsiimch erhoben oder der erbobeoe 
;m Gerichtshofe fUr kirchliche Angelegenheiten verworfen, s( 
::he als rechtsgültig angestellt. || § 10. Wenn vor dem Ta 
cses Gesetz in Kraft tritt, die Stelle eines BischofE in Fo 
rtheils erledigt worden ist, so finden die Vorscbriftea dieses 
lls Anwendung. >\ § 20. Wo in diesem Gesetze von «inem S 
Ehen Stahle, Amte, Sitze u. s. w. oder einem Bisthiune die 
imntor auch ein Erzbischof, Fürstbischof sowie deren ßtflhh 
isthflmor n. s. w. zu verstehen. || Unter den mit dem bischöf! 
andenen Rechten und geistlichen Verrichtungen im Siano diet 
»wohl die in dem bischfiflichcn Arote als solchem enthaltene 
Delegation beruhenden Rechte und Verrichtungen begriffe 
ister der geistlichen Angelegenheiten ist mit der AnsfUh 
ttzes beanftragt. 
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Allgemeiner Theil des Motivenbericbtes zum Regierungs- Nr. eiio 
entwarf des oben mitgetbeilten Gesetzes. (Drucksachen des Hauses ^^^^^^^^ 
d. Abgeord. 12. Legislatur-Periode. I. Session 1873 — 74. Nr. 208.) 20.M»ii874. 

Nachdem die feindliche Haltung , weiche die römisch-katholischen 
Bischöfe und der von ihnen abhängige Klerus der Ausführung der Gesetze 
vom 11. und 12. Mai 1873 gegenüber bis jetzt eingenommen haben^ bereits 
in einem Falle bis zur Anwendung des äussersten Mittels^ der Einleitung 
des Verfahrens auf Amts-Entlassung gegen einen Prälaten^ geführt hat^ ist 
es erforderlich^ die Fälle näher in das Auge zu fassen, in denen eine solche 
Amts-Entlassung wirklich erfolgt. Mit diesem Moment tritt der dem Staate 
aufgezwungene Kampf in ein Stadium^ welches dem Letzteren die Pflicht 
auferlegt; sowohl sich selbst neue, der Lage der Verhältnisse entsprechende 
Abwehrmittel zu schaffen, als auch der durch eine weitere Auflehnung gegen 
die Staatsgesetze entstehenden Verwirrung in der Verwaltung der Diözesen, 
soweit dies in seiner Macht liegt, vorzubeugen. || Bei der Stellung, welche 
der römische Episkopat und seine Anhänger zu den bezeichneten Gesetzen 
genommen haben, ist zu besorgen, dass man in der Opposition gegen die 
Staatsgesetze so weit gehen werde, einem Erkenntniss des Königlichen Ge- 
richtshofes für kirchliche Angelegenheiten, welches die Amts-Entlassung eines 
Kirchendieners, insbesondere eines Bischofs, aussprechen möchte, die An- 
erkennung zu versagen und die Folgeleistung abzulehnen. Dass es, wenn 
die Rechtsordnung nicht in ihren Grundlagen erschüttert werden soll, un- 
abweisliche Pflicht des Staates ist, ein solches gerichtliches Urtheil nöthigen- 
falls durch Anwendung der strengsten Straf- und Zwangsmittel zum Vollzug 
zu bringen, bedarf der Darlegung nicht. || Zur Vollstreckung eines auf Amts- 
Entlassung lautenden Erkenntnisses gehört aber |{ 1., dass der abgesetzte 
Bischof aus seinem Amte, und zwar sowohl dem, officium, als auch dem 
beneficium, entfernt, und |, 2., dass den bischöflichen Behörden und Beamten 
sowie dem gesammten Diöcesan-Klerus gegenüber zur Anerkennung gebracht 
werde, dass durch die Amts-Entlassung des Bischofs Sedlsvakanz eingetreten 
ist. II Was den ersten Punkt betrifft, so hat zunächst nach der Bestimmung 
des Alinea 2 § 24 des Gesetzes vom 12. Mai 1873 die Entlassung au^ dem 
Amte den Verlust des Amtseinkommens zur Folge, und da nach der Vor- 
schrift des § 36 a. a. 0. die Entscheidungen des Gerichtshofes im Verwal- 
tungswege vollstreckbar sind, so wird eintretenden Falles der Staat in der 
Lage sein, einen aus seinem Amte entlassenen Bischof aus dem Genuss 
seines gesammten Amtseinkommens, einschliesslich sämmtlicher Nutzungen, 
Hebungen und Leistungen, zu setzen. || Was hingegen die für das öffentliche 
Interesse weit wichtigere Frage anlangt, in welcher Weise einer Fortsetzung 
der Amtsthätigkeit entgegenzutreten sein wird, so gewährt das bestehende 
Recht nicht die genügenden Mittel, um dem die öffentliche Ordnung ge- 
fährdenden Treiben eines aus seinem Amte entlassenen Bischofs ein be- 
stimmtes Ziel zu setzen, p Zwar bedroht der § 31 des Gesetzes vom 31. Mai 
V. J, diejenigen Kirchendiener, welche Amtshandlungen vornehmen, nachdem 
sie in Gemässheit des § 30 aus ihrem Amte entlassen worden sind, mit 
Geldbusse bis zu 100 Thlrn. und im Wiederholungsfalle bis zu 1,000 Thlrn. 
Indessen die bisherige Erfahrung bei Ausführung der Gesetze vom 11. und 
12. Mai V. J. hat leider gelehrt, dass blosse Geldbussen unzureichend sind, 
um das Ansehen des Gesetzes aufrechtzuerhalten, den Ungehorsam der 
Bischöfe auch nur bei solchen Punkten zu brechen, bei denen in anderen 
Staaten den staatlichen Anordnungen wesentlich ähnlicher Art von der 



äollcn geglaubt hat, so bcraht dies in dei 
in der Erwägung darüber begriffen ist, ob es nicht gegenüber 
Haltung des Episkopates, welche die Grundlagen joder Staat' 
niclit minder die der einzelnen Staaten, als die des Reiches, 
ao der Zeit sei, zur Bekämpfung dieser Staats fein dl iciicu Eb 
wirktmg der Reichsgesetzgebung in Anspruch zu nehmen, zum 
sein wird, dass in der weitergebenden Kompetenz der Rei< 
die Möglichkeit geboten ist, zum Schutze der bedrohten Rc( 
Staates Sichenmgsmittel aufzurichten, die iu ebenso nirksame 
der Verhältnisse entsprechender Weise vollkommeneren Erfolg 
als eine im Wege der I-andesgcsetzgebung herbeizuführende St 
II Demgemüss behandelt der vorliegende Gesetzentwurf nur 
oben aufgeworfenen Fragen, nämlich diejenige, j| wie, al>g 
Person des seines Amtes entsetzten Bischofs, der Diözese 
Eintritt der Vakanz des Bischofsstuhles snr Anerkennung : 
wird. II Wenn die Kapitel uad der DiSzesankIcms ancrkeni 
die Absetzung eines Bischofs in Folge gericlitliciien Urtti< 
eingetreten sei, so wird sich die Angelegenheit in dem g 
weiter entwickeln. Das Gesetz rauss aber auch nach Lage 
den anderen Fall voraussehen, dass die Kapitel einem solcli 
Wirksamkeit beilegen und demgenUiss auch nicht anerkeiii 
die Vakanz des Bischofssitzes eingetreten sei. Sie sowohl t 
Vikar werden alsdann den abgesetzten Bischof als noch in 
stehend betrachten und nicht nur demgemUss fortfahren, zn 
besetztem Stuhle, sondern auch ablehnen, eine einstweilige 
Diözese durch Bestellung eines Kapitel svikars ctnzurichtei 
zur Wahl des neuen BischofB zu schreiten. Es ist zu ervi 
lolctien Auffassung der Kapitel zunächst auch die Gcisttic' 
(um grösseren Theile, folgen werde. '; Es muss daher im ^ 
^bung II I. Vorsorge getroffen werden, dass die Anerkenn 
noii Vakanz und damit die Einstellung jedes amtlichen 1 
-oni.on nie<.iinf sowie die daran sieb knüpfenden Ma 
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zu suchen sein, dass nach den wegen Wiederbesetzung der Bischofsstühle in ^'- *^^® 
Preussen für die einzelnen Diözesen geltenden Bestimmungen die Wahl des p^^i„ 
neuen Bischofs innerhalb drei Monate erfolgen soll, die Verwaltung des2o.iuii874. 
Kapitelsvikars daher nur als eine kurze, vorübergehende gedacht war. Die 
Erfahrung, insbesondere auch in anderen deutschen Ländern, hat aber ge- 
lehrt, wie die Wiederbesetzung der Bischofssitze sich oft Jahre lang ver- 
zögert, und wie es die römische Kurie in der Hand hat, durch ausser- 
ordentliche Vollmachten, welche dem Kapitelsvikar ertheilt werden, oder 
durch Entsendung eünes apostolischen Vikars, der alle Rechte eines Bischofs 
unbeschränkt zu üben hat, die Wiederbesetzung der Bischofsstühle bis in 
eine ungemessene Zeit auszudehnen und damit alle die Garantien, welche 
dem Staate durch die ihm zustehende Mitwirkung bei Besetzung der bischöf- 
lichen Stühle gegeben werden sollen, illusorisch zu machen. Erwägt man 
femer die eingangs erwähnte offene Auflehnung gegen die Staatsgesetze, so 
muss es als Pflicht der Selbsterhaltung für den Staat anerkannt werden, 
hinfort Niemanden als einstweiligen Verwalter eines Bisthums zu dulden, der 
ihm nicht die volle Garantie giebt, dass die in dem bischöflichen Amte 
beruhende Macht nicht zum Nachtheil des Staates gemissbraucht werde. 
Diese Garantien werden, da eine positive Mitwirkung bei Bestellung eines 
solchen Bisthumsverwalters nach Artikel 18 der Verfassungs-Urkunde, auch 
nach seiner neuen, durch das Gesetz vom 5. April 1873 festgestellten Re- 
daktion, nicht in Anspruch zu nehmen ist, darin zu suchen sein, dass einmal 
die Vorschriften des Gesetzes vom 11. Mai pr. über die Vorbildung und 
Anstellung der Geistlichen auf den Bisthumsverwalter zur Anwendung ge- 
bracht werden und ausserdem von ihm das eidliche Gclöbniss, dass er 
Sr. Majestät dem Könige treu und gehorsam sein und die Gesetze des 
Staates befolgen werde, verlangt wird. |{ Da diese Erwägungen übrigens nicht 
nur für den Fall der Erledigung eines Bisthums in Folge gerichtlichen 
Urtheils, sondern allgemein für jeden Erledigungsfall, gleichviel auf welchen 
Gründen er beruht, zutreffen, so werden diese Anforderungen für die einst- 
weilige Wahrnehmung bischöflicher Rechte während der Vakanz des Stuhles 
generell gestellt werden müssen. || Das Gesetz darf endlich || III. die Even- 
tualität nicht ausser Acht lassen, dass die vorzuschreibenden Zwangsmittel 
sich als nicht genügend erweisen, einen etwaigen Widerstand der Domkapitel 
gegen die Staatsgesetze zu beugen, so dass sie in dem Falle einer Sedis- 
vakanz in Folge gerichtlichen Urtheils die Bestellung eines Bisthumsver- 
wesers beharrlich verweigern oder in Fällen einer auch von ihnen aner- 
kannten Sedisvakanz einen dem Gesetze nicht entsprechenden Verweser 
bestellen. In allen diesen Fällen tritt eine völlige Störung in der Diözesan- 
Verwaltung ein, indem eine rechtmässig bestellte Verwaltung alsdann über- 
haupt nicht vorhanden ist Die Folgen eines solchen Zustandes für das 
gcsammte kirchliche Leben in der Diözese, für die kirchlichen Institute, 
die Kirchengemeinden und die einzelnen Diözesanen sind die allerschwer- 
wiegcndstcn, und es erscheint als eine dringende Pflicht des Staates, soweit 
CS an ihm ist, hier Vorkehrungen zu treffen, um wenigstens die ärgsten 
Schäden, namentlich im Leben der Einzelgemeinden, fernzuhalten. Dies 
wird geschehen, indem einerseits Fürsorge getroffen wird, die kirchliche 
Vermögens-Verwaltung, sowohl des bischöflichen Stuliles selbst, als auch der 
der Aufsicht des Bischofs unterstellten kirchlichen Institute und Stiftungen 
sowie der einzelnen Kirchengemeinden, in regelmässigem Betriebe zu erhalten, 
und indem andererseits den Gemeinden die Möglichkeit eröffoct wird, bei 



om II. Mai 1873 über die Vorbildnng und Anstelln 
liehen. Vom 21. Mai 1874*). 
Gesetz-Sammlung. Jabrg. 1874. Nr. 8191. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Proussen 
üt Zustimmang beider Hänscr des Landtages Unserer Monar 
ttion and Erg&nznng des Gesetzes Ober die Vorbildung und 
■eistlicbeD vom 11, Mai 1873, was folgt: 

Artikel 1. Das Gesetz vom 11. Mai 1873 wird dahin de 

Jebertragnng eines geistlichen Amtes sowie die Gcnehmigui 

Jebertragnng auch dann den Vorschriften der §§ 1 bis 3 ' 

Tider sind, wenn dieselben ohne die im § 15 daselbst vorj 

lennimg des Kandidaten oder vor dieser Benennung oder toi 

' 15 für die Erhebung des Einspruchs gewährten Frist erfol 

I Strafe des § 23 des Gesetzes vom II. Mai 1B73 trifft oi 

iclicu, welcher Amtshandlungen vornimmt, ohne den Naiihweis ! 

lass er zn einem hierzu ermächtigenden Amte oder lur Stel 

!ur Hulfsleistung in einem solchen Arote unter Beobachtong 

les gcnannteu Gesetzes berufen worden sei. || Artikol 3. 

!ines geistlichen Amtes ist der OberprllEident befugt, die B( 

Vermögens der Stelle zu verfügen, wenn || 1, das erledigt 

ichriften der §§ 1 bis 3 des Gesetzes vom 11. Mai 1673 zn 

, oder II 2. wenn Thatsachen vorlieget, welche die Annahmt 

) Debertragung des Amtes nicht unter Beobachtung dieser 

gen werde. || Der Beschlagnahme unterliegt das (;eEamm 

jielle, einschliesslich aller Nutzungen, Hebungen und Leistn: 

iräsident ernennt einen Kommissar, welcher die Beschls 

ind bis zur gesetzmäsi ^n Wiedcrhesetzuug der Stelle, bcz 
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werden aus den Einkünften der Stelle entnommen. 11 Artikel 4. Wenn nach ^'- ^^^^ 
Erledigang eines geistlichen Amtes ein Geistlicher wegen unbefugter Vornahme j»reu8aeD. 
von Amtshandlungen in diesem Amte in Gemässheit des § 23, Absatz 1 des ^i- Mai 1874. 
Gesetzes vom 11. Mai 1873 oder des Artikels 2 dieses Gesetzes rechtskräftig 
zur Strafe verurtheilt worden ist, so ist derjenige, welchem auf Grund des 
Patronates oder eines sonstigen Rechtstitels das Präsentations- (Nominations-, 
Vorschlags-) Recht zusteht, befugt, das Amt wiederzubesetzen und fOr eine 
Stellvertretung in demselben zu sorgen. || Artikel 5. Für eine Stellvertretung 
in dem erledigten Amte zu sorgen, ist der Berechtigte auch dann befugt, 
wenn einem Geistlichen nach Maassgabe des § 5 des Reichsgesetzes vom 4. Mai 
1874, betreffend die Verhinderung der unbefugten Ausübung von Kirchen- 
ämtem, der Aufenthalt in dem Bezirke des erledigten Amtes versagt worden 
ist II Artikel 6. Dem Berechtigten ist von dem Strafurtheil (Artikel 4) sowie 
von der Verfügung wegen Beschränkung des Aufenthaltes (Artikel 5) amtlich 
Kenntniss zu geben. || In Betreff der vor Verkündigung dieses Gesetzes er- 
gangenen Urtheile und Verfügungen ist jene Mittheilung sofort nach Inkraft- 
treten desselben zu bewirken. || Artikel 7. Macht der Berechtigte von der 
ihm zustehenden Befugniss (Artikel 4, 5) Gebrauch, so kommen die Vorschriften 
des Gesetzes vom 11. Mai 1873 zur Anwendung. Die im § 22, Absatz 1 
daselbst, dem geistlichen Oberen im Falle gesetzwidriger Amtsübertragung an- 
gedrohte Strafe trifft in gleichem Falle den Berechtigten. || Artikel 8. Wenn 
der Berechtigte innerhalb zweier Monate vom Tage des Empfanges der vor- 
geschriebenen Mittheilung (Artikel 6) für eine Stellvertretung nicht sorgt, oder 
innerhalb Jahresfrist, von dem nämlichen Zeitpunkt an gerechnet, die Stelle 
nicht wiederbesetzt, so geht seine Befugniss auf die Pfarr- (Filial-, Kapellen- etc.) 
Gemeindq über. || Die Gemeinde hat die in Artikel 4, 5 bezeichneten Befug- 
nisse in allen Fällen, in welchen ein Präsentationsberechtigter nicht vorhanden 
ist II Die Vorschriften des Artikels 6 finden auf die Gemeinde entsprechende ^ 
Anwendung. Dieselbe ist insbesondere davon in Kenntniss zu setzen, dass der 
Präsentationsberechtigte innerhalb der gesetzlichen Frist von seinem Rechte 
keinen Gebrauch gemacht hat || Artikel 9. Liegen die Voraussetzungen des 
Artikels 8 vor, so beruft der Landrath (Amtmann), in Stadtkreisen der Bürger- 
meister, auf den Antrag von mindestens zehn grossjährigen, im Besitze der 
bürgerlichen Ehrenrechte befindlichen, männlichen Gemeindemitgliedem, welche 
nicht einem mitwählenden Familienhaupte untergeordnet sind, sämmtliche diesen 
Erfordernissen entsprechenden Mitglieder der Gemeinde zur Beschlussfassung 
über die Einrichtung der Stellvertretung oder über die Wiederbesetzung der 
Stelle, p Zur Gültigkeit der Beschlüsse ist erforderlich, dass mehr als die 
Hälfte der Erschienenen dem Beschlüsse zugestimmt hat. || Die näheren Be- 
stimmungen über das Verfahren erlässt der Oberpräsident || Artikel 10. Kommt 
eine gültige Wahl zu Stande, so ist nach Maassgabe des Artikels 9 ein Re- 
präsentant zu wählen, welcher die Uebertragung des Amtes an den gewählten 
Geistlichen auszuführen hat Für das Verhalten und die Verantwortung des 
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Kr. am. Beprftscntaiit«n gelten die Vorschriften des Artüccls 7. Q ArtUcot 11. Wird in 
rniuHD. den Fällen der Artikel 4 — 10 vom Oberpräsidenten kein Einsprach erhoben 
*'■"'"*'*■ oder der erhobene Einspruch von dem Gerichtshofe verworfen, so gilt der 
Geistliche als rechtsgültig angestellt. 

Vrknndlicli unter Unserer Höchsteigenhftndigen Unterschrift ond bci- 
gedmcktem Königlichen Inaicgcl. 

Gegeben Wiesbaden, den 21. Hai 1874. 

(L. S.) Wilhelm. 

Camphausen. Gr. zaEnlenbnrg. Lconhardt Fatk. 
y. Eamekc Achenbach. 

Motironbericht zum Begicrnngaentwnrf des oben mitgetfieil- 
ten Gesetzes. (DmcksachcD des Hauses der Abgeord. 12, Legislatur- 
Periode. I. Session 1873—74. Nr. 208.) 

Der Widerstand, welchen die rümiscb- katholischen Bischöfe der Ans- 
fühnuig der Gesetze vom 11. und 13. Mai v. J. entgegcugestctlt haben, ist 
bisher am heftigsten gegen das Gesetz vom 11. Mai v. J. über die Vor- 
bildang und Anstellung der Geistlichen li er vorgetreten. Es hat dies seinen 
Grund darin, dass die Vorschriften dieses Gesetzes von unmittelbar prak- 
tischer Wirkung waren und daher die feindliche Ualtung des Episkopates 
uud des von ihm abliängigcn Klerus auf diesem Gebiete zunächst zu einer 
offenen Auflehnung gegen das Staatsgesetz fahrte. Um einem solchen Ver- 
halten mit der durch die Autorität dieses Gesetzes unbedingt gebotenen 
Entschiedenheit überall gleichmässig entgegentreten zu können, bedarf es 
einerseits der Beseitigung eines in der Ausleguug des Gesetzes hervor- 
getrctenen unbegründeten Zweifels, andererseits einiger ergänzenden Vor- 
schriften, theils um vcrsuutitc Umgehungen des Gesetzes zu verbaten, tJieils 
um die Wirksamkeit des Gesetzes gegenüber der stets fortschreitenden Oppo- 
sition der Geistlichkeit durch Herstellung stärkerer Schutzmittel zu sichern. 
|{ Diesen Gesichtspunkten folgt der vorliegende Gesetzentwurf, indem er '\ 
im Artikel 1 eine Erläuterung der Strafbestimmungen jenes Gesetzes, 1| im 
Artikel 2 eine Ergänzung dieser Strafbestimmungen uud endlich || im Ar- 
tikel .T ein neues Mittel zur Abwelir gegen das Eindringen gesetzwidrig 
berufener Geistliclieu in die Scel sorge rämter durch Bcscltlagnahme des 
Stelle uvermügeuE \\ vorschlägt |] Im Einzelnen ist hicrzn Folgendes zu be- 
merken: !! Artikel 1. Das Bedürfniss einer Deklaration der §§ 22 und 23 
und im Zusammenhang damit auch der §§ 17 und I des Gesetzes vom 
U. Mai V. J. ist dadurch hervorgerufen, dass einzelne Gerichte erster In- 
stanz die Strafbestimmuugcn der §§ 22 uud 23 nur auf solche Fftlle be- 
ziehen wollen, wo gegen eine Anstellung seitens des Oberpräsidenten wirklich 
der Einspruch erhoben worden sei, und dass demgcmäss in den Fällen von 
ihnen auf Freisprechung erkannt ist, wo eine Beneimnug des Kandidaten 
beim Oberpräsidenten in Getnässheit des § ITi gar nicht stattgehabt hatte. 
Hervorgemfen ist diese Auffassung vomebmlicli durch die jetzige Fassung des 
§ 17, welche anscheinend eine Unterscheidung zwischen solchen Anstellungen, 
die dem § 1 zuwiderlaufen, uud solchen, die vor Ablauf der für don Ein- 
spruch gewähricn Frist erfolgen, aufstellt. Diese Aunalimc moss zwar fQr 
unbegründet erachtet werden, insofern die Worte im § 17: „oder welche 
vor Ablauf der im § 15 für die Erhebung des Einspruchs gewährten f^ist 
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erfolgt" gar nicht den Zweck haben sollten und konnten, eine besondere, ^'- *^" 
neben den Vorschriften des § 1 hergehende üebertragung des geistlichen p^^„ 
Amtes als nicht geschehen zu bezeichnen, sondern, wie die Entstehungs« 21. Mai i87i. 
geschichte der jetzigen Fassung deutlich ergiebt, auf Vorschlag der Kom- 
mission des Abgeordnetenhauses in das Gesetz nur deshalb aufgenommen 
sind, um, wie es in dem Kommissionsberichte vom 3. Februar pr. Seite 29 
heisst, „eine Fassungsverbesserung zum vollständigeren Ausdruck des Ge- 
meinten^' herbeizuführen. Auch kann es keinem begründeten Zweifel unter- 
liegen, dass, wenn schon der § 1 selbst als Erfordemiss für die üebertragung 
eines geistlichen Amtes aufstellt, „dass gegen die Anstellung kein Einspruch 
Ton der Staatsregierung erhoben worden ist^', zur Feststellung dieses Re- 
quisites gehört, dass die im Gesetz vorgeschriebene Benennung erfolgt und 
nach derselben innerhalb der gesetzlichen Frist kein Einspruch erhoben 
worden, weil von der Erhebung des Einspruchs überhaupt erst die Rede 
sein kann, wenn die Benennung vorangegangen ist; denn ohne Benennung 
gilt die Anstellung als nicht geschehen (§ 17), und gegen einen nicht ge- 
schehenen Akt kann selbstverständlich auch kein Einspruch erhoben werden. 
Obwohl nun auch die grosse Mehrzahl der Gerichte dieser letzteren Auf- 
fassung gefolgt ist, so hat doch die gegentheilige Ansicht in neuester Zeit 
an Anhang gewonnen, so dass jetzt schon von sieben verschiedenen Gerichten 
freisprechende Erkenntnisse in jenem Sinne ergangen sind. Es leuchtet ein, 
dass hieraus, zumal wenn diese, als irrig zu bezeichnende Auffassung noch 
weitere Verbreitung finden möchte, nicht nur für die Rechtssiclierheit, son- 
dern auch für die Durchführung der kirchenpolitischen Gesetze vom Mai 
V. J. die allerbedenklichstcn Folgen entgehen müssten. Denn einmal würde 
unter allen Umständen eine längere Zeit vergehen, bis durch die Recht- 
sprechung des Ober- Tribunals und des Ober-Appellationsgerichts eine feste 
Norm gewonnen werden würde, während die Staatsregierung inzwischen in 
den betreffenden Bezirken dem gesetzwidrigen Verhalten der Bischöfe und 
der Geistlichkeit gegenüber völlig wehrlos dastände, und sodann würde, wenn 
weitere derartige Entscheidungen erfolgten, den Bischöfen sogar die Mög- 
lichkeit geboten werden, ihr Verhalten durch Berufung auf diese gericht- 
lichen Erkenntnisse mit einem Scheine des Rechtes zu umgeben und auf 
diese Weise ihren Widerstand in den Augen der Gemeinden als mit den 
Gesetzen nicht einmal im Widerspruch stehend erscheinen zu lassen. Aus 
diesen Gründen erscheint es dringend gerathen, sofort eine Deklaration der 
§§22 und 23 des Gesetzes vom 11. Mai pr. eintreten zu lassen. | Was 
die Fassung einer solchen Deklaration betrifft, so ist, nachdem einmal Zweifel 
über die Bedeutung der Worte, „welche den §§ 1 bis 3 zuwiderläuft", ent- 
standen sind, Vorsorge zu treffen, dass alle Fälle einer gesetzwidrigen üeber- 
tragung eines geistlichen Amtes oder der Genehmigung einer solchen ge- 
troffen werden, damit nicht Raum zu neuen Zweifeln freibleibe. Demgemäss 
sieht der Artikel 1 alle denkbaren Fälle, sowohl einer üebertragung ohne 
jede Benennung, als auch einer üebertragung vor der Benennung, als auch 
endlich einer solchen üebertragung vor, die entweder gleichzeitig mit der 
Benennung oder nach der Benennung, jedoch vor Ablauf der für die Er- 
hebung des Einspruchs gewährten Frist erfolgt || Der || Artikel 2 || des Ent- 
wurfs hat den Zweck, Umgehungen des Gesetzes vom 11. Mai pr. zu ver- 
hüten, die in letzterer Zeit mehrfach, namentlich in den westlichen Provinzen 
vorgekommen sind. Es mehren sich nämlich die Fälle, in denen katholische 
Geistliche theils auf Grund eines Privatabkommens mit angestellten Pfarrern 



Gesetzes ist dieser Zweifel kein anbcrcctitigtcr, uud würde 
tcüs der Gerichte in den aü (gedeuteten Fällea auf Freisp! 
werden, so würden UmgeJiuDgen der Vorscliriftcri dos Gesetzes 
leiclit vorgenommen werden können. Es dtirftc sicli datier 
dieser Richtung hin eine Ergänzung der Strafliestimmung d- 
Art 2 des Entwurfs vorgeschlagen, eintreten zu lassen. || 
ist vielfach als ein grosser Missstaud cmii!unden worden, ( 
widrig angestellten Geistlichen angeachtet der Bekaniitniacl 
mcinden Über die Gesetzwidrigkeit der Anstellung nnd den 
ungeachtet der Verwarnung, welche den Geistlictien selbst ei 
dem Amte, und zwar sowohl von dem officium als auch 
Besitz ergreifen und Wochen-, ja monatelang im Widersprnt 
Schriften der Staatsgesetze amtiren, bevor endlich eine Geh 
der strafrechtlichen Untersucliung gegen sie festgesetzt wird 
näheren Ansftthning nicht, dass *aaf diese Weise dem gesi 
lalten der Bischöfe and der von ihnen angestellten GeistUi 
lommen begegnet und dass geraile dadurch den gesetzt 
ueistlichen die Möglichkeit geboten wird, die Gemeinden 
gegen die Anordnungen der Regierung aufzureizen. Soweit 
wcge die Möglichkeit geboten war, dem entgegenzutreten, j 
zwischen bereits geschehen, indem einmal für die Bbetnf 
dortselbst auf Grund der französischen Gesetzgebung die 
Eigenthum der Civilgemeinden stehen, die Anordnung getro 
solchen Geistlichen, bei deren Anstellung den Vorschrift 
vom II. Mai pr. genügt ist, die Pfarrhäuser seitens d( 
Oberwiesen werden dürfen and letztere, falls ein gesetzm 
Geistlicher in der Parochie nicht vorhanden ist, die Pfai 
selbst in Besitz und Verwaltang zu nehmen haben. Sode 
filr den ganzen Umfang des Staates die VerfUgung getroffei 
häuficr nebst Znbehömngen ia den Farochien landesherrlich i 
gesetzmässig bestellten Geistlichen übergeben werden dUrfei 
ein gesetzmässig angestellter, noch ein in gesetzmässigcr 
Verwalter der Stelle vorbanden ist, die Patronatsbetaörden 
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halten und dadurch auch den Gemeinden den Ernst des Gesetzes fühlbar N'« «"^ 
zu machen. Dass eine solche Anordnung auch grundsätzlich für statthaft ^^^^^^ 
zu erachten, kann keinem Zweifel unterliegen, weil das Pfarrvermögen wie 21. Mai i874. 
alles Kirchenvermögen sowohl nach den Bestimmungen des Allgemeinen 
Landrechts Tit. 11, Th. II, § 161 ff. als auch nach den Vorschriften des 
Art 15 der Verfassungsurkunde und des Gesetzes vom 5. April pr. (G.-S. 
S. 143) den Staatsgesetzen und der gesetzlich geordneten Aufeicht des 
Staates unterworfen, mithin die Staatsgesetzgebung befugt ist, Vorschriften 
gegen die gesetzwidrige Verwendung von Pfarrvermögen zu erlassen. || Im 
Einzelnen ist zu den Bestunmungen des Art. 3 nur hervorzuheben, dass der 
Zweck derselben, nämlich gesetzwidrig angestellte Geistliche von dem Ein- 
dringen in die Stelle möglichst fernzuhalten, nicht zu erreichen sein 
würde, wenn man die Beschlagnahme des Vermögens nur eintreten lassen 
wollte, nachdem eine gesetzwidrige Bestellung stattgefunden hat. Denn mit 
dem Augenblick dieser Bestellung wird der widerrechtlich berufene Geist- 
liche auch von der Pfründe Besitz ergreifen, wenn er nicht daran verhindert 
wird. Es kommt daher vornehmlich darauf an, rechtzeitig vorbeugende 
Maassnahme zu treffen, damit es einem solchen Geistlichen von vornherein 
unmöglich gemacht werde, sich in den Besitz des Stellenvermögens zu setzen. 
Dies ist aber nur erreichbar, wenn die Beschlagnahme schon dann vor- 
genommen wird, wenn vorauszusehen ist, dass für die vakante Stelle ein 
Geistlicher unter Beobachtung der Staatsgesetze nicht wird berufen werden, 
also die Gefahr nahe ist, dass entweder ein gänzlich unberufener oder ein 
ungesetzlich berufener Geistlicher in die Stelle einzudringen versuchen werde. 
Indem die Vorschrift der Nr. 2 dieser Rücksicht Genüge schafft, gewährt 
sie zugleich dadurch einen Schutz gegen eine ungerechtfertigte Anwendung, 
dass das Vorhandensein von Thatsachen, welche jene Annahme begründen, 
als nothwcndige Voraussetzung hingestellt ist. || Die weiteren Ausführungs- 
bestimmungen dieses Artikels wegen der Beschlagnahme und der Verwal- 
tung des Stellenvermögens sind dem praktischen Bedürfniss entsprechend 
getroffen. 

Zur Durchführung des oben mitgetheilten Gesetzes erschienen die nach- 
folgenden Verordnungen: Circular-Verfügung des Ministers der geistlichen etc. 
Angelegenheiten, betreffend die Ausführung des Gesetzes vom 21. Mai 1874, 
vom 19. Juni 1874 (S. Hinschius 1. c. p. 36 ff.). — Reglement (des Ober- 
präsidenten von Posen) über das Verfahren bei den Wahlen der katholischen 
Kirchengemeinden in der Provinz Posen vom 17. August 1874 (S. Hinschius 
L c. p. 38 ff.). 



Nr. 6112. (375.) 

DEUTSCHLAND. Synodal- und Gemeindeordnung der Altkatholiken.*) 
— Angenommen auf der ersten altkatholischen Synode in Bonn. 



Nr. 6112 



Erster Abschnitt 11 Allgemeine Bestimmungen. § 1. Eine Organi- ^'i^!^ 



Dentflcblanil. 



^) S. Friedberg, Aktenstücke 1. c, wo auch pag. 368 ff. die Geschäftsordnung der 27.-29. Hai 
Synode mitgetheilt ist [Anmerk. d. Herausg.] 1874. 



0. 14. (Vorhand langen des zweiten AltkathOliKen-UotigrcBi 
. VII ff.). |] § 2. Ks wird ausdrücklicli erklärt, dass wir, a 
seilen Kirche stellend, alle den Katholiken zustehenden Rec 
atholiscbCD Gottesdienste gewidmeten Kirchen, auf die katho 
nd Stiftungen, auf die fUr katholische Cultus- und Unterricht 
itaatea bndgetgemäss gewährten Summen vorbehalten. j| Ocscli 
JongresBes III, Nr. V— VII. (Verhandlungen etc. S. XX). |] § ; 
Lucli derjenigen staatlichen Vorschriften, welche in den folgen 
liclit ausdrücklich erwähnt werden, insbesondere Qber die '. 
icr Kirchenvorstände, die Verwaltnng dos GomcindevermögcnB, 
]ie Besteocruug, wird, soweit jono Vorschriften zu etwas 
äelbstverstÄniJUch vorbehalten. ]| § 4. Alle wohlerworbener 
darch die nachfolgenden Bestimmungen nnberUhrt | Zweite 
Der Bischof. § 5. Der Bischof hat innerhalb der in dies 
festgestellten Grundsätze alle jene Rechte nnd Tflicliten, wcl 
Recht dem Ejiiskopatc beilegt. || § 6. Der Bischof wird vo; 
wählt. Die Walil findet nach der im Anhange abgcdnick 
statt. Der zweite Vorsitzende der Synodal -Repräsentanz ({ 
Verhinderung ein anderer, von der Synodal -Repräsentanz bes 
die Wahl zn leiten. || | 7. Die Synodal • HciirtiscD tanz bat 
geeigneter Weise festzastellen, welche Priester den Regierunge 
als solchen bereits förmlich anerkannt haben, niiniiB grati s 
nicht gewählt werden, || § 8. Sofort nach der Ännalime d 
Gewählte vor der Synode oder, wenn er nicht zugegen sei 
von der Synode gewählten Vertretern das Gclöbniss ab, 
Pflichten eines Bischofs zu erfüllen und insbesondere die in 
lialtcnen Bestimmungen zu befolgen. || § 9. Solange ke 
besteht, bezieht der Bischof das von der Synode festzuhtf 
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eine nach dem gemeinen Rechte dem Bischof zustehende Befngniss ohne Staats- ^'' ^^^ 
gesetzliche Anerkennung nicht ausgeübt werden kann^ wird sich die ThätigkeitDeutechiind. 
des Bischofs bis zur erfolgten staatlichen Anerkennung in dem betreffenden 27-29. Hai 

1874« 

Lande auf die durch den von den deutschen Regierungen schon bisher aner- 
kannten und gewürdigten Nothstand gebotenen functiones ordinis, d.' h. auf 
sacramentale und liturgische Acte^ beschränken. || Dritter Abschnitt. || Die 
Sjnodal-Repräsentanz. § 13. In der Leitung des altkathoUschen kirch- 
lichen Gemeinwesens steht dem Bischof eine von der Synode gewählte Synodal- 
Repräsentanz zur Seite. || § 14. Die Synodal-Repräsentanz besteht aus vier . 
Geistlichen und fünf Laien. || Zwei Geistliche und drei Laien sind als ordent- 
liche Mitglieder der Synodal-Repräsentanz aus denjenigen Katholiken zu wählen, 
welche am Wohnorte des Bischofs oder in nicht grosser Entfernung von dem- 
selben ansässig sind, die vier Anderen als ausserordentliche Mitglieder aus 
den entfernter Wohnenden. || Die ausserordentlichen Mitglieder der Synodal- ' 

Repräsentanz brauchen nur bei wichtigeren Beschlüssen zur persönlichen Theil- 
nahme an den Sitzungen eingeladen oder brieflich befragt zu werden. |{ § 15. Die 
Mitglieder der Synodal-Repräsentanz werden von der Synode mit absoluter 
Mehrheit durch Stimmzettel in geheimer Abstimmung gewählt. || Die ausser- 
ordentlichen Mitglieder werden jedesmal auf ein Jahr gewählt Von den 
ordentlichen Mitgliedern scheiden jedes Jahr ein Geistlicher und ein Laie ans, 
zuerst nach dem Loose, dann nach der Amtsdauor. {| Die Ausscheidenden sind 
wieder wählbar. || § 16. Wenn im Laufe des Jahres ein Mitglied der Synodal- 
Repräsentanz ausscheidet, so haben die übrigen Mitglieder für die Zeit bis 
zur nächsten Synode einen Ersatzmann zu wählen. || § 17. In den Sitzungen 
der Synodal-Repräsentanz führt der Bischof den Vorsitz. Der zweite Vor- 
sitzende ist ein von den Mitgliedern der Synodal-Repräsentanz aus ihrer Mitte 
gewählter Laie. |i § 18. Der Generalvicar (§ 10) ist, wenn er nicht zu den 
Mitgliedern der Synodal-Repräsentanz gehört, berechtigt, an den Sitzungen mit 
berathender Stinmie, in Abwesenheit des Bischofs mit vollem Stimmrecht theil- 
zunehmen. J § 19. Zu den Sitzungen der Synodal-Repräsentanz hat der Vor- 
sitzende unter Angabe der Tagesordnung alle ordentlichen Mitglieder und den 
Generalvicar einzuladen. || Es können in einer Sitzung Beschlüsse gefasst wer- 
den, wenn, ausser dem Bischof oder bei dessen Verliinderung dem General- 
vicar, drei ordentliche Mitglieder zugegen sind. J] Bei Stimmengleichheit hat 
der Vorsitzende die Entscheidung. || § 20. Die Synodal-Repräsentanz verwaltet 
die für allgemeine kirchliche Zwecke bestimmten Fonds und hat darüber der 
Synode Rechnung zu legen. J Vierter Abschnitt || Die Synode. § 2L Es 
wird alljährlich eine Synode gehalten, zu welcher der Bischof und im Falle 
der Erledigung des bischöflichen Stuhles die Synodal-Repräsentanz die Ein- 
ladung erlässt || In der Regel wird die Synode in der Pfingstwoche gehalten. 
Jedoch kann der Bischof im Einvernehmen mit der Synodal-Repräsentanz eine 
andere Zeit bestimmen. !! Auch kann der Bischof im Einvernehmen mit der 
Synodal-Repräsentanz ausserordentliche Synoden berufen, y § 22. Mitglieder 
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dubUcUhij. katholischen Geistlichen; [{ c) ein Abgeordneter fQr jede Gemeinde, bezn. Verein, 
97,-a). M.i jig Je,, ^gr uj^iit unter 100 und nicht über 200 selbständige Männer zählt Klei- 
nere Gemeinden, bezw, Vereine, können in der Art zasammengclegt werden, dasG 
auf 100 bis 200 Miinner ein Äbgeordnetor trifft. GrüEserc Gemeinden w&hlen 
auf jo 200 Männer einen Abgeordneten nnd ausserdem noch einen, wenn der 
Ucberschuss über 10 geht ]! Alle Gemeinden nnd Vereine haben der Sjrnodal- 
Uepräsentanz alljährlich vor dem 1. Mai ein Vcrzeichuiss der selbst&adlgen 
inännliclicn Mitglieder einzureichen. |[ Die Gemeinden, bezw. Vereine, kflnnen 
nnr Mitglieder der betreffenden Gemeinde, bezw. des betreffenden Vereins, za 
Abgeordneten wählen. || § 23. Die Legitimationen der Abgeordneten werden 
von der Synodal -Repräsentanz geprüft Ueber beanstandete Legitimationen 
entscheidet die Synode. || § 24. Den Vorsitz fahrt aof der Synode der Bischof, 
bezw, der Bisthumsvcrwcser (§ 11), bei dessen Verhindemng ein von ihm im 
Einvernehmen mit der Synodal -Repräsentanz zu ernennender Stellvertreter. '| 
§ 25. Die Synodal -Repräsentanz entwirft eine Geschäftsordnung, welche der 
Synode znr Berathnng und Annahme vorgelegt wird. || § 26. Antrilge nnd 
Petitionen sowie Beschwerden und Klagen, ober welche die Entscheidung der 
Synode verlangt wird, sind spätestens vierzehn Tage vor dem Beginn derselben 
der Synodal - Repräsentanz ein/nsendcn und von dieser mit einem Gutachten 
der Synode vorzulegen. [| Ahändcningen nnd Zusätze zu den der Synode ge- 
machten Vorlagen können bei der Berathung von jedem Mitgliede beantragt 
werden. Sic werden aber nnr dann zur Discussion gestellt, wenn sie von 
wenigstens zwölf Mitgliedern unterstützt werden. ]| § 27. Während der letzten 
acht Tage vor der Synode hat die Synodal- Repräsentanz in einer Sitzung, zn 
welcher auch die ausserordentlichen Mitglieder (§ 14) einzuladen sind, die 
Vorlagen für die Synode fcstzustclleu. || § 28. Wichtige Fragen kann die 
Synodal-Repräscntanz, oder, wenn sie während der Synode auftanchcn, diese 
an eine Commission von Fachmännern zur Vorberathung oder an Einielne zar 
Berathnng Dherwcisen. ]| § 20. Alle anf der Synode zur Verhandlung kom- 
menden Gegenstände worden einer gemeinsamen Bcrathung sämmtlicher Mit- 
glieder unterstellt || § 30. Alle Fragen werden durch absolute Mehrheit 
sämmtlicher Stimmen entschieden. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vor- 
sitzende. II Wird ein Beschluss mit einer Mehrheit von weniger als zwei Dritteln 
der Stimmen gefasst, so ist, wenn die Minderheit oder die Synodal-Repräsentanz 
nach einstimmigem Bcschlnssc dieses beantragt, die Frage der nächsten Synode 
zu Überweisen. Von dieser kann sie mit einfacher Mehrheit entschieden werden. 
I; § 31. Die Synode wählt alljährlich sechs Synodal-Examinatoren (vgL § 5Sj, 
vier Theologen und zwei Canonisten. Wenigstens drei derselben mflssen Uni- 
versitäts-Professoren sein. |l § 32. Die Wahlen für die Synodal-Repräsentinz 
(§ 15) finden am Schlüsse der Synode statt | § 33. Die Synodal-Reprftsentaiu 
hat der Synode einen Voranschlag der allgemeinen EirchenbedOrfoisse Torzo- 
legen. Die Synode entscheidet über die Bewilligung der eiMelnen Posten de»- 
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selben mit einfacher Mehrheit. || § 34. Soweit die allgemeinen Kirchenbe- N'- ^^^^ 
dtirfnisse nicht aus anderen Mitteln gedeckt werden können, hat die Synode Deatschiwid. 
die Summe auf die einzelnen Gemeinden, bezw. Vereine, unter Bertlcksichtigung 27.-2«. M»i 
der Mitgliederzahl und der Leistungsfähigkeit derselben umzulegen. || Fünfter 
Abschnitt. || Die Gemeinden. § 35. Jede Gemeinde steht in Bücksicht 
auf die Seclsorge unter der Leitung des Pfarrers und des Bischofs; in den 
übrigen Gemeinde -Angelegenheiten wird dieselbe durch den Kirchenvorstand 
(§ 37 ff.) und die Gemeinde -Versammlung (§ 45 ff.) vertreten. || § 36. Mit- 
glieder der Gemeinde sind alle Einwohner des Gemeindebezirks, welche sich 
zui^ katholischen Religion bekennen und bei dem Eirchenvorstand sich an- 
gemeldet haben oder von dazu berechtigten Personen angemeldet worden sind. 
1^ § 37. Der Kirchenvorstand besteht aus dem Pfarrer und mindestens sechs, 
höchstens achtzehn Kirchenräthen, welche ihr Amt als Ehrenamt unentgeltlich 
verwalten. || § 38. Die Kirchenräthe werden in einer Gemeinde- Versammlung 
aus den zur Theilnahme an dieser berechtigten Gemeinde -Mitgliedern (§ 45) 
mit absoluter Stimmenmehrheit gewählt. || § 39. Die Kirchenräthe werden auf 
drei Jahre gewählt. Jedes Jahr scheidet ein Drittel nach der Amtsdauer aus; 
die ersten beiden Male werden die Austretenden durch das Loos bestimmt. {| 
Die Austretenden sind wieder wählbar. || Für einzelne im Laufe des Jahres 
aussclieidende Mitglieder sind binnen vier Wochen für den Rest der Wahl- 
periode neue zu wählen. |j § 40. Der Kirchenvorstand wählt aus seiner Mitte 
einen Vorsitzenden, einen Stellvertreter desselben, einen Schriftführer und einen 
llendanten. |{ Die Geschäfte des Rcndanten dürfen einem nicht zum Kirchen- 
vorstande gehörenden Gcmeindemitgliede gegen Vergütung übertragen werden. 
§ 41. Die Einladungen zu den Sitzungen erlässt der Vorsitzende, abgesehen 
von dringenden Fällen, spätestens zwei Tage vorher unter Mittheilung der 
Tagesordnung. || Wenn ein Drittel der Mitglieder darauf anträgt, hat der Vor- 
sitzende binnen acht Tagen eine Sitzung anzuberaumen. || § 42. Zur Beschluss- 
fähigkeit gehört die Anwesenheit von zwei Dritteln der Mitglieder. || Ist eine 
Versammlung nicht beschlussfähig gewesen, so ist die zweite jedenfalls be- 
schlussfähig, wenn dieses in der Einladung erwähnt ist. || § 43. In allen 
Fragen entscheidet die einfache Mehrheit der Anwesenden. Bei Stimmen- 
gleichheit gibt der Vorsitzende den Ausschlag. j| § 44. Der Geschäftskreis 
des Kirchenvorstandes umfasst: || a) die Aufstellung des Budgets; |! b) die Prü- 
fung der Rechnung des Rendanten und die D^charge-Ertheilung für den- 
selben; II c) die Verwaltung des Gemeinde -Vermögens und die Verwendung 
desselben innerhalb des Budgets; || d) die Anstellung der kirchlichen Beamten 
(Küster, Organist etc.); || e) die Sorge für die Ordnung beim Gottesdienste; |1 
f) die Obsorge für die kirchliche Armenpflege; || g) die Berufung der Gemeinde- 
Versammlung und die Leitung derselben durch einen von ihm zu bestellenden • 
Vorsitzenden; \\ h) die Correspondenz mit anderen Gemeinden, mit dem Bischof 
in Angelegenheiten, welche nicht die Seelsorge betreffen, und mit den welt- 
liclien Behörden, 'i § 45. An der Gemeinde -Versammlung dürfen alle gross- 
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sistliclien (§ 57), der Klrchenratne una avr rtugeuiu.iii-cii tui 
ehmiguiig des Budgets, ciuschlicsslicli der Festsetzung des Geii 
od der Hülfsgeistlielion; || c) Festsetzung des StcuerbctragDs 
er GemeindebedUrfnisse; || d) Genelimigung der Verilnsseriing 
e) die Ertlieiluag der Ermächtigung zur Eingclinng von Gc 
n den Kirchenvorstand. |1 § 49. Es ist jeder Gemeinde gcsta 
,ere Verhältnisse dieses rathsani erscheinen lassen, statt ti 
itatuts (§§ 35^4H) eiu anderes anziiiielunen. Dieses darf je 
;§ 35. 36. 37. 44. 45 enthaltenen Bestimmungen nicht ni 
st der Synodal- Repräsentanz zur Genehmigung vorznlcgen. 
lieser ftlr nöthig gehaltenen Aenderungen von der GomeiDde n: 
ist die Sache der näclisten Synode vorzulegen; bis zu dei 
iben die Bestimmungen der Synodal - Repräsentanz in Eral 
inden oder Vereine, welche keinen eigenen Geistiichin ans 
.eben also Gottesdienst nnd Seclsorge durch auswärtige 
lommen werden, haben ein provisorisches Statut m en 
lodal-Repräsentanz und, wenn sie sich bei deren Entsch 
ligen wollen, der Synode (§ 49) zur Genehmigung vorznle 
iBchnitt. II Die Pfarrer und Hültsgeistlicben. § 5 
cum Pfarrer oder Hlllfsgeistlichen ernannt werden, der nie! 
Allgemeinen Kirchen rechte enthaltenen Erfordernissen auci 
Staatsgesetze vorgeschriebenen Eigenschaften besitzt. [] § 52. 
emandeu zum Priester weihen, welcher nicht ausser den 
K rchliche Satzungen und durch die Würde des geiatliclien S 
genscliaften auch die in den einzelnen Staaten durch Ges 
Tch das Gesetz vom U. Mai 1873, für die Anstellungsffth 
genschaften besitzt und eine nach Zurilcklegung dei ak« 
laltende theologische Prüfung bestanden hat. [1 
.1.- ... ,_ ™;,j ..nto» Jnm Vi».iiit7 itoa RiKr.linf* oder 
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Synode offen. || § 55. Die Pfarrer werden auf Lebenszeit bestellt und können ^'' ^^*^ 
gegen ihren Willen nur aus einem gesetzlichen Grunde nach einem förmlichen nenUebiAnd. 
Verfahren durch die Synode ihres Amtes enthoben werden, || § 56. Der ^''T?!* ^^ 
Bischof ist berechtigt, im £inverständnis3 mit der Synodal-Repräsentanz^ nach 
Anhörung des betreffenden Kirchen Vorstandes, gegen einen Pfarrer auf Sus- 
pension höchstens bis zur nächsten Synode zu erkennen. Gegen eine solche 
Suspension steht dem Pfarrer der Beschwerdeweg an die Synode oflfen. Eine 
solche Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung, wenn der Bischof im 
Einverständniss mit dem Kirchenrorstand die Suspension verh&ngt hat Stimmt 
der KirchenYorstand nicht zu, so hat der Bischof, falls er nicht von der Sus- 
pension abstehen will, sofort die ordentliche Untersuchung einzuleiten, womit 
die Suspension verbunden ist || § 57. Auf den Antrag des Kirchenvorstandes 
und mit Zustimmung des Pfarrers können in einer Gemeinde ständige Holfis- 
geistliche angestellt werden; auf diese finden die §§ 53. 55. 56 Anwendung. 
Geistliche, welche auf den Antrag des Pfarrers und des Kitchenvorstandes zu 
zeitweiser Dienstleistung in einer Gemeinde vom Bischof bestellt sind, können 
von diesem im Einverständniss mit der Synodal -Repräsentanz jederzeit ab- 
berufen werden. Sie müssen abberufen werden, wenn die Gemeinde- Versamm- 
lung dieses für nöthig erklärt oder der Kirchenvorstand es aus gewichtigen 
Gründen beantragt || § 58. Die Versehung erledigter Seelsorger-Stellen ordnet 
der Bischof im Einverständniss mit dem Kirchenvorstande. H § 59. Mess- 
stipendien, Stolgebühren, Gebetsgelder u. dgl. werden nicht erhoben. || Ordnung 
der Bischofs wähl. § 60. Jeder Wähler erhält eine von dem mit der Lei- 
tung der Wahl beauftragten Mitgliede der Synodal -Repräsentanz (§ 6) unter- 
zeichnete Wahl -Legitimation und ein gedrucktes Verzeichniss der wählbaren 
Priester. || § 61. Vor dem Wahl- Acte wird eine Messe de spiritu sancto 
gehalten. Unmittelbar nach derselben haben, wenn die Wahl in der Kirche 
stattfindet, alle nicht zur Theilnahme an der Wahl Berechtigten die Kirche 
zu verlassen. Findet die Wahl in einem andern Lokale statt, so wird der 
Eintritt in dieses nur gegen Vorzeigung der Wahl -Legitimation gestattet || 
§ 62. Der Vorsitzende ernennt einen der Wähler zum Protokollführer und 
schlägt drei Wähler zu Stimmzählern vor. Erhebt sich gegen diesen Vor- 
schlag ein Widerspruch, so werden die drei Stimmzähler von der Versammlung 
mit relativer Stimmenmehrheit erwählt. |1 Die Stimmzähler haben zu geloben: 
„Ich, N. N., gelobe feierlich, die einzusammelnden Stimmen wahrheitsgetreu 
bekanntzugeben." || § 63. Darauf leisten alle Wähler folgendes Gelöbniss: 
„Ich, N. N., gelobe feierlich, demjenigen meine Stimme zu geben, welchen ich 
nach bestem Wissen für den Tauglichsten halte.'' || § 64. Der jüngste der 
drei Stimmzählcr sammelt die Stimmzettel ein, welche die Wähler in die ihnen 
vorgehaltene Urne zu legen haben. || § 65. Nach der Einsammlung aller 
Stimmzettel werden dieselben von dem ältesten Stimmzähler zuerst gezählt, 
dann einzeln laut verlesen und den beiden anderen Stimmzählern übergeben. 
Der Protokollführer hat die Namen zu verzeichnen. Nachdem alle Stimmzettel 
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•Ersuchen, sich binnen vier Wocüeii iiocr nie Anniinuii; /.u u 
;r sich nicht vor Ablauf von vlor Wocliuii zur Aniialime dei 
st eine neue Waliiversammlniig auszuschreiben. |! § Oi), W 
>ei der Wahlvi^rsainmlung selbst die AiinahmL^ ilur Walil er] 
a der Kirche, in welcher die Messe de s]iirilu sancto stall] 
[tesaltat durch einen von der Wahlversammlung zu bestimme 
lar Kanzel verkündigt und das Te deum angestiinnit. |{ § ? 
Wahl-Act MifgenommcDe Protokoll ist von allen W&hlern -n 



Nr. (U13. (376.) 

HWEIZ. Die staatskirchlicheu Bestimmungen der 

geu'^ssischen Bundesverfassung vom 2^1. Ha 

Art. fi. Die Kantone sind verpflichtet, für ihre Verfass 

btung des Bundes nachzusuuben. | Der Bund llbernimmt di( 

sofern a) sie nichts den Vorschriften der Bmidesverfassun 

itbalten. |] Art 9- Ausnahmsweise bleibt den Kantonen d 

träge über Gegenstände der Staats wirthscbaft, des nachbarli 

ili>r Polizei mit dem Ausland» abzuächli essen; jedoch dürfe 

.'m Bunde oder den Recbteo anderer Rantone Zuwiderlau 

rt. 27 Abs. 2 u. :J. Die Kantone sorgen für genügendei 

älclier ausschliesslich unter staatlicher Leitung stehen i 

iligatoriscb und in den öffentlichen Schulen nnentgeltlicli 

:hnlen solteu von den Angehörigen aller Bekenntnisse obi 

i - und Gewissensfreiheit, besucht werden kfinn 
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Die Glaubens- und Gewissensfreiheit ist unverletzlich. 11 Niemand darf zur Theil- ^'' 5!^* 

(8<6). 

nähme an einer Religionsgenossenschaft, oder an einem religiösen Unterricht, Schweu. 
oder zur Vornahme einer religiösen Handlung gezwungen, oder wegen Glaubens- ^•^*^^®'*' 
ansichten mit Strafen irgendwelcher Art belegt werden, j' Ueber die religiöse 
Erziehung der Kinder bis zum erfüllten 16. Altersjahr verfügt im Sinne vor- 
stehender Grundsätze der Inhaber der väterlichen oder vormundschaftlichen 
Gewalt. II Die Ausübung bürgerlicher oder politischer Rechte darf durch keinerlei 
Vorschriften oder Bedingungen kirchlicher oder religiöser Natur beschränkt 
werden. || Die Glaubensansichten entbinden nicht von der Erfüllung der bürger- 
lichen Pflichten. !{ Niemand ist gehalten, Steuern zu bezahlen, welche speciell 
für eigentliche Cultuszwecke einer Religionsgenossenschaft, der er nicht ange- 
hört, auferlegt werden. || Die nähere Ausführung dieses Grundsatzes ist der 
Bundesgesetzgebung vorbehalten. || Art. 50. Die freie Ausübung gottesdienst- 
licher Handlungen ist innerhalb der Schranken der Sittlichkeit und der öffent- 
lichen Ordnung gewährleistet. || Den Kantonen sowie dem Bunde bleibt vor- 
behalten, zur Handhabung der Ordnung und des öffentlichen Friedens unter 
den Angehörigen der verschiedenen Religionsgenossenschaften, sowie gegen 
Eingriffe kirchlicher Behörden in die Rechte der Bürger und des Staates die 
geeigneten Maassnahmen zu treffen.'! Anstände aus dem öffentlichen oder Privat- 
rechte, welche über die Bildung oder Trennung von Religionsgenossenschaften 
entstehen, können auf dem Wege der Beschwerdeführung der Entscheidung 
der zuständigen Bundesbehörden unterstellt werden. || Die Errichtung von Bis- 
thümern auf schweizerischem Gebiete unterliegt der Genehmigung des Bundes. || 
Art. 51. Der Orden der Jesuiten und die ihm affiliirten Gesellschaften dürfen 
in keinem Theile der Schweiz Aufnahme finden, und es ist ihren Gliedern 
jede Wirksamkeit in Kirche und Schule untersagt. ;| Dieses Verbot kann durch 
Bundesbeschluss auch auf andere geistliche Orden ausgedehnt werden, deren 
Wirksamkeit staatsgefährlich ist oder den Frieden der Konfessionen stört. || 
Art 52. Die Errichtung neuer und die Wiederherstellung aufgehobener Klöster 
oder religiöser Orden ist unzulässig. || Art. 53. Die Feststellung und Beur- 
kundung des Civilstandes ist Sache der bürgerlichen Behörden. Die Bundes- 
gesetzgebung wird hierüber die näheren Bestimmungen treffen. || Die Verfügung 
über die Begräbnissplätze steht den bürgerlichen Behörden zu. Sie haben 
dafür zu sorgen, dass jeder Verstorbene schicklich beerdigt werden kann. || 
Art. 54. Das Recht zur Ehe steht unter' dem Schutze des Bundes. || Dieses 
Recht darf weder aus kirchlichen oder ökonomischen Rücksichten; noch wegen 
bisherigen Verhaltens oder aus andern polizeilichen Gründen beschränkt werden. 
II Die in einem Gantonc oder im Auslande nach der dort geltenden Gesetz- 
gebung abgeschlossene Ehe soll im Gebiete der Eidgenossenschaft als Ehe 
anerkannt werden. || Durch den Abschluss der Ehe erwirkt die Frau das 
Heimatrecht des Mannes, jj Durch die nachfolgende Ehe der Eltern werden 
vorehelich geborene Kinder derselben legitimirt. || Jede Erhebung von Braut- 
einzugsgebühren oder anderen ähnlichen Abgaben ist unzulässig, jj Art. 58 



IHWEIZ (8t Gallen). Verordnung des grossen Rathc 
e Anfhebuug des bischüfliclien Kiiabcnseminars zu 

Der grosse Rath des Kantons Üt Gallen: Nach Prüfung 

rschiedener Petitionen und Kingabcn für und wider die 

schöflicheu Knabenseminars zn St. Georgen, datirt vom Scpi 

raber lf<73 und vom Januar, Teliruar und Mai 1. .1.; j Erwi 

iheitlich genehmigte Uebert'inkunft mit dem |)äpsllichen St 

:mber 1845, betreffend die Errichtnng des St, Gallischen 

toteren mcUt den unbeschränkten Besitz geistlicher Unterricfc 

;ni lediglich den Gcnuss und Gebranch einer solchen Anstalt 

js Art SO lit c, das beisst eines Priesterseminarg, gewälirleis 

die Verkündung der Bisthumsbulle vom 12. April 1847, 

ehe von einem Knabenseminar gleich demjenigen in St. Gc 

iifung des sanctionirten Coucordnts vom 7. November 1£ 

i>. chlägigeo Vollziehungsbestinimungen sowie nntcr Vorbeh! 

ite — nnterm li. Mai 1847 das obriglieitliche Placet er! 

end, dass das erwähnte Institut aus katholischen Fundat 

räguissen unterstützt wird, welche demselben gesetz- un 

ewendet werden; || In Betracht, dass das Knahenserainar ; 

_- Herkunft einem Priesterbildungssystcm verdankt, welches 

BQ Klorns schon vom Knabenalter an einer klosterhaften X>i 

len, von dem Verkehr mit der Jugend der Nation abzuso 

istisch in abgeschlossenen, dem Staate feindseligen Ansc 

hen; , In Betracht, dass es in der Befugnis» nnd Fdicht ' 

iricbtnngen zu verbieten, welche derselbe dem Gemeinwi 

1 namentlich zu Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnui 

untei den Confessionen für liinderlioh und nachtheilig 
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Nr. 6115. (378.) 

BADEN. Gesetz, betreffend die Bechtsverhältnisse der Altkatho- 
liken vom 15. Juni 1874. 

Bad. Gesetz- und Verordnungsblatt, Jahrg. 1874, p. 277 f. 

Friedrich; von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden^ Herzog von Zähringen, ^'.g^ 
Mit Zustimmung Unserer getreuen Stände haben Wir beschlossen und BtAtm. 
verordnen, wie folgt: jj Art. 1. Alle bezüglich der römisch-katholischen Kirche 
des Landes erlassenen Staatsgesetze finden auch Anwendung auf denjenigen 
Theil der Eatholiken^ welcher den vaticanischen Constitutionen vom 18. Juli 
1870, insbesondere den Lehrsätzen von der ;,höchsten ordentlichen und un- 
mittelbaren Jurisdiction und von dem unfehlbaren Lehramte'' des römischen 
PapsteS; die Anerkennung verweigert. || Dieselben (die sogenannten Altkatho- 
liken) erleiden keinen Verlust der ihnen als Katholiken zustehenden Rechte; 
insbesondere bleibt den Beneficiaten, Präbendaren und den übrigen Inhabern 
kirchlicher Aemter^ ohne Rücksicht auf die Nichtanerkennung dieser Lehrsätze^ 
der Genuss ihrer Pfründen und Einkünfte gesichert || Art 2. Die Jnrisdictions- 
gewalt der bisherigen kirchlichen Oberen hat den (Alt-)Katholiken gegenüber 
einstweilen keine Wirksamkeit |{ Es steht diesen Katholiken behufs Einrichtung 
und Abhaltung eines besonderen öffentlichen Gottesdienstes und Vornahme 
sonstiger kirchlichen Handlungen das Recht zu, innerhalb der Kirchspiele; be- 
ziehungsweise der Gemeinden; eigene kirchliche Gemeinschaften zu bilden. {| 
Art 3. Zur Bildung einer solchen kirchlichen Gemeinschaft ist die Genehmi- 
gung der Regierung erforderlich. I| Diese wird jedoch einer kirchlich consti- 
tuirten Gemeinschaft nicht versagt werden; sobald im Verhältniss zur Gesammt- 
heit der Kirchspiels-; beziehungsweise Gemeindegenossen» eine erhebliche Anzahl 
von Altkatholiken vorhanden; für die Pastoration derselben gesorgt ist und die 
zur Bestreitung der kirchlichen Bedürfnisse erforderlichen Mittel für einige 
Jahre nachgewiesen sind. Ij Zu den Kirchspiels-; beziehungsweise Gemeindege- 
nossen im Sinne dieses Gesetzes werden alle volljährigen Katholiken männ- 
lichen Geschlechts gerechnet; welche in dem Kirchspiel; beziehungsweise der 
Gemeinde; ihren dauernden Aufenthalt haben und im Besitze der bürgerlichen 
Ehrenrechte sind. || Art. 4. Nach der staatlichen Anerkennung einer solchen 
kirchlich constituirten Gemeinschaft werden die Verhältnisse derselben im Ver- 
waltungswege bis auf Weiteres; wie folgt; geordnet: {| 1) Der Gemeinschaft 
wird die Mitbenutzung der Kirche und der kirchlichen Geräthschaften einge- 
räumt II üeber die Art und Weise der Ausübting und den Umfang der Mit- 
benützung trifft die Regierung die nöthigen Bestimmungen. Bestehen in einem 
Kirchspiel; beziehungsweise einer Gemeinde; mehrere KircheU; Kapellen o. s. w.; 
so kann eine Gebrauchstheilung nach bestimmten Objecten mit Rücksicht auf 



irchen Vermögens kann je nach den thatsjchhctien Veriiültn 
mg des ticnusses angeordnet, odtr der ubinMigciidcn Me 
enuss zugeiMeson werden Im kt/ttuii talk steht auch 
es Vermögens dem ■mssdilitB'iln.li ^inussbcreclitiotenTheilc zi 
tehendes Gesetz tritt mit dem Tage seiner \erkündung iu 
Lit. 6. Bas Ministentun des Innern ist mit dem weiteren Yol 
Gegeben zu Karlsruhe den It Juni 1S74 
Friedrich, 
■olly. Auf Seiner königlichen Hoheit hCi 

Steinbach. 

Zorn Vollzuge dieses Gesetzes erschien unter dem 21 
nachfolgende Uinisterialverordnnng: 

§ I. Wollen Katholiken eines Kirchspiels, hezie 
Gemeinde, welche die Taticanisclien Constitutionen vom 18 
anerkennen, behufs Einrichtung und Ablialtung eines beson 
Gottesdienstes und Vornahme sonstiger kirchlichen Handln 
kirchliciie Gemeinschaft bilden, so haben sie die erfolgte kii 
mng durch ein Zeuguiss des durch höchste Entschliessuug 
lichem Staat sroini st erium Tom 7. November 1873 (Staatsanzi 
dls katholihcher Bischof anerkannten Bischofs der Ältkatholi 
fieiches nachzuweisen. 

§ 2. Der Antrag auf staatliche Genehmigung der G 
wenn er nicht unmittelbar durch den Bisehof an das Minis 
gebracht wird — mit dem Zeugaiss des Bischofs Über d 
liehe CoDstituiruQg bei dem Bezirksamt einzureichen. 

Dem Antrag sind beiznfügen: 

1, Ein Verzeiehniss der zur Gemeinschaft beigetrel 
Katholiken mitmilichen Geschleclits, wotchcs deren 
Beruf angeben n ". mit Beurkundung darüber ve 
rinte (fift in Vtirzeichniss benannten I'orsone 
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§ 3. Mit dem Gesuche um staatliche Genehmigung (§ 2) können zu- ^'- ^^^ 
gleich Anträge lünsichtlich der Ordnung der Verhältnisse der Gemeinschaft p^^' 
(Art. 4 des Gesetzes) verbunden werden. i5.junii874. 

Die Bezirksämter haben die bei ihnen einkommenden Anträge (§§ 2 
und 3) nach Veranstaltung der etwa erforderlichen Ergänzungen mit gut- 
achtlichem Bericht dem Ministerium des Innern vorzulegen. 

Karlsruhe, den 27. Juni 1874. 

Grossherzogliches Ministerium des Innern. 

Jolly. 

Vdt. 0. Beck. 

Das oben mitgetheilte Gesetz ging aus dem Initiativantrage des Abgeord- 
neten Schmidt u. Genossen hervor, der in folgender Weise begründet wurde: 

In Folge der Verkündung der Dogmen von der persönlichen Unfehl- 
barkeit und absoluten Machtfülle des römischen Papstes ist in der katho- 
lischen Kirche eine tiefgehende Spaltung eingetreten. || Der eine Theil der 
Katholiken, an ihrer Spitze die bisherigen Inhaber der Kirchengewalt, hat 
sich nach und nach jener Lehre gefügt, während der andere sie als eine 
mit der katholischen Ueberlieferung im Widerspruch stehende Neuerung ver- 
wirft. II Jeder Theil nimmt aber für sich allein die Eigenschaft wahrer Ka- 
tholicität in Anspruch, betrachtet deu andern von der Kirche und ihren 
Gnadenmitteln ausgeschlossen und der Rechte für verlustig, welche nach 
der Gesetzgebung des Landes den Katholiken als solchen zustehen. || Einer 
in das religiöse und kirchliche Leben des Volkes so tief eingreifenden 
Bewegung kann und darf der Staat für die Dauer nicht theilnahmslos 
zusehen. Er darf aber auch von vornherein, da er keinen Beruf hat, 
Glaubensstreitigkeiten zu entscheiden, keinen Theil zu Gunsten des andern 
in seinem religiösen Gewissen leiden und in seinen kirchlichen Bedürfnissen 
schmälern lassen. Die Grossherzogliche Begierung hat auch bisher diesen 
allein richtigen Weg eingehalten und diejenigen Maassnahmen ergriffen, 
welche der Sachlage entsprachen. So sehr diese Handlungsweise und ge- 
rechte Fürsorge Anerkennung verdient, so kann doch der gegenwärtige Zu- 
stand dem immer grösser werdenden Bedürfnisse nicht mehr genügen. || 
Nicht nur ist die rechtliche Grundlage nicht unangefochten geblieben, son- 
dern es konnte auch den dringendsten Bedürfnissen nur zum geringsten 
Theile entsprochen werden, (j Eine Regelung auf dem Wege der Gesetz- 
gebung ist darum dringend geboten und zwar in der Richtung, dass die 
Möglichkeit der Uebung des öffentlichen Cultus und der Benutzung des zu 
Cultusz wecken gewidmeten Vermögens beiden Theilen in gleicher Weise ge- 
währt werde. || Eine Aenderung der rechtlichen Stellung der katholischen 
Kirche zum Staate und insbesondere des Gesetzes vom 9. October 1860, 
dessen Wirksamkeit im Gegentheil in seinem vollen Umfange für beide Theile 
anerkannt werden muss, wird durch den vorliegenden Gesetzesvorschlag 
nicht bezweckt. |; Die einzelnen Bestimmungen sind für sich klar und be- 
dürfen wohl keiner genaueren Erläuterung.*) 



*) Der Gesctzesvorscblag und die Commissionsberichte der Kammern siehe bei 
Friedberg, Aktenstücke pg. 407 ff. [Anmerk. d. Herausg.]. 
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In der Deltattc, wi^lche Über diesen Gcsclzautrag in der 2. bad. Kammer 
(12. Mai 1874) flcfülirt wnrde, erlftatert der Staatsminister von Jollf des 
4. Standpunkt der Regierung wescntlicli also: 

Es handelt sicli hier nicht um eine Vorlage, welche die grossh. Begie- 
rang an Sic grliracht bat, sondern um einen GesetirorBchlag, der aiu Ihrer 
Mitte solbst lior vorgegangen ist. Der maassgebende Gesichtspunkt bei dieser 
Sache ist für micli der, dass es sic)i hier lediglich um eine Rechtsfrage ban- 
delt, um eine Frage des äusseren Rechts, nicht um Cultns, Religion, Glauben 
oder Dogmen. Es soll der Kirche nichts entzogen werden, sondern die Frage 
ist lediglich dio: Soll Act Gcimss des rOmisch-katholiscben KirchenTermfigens 
ausschliesslich einer der beiden Fractionen, die wir heute in dieser Kirche 
thatsilchlich finden, vorbehalten bleiben, d. i. den sogenannten vaticanischeo 
Katholiken, oder sollen auch die anderen Katholiken, die sogenannten Alt* 
hatholiken, die zweite Fraction, Antheil an dem Genüsse erhalten? '_ Der 
IIau|iteinwurf gegen diesen Gesetz Vorschlag ist der, die Altkatboliken, fflr 
welche durch dcüisolben ein Antheil an dem KirchenvormGgen angesprochen 
wird, scieD keine Katholiken mehr; sie h&tten also nicht das Recht, einen 
Antlieil an dem katholiEcbeu Kirchen vermögen anzusprechen, und über die 
Frage, ob sie Katholiken seien oder nicht, kOnnc Niemand anders entscheiden, 
als die Organe der katliolischen Kirche. Mit diesem letzten Satze wäre ftvi- 
lich die Sache kurz abgemacht Ich kann Ihnen nun zugeben und gebe dies 
gern zu, dass, rein kirchlieli- religiös autgefasst, die Frage, wer zn einer be- 
stimmt gegebenen Kirclir, üu einem fest abgeschlossenen Rnnde von Glanbens- 
genosscn gehfirl, nur von diesen, von der Kirche und deren Organen entschie- 
den werden kaiiii. Wenn diese Frage aber nicht in kirchlich -religiöser Be- 
ziehung aufgeworfen, sondern wenn sie zur Grundlage fUr die Entscheidong 
Über Rechtsverhältnisse gemacht wird, dann mUssen diejenigen Organe eintreten, 
die ubcr das äussere Recht zu entsclieiden haben. [ Ich maasse mir durchans 
nicht an, daillbcr zn intscheiden, wer echt katholisch ist, derjenige, der die 
Itcschltlsse des vaticanischen Concils anerkennt, oder derjenige, welcher sie 
verwirft. Sie miigon den felsenfesten Glauben haben, dass Ihre Ansicht die 
richtige sei und durch Jahrtausende hindurch sich bewähren werde. Ich ent- 
halte mich jedes Urthcils darüber. Möglich, dass das, was sich jetzt als 
altkatholisch kundgibt, mit der Zeit völlig einschläft; möglich, dass d»r»as 
nur eine unbedeutende Sekte erwächst, welche fUr den Staat nicht besonders 
boochtenswerth ist; möglich aber auch, dass die Grundsätze, die jetzt von 
einer kleinen Minorität als wirklich wahr und einzig katholisch dargelegt 
werden, die üeberzeugung immer grösserer Massen für sich gewinnen nnd die 
(Grundlage einer zweiten grossen katholischen Kirche werden, oder die jetilgc 
vaticanische Kirche zu sich herüberziehen. Ich weiss das nicht, nnd darfiber 
sollten wir uns heute nicht streiten, sondern wir haben nur über die Rechts- 
frage uns EChlflssig zu machen, oh diejenigen Katholiken, welche die BeBchlQBK 
des vaticanischen Concils nicht anerkennen, damit auch alle diejenigen Rechte 
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verloren haben, welche sie bisher als Katholiken hatten. || Der Aufgabe, hier ^'- •^^^ 
eine Entscheidung zu geben ^ kann der Staat, dessen erste und oberste Be- Baden. 
Stimmung es ist, jeden in seinem Rechte zu schützen, ganz unmöglich sich^^'*^"'***®^** 
entziehen; er kann diese Pflicht nicht von sich abweisen; und wie mir das 
Entscheidungsrecht und die Entscheidungspfiicht des Staates ausser Frage 
steht, so, glaube ich, kann auch bei einer objectiven Betrachtung kein Zweifel 
darüber bestehen, dass die Frage: Haben die sogenannten Altkatholiken noch 
die Rechte, die sie bisher als Katholiken hatten? bejaht werden muss. Ich 
wenigstens konnte bei wiederholter gewissenhaftester Prüfung auf diese Frage 
keine andere Antwort als die bejahende finden. || Zu den bestrittenen Punkten 
gehört zunächst die Definition des päpstlichen Universalepiscopats. Dass dieser 
Punkt sehr erheblich in die äussere Rechtssphäre eingreift, ist doch nicht zu 
bestreiten. In allen europäischen Staaten ist theils durch Goncordate, theils 
durch Staatsgesetze oder in anderer Rechtsform festgestellt, in welchem Ver- 
hältnisse der Bischof oder mehrere Bischöfe des Landes zu der Landesregie- 
rung stehen. Wenn nun durch die Kirche der Satz aufgestellt wird, dass 
dem Papst der Universalepiscopat zukomme, dass er in jeder einzelnen Diöcese 
säromtliche Episcopalrechte direct und unmittelbar ausüben könne, so ist die 
Folge die, dass dadurch die einzelnen Staatsgesetze oder Concordate über die 
Stellung der Landesbischöfe zu den betrefifenden Landesregierungen wirkungslos 
werden. Hier musste der Staat, wenn er nicht seine Rechte vollständig auf- 
geben will, nothwendig eintreten und erklären: dieses Dogma kann so lange 
nicht eine rechtliche Geltung beanspruchen, als es staatlich nicht anerkannt 
ist. II Der zweite Punkt betrifft die Definition über das unfehlbare Lehramt 
des Papstes. Würde sich dies lediglich auf den katholischen Glauben beziehen, 
so hätte man vielleicht von Seiten des Staates der Definition dieses Dogma's 
ruhig zusehen können. Es bezieht sich dasselbe aber auch auf das Gebiet 
der Sitten, ein begrifflich unendlich weites Gebiet, in welches auch, wie die 
historische Erfahrung zeigt, von kirchlicher Seite von jeher alle nur denk- 
baren Beziehungen der äusseren Lebensordnung hereingezogen wurden. Es ist 
für den Staat geradezu unmöglich, anzuerkennen, dass über derartige Fragen 
ein auswärtiger Souverän mit persönlicher Unfehlbarkeit, sofern er ex cathedra 
verfüge, zu entscheiden habe. Also Sie haben es sich selbst zuzuschreiben, 
wenn Sie in Ihrer Kirche von Ihnen selbst als wesentlich erachtete Lehrsätze 
und Institutionen aufgestellt haben, die von dem Staate unmöglich als recht- 
lich geltend anerkannt werden können. Sie haben dem Staate geradezu die 
Nothwendigkeit auferlegt, sich gegen die Rechtsgiltigkeit solcher Neuerungen 
auszusprechen; er hat damit nur eine unabweisbare Pflicht erfüllt, keine 
Feindseligkeit gegen die Kirche geübt. || Ich muss anerkennen, dass die Alt- 
katholiken sich durchaus staatsfreundlich verhalten und auch in ihrer kirchen- 
genossenschaftlichen Constituirung sich den Gesetzen des Staates ohne weiteres 
unterwerfen. Ich kann aber aus diesem Verhalten, in welchem lediglich die 
Erfüllung staatsbürgerlicher Pflichten gelegen ist; keinen Grund ableiten, ihnen 
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Nothstandc; wir fühlen uns in unscrum Gewissen bedrängt 
katliolisclie Kirche, wie sie jetzt sich hinstellt, nicht mehr 
erkennen; wir sind vielmclir die celiten trciigtibli ebenen Kl 
verlangen vom Staate Schutz in den Rechten, die uns als Ka 
Ueber diesen Ansprach der Altkatholiken, in den Rechte 
hatten, soweit als thunlich gesctiützt zn werden, weil sie n 
liken, nach ihrer Behaaptnng sogar die eigentlicti wahren 
haben wir nach RecbtEgrüudeii zu entscheiden. {| Es ist nna 
Dogma, welclics den jetzt bestehenden Zwiespalt inuerbalt 
Kirche iiervorgernfen bat, jedenfalls rechtliche Wirksamke: 
es mnss aber noch weiter zugegeben werden, dass die trennei 
die jetzigen Altkatholiken nnd Nenkatholiken von einondei 
halb der katholischen Kirche liegen. Wenn die Altkntbolil 
ans der Mnttcrkirche ausgetreten, vielmehr noch immer K 
BO haben sie die nicht zu bestreitende Thatsache für sicti, 
von ihnen angenommenen Dogmen in der That bis zu den 
schltiEGen nnzweifelhaft als KatlioUkcn betrachtet werden ni 
ob die Sätze, welche jetzt Alt- und Neukatholiken trennen, : 
als wesentlich erscheinen k&nnen, ist entschieden za ver 
Sachlage aber kann der Staat sich nicht entscblagen, de 
den ihnen gewährleisteten Rechten zu verhelfen; er ist 
katholiken als Katholiken anzuerkennen und sie, soweit thui 
liorvorgelieudeu Beeilten zu schützen. 



Nr. 6116. (370.) 



Staat und Kirche. Deutschland. 221 

2) Bas unausbleibliche Resultat des planmässig eingeleiteten Kampfes gegen ^'' ^"^ 
die Kirche Jesu Christi sowie gegen den christlichen Staat und die wesent- DentsciiUnd. 
liehen Grundlagen der Gesellschaft ist die Auflösung der socialen und politi-^^"^""*^®'^' 
sehen Ordnung, endloser Kriegszustand und Zerstörung des Völkerrechts. 

3) Die Wiederherstellung einer dauernden staatlichen und völkerrechtlichen 
Ordnung ist nur dann zu erwarten, wenn dem hl. Stuhle die politische Selb- 
ständigkeit wiedergegeben und alle Rechte wieder anerkannt werden, welche 
dem Oberhaupte der katholischen Kirche kraft göttlicher Anordnung und ge- 
schichtlicher Entwicklung zukommen. || II. Ueber die Lage des deutschen 
Vaterlandes. 1) Die Verfassung des deutscheu Reiches, insofern sie weder 
der persönlichen Freiheit, noch der Selbständigkeit der Staaten, Stände und 
Corporationen gebührenden Schutz gewährt, vermag das wahre Wohl des 
deutschen Volkes nicht zu begründen. 2) Der Einfluss der sog. nationalen 
Partei, welche die wesentlichen Rechte des deutschen Volkes und der Volks- 
vertretung preisgibt, gereicht dem deutschen Volke zum Verderben. 3) Die 
Ausnahmegesetze, mit welchen das durch gemeinsame Opfer gegründete deutsche 
Reich ein Drittheil seiner Bürger wesentlicher Rechte beraubt, untergraben 
den Frieden und die Kraft des deutschen Vaterlandes. 4) Die maasslose Ent- 
wickelung des Militarismus ist unvereinbar mit dem natürlichen Rechte, der 
bürgerlichen Freiheit und dem geistigen wie materiellen Wohle des deutscheu 
Volkes. 5) Die fortschreitende Entchristlichung dos öffentlichen Unterrichts, 
die auf Zwang gegründete Leitung des gesammten Schulwesens durch die 
Staatsgewalt bei gleichzeitiger Unterdrückung des der Kirche und der Familie 
zukommenden Erziehungsrechtes ist eine Quelle geistiger wie sittlicher Ver- 
derbniss. 6) Die feile, im Dienste des politischen Servilismus und des Grün- 
derthums arbeitende Presse fälscht fortwährend die öifentliche Meinung und 
ist eine Hauptursache der drohenden socialen Uebclstände. 7) Die auswärtige 
Politik des deutschen Reiches, insbesondere die Stellung der Reichsregierung 
zu dem hl. Stuhle, steht nicht im Einklang mit den Grundsätzen und Interessen 
der katholischen Bevölkerung Deutschlands und ist nicht geeignet, die Er- 
haltung des europäischen Friedens zu sichern. || III. Ueber die Lage des Ar- 
beiterstandes. 1) Gleich allen Staaten Europa's ist Deutschland schwer be- 
droht durch die in der Arbeiterbevölkerung vorhandene Unzufriedenheit. 
2) Als hauptsächliche Ursachen dieser Unzufriedenheit stellen sich dar: die 
Verkümmerung des Kleingewerbes, die Ueberlastung der Landwirthschaft, die 
drückenden Fabrikverhältnisse und die maasslose Entwicklung der Geldspecula- 
tion. .3) Der innerste Grund dieser Missstände liegt in der durch den mo- 
dernen Rationalismus und Liberalismus herbeigeführten Abschwächung der 
christlichen Ueberzeugung und Gesittung sowohl in den höheren als niederen 
Ständen, wodurch es auch möglich geworden ist, dass ein grosser Theil der 
arbeitenden Klassen durch die Vorspiegelungen irreligiöser und revolutionärer 
Führer sich bethören lässt. 4) Die Mittel zur Heilung der socialen Miss- 
stände und zur Versöhnung der Klassen der Gesellschaft liegen zunächst: in 



Fri'iinde des Arbeitcistandes; in einer sorglältigen l'liege 
rolisiiöscn Lebens in der Arbeiterfamilie, namentlich durüh 
KHu^', in angemessener Buseliriinkung der Frauen- und f 
(Jeltimdmacliung cbristliclier (irundsütue auf dem Gebiete 
in der freien Entfaltung der cliristliclien Cbaritas — zur 
meidliclier Notlistände. |[ IV, Ueber die Rechte der Kirche. 
Kirche ist nach göttlicher Anordnang eine selbständige t 
als die Eine und allgemeine Kirche Jesu Christi in allca 
zu bestehen das Recht, und welche jede christliche Obrigk 
Pflicht hat 2) Das kirchenpolitischo System, welches die 
Parteien durchzafjlhreu bestrebt sind, steht in itnversöbnlicl 
Widerspruche mit der von Gott gegründeten, durch die • 
igten, staatsrechtlich anerkannten und durch das Völkerret 
'asBuug der katholischen Kirche. 3) Die von Jesus Christ 
len Bischöfen übertragene Gewalt des Lehr-, Priester- am 
lurch kein Staatsgeseiz aufgehoben oder beschränkt wcrd 
Staat sind von Gott zu eint räch ligcm Zusammenwirken ha 
nnng beider Gewalten ist zu beklagen, Wenn die Feindse 
der moderne Staat die Kirclie behandelt, diese Trennung 
macht, so wird dieselbe weit mehr dem Staate als der Ki 
gereichen. || V. Ueber die Gewissensfreiheit 1) Keine £ 
rechtigt, ihren Unterthanen Verp flicht an gen anfzulcgea, i 
Gottes, den Anordnungen Jesu Christi und den Vorsclirifte 
streiten. 2) Der apostolische Mnth, mit dem die katholis 
liehen Nachtheil, selbst Kerker und Verbannung nicht fU 
Gottes Tind seiner hl. Kirche sowie die anvorfiusscrlichoi 
lischen Gewissens vertheidigen, die priesterliche Treue 
womit der katholiaclie Clerus, durch Vorspiegelungen und 
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4) Als Oberhaupt ihrer Religion und Kirche erkennen die deutschen Katho- ^r. eii« 
liken allezeit nur den rechtmässig gewählten römischen Bischof; den Papst^ Deatschiänd 
an. In diesem verehren sie den unfehlbaren Lehrer des Glaubens, den^"-^^**®^*- 
obersten Priester und den höchsten Wächter der christlichen Weltordnung. 

Keine Gewalt kann die deutschen Katholiken von dem Stuhle Pctri losreissen. 

5) Oberhirten der deutschen Bisthümer sind und bleiben nur diejenigen 
Bischöfe, welche rechtmässig nach den Satzungen des cauonischen Rechts vom 
Papste bestellt sind. Biesen Bischöfen leisten die Katholiken ehrerbietigen 
Gehorsam, mögen sie im Gefängniss oder in Verbannung sein. Die Katho- 
liken können keinem weltlichen Gerichtshöfe das Recht zuerkennen, Bischöfe 
ihres göttlichen Amtes zu entsetzen oder eine Verwaltung vacanter oder an- 
geblich vacanter Bisthümer anzuordnen. 6) Als Pfarrer und Seelsorger er- 
kennen die deutschen Katholiken nur jene und alle jene Priester an, welche 
der Papst und die rechtmässigen Bischöfe bestellen. Mit unerschütterlicher 
Kntschiedenheit weisen die Katholiken Deutschlands jeden Versuch zurück, sie. 
zur Auflehnung gegen die kirchliche Autorität zu verführen. || VI. Ueber die 
Aufgabe des Vereins deutscher Katholiken. 1) Der Verein der deutschen 
Katholiken erhebt vor ganz Deutschland Beschwerde über die Härte, mit 
welcher Staatsbehörden im deutschen Reich und insbesondere in Preussen 
seinen gesetzlich berechtigten und dem wahren Wohle des Vaterlandes ent- 
sprechenden Bestrebungen entgegentreten. 2) Der Verein der deutschen Katho- 
liken wird ungebrochenen Muthes die natürlichen Rechte der Person, die 
Rechte der Kirche und die Rechte des deutschen Volkes gegen revolutionäre 
und bureaukratische Gewaltthätigkeiten vertheidigen. 3) Der Verein fordert 
alle Katholiken auf, sich seiner bewährten Organisation anzuschliessen und 
im Vertrauen auf den Beistand Gottes, den er sich durch die heiligsten Herzen 
Jesu und Mariens erfleht, den Augenblick einer baldigen günstigen Entschei- 
dung der gerechten Sache mit Zuversicht zu erwarten. 

Die offiz. preuss. Prov.-Korrespondenz widmet der Generalversammlung 
des Mainzer Katholikenvereins folgende Betrachtung: „In Mainz war so eben 
der „Verein deutscher Katholiken" zur 2. Generalversammlung vereinigt. 
Die Reden, welche dort gehalten, sowie die Beschlüsse, welche gefasst 
worden, haben stärker als je zuvor Zeugniss davon gegeben, dass die Ultra- 
montanen nicht eine kirchliche Partei, sondern eine radical-politische Oppo- 
sitionspartei sind, deren gesammtes Streben mit dem Wesen und den Auf- 
gaben des deutschen Reiches in schroffem, unversöhnlichem Gegensatze steht 
Wenn einer der Führer der Ultramontaneu im Reichstage vor kurzem den 
Vorwurf der Reichsfeindlichkeit mit anscheinender Entrüstung zurückwies, 
80 sind seine Gesinnungsgenossen, welche unter dem Schutze und Segen 
des Bischofs von "Mainz versammelt waren, aufrichtiger oder dreister ge- 
wesen: sie haben ihren Widerspruch und ihre Feindschaft gegen das Reich 
nach seiner gesammten Verfassung und Wirksamkeit unumwunden und 
herausfordernd ausgesprochen. Sie bekämpfen das jetzige Staatswesen als 
einen Ausfluss der „antichristlichen, sogenannten modernen Civilisation", 
welche „mit der Kirche unverträglich ist", und erwarten eine Wiederher- 



vor!,'egaiigi;n sind, kuin Unbi'fanj^encr im Zweifel sein. M 
damit bvriiliigüii wollen, dnüs in I^Iaiu/ imr diu UoisES 
iiiclit die büduüluiidurcii FUlircr vtjreiiiigt gewesen sciim; 
es im Wesen jeder |)ülit.iscl]-radiea!eii licwegung, dass 
liclistüii stets den Aufschlag geben; — ferner aber ii 
Partei von obenlier -tu sicher geleitet, als dass solche rad 
in Mainz unter den Äugen und dem Walten des Biseliofs 
eine gewisse liOhere Billigung hätteu zur Aussprache gela 
wird daher bis auf weiteres der Inhalt und der Ton i< 
rungen als der Aasdriiek der gegenwärtigen Stelinng der 
[tolitischer Partei auzuschcn sein, — und das deutsche 
(ireuBsischc Staat werden sich in ihrer weiteren Action 
politischen Kampfe darnach zu richten Imben. Die deutscl 
werden in wenigen Ta^en am Grabe des heiligen Doni 
ihre Aufgaben und Pflichten unter den Verhältnissen di' 
Wenn sie dabei lediglich ihrem Gewissen als Obcrhirta 
Kirche in Deutaehland folgen könnten, su mflssten Fri 
Herzen bewegen; wenn aber die Mainzer Vcraaramlung 
der noch jetzt maassgebenden Stimmungen und als Ve 
gelten darf, 90 ist weiterer Kampf unvermeidlich. Darlf 
die Bischöfe nicht im Zweifel sein können, dass sol 
gegenOber, wie sie in Mainz unumwunden verkitudi-t won 
zur Wahrung seiner gleichfalls von Gott gesetzten Aul 
Gebote stehenden gesetzlichen Mittel und Waffen mit 
Energie zur Anwendung bringen wird, um den Widei 
lich'politiscben RadicAlismns wirksam und dauernd zu 
dem künftigen Frieden /wischen Staat und Kirehe erns 
sichern." 

Der preuBsiscbc Discipliuargerichtshof sprach sich 
falle über den Mainzer Katholiken- Verein und über c 
Beamten an demselben dahin aus: „Es ist für dari 
^ — »f-- ■"-i--" Vorriiu der Staats regle rung fcindlie 
folgt iui „?g aJg dieser Annahme ist keinesweg 



Staat und Kirche. Preussen. 225 

ohne die Merkmale des Hochverraths oder sonstiger criminell strafbaren ^'-^^^^ 
Handlungen möglich, und in diesem Falle unterliegt dann die Theilnahmej^^j^J^^JJ^^ 
von Beamten an dergleichen Bestrebungen nicht strafrichterlicher, sondern h.jqbi 1374! 

disciplinarischer Beurtheilung Nicht nur das Strafgesetz ^ welches 

jeden Staatsbürger bindet, sondern auch die Rücksicht auf die ihm durch 
seine Beamteneigenschaft auferlegten Pflichten muss ihm die Schranken 
ziehen, innerhalb welcher er von seinen verfassungsmässigen Rechten Ge- 
brauch macht Es weicht nicht das relative Gesetz dem absoluten, sondern 
das allgemeine dem besonderen. Die allgemeinen staatsbürgerlichen Rechte 
werden durch die besonderen Standespflichten modifizirt. Es versteht sich , 
von selbst, dass das Haben und Festhalten einer eigenen, mit den Auf- 
fassungen der Staatsregierung nicht übereinstimmenden Ueberzeugung dem 
Beamten dadurch in keiner Weise beschränkt wird. Gibt er derselben aber 
in agitatorischer Weise und mit dem Bestreben, auch weiterhin Widerstand 
gegen die Staatsregierung zu erwecken, Ausdruck, so verletzt er damit 
seine Amtspflichten und zeigt sich des Vertrauens, das die Staatsgewalt 
durch üebertragung des Amtes in ihn setzte, unwürdig.^ 



Nr. 6117. (380.) 

PBETTSSEN. Beschlüsse der in Fulda versammelten preussischen 

Bischöfe, betreffend die Civilehe.^) 

Wie Vering (Archiv f. kath. Kirchenr. Bd. 33) mittheilt, wurden auf N'- **" 
der Bischofconferenz zu Fulda die nachfolgenden Beschlüsse, betreffend das p,^^g„ 
Verhalten der kath. Kirche in Preussen gegenüber der am 1. October 187424.-26. Juni 
ins Leben tretenden Civilehe, gefasst, mit welchen im Wesentlichen die i874. 
Instructionen übereinstimmen, die nachher von den einzelnen Bischöfen 
Preussens erlassen wurden. 

Die Geistlichkeit hat die Gläubigen in den Predigten und Katechesen 
sowohl als auch im Privatunterrichte darüber zu belehren, dass die gesetz- 
liche Vorschrift über die Eheschliessung vor dem Civilstandsbeamten eine rein 
staatliche Anordnung ist und darum auch nur Folgen für das bürgerliche 
Leben hat, dass aber durch die Erklärung der Brautleute vor dem Standes- 
beamten und durch die von demselben vorgenommenen Förmlichkeiten eine 
kirchliche, d. h. eine vor Gott und seiner Kirche giltige, wahre Ehe nicht zu 
Stande kommt, sondern dass diese nach der Lehre unserer Kirche von ihnen 
nur geschlossen werden kann vor ihrem Pfarrer und zweien Zeugen, in der 
Weise, wie sie bisher ihre Ehen geschlossen haben, und dass sie nur durch 



*) Die obligatorische Civilehe ¥rurde in Preussen eingeführt durch das „Gesetz, 
betreffend die Beurkundung des Personenstandes und die Form der Eheschliessung, 
vom 9. März 1874". Die Mittheilung dieses Gesetzes unterblieb, weil dasselbe durch 
das weiter unten mitgetheilte Reichsgesetz vom 6. Febr. 1875, betreffend die Beur- 
kundung des Personenstandes etc., aufgehoben wurde. [Aomerk. d. Herausg.] 
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[Or sie Geltung haben, welche sie als Brautleute verpflicht 
offen zu sagen, dass diejenigen Brautpaare, welche ihre E 
dem weltlichen Beamten abgegeben und keine kirchliche Ehe | 
von der Kirche als Eheleute nicht angesehen und behaudi 
Pfarrer haben dahin zu wirken, dass die Anmeldungen zu d 
bietnngen) zuerst bei ihnen erfolgen, damit, wenn sich ein £ 
findet oder ein Einspruch erfolgt, diese zuvor gehoben werdt 
Hebung (nach kirchlichen GmndaUzen naturlichj unmöglich i 
rechtzeitig (d. h. also, bevor sie bei dem Standesbeamten ir( 
getban haben) bewogen werden können, von ihrem Viirbaben 
Gläubigen ist es als PSicbt vorzuschreiben, nicht eher den ( 
Ecbliessen, bis ihr Pfarrer ihnen erklärt bat, dass der kii 
kein Hindernias entgegenstehe. Wo zu befürchten ist, da: 
mit einer blossen Civilehe begnügen oder gemischte Ehen 
Kirche vorgeschriebeneu Cautionen eicgcben werden, haben 
von allen bürgerlichen EhcverkQndigungeii rechtzeitig Kennti 
und durch pastorale Einwirkung die Brautleute zur Eingel 
lieb giltigen und erlaubten Ehe zu veranlassen. ' Da mit 
d. J. die bürgerliche Eheschliessuug ins Leben tritt and da 
Trauung von da ab nteht mehr, wie bisher, eine stuitliche 
Geltung oder Bedeutung hat, treten von dem Ta^ an 
welche der Staat in Betreff der Ehe Schliessung, resp. der 
hat, für die Pfarrer ausser Kraft, und haben dieselben bei 
nur die kirchlichen Gesetze und Vorschriften ins Ange zu 
achten. Es kommen also für die Pfarrer nicht mehr in 1 
liehen Vorschriften über die Proclamationen, tlbtr die Eh 
den beizub ringenden Conaens der Eltern, Vormünder und v 
Gerichte, über die Trauung der Ausländer, über diu beizu 
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(geschlossene Zeit) und über die Form der Eheschliessung auch künftig mit ^'- ^**' 
aller Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit zu beachten. |l Diejenigen, welche sich preaiaen. 
mit einer blossen Civilehe begnügen, sind von dem Empfange der hl. Sacra- ^- 7^ ^"" 
mente so lange auszuschliessen , bis sie zu einer kirchlich giltigen Ehe ver- 
bunden sind. Wenn geschiedene Eheleute zu Lebzeiten des anderen Theiles 
eine neue Ehe eingehen (natürlich eine blosse CivilehO; da die Kirche in 
diesem Falle nicht traut), so sind dieselben, falls über die Giltigkeit der ersten 
Ehe kein Zweifel besteht, jedenfalls von dem Empfange der hL Sacramente 
und in besonders auffallenden Fällen auch von der Gemeinschaft der Kirche 
auszuschliessen. j{ Die Kirchenbücher über die vorgenommenen Proclamationen 
und Copulationen sowie über die Taufen und Beerdigungen sind in der bis- 
herigen Weise fortzuführen. . . . Kinder, die aus nur von den Civilstandsbe- 

amten geschlossenen Ehen stammen sollen (im Tauf buche) in der 

Rubrik „Bemerkungen^- als „ex contractu civili^^ stammend bezeichnet werden. 



Nr. 6118. (381.) 

PREÜ88EN. Erlass des Berliner Polizeipräsidiums, betreffend die 
vorläufige Schliessung sämmtlicher katholischen Vereine in Berlin. 

Auf Grund des § 8 der Verordnung über die Verhütung eines die ge- N'- «»i^- 
setzliche Freiheit und Ordnung gefährdenden Missbrauchs des Versammlungs- Proussen. 
und Vereinigungsrechts vom 11. März 1850 werden folgende Vereine: I. der 21. J««!»?*. 
katholische Gesellenverein hierselbst nebst folgenden zu demselben gehörigen 
Vereinen: 1) die Akademie des Gesellenvereins, 2) St. Canisiusverein junger 
Meister, 3) St. Eduards-Meisterverein, 4) Lehrlingsverein, sämmtlich hierselbst, — 
II. der St Bonifaziusverein hierselbst nebst folgenden zu demselben gehörigen 
Vereinen: 1) Studentischer Bonifaziusverein, 2) St Bonifaziusverein selbstän- 
diger Katholiken, 3) Verein zur Ehre der heiligen Familie, sämmtlich hier- 
selbst, — III. der Piusverein hierselbst, hiermit durch das unterzeichnete Polizei- 
präsidium vorläufig geschlossen. Es wird dies mit dem Bemerken zur öffent- 
lichen Kenntniss gebracht, dass die Betheiligung an einem auch nur vorläufig 
geschlossenen Vereine als Mitglied mit Geldbusse von 5 Thlrn. bis 50 Thlrn. oder 
Gefängnissstrafe von 8 Tagen bis zu 3 Monaten belegt wird. (§ 16. 2 1. c.) 
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Anlass gegeben, den Einßüssen nachzuforschen, unter welc 
Verbrechers entstanden und gereift ist; auch die Staatsregi 
Gegenstände ihre ernste AutmerksamkeiC zuwenden müssen, 
haften Prüfung kann es nicht entgehen, dass die ultramontj 
katholischi^ Blättern und Vereinen zu fast ausschliesslicher 
ist und dieselben als Waffen in ihrem rücksichtslosen Kampl 
and die Landesgesetze zu benntzeu weiss. Begreiflichei 
leitenden Geister nicht mit Kandgebimgen IterroT, die sich 
waltthaten und Verbrechen darstellen würden; aber iiichtsd 
ihre Th&tigkeit darauf hin, alle |)olitischeu und religiösen 
zum Siedepunkte zn erhitzen und und die verderbliclistea Ai 
vorzubereiten, Wenn die bittersten Klagen über angebüch 
Kirche und Antastung des Glaubens auf der Tagesordnung 
Ungehorsam gegen Gesetz und Obrigkeit als eine katholist 
wird, dann ist es natürlich, dass verblendete Geister m < 
Mitteln greifen, am die vcrmeintUchen Feinde ihrer Relig 
und nnschädlich zu machen. Deshalb hat sich fast übera 
Bahn gebrochen, dass in den unter ultramontanem Einßass 
nnd Veroiuen der Boden zu finden ist, auf dem die Antri 
tungen und selbst za Verbrechen üppig emporwu ehern, l 
hältnisscn, aaf welche das Ereignis s in Kissingen eiL g: 
drängt sich die Frage auf, ob die Behörden in der gelte 
aasreichende Waffen finden, um Frieden und Ordnung im 
Missbraueh der Press- und Vereiusfreibeit zu schützen. FUi 
dieser Frage ist es Vorbedingung, dass die vorhandeaen 
Schriften nachdrücklich in Anwcndong gebracht werden, dai 
lasse, in wie weit sie sich gegen die altramontanen Wüblei 
biete der Presse and des Vereinslebens wirksam erweisen. ] 
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die Leidenschaften der Yolksmasse in gehässigster und bedrohlichster Weise ^'- •^^^ 
aufzuregen. Es ist daher dringende Pflicht der Behörden, solchen Hetzereien, PnoaMB. 
welche den Frieden des Landes in Gefahr setzen, nach Möglichkeit Einhalt e^^^J^m 
zu thun und gegen Presserzeugnisse, welche den Thatbestand einer strafbaren 
Handlung enthalten, mit unnachsichtlicher Strenge einzuschreiten. || In neuester 
Zeit hat die ultramontane Partei besonders dem katholischen Yereinswesen 
eine grosse Verbreitung gegeben und darauf hingewirkt, dasselbe durch sorg- 
same Gliederung und strafe Leitung für den Krieg gegen die Staatsgewalt 
nutzbar zu machen. Die katholischen Vereine haben unter verschiedenen, oft 
harmlosen Namen einen Boden für ihre Wirksamkeit gesucht; aber sie haben 
in der Mehrzahl einen politischen Charakter angenommen un^ sind vielfach 
zu Herden staatsgefährlicher Wühlereien geworden. Aucji auf diesem Gebiete 
sind die Behörden verpflichtet, strenge Aufsicht zu Oben und die volle Schärfe 
des Gesetzes zur Anwendung zu bringen. Nach dem Vereinsgesetze unter- 
liegen der Polizeiaufsicht alle Vereine, die eine Einwirkung auf öffentliche 
Angelegenheiten bezwecken. Wenn dieser Zweck nicht ausdrücklich in den 
Statuten ausgesprochen ist, so greift die üeberwachungspflicht der Behörde 
dennoch Platz, falls ein Verein durch sein thatsächliches Verhalten erkennen 
lässt, dass er eine Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten auszuüben 
sucht. Ganz besonders wird darauf zu achten sein, dass die Bestimmung des 
Vereinsgesetzes, welche den Vereinen von politischem Charakter jede Ver- 
bindung untereinander untersagt, zur vollen Geltung komme. Eine Um- 
gehung des Gesetzes, wie dies von Seiten des Mainzer Katholikenvereins und 
anderweitig versucht worden ist, kann nicht geduldet werden. Vielmehr stehen 
sogenannte locale Vereinigungen von Mitgliedern eines Centralvereins auf 
gleicher Linie mit eigentlichen Localvereinen und fallen unter die Vorschrift 
des Gesetzes. !| Alle aufrichtigen Vaterlandsfreunde können nur wünschen, dass 
es der Staatsobrigkeit gelingen möge, durch strenge Handhabung der Gesetze 
dem verwerflichen Treiben der ultramontanen Blätter und Vereine heilsame 
Schranken zu setzen. 



Nr. 6120. (383.) 

PBEÜSSEN. Instruction der Minister des Innern und der geist- 
lichen Angelegenheiten, betreffend die kirchlichen Prozessionen 

und Wallfahrten. 

1) Es ist mit Strenge darauf zu halten, dass ohne vorgängige schriftliche Nr. ei2o 
Genehmigung der Ortspolizeibehörde nur solche kirchlichen Prozessionen, Wall- ^^^^^ 
fahrten und Bittgänge auf öffentlichen Strassen und Plätzen zugelassen wer- 20.A11g.i874. 
den, welche zweifellos hergebracht sind, und nur, soweit sie sich nach Zeit, 



Gefahr wird bei Wallfahrten auf längeren Strecken, welcl 
erfordern, stets, bei anderen sowie bei Prozessionen um 
die Betheiligung grösserer Menschenmengen daran zu erw. 
blick auf die erfahrungsmässig bei derartigen Gelegenheit 
menden und schwer zu vermeidenden Ungeliiirigkeiten in 
handen anzugehen sein. Wird aber im einzelnen Fall 
ertheilt, so sind dabei die Vorschriften des dritten Absat 
treff der Beacbtnng aller dem Verkehr schnidigen Rüchsic 
setzes gcnan zn beachten. Für kirchliche ÄufzQge, w«lche 
Polizeibezirke hindurch bewegen sollen, bedarf es dtr vc 
guDg der Ortspol ix ei beb Crden eines jeden dieser Bezirke, ■, 
dulden, dass durch kirchliche Aufzüge, auch wenn s:c h( 
Strassenverkehr ungebührlich beschränkt oder gar abgesch 
nur ist die Errichtung von Altären auf üffentliclieu Strass 
an solchen Stellen zn gestatten, wo sie nachweislich berge 
es sind auch die sonst erforderlichen Anordnungen — geei 
Erlass bezüglicher Polizei Verordnungen — zu dem Xwecl 
nicht die Ausübung des ikllgemeinen Kechtes auf Benntzn 
Strassen und Pl&tze verliiiidert oder sonst Jemandem, nam 
bigen, in der freien Ansftbung gesetzlicher Befugnisse, 
Gottesdienstes, zu nahe getreten werde. || 4) Die Prozess 
Bestandthcil des Gottesdienstes derjenigen Kirche, vor weh 
gang Tiehraen. Als Unternehmer im Sinne des § 9 des V 
daher derjenige Geistliche anzusehen sein, welchem die Di 
dienstes in der betreffenden Kirche obliegt, d. i. bei Pfarrl 
Derjenige Geistliche, dem die Abhaltung einer Prozession, 
seines Amtes oder anf Grund eines Auftrages des Pfarrers 
'el nach als Leiter derselben anznsehpn iph, vr-^^ra^ 
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als schicklich bezeichnet und erwartet werden darf, so ist doch jeder Zwang ^'- ^^^ 

(888). 

in dieser Richtung anstatthaft. Gegen Belästigungen , Nöthigongen, wie z. B. preuMn. 
zur Entblössung des Hauptes beim Vorüberziehen einer Prozession^ oder gegen ^•^*«'*®^ 
andere Ungebührlichkeiten und . Excesse von Seiten der Theilnehmer einer 
Prozession etc. haben die Polizeibehörden und Beamten dem Publikum ihren, 
vollen Schutz zu gewähren. Derartige Ausschreitungen sind unter keinen 
Umständen zu dulden ^ und etwaige Ezcedenten sind sofort in Haft und zur 
Bestrafung zu bringen 



Nr. 6121. (384.) 

DEUTSCHLAND. Rundschreiben des Bischofs Eetteler von Mainz 
an die Pfarrer seiner Diöcese. — Untersagt die kirchliche Theilnahme 

an der Feier des Jahrestages von Sedan. 

[Auszug.] 

„Die Sedanfeier geht erstens nicht vom gesammten deutschen Volke aus, ^'l^*^ 
sondern hauptsächlich von einer Partei. . . . Die Partei, welche jetzt haupt- DentoehUnd. 
sächlich die Sedanfeier betreibt und sich fälschlich als die Vertreterin (jes^*^"***®'** 
deutschen Volkes geberdet , ist dieselbe , welche in der Gegenwart an der Spitze 
des Kampfes gegen das Christenthum und die katholische Kirche steht. Wenn 
sie daher mit besonderem Ungestüm die Betheiligung der Religion bei der 
Sedanfeier fordert, während sie sich sonst um die Religion wenig kümmert, 
so thut sie das selbstverständlich wieder nicht aus Religion. Sie feiert in 
der Sedanfeier nicht so sehr den Sieg des deutschen Volkes über Frankreich, 
als die Siege ihrer Partei über die katholische Kirche. Sie will aber die 
katholische Kirche zwingen, sich an dieser Siegesfeier zu betheiligen. Die 
Kirche soll über ihre eigenen Wunden jubeln. Durch den Schein, als ob wir 
sonst weniger patriotische Gesinnungen hätten, dessen Macht sie wohl kennt, 
will sie uns zwingen, uns mit an ihren Triumphwagen zu spannen und über 
unsem eigenen grossen Jammer zu jubiliren. Zu diesem Spott wollen wir 
uns aber nicht hergeben. Mag man immerhin uns den Patriotismus absprechen: 
wir wollen lieber diesen Schimpf tragen, als unter Hohngelächter unsere 

Religion für solche Zwecke entwürdigen Drittens können wir nicht zu 

gleicher Zeit blutige Thränen weinen und Freudenfeste feiern. Die Kirche 
wird in vielen Ländern Europa's schwer bedrängt; der Papst ist seiner Länder 
beraubt; fünf deutsche Bischöfe sitzen im Gefängniss; zahlreiche Priester 
theilen ihr Schicksal oder werden aus der Heimath verbannt; alle Mitglieder 
katholischer Vereine — und sie bilden ja einen grossen Theil des katholischen 
Volkes — sind unter den Verdacht staatsfeindlicher Bestrebungen gestellt; 
jeder Tag bringt uns neue Schmerzensnachrichten: unsere Herzen bluten; wie 



verkommenen Menschen, das noch zudem unter Umstände 
dem Thäter mehr den Charakter eines Narren als dcu ei) 
drücken. Wie konnten wir da Freudenfeste feiern, Fr 
auf Einladung derselben Partei, von der hauptsächlich da 
Anklage ausgegangen ist!" Schliesslich heisst es: „Es ht 
feierliche Geläute und jede Art des Gottesdienstes, die ' 
Freudenfestes an sich tragen wQrden, zn unterbleiben. 
fOr unser deutsches Vaterland immer nnaere Ffiicht ist, s 
in allen Kirclien an dem Tage selbst oder an dem folge 
Ermessen des Pfarrers ein Gebet oder ein Bittarat gehalte: 



Gnade und 
bitten, dass 
Einheit nur 


Segen über Deutschland zu 
er uns die innere Einheit 
ein leerer Schein ist." 


erflehen nnd nan 
wiedergehe, ohne 


Nr. 6122. (385.) 

SCHWEIZ. Buadesrathsbeschlnss, betreffend eint 
das Berner Kirchengesetz vom 30. Oktober 1873. [> 
Abweisung des Rekurses. 



Herr Follet^te, Advokat in Pruntmt, nnd II jnrassis 

l) mischen Grossen Bathes rekurrirten unterm C. April IS 

tz über die Organisation der Kulte vom 18, Januar IS 

über 1874 haben wir Ober diesen Rekurs wie folgt abgi 

Der scbwcizorische Bundesrath 

bat, 
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vom 30. Oktober 1873 über die Organisation des Kirchenwesens im Kanton ^'- ^^^ 
Bern gerichtet ist. || In dieser Eingabe machten die Rekurrenten geltend: || schweis. 
Das Ergebniss der Volksabstimmung vom 18. Januar 1874 über das Gesetz i^-8«p*-187*- 
vom 30. Oktober 1873 beweise ^ dass der katholische Theil der Bevölkerung 
in seiner grössten Mehrheit dieses Gesetz zurückweise, indem er in demselben 
eine Gefährdung der Gewissensfreiheit und eine Unterdrückung der Rechte 
erblicke; welche zu Gunsten der katholischen Religion sowohl aus den in den 
Verträgen und in der Vereinigungsurkunde vom 14. November 1815 enthal- 
tenen Garantien ; als aus den Vorschriften der Verfassungen des Bundes sich 
ergeben. || In Art. 2 des genannten Gesetzes sei dem Staate mit Rücksicht auf 
alle kirchlichen Erlasse und Verordnungen sowie auf alle Handlungen kirch- 
licher Behörden oder einzelner Geistlicher ein Interventionsrecht eingeräumt, 
worin ein Eingriff in das rein religiöse Gebiet liege. Die römisch-katholische 
Kirche beruhe auf einer göttlichen Verfassung; aus ihr folgen die hierarchische 
Organisation der Kirche mit dem Papste an der Spitze, die Autonomie, die 
kirchliche Disziplin und überhaupt alles, was daraus fliesse. || Indem man 
diese Grundsätze misskenne, verletze man die Rechte der römisch-katholischen 
Kirche, schaffe man eine neue Religion und mache man sich gegenüber den 
60,000 Katholiken des bemischen Jura eines Eingriffes in die Gewissensfrei- 
heit schuldig. H Nun bestelle das neue Gesetz eine neue Geistlichkeit, die von 
dem Papste und den Bischöfen unabhängig sei und die kanonischen Bedin- 
gungen, an welche die Ausübung ihres heiligen Amtes geknüpft sei, nicht zu 
erfüllen habe, indem über die Bedingungen ihrer Zulassung zum geistlichen 
Amte der Staat allein entscheide. || Im Widerspruche mit dem Art. 6 der 
Vereinigungsurkunde, wonach die Ernennung der Pfarrer dem Diözesan- 
bischof zustehe, seien dieselben nach dem neuen Gesetze durch die Kirchen- 
gemeinden zu wählen, welch' letzteren überdies auch der Entscheid über 
Fragen zugewiesen sei, die ihre Beziehungen zu einer oberen kirchlichen 
Behörde betreffen. J Der Kirchgemeinderath sei in einer solchen Weise 
organisirt, dass der Pfarrer ganz von ihm abhängig sei. Der Pfarrer sei 
nach dem Gesetze nur ein Beamter, der gänzlich unter der Willkür der 
Mehrheit einer aus Laien gebildeten Behörde stehe. || Wenn das Gesetz 
das weltliche Element an die Stelle des kirchlichen Elementes setze, so 
könne es nur geschehen durch Misskennung der Beziehungen, welche im Kan- 
ton Bern gesetzlich zwischen der Kirche und dem Staate bestehen. [| Indem 
aber jede Einmischung der geistlichen Behörde in kirchliche Angelegenheiten 
absolut ausgeschlossen und dieselbe der bürgerlichen Gewalt übertragen werde, 
involvire das Gesetz vom 30. Oktober 1873 eine Verletzung der Rechte der 
römisch-katholischen Kirche, welche ihr sowohl durch den Art. 44 der Bun- 
desverfassung von 1848 und durch Art. 80 der Verfassung des Kantons Bern, 
als auch durch die Vorschriften der Vereinigungsurkunde vom 14. November 
1815 gewährleistet seien. || Aus diesen Gründen schlössen die Rekurrenten 
dahin, es möchte der Bundesrath das Gesetz vom 30. Oktober 1873 als ver- 



hältniss der katholischen Kirche zum Bischofsverhand aud 
Borns unberührt lasse und kirchliche Oberen in keiner A 
Der Bundesrath selbst habe in seinem Bcscbliisse vom : 
erklärt, dasB die Bestimmiingeu der Vereinigungsurkunde t 
der Bundesverfassung von 184g weder ein besonderes Rc< 
Bewohner and der katholischen Geistlichkeit des Jura t 
Anfinabme vom öfiesttichen Rechte der EidgenoseenBchaft 
Dies gelte auch unter der Herrschaft der Verfassung to 
Wenn man Übrigens die Verein ignngsorkunde als einen f 
liehen Vertrag anffassen wollte, der nur mit Einwilligui 
Kontrahenten aufgehoben werden könnte, so wäre diese E 
erfolgt, dass das Gesetz vom 30. Oktober 1873 sowohl toi 
jurassischen Bevölkerung als von derjenigen des alten E 
nommeu worden sei. Durch das Gesetz seien die mit il 
stehenden Bestimmungen der Vereinigungs Urkunde ipso fad 
setzt worden, |I Das Gesetz vom 30. Oktober ISTi hezwecl 
Ausübung der katholischen Religion Hindernisse in den '^ 
dem es beschränke sieb darauf, die Stellung und das Verl 
gionsgenosscnschftft znm Staate zu uormiren. Dasselbe s 
mit der kantonalen noch mit der Bundesverfassung im V 
Regierung des Kantons Bern schloss daher mit dem Antr 
der Kek Ursbeschwerde. In Erwägung: 1) dass da^ angel 
den kompetenten Behörden des Kantons Bern erlassen ui 
des Kantons mit grosser Mehrheit angenommen worien ist 
nach der Bund es Verfassung vom 12. September 18-18, als 
gäbe des Rekurses in Kraft getretenen neuen Bundesver 
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Gesetz weder ein Zwang in Betreff ihrer Glanbensansichten und ihres Gewissens ^'- 1^^ 

(885). 

auferlegt^ noch die Möglichkeit freier Austtbung gottesdienstlicher Handlangen gchweis. 
nach ihrem Glauben benommen wird; || 5) dass auch eine Verletzung des^'-^**^®'*' 
Art. 80 der bernischen Staatsverfassung nicht vorliegt; da dieser Artikel die 
Rechte der katholischen Kirche nur in allgemeiner Weise gewährleistet und 
eine Anerkennung der Satzungen der Kirche und des kanonischen Rechtes 
darin nicht eingeschlossen ist; |{ 6) dass die Bestimmungen der Vereinigungs- 
urkunde des bemischen Jura mit dem alten Kanton Bern unter der Herrschaft 
der Bundesverfassung kein besonderes Recht zu Gunsten der Bewohner und 
der katholischen Geistlichkeit des bemischen Jura schaffen, noch eine Aus- 
nahme vom eidgenössischen Recht begründen können^ {| beschlossen: 1. Die 
Beschwerde der Herren FoUet^te und Genossen vom 6. April 1874 ist als 
unbegrOndet abgewiesen. |{ 2. Dieser Beschluss ist der Regierung des Kantons 
Bem sowie den Rekurrenten mitzutheilen. 



Nr. 6123, (386.) 

SCHWEIZ. Verfassung der christ-katholischen (alt-katholischen) 

Kirche der Schweiz. 

Die Katholiken der Schweiz^ welche Angesichts des Drackes des vatica- ^^' ^^^s 
nischen Concils vom 18. Juli 1870 die Absicht haben, als Glieder der Christ- sehwds. 
katholischen Kirche die eingedrungenen römisch -kirchlichen Irrlehren undi*^^"""* 

21.Sept.1874. 

Missbräuche gemeinsam mit ihren Glaubensgenossen anderer Länder zu be- 
kämpfen und die katholische Kirche in der Schweiz auf nationaler Gmndlage 
in ihrer ursprünglichen Reinheit wiederherzustellen, — geben sich zur Be- 
grtlndung einer christ-katholischen Kirche der Schweiz folgende 

Verfassung: 
I. Grundbestimmungen. || § 1. Die christ-katholische Kirche der 
Schweiz beruht auf den Kirchgemeinden, beziehungsweise Ortsvereinen, welche 
in der katholischen Nationalsynode das einheitliche Organ ihrer Gemeinschaft 
besitzen. |{ § 2. Innerhalb dieser Gemeinschaft und unter Vorbehalt der dies- 
falls bestehenden cantonalen Gesetzgebung können besondere Verbindungen zu 
Kantonal- oder Kreissynoden stattfinden. || IL Besondere Bestimmungen. 
A. Die Gemeinden, resp. Ortsvereine, ii § 3. Als Kirchgemeinden werden 
sowohl die bestehenden Kirchgemeinden und Genossenschaften mit ständiger 
Seelsorge, die sich gegenwärtiger Verfassung unterziehen, als auch gleichge- 
sinnte Minderheiten anerkannt, sofem diese letzteren einen regelmässigen öffent- 
lichen Gottesdienst ausüben. || § 4. Jede Gemeinde ordnet die Angelegenheiten 
ihrer innem Einrichtung, wie z. B. die Ernennung ihrer Behörden, der Pfarrer 



^ 



von iDrer uODStituiruDg a.enn[niaa zn geoen. [| Aiijannicii vur 
sie dem Sjnodalrath ein VtTzeichniss ihrer Mitglieder einzi 
Kantonal- oder Kreis-Sjnoden, || § 7. Die Kantonal- o 
bilden sich durch freie Vereinigung mehrerer Gemeinden, n 
und desselben oder verschiedener Kantone zur Berathung n 
ineiDsamer Angelegenbeitcu. || C. Die National-Synode, 
wahrnng der Einheit des kirchlichen Lebens wird alljährlic 
mal eine Natiosal-Sjoiode zasammentreten. || § 9. Die Natio 
oberste gesetzgebende unJ eutscheidende Organ der christ-l 
der Schweiz. |j Ihr steht insbesondcro zu: |{ a. die Aufst 
Grundsätze über Cultus und Disciplin der Kirche; 1| b. die j 
fung des Jahresberichts and der Jahre srechnuug des Synoi 
Bischofswahl, nach einer noch näher festzusetzenden Wähle 
VorbehaltuDg der Mitwirkung der betheiligten Kantonsreg 
Amtsenthebung des Bischofs nach Maassgabc von § 24; || 
Präsidenten} 1] f. die Wahl des Sjnodalrathes uud seines Pi 
Mitglieder der Sjnode sind: |{ a. der oder die Inhaber des bi 
Ij b. die Mitglieder des STnodalratlies während ihrer Amtsd 
liehe katholische Priester der Schweiz, die als solche an 
anstibeu und sich unter Anerkennung dieser Verfassimg bei 
Mitglieder angemeldet haben. |] Anstände, betreffend die 1 
Synode, unterliegen dem Entscheid derselben. || d. Ein Beleg 
racinde, die nicht über 100 stimmberechtigte Mitglieder li! 
meinden wählen überdies auf je weitere 200 stimmfäh 
Delegirtcn. |[ Es berechtigt jedoch schon ein Ueberschusa 
Stimmen znr Wahl eines fernem Delegirten. {[ c. Bin De 
Ortsverein, der nicht mehr als 100 Mitglieder zahlt. ; Grössi 
überdies auf je weitere 200 Mitglieder einen Dslegirtt 
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entscheidet die Synode. |{ § 12. Die Delegirten erhalten ihr Mandat jeweilen ^'* ^^^ 
auf die Dauer von 2 Jahren. H § 13. Zu der jährlichen ordentlichen Sjnodal- Schweiz. 
Versammlung erlässt der Synodalrath die Einladung. || In der Regel tritt die- ^*- ^*"* *** 
selbe in der Pfingstwoche zusammen. || Die Mehrheit des Bynodalrathes ist "' 
jederzeit befugt^ ausserordentliche Synoden einzuberufen^ und dieses mnss ge- 
geschehen^ wenn wenigstens der vierte Theil der Synodalmitglieder ein bezüg- 
liches schriftliches Begehren an den Synodalrath richtet || § 14. Anträge^ 
Petitionen^ Beschwerden n. s. f., welche auf der Synode zur Behandlung kommen 
sollen^ sind regelmässig spätestens 14 Tage vor dem Beginn derselben dem 
Synodalrathe schriftlich einzureichen und von diesem mit einem Gutachten der 
Synode vorzulegen. || Anträge^ welche erst in der Synodalversammlung gestellt 
werden^ können nur dann zur Abstimmung gelangen^ wenn sie durch eine Mehr- 
heit von zwei Dritttheilen der Anwesenden für dringlich erklärt worden sind. {| 
§ 15. Alle Fragen werden durch absolute Majorität sämmtlicher Stimmen 
entschieden. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitzende. || Wird jedoch 
ein Beschluss mit weniger als zwei Dritteln der Stimmen gefasst, so ist der 
Gegenstand auf den Antrag von wenigstens einem Drittel der Anwesenden der 
nächsten Synode zur definitiven Entscheidung zu überweisen, welche dann mit 
absoluter Stimmenmehrheit gefasst werden muss. || § 16. Soweit die allgemeinen 
Eirchenbedürfhisse nicht aus andern Mittein gedeckt werden können, hat die 
Synode die Summe auf die einzelnen Gemeinden, bezw. Vereine, unter Berück- 
sichtigung ihrer Leistungsfähigkeit umzulegen. [| § 17. Die Synode ist ge- 
halten, sich nach erfolgter Constituirung vor Beginn ihrer weiteren Verhand- 
lungen eine Geschäftsordnung zu geben. || D. Der Synodalrath. |j § 18. 
Der Synodalrath ist die vorberathende, vollziehende und verwaltende Behörde 
der Eirchengemeinschaft. || § 19. Der Synodalrath besteht aus 9 Mitgliedern, 
5 Laien und 4 Geistlichen (mit Einschluss des Bischofs). || Ueber den Wirkungs- 
kreis und die innere Einrichtung des Synodalrathes wird ein von der Synode 
zu erlassendes Reglement das Nähere festsetzen. {| § 20. Die Mitglieder des 
Synodalrathes werden auf 2 Jahre durch die Synode mit absoluter Majorität 
gewählt. Sie sind wieder wählbar und können innerhalb der Amtsdauer auf 
motivirten Antrag durch die Synode abberufen werden. || Scheidet in der Zeit 
von einer Synode zur andern ein Mitglied aus, so ist durch die nächstfolgende 
Synode die Ersatzwahl vorzunehmen. {{ E. Die geistlichen Personen. 
1. Der Bischof. || § 21. Der Bischof hat innerhalb der durch diese Ver- 
fassung gezogenen Grenzen alle Rechte und Pflichten, welche nach christ-katho- 
lischem Begriffe dem Episcopate beigelegt, insbesondere jedoch diejenigen, 
welche ihm von der Nationalsynode übertragen werden. || § 22. Sofort nach 
Annahme der Wahl legt der Gewählte vor der Synode, beziehungsweise vor 
seinen Wählern oder ihren Vertretern, das feierliche Gelöbniss gewissenhafter 
Pflichterfüllung ab, dessen wörtlicher Inhalt durch eine besondere Verordnung 
der Synode bestimmt werden soll. || § 23. Ueber die Wahl von Hülfsbischöfen 
und deren Befugnisse wird die Synode zu geeigneter Zeit eine Scblossnahme 



sein, das nach den Vorschriften einer kantonalen Gesetz 
Maassgabe eines bezüglichen, von der Synode zu erlassendf 
gestellt ist. ; § 27. Wahlfähig als Pfarrer ist, wer i e 
empfangen hat, '. b) sich Über bürgerliche Rechtsfähigkeit 
Sitten anszuweisen vermag, '.] c) den Nachweis gcnflgendei 
BeßLhi^Qg leistet || Die Genehmigong des Ausweises über 
steht dem Sjnodalr&tbe n. || § 28. Die Pfarrer werden nach 
bestehenden staatlichen Gesetzen und Yerorduungen gewf 
oder ein Stellvertreter desselben führt den Gewählten lam 2 
gemeinschaft iu sein Amt ein; verweigert der Bischof die 
darüber die Synode zu entscheiden. |1 III. Revision der V 
Eine Revision dieser Verfassung kann jederzeit anf Besc 
der Nationalsynode vorgenommen werdeu, || IV. Üebergan 
' Dafi Central- Co mitS des schweizerischen Vereins freisioni 
beauftragt: || a) vorliegeude KirchcnverfaEsting der Bnnde 
betreffenden Kantons reg ierungcn mitzath eilen; )| b) mit den 
Ober ihre Mitwirkung tei der Wahl des Bischofs sowie 
desselben zu anter handeln-, || c] bei den Regierungen dahin 
Studireode der katholischen Theologie eine gemeiosame 
aufgestellt werde; ; d) beförderlichst die nötbigen Maassnab 
dieser Verfassung, insbesondere zur Vornahme der Synod 
Also beschlossen 7on der Delegirtonversammlnng des 
eins freisinniger Katholiken in Bern und Ölten, 14. Juni 
Im Namen d< 
Der Präsident: 
Dr. 8 i m n E a i i e r. 

AltgemeinerTheil dcsMotivenberichtes, betreffen 
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des Unfehlbarkeitsdogmas und damit auch aller übrigen römisch-katholischen ^'^?^ 
Missbräuche und Irrlehren, die nur einzelne Ringe an der nun abgeschlos- schweix. 
senen Kette des römisch-hierarchischen Systems sind, ins Auge fasst, als auch u. Jani und 
gleich Anfangs auf die Zielpunkte hinweist, welche wir zu erreichen uns 2i.8ept.i87i. 
Torgenommen haben, nämlich die Wiederherstellung der katholischen ^^"***®^*'^ 
Kirche in der Schweiz in ihrer ursprflnglichen Reinheit auf 
nationaler Grundlage im gemeinsamen Kampfe mit den Glaubens- 
genossen anderer Länder gegen den gemeinsamen Feind. Wenn sich 
die freisinnigen Katholiken der Schweiz eine Kirchenverfassung zu geben 
im Begriffe stehen, so ist es angezeigt, vor Allem der Frage recht scharf « 

ins Auge zu sehen, ob denn die Gründung einer christ-katholischen Kirche 
auf nationaler Grundlage auch der richtige Weg sei, auf welchem liberale 
Katholiken dem sie erfüllenden religiösen Ideale Ausdruck und Verwirk- 
lichung zu verschaffen vermögen. Es wäre thöricht, bei einer solchen Frage 
auf die Meinungen der Gegner in anderer Weise zu hören, als indem wir 
gerade dasjenige wählen, was sie am heftigsten bekämpfen und bemängeln 
(eine feste Organisation), in der richtigen Ueberzeugung, dass sie ihren Spott 
und Hass nicht demjenigen zuwenden, was sie als ihnen ungefährlich an- 
sehen. In positiver Richtung aber darf man die Ansichten auf befreundeter 
Seite zu Rathe ziehen. Hier haben wir nun hauptsächlich einem schweren 
Einwurfe zu begegnen. Wie? ruft man uns zu, wieder eine Landeskirche, 
ein neues „Landesungethüm"!? |1 Diejenigen, welche in vorwurfsvollem Tone 
diese Frage stellen, befinden sich in einem grossen wesentlichen Irrthum, 
vor dessen Beseitigung keine nützliche Diskussion sich entspinnen kann; sie 
verkennen gründlich den Ursprung und das Ziel unserer katholischen Rc- 
forrabewegung. Diese Bewegung hat ihren Ursprung in dem geschändeten, 
geknechteten und empörten Gewissen der Katholiken, und ihr Ziel ist eben 
der Schutz des freien religiösen Gewissens gegen weitere Vergewal- 
tigung von Seite der römischen Despotie. Die Bewegung hat ferner einen 
nationalen Charakter in Deutschland wie in der Schweiz angenommen in 
Folge des natürlichen Gefühles der Völker, dass man ihnen exotische Er- 
zeugnisse einer fremden Gedankenwelt an der Stelle einfacher gesunder 
Landesfrucht aufzudringen suche. Es ist nun wahrhaft ein sonderbares 
Unterfangen, dem Volke, statt kräftigen Widerstand gegen solche Knech- 
tungsversuche, — Indifferentismus zu predigen! jDer schweizerische Verein 
freisinniger Katholiken hat von seinem Entstehen an einen andern Weg ein- 
geschlagen, und es fällt uns sehr leicht, aus der nur erst kurzen Vereins- 
geschichte nachzuweisen, dass stets ein klarbewusstes Vorgehen in dieser 
Richtung stattgefunden hat i| Schon in der ersten grösseren Versammlung, 
am 18. September 1871 in Solothum, wurde nahezu mit Einmüthigkeit der 
Antrag verworfen, den Austritt aus der katholischen Kirche zu erklären, 
womit natürlich den infallibeln Herren das Feld ihrer Propaganda freige- 
geben gewesen wäre. Dagegen konstituirte sich die Versammlung als 
„schweizerischer Verein freisinniger Katholiken^ und fasste Resolutionen, deren 
Spitze sich gegen die Unterdrückung der Rechte des Staates, der Gemeinden 
und der Individuen durch die Kirchengewalt richtet und die schon sehr bestimmt 
und nachdrücklich die Wiedererlangung dieser von der römischen Kirche 
usurpirten Rechte, namentlich aber die Wiederherstellung einer auf die 
freie Gemeinde gegründeten Landeskirche, betonen und fordern. 
Anschliessend an diese Resolutionen, schrieb Ihnen Ihr Central -Comit^ in 
seinem Kreisschreiben vom November 1871, worin es zur Vereinsbildung 



ständiger Uebcreiustimmniig miL a 
adoptirtcn darauf die Delegirten- und die uffentlicbc all 
lung des Vereins am 1. Deccmber 1872 in Ölten d; 
Vere ins Statuten , welche als die Aufgabe desselben hiiiBti 
sation des Widerstandes gegen die neue Glaubenslehri 
fuhrung einer kräftigen Reform in der Itatholiscben 
besondere die berechtigten Ansprüche des katholischen '^ 
Dabme an der Leitnog der kirchlichen Angeleg 
soll; mit jubelnder Begeistemng stimmte auch die Versai 
des Herrn Prof. Munzinger zu, deren einer hier wesentl 
lautet; ^ie Durobfohrung der notbwendigen Reformen a,i 
Cultus niid der I>iszj|iliii kann irst da^n vurgcnümmen 
Folge einer grösseren Ausdehnung unserer Bewegung d 
Constituiruag von regelmässigen Organen einer auf 
meinde und auf einen gebildeten Geistlichen stand gegrü 
Verfassung gegeben sein wird." Und in conseqiienter 
der Bewegung zu Grunde liegenden Gedankens erbl&rte 
legirten-Versamraloug vom 31, August 1873, das Organ zd 
greifender Reformen in der katholischen Kirche der Sc 
die künftige Kirchenverfassung aufgestellt werden, 
demokratische Grundlage in der Gemeinde basirte 
Nationalkirche erstellen werde. {| Nach dieser geschieht 
hiesse es, seinen eigenen Ursprung, seine ganze Vergan 
und verdammen, wenn wir heute, wo es gilt, endlich I 
legen, vor dieser selbst zu gründenden Verfassung lurüc 
Das wäre eine wirklich komische Gespensterfurclu! Fre 
auf einem Irrwege befanden, wäre es besser, spAt, a'j gai 
Allein, l&sst sich einmal die Notbwendigkeit eii 
m&ssigen Organisation für unsere Bestrebungen nicht 
haben seit drei Jahren mit stets grösserer Klarheit erk 
disjecta membra nichts Ganzes und nichts Grosses erreicl 
ist ea unsere Sache, offenen Auges nnd entschlossenen S 
erstellen, welches das katholische Schweizer-Yolk religi 
frei erhalten soll. Keine nencu hierarchischen Fesseln 
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nicht aber die Verbindung, die Einheit der Völker durch das Gesetz der ^'- •^^s 
Freiheit und der Liebe verwerfen. „Wir wünschen eine dem Geiste der J^\' 
alten Kirche entsprechende freie Verbindung der verschiedenen Landes- 14. j,ini ^„d 
kirchen zu einer wahrhaft katholischen Kirche; als höchstes Ziel aber er- 2i.septi874. 
streben wir die endliche Wiedervereinigung aller christlichen Confessionen, (^«k- ist*.) 
welche die in Wahrheit allgemeine (katholische) Kirche in ihrer Einheit 
bilden/' (Resolutionen vom 31. August 1873 und vom 1. December 1872.) IJ 
Unsere Kirche soll nach dem Worte des verewigten Hunzinger ihren Schwer- 
punkt zurOckverlegen in die Gemeinschaft der Gläubigen. In einer 
solchen Gemeinschaft auf nationaler Grundlage glauben wir unser kirchliches 
Ideal darstellen und die katholische Kirche in der Schweiz in ursprünglicher 
Reinheit wiederherstellen zu können. || I. Grundbestimmungen. In dem 
ersten Paragraphen ist der Haupt- und Fundamentalsatz des ganzen Ent- 
wurfes enthalten. „Die Christ -katholische Kirche der Schweiz beruht auf 
den Kirchgemeinden, beziehungsweise Ortsvereinen. . .'' Wir folgen damit 
vor Allem der Direction, die uns die Delegirtenversanmilung v. 31. August 
1873 gegeben hat, wenn sie die Resolution fasste: „In Rückkehr zur alten 
apostolischen Zeit und zugleich entsprechend dem Geiste unserer republi- 
kanisch-bürgerlichen Institutionen wird die Kirchenverfassung der Altkatho- 
liken in der Schweiz auf rein demokratische Grundlage in der Gemeinde 
basirt sein.'' Es hat seiner Zeit ein römisch-katholischer Pontifex — wir glauben, 
es war Eugenins Lachat — vom vaticanischen Concil aus Rom in ein schwei- 
zerisches Zeitungsblatt („Bund") geschrieben, er sei als Demokrat für die 
Unfehlbarkeit des Papstes eingenommen; denn bei diesem Systeme habe jeder 
einzelne Gläubige, der niedrige Kleriker und der hohe geistliche Würden- 
träger, ein gleiches Recht: sie Alle stehen unter dem einen erhabenen Be- 
wahrer des Glaubensschatzes, während das Episcopalsystem die Aristokratie 
und Oligarchie in der Kirche erzeuge und fördere. Der Anhänger dieser 
Theorie hat offenbar Vieles mit einem französischen Imperialdemokraten 
gemein; denn sein kirchliches und des Imperialisten politisches Ideal fallen 
zusammen: es ist die Freiheit, in Masse unfrei zu sein. Solchen Ideen 
gegenüber wissen wir sehr gut, dass die von unsem Vätern auf uns vererbte 
Freiheit in bürgerlichen und religiösen Dingen auf dem unbeschränkten 
Selbstbestimmungsrecht der Individuen und der einzelnen Kreise des 
Volkes, der Genossenschaften und Gemeinden, beruht. Die Gemeindefreiheit 
ist das Palladium bürgerlicher Freiheit. Es ist aber auch mehr und mehr 
ins Bewusstsein unserer Zeit getreten, dass die Autonomie der Kirchge- 
meinde und der kirchlichen Genossenschaft die sicherste Garantie der reli- 
giösen Freiheit in sich trägt. Die Gläubigen treten nach selbstgegebenem 
Gesetze zusammen zum religiösen Verein, zur kirchlichen Genossenschaft, 
zur Kirchgemeinde. Und diese aus dem Bedürfniss nach wahrer geordneter 
Freiheit hervorgegangenen Bildungen unserer Zeit, sie sind nichts anderes 
als die Wiederauffrischung der Formen der ersten, der freiesten und herr- 
lichsten christlichen Zeit. „Die Verfassung der alten christlichen Kirche 
ruhte auf der Gemeinde und war eine volksthümliche; sie war nicht ein von 
oben herab dirigirter verknöcherter Mechanismus, wie die heutige römische 
Kirche, sondern ein von dem gesunden freien Leben aller einzelnen Theile 
durchströmter, im Geiste und in der Liebe einheitlicher Organismus .... 
Wir wollen darum, dass die Gemeinden, in denen das christliche Volk am 
unmittelbarsten zur Erscheinung und Bedeutung kommt, den Unterbau der 
religiösen Gemeinschaft bilden." (Munzinger.) || „Die frei gebildeten Gemeinden 
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Wiedereinführung der kirclilichen Synoden als dem stärk 
über der Allmacht Roms. Ilun schwe])te sclion damals 
einer schweizerischen katholisclien Nationalkircho vor. 
wir das so langersehnte Werk erbauen zu können. > 
treter sämmtlicher Kirchgemeinden und Vereine, die da 
katholischen Schweizer-Kirche umschliessen wird, zu eini 
tionalsynode zusammen; in dieser werden sie ihren 
Bezug auf die kirchliche Gestaltung im Vaterlande^ sow« 
zawirken verfassungsmässig berechtigt sind, aussprechen 
können. 1| Weit entfernt; die josephinische Staats- odei 
18. Jahrhunderts zu erneuern , verlassen wir das noch 
in der Schweiz und insbesondere in der Diözese Basel 
Staat und Kirche bestehende System darin, dass wir \ 
keine besondere Schutzstellung vom Staate prätendireu 
jenigen Befugnisse beanspruchen, die der Staat auch 
Einrichtungen und Gesetze respectirenden kirchlichen G< 
leiht. Wir sind Gegner der Allgewalt der Hierarchie, eii 
kratie, so gut wie der Omnipotenz des Staates, des Staj 
unserer \olkskirche soll kein Raum bleiben für die Uebe 
drückung; nach keiner Richtung hin. Hier sei es uns 
wichtige Frage des Rechtsverhältnisses zwischen Staat 
mit Rücksicht auf die künftige Gestaltung desselben in I 
katholischen Kirche der Schweiz, einer näheren Prüfur 
Aus dem an die Spitze unserer Yerfassungsbestimmung( 
dass unsere Kirche auf der freien, selbstständigen. Gen 
mit Nothwendigkeit, dass wir uns nicht auf den Stau 
stellen, welche als die alleinseligmachende vom Staate s 
legirt sein will. Wir können nicht ein Prinzip für 
Andere aber verwerfen. Der Staat hat die Rechte u 
gleichmässig anzuerkennen und zu schützen. Das that 
sich mit einer Kirche identifizirt, wenn die Einheit vo 
sei es in der Form der Theokratie, sei es in der Forr 
thnms bestellt Er thut es aber auch in dem Falle ui 
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der religiösen Freiheit unseres Volkes wünschen und verlangen, dass Staat ^'' ^^^ 
und Kirche in der Schweiz in einem interessiven Verhältnisse zu einander gjj,^^ 
verbleiben. "Wir müssen dieses um so mehr fordern, als wir in unserer Re- u. jnni und 
publik uns stets neuerdings von der Richtigkeit der Worte Zeller's*) über- 2i.sepi.i874. 
zeugen, dass die Macht der römisch-katholischen Kirche um so mehr ins (^^i^* ^^^•> 
Gewicht fällt, je grösser der Antheil ist, der in einem Staate dem Volke 
an der Gesetzgebung und Staatsverwaltung eingeräumt ist || Welches wird 
nun aber die rechtliche Form sein, in die wir unsere christkatholische 
Kirche im vaterländischen Staate gekleidet wissen wollen? Es liegt auf der 
Hand, dass wir uns mit der Stellung einer reinen Privatgesellschaft, 
welche allerdings die Stellung der christlichen Kirche bis auf Konstantin 
den Grossen war, nicht begnügen, dass wir der staatlichen Anerkennung 
nicht entbehren können. Wir wollen keinen religiösen Verein einiger We- 
nigen, sondern eine die Massen umfassende Volkskirche, eine dauernde 
kirchliche Gemeinschaft gründen. || Deswegen sehen wir uns im Falle, die 
staatliche Anerkennung nachzusuchen und auf die Rechte einer öffentlichen 
Corporation Anspruch zu erheben. Für den Staat wird hinwieder eben 
in dem Umstände, dass wir eine organisirte Volkskirche bilden, das Motiv 
liegen, uns als eine öffentliche Corporation zu behandeln. Wir gehen aber 
weiter und sagen: Der Staat wird sein Interesse an den kirchlichen Orga- 
nisationen nicht bloss durch den Akt der Anerkennung und Duldung bezeu- 
gen, sondern er wird zu den Kirchen des Landes in ein wohlwollendes Ver- 
hältniss treten, wenn und solange dieselben redliche Mitarbeiterinnen an 
dem geistigen und materiellen Wohl des Volkes, an den Culturfortschritten 
überhaupt, genannt zu werden verdienen. Während das Interesse des libe- 
ralen Staates gegenüber einer Kirche, die wie die römisch-katholische ihre 
Regeln und ihr Gedeihen über die allgemeinen Staatsgesetze und die Staats- 
wohlfahrt stellt, sich in der entschlossenen Abwehr und Abweisung solcher 
Angriffe und Prätentionen äussern muss, wird es gegentheils in Ansehung 
einer Kirche, welche die Anmaassungen jener ersten verabscheut und bekämpft 
und ihre Anhänger zu freien Arbeitern für das gemeine Wohl erzieht, sich 
in wohlwollendem, unterstützendem Sinne manifestiren. Die Interessen und 
Bestrebungen des liberalen Staates und der liberal- katholischen Kirche der 
Schweiz bedingen somit ein gegenseitiges freundschaftliches Verhältniss; sie 
fallen zusammen, sie führen zu einem und demselben Ziele der geistigen und 
sittlichen Vervollkommnung des Menschen. Die liberalen Kantonsregierungen 
haben, durchdrungen von der Einsicht, dass die von Rom gepredigten neuen 
Lehr- und Glaubenssätze im schroffsten Widerspruche zu der Aufgabe und 
Tendenz des liberalen Staates stehen, den Kampf gegen die hierarchischen 
Anmaassungen bis auf den heutigen Tag nachdrücklich und erfolgreich geführt. 
Wir dürfen von unsern Regierungen erwarten, dass sie auch fernerhin diesem 
Kampfe gegen den Todfeind des modernen Rechtsstaates, gegen den römi- 
schen Ultramontanismus, nicht theilnahmlos gegenüberstehen werdeiL 

Entsprechend dem förderativen Charakter unseres Staates und der Ver- 
schiedenartigkeit seiner nationalen Bestandtheile und, damit ein möglichst 
freies und reges Leben alle Theile der Gemeinschaft durchdringe, stellen 
wir in § 2 die Bestimmung auf, dass innerhalb des nationalen Verbandes 
kantonale oder Kreisverbindungen entstehen können. Zur Beschwichtigung 
der von einem Theil der Genfer Delegation geäusserten, nach unserer An- 



*) Vergleiche dessen Vorlesungen über „Staat und Kirche*'. Seite 62. (Leipzig 187S.) 
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eine feste Organisation erhielt, im § i uiescr otitiui« 
des Vereines angegeben „die Organisation des Widerstai 
Glaubenslehre der Unfehlbarkeit dos i)ripstliclien Lclirani 
führung einer kräftigen Reform in der katholisclien Kir 
punkt des Vereins soll nach §§ H und 8 in den Orts 
welchen die freisinnigen Katholiken zusammenzutreten h 
heit des ganzen Vereines wird gewahrt durch ein stcänd 
und durch die nach Bedürfniss zu berufende Delegirten\ 
aus Abgesandten der Ortsvereine gebildet wird (§§ 5 u 
angeregt durch diesen Verein und gefördert durch die 1 
zelne Cantonsregierungen im Conflikte mit dem Bischof I 
einnahmen y konstituirten sich nun in mehreren Canton 
finitiv altkatholische oder — wie sie sich nannten — c 
meinden. Da somit die Grundlage für Bildung einer al 
gegeben war, beschloss die in Ölten im August 187S 
ausserordentliche pelegirtenversammlung; das Central -( 
arbeitong des Entwurfes einer Eirchenverfassung zu bet 
von der am 14. Juni 1874 in Bern tagenden Delegir 
Berathung unterzogen und nach abermaliger Revision 
von der am 21. September 1874 in Ölten tagenden De 
des schweizerischen Vereines freisinniger Katlioliken 
wurde**). Diese Verfassung, welche zunächst die einz( 
nahmen, wurde von der ersten ordentlichen ,,Nationals; 
1875 als „Verfassung der christkatholischen Kirche der 
Zur DurchfQhrung derselben erliess dieSjnode drei Regle 
Ordnung der Nationais jnode, 2. Reglement über den 
die Geschäftsordnung des Synodalrathes sowie über di 
führung der christkatholischen Kirche der Schweiz, i 
Bischofswahl***). — Auf Grund der zuletzt angefüh 
von der zweiten Synode am 7. Juli 1876 der Priestej 
Theologie an der Universität Bern, Eduard Herzog, zu 
Bischof der Schweiz gewählt Die Genehmigung zur V< 
hatte der Bundesrath unter dem 28. Mai 1876 erthei] 
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Nr. 6124. (387.) 

DEÜTSCHLAITD. Ans den Verhandlungen des Reichstages über das 
Budget für 1875. — Attentat Kallmann. — Aufhebung der Gesandtschaft 

bei der Curie. 

Fürst V. Bismarck: Der Herr Vorredner (Jörg) hat femer in einer N'- «124 

(387 ) 

etwas gewagten Weise — ich an seiner Stelle h&tte doch lieber geschwiegen i,eiitschi»ad. 
— den Vorgang des Kissinger Attentates erwähnt und hat dabei den Mörder*- "• •■*• J^^- 

1874 

als einen halbverrückten Menschen bezeichnet. Ich kann Ihnen versichern^ 
dass der Mann^ den ich selbst gesprochen habe, vollkommen im Besitz seiner 
geistigen Fähigkeiten ist Sie haben ja auch weitläufige ärztliche Atteste 
darüber. Ich begreife es^ dass der Herr Vorredner jede Gemeinschaft mit 
einem solchen Menschen scheut, ihn weit von sich weist. Ich bin auch über- 
zeugt; das wird auch vor dem Attentate des Herrn Vorredners Absicht ge- 
wesen sein, und der Herr Vorredner wird gewiss nie im Innersten seiner 
Seele auch nur den leisesten Wunsch gehabt haben, wenn dieser Kanzler ein- 
mal irgendwie verunglücken könnte — ich bin überzeugt, er hat das nie ge- 
dacht. (Heiterkeit.) Aber mögen Sie sich lossagen von diesem Mörder, wie 
Sie wollen, er hängt sich an Ihre Rockschösse fest! (Beifall; Widerspruch im 
Centrum.) Er nennt Sie seine Fraction. (Grosse Unruhe im Centrum.) Ich 
erzähle Ihnen ja nur die geschichtlichen Thatsachen. Seien Sie doch entrüstet 
über die Momente, die dazu Anlass gegeben haben, dass so etwas geschehen 
konnte, aber nicht, wenn man Ihnen die einfachen Thatsachen erzählt, wohin 
ein zorniges, undnrchgebildetes Gemüth kommt, wenn es auf diese Weise ge- 
hetzt wird, wie dieser Kullmann in Salzwedel von dem Pfarrer Störmann (Leb- 
hafter Widerspruch im Centrum), der nicht mehr am Leben ist Kurz und 
gut, ich beabsichtige ja nur und bin dazu bereit, sofern Sie es wünschen, 
das Gespräch über dieses Thema jederzeit wieder aufzunehmen; ich fürchte 
dasselbe nicht; ich habe es hier nicht angeregt, der Herr Vorredner war es. || 
Der Mann hat bei der einzigen Unterredung, welche ich mit ihm gehabt habe, 
wo ich ihn ft^agte: „Warum haben Sie mich denn umbringen wollen ?'' — 
mir darauf geantwortet: „Wegen der Kirchengesetze in Deutschland'^ Ich 
habe ihn weiter gefragt, ob er denn glaubte, damit diese Sache zu verbessern. 
Darauf hat er besagt: „Bei uns ist es schon so schlimm, es kann nicht schlim- 
mer werden.'^ Ich habe mich überzeugt gehalten, dass er diese Redensart 
irgendwo in Vereinen aufgeschnappt hatte. |{ Und dann hat er mir gesagt: 
„Sie haben meine Fraction beleidigt" Ich fragte: „Welches ist denn Ihre 
Fraction?" Daraufhat er mir vor Zeugen gesagt: „Die Centrumsfraction im 
Reichstage." Ja, meine Herren, Verstössen Sie den Mann, wie Sie wollen, — 
er hängt sich doch an Ihre Rockschösse!" (Stürmischer Bei&U rechts und 
links. Toben im Centrum, aus dessen Reihen die Rufe 'Tftd" erschallen.) 



nur zu nonicn, sie uubi(u&(uci;iicii. ^*-.,.i^..«.vw. 

Hause dauert fort; einzelne Abgeordnete weisen auf ein ^ 
hin, das sich durch den verpönten Ruf vornehmlich hervo 
gelingt es dem Präsidenten, die Ruhe herzustellen.) 

Abg. Win dt hörst: Ich bringe einen Vorgang zui 
Berührung ich von dem Reichskanzler wohl mehr Rücl 
Es ist dies der Fall des unglücklichen KuUmann. (I 
lich?j Ja, jeder Verbrecher ist in meinen Augen 
Jedes menschliche Gefühl^ jedes deutsche Herz muss ( 
denn sie ist ein Schandfleck für ganz Deutschland. W 
Kämpfen, die uns bewegen, mit solchen Waffen gefochte 
ist genag des Unglücks über Deutschland gekommen; al 
bindung mit bestimmten Parteien und Persönlichkeiten 
entschieden zu weit. Daza wurde aber sofort in Kissing 
die Parole gegeben, und die of&ciösen Zeitungen haben 
und das Wort laut ausgesprochen. EuUmanns That wa 
lieh aber auch das Verfahren der officiösen Presse, und d 
und der Justiz sind gegen diese Ausschreitungen nicht ni 
sondern sie haben im Gegentheil sofort jene berüchtig 
lassen, die zu erörtern sich im Abgeordnetenhause no 
wird. Was der Reichskanzler über seine Unterredung 
hat, ist mir höchst interessant. Ich wusste bisher nich 
in Bayern ist, dass der Verletzte das Verhör mit dem 
ich glaubte, das wäre Sache des Untersuchungsricliters. 
Kullmann damals ertheilt hat, hören wir heute zum er 
aber wirklich so gelautet haben, was folgt daraus? Der 
rodt erhielt einmal nach einer Discussion im Abgeordr 
einen Strick geschickt; ich selbst habe während mc 
TKisfirriroif ans Hftii verschiedensten Orten, selbst aus 
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legung hätte der Reichskanzler eingesehen, dass er Unrecht hatte, den Mann, ^'- ^'24 
der sich nicht vertheidigen kann, za beschuldigen. (Ruf: Durchaus nicht!) Ich DeatMiiiMd. 
wünschte, der Herr, der mir das zuruft, k&me einmal in die Lage, unverthei- *• "• *• ^^^ 
digt ▼erurtheilt zu werden. (Ruf: Nach dem Tode!) Auch nach dem Tode 
ist mir ein guter Mann heilig, und ich hoffe, dass es dann an Yertheidigern 
desselben nicht fehlen wird. (Beifall im Centrum.) Ich beklage es aufrichtig, 
dass dieser Gegenstand hier überhaupt berührt worden ist. (Sehr wahr! links.) 
Der erste Redner ist gar nicht darauf eingegangen. (Widerspruch.) Er hatte 
ihn nur als den Zeitpunkt bezeichnet, mit welchem die Action gegen Spanien 
begann. Erst der Reichskanzler hat ihn hineingezogen in die Debatte; ich 
will ihm das nachsehen. — (Unruhe links.) Ja, meine Herren, da Niemand 
hier im Hause die Disciplin über Aeusserungen des Reichkanzlers (hat . . .|| 
Präsident v. Forckenbeck: Der Präsident ist dazu da, in jeder Beziehung 
die Würde der Verhandlungen zu wahren, und wird dies jedem in diesem Saale 
gegenüber thun, wenn er Veranlassung dazu findet. Der Redner kann sich 
also die Erörterung über das Verfahren des Reichskanzlers sparen. (Beifall 
links.) II Abg. Windthorst (fortfahrend): Der frühere Präsident hatte eine 
andere Aiisicht von dem Umfange seiner Disciplin... || Präsident v. Forcken- 
beck: Ich kann nicht dulden, dass das Verfahren des früheren Präsidenten 
hier einer Kritik unterzogen wird. (Beifall links.) Abg. Windthorst (fort- 
fahrend): Ich sehe also das dem Reichskanzler nach und nehme an, dass die 
Erinnerung an die Vorgänge und die erregte Debatte ihn hingerissen haben, 
denke aber, wir thun am besten, diesen Gegenstand jetzt zu verlassen (Sehr 
wahr! links), um in Ruhe und Frieden unsere Berathungen fortzusetzen. 

Fürst Bismarck: So gern ich mich dem Wunsche fügen möchte, diesen 
Gegenstand zu verlassen, ist es doch sehr schwierig, das letzte Wort einer 
ungerechten Kritik gegenüber Herrn Windthorst zu lassen, ohne dass ich auch 
nur eine Silbe der Berichtigung anführen dürfte. Der Vorredner hat mich 
beschuldigt, ich hätte in Kissingen vom Altane eine „Parole^ für die officiöse 
Presse ausgegeben. Wenn der Herr Vorredner abwarten will, bis auch er 
einige Male angeschossen wird, wie das mir passirt ist, so wird er vielleicht 
in dem Augenblicke auch nicht zuerst daraq denken, eine Parole für officiöse 
Zeitungen auszugeben, so nahe ihm die Beschäftigung auch sonst liegen mag. 
Ich habe damals — die Worte sind oft genug wiederholt worden, um mir im 
Gedächtniss zu bleiben — gesagt: die That galt nicht meiner Person, sondern 
der Sache, die ich vertrete. War ich aber dazu nicht berechtigt, wenn mir 
drei Stunden vorher der Thäter dies ausdrücklich selbst sagte? Er sagte, er 
habe meine Person gar nicht gekannt, auch gar keine Abneigung gehabt, son- 
dern stehe nur der Sache gegenüber, die ich vertrete, derselbe Thäter, dessen 
ganze Papiere in einem aufreizenden Gedichte aus den Eichsfelder Blättern 
bestanden — ich will den Gegenstand des Gedichtes hier nicht nennen, welches 
aber nur der Sache galt Dürfte ich nicht sagen, was wahr ist, dann hätte 
ich überhaupt zu schweigen. Der Herr Vorredner hat eben über die Vorgänge 



mania" sagte: es ist ja nicht zu verwundern, wenn solche 
Leute zur Verzweiflung, zum Verbrechen bringen. Der \ 
nehme davon Act und werde es iiiclit so bald vergessen 
drücklich: wenn es vorkommt, dass in der Aulregung d( 
solche Verbrechen begangen werden, so mögen es dicjen 
schreiben, die an dieser Aufregung schuld sind. Er wied 
danken der „Germania": eigentlich war KuUmann cntschult 
kanzler selbst daran sobald, dass Eullmann auf ihn scho 
es mir in Deutsch aus. Ich bitte den Vorredner, den sten 
seiner Rede nachzusehen ; mit seiner Logik wird es ihn 
diesen blasser zu verwischen; aber ich berufe mich auf 
Berichte ; dass er dasselbe gesagt hat Hat irgend Jem 
die ultramontane Presse in Bayern oder hier cingewirl 
dieses Attentat zu frivolen Entstellungen benutzt, die i 
eine grosse Anzahl *von Pressprocessen an das Licht zu 
etwa, weil ich durch ein Gefühl der Rache und Empündl 
werde^ sondern nur durch das Rechtsgeftthl, weil ich will, 
keiten, die sonst auf einen engeren Leserkreis beschränk 
keine Widerlegung und Berichtigung finden, vor ein gros 
werden, damit ehrliche Leute sehen, was man heute ein 
kreise zu bieten wagt? Darum bringe ich diese Verdäcliti^ 
Dass diese Presse an dem Attentat unschuldig wäre, k] 
sagen. Wenn ich nur die Hälfte der Schändlichkeiten, d 
Blättern gedruckt werden, von irgend einem Menschen gl 
selbst nichty was ich thäte 

Abg. Windthorst: . . Ich frage, ist es denn etwa 
die grosse Mehrzahl iron Katholiken, diese Position zu st 
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wurde; vielleicht dauert es nicht lange , dann spricht man wieder wie am ^''g|Jf* 
4. November. Ich meinestheils kann die Hoffnung nicht aufgeben, dass end- Deatsciouid. 
lieh die traurigen Wirren, welche auf kirchlichem Gebiete die einzelnen LÄnder*- %l;^^ 
und das deutsche Reich zerfleischen, aufhören werden, dass endlich der 
innere Friede zurückkehrt Dem Wege aber, den man hier betritt, oder 
den man hier zum schliesslicben Ausdruck bringt, wird es nicht gelingen, da- 
von möge man überzeugt sein. Die Katholiken Deutschlands sind Mannes 
genug, ihre Rechte, ihre Religion, ihre Würde zu vertreten; sie werden es 
unbewegt und unentwegt thun, mag kommen, was da will. 

Fürst Bismarck: Der Herr Vorredner hat seine Aeussernngen mit dem 
Bemerken und dem Ausdruck der Verwunderung darüber eingeleitet, dass so 
kurze Zeit vor Eintritt in die Discussion über die betreffende Budgetposition 
diese Forderung, die in den Commissionsforderungen vor vier Wochen noch 
aufrechterhalten worden sei, zurückgezogen ist Ich kann ihm mit meiner ge- 
wöhnlichen Offenheit die Genesis dieses Entschlusses vollständig darlegen. Wenn 
Sachen zur Sprache kommen, die ich die amtliche Verpflichtung habe selbst 
zu vertreten, so pflege ich mir die letzten Verhandlungen im Reichstage über 
dieselben anzusehen. Dass ich das nicht wochen- und montelang vorher thue, 
wird auch der Vorredner erklärlich finden. Denn für mich hat jeder Tag 
seine eigenen Sorgen. (Abg. Windthorst: Für mich auch!) Bei meiner Durch* 
lesung der letzten Verhandlungen über diese Sache fand ich — und wenn 
man l^/^ Jahre wie diese durchlebt h>t, so ist man durch solchen Rückblick 
oft in gewisses Staunen versetzt, als ob man ein Jahrzehnt zurücksähe — ich 
fand, dass ich damals einer versöhnlichen und hoffenden Stimmung Ausdruck 
gegeben hatte, die nach dem, was in diesen 1^2 Jahren sich abgesponnen hat, 
nicht mehr aufrechterhalten werden kann, ohne Missdeutungen ausgesetzt zu 
sein. Ich habe mir gesagt: wenn wir diese Vorlage wieder in Ansatz bringen, 
so bekunden wir den Entschluss, sie zu halten und zu vertheidigen; ich werde 
also genöthigt sein, für sie zu sprechen; es wird mir sehr schwer werden, das- 
selbe zu wiederholen, was ich vor Vj^ Jahren, wie der Vorredner meinte, mit 
beredten Worten dafür gesagt hatte, denselben Ausdruck von Vertrauen und 
Hoffnung für diese diplomatische — Courtoisie, möchte ich sagen, mit dem 
ich damals die Position beförwortete, auch heute noch auszusprechen. Ich 
würde dann miss verstanden, jedenfalls aber missdeutet werden, wie man ja 
jetzt schon die leise Insinuation in verschiedenen Blättern findet, das deutsche 
Reich hätte in Rom uneingestandene Schritte gemacht, um den Frieden nach- 
zusuchen auf Bedingungen hin, die eben für keinen Staat annehmbar sind. 
(Abg. Windthorst: Das glaubt kein Mensch!) . . . || Wir sind ja weit entfernt, 
den Papst nicht mehr anerkennen zu wollen als das Haupt der katholischen 
Kirche; das braucht der Vorredner uns nicht in dieser schulmässigen Weise 
darzulegen, dass Se. Heiligkeit der Papst das ist; wir erkennen ihn auch in 
dieser Eigenschaft vollständig an. Aber es ist die Eigenschaft, das Haupt 
einer Gonfession zu sein, welche in Deutschland Bekenner hat, noch kein 



zillilcn mögen. Darin liegt immer eine Analogie, und wir 
irgendwie die Gefühle, welche die Katholiken mit dem Papst 
ken oder ihnen irgend zu nahe treten zu wollen. Wir 
haben jetzt nicht oder überhaui)t nicht das Bedürfniss, diplo 
an dem römischen Stuhle zu machen, oder irgend weicht 
diplomatischem Wege, wie dies früher wohl geschehen i 
Sollte die Nothwendigkeit dafür eintreten, so haben wir ii 
denen wir Auftrag geben können, und haben Leute, die wi 
schicken können, und sollte sich jemals wiederum das Bedüi 
eine dauernde diplomatische Vertretung in Rom zu haben, 
gelingen, die gesetzgebenden Factoren von diesem Bedürfn 
und wir wflrden dann eine Nenbewilligung fordern können. 
eine solche nicht, weil die Hoffnungen, die mich vor aiidei 
leiteten, zu meinem Bedauern in weite Ferne gerückt word 
die Streichung der Position auch für eine Sache des staatli« 
halten, weil, solange das Haupt der katholischen Coi 
aufstellt, mit dßren Durchführung jedes geordnete Staatswe 
träglich ist, wo jeder Staat, der sich ihnen unterwerfen wi 
dinisches Joch gehen würde und seiner eigenen Selbstänc 
genöthigt wäre und so lange dieses Haupt diejenigen sein 
abhängig von dieser ihrer Eigenschaft Unterthanen eines St 
Reiches sind, in ihrem auflehnenden Verhalten gegen 
eigenen Vaterlandes ermuthigt und unterstützt, ja die; 
ihnen als eine beschworene Dienstpflicht fordert, es c 
für das deutsche Reich ist, eine Macht, die solche Ansprüc 
nicht anzuerkennen, sondern auch nicht den Schein auf si« 
absichtige es, diese Anerkennung in der Zukunft auszus] 
diese unerfüllbaren und für jedes geordnete Staatswesen 
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tungen erzeugt hat. || Es ist einfach die Thatsache, dass anf eine Jahrhunderte ^'' ^'^^ 

(887). 

lange Reihe von friedlichen P&psten wiederum ein kämpfender Papst gefolgt Deat^iMd. 
ist^ der diesen Kampf wieder entzündet hat Und ich kann Ihnen da specielle^* ^ ^' ^^ 
Thatsachen anführen ^ die zeigen, dass schon vor dem Kriege von 1870 die 
Aussicht auf diesen Kampf bei den eingeweihten Mitgliedern der römischen 
Politik ziemlich feststand. (Hört! HörtI) {| Ich will eine bestimmte Thatsache 
nennen, die mir rorbOrgt worden ist und die sich in den amtlichen Akten 
einer deutschen Begierung befindet. Diese deutsche Regierung hatte Anlass, 
mit dem damaligen Nuntius in München, Meglia^ zu verhandeln über gewisse 
Arrangements in ihrem eigenen Staate, und im Laufe des Gespr&ches bekam 
sie von diesem, wie es scheint, nicht sehr verschwiegenen Pr&laten unter An- 
derem die Bemerkung zu hören: wir können uns auf Vergleiche nicht mehr 
einlassen; uns kann doch nichts helfen, als die Bevolution! Ich werde 
die Beweise dafür in der Oeffentlichkeit zu liefern im Stande sein, und der 
Nuntius wird ja, da er diese Bemerkung unzweifelhaft erfahren wird — er ist 
jetzt in Paris — , sich darüber auslassen können. || Diese Revolution fand aller- 
dings nicht statt; dagegen kam der Krieg von 1870. Dass der Krieg im Ein- 
verstilndniss mit der römischen Politik gegen uns begonnen worden, dass das 
Goncil deshalb abgekürzt word^ ist, dass die Durchführung der Ooncilsbe- 
ßchlüsse, vielleicht auch ihre Vervollständigung in ganz anderem Sinne ausge- 
fallen wäre, wenn die Franzosen gesiegt hätten; dass man damals in Rom, 
wie auch anderswo, auf den Sieg der Franzosen als auf eine ganz sichere 
Sache rechnete, dass an dem französischen Kaiserhofe gerade die katholischen 
Einflüsse den eigentlichen Ausschlag für den kriegerischen Entschlnss gaben, 
einen Entschluss, der dem Kaiser Napoleon sehr schwer wurde, und der ihn 
fast überwältigte; dass eine halbe Stunde der Friede dort fast beschlossen 
war und dieser Beschluss umgeworfen wurde durch Einflüsse, deren Zusammen- 
hang mit den jesuitischen Principien nachgewiesen ist — über das Alles bin 
ich vollständig in der Lage Zeugniss ablegen zu können; denn Sie können 
mir wohl glauben, dass ich diese Sache nachgerade nicht bloss aus aufgefun- 
denen Papieren, sondern auch aus Mittheilungen, die ich aus den betreffenden 
Kreisen selbst habe, sehr genau weiss. Im üebrigen will ich principiell auf 
die Frage hier nicht eingehen, denn der eigentliche Platz, sie zu verfechten 
und zu besprechen und wo ich den Herren sehr gern wieder Rendezvous gebe, 
wird der preussische Landtag sein. 

Der gewesene württembergische Minister, Abg. v. Varnbüler, giebt zu der 
Bemerkung des Reichskanzlers, bezüglich der Aeusserung des päpstlichen 
Nuntius folgende Erläuterung: „Ich muss midi mit Rücksicht auf meine 
schlechte Stimme auf wenige Worte beschränken, welche den Zweck haben, 
dasjenige, was der Hr. Reichskanzler Ihnen vom Nuntius Meglia angeführt 
hat, in einigen Zusammenhang zu bringen. In Württemberg war ein Bischof^ 
welcher die Liebe und die Verehrung aller seiner Diöcesanen und seines Clerus 
genossen hat. Er stand im Alter von 70 Jahren, war aber in vollständig 



lioreii, nanientlich auch Vorlesungen der philosophischen 
bei einem Tlieile der Katholiken in Württemberg, namentl 
die Ansicht, dass der Clerus seine Zwecke viel besser erfü' 
gebildet, als wenn er wissenschaftlich gebildet sei. Diese ^ 
zu einer Erörterung mit dem in Württemberg übrigens i 
Nuntius in München über die Frage geführt: ob der Bise 
Coadjutor erhalten soll oder nicht, !| Bei einer Unterredung 
tembergische Geschäftsträger mit dem Nuntius Meglia hatte, 
selbe über die missliche Lage der katholischen Kirche in 
es führte das nngefähr za der Aeusserang: ^^Dic katholiscl: 
zu ihrem Rechte nur in Amerika, in England etwa 
der Kirche kann allein die Revolution helfen/^ (1 
kann für die Richtigkeit dieser Worte ihrem Sinn nach vol 
— ich habe in diesem Augenblick den Brief nicht vor m 
ein für die Richtigkeit dieser Worte ihrem Sinn nach. Icl 
ob der Nuntius Meglia die Ansichten der römischen Curie au 
kann das natürlich nicht wissen. Thatsache aber ist, d 
Nuntius in Paris geworden ist, also eine wesentlich wicht 
nimmt, als damals. Ich habe es für meine Pflicht gehalt 
die der Hr. Reichskanzler angedeutet hat, aus meiner Erinue 



Nr. 6125. (388.) 

SCHWEIZ. Schweizer Bandesgesetz, betreffend F 
Beurkundung des Civilstandes und der Ehe, vom 24 
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beschüesst: ^J^^^ 

(388). 

A. Allgemeine Bestimmnngen. Art 1. Die Feststellong und Be- schwoiz. 
nrkundung des Ciyilstandes ist im ganzen Gebiete der Eidgenossenschaft Sache2*i>oc.i874. 
der bürgerlichen Behörden. {{ Die Civilstandsbeamten müssen weltlichen Standes 
sein and sind einzig berechtigt^ Eintragungen in die Givilstandsregister zu 
machen oder Auszüge aus denselben zu verabfolgen, p Art. 2. Von jedem 
Civilstandsbeamten sind drei Standesregister unter der Bezeichnung: {; Geburts- 
register, l| Todtenregister, |{ Eheregister, || nach gemeinsamen Formularien zu 
führen, welche vom Bundesrath festgestellt werden. II Die Anschaffung der nach 
den daherigen Vorschriften zu haltenden Register ist Sache der Kantone. || Sie 
sind doppelt und gleichförmig zu führen. Je auf Ende des Jahres sind sie 
abzuschliessen und vom Civilstandsbeamten als gleichlautend zu bescheinigen. 
Die eine Ausfertigung bleibt zur Verfügung des Civilstandsbeamten; die andere 
ist innerhalb 10 Tage nach Jahresschluss der in jedem Kantone zu bezeich- 
nenden Amtsstelle einzureichen, um in deren Archiv niedergelegt und aufbe- 
wahrt zu werden, y Eintragungen, welche nach Einreichung der zweiten Aus- . 
fertigung in der ersten angebracht werden, sind sofort derjenigen Amtsstelle, 
in deren Gewahrsam die zweite Ausfertigung sich befindet, in beglaubigter 
Abschrift mitzutheilen und durch letztere in der Ausfertigung anzumerken. |, 
Art. 3. Die Eintheilung der Civilstandskreise sowie die Bestimmungen über 
die Ernennung und Entschädigung der Civilstandsbeamten bleiben den Kan- 
tonen überlassen, jl Die Umschreibung der kantonalen Kreise ist vor dem Voll- 
zug gegenwärtigen Gesetzes und hernach bei jeder Aenderung dem Bundes- 
rathe mitzutheilen. {| Art. 4. Jede Geburt, jeder Todesfall, jede Eheschliessung 
ist zunächst einzutragea in dem Kreise, wo sie stattgefunden haben. |{ Art. 5. 
Den Civilstandsbeamten liegt ob: |{ a. die Eintragung aller in ihrem Kreise 
vorkommenden Geburten und Sterbefölle, Verkündungen und Trauungen in die 
betreffenden Begister sowie auch die Vornahme der Verkündungen, beziehungs- 
weise der Trauungen; |{ b. die amtliche Mittheilung dieser Eintragungen inner- 
halb 8 Tagen an die schweizerischen Civilstandsbeamten des ordentlichen 
Wohnsitzes sowie des Heimatortes, wenn diese Geburten, Sterbefälle und 
Trauungen Personen betreffen, welche in einem anderen Civilstandskreise wohn- 
haft oder heimatberechtigt sind; ;{ c. die Eintragung ähnlicher Mittheilungen 
aus anderen Kreisen des In- und Auslandes über Geburten, Sterbefälle und 
Trauungen sowie die Eintragung der von den Gerichten ausgesprochenen de- 
finitiven Scheidungen oder Nichtigerklärungen von Ehen, sofern dieselben Ein- 
wohner oder Heimatberechtigte ihres Kreises angehen, in die betreffenden Ab« 
theilnngen ihrer Geburts-, Todten- und Eheregister; |: d. auf das Verlangen 
von Betheiligten die Verabfolgung von Auszügen aus diesen Begistern gegen 
Entrichtung der bezüglichen Schreibgebühr; |{ e. die Anfertigung statistischer 
Auszüge und Nachweisungen zu Händen der Bundesbehörden nach den von 
letzteren aufgestellten Formularien gegen eine durch den Bundesrath zu be- 
stimmende Entschädigung; || f. die Anfertigung weiterer Register, sofern solche 



Civilstandsregister nichts ihrer Bestimmung Fremdes eit 
Die Familien- und Personennamen der darin angeführte! 
Alaassgabe der den Beamten vorgelegten Geburtsscheine 
^tandsakten vorzumerken; sie können mit der Angabe de 
oder des Amtes, das dieselbe bekleidet oder bekleidet h; 
Art 8. Der Civilstandsbeamte hat die Eintragung in d 
lieh nach Empfang der betreffenden Erklärungen, beziein 
gehenden Protokolle, Auszüge und Urtheile, vorzunehme 
und die nach Vorschrift gegenwärtigen Gesetzes von Am 
den Mittheilnngen geschehen taxfrei |{ Für anderweitige 2 
ten sind Schreibgebühren nach einem von den betreffendi 
aufgestellten und vom Bandesrathe genehmigten Tarife z 
Der Civilstandsbeamte darf an den in die Standesregisl 
gongen weder Aenderungen noch Ergänzungen vornehme 
den Givilstandsregistem können nur durch Urtheil der z 
Gerichte angeordnet werden. |{ Sofern jedoch ein offenb; 
kann die kantonale Aufsichtsbehörde dessen Berichtigun/ 
anordnen. {| Alle, die Berichtigung eines Civilstandsregisl 
scheide oder Urtheile sind ihrem wesentlichen Inhalte n 
den Stelle am Bande vorzumerken. || Art 10. Alle Bei 
Schreibungen in die Geburts-, Todten- und Eheregister zu 
in drei gesonderten, der Eintheilung im Art 2 entspre« 
nach Jahrgängen numerirt, vom Givilstandsbeamten s 
Art. 11. Die Civilstandsregister und die vom Civilstandi 
und als richtig beglaubigten Auszüge gelten als öfifeutlicl 
volle Beweiskraft zukommt^ so lange nicht der Nachwei 
der Unrichtigkeit der Anzeigen und Feststellungen, auf 
tragung stattgefunden hat, erbracht ist.'|| Art. 12. Die C 
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Bundesrath ist femer befugt, besondere Inspektionen vornehmen zu lassen. |l ^'; ***^ 

(•Joo). 

Art. 13. Der Bundesrath kann da, wo er es für angemessen erachtet , die schweu 
diplomatischen und konsularischen Vertreter der Eidgenossenschaft im Aus-^-^®^-**'*- 
lande ermächtigen, Geburten und Todesfälle schweizerischer Angehöriger zu 
erwahren und Ehen zwischen Schweizern unter sich sowie Ehen zwischen 
Schweizern und Ausländem abzuschliessen. || Er wird zu* diesem Zweck auf 
Gmndlage dieses Gesetzes die nöthigen Reglemente und Verordnungen erlassen. 
B. Besondere Bestimmungen über die Führung der Geburts* 
register. Art 14. Jede Geburt und jede nach dem sechsten Monat der 
Schwangerschaft erfolgte Fehlgeburt muss innerhalb drei Tage dem Givil- 
standsbeamten des Kreises, in welchem sie stattgefunden hat, mündlich ange- 
zeigt werden. || Die Anzeige von Geburten, welche in öffentlichen Anstalten 
(Entbindungs-, Kranken-, Gefängnissanstalten u. s. w.) stattfinden, geschieht 
durch amtliche Zuschrift des betreffenden AnstaltSTorstehers. || Art 15. Zur 
Anzeige sind verpflichtet: || 1) der eheliche Vater, beziehungsweise ein dazu 
gehörig Bevollmächtigter; || 2) die Hebamme oder der Arzt, welche bei der 
Niederkunft zugegen gewesen sind; || 3) jede andere dabei zugegeü gewesene 
Person; || 4) derjenige, in dessen Wohnung oder Behausung die Niederkunft 
erfolgt ist; || 5) die Mutter, sobald sie dazu im Stande ist || Die Verpflichtung 
der in der vorstehenden Beihenfolge später genannten Personen tritt nur dann 
ein, wenn ein früher genannter Verpflichteter nicht vorhanden oder derselbe 
an der Erstattung der Anzeige gehindert ist || Art 16. In das Geburtsregister 
soll eingetragen werden: || a. Ort, Jahr, Monat, Tag und Stunde der Geburt; || 
bei Zwillings- oder Mehrgeburten ist die Eintragung für jedes Kind besonders 
und mit möglichst genauer Angabe der Zeitfolge der Geburt vorzumerken; || 
b. Familienname, Personenname und Geschlecht des Kindes; für todtgeborene 
oder vor dem Zeitpunkt der Anzeige verstorbene Kinder ist kein Personen- 
name einzutragen; || c. Familien- und Personennamen, Beruf, Heimat und Wohn- 
ort der Eltern, wenn das Kind ehelich, oder der Mutter allein, wenn es ausser- 
ehelich geboren ist; || d. Familien- und Personenname, Bemf, Heimat- und 
Wohnort des Anzeigenden. |j Die Eintragung in das Geburtsregister soll sofort 
nach erhaltener Anzeige geschehen und ist in demselben vom Anzeigenden zu 
unterzeichnen. || Wenn der Anzeigende nicht unterzeichnen kann, so ist hievon 
im Begister besondere Vormerkung zu machen. [| Art 17. Wenn dem Civil- 
standsbeamten die in der Anzeige gemachten Angaben nicht glaubwürdig er- 
scheinen, so wird er die nöthigen Erhebungen veranstalten und die Eintragung 
erst vornehmen, nachdem er sich von der Richtigkeit der Angaben überzeugt 
hat II Ist der Anzeiger dem Beamten nicht persönlich bekannt, so hat letzterer 
die Identität feststellen zu lassen. || Art 18. Veränderungen in den Standes- 
rechten, welche sich nach der Eintragung in das Geburtsregister ereignen (Fest- 
stellung der Vaterschaft eines ausserehelichen Kindes durch gerichtliches Ur- 
theil, freiwillige Anerkennung, Legitimation, Adoption u. s. w.), sind auf An- 
trag eines der Betheiligten als Randbemerkung im Geburtsregister beizufügen, 
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das Geburtsregister anzugeben: || a. Ort, Zeit und Umst 
h. das Geschlecht des Kindes sowie dessen vermutiilic 
Merkniah^ und Kennzeichen desselben; || c. die Bescl 
Kinde vorgefundenen Kleider und Sachen; || d. die ihm 
e. die Person, bei welcher das Kind untergebracht ist. 
C. Besondere Bestimmungen über die Fü 
regist er. Art. 20. Jeder Sterbefall ist längstens inn 
Civilstandsbeamten des Kreises mündlich anzumelden. 
pflichtet ist das Familienhanpt, beziehungsweise die Wi 
nächsten Angehörigen des Verstorbenen und; wenn eii 
nicht vorhanden oder an der Anzeige gehindert ist. De 
nang oder Behansang der Sterbefall sich ereignet h: 
welche beim Tode zugegen gewesen sind, endlich in 
OrtspolizeL || Die Bestimmungen der Artikel 17, 14, L( 
letztes Lemma, finden auch in Beziehung auf die Anzei 
Wendung. || Art. 21. Ohne Genehmigung der Ortspolizei 
erdigung vor der Eintragung des Todesfalles in das < 
finden. Ist die Beerdigung dieser Vorschrift entgegen 
Eintragung des Todesfalles nur mit Genehmigung der 
Ermittelung des Sachverhaltes erfolgen. || Art. 22. 1 
enthalten: || a. Jahr, Monat, Tag und Stunde des Toc 
derselbe erfolgt ist; || b. Familien-, Personen- und allfä 
storbenen und seiner Eltern, seine Heimat, seinen Wob 
und Hausnummer), die Konfession, Beruf und Civilsti 
verwittwet oder geschieden), Jahr, Monat und Tag der 
und Personennamen und Beruf des lebenden, verstorh 
Ehegatten; || d. die Todesursache, wenn immer möglicl 
EintraffunfiT in das Todtenregister soll sofort nach erhal 
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d. die Beschaffenheit der bei der Leiche vorgefundenen Kleider und Sachen: || Nr. 6125 

(888) 

e. die muthmaassliche Todesursache. H Namen und Heimat des Verstorbenen g^y^^^ 
sind; wenn sie bekannt werden, einzutragen. || Art 24. Als todt erklärte Ver-a4.Dac.i874. 
Schollene sind in den Todtenregistem mit der Bemerkung einzutragen^ die Ein- 
tragung erfolge auf Grund einer Todeserklärung der zuständigen Behörde. || 

Die Behörde, welche die Todeserklärung ausspricht, hat den Givilstandsbeamten 
des letzten bekannten Wohnsitzes des Betreffenden sowie des Heimathortes 
davon Mittheilung zu machen. 

D. Besondere Bestimmungen über die Eheschliessung und die 
Führung der Eheregister. I. Von den zur Eingehung einer Ehe er- 
forderlichen Eigenschaften und Bedingungen. Art 25. Das Recht 
zur Ehe steht unter dem Schutze des Bundes. || Dieses Becht darf weder aus 
kirchlichen oder ökonomischen Bücksichten, noch wegen bisherigen Verhaltens 
oder aus andern polizeilichen Gründen beschränkt werden. || Die in einem Kan- 
tone oder im Auslande nach der dort geltenden Gesetzgebung abgeschlossene 
Ehe soll im Gebiete der Eidgenossenschaft als Ehe anerkannt werden. || Durch 
den Abschluss der Ehe erwirbt die Frau das Heimatrecht des Mannes. || Durch 
die nachfolgende Ehe der Eltern werden vorehelich geborene Kinder derselben 
legitimirt || Jede Erhebung von Brauteinzugsgebühren oder anderen ähnlichen 
Abgaben ist unzulässig. (Art. 54 der Bundesverfassung). || Art. 26. Zu einer 
giltigen Ehe gehört die freie Einwilligung der Brautleute. Zwang, Betrug 
oder Irrthum in der Person eines der Ehegatten schliesst die Voraussetzung 
der Einwilligung aus. || Art. 27. Um eine Ehe einzugehen, muss der Bräutigam 
das achtzehnte, die Braut das sechszehnte Altersjahr zurückgelegt haben. II 
Personen, welche das zwanzigste Altersjahr noch nicht vollendet haben, be- 
dürfen zu ihrer Verehelichung der Einwilligung des Inhabers der elterlichen 
Gewalt (des Vaters oder der Mutter). Sind dieselben gestorben oder sind sie 
nicht in der Lage, ihren Willen zu äussern, so ist die Einwilligung des Vor- 
mundes erforderlich. Gegen Eheverweigerungen des Vormundes steht den Be- 
treffenden der Rekurs an die zuständige Vormundschaftsbehörde zu. || Art 28. 
Die Eingehung der Ehe ist untersagt: || 1) Personen, die schon verheirathet 
sind; || 2) wegen Verwandtschaft und Schwägerschaft: a. zwischen Blutsver- 
wandten in allen Graden der auf- und absteigenden Linie, zwischen vollbür- 
tigen Geschwistern und Halbgeschwistem, zwischen Oheim und Nichte, zwischen 
Tante und Neffe, gleichviel, beruhe die Verwandtschaft auf ehelicher oder 
ausserehelicher Zeugung; || b. zwischen Schwiegereltern und Schwiegerkindern, 
Stiefeltern und Stiefkindern, Adoptiveltern und Adoptivkindern; |l 3) Geistes- 
kranken und Blödsinnigen. Wittwen und geschiedene Frauen, desgleichen Ehe- 
frauen, deren Ehe nichtig erklärt worden ist, dürfen vor Ablauf voi> dreihundert 
Tagen nach Auflösung der früheren Ehe keine neue eingehen. || IL Von den 
auf die Abschliessung der Ehe bezüglichen Förmlichkeiten. Art. 29. 
Jeder im Gebiete der Eidgenossenschaft vorzunehmenden Eheschliessung muss 
die Verkündung des Eheversprechens vorausgehen. Die Verkündung hat am 
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behörde; || c. falls nicht beide Theile persönlich ei 
unterzeichnetes und von der zuständigen Amtsstelle beg 
Art. 31. Wenn sich aus den gemachten Angaben 
legen ergibt, dass die vorgeschriebenen Bedingungen 
Civilstandsbeamte den Verkündungsakt ab und besorgt 
er übermittelt den Verkündungsakt von Amtes we^ 
und ausländischen Civilstandsbeamten, in deren Krei 
Art. 29 die Verkündung ebenfalls stattfinden soll. || A 
folgen taxfrei, insoweit sie von schweizerischen Civilsta 
sind. II Wenn auswärtige Behörden behufs der Vereh 
sehen oder eigenen, in der Schweiz geborenen oder 
hörigen dienstliche Verrichtungen schweizerischer Ci 
sprach nehmen, so sind letztere verpflichtet, den dah( 
geben, jj Ist der Bräutigam ein Ausländer, so soll ( 
Vorlage einer .Erklärung der zuständigen auswärtigen 
die Anerkennung der Ehe mit allen ihren Folgen 
Eantonsregiemng ist ermächtigt, hievon zu dispensirei 
scheinigung durch eine andere passende Anordnung z\ 
Verkündungsakt soll enthalten: || Die Familien- und P< 
Wohn- und Heimatort der Brautleute und ihrer Eltei 
oder geschiedenen Personen die Familien- und Pen 
Ehegatten und die Frist, binnen welcher Einsprachen a 
Im ganzen Gebiete der Eidgenossenschaft ist der Vt 
gesetzlich angewiesenen Civilstandsbeamten, und zwa 
massig, mittels öffentlichen Anschlages oder einmal 
Amtsblatt bekannt zu machen. || Art. 34. Einspräche! 
sind binnen zehn Tagen nach stattgehabter Veröffeu 
bei einem der Civilstandsbeamten, welche die letzte 
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theilt der Civilstandsbeamte des Wohnorts des Bräutigams dieselben letzterem ^!;Jl^ 
mit, und es hat dieser sich sodann binnen einer Frist von zehn Tagen zn er- schweii. 
klären, ob er die Einsprachen anerkenne oder nicht; im letzteren Falle ist^-^**-^^*- 
dem Einsprecher davon Kenntniss za geben, welcher binnen der Frist von 
weiteren zehn Tagen die Klage bei dem zuständigen Richter des Wohnortes 
des Bräutigams oder, wenn dieser keinen Wohnsitz in der Schweiz hat, beim 
zuständigen Richter des Wohnortes der Braut anhängig zu machen hiat Ge- 
schieht letzteres nicht, so fällt die Einsprache dahin. || Art. 36. Nach Ablauf 
von vierzehn Tagen nach der am Wohnorte des Bräutigams stattgehabten Ver- 
kündung ist den Brautleuten auf ihr Verlangen von dem dortigen Civilstands- 
beamten, sofern innert dieser Frist bei demselben keine Eheeinsprache ange- 
meldet oder wenn eine solche durch die zuständige Behörde abgewiesen worden 
ist, ein Yerktlndschein auszustellen, in welchem bescheinigt wird, dass die Ehe 
gesetzlich verktlndigt worden und gegen deren Vollzug keine Einsprache be- 
stehe. II Eine Verkündung, welcher nicht innerhalb sechs Monaten der Abschluss 
der Ehe folgt, verliert ihre Gflltigkeit. || Art 37. Auf Vorweis der Ver- 
kündbescheinigung vollzieht der Civilstandsbeamte die Trauung, welche in der 
Regel in dem Kreise, wo der Bräutigam seinen Wohnsitz hat, stattfinden soll* 
' In Fällen von Todesgefahr kann der Civilstandsbeamte mit Zustimmung der 
zuständigen kantonalen Behörde auch ohne vorausgegangene Verkündung die 
Trauung vornehmen. || Auf die schriftliche Ermächtigung des Civilstandsbeamten 
des Wohnsitzes des Bräutigams darf die Eheschliessung auch von dem Civil- 
standsbeamten eines anderen Kreises in dem Gebiete der Eidgenossenschaft 
vollzogen werden. In diesem Falle hat letzterer unverweilt einen Trauungs- 
schein behufs Eintragung in die amtlichen Register des Wohnortes auszufer- 
tigen. H Ist der Bräutigam Ausländer, so kann die Trauung nur auf Vorlage 
einer Erklärung der zuständigen auswärtigen Behörde erfolgen, worin die An- 
erkennung der Ehe mit* allen ihren Folgen ausgesprochen ist, — das Dispen- 
sationsrcchs der KantonsregieruQgen nach Art 31, Schlusslemma, vorbehalten. '| 
Art 38. Die Vornahme der Trauungen ist an wenigstens zwei Tagen jeder 
Woche zu ermöglichen. || Die Trauung findet in einem Amtslokale und öffent- 
lich statt y Bei ärztlich bezeugter schwerer Erkrankung eines der Verlobten 
kann die Trauung auch in einer Privatwohnung vollzogen werden. || In allen 
Fällen ist die Gegenwart von zwei volljährigen Zeugen nothwendig. || Art. 39. 
Die Ehe wird dadurch abgeschlossen, dass der Civilstandsbeamte die Verlobten 
einzeln fragt: || „N. N., erklärt Ihr hiemit, die N. !N. zur Ehefrau nehmen zu 
wollen?'^ H „N. N., erklärt Ihr hiemit, den N. N. zum Ehemann nehmen zu 
wollen?^' II „Nachdem Ihr beide erklärt habt, eine Ehe eingehen zu wollen, 
erkläre ich diese im Namen des Gesetzes als geschlossen.^ || Unmittelbar nach- 
her findet die Eintragung in das Eheregister statt, welche durch die Eheleute 
und die Zeugen zu unterzeichnen ist y Art 40. Eine kirchliche Traunngs- 
feierlichkeit darf erst nach Vollziehung der gesetzlichen Trauung durch den 
bürgerlichen Traubeamten und Vorweisung des daherigen Ehescheines statt- 

17* 



iien- uua rersoueimaniüu, jjcrui uuu nuimuit imci i:. 
Personennamen des verstorbenen oder geschiedenen 
Ehegatten bereits verheirathet war, nebst dem Datum 
weise der Scheidung; || d. das Datum der Verkündung 
Ehcabschlusses; || f. das Verzeichniss der eingelegten S 
Vornamen und den Wohnort der Zeugen. || E. Besu 
über die Scheidung und die Niclitigerklärung 
herigen Eintragungen. Art. 43. Ehescheidungs 
Ungiltigkeit einer Ehe sind bei dem Gerichte des W< 
anzubringen. Vorbehalten bleibt die Weiterziehung ai 
Art. 29 des Bundesgesetzes über Organisation der 
27. Juni 1874. || Beim Abgange eines Wohnsitzes ii 
Klage am Heimat- (Bttrger-)Orte oder am letzten sc 
des Ehemannes angebracht werden. H Art. 44. Na« 
(Art 43) gestattet der Richter, wenn es verlangt wirc 
vom Ehemann zu leben, und trifft überhaupt für die 
Beziehung auf den Unterhalt der Ehefrau und der l 
Verfügungen. || Art 45. Wenn beide Ehegatten die 
wird das Gericht dieselbe aussprechen ^ sofern sich ai 
gibt, dass ein ferneres Zusammenleben der Ehegatt 
Ehe unverträglich ist || Art. 46. Auf Begehren eii 
die Ehe getrennt werden: |[ a. wegen Ehebruches, sofe 
Monate verflossen sind, seitdem der beleidigte Theil 
b. wegen Nachstellung nach dem Leben, schwerer Mi 
Ehrenkränkougen; || c. wegen Yerurtheilung zu ein 
d/w^en böswilliger Yerlassung, wenn diese schon zwei 
eine richterliche Aufforderung zur Rückkehr binnen 
geblieben ist; || e. wegen Geisteskrankheit, wenn dies 

«*A/lanav.f iiof nnA olc nnTiPilhür p.rklÄrt wird. II Art. 4 
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freiem Ermessen. ;; Art. 48. Bei gänzlicher Scheidung wegen eines bestimmten ^'- ®^25 
Grundes darf der schuldige Ehegatte vor Ablauf eines Jahres nach der Schei- scbweis. 
düng kein neues Ehebflndniss eingehen. || Diese Frist kann durch das richter-^^-^**^'®'*- 
liehe Urtheil selbst bis auf drei Jahre erstreckt werden. [ Art 49. Die weiteren 
Folgen der Ehescheidung oder der Scheidung von Tisch und Bett in Betreif 
der persönlichen Rechte der Ehegatten, ihrer Vermögensverhftltnisse, der Er- 
ziehung und des Unterrichtes der Kinder und der dem schuldigen Theile auf- 
zuerlegenden Entschädigungen sind nach der Gesetzgebung des Kantons zu 
regeln, dessen Gerichtsbarkeit der Ehemann unterworfen ist J Das Gericht ent- 
scheidet über diese Fragen von Amtes wegen öder auf Begehren der Parteien 
zu gleicher Zeit wie über die Scheidungsklage. I| Diejenigen Kantone, welche 
hierüber keine gesetzlichen Bestimmungen haben, sind gehalten, solche binnen 
einer vom Bundesrathe festzusetzenden Frist zu erlassen. || Art. 50. Eine 
Ehe, welche ohne die freie Einwilligung beider oder eines der Ehegatten durch 
Zwang, Betrug oder durch einen Irrthum in der Person zu Stande gekommen 
ist, kann auf Klage des verletzten Theiles ungiltig erklärt werden. || Die Nich- 
tigkeitsklage ist jedoch nicht mehr annehmbar, wenn seit dem Zeitpunkt, in 
welchem der betreffende Ehegatte seine völlige Freiheit erlangt oder den Irr- 
thum erkannt hat, mehr als drei Monate verstrichen sind. || Art. 51. Auf 
Nichtigkeit der Ehe ist von Amtes wegen zu klagen, wenn sie entgegen den 
Bestimmungen des Art. 28, Ziff. 1, 2 und 3, abgeschlossen worden ist || Art 52. 
Eine Ehe, die zwischen Brautleuten abgeschlossen worden ist, welche beide 
oder von denen der eine Theil das im Art. 27 vorgeschriebene Mündigkeits- 
alter noch nicht erreicht hatten, kann auf Klage des Vaters oder der Mutter 
oder des Vormundes nichtig erklärt werden. || Die Nichtigkeitsklage ist indessen 
nicht mehr annehmbar: || a. wenn die Ehegatten das gesetzliche Alter erreicht 
haben; || b. wenn die Frau schwanger geworden ist; || c. wenn der Vater oder 
die Mutter oder der Vormund ihre Einwilligung für die Heirath gegeben 
hatten. || Art. 53. Auf Nichtigkeit einer Ehe, welche ohne Einwilligung der 
Eltern oder Vormünder (Art. 27, Alinea 2) und ohne vorangegangene gehörige 
Verkündung eingegangen worden ist, kann nur von denjenigen, deren Ein¥rilli- 
gung erforderlich gewesen wäre, und nur bis zu dem Zeitpunkte geklagt wer- 
den, in welchem die Eheleute das gesetzliche Alter erreicht haben. || Art. 54. 
Eine im Ausland unter der dort geltenden Gesetzgebung abgeschlossene Ehe 
wird nur dann als ungiltig erklärt, wenn die dagegen erhobene Nichtigkeits- 
klage sowohl nach der Gesetzgebung, unter welcher die Ehe abgeschlossen 
wurde, als nach dem gegenwärtigen Gesetze begründet ist || Art 55. Wird 
eine Ehe nichtig erklärt, bei der sich beide Ehegatten in gutem Glauben be- 
fanden, so begründet dieselbe sowohl für die Ehegatten als für die aus der Ehe 
hervorgegangenen oder durch dieselbe legitimirten Kinder die bürgerlichen 
Folgen einer giltigen Ehe. || Befand sich nur einer der Ehegatten in gutem 
Glauben, so hat die Ehe nur für diesen und für die Kinder die bürgerlichen 
Folgen einer giltigen Ehe. || Waren endlich beide Ehegatten in bösem Glauben, 



fiiiiniges im ü^iicregister vorzumerken. 

F. Straf bestimmuiigen. Art. 58. Die Civilst 
Bctheiligtcn für allen Schaden, welciien sie ihnen dura 
Verletzung ihrer Pflicht zufügen. || Art. 51'. Vuii Amte 
hin sind zu bestrafen: 1| 1) Personen, welche den in d 
und 21 vorgeschriebenen Anzeigepflichten nicht nachl 
bis auf 100 Franken. || 2) Civilstandsbeamte, welche c 
setze auferlegten Pflichten verletzen, sowie Geistliche, w 
des Gesetzes handeln, mit Geldbusse bis auf 30U Frank 
mit Verdoppelung der Busse und Amtsentsetzung. || Di( 
Betheiligten ebenfalls für die civilrechtlichen Folgen. {| S; 
Parteien steht in Beziehung auf die Anwendung dieses 
der kantonalen Gerichte der Becurs an das Bundesgei 

G. Schlussbestimmangen. Art 60. Die ki 
Verordnungen zum gegenwärtigen Gesetz sind dem Bui 
gong mitzntheilen. || Art. 61. Dieses Gesetz tritt unter 
der Bundesverfassung und des Bundesgesetzes vom 17. 
Volksabstimmung über Bundesgesetze und Bundesbeschlü 
in Kraft p Art 62. Von diesem Zeitpunkte an sind au 
desgesetz über die gemischten Ehen vom 3. Dccember 
Nachtragsgesetz über die gemischten Ehen vom 3. Fei 
3) das Ck)ncordat vom 8. Juli 1808 (und 9. Juli 181 
vom 4. Juli 1820; |] 5) das Concordat vom 6. Juli 18i 
vom 14. August 1821; || 7) das Concordat vom 11. Ju 
cordat vom 15. Juli 1842; || 9) das Concordat vom 1. l 
mit gegenwärtigem Gesetze im Widerspruch stehenden 
Verordnungen. 

H. Uebergangsbestimmnngen. Art. 6o. Hat 
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dem Inkrafttreten dieses Gesetzes sind die neaen Civilstandsbeamten allein ^'- ^^^ 

(388) 

berechtigt, Bescheinigungen und Auszüge aas den Giyilstandsregistern auszu- schweix. 
fertigen. II Art 65. Wo die bisherigen Personalregister nur der Taufe , nicht24.i>ec.i874. 
aber der Gebort erwähnen^ kann der Taufschein an die Stelle des im Art 30 
lit. a dieses Gesetzes geforderten Geburtsscheines treten. 
Also beschlossen vom Ständerathe. 
Bern, den 24. Ghristmonat 1874. 

Der Präsident: Der Protokollführer: 

Köchlin. I. L. Lotscher. 

Also beschlossen vom Nationalrath. 
Bern, ^en 24. Christmonat 1874. 

Der Präsident: Der Protokollführer:. 

L. Buchonnet Schiess. 

Im schweizerischen Bundesblatt veröffentlicht am 30. Januar 1875; Ein- 
spruchsfrist: 29. April 1875. 

Angenommen durch JiTolksabstimmung den 23. Mai 1875. 

Allgemeiner Theil der Botschaft des Bundesrathes an die 
h. Stäudeversammlung; betreffend die Erlassung des oben mitge- 
theilten Gesetzes. Vorgelegt am 2. Oktober 1874. 

Der Gesetzentwurf, welchen wir Ihnen vorzulegen die Ehre haben, ist(2.oci.i874.) 
auf der einen Seite weniger ins Einzelne gehend, andererseits umfangreicher 
als andere Specialgesetze über diesen Gegenstand. || Der Grund, warum ge- 
rade diese Materien, welche der Entwurf enthält, in denselben aufgenommen 
und gerade in diesem Umfange behandelt wurden, liegt in der Art, wie der 
Bundesgesetzgebung ihre Aufgabe und Gompetenz durch die neue Bundes- 
verfassung abgegrenzt ist. || Diese Aufgabe war in der Hauptsache: die Grund- 
sätze durchzuführen, welche in verschiedenen Artikeln der Bundesverfassung 
zur Sicherung des Bechtes zur Ehe aufgestellt sind, unter welchen im Vorder- 
gründe steht die Beseitigung der Beschränkungen bürgerlicher Rechte durch 
kirchliche Vorschriften. || Gestatten Sie uns, in einem kurzen historischen 
Rückblick nachzuweisen, wie jene Hauptaufgabe zur Aufstellung der Grund- 
sätze geführt hat, welche in dem vorliegenden Entwurf entwickelt sind. || 
Den ersten Anstoss in dieser Frage gaben einige reformirte Kirchenbehörden, 
welche in den Jahren 1858 bis 1862 einen „Entwurf eines Goncordates, be- 
treffend die Verehelichung von Brautleuten aus zwei verschiedenen Eantonen,^^ 
ausarbeiteten und uns behufs weiterer Verfolgung der Sache übergaben. 
Dieser Entwurf beabsichtigte weiter nichts, als die zahllosen Schreibereien; 
welche bei Heirathen von Angehörigen verschiedener Kantone erforderlich 
sind, auf das Nothwendige zurückzuführen und einige Gleichförmigkeit in 
demselben zu erzielen. || Auch die Goncordatsverhandlungen, welche hierauf 
unter dem Präsidium des eidgenössischen Justizdepartements von den Abge- 
ordneten sämmtlicher eidgenössischen Stände geführt wurden und am 21. 
Dezember 1866 zu einem Concordatsentwurfe führten, bewegten sich auf 
diesem Boden. || Als aber einige Kantonsregierangen und verschiedene Stim- 
men in der Presse darauf aufinerksam machten, dass eine blosse Verein- 
fachung der Formalitäten nicht genüge, und als vollends die eidgenössischen 



Concessioiicn zumuthcte. Es sind dies folgende: || V( 
liaft erklärt, das Recht zur Kin^M-liung der Klieii vc 
stimmten Vermögens oder Hinkonimenb al)liiingig zn 
Verlobten arbeits- und erwerbsfaliig sind. ' Firner w 
von den Brautleuten zu beziehenden Taxen auf die I 
ducirt. II Die Rückerstattung von xVrmensteuern, inho 
zur Erziehung oder Erlernung eines Berufes oder ii 
abreicht worden sind, wurde abgeschafft. Eine im ^ 
gesetzlicher Form geschlossene Ehe wurde gültig e: 
durch die Gesetze des Heimathkantons vorgesehenes 
niss im Wege stand; sie durfte daher wegen Ausser; 
Heimath des Ehegatten gesetzlich vorgeschriebenen 
unterlassener Verkündigungen, Nichteinbolung amtlicli 
nicht ungültig erklärt werden, sondern war nach Voi 
und Bezahlung der Einzugsgelder in das Civilst^nde 
gemeinde einzutragen. {| Durch den Abschluss der El 
Bürgerrecht des Ehemannes erhalten; die Bürgern 
Bttrgerrechtsentlassungen wurden fallen gelassen. || Yo 
der erhielten durch Yerehelichung der Eltern die Re 
II Dieser Concordatsentwurf wurde einzig von den 1 
Bern ratificirt Nicht, als ob sich von Seiten der ai 
dere Opposition gegen dessen Inhalt geltend gemacht 
mehr die leidige Erfahrung, dass auf dem Concord; 
ganze Schweiz gültiges zu erreichen sei, und die I 
Jahre 1869 von neuem in Angriff genommene Bundesi 
tem des Goncordates Schuld. || Der Bundesrath , welcl 
neuen Bundesverfassung auszuarbeiten hatte und unter 
vorlegte, schlug nun folgenden Eheartikel (Art. 43 a) 
Ehe wird unter den Schutz des Bundes gestellt^ ^ Di 
schränkt werden aus ökonomischen Rücksichten od( 
das bisherige Verhalten, oder aus anderen polizeilicli 
einem Kantone nach seiner Gesetzgebung abgeschlosser 
der ganzen Eidgenossenschaft als Ehe anerkannt wen 
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Ehe wird unter den Schutz des Bundes gestellt" J Die Vorlage des Bundes- ^'^^ 
rathcs enthielt aber noch andere solche allgemeine Sätze, welche ebenfalls gci^eii. 
auf die Ehe Bezug haben: || Art 44, 2. Alinea: „Niemand darf in der Aus-24.i)ec.i874. 
Übung bürgerlicher und politischer Rechte um des Glaubensbekenntnisses (a-Oc»»«*-) 
willen beschränkt oder . zur Vornahme einer religiösen Handlung verhalten 
werden." II Art. 53, 2/Alinea: „Auch kann Niemand verhalten werden, sich 
in Ehesachen einer geistlichen Gerichtsbarkeit zu unterwerfen.^ || Mochte 
auch der Bundesrath in seiner Botschaft erklären, dass nach der Annahme 
dieser Verfassungsartikel der Erlass weiterer Gesetze für den Bund nicht 
nothwendig sei, sondern das Eherecht der kantonalen Gesetzgebung über- 
lassen bleibe, im Grunde waren jetzt alle kantonalen Ehebeschränkungen 
in Frage gestellt || Kein Wunder, dass bei den Revisionsverhandlungon in 
den Räthen nach einem Gesetze über die Civilstandsrcgister, ja von einer 
Minderheit nach der obligatorischen Civilehe gerufen wurde. || Die Anträge des 
Bundesrathes fanden fast unveränderte Aufnahme in dem neuen Verfassungs- 
entwurf vom 5. März 1872; nur das 3. Alinea des Art. 50 (Eheartikel) er- 
hielt folgende Erweiterung: H „Solange nicht die Bundesgesetzgebung (Art 55) 
über die Erfordernisse zur Eingehung der Ehe besondere Vorschriften auf- 
gestellt hat, soll die in einem Kantone oder im Auslande nach der dort 
geltenden Gesetzgebung abgeschlossene Ehe im Gebiete der Eidgenossenschaft 
als Ehe anerkannt werden.*' || Art. 55 aber machte die Gesetzgebung über 
das ganze Civilrecht zur Bundessache. || Der Revisionsentwurf vom 5. März 
1872 wurde bekanntlich von der Mehrheit des Volkes und der Kantone 
verworfen. |] Gleichwohl reproducirte der Bundesrath in seinen neuen An- 
trägen vom 4. Juli 1873 wörtlich den Eheartikel vom 5. März 1872 und 
die Commissionen des Nationalrathes und des Ständerathes stimmten ihm 
bei. Auch der Nationalrath selbst nahm den Artikel 50 (Eheartikel) un- 
verändert an; als er aber Art. 55 (Rechtseinheit) behandelte, Hess er die 
Uniiication der Gesammthgit des Civilrechtes und namentlich des Eherechtes 
fallen, und ebenso der Ständeratii, was natürlich zur Folge hatte, dass das 
dritte Alinea des Art. 50 (Eheartikel) wieder die frühere Form erhielt: || 
„Die in einem Kantone oder im Auslande nach der dort geltenden Gesetz- 
gebung abgeschlossene Ehe soll im Gebiete der Eidgenossenschaft als Ehe 
anerkannt werden.'* || Trotz dieser Abschwächung des Lemma 3 des Ehe- 
artikels behält der Eingang desselben seine volle Kraft! Das Recht der Ehe 



steht unter dem Schutze des Bundes. 



Ja, es hat die Idee der Bundesge- 



setzgebung in Ehesachen überdies nach einer anderen Richtung bedeutend 
au Terrain gewonnen. Bei Behandlung der kirchenpolitischen Fragen wurde 
nicht allein, so zu sagen, widerspruchslos der vom Bundesrathe vorgeschla- 
gene Satz angenommen: „Die Feststellung und Beurkundung des Civilstandes 
ist Sache der bürgerlichen Behörden,** sondern es wurde demselben, um dem 
Bunde die Befagniss zum Erlass von Ausführungsbestimmungen zu wahren, 
noch der Zusatz beigefügt: „Die Bnndesgesetzgebung wird hierüber die 
näheren Bestimmungen treffen** (Art. 53). || Die Tragweite dieses Artikels 
war Niemandem verborgen. Schon in .seiner Botschaft vom 4. Juli 1873 
(S. .3) hatte der Bundesrath erklärt, dass derselbe über den Entwurf vom 
5. März 1872 hinausgehe: „Wenn die von uns beantragten Grundsätze an- 
genommen werden, so muss die Ehe als bürgerlicher Vertrag von jeder 
religiösen Ceremonie unabhängig gemacht werden. Wir halten dafür, dass 
bei dieser Ordnung alle Bürger gleich behandelt werden müssen. Wir 
könnten nicht zugeben, dass diejenigen, welche eine Civilehe eingehen, eine 



V.S ibt ein Gesetz über dit Feststellung und Beurkund 
/u t'rlasseii: in demselben ist für die Ehcächliessuiig ei 
liebe glticlie Füriii, die obligatorische Civilelie, aut'zusti 
fei'iicr das Itecbt, die Eiiigeliui](i: der Civilelie liborliai 
dafür zu morgen, ilass dasselbe nicbt durcb kantonale 
scbmäiert werde, || In welcber Form er dieser letzturet 
kommeii habe, ist uiclt gesagt. Mau wird us nicht ah 
aber auch nicht als nnzalässig erklären köiioen, dass i 
Gelegenheit, wo er die Form der Eheschlicssung gese 
die m&terielleu Hcirathsrequisito bezeichnet, welche n 
fasBUDg noch zulässig sind. {[ Welche Stellung' kommt a 
ZQ gegenüber den beiden Ausnahmsgcsetzen vom 3. I 
3. Febmar 1862, welche die Bandesversammlung zu Gu 
Ehen erlassen hat? Dasjenige vom Ü. Deceniber l 
SchlieEsnng der gemischten Ehuii, «ird jedenfalls durch 
flüssig; dafljfnigo vom :i. Fi'tjniar if^i;.', wil,;hes von d< 
mischten Ehen handelt, sollte wohl auch dahiufallen, 
fallen, wenn wir auch bezüglich der ScJieidung und T 
Ehe die in der neneu Btuidesverfassong liegenden Gr 
durchfuhren. Und dass dies mittelst demselben Gesel; 
welches die Schliessung der Ehe regelt, ist vom Natiu 
klärt worden durch die am 24. JiAii d. J. erfolgte A 
der Herrn Haller uud Genossen: |l „Der Bandesrath wii 
Gesetzesvorschlag vorzulegen, welcher die Form der Eine 
der Ehe festsetzt" (Art 49, 53 and 54 der Bondcsver 
wir hiermit die Materien bezeichnet haben, welche wi 
zwar, wenn immer möglich, in einem Gesetze xu nornii 
wir nns zn den einzelnen Abschnitten dieses Gesetzes 
wägongen, welche ans bei der Redactdon geleitet Imbcn, i 



Nr. 6126. (389.) 
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Aenderung darbieteude; über kurz oder lang aber muss eine neue Papstwahl Nr. 6i2« 
immer eintreten^ und der Zeitpunkt entzieht sich der menschlichen Berechnung Deatseiiiand. 
und Voraussicht i| Die Stellung des Oberhauptes der katholischen Kirche ist ^*-' *^ ^®'*^- 
für alle Regierungen, innerhalb deren Länder diese Kirche eine anerkannte 
Stellung hat| von solcher Bedeutung, dass es geboten scheint, sich die Folgen 
eines Wechsels in der Person des Papstes rechtzeitig zu vergegenwärtigen. 
Es ist schon früher anerkannt worden, dass die Regierungen, welche katho- 
lische Unterthanen haben, dadurch auch ein grosses und unmittelbares Interesse 
an einer Papstwahl haben, sowohl an der zu wählenden Persönlichkeit selbst, 
als besonders auch daran, dass die Wahl von all' den Garantien in formaler 
und materieller Beziehung umgeben sei, welche es den Regierungen möglich 
machen, sie als eine gültige und allen Zweifel ausschliessende, auch für sich 
und den Theil der katholischen Kirche in ihren Ländern anzuerkennen; denn 
dass die Regierungen, ehe sie dem durch Wahl constitnirten Souverain, der 
berufen ist, so weit greifende, in vielen Stücken nahe an die Souverainetät 
grenzende Rechte in ihren Ländern auszuüben, diese Rechte factisch zugestehen, 
verpflichtet sind, gewissenhaft zu erwägen, ob sie die Wahl anerkennen können, 
darüber scheint mir kein Zweifel sein zu können. Ein Papst, welchem die 
Gesammtheit oder die Mehrzahl der europäischen Souveraine aus formalen 
oder materiellen Gründen glaubte die Anerkennung versagen zu müssen, würde 
so wenig denkbar sein, wie es denkbar ist, dass ein Landesbischof in irgend 
einem Lande Rechte ausübte, ohne von der Staatsregierung anerkannt zu sein. 
Dies galt schon unter der früheren Ordnung der Dinge, wo die Stellung der 
Bischöfe noch eine selbständigere war und die Regierungen nur in seltenen 
Fällen in kirchlichen Dingen mit dem Papste in Berührung kamen. Schon 
die im Anfange dieses Jahrhunderts geschlossenen Concordate haben directere 
und gewissermaassen intimere Beziehungen zwischen dem Papste und den Re- 
gierungen hervorgerufen; vor Allem aber haben das vaticanische'Concil und seine 
beiden wichtigsten Bestimmungen, über die Unfehlbarkeit und über die Juris- 
diction des Papstes, die Stellung des Letzteren auch den Regierungen gegen- 
über gänzlich verändert und das Interesse der letzteren an der Papstwahl 
aufs höchste gesteigert, damit aber ihrem Rechte, sich darum zu kümmern, 
auch eine um so festere Basis gegeben. Denn durch diese Beschlüsse ist der 
Papst in die Lage gekommen, in jeder einzelnen Diöcese die bischöflichen 
Rechte in die Hand zu nehmen und die päpstliche Gewalt der landesbischöf- 
lichen zu substituiren; die bischöfliche Jurisdiction ist in der päpstlichen auf- 
gegangen: der Papst übt nicht mehr, wie bisher, einzelne bestimmte Reservat- 
rechte aus, sondern die ganze Fülle der bischöflichen Rechte ruht in seiner 
riand; er ist im Princip an die Stelle jedes einzelnen Bischofs getreten, und 
CS hängt nur von ihm ab, sich auch in der Praxis in jedem einzelnen Augen- 
blick an die Stelle desselben gegenüber den Regierungen zu setzen ; die Bischöfe 
sind nur noch seine Werkzeuge, seine Beamten ohne eigene Verantwortlichkeit; 
sie sind den Regierungen gegenüber Beamte eines fremden Souveräns geworden 



clavc unigcbeii war, und welche es selbst in seinen For 
sanimensetzunjj: darbot, zur Anwendung' kommen werden: 
Kaiher, von Spanien und Frankreich geübte Exclusive ha 
illusorisch erwiesen; der P^inHuss, welchen die vcrschiedi 
(Jardinäle ihrer Nationalität im Conclave ausüben konnten, 
Umständen ab. i Unter welchen Umständen die nächste I 
ob dieselbe nicht vielleicht in übereilter Weise versuch 
früheren Garantien auch der Form nach nicht gesichert w 
voraassehen? || Aus diesen Erwägungen scheint es mir w 
diejenigen europäischen Regierungen , welche durch die k 
ihrer katholischen ünterthanen und durch die Stellung der 
in ihrem Lande bei der Papstwahl interessirt sind^ sich 
dieselbe betreffenden Fragen beschäftigen und womöglicl 
tlber die Art und Weise verständigen, wie sie sich dersel 
halten wollen, und Ober die Bedingungen, von welchen sie 
kennung einer Wahl abhängig machen würden. Eine Einigt 
Regierungen in diesem Sinne würde von unermesslicheni 
leicht im Stande sein, im voraus schwere und bedenklich 
verhindern. || Ew. etc. ersuche ich daher ergebenst, die Rc 
Sie beglaubigt zu sein die Ehre haben, zunächst vertraulii 
geneigt sein möchte, zu einem Ideen- Austausch und einer 
digung mit uns über diese Frage die Hand zu bieten. I) 
dies geschehen könnte, würde dann leicht gefunden werde 
der Bereitwilligkeit sicher sind. Ich ermächtige Ew. etc., 
zulesen, bitte Sie aber einstweilen, denselben noch nicht 
geben und die Sache überhaupt mit Discretion zu behandc 

(gez.) V 

Dieses Aktenstück wurde vom „Preuss. Staatsanzc 
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DEUTSCHLAin). CoUectiverklärung des deutschen £piscopates. — 
Protest gegen die Circulardepesche des Beichskanzlers vom 14. Mai 1872; be- 
treffend die künftige Papstwahl. (Vergl. Nr. 6126 (389.)) 

Der „Staats-Anzeiger'' hat unl&ngst eine auf die künftige Papstwahl beiflg- *'• ^^^* 

(390). 

liehe Circulardepesche des Herrn Reichskanzlers Fürsten von Bismark vom DentschUnd. 
14. Mai 1872 veröffentlicht, welche nach der ausdrücklichen Erklärung des^"""^^'*- 
^^Anzcigers'' „die Basis zu dem ganzen, der Oeffentlichkeit vorenthaltenen Fas- 
cikel'' der in dem Prozesse gegen den Grafen von Arnim oft erwälmten Akten- 
stücke kirchen-politischen Inhaltes bildete. || Diese Depesche geht von der 
Voraussetzung aus, dass durch „das vaticanische Concil und seine beiden 
wichtigsten Bestimmungen, über die Unfehlbarkeit und die Jurisdiction des Papstes, 
die Stellung des Letzteren auch^ den Regierungen gegenüber gänzlich verän- 
dert sei, und folgert hieraus, dass „das Interesse der letzteren an der Papst- 
wähl aufs höchste gesteigert, damit aber auch ihrem Rechte, sich darum zu 
kümmern, eine um so festere Basis gegeben sei.'' || Diese Folgerungen sind eben 
so ungerechtfertigt, als ihre Voraussetzung unbegründet ist; und es halten bei 
der hohen Wichtigkeit dieses Aktenstückes und bei dem Schlüsse, welchen 
dasselbe auf die leitenden Prinzipien des Reichskanzleramtes in der Behandlung 
der kirclilichen Angelegenheiten Deutschlands gestattet, die unterzeichneten 
Oberhijrten sich für eben so berechtigt als verpflichtet, den darin enthaltenen 
irrigen Anschauungen im Interesse der Wahrheit eine öffentliche Erklärung 
entgegenzustellen. || Die Gircular - Depesche behauptet hinsichtlich der Be- 
sclilüsse des vatikanischen Concils: |j „Durch diese Beschlüsse ist der Papst 
in die Lage gekommen, in jeder einzelnen Diöcese die bischöflichen Rechte 
in die Hand zu nehmen und die päpstliche Gewalt der landesbischöflichen zu 
substituiren." || „Die bischöfliche Jurisdiction ist in der päpstlichen aufgegangen." | 
„Der Papst übt nicht mehr, wie bisher, einzelne bestimmte Reservatrechte aus, 
sondern die ganze Fülle der bischöflichen Rechte ruht in seiner Hand;" || „er 
ist im Prinzip an die Stelle jedes einzelnen Bischofs getreten," || „und es hängt 
nur von ihm ab, sich auch in der Praxis in jedem einzelnen Augenblicke an 
die Stelle desselben gegenüber den Regierungen zu setzen." ü „Die Bischöfe 
sind nur noch seine Werkzeuge, seine Beamten ohne eigene Verantwortlich- 
keit; sie sind den Regierungen gegenüber Beamte eines fremden Souveräns 
geworden," || „und zwar eines Souveräns, der vermöge seiner Unfehlbarkeit ein 
vollkommen absoluter ist, mehr als irgend ein absoluter Monarch in der Welt" |! 
Alle diese Sätze entbehren der Begründung und stehen mit dem Wortlaute 
wie mit dem richtigen, durch den Papst, den Episkopat und die Vertreter der 
katholischen Wissenschaft wiederholt erklärten Sinn der Beschlüsse des Va- 
tikanischen Concils entschieden im Widerspruch. || Allerdings ist nach diesen 



des canonischen Rechtes, eine Lehre, welche das vatik 
über den Irrthümern der Gallicaner, Jansenisten und Feb 
an die Aussprüche .der früheren allgemeinen Coucilien n 
bestätigt hat. Nach dieser Lehre der katholischen Kin 
schof von Rom, nicht Bischof irgend einer anderen Stad 
Bischof von Köln oder Breslau u. s. w. Aber als Hischo 
gleich Papst, d. h. Hirt und Oberhaupt der ganzen Kii 
Bischöfe und aller Gläubigen, and seine päpstliche Gewt 
bestimmten Ausnahmefällen erst auf, sondern sie hat in 
überall Geltung und Kraft. In dieser seiner Stellung h; 
zu wachen, dass jeder Bischof im ganzen Umfange seine 
erfOlle, und «wo ein Bischof behindert ist, oder eine andc 
erfordert, da hat der Papst die Pflicht und das Recht, 
betreffenden Diözese, sondern als Papst, alles in dersel 
zur Verwaltung derselben gehört Diese päpstlichen Rech 
Enropa's bis auf die gegenwärtige Zeit stets als zum Sys 
Kirche gehörend anerkannt und in ihren Verhandlungen 
Stuhle den Inhaber desselben immer als das wirkliche ( 
katholischen Kirche, der Bischöfe sowohl als der Gläubi 
als den blossen Träger einiger bestimmten Reservatrec) 
Beschlüsse des vatikanischen Concils bieten femer keinei 
zu der Behauptung, es sei der Papst durch dieselben ei 
geworden und zwar vermöge seiner Unfehlbarkeit ein v 
mehr als irgend ein absoluter in der Welt. || Zunächst 
welches sich die kirchliche Gewalt des Papstes bezieht, v^ 
von demjenigen, worauf sich die weltliche Souveränetät de: 
auch wird die volle Souveränetät des Landesfürsten aut 
von Katholiken nirgends bestritten. Aber abgesehen hiervc 
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zogen. Kraft derselben göttlichen Einsetzung, worauf das Papstthum beruht, ^'' ^^^' 

(390). 

besteht auch der Episcopat; auch er hat seine Rechte und Pflichten vermöge D«QtMkian«i. 
der von Gott selbst getroffenen Anordnung, welche zu ändern der Papst weder J"°»' *^^ 
das Recht noch die Macht hat. Es ist also ein völliges Missverständniss der 
vatikanischen Beschlüsse, wenn man glaubt, durch dieselben sei „die bischöfliche 
Jurisdiction in der päpstlichen aufgegangen'^, der Papst sei „im Prinzip an die 
Stelle jedes einzelnen Bischofs getreten*^, die Bischöfe seien nur noch „Werk- ^ 
zeuge des Papstes, seine Beamten ohne eigene Verantwortlichkeit^ Nach der 
beständigen Lehre der katholischen Kirche, wie sie auch vom vatikanischen 
Concil ausdrtlcklich erklärt worden ist, sind die Bischöfe nicht blosse Werk- 
zeuge des Papstes, nicht päpstliche Beamten ohne eigene Verantwortlichkeit, 
sondern, „vom heiligen Geist gesetzt und an die Stelle der Apostel getreten, 
weiden und regieren sie als wahre Hirten die ihnen anvertrauten Heerden.^ ij 
Wie in den bisherigen achtzehn Jahrhunderten der christlichen Eirchenge- 
schichte der Primat' neben und über dem ebenfalls von Christus angeordneten 
Episcopat kraft göttlicher Einsetzung im Organismus der Kirche bestanden 
und zum Heile derselben gewirkt hat, so wird solches auch ferner geschehen-, 
und so wenig das zu allen Zeiten bestandene Recht des Papstes, seine kirch- 
liclie Regierungsgewalt in der ganzen katholischen Welt auszuüben, seither dazu 
geführt hat, die Autorität der Bischöfe illusorisch zu machen, ebensowenig kann 
die neue Erklärung der katholischen Lehre über den Primat eine, solche Be- 
fürchtung für die Zukunft begründen. Werden ja auch notorisch die Diözesen 
der ganzen katholischen Welt von ihren Bischöfen seit dem vatikanischen 
Concil gerade in derselben Art und Weise regiert und geleitet, wie vor dem- 
selben. II Was insbesondere die Behauptung betrifft, die Bischöfe seien durch 
die vatikanischen Beschlüsse päpstliche Beamten ohne eigene Verantwortlich- 
keit geworden, so können wir dieselbe nur mit aller Entschiedenheit zurück- 
weisen. Es ist wahrlich nicht die katholische Kirche, in welcher der unsitt- 
liche und despotische Grundsatz: der Befehl des Obern entbinde von der eige- 
nen Verantwortlichkeit, Aufiiahme gefunden hat || Die Ansicht endlich, als sei 
der Papst „vermöge seiner Unfehlbarkeit ein vollkommener absoluter Souve- 
rän'', beruht auf einem durchaus irrigen Begriff von dem Dogma der päpst- 
lichen Unfehlbarkeit Wie das vatikanische Concil es mit klaren und deut- 
lichen Worten ausgesprochen hat und die Natur der Sache von selbst ergibt, 
bezieht sich dieselbe lediglich auf eine Eigenschaft des höchsten päpstlichen 
Lehramtes; dieses erstreckt sich genau auf dasselbe Gebiet, wie das unfehl- 
bare Lehramt der Kirche überhaupt, und ist an den Inhalt der heiligen Schrift 
und der Ueberlieferung sowie an die bereits von dem kirchlichen Lehramt 
gegebenen Lehrentscheidungeu gebunden. H Hinsichtlich der Begierongshand- 
lungen des Papstes ist dadurch nicht das Mindeste geändert worden. Wenn 
diesem nach die Meinung, es sei die Stellung des Papstes zum Episcopat durch 
die vatikanischen Beschlüsse alterirt worden, als eine völlig unbegründete 
erscheint, so verliert eben damit auch die aus jener Voraussetzung hergeleitete 



gesetzt, aber wieaeruuii umi uui^iiuiiiv.n.A.v... .>^»« * ^^^^^ 
von katholischen Theologen sowohl als Canonisten zun 
higt worden sind. || Als rechtmässige Vertreter der katl 
unserer Leitung anvertrauten Diözesen liaben wir das 
dass, wenn es sich um die Beurtheilung von Gnunlsätz 
Kirche handelt, man uns höre; und solange wir nach die 
Sätzen unsere Handlungen einrichten, dürfen wir erwart 
ben schenke. || Indem wir durch die gegenwärtige Erl 
culardepesche des Herrn Reichskanzlers enthaltenen ui 
der katholischen Lehre berichtigen, ist es keineswegs 
weiterea Ausführungen der Depesche in Betreff der kü: 
einzugehen« || Wir führen ,uns aber verpflichtet, gegen 
Angriff auf die YoUe Freiheit und Unabhängigkeit der 
der katholischen Kirche lant und feierlich Einspruch 
zugleich bemerken, dass Ober die Gültigkeit der Papü 
Ajutorität der Kirche zu entscheiden hat, deren Ents( 
wie in<$^Uen L&ndern, so auch in Deutschland rückl 
wird« 

Im Monat Januar 1876: f Paulus, Erzbischof vc 
Fürstbischof Ton Breslau, f Andreas, Bischof von 
Josef, Bischof von Limburg, f Wilhelm Emanu 
t Conrad, Bischof von Paderborn. f Johanne: 
IMatthiaß, Bischof von Trier, f Johann Heinrich 
flfPthar, Bischof von Leuca, Erzb.- Verweser zu Fi 
Bisohofyon Ehripliwd. f Karl Josef, Bischof von 
Bernhard, Bifichof von Münster, f Wilhelm, I 
D<nQcapitular Hahne, Bisfh.- Verweser zu Fulda. — I 
t Gregor, Erzbisohpf von München-Freising. f H e i n r 
j-T — -*:„<, WoniiAf vrni RAffßiisbnrff. fPancratius 



Staat and Kircbe. Bqrerb. 2?ä 

Nr. 6128. (391.) 

BAYEBN. VorstcUnug des bayerischen Episcopstcs an don König. 
— Verwahrung gegen die EinfUhmng der obligatorischen CiTÜehe. 

AllcrdnrcblaDCbtigster, Grossmächtigster König! 
Allergnädigster König and Herrl 
Die all er clirforchts vollst iintcrzci ebneten Oberbirten Bayerns sehen Eich " 
genötbigt, dem Throne Euerer Künigliclien Majc»^tät mit nachstehender aller- u. 
ehrerbietigsten Vorstellnng sich zu nahen. j| Aus dem Sclioosse des dentscben J"' 
Bundcsrathcs ist an den deutschen Reichstag zur Berathiing und Beschlnss- 
fassung ein Gesetzentwurf gelangt, ireleber die Einführung der obligatorischen 
Civilehe sowie den Angschluss aller kirchlichen Jurisdiction in Ehesachen für 
das ganze dentsclie Reich zum Gegenstande hat. y Es soll also auch für die 
Untorthanen Euerer Königlichen Majestllt, die ihrer grossen Mehrzalil nach 
der katholischen Kirche angehören, die bürgerliche Form der Eheschliessimg 
gesetzlich vorgeschrieben werden. || Die alle runterthän igst Unterzeichneten sind 
jetzt nicht in der Lage, von den voraussichtlichen, gewiss nicht erfreulichen 
Folgen ZD reden, welche ein solches Gesetz unserem theaeren Yaterlande 
Bayern in religiöser und sozialer Beziehung bringen wird. || Aber das Urthcil, 
welches die katholische Kirche über die Civilehe tollen muss, ist längst gebildet 
und allgemein bekannt Die ancrchrfnrcbtvoUst Unterzeichneten wollen sich, 
um jeden Zweifel auszuscblicssen, lücht ihrer Worte hier bedienen, sondern 
erinnern an den kurzen Ausspruch Pins' IX., unseres heiligen Vaters, den er 
in seinem am 9. September 1852 an König Viktor Emanuel gerichteten Briefe 
über die Civilcbe gethan, und welclier ali>o lautet: „Es ist ein Glaubenssatz, 
dass die Ehe von unserem Herrn Jesus Christus zur Würde eines Sakramentes 
erhoben worden ist, und es ist Lehre der katholischen Kirche, dass das Sa- 
krament in der Ehe nicht eine zulällige Eigenschaft ist, die zum Ehevertrage 
hinzukommt, sondern der Ehe wescntlicli einwohnt, so dass eine Eheschlicssung 
unter Christen nur in der sakramentalen Ehe reclitmässig, ausser ihr aber nur 
Concnblnat ist. Ein Civilgesetz also, welches mitcr Katholiken das Sakrament 
der Ehe von dem Vertrage der Ehe trennen zu können glaubt und des letz- 
teren Giltigkcit zu bestimmen unternimmt, widerspricht der Lehre der Kirche, 
greift in ihre unverftusserlichen Rechte ein und macht praktiscli den Concu- 
biiiat dem Sakramente gleich, indem es den einen nie das andere als recht- 
mässig erklärt" || Von ganz besonderer Bedeutung aber ist für die allerehr- 
furchsvollst unterzeichneten Oberhirten Bayerns der Umstand, dass der frag- 
liche Gesetzentwurf in dem schneidendsten Widerspruche steht mit dem baye- 
rischen Concordatc. [| Abgesehen nämlich davon, dass im Artikel I des Con- 
cordates der katholischen Kirche in Bayern alle jene Rechte und Prärogativen 
garontiil werden, welche sie nach göttlicher Anordnung and den canonischen 
Satzungen zu geniesecn hat, wozu offenbar auch die kirchliche Ehedisciplin 

bl<iati>icbiT. KirchL AktenitlMk*, Snpplonient 11. IS 
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r. Gl;» {ruiiijitj mii] abgcsulR'ii dnvuu, dass im AililcGl XVII desselben Cuncordateii 
nyern. stipulii^ wnrdo, dass alle Itircliliclien (Ingcnsliinde, welche dort nicht aiisdrOck- 
iir jb;6. liüii Imrvoi Kcliobcn wurden, nach der Lehre der Kirclie uud nach der beste- 
llenden und angenommenen Disciplin derselben beliaudclt werden EOllen, worin 
ohne Zweifel auch die Ehesachen begriffen sind, — unternimmt es das beror- 
stchciide deutsche Ehegesetz, die gcsammte geistliche Gciiclitsbarkcit in Ebe- 
angelegenbeitcii auch fllr Bayern anfnubeben , obwolil im Artikel XII, c des- 
selben bayerisclien Concordates den Bischöfen das Recht gewührl eistet worden 
war, „Ehesachen, weklic nach dem Can. V2 der -li. Sitzung des hl. Contils 
von Trient vor den geistlichen Richter geliArcn, bei ihrem Gerichte zn ver- 
handeln und zu entscheiden." || Weim demnach das in Vorbereitung begriffene 
deutsche Ehegesetz mit den Grundsätzen der katbolisclion Kirche im Wider- 
spruch steht, — wenn dasselbe Eliegesctz die durch öffentUcheu und feierlicl'en 
Vertrag gewährleisteten Rechte der Katholiken in Bayern in der rQcksiehts- 
losesten Weise kränkt und verletzt, dann ist gewiss die allere brfurcbtsy ollste 
Bitte gerechtfertigt, Euere Königliche Majestät wolle in gerechter Anerkenniuig 
dieses Sacli Verhaltes und in landcsvüterliclier Huld gegen AllerhOclistihrG 
treuestcn katholischen Untertliancn geruhen, jene Slaussuahmen allcrgn&digst zu 
ergreifen, welche dieser Schädigung der katholischen Religion und diesem 
Brnche des bayerischen Co n cor dat Vertrages vorzubeugen geeignet sind. U Die 
allerelirfureh tsvollst unter/eichueten Obcrhirtcn Bayerns fühlen sich iu ihrem 
Gewissen gedrungen, zugleich fflr alle Fälle die geheiligten Rechte der katho- 
lischen Kirche ilberhaupt und die im Königreiche Bayern geltenden insbeson- 
dere hiemit /u wahren. 

In allertiefstcr Ehrfurcht und treucster Anhänglichkeit erstcrl>cn 
München, im Januar 18Tö. Euerer Königlichen Majestät 

allcrunterthänigst treugehorsamste 
IGregor, Erzbisehof von München -Ficising. f Heinrich, Bischof von Passan. 
Jlgnatius, Bischuf von Regensburg. yPancratius, Bischof von Aogsbnrg. 
Y Franz Leo|)old, Biscliof von Eichstädt. -|- Johannes Valentin, Bischof 
von W'ürzliurg. -j- Daniel Bonifacius, Bischof vonSpcier. Gabriel Fellner, 
Capitelvicar von Bamberg. 



Nr. 0129. (::!!)2.) 

RÖMISCHE CinilE. Encyclica Tapst Pins' IX. an die ErzbischOfe nnd 

Bischöfe Prcntfseiis. 

(Lat. Orig. bei Vcring, Archiv etc. Uü. XXXMI, p. 373 ff.). 

irr ei33 ^'"^ ^- ^- ^^■ 

(»ü). Elirwürdigc Brtlder, Gruss und apostolischen Segen! 

KSmwrti« YTas wir im Andenken nn die Bestimmungen, welche von diesem aposlo- 

s.Frbr. 1^71'. lischen Stahle gemeinsam mit der obersten Regierungsgewalt PrenseeuB in 31. 
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Jalire des laufcuUcn Jahrliuuticrts filr das Wohl und das Cudcihcn der katlio- ^'- *'-'" 
lisclii'ii Sacliu gctrüffcti wurden, iiii'mikis fdr nifi^^licli eraclilct Iiilttni, das !iat uami^Ui 
sicli gegenwärtig, ehrwUrdiBü Rrüdcr, in eueren Gogoiidcii auf die l>cklagons- ':""•'■ ,. 
wcrtlieste Weise ereignet, indem auf die Rnlio und den FricdL-u, dessen 'sicli 
die Kircitc Gottes bei cucti crfrcule, ein sclinercr und unerwarteter Sturm 
gefolgt ist. Denn /u den Gesetzen, welche man vor kur/.em gegen die Reclitc 
der Kirclie erlassen liatte, und dnrcli die scliou viele treue und gewissenhafte 
Diener derselben sowolil im Clerus als im gläubigen Volke getrotfeu waren, 
sind neue liinzogcfügt, welche die güttliehc Verfassung der Kirche vollstündig 
umstflrzen und die lieilißcn Gerechtsamen der Itischüfe gänzlich zu Grunde 
riclitcn. H Denn in diesen Gesetzen wurde Richtern uns dem Laienstande die 
Macht beigelegt, die Bischöfe ntid andere geistliclie Vorgi-setzte ihrer Wflrde 
und ihrer Amtsgewalt zu entkleiden. Durch diese Gesetze wurden vii-lfuclie 
und grosse Hindernisse denjenigen bereitet, welche bei Abwesenheit der Ober- 
hirten deren reclitmfissige Jurisdiction auszoflbcn berufen sind. Durch diese 
Gesetze wurde den Kapiteln der Katlicdralkirchen zngcmuthet, gegen die Ca- 
noncs KapiteWicarc zu wählen, nährend der bischüiliche Stuhl noch niclit 
vacant ist. Durch diese Gesetze wurde, um Anderes zu ilhorgchcn, den Obcr- 
l'rttsidcnten die Hefugniss beigelegt, sogar akatholische Mitnner ;tn Stelle der 
Bischöfe und als diesen gleichberechtigt in den Diiiccsen mit der Vcrwiiltung 
der geistlichen Güter, sowohl der für kirchliche Personen als der fflr die Unter- 
haltung von Gottcsliilusern bestimmten, zu betrauen. Nur zu gut wisset ilir, 
clirwllrdige Brüder, wie viel Schaden und wie Ticlfaehe IJeliistigungen und 
Alisshandlungen ans diesen Gesetzen und ihrer so liartcn Ansfiihrung folgten. 
Absichtlich schweigen wir hievon, um den allgemeinen Schmerz nicht durch 
die Erwähnung all des Traurigen zu erhilheu. Aber schweigen können wir 
nicht Über das Klissgeschick, welches die Diöcesen Gnesen und Posen und die 
Diöccse Paderborn getroffen hat. Denn nachdem unsere elirwürdigen lirQder 
Miecislaug, Erzbischof von Gncscn und Posen, nnd Konrad, Bischof von Pader- 
born, ins GeHingniss geworfen und über sie das Urtheil gefallt war, wodurch 
sie ihres bischöflichen Sit/es und ihrer Amtsgewalt mit dem grOssten l'nrcchtc 
für verlustig erklärt wurden, sind diese Diöcesen der scgensreiclien Leitung 
ihrer ausgezciclineten Hirten beraubt und in einen Abgrund von Iteschwerniss 
und von Jammer elend gestürzt worden. Freilich glanben wir unsere vurbe- 
zeicluicten chrw. Brüder nicht beklagen, sondern vielmehr glücklich {ircisen zu 
mllssen, da sie — eingedenk des Wortes des llerrn: „Selig seid ilir, wen« 
euch die Menschen hassen und nenn sie euch aus seh Hessen, scliniähen und 
eueren Namen als böse verwerfen um des Mcnschcnsolines willen" (Lnc. C, •23) — 
nicht bloss nicht erschraken vor der einbrechenden (iefahr und vor der von 
den Gesetzen verhängten Strafe, nicht abliessen, ihrem wichtigen Amte gemäss 
für die kirchlichen Itecbtc und Satzungen einzustehen, sondern vielmehr es 
sich zur Ehre und zum Buhmo rechneten, gleich den anderen ausgezeichneten 
Oberhirten jenes Landes unverdiente Vernitheilnng und die Strafen der Schul- 
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<ti» digon DIU der Geiculitigkcit willen auf sich zn iiGlimi'u, zum glänzenden Td- 
b<rii> gcndticisiiiclo und znr ErLanung ftlr die ganze Kirclic. Aber wenn ihnen auch 
'*■ __ eher glänzende I.obsprttche als Tliräncn des Mitleids gebühren, so fordern 
doch die Erniedrigung der bischüHichen Würde, die VcrlcUnng der Freiheit 
nnd der Rechte der Kirche, die Verfolgnngen, wovon nicht bloss die geninnteD, 
sondern auch die anderen DiOcescn Prcussens gedruckt werden, von uns, dass 
wir, dem uns, wenn auch ohne unsere Verdienste von Gott übertragenen apo- 
stolischen Amte gemäss, klagend die Stimme erheben gegen jene Gesetze, 
welche die Qnelie jener bereits bewirkten und vieler noch zu befürchtenden 
Ucbelthaten sind, und dass wir für die durch gottlose ticwalt niedergetretene 
. kirchliclic FreiJicit mit aller Entschiedenheit und mit der Autorität des gött- 
lichen Rechtes auftreten. Um diese Pflicht unseres Amtes zn erfüllen, er- 
klären vir durch dieses Schreiben ganz offen AUcD, «eiche es an- 
geht, und dem ganzen katholischen Erdkreise, dass jene Gesetze ungültig 
sind, da sie der göttlichen Einrichtung der Kirche ganz und gar widcrgtreiten. 
(Ad has enimvcro iiartes Xostd mnneris implendas intendimus per hasce tite- 
ras apcrta tcstationc dcnunciontes omnibus, ad (juos ea res pertinet, Et uni- 
verso Catholico Orbi legcs illas irritas esse, ntpote qnae divinae E^lesite 
constitntioni i>rorsus adversantur.) Denn nicht die Mächtigen der Erde hat 
der Herr den Bischöfen seiner Kirche vorgesetzt in den Dingen, welche den 
heiligen Dienst bctretfen, sondern den heil. Petrus, dem er nicht bloss teinc 
Lämmer, sondern auch seine Schafe zu weiden übertrug (Job. 21, 16, 17), und 
darum können auch von keiner noch so hochstehenden weltlichen Macht dic- 
ji'nigen ihres bischöflichen Amtes entsetzt werden, welche der heilige Geist n 
Disch<if(!n gesetzt hat, um die Kirche zu regieren [Apost 20, 28). J| Hieza kommt 
ferner folgender, eines edlen Volkes unwürdiger Umstand, der aucb, wie wir 
meinen, selbst von unparteiischen Akatholiken verworfen werden muss. Die 
Gesetze nämlich, welche in ihren strengen Strafbestimmnngen mit liarten Ahn- 
dungen die nielit Gehorchenden bedrohen nnd zur Ausfuhrung dieser Strafen 
die bewaffnete Macht bereit halten, bringen friedliche und unbewaffnete Bor- 
ger, wclrhe um des Gewissens willen, wie die Gesetzgeber selbst wohl wissen 
konnten und nicht unbeachtet lassen durften, mit Hecht den Gesetzen abge- 
neigt sind, oft fast in die bedrängte Lage von Menschen, welche, von der 
Ui'liermncht niedergehalten, sich derselben nicht zu erwehren vcrmOga. 
Daher will es scheinen, als ob jene Gesetze nicht freien Bflrgern gegeben, i 
einen vernnnftigcn Gehorsam zn fordern, sondern Sklaven aufgelegt e 
den Gehorsam durch des Sclireckens Gewalt zu erzwingen. |{ Dag soll Jedodi 
nicht so verstanden werden, als wenn wir glaubten, dass jene in gerechter 
Weise entschuldigt seien, welche aus Furcht den Menschen lieber \ 
wollten, als Gott; noch viel weniger so, als ob die gottlosen Hensche^ 
es deren gibt, ungestraft vom göttlichen Richter bleiben würden, welche, illeäl 
gestützt auf den Schutz der bürgerlichen Gewalt, verwegen Pfarrkirchen in^ 
Besitz genommen und den heiligen Dienst in denselben anszaUbcn gewagt 
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haben. Im Gcguothcil .erkllrcii wir, doss jcue Gottlosen und Alle, welche in ''^"''' 
Zukunft sich durch ciu ilhnlichos Verbrechen in die Regierung der Kirchen lUniMh« 
eingedrängt haben, gemäss den heiligen Canonea rechtlich und thatsSch- j^""^ 
lieh der {grösseren Excommunication verfallen sind und verfallen*, 
uud wir crmahnen die frommen Gläubigen, dass sie sicli von dem Gottesdienst 
derselben fernhalten, von ihnen die Sakramente nicht empfangen und £0 sich 
vorsichtig des Umgangs und Verkehrs mit denselben enthalten, damit nicht 
der büse Sauerteig die gute Masse verderbe. {| In diesen Bedrängnissen hat 
euere Uncrschrockenheit und Standhaftigkeit unserem Sehmerze Linderung ge- 
bracht, denen in der That, ehrwürdige Brädcr, der Übrige Clorus und die 
Gläubigen mit einander in der Uebenialime des harten Streites nachgeeifert 
haben. Denn so gross war ihre Festigkeit in der Wahrung der katholischen 
Rechte und Ptliclitcn, so lobeuswertli das Verhalten Jedes in seinem Kreise, 
dass sie die Augen Aller, auch der Fernstehendsten, auf sich gezogen nnd ihre 
Bewunderung erregt haben. Es konnte auch nicht anders seüi; denn wie 
gross das Verderben ist zum Falle der Nachfolgenden, wenn der Vorgesetzte 
gefallen ist, so gross ist der Nntzen zum Ucile, wenn sicli der Bischof im 
festen Glauben den Brüdern «Is Vorbild darstellt (S. Cypr. Epist. 4.) j| Kannten 
wir euch doch in diesen Bedrängnissen einige Erleichterung gewähren I In- 
dessen wird ench, indem wir diesen unseren Protest gegen alles das, was der 
Einrichtung der göttlichen Kirche und ihren Gesetzen zuwider ist, sowie auch 
gegen die Gewalt, welche euch ungoreehtcrweise angetlian wird, erneuern nnd 
bekräftigen, sicher unser Ratli und unsere den Umständen entsprechende Be- 
lelirung nicht feJileu. | Jene aber, welche euch feindlich gesinnt sind, mügen 
wissen, dass ihr, indem ihr dem Kaiser zu geben verweigert, was Gottes ist, 
<ler königlichen Autorität kein Unrecht zufügen und ihr nichts entziehen werdet. 
Denn geschrieben steht: „Man mnss Gott mehr gehorchen als den Menschen" 
(Act V, 29). Zugleich auch mögen sie wissen, dass ein jeder von euch bereit 
ist, dem Kaiser Abgaben zu geben und Gehorsam zu leisten, nicht aus Zwang, 
sondern um des Gewissens willen in alle dem, was der bürgerlichen Herrschaft 
und Gewalt untersteht. , Indem ihr so beide Pflichten in rechter Weise erfüllt 
imd den Anordnungen Gottes gehorcht, seid freudigen Muthcs tuid fahret fort, 
wie ihr angefangen habet. Denn niclit gering ist euer Verdienst, weil ihr Ge- 
duld habt und ertrugt um des Namens Jesu willen nnd nicht mUde geworden 
seid. Schaut auf den hin, der euch in härteren Leiden vorangegangen ist und 
„der Strafe eines schmachvollen Todes sich unterzogen hat, damit seine Glieder 
nämlich lernten, die Gunst der Welt zu fliehen, die Schrecknisse gar nicht zu 
fürchten, um der Wahrheit willen das Widerwärtige zu lieben, das Angenehme 
zu fürchten und zu meiden," Eben der, welcher euch in diese Kampfeslinie 
gestellt hat, wird euch die zum Streite ausreichenden Kräfte verleihen. Auf 
ihm ruht unsere Hoffnung, ilini wollen wir uns unterwerfen und seine Barm- 
herzigkeit erflehen. Schon ist, ihr seht es, das eingetroffen, was er vorher 
augukiuidigt hat; darum vertrau!, er wird unzweifelhaft euch das verleihen, was 
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CT vürlieis&i:» liat. „tu ilcv Welt «crdi't ihr Bcdrüiigiiiss lialiui; dücli seid getrost, 
ich lialio busitf,-! die Wult" iE». Joh, 10, 33). :! Auf diesi'n Sieg uun vcrtrauciid, 
crficlieu wir euuli uiiterJcsscii dcmiltliig Frieden und Gnado vom heiligen Geiste, 
' und als Zeichen unserer besonderen Liebe cftlicilen wir euch, dem ganzen 
Clerus und deu enrer Obliut anvertrauten Gläubigen aus ganzem Herzen den 
aiKJstolisclien Segen.** 

Gegeben zu Ituin am Grabe des heil. Petins am 5. Februar des Jahres 
IrtTö. Im -ja. Jahre unseres Poutificatcs. 

Pius P. P. IX. 
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DEUTSCHLAND. Üeichs-GeKetz, betreffend die Beurkundung des 
I'ersunaNtandes und die Eheschliessung, vom 6. Februar 1875. 

Wir Wilhelm, vuii Guttis (iiiadeu deutscher Kaiser, KOnig von Prenssen 
,, etc., verordnen im Namen des deitt^clien Keichus, nach erfolgter Zastimmung 
■•des liuiidetrallies nnd des Ileichstages, was folgt: 

I. Abschnitt. Allgemeine Bestimmungen. § 1. Die Bearfcnnduog 
der (ieburleii, lleirathen und Sterbetilllc erfolgt ausschliesslich durch die vom 
Staate bestellten Staudeslieamten mittelst Eintragung in die dazu bestimmten 
Ue};ister. || § 2. Die Itildang der Standesamtsbezirke erfolgt durch die höhere 
Vurwaltmigshehürde. 1| Die Standesamtsbezirke können aus einer oder mehreren 
(icnieinden gebildet, grössere Gemeinden in mehrere Stande samtshezirke getheilt 
werden. § 3. Fllr jeden Slundesanitsbezirk sind ein Standesbeamter und min- 
destens ein Stellvertreter zu liestelleiL Für den Fall vorübergeheudcr Behin- 
dei-ung oder gleichzeitiger Erledigung des Amtes des Standesbeamten und der 
ätellvirrtreter ist die nächste Aufsichtsbehörde ermächtigt, die einstweilige Be- 
urkundung des Pi.Tsonenstaudes einem benachbarten Standesbeamten oder Stell- 
vertreliT zu ilbertraaen. : Die Bestellung erfolgt, soweit nicht im § 4 ein An- 
ileres bisliinmt ist, durch die höhere Verwaltungsbehörde. '] Geistlichen und 
anderen Ueligionsdienern ilarf das Amt eines Standesbeamten oder die Stell- 
vertretung eines solchen nicht übertragen werden. § 4. In den Standesanits- 
hezirken, welche den Bezirk einer Gemeinde nicht überschreiten, hat der Vor- 
steher der Gemeinde (Bürgermeister, Schultheiss, Orts versteh er, oder deren 
geset;£lleher Stellvertreter) die Gesehüfte des Standesbeamten wahrznoehmen, 
sofern durch die höhere Verwaltungsbehörde nicht ein besonderer Beamter 
für dieselben bestellt ist. Der Vorsteher ist jedoch befugt, diese Gesch&fto 
mit Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde anderen Gemeindebcamten 
widerruflich zu übertragen. Die Gemeindebehörde kann die Anstellung be- 
sonderer ytandesbeamten beschliessen. Die Erneimung dei- Standesbeamten 
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oifolgt in diesem Falle durch den Gemeindevurstand unter Genehmigung der ^'»•- «lao 
höheren Verwaltungsbehörde. In der gleichen Weise erfolgt die Bestellung Deutschland, 
der Stellvertreter. Die durch den Gemeindevorstand ernannten besonderen ^- *'*'^''- *^^- 
Standesbeamten und deren Stellvertreter sind Gemeindebeamte. , § 5. Die durch 
die liöliere Verwaltungsbehörde erfolgte Bestellung und Genehmigung zur Be- 
stellung ist jederzeit widerruflich. § (I. Ist ein Standesamtsbezirk aus meh- 
reren Gemeinden gebildet, so werden der Standesbeamte und dessen Stellver- 
treter stets von der hölieren Verwaltungsbeiiörde bestellt. , Ein jeder Vor- 
steher oder andere Beamte einer dieser Gemeinden ist verptiichtet, das Amt 
des Standesbeamten oder des Stellvertreters zu übernehmen. " Die landesge- 
setzlichen Vorschriften, nach welclien den Vorstehern der aus mehreren Ge- 
meinden gebildeten Verbände die gleiche Veri)fiichtung obliegt, werden hie- 
durch nicht berührt. || § 7. Die etwa erforderliche Entschädigung der nach 
§ 4 von den Gemeinden bestellten Standesbeamten fällt der Gemeinde zur 
Last. II Die in § G Abs. 2 und 8 bezeichneten Beamten sind berechtigt, für 
Walirnehmung der Geschäfte des Standesbeamten von den zum Bezirke ihres 
Hauptamtes nicht gehörigen Gemeinden eine in allen Fallen als Pauschquan- 
tum festzusetzende Entschädigung zu beanspruchen. || Die Festsetzung erfolgt 
durch die untere Verwaltungsbehörde. Ueber Beschwerden entscheidet end- 
giltig die höliere Verwaltungsbehörde. j| Bestellt die höhere Verwaltungsbehörde 
andere Personen zu Standesbeamten oder zu Stellvertretern, so fällt die etwa 
zu gewährende Entschädigung der Staatskasse zur Last. || § 8. Die sächlichen 
Kosten werden in allen Fällen von den Gemeinden getragen-, die Registeif und 
Formulare zu allen llegisterauszügen werden jedoch den Gemeinden von der 
Ctintralbehörde des Bundesstaates kostenfrei geliefert. || § 9. In Standesamtsbe- 
zirken, welche aus mehreren Gemeinden gebildet sind, werden die den Standes- 
beamten oder den Stellvertretern zu gewährende Entschädigung und der Be- 
trag der sächliclien Kosten auf die einzelnen betheiligten (remeinden nach dem 
Maassstabe der Seelenzahl vertheilt. || § 10. Den Gemeinden im Sinne dieses 
Gesetzes werden die ausserhalb der Gemeinden stehenden Gutsbezirke, den 
Gemeindevorstehern die Vorsteher dieser Bezirke gleichgeachtet. || § 11. Die 
Aufsieht über die Amtsführung der Standesbeamten wird von der unteren Ver- 
waltungsbehörde, in höherer Instanz von der iiöheren Verwaltungsbehörde ge- 
übt, insoweit die Landesgesetze nicht andere Aufsichtsbehörden bestimmen. 
Die Aufsieht sbehörde ist befugt, gegen den Standesbeamten Warnungen, Ver- 
weise und (Geldstrafen zu verhängen. Letztere dürfen für jeden einzelnen Fall 
den Betrag von einhundert Mark nicht übersteigen. || Lehnt der Standesbeamte 
die Vornahme einer Amtshandlung ab, so kann er dazu auf Antrag der Be- 
t heiligten durch das Gericht angewiesen werden. Zuständig ist das Gericht 
cr^:ter Instanz, in dessen liezirk der Standesbeamte seinen Amtssitz hat. Das 
Verfahren und die Beschwerdeführnng regeln sich, insoweit die Landesgesetzc 
nicht ein Anderes bestimmen, nach den Vorschriften, welche in Sachen der 
nichtbtrcitigen Gerichtsbarkeit gelten. || § 12. Von jedem Standesbeamten sind 
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"fitai*' "^'^^ Standesregister unter der Bezeichnung: Gcburtsrogistor, ]| Heirathsrcgister, ■ 
•Btanhiinj-Sturbcregistor [| m führen. |i § 13. Die Eintragungen in die Standes register cr- 
.Feiir. ia.5. fQjgpjj ujjtep fortlaufenden Nnmmeru und ohne Abkürzungen. Unvermeidliche 
Zwischenräume sinil durch Striche auBzufUUcn, die wesentlichen Zahlenangaben 
mit Buchstaben zu sclireibcn. '} Die auf mündliche Aiizoigo oder Erklärung gf- 
folgcndeu Kintr^ungen sollen enthalten: || 1) den Ort und Tag der Eintra- 
gung, II 2} die ßezviclinung der Erschienen cd, || 3) den Vermerk des Standes- 
beamten, das« und auf wclclic Weise er sich die Uebcricugung von der Per- 
sönlichkeit der Erschienenen verschafft hat, ] 4) den Vermerk, ilass die Ein- 
tragung den Erschienenen vorgelesen und von deuselbcii genehmigt ist, i| 
Ti) die Unterschrift der Erschienenen und, falls sie schreibensuukundig oder zu 
sclireiben verhindert sind, ihr Handzeichen oder die Angabe des Grundes, ans 
welchem sie dieses nicht beifügen konnten, || 6) die Unterschrift des Standes- 
beamten. II Die auf schriftliche Anzeige erfolgenden Eintragungen sind anter 
Angabc von Ort und Tag der Eintragung zu bewirken und durch die Unter- 
schrift des Standesbeamten zu vollziehen. || Zusätze, Löschungen oder Abän- 
derungen sind am Kande zu vermerken und, gleich der Eintragung selbst, be- 
sonders zu vollziehen. || § 14. Von jeder Eintragung in das Register ist von 
dem Standesbeamten an demselben Tage eine von ihm zu beglaubigende Ab- 
schrift in ein Nebenregister einzutragen. Nach Ahlauf des Kalenderjahres 
hat der Standesbeamte jedes Haupt- und jedes Ncbenregrstcr unter Vormer- 
kung der Zahl der darin enthaltenen Eintragungen abzuschlicssen und das 
Nebe%register der Aufsichtsbehörde einzureichen; die letztere hat dasselbe nach 
erfolgter Prüfung dem Gerichte erster Instanz zur Aufbewahrung zuzostellen. ii 
Eintragungen, welche nach Einreichung des Ncbenregisters in dem Uauptre- 
gister gemacht werden, sind gleichzeitig der Aufsichtsbehörde in beglaubigter 
Abschrift m it zu th eilen. Die letztere hat zu veranlassen, dass diese Eintra- 
gimgcn dem Nebenregister beigeschrieben werden. § 15. Diu ordniingsm&Gsig 
geführten Standesregister (12 — 14) beweisen diejenigen Thatsachcn, zu deren 
Beurkundung sie bestimmt und welche in ihnen eingetragen sind, bis der Nach- 
weis der Fälschung, der unrichtigen Eintragung oder der Unrichtigkeit der 
Anzeigen und Feststellungen, auf Grund deren die Eintragung stattgefunden 
hat, erbracht ist I Dieselbe Beweiskraft haben die Auszdgc, welche als gleich- 
lautend mit dem Haupt- oder Nebenrcgist<.tr bestätigt und mit der Unterschrift 
und dem Dienstsiegel des Standesbeamten oder des zuständigen Gericbtsbcamtcn 
versehen sind. Inwiefern durch Verstösse gegen die Vorschriften dieses Ge- 
setzes über Art und Form der Eintragungen die Beweiskraft aufgehoben oder 
geschwächt wird, ist nach freiem richterlichem Ermessen zu beurtheilen, || g 16. 
Die Führung der Stand esregister und die darauf bezüglichen Verbiudlnngeo 
erfolgen kosten- und stenipclfrei. Gegen Zahlung der nach dem angcbängten 
Tarife zulässigen tiebniiren müssen die Standesregister Jedermann ztir Eis- 
siebt vorgelegt sowie beglaubigte Auszüge (§ 15) aus denselben ertheilt we^ 
den. In amtlichem Interesse und bei Unvermögen der Betheiligteu sind die'^ 
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Einsicht der Register und die Erthciluiig der AuszDgc gcbllhrcnfrei zu ge- "'■ *'*" 
währen. ' Jeder Auszug einer Eintragung muss aucli die zu dciselben güliöri- neabKbiud. 
gen Erg&nztmgcii Dud Bcrichügniigen cntlialten. b.fbIw.wts. 

II. Abschnitt Beurkundung der Geburten. § 17. Jede Geburt eines 
Kindes ist inuerbalb einer Woche dem Standesbeamten des Bezirlts, in wel- 
chem die Niederkunft stattgefunden liat, anzuücigeu. § lö. Zur An neige sind 
voriiflichtet: ' I) der eheliclic Vater, [ 2) die bei der Niederkunft zugegen ge- 
wesene Hebamme, ! 3) der dabei zugegen gewesene Arzt, [ i) jede andere da- 
bei zugegen gewesene Person, 5) die Mutter, sobald sie dazu im Stande ist. 
Jedoch tritt die Vcrpflielitnng der in der vorstehenden Reihenfolge spJltcr ge- 
nannten Personen nur dann ein, wenn ein frUlier genannter Verpflichteter nielit 
vorlianden oder derselbe an der Erstattung der Anzeige verhindert ist. § 19. 
Die Anzeige ist mllndlicb von dem Verpflichteten selbst oder durcli eine andere, 
aus eigener Wissenscliaft unterrichtete Person zu maclien. § 20. Bei Gebur- 
ten, welclic sich in öffentlictien Entbinduugs-, Hebammen-, Kranken-, Gefangen- 
nnd iUinlichen Anstalten sowie in Kasernen ereignen, trifft die Veriiflichtnng 
zur Anzeige ausschlicsslicli den Vorsteher der Anstalt oder den von der zu- 
ständigen Behörde errafichtigteu Beamten. Es gcnflgt eine schriftliche Anzeige 
in amtlicher Form. j| § 21. Der StaTidesbeamte ist verpflichtet, sich von der 
Kiehtigkeit der Anzeige (§§ 17—20), wenn er dieselbe zu bezweifeln Anlass 
hat, in geeigneter 'WeiEe Ueberzeugung zu verschaffen. § 22. Die Kintragung 
des Gcbnrtsfalles soll enthalten: 1) Vor- und Kamiliemiaineii, Stand oder Ge- 
werbe und Wohnort des Anzeigenden, ' 2) Ort, Tag nnd Stunde der Geburt, 
:i) Geschlecht des Kindes, 4) Vornamen des Kindes, bi Vor - und Familien- 
namen, Religion, Stand oder Gewerbe und Wohnort der Eltern. Bei Zwil- 
lings- oder Mehrgcbnrten ist die Eintragung fUr jedes Kind besonders und so 
genau zu bewirken, dass die Zeitfolge der verschiedenen Geburten ersiclitlieh 
ist. 1 Standen die Vornamen des Kindes zur Zeit der Anzeige noch nicht fest, 
so sind dieselben nachträglich und längstens hinnen zwei Monaten nach der 
Geburt anzuzeigen. Ihre Eintragung erfolgt am Rande der ersten Eintragung. I 
§ 2.^, Wenn ein Kind todt geboren oder in der Geburt verstorben ist, so 
muss die Anzeige siiätcstciis am nächstfolgenden Tage geschehen. Die Ein- 
tragung ist alsdann mit dem in § 22 unter Nr. 1 — ;< und Tt angegebenen In- 
halte nur im Sterbe register zu machen. ■; § 21. Wer ein neugeborenes Kind 
findet, ist verpflichtet, hiervon spätestens am nfichstf olgenden Tage Anzeige bei 
der OrtspolizeibehOrdc zu machen. Die letztere hat die erforderlichen Er- 
mittelungen vorzunehmen und dem Standesbeamten des Bezirks von deren £r- 
gcbniss behufs Eintragung in das Geburtsregister Anzeige zu machen. | Die 
Eintragung soll enthalten die Zeit, den Ort und die Umstände des Auffindens, 
die Beschaffenheit und die Kennzeichen der bei dem Kindf^ vorgefundenen 
Kleider und sonstigen Gegenstände, die köriierlichen Merkmale des Kindes, sein 
vermuthliches Alter, sein Geschlecht, die Behörde, Anstalt oder Person, bei 
welcher das Kind untergebracht worden, und die Namen, welche ihm beigelegt 



2H2 Stnat und Kirche. Deiitachland. 

wtrJeii. " § 25. Die Anerkenn an g cinus miclidielicD Kindes darf in das Ge- 
,1. liurtsrcgisttT nur dann cingütraftun \verJun, wenn dieselbe vor dem Staudeä- 
^' beamU'ii odur in ciuer gcriclitlieh oder nüt;iritll aufgL'iioinnienen Urkuudc cr- 
klärl ist. II g 2(i. Wenn diu FeätsteUniig der Abstammung eines Kindes erst 
nacli Eiotragung des Gcburtsfallcs erfolgt oder die Stand es reclite durcli Le- 
gitimation, Aiinalinie an Kindesstatt oder in anderer Weise eine Veränderung 
erleiden, su ist dieser Vorgang, sofern er durcli üfTcntlichc Urkundei: nacli- 
gewiescn wird, auf Antrag eines Betheiligten am Kandc der (iber den Gebnrts- 
fall vorgeuominenen Eintragung zu vermerlien. |[ § 27. Wenn die Anzeige eines 
Geburtsfalles flber drei Monate vcrzöftert wird, so darf die Eintragung nur 
mit Genelimigung der Aufsichtsbcliörde naeli Erniittclnng des Sacli Verhaltes 
erfolgen. I| Die Koston dieser Ermittelung sind von demjenigen einzuziehen, 
welcher die reelitzeitige Anzeige vcrsilumt hat. 

III. Absehnitt, Erfordernisse der Ehcsehlicssung. § 28. Zur 
Bliese liliessnng sind die l'^inwilliguug uitd die Khemündigkeit der Eheschliosscii- 
den e r forde rli eil. |l Die Eliemdndi^'keit des müiiidiclien Geschlechtes tritt mit 
dem vollendeten zwanzi^'.-ten Lehensjalire, die des weihliehun Geschlechtes mit 
dem vollendeten scehszehnten Lebensjahre ein. Dispensation ist zul9ssig. |1 § 29, 
Eheliche Kinder bodtirfcn zur I'^licsclilicssnng, solange der Sohn das fOufond- 
zwanzigste, die Tochter das vieruiidzwanzigste Lebensjahr niclit vollendet hat, 
der Einwilligung des Vaters, nach dem Tode des Vaters der Einwilligung der 
Mutter nnd, wenn sie minderjilhrig sind, auch des Vormundes. ]| Sind beide 
Eltern verstorben, so bedürfen Minderjälirige der Einwilligung des Vormun- 
des. II Dem Tode des Vaters oder der Mutter stellt es gleich, weun dieselben 
zur Abgabe einer Erklärung dauernd ausser Stande sind, oder ihr Aufenthalt 
dauernd unbekannt ist. || Eine Einwilligung des Vormundes ist fttr diejenigen 
Minderjährigen nicht erfunlerlicli , welche nach Landesrecht einer Vormund- 
schaft nielit unterliegen. j| Inwiefern die Wirksamkeit einer Vormundschaftsbe- 
hörde oder eines Fainilienratlies stattfindet, bestimmt sich nach Landesrecht. |i 
§ 30. Auf iinchcliehe Kinder finden die im vorhergehenden Faragraphcu für 
vaterlose eheliche Kinder gegebenen Bestinimnngen Anwendung. || § 31. Bei 
angenommenen Kindern tritt an Stelle des Vaters (§ 2!i) derjenige, welcher an 
KindesstAtt angenommen hat. Diese Uestiminung findet in denjenigen Tlieilcn 
dirs Bundesgebietes keine Anwendung, in welchen durch eine Annahme an Kin- 
desstatt die Rechte der vüterliclien Gewalt nicht begründet werden können. ,1 
§ 3ü. Im Falle der Ver^agnng der Einwilligung zur Elieschliessang steht 
grossjiihrigen Kindern die Klage auf richterliche Ergänzung zu. ]| § 33. Die 
Ehe ist verboten: ■\ 1) zwischen Verwandten in auf- und absteigender Linie, \ 
2) zwischen voll- und lialbbürtigen Geschwistern, || :.t] zwischen Sliefeltcni und 
Stiefkindern, Schwiegereltern und Schwiegevkindcni jeden Grades, || ohne Un- 
terschied, oh das Verwandtschafts- oder Schwägerscliaftsvorhältniss auf ehe- 
licher oder ansscrch elidier Geburt beruht und oh die Ehe, durch welche die 
Stief- oder Schwivgervorhindung begründet wird, noch besteht oder nicht, '' 
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4) zwischen Personen, deren eine die andere an Kindesstatt angenommen hat, ^J:^fJ.^ 
solange dieses ßechtsverliältniss besteht, I| 5) zwischen einem wegen Elicbruclics DoutsoLbud. 
Geschiedenen und seinem MitschuUligen. || Im Falle der Nr. 5 ist Dispensation ^•^*^^''^'^'^" 
zulässig. II § 34. Niemand darf eine neue Ehe schliessen, bevor seine frühere 
Ehe aufgelöst, für ungiltig oder für niclitig erklärt ist || § 35. Frauen dürfen 
erst nach Ablauf des zehnten Monats seit Beendigung der frttlioren Ehe eine 
weitere Ehe schliessen. || Dispensation ist zulässig. [| § 3G. Hinsichtlich der 
rechtliclien Folgen einer gegen die Bestimmungen der §§ 28 — 35 gesclilosse- 
nen Ehe sind die Vorschriften des Landesrechts maassgebend. || Dasselbe gilt 
von dem Einflüsse des Zwanges, Irrthums und Betruges auf die Giltigkeit der 
Ehe. II § 37. Die Ehescliliessung eines Pflegebefohlenen mit seinem Vormund 
oder dessen Kindern ist wälirend der Dauer der Vormundschaft unzulässig, j 
Ist die Ehe gleich wolil geschlossen, so kann dieselbe als ungiltig nicht ange- 
fochten werden. || § 38. Die Vorschriften, welche die Ehe der Militärpersonen, 
der Landesbeamteu und der Ausländer von einer Erlaubniss abhängig machen, 
werden nicht berührt. Auf die Rechtsgiltigkcit der geschlossenen Ehe ist der 
Mangel dieser Erlaubniss ohne Einfluss. || Ein Gleiclies gilt von den Vor- 
schriften, welche vor der Eheschliessung eine Nachweisung, Auseinandersetzung 
oder Sicherstellung des Vermögens erfordern. || § 39. Alle Vorschriften, welche 
das Recht zur Eheschliessung weiter beschränken, als es durch dieses Gesetz 
geschieht, werden aufgehoben. || § 40. Die Befugniss zur Dispensation von Elie- 
hindernissen steht nur dem Staate zu. Ueber die Ausübung dieser Befuguiss 
haben die Landesregierungen zu bestimmen. 

IV. Abschnitt. Form und Beurkundung der Ehesclilicssung. § 4L 
Innerhalb des Gebietes des deutschen Reiches kann eine Ehe reclitsgiltig nur 
vor dem Standesbeamten geschlossen werden. |l § 42. Zuständig ist der Stan- 
desbeamte, in dessen Bezirk einer der Verlobten seinen Wohnsitz hat oder 
sich gewöhnlich aulnält. Unter mehreren zuständigen Standesbeamten haben 
die Verlobten die Wahl. || Eine nach den Vorschriften dieses Gesetzes ge- 
schlossene Ehe kann nicht aus dem Grunde angefochten werden, weil der Stan- 
desbeamte nicht der zuständige gewesen ist. ;| § 43. Auf schriftliche Ermäch- 
tigung des zuständigen Standesbeamten darf die Eheschliessung auch vor dem 
Standesbeamten eines anderen Ortes stattfinden. || § 44. Der Eheschliessung 
soll ein Aufgebot vorhergehen. || Für die Anordnung desselben ist jeder Stan- 
desbeamte zuständig, vor welchem nach § 42 Abs. 1 die Elie geschlossen 
werden kann. || § 45. Vor Anordnung des Aufgebotes sind dem Standesbeamten 
(§ 44) die zur Ehesclilicssung gesetzlich nothwendigen Erfordernisse als vor- 
handen nachzuweisen. 1| Insbesondere haben die Verlobten in beglaubigter Form 
beizubringen: 1) ihre Geburtsurkunden, || 2) die zustimmende Erklärung derje- 
nigen, deren Einwilligung nach dem Gesetze erforderlich ist. || Der Beamte 
kann die Beibringung dieser Urkunden erlassen, wenn ihm die Thatsachen, 
welche durch dieselben festgestellt werden sollen, persönlich bekannt oder sonst 
glaubhaft nachgewiesen sind. Auch kann er von unbedeutenden Abweicliuugen 
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Hr. fliiij in den Urkunden, beisj)icls weise voii einer versctiicileiieii Sclirvibart der Na- 
ütui-Thkiid. JUL'U oder diicr Vursdiicdculiuit der Vorname ii, absülien, wenn iu anderer Weise 
6.Pebr.ifi7&.^i(> PorsöiiUclikeit di:r Betliciligtcn festgcstdlt wird. ][ Der Beamte ist berech- 
tigt, deu Verlobten die eidcsslattliclic Versiclieruiig llber die Kichtigkcit der 
Tliatsachou abzunelimcii, wclelie duruli diu vurliegcudcii Urkuudeu oder die 
suiist lie iget) raeti teil Duweisniittul ihm iiiclit als hinreichend festgestellt crscliei- 
noti. II § 4l>. Diis Aufgebot ist bekannt zu maelien: |l 1) in der Gemeinde oder 
iu dun Oemeindon, woselbst diu Vurluhtcn ihren Wolinsitz lisboo, || 2) wenn 
einer der Verlobten seinen genölinlielien Aufcntlialt ausserhalb seines gegen- 
Rüiiigen Woliusitzes liat, aucli in der Gemeinde seines jetzigen Aafenthalts, ' 
3) wenn einer der Verlobten seinen Wohnsitz innerhalb der letzten sechs Mo- 
nate gewechselt hat, auch in der Gemeinde seines früheren Wohnsitzes, j] Die 
Bulianntmachnng liat die Vor- und Familiennamen, den Stand oder das Ge- 
werbe und Jen Wohnort der Verlobten und ilirer Eltern zu enthalten. 1 Sic 
ist während zweier Wochen an dem Ratlis- oder Gemeindehausc oder an der 
!ion>tigen, zu Bekann tniauhungen der Gemeiiidebeliörde bestimmten Stelle aus- 
zuUüngcn. |j § 47. Ist einer der Orte, an welchem nach § 46 das Aofgcbut 
bekannt zu machen ist, im Auslände belegen, so ist au Stelle des an diesem 
Orte zu bewirkenden Aushanges die Bekanntmachung auf Kosten des Antrag- 
stellcrs einmal in ein Blatt einzurücken, welches an dum auslUudischoa Orte 
erscheint oder vcrhrcitut ist. Die Ehe Schliessung ist nicht vor Ablauf zweier 
Wochen nach dem Tage der Ausgabe der betreffenden Nummer des Blattes 
zttlüssig. n Es bedarf dieser EinrUeknng niclit, wenn eine Bescheinigung der 
butreffenden ausländischen Ortshehörde daliin beigebracht wird, dass ihr von 
[lern Bestehen eines Ehebindernisses nichts bckaimt sei. || § 48. Kommen Ehe- 
liindernisse zur Eenntniss des Standesbeamten, so liat er die Elieschliessung 
ab/nlclinun. || § 49. Soll die Ehe vor einem anderen Standesbeamten als dem- 
jenigen geschlossen werden, welcher das Aufgebot angeordnet hat, so hat der 
letztere eine Bescheinigung dahin auszustellen, dass und wann das Aafjgcbot 
vorschriftsmässig erfolgt ist und dass Eliehindemisse nicht zu seiner Kenntniss 
gekommen sind. [] § 5n. Die Befugniss zur Dispensation von dem Aufgebot 
stellt nur dem Staate zu. Ueber die AusQhnng dieser Befugniss haben die 
Landesn^glermigen zu bestimmen. || Wird eine lehunsgcRihrliche Krankheit, 
welche einen Aufschub der Ehe Schliessung nicht gestattet, ärztlich beschei- 
nigt, so kann der Standesbeamte (§ 42 Abs. 1) auch ohne Aufgebot die Ehe- 
schlicssung vomelimcn. [| § »l. Das Aufgebot veiliert seine Kraft, wenn seit 
dessen Vollziehung sechs Monati} verstrichen sind, ohne dass die Ehe ge- 
schlossen worden ist. |[ § 52. Die Eheschliessung erfolgt iu Gegenwart von 
zwei Zeugen durcli diu au die Verlobten eiuzelii und nacheinander gerichtete 
Frage des Standesbeamten: ' ob sie erklären, dass sie die Kho mit einander 
eiiigelien wollen, durcli die bejahende Autwort der Verlobten und den hieraaf 
erfolgendeu Aussiiruch des Standesbeamten, dass ei' sie nunmehr kraft des 
OesL't/ei- fQ]- rechtmässig verbundene Eheleute erklilre. || § 53. Als Zeugen 
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sollen nnr Grossjälirigo zugezogen werden. Vcrwaiidtseliaft unJ Schwftgcrschalt "'• ^'*' 
zwischen dcu Bctlieiligtcii nnd den Zcngcn oder zwischen den Zeugen unter usaiHhiüd. 
einander steht deren Zuziehung nicht entgegen. || § 54. Die Eintragung in das"-*'*^''*"'- 
Heiratbsregistcr soll euthaltcu: |j 1) Vor- und Familiennamen, Religion, Alter, 
Stand oder Gewerbe, Gchurts- und Wohnort der Eh eschli essen den, [] 2) Vor- 
nnd Familiennamen, Stand oder Gewerbe und Wohnort der Eltern, || H) Vor- 
und Familiennamen, Alter, Stand oder Gewerbe und Wolinort der zugezogenen 
Zengen, [j i) die Erklärung der Eheschlies senden, || 5} den Aussiimch des Stan- 
desbeamten. Ueber die erfolgte Eliescliliessnng ist den Eheleuten sofort eine 
Hescheinignug auszustellen. |' § ri5. Ist eine Ehe für aufgelöst, ungiltig oder 
nichtig erklärt worden, so ist dies am Rande der Über die Ehescliliessung be- 
wirkten Eintragung zu vermerken, {j Die landesgesetzlichen Vürschriftcn, nach 
welchen es zur Trennung einer Ehe einer besonderen Erklärung und Beur- 
kundnng Tor dem Standesbeamten bedarf, werden hierdurch nicJit berührt. 

V. Abschnitt Beurkundung der Stcrbefälle. § 56. Jeder Stcrbc- 
fall ist spätestens am nächstfolgenden Woclientagc dem Standesbeamten des 
Bezirks, in welchem der Tod erfolgt ist, anzuzeigen. ]| § 57. Zu der Anzeige 
verpflichtet ist das Familienhaupt und, wenn ein solches nicht vorbanden oder 
an der Anzeige behindert ist, derjenige, in desseu Wolmung oder Behausung 
der Stcrbefall sich ereignet hat. || § ö8. Die §§ 19 — 21 kommen auch in 
Beziehung auf die Anzeige der Sterhefällc zur Anwendung. || Findet eine amt- 
liche Ermittelung über den Todesfall statt, so erfolgt die Eintragung aaf 
Grund der schriftUchen Iklittheilung der zuständigen Behörde. || § b\). Die Ein- 
tragung des Sterbefalles soll ciithaltcn: I| 1} Vor- und Familiennanien, Stand 
oder Gewerbe und Wohnort des Anzeigenden, |] 2] Ort, Tag und Stunde des 
erfolgten Todes, |[ 3) Vor- und Familiennamen, Religion, Alter, Stand oder 
Gewerbe, Wohnort und Geburtsort des Verstorbenen, H 4) Vor- und Familien- 
namen seines Ehegatten, oder Vermerk, dass der Verstorbene ledig gewesen 
sei, II 5) Vor- und Familiennamen, Stand oder Gewerbe und Wolniort der El- 
tern des Verstorbenen. Q Soweit diese Verhältnisse unbekannt sind, ist dies bei 
der Eintn^ung zu vermerken. || § ßO. Ohne Genehmigung der Ortspolizeibe- 
hürde darf keine Beerdigung vor der Eiutragung des Stcrbefalles in das Ster- 
beregister stattfinden. Ist die Beerdigung dieser VorscJirift entgegen gesche- 
hen, so darf die Eiutragung des Sterbcfalles nur mit Genehmigung der Auf- 
sichtsbehörde nach Ermittelung des Sachverhaltes erfolgen. 

VI, Abschnitt. Beurkundung des Personenstandes der auf See 
befindlichen Personen, g ßl, Geburten und StcrbeffiUe, welche sich auf 
Seeschiffen wälirend der Reise ereignen, sind nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes spätestens am nächstfolgenden Tage nach der Gehurt oder dem To- 
desfall von dem Schiffer, unter Znzichun({ von zwei Schiffsofficieren oder an- 
deren glaubhaften Personen, in dem Tagebuch zu beurkunden. Bei Sterbe- 
fällcn ist zugleich die mutlimaasslicJie Ursache des Todes zu vermerken. | § G3. 
Der Schiffer hat zwei von ihm beglaubigte Abschriften der Urkunden demjc- 
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Sr. B131' nigcii Secinaiiiisamti', büi dem es zuerst gcBchchen kaini, zu Obergebcn. Eine 
wuiMhUna. diosor Absehril'twi ist bei dem Scomaniisamtc aufzubewaliren; die andere ist 
■►"'"■"''■''■ demjenigüii Staiidesbcumtcn, in dcEscu Itczirk die Eltern des Kindes, bczw. 
der Verstorbene, ihren Wohnsitz liabcii oder zuletzt gelinht haben, behufs der 
Eintragung in das Rugistcr zuznfertigi-n. || § 6;!. Ist der Scliiffer verstorben 
oder verhindert, so hat der Steuermanu die iu den §§ 61 und 62 dem Schif- 
fer aufcrlet'ten Ver]illichtungeii zn erfüllen. || § 64. Sobald das Schiff in den 
iuländisclicu Hafen eingelaufen ist, in welchem es seine Fahrt beendet, ist 
das Tagebuch der fllr den Standesbeamten des Hafenorts zust&ndigen 
Aufsichtsbehörde vor/ulcgeu. [| Diese hat beglaubigte Abschrift der in das 
Tagebuch eingetragenen Staudcsurkiuide dum Standesbeamten, in dessen 
Register der Fall gehört (§ ()2), behufs Controlimng der Eintragungen zuzu- 
stellen. 

VII. Abschnitt. Berichtigung der Standesregister. § 65. Die 
llcrichtiguiig einer Eintragung in dem Standes register kann nur anf Grund 
gerichtlicher Anordnung erfolgen. Sie geschieht durch Deischreibung eines 
Vermerks am Rande der zu berichtigenden Eintragung. || § 66. Für das Be- 
richtig uiigs verfahren gelten, insovieit die Landesgesetze nicht ein Anderes be- 
stimmen, die nachstehenden Vorschriften, y Die Aufsiclitsbe bürde hat, wenn ein 
Antrag auf Berichtigung gestellt wird, oder wenn sie eine solche von Amts- 
wegen für erforderlich erachtet, die Betheiligten zu hören und gecignetenfalls 
eine Aufforderung durch ein riffentliches Blatt zu erlassen. Die abgeschlosse- 
nen Verhandlungen hat sie demnüchst dem Gerichte erster Instanz vorznlegen. 
Dieses kann noch weitere thatsikchliche Aufklärungen veranlassen nnd gedg- 
iietcnfalls den Antragsteller auf den Prezcsswog vorweisen. |, Im Uebrigen finden 
die fßr Sachen der uichtstreitigcn (icrichts barkeit geltenden VorschriRen An- 
wendung. 

VIII. Abschnitt. Schlussbestimmuugen. § 67. Ein Geistlicher oder 
anderer Religionsdiencr, welcher zu den reltgiüsen Feierlichkeiten einer Ehe> 
Schliessung schreitet, bevor ihm nachgewiesen worden ist, dass die Ehe vor 
dem Standesbenmtvn geschlossen sei, wird mit Geldstrafe bis zu dreihundert 
Mark oder mit Gefilngniss bis zu drei Monaten bestraft. [| g GS. Wer den in 
den g§ 17—20, 22—24, 56— r">Ö vürgesehriebenen AnzcigepHichten nicht nach- 
kommt, wird mit Geldstrafe bis zu einliundertfilnfzig Mark oder mit Haft be- 
straft Die Strafverfolgung tritt nicht ein, wenn die Anzeige, obwohl nicht 
von den zunächst VcrpHtchtetcn, doch rechtzeitig gemacht worden ist [] Die 
bezeichnete Strafe trifft auch den Schiffer oder Steuermann, welcher den Vor- 
schriften der §§ 61 — 64 zuwiderhandelt. [| Die Standesbeamten sind ansserdem 
befugt, die zu Anzeigen oder zu sonstigen Handlungen anf Grund dieses Ge- 
setzes Veqidichteten hierzu durch Geldstrafen anzuhalten, welche fQr jeden 
einzelnen Fall den üetrag von fllufzehn Mark nicht übersteigen dürfen. H § 69. 
Ein Standesbeamter, welcher unter Ausseracht hissung der in diesem Gesetze 
gegebenen Vorschriften eine Eheschliessung vollzieht, wird mit Geldstrafe bis 
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zu sechshundert Mark bestraft. Il § 70. Gebühren und Geldstrafen, welclie in ^^' ^^^ 
Gemilssheit dieses Gesetzes zur Erliebung gelangen, fliessen, insoweit die Lan- Doutsöhüna, 
desgesetze nicht ein Anderes bestimmen, den Gemeinden zu, welclie die säch- *^- *^'®^'' **'^' 
liehen Kosten der Standesämter (§ 8, 9) zu tragen haben. | § 71. In welcher 
Weise die Verriclitungen der Staudesbeamten in Bezug auf solche Militärper- 
sonen wahrzunehmen sind, welche ihr Standquartier nicht innerhalb des deut- 
schen Reiches oder dasselbe nach eingetretener Mobilmachung verlassen haben, 
oder welche sich auf den in Dienst gestellten Schiffen oder anderen Fahr- 
zeugen der Marine befinden, wird durch Kaiserliche Verordnung bestimmt. [ 
§ 72. Für die Landesherren und die Mitglieder der landesherrlichen Familien 
sowie der fürstlichen Familie Ilohenzollern erfolgt die Ernennung des Stan- 
desbeamten und die Bestimmung über die Art der Führung und Aufbewahrung 
der Standesregister durch Anordnung des Landesherrn. || In Betreff der Stell- 
vertretung der Verlobten und in Betreff des Aufgebotes entscheidet die Obser- 
vanz. Im Uebrigen werden in Ansehung der Mitglieder dieser Häuser die auf 
Ilausgesetzen oder Observanz beruhenden Bestimmungen über die Erforder- 
nisse der Eheschliessung und über die Gericlitsbarbeit in Ehesachen nicht 
berührt. || § 73. Den mit der Führung der Standesregister oder Kirchenbücher 
bisher betraut gewesenen Behörden und Beamten verbleibt die Berechtigung 
und Verpflichtung, über die bis zur Wirksamkeit dieses Gesetzes eingetragenen 
Geburten, Heirathcn und Sterbefälle Zeugnisse zu ertheilen. || § 74. ünberülirt 
bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften, welche || 1) Geistlichen und Kir- 
chendienern ans Anlass der Einführung der bürgerlichen Standesregister und 
der bürgerlichen Form der Eheschliessung einen Anspruch auf Entschädigung 
gewähren-, || 2) bestimmten Personen die Pflicht zu Anzeigen von Geburts- und 
Todesfällen auferlegen. || Wo die Zulässigkeit der Elie nach den bestellenden 
Landesgesetzen von einem Aufgebote abhängig ist, welches durch andere bür- 
gerliche Beamte als die Standesbeamten vollzogen wird, vertritt dieses die 
Stelle des von den Standesbeamten anzuordnenden Aufgebotes. || § 75. Inncr- 
lialb solcher Grenzpfarreien, deren Bezirk sich in das Ausland erstreckt, bleibt 
das bestehende Recht für die Beurkundung derjenigen Geburten und Sterbe- 
fälle sowie für die Form und Beurkundung derjenigen Eheschliessungen maass- 
gebend, für welche ein Standesbeamter nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
nicht zuständig, dagegen nach dem bestehenden Recht die Zuständigkeit des 
Geistlichen begründet ist. | Im Geltungsgebiete des preussischen Gesetzes vom 
9. März 1874 ist unter dem bestehenden Recht dasjenige Recht zu verstehen, 
welches vor dem Inkrafttreten jenes Gesetzes maassgebend war. || § 76. In 
streitigen Ehe- und Verlöbnisssachen sind die bürgerlichen Gerichte ausschliess- 
licli zuständig. Eine geistliche oder eine durch die Zugehörigkeit zu einem 
Glaubensbekenntniss bedingte Gerichtsbarkeit findet nicht statt. || § 77. Wenn 
nach dem bisherigen Rechte auf beständige Trennung der Ehegatten von Tisch 
und Bett zu erkennen sein würde, ist fortan die Auflösung des Bandes der 
Ehe auszusprechen. || Ist vor dem Tage, an welchem dieses Gesetz in Kraft 
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Nr. 6131. (394.) 

FEEU8SEH. Reden des FflrBten Bismarck im Abgeordnetenbuse 

hei Berathang der GesctzesTorUge, betreffend die Einstellang der 

Leistungen ans Staatsmitteln ftlr die katholische Sirche. 

Ich beabsichtige nicht, dem Yorredner (v. Gerlach] im Allgemeinen zq 
antworten, sondern nnr anf ein Wort Diesem Worte mnss ffidersprocheo 
werden in einer Weise, wie es bisher noch nicht geschehen ist. Es ist die 
falsche Auffassung des au sich richtigen Satzes: man soll Gott mehr ge- 
horchen als den Menschen. Der Vorredner kennt mich ja lange genng; er 
)iat ja selbst öfter davon gesprochen, nm zu wissen, dass ich diesen Satz tn 
seiner vollen Richtigkeit anerkenne, nnd dass ich glanbe, Gott zn gehorchet^ 
wenn ich dem Könige diene, dem er früher ja auch gedient ha^ mit der De- 
vise „mit Gott für König nnd Vaterland"; jetzt sind ihm diese drei Devisen 
auseinandergekommen, wie es scheint, und er sieht Gott getrennt von KAnig 
und Vaterland. Ich kann ihm auf diesem Wege nicht folgen. Ich glanb^ 
meinem Gott zu dienen, wenn ich meinem Könige diene im Schatze des Oe- 
mciuwesens, dessen Monarch er von Gottes Gnaden ist, und in welchem die 
Befreiung von fremdem GeistcBdmck und die ünabhftngigkeit seines Tolkei 
gegen römischen Druck zu schätzen seine ihm von Gott auferlegte Pflicht ii^ 
in der ich dem Könige diene. Der Vorredner seihst musz doch zugeben, 
wenn er ganz offen sein will — onter vier Augen wird er ehrlich genng sein, 
CS uns einzugestehen — , dass wir au die Gottheit eines StaategOtienthonu 
nicht glauben; nichtsdestoweniger tässt er sich von dieser Entstellung der 
Wahrheit bei seinen Ausführungen leiten, als wenn wir, die wir hier sitzen, 
an eine lieidnische Staatsgotthcit glaubten. Er verfUlt hierbei in denselben 
Fehler, den er den römischen Kaisem vorwarf, die sich vergöttern liessen, in- 
dem er sagte, die Leute waren ja weit entfernt, selbst daran zn glanben, nnd 
so ist aacli er weit entfernt, daran zu glauben, was er sagte; er branchta et 
nur zur Beschönigung der Herrschaft, die er selbst ansttben will. Q Der Btti 
aber, um den es sich handelt, ist unr die Frage: Soll man dem Papste mehr 
dienen als dem Könige? Zwischen dem Papste und Gott ist denn doch fOr 
mich ein sehr wesentlicher Unterschied. Es handelt sich also hier nicht nm die 
Frage: Soll man Gott oder soll man den Menschen mehr dienen, sondern ner 
darum: Sollen wir in weltlichen Dingen, wo es sich um unser Seelenheil in 
keiner Weise handelt, dem Papste mehr dienen, als dem Könige? Wir luben 
vor 1826 unter der Herrschaft des Landrechts gelebt, das weiter ging, ud 
dieselben Herren, die jetzt behaupten, durch die Maigesetze, die nicht so wdt 
gehen, wie das Landrecht, geschädigt zu sein, mögen doch bedenken, dosa Um 
Yüter in Ehren selig geworden sind nnter jenem Regime. {| Der Torredner Int 
noch ein Argument vorgebracht; er hat den Knlttisminiater aaf seine Erfolg- 
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losigkeit liitigewiesen. Ja, ich bewundere das und frage, wenn er auf der einen "'■ *>>' 
Seite seine Lorbeeren anstheilt ohne jede Backsiebt auf Erfolg, hat dann auf p„umb. 
der anderen Seite dos Verhalten der BiEchOfc den Znstaud der katholischen !<>' °- ib- 
Kirche wesentlich gebessertV (Rufe aus den Reihen der Ultramontanen: Ja 
wohl! gewiss!) Nun, meine Herren, das Zeugnies des Papstes sagt nein. Was 
wäre denn das fOr eine Heuchelei, für ein heuchlerisches Klagen, mit denen 
man uns vor Europa verleumdet, als ob wir Kirchenfeinde wären, als ob wir 
die Kirchs vernichteten; wie wären denn diese Klagen denkbar, wenn icli 
wirklich Ihre Kirche so gefördert hätte, wie Sie behaupten? Eines von Beiden 
ist also jedenfalls sicher: entweder die Klage über Verfolgung der Kirclie ist 
Heuchelei, und das werde ich mir merken, so oft sie wieder auftritt, oder 
aber, auch Sie haben irgendwelche Erfolge nicht gehabt. j| Darauf aber kommt 
es hier ganz und gar nicht an. Wir sind beide einig, nicht in dem Streben 
nach Erfolg, sondern in der Pflichterfüllung, beide im Begriff, Gott mehr zu 
dienen, als den Menschen, jeder nach seiner Weise, wie er es glaubt Sie 
glauben den Willen Gottes näher, genauer zu kennen als wir; wir glanbcn es 
auch: ich meinerseits glaube auch den Willen Gottes genauer zu kennen, als 
der Vorredner. || Also, meine Herren, auf den Erfolg kommt es nicht an; auch 
dieses Gesetz wird keinen nennenswerthen Erfolg haben. Der Papst und zehn 
Mal mehr der Jesuiten-Orden sind viel zu reich, als dass es ihnen auf diese 
Summe ankommen konnte; ich sage nicht ohne Bedacht: der Jesuiten -Orden 
zehn Mal mehr als der Papst; ausserdem können sie ilire Bestenerungsart, die 
ihnen bisher gute Dienste leistete, anwenden, teil erwarte also keinen grossen 
Erfolg; aber wir thun einfach unsere Pflicht, indem wir die Unabhängigkeit 
des Staates and der Nationen gegen diese äusseren Einwirkungen schotzen, 
indem wir die Geistesfreiheit der deutschen Nation gegen die Bänke des ro- 
mischen Jesuiten-Ordens und des Papstes vertreten; das thun wir mit Gott 
fOr König und Vaterland. 



Der Herr Vorredner (Windhorst) hat behauptet, ich hätte irgendwo, icli 
weiss nicht wann, gesagt, die Maigesetze enthielten nichts, was nicht im Land- 
recht stände, und wären mit dem Landrecbt übereinstimmend. Ich bestreite, 
das jemals gesagt zu haben. Ich habe zwar schon sehr viel im Leben ge- 
sprochen, zu viel, als dass ich jedes einzelne Wort behalten könnte; aber das 
bestreite ich gesagt zu haben. Obschon ich mich auf dem Gebiete der Juris- 
prudenz mit dem Herrn Vorredner nicht messen will, bin ich doch seit 
meinen Studien so unwissend nicht, dass ich nicht ?.n bcurtheilcn verstände, 
dass in dem Landrechte nach manchen Richtungen sehr viel mehr steht, als 
in den Haigesetzen, — wiederum vieles, was nicht im Landrechte zu finden 
ist, in den Maigesetzen, an welche man zur I andre chtlicheu Zeit noch gar 
nicht gedacht bat, weil man zu Friedrichs des Grossen Zeiten an die unerhörte 
Erscheinung, dasa s&mmtliche Landesbischöfe sich gegen die Gesetze auf- 



298 StiMt und Kirche. PrausMO. 

Nr »ii;ti lohiitpi), nocli gar nicht gedacht liat Wenn nun aber der Herr Vorredner 
r^^en i'^f^'i seitiiT Art, etwas zu bohaupten, was nicht so ist, aber annähemd so sda 
IS. ■■ 18. könnte, mir Scliuld gicbt, ich hilttc diese noch grössere Juristische Unwissen- 
heit, als die mir in der That eigeutlitlmliche, bewiesen, und dass ich schwer- 
lich durch das Examen durchgeschlüpft wäre, so muss ich doch feststellen, 
dass hier der Herr Vorredner mir Unrcclit gcthan hat; ich habe das nie ge- 
Diun und würde es anch nie thun. In jedem Examen — bin ich ttbenengt 
— wird er sehr viel besser bestehen als ich, namentlich im joristischen, bei 
seiner Vielseitigkeit anch in sehr vielen andcrcu Dingen; etwas anderes ist ei 
aber, praktische Politik zu treiben und sich mit einigem Erfolge mit der 
Wohlfalirt des eigenen Landes zu beschäftigen; da behaupte ich meinerseiti 
wieder, das besser zu verstehen, als der Herr Vorredner, nnd alle Biamint, 
die er machen kSnntc, wflrdcn ilin vielleicht dazu nicht befthigenj wir wttrdea 
vielmehr jeden Staat bedauern, dem es beschieden wäre, von dem Herrn Vor- 
redner regiert zu wcrdou. Die Herren aus Haimover haben ja die Erbhrang 
gemacht, nnd sie werden mir sagen können, ob sie lieber einen streng exami- 
nirten oder einen dem Lande nOtzlichen Minister haben wollen. || Der Herr 
Vorredner hat ausserdem gesagt, ich hfttte gestanden, wir wflrden mit dieiem 
Gesetze wenig erzwingen, nnd hat daraus gefolgert, dass er nicht begreifen 
kOnne, warum wir es denn Überhaupt ins Leben fahren wollen. Der Herr 
Vorredner begreift doch so Manches, was nns unverständlich ist; daes er nicht 
auf den Gedanken gekommen ist, der uns hierbei leitete, das hegreife ich 
nicht: es ist des Staates nicht würdig, seine erklärten Feinde gegen sich selbst 
zu besolden; es ist Anstandspflicht des Staates, diese Gelder einzabebalten; der 
Staat kann nicht stillschweigend dulden nnd durch Zahlung bestätigen, dast 
gegen ihn der Aufruhr von den Seiten gepredigt wird, wo er am meuten 
im eigenen Interesse mitunterdruckt werden sollte; ich sage: im eigenen 
Interesse; denn Sie ziehen sich in Ihren — ich will nicht sagen Geist- 
lichen, sondern in dem, was wir im Allgemeinen die Iletzkaplftne nennen, — 
eine Gesellschaft gross, mit der Sie in ruhigen Zeiten Ihre Noth haben 
werden || Wenn Sie ausserdem fragen, was wir für Erfolge davon haba, 
so glauben Sie den Erfolg zu haben, dass Sie sich das kirchliche Bewnut- 
sein im Kampf stilrkon. Dir Deutsche hat das Gefühl, er mag für eine ge- 
rechte oder ungerechte Sache kämpfen, wenn er einmal im Kampfe engagirt 
ist, so ist er nicht geneigt, die Sache zu prüfen: er hat dafür gefochten, er > 
begeistert sich dafür; die Schläge, die er dafür ausgethcilt und empfaiq 
dienen ihm als Grund seiner Ueberzengung, und in dem Gefühl folgt er cnt-l 
schlössen der Fuhrung seiner Leiter. Ob Sie dieses entfesselte Ferment künftij/ 
wieder belterrschen werden? Alle die jungen ehrgeizigen Streber, dio 1 
dem jetzigen Vorfahren ihre vorgesetzten Bischöfe einschüchtern, fühlen s 
dadurch grösser als sie sind: sie wollen mit der Zeit befriedigt sein, sie wrj 
nicht immer llotzkapISne bleiben und Zeitungen schreiben — sie wolle# 
schof werden. !' Aber auch der Staat hat nach dieser Seite hin in BczoT 
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Goschlossentieit durch diesen Kampf ausserordentlich geffonaen; es ist, wie "'■ •'" 
iu früheren Zeiten, unter andern der von Heinrich dem Vogehteller. Ehe pnwB. 
er die Ungarn am Lech schlug, übte er seine, wie man beliauptete, damals '*■ "■ '*■ 
vom kriegerischen Siune der Vorfahren abgekommenen Unterthanen durch 
allerliand Gefechte zehn Jahre lang, bis er sie gegen den gefährlicbstcn Feind 
führte. Dieser Kampf ist ja für den preussischen Staatsmann, womit icli nicht 
mich meine, sonderu die sämmtlichen Staatsmänner, die hier versammelt sind, 
eine ausserordentlich nützliche Schale geworden. Die Ueberzeugnng von der 
Noth wendigkeit, dass der Staat einige Ilülfsmittel zur Vcrtlieidigong haben 
muss, dass ein starker Staat vorbanden sein muss, dass alle Parteien ein 
Intcres&o daran haben, dass der Staat nicht in seiner Existenz, in seinen 
Grundfesten er-schüttert werde, hat sich in diesem Kampfe wesentlich ge- 
krilftigL Die Folge davon wird sein, dass wir mit der Zeit nur zwei grosse 
Parteien haben werden, eine, die den Staat negirt und ilm bekämjift, nnd eine 
andere grosse Majorität der dem Staate anli anglichen, achtbaren, patriotisch 
gesinnten Leute, womit ich die anderen durchaus niclit als weniger achtbar 
bezeichnen will — gewiss alles achtbare Leute — ] diese grosse Partei wird 
sich bilden in der Schale dieses Kampfes. |j Schliessen sich nicht alle Parteien, 
die den Staat und die Monarchie wollen, Angesichts der ungelieueren Gefahr, 
die von jener Seite droht, näher zusammen? Sind nicht die auf der üiissci-sten 
Rechten aus ihrer früheren Äbgescbloi^scnheit heransgetreten — ich mochte 
sagen, moderner geworden? Haben sie sich nicht ihren politischen Nachbarn 
genähert? Sind nicht die von der äusserstcn Linken, wie sie hier vertreten 
ist, die von der Fortsclirittspartei offen zu Aussprüchen gelangt, die durch 
konkludente Ilandlungen beweisen, dass sie anerkennen, dass es nicht nützlich 
ist, die Fundamente des Staates, des Hauses, in dein wir alle wohnen, zu er- 
schüttem und ununterbrochen mit der Axt zu bearbeiten, in dem Gefühle, dass 
Andere für die Folgen verantwortlich seien? AUi" diese früheren Sünden in 
unserem politisclien Leben haben ja vielfach einer Kinkelir, einer Umkehr 
l'latz gemacht, nnd ich sage mit Genagthuung: der Staat ist durch das 
Vaclisen der staatlichen Gesiimnng der grossen Majoritftt derer, die ilm Ehr- 
lich wollen, stärker und mäctitiger geworden, als früher, und er wird mächtiger 
and stärker aus diesem Kampfe liervorgetien. Yi'as aus dem Staate würde, 
wenn wir den Kampf aufgäben, wenn wir jetzt die Üahn beträten, die der 
Herr Vorredner in leiser diplomatischer Andentung — gewiss ist er ein bes- 
serer Diplomat, als ich Jurist bin — uns empfahl, das kann ich niclit be- 
urthcilen; denn nnsere Aufgabe ist es nicht, dergleichen Wege zu suchen: wer 
uns braucht, weiss uns zu finden; wir genügen unscrn Zwecken durch uns 
selbst. 
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Immediateingabe des prenssisclien Episeopates. — 

Protest gegen den Gesetzcntwnrf, betreffend die Einstellung der LeistnngeD 
aus Staatsmitteln für die römisch-katholischen Bischöfe ond Geistlichen. 

Altcrilurchlanchtigster, grossmfichtigster Kaiser! Allergnadigster Kaiser 
König und Herr! 
^'i'^\^ Duri:ti Euerer kaiserlichen und königliehen Majestät Staatsministerinm wurde 

Fntwta. den H&userii des Landtages ein Gesetzentwurf vorgelegt, nach welchem der 
*-*P'^'^''-Fortgcnnss der den katholischen BisthOmern und Geistlichen aus Staatsmitteln 
zngcsicherten Leistungen von einer vorg&nglgen Erkl&mng der DiOzesanTor^ 
stände oder Geistlichen zu unbedingter Befolgung der staatlichen Gesetie ab- 
hängig gemacht irerden soll.| Eine derartige Erklärung in solcher Unbedingt- 
heit abzugeben, ist mit dem Gewissen eines Christen nnvereinbar. Haben doch 
die Apostel und unzälilige christliche Blutzeugen lieber den Tod erdulden, als 
sich denjenigen Staatsgesetzen und obrigkeitlichen Anordnungen fQgea wollen, 
welche ihnen die Verkündigung der göttlichen Wahrheit untersagten, oder tod 
ihnen eine Verleugnung des christlichen Glaubens forderten. — Können wir 
nun aber, ohne unserem Gewissen i^widerzubandeln und mit den PrioEipioi 
des Christenthums zu brechen, jene Erklärung nicht abgeben, so wird auch 
das Bestreben, uns dazu dnrch Vorenthaltnng materieller Mittel nöthigen n 
wollen, als ein vom christlichen Standptmkte zulässiges niemals erachtet werden 
können. Ueberdies sind die bezOglichen Leistungen des Staates an die betref- 
fenden Bisthfimer die Folge einer rechtlichen Verbindlichkeit, welche der Staat 
zugleich mit den säcnlarisirten KirchengOtem in Gemässheit ansdrOcklicher 
Stipulationen flberkommen hat nnd die nach dem bekannten Worte einet 
preussischen Ministers „Unter Verpfändung der Ehre Preussens" Obemommen 
wurde. {[ Und was die übrigen Leistungen aus Staatsmitteln an Geistliche u- 
betrilTt, so sind auch diese keineswegs aus einer blossen Liberalität des Staates 
gegen die Kirche entsprungen, sondern haben ebenfalls eine rechtliche Grund- 
lage, sei es in der Säcularisation von Klöstern und Stiften, sei es in Patro- 
natsrcchten oder landesherrlichen Zusagen, und mnss die Einstellnng dieser 
Leistnngeu gerade im gegenwärtigen Augenblicke ganz besonders dazu diesen, 
bittere Geftlhlc in den Herzen der Katholiken anzuregen, als eben fflr die 
Geistlichen anderer christlichen Confcssionen von Seiten des Staatea mit wohl- 
wollender Freigebigkeit aus den allgemeinen Stcuercrträgen erhebliche Gehidta- 
verbeasernngon bewilligt werden. Am schmerzlichsten berührt uns die ange- 
drohte Einstellung der Leistungen ans Staatsmitteln deshalb, weil sie ale eine 
Strafe des Verhaltens der katholischen Bischöfe und Geistlichen den Hat- 
gesctzen gegenüber ausdrücklich bezeichnet wird, obwohl dieselben ohne Yei^ 
letzung ihrer heiligsten P&ichten und der von Gott gegebenen VerfiaBsnng der 
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k&tholiGcheu Kirche' zur AnsfOhrnng dieser Gesetze mitzuwirken nicht im "r-*'» 
Stande sind. !| Wir würden der schnldißen Ehrfurcht gegen Euere Majestät zu p,^^. 
nalie zu treten fürchten, wenn wir die ToransEetzung auch nnr fOr möglich s- av^' i*^- 
halten wollten, dass den Intentionen Euerer Majestät entsprechen kAnnte, eine 
solche Untreue nnd PflichtTerletzung von Seiteo der bestellten Hfltcr der 
kirchlichen Ordnung zn fordern. Deshalb wenden wir uns nicht an die Häa- 
ser des Landtages, in welchen das Verat&ndniss christlicher Anschanangen mehr 
nnd mehr zn schwinden beginnt, sondern an Euere Majestät selbst als den 
Schinnherm der in Prenssen anerkannten christlichen Kirchen, an die Krone, 
zu welcher die Katholiken auch bei politischen Stürmen stets mit treuer Loya- 
lität gestanden haben, mit der ehrfarchtvoUen Bitte, dem intendirten Gesetze 
aU einer Verletzung wohlerworbener Rechte und einer Quelle unsäglicher 
Trauer nnd friedensterender Verwirrung die allerhöchste Sanction versagen zn 
wollen. 

In tie&ter Ehrfurcht verharren mit vollkommenster UnterwOrfigkeit 
Euerer Majestät allerunterthänigst treugehorsamate 
(folgen die Unterschriften). 

Fulda, 2. April 1875. 
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PBEUSSEN. Rescript des Staatsministeriums auf die Immediat- 
eingabe des prcnssischen Episcopates vom 2. April 1876. 
[Vgl. Nr. (il32 (3S5).) 

Berlin, den 9. April 1876. 
Euere erzbischöflichen Gnaden benachrichtigen wir, doss Se. Majestät der Hr. «i» 
Kaiser und König geruht haben, das Staat&ministcrium mit der Beantwortung pi^'' 
der Immediateingabe der in Fulda versammelt gewesenen preussischen ])ischOfe«.ApHiif>TG. 
vom 2. d. M. zu beauftragen. | Bei Erledigung dieses allerhöchsten Auftrages 
künnen wir nicht umhin, unser Erstaunen und unser Bedauern darüber aus- 
zudrucken, dass Geistliche in der hohen Stellung der Herren BiscJiÖfc sich zum 
Organ einer Behauptung machen konnten, als ob es in Preussen eine Ver- 
leugnung des christlichen Glaubens sei, die Befolgung solcher Gesetze zu ver- 
sprechen, welche in anderen deutschen und fremden Staaten seit Jahrhunderten 
und noch heute von der katholischen Geistlichkeit und ihren Kirchenoboren 
bereitwilligst befolgt werden, und deren Befolgung dort von katholischen Geist- 
lichen mit heiligem Eide hedlDgungslos gelobt wird. || Nicht mindor auffällig 
und unwahr ist die Behauptung, dass die Gesetze, gegen wi'lclic sich neuer- 
dings der Ungehorsam der Bischöfe gerade nur in Prenssen gerichtet hat, die 
VcrkOndigung der göttlichen WahrhciU-ii untersagten. VPenn die Herren 
Bischöfe andeuten, dass den Geistlichen anderer Cuufessiouen gegenwärtig Ge- 
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haltsvcrbessernngcii bewilligt würden, welche nicht gleichzeitig den kithoUsehen 
. Geistlichen zn statten kämen, so hätte ein oberflächlicher Einblick in die Yor- 
'^' lagen und VerhandluDgcn des Landtages genügt, um die Herren BiEchOfe selbst 
von der Unwahrheit ihrer Behauptung zn überzeugen. || Ebenso kann den 
Herren Bischöfen unmöglicli unbekannt sein, dass die Vorlage, deren Nicht- 
vollziehung sie unter Anwendung verletzender Worte über den Inhalt derselben 
von ÜT. Majestät verlangen, nur mit allerhöchster Genehmigung an den Land- 
tag gelangen konnte. |' Die Forderung, doss Se. Klajestit derselben dennoch 
nach der Annahme durch dcu Landtag die Sanction verweigeni solle, ist nm 
so befremdender, als die Herren Bischöfe selbst nicht glauben «erden, da» 
die Dotationen, um deren Zurückhaltung es sich handelt, vom Staate jenals 
bewilligt worden wären, wenn bei der Bewilligung den Bischöfen nad Geist- 
lichen das Recht hätte vorbehalten werden sollen, je nach pApsUichem Be- 
finden den Gesetzen des Staates gehorsam zd sein oder nicht. || Wenn die 
Eingabe das Einstellungsgesetz eine Quelle unsäglicher Trauer and frieden- 
störender Verwirrnng nennt, so wollen diejenigen unter den Herren Bischöfen, 
welche im Jahre 1B70 vor der Verkündigung der vatikanischen Beschlüsse . 
derartige Zustände als die Folge der letzteren voraussahen und mit beredten 
Worten Jiffcntlich verkündeten, sich selbst fragen, ob sie nicht neileicht durch 
treue und feste Vertretung ihrer Ueberzeugnngen unser Vaterland vor den 
Wirren und Fricdensstömngcn zu bewahren vermocht hätten, welche sie selbst 
warnend vorliersagten und die wir jetzt mit ihnen beklagen. <' Euere erx- 
biscliöfliclicn Gnaden ersuchen wir, den übrigen Herren Hitonterzeichaem der 
Immediateingabe von diesem Schreiben gefälligst Mittheilung machen zd wollen. 
Das Staatsminiateriam. 
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Rede dos Fürsten Rismarck im Abgeordnetenhanse bei 
Berathung der Gesetucsvorlage, betreffend die Anfbebang der Ver- 
fassuugsartikel 1!>, IS nnd 18. 

Nr. siH Die Staatsregierung ist ungern daran gegangen, Ihnen eine Ver&ndemng 

(in), jpj. Verfassung vorzuschlagen; denn sie theilt mit Ihnen die Ansicht, dass das 
ie.ipTiii8:s. StaatsgrundgcsL'tz sich einer grösseren Stabilität erfreuen soll, als die Ge- 
saramtheit der Übrigen Gesetze. Aber sio hat sich auch sagen müssen, dau 
es unabänderlich nicht sein soll; denn die Frage, wie die Verfassung geändert 
werden kann, ist in ihr selbst bestimmt, nnd je wichtiger und entscheidender 
jeder Artikel der Verfas^sung fOr unsere Oesetzgebuug, für unser Volks- tiod 
Staatslehen wird, um m nothwendigcr ist es, da, wo die Bedingungen, welche 
ihm als Entstchungs recht und als Grundlage dienen, sich ändern, eine Uodi- 
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likation eintreten zn langen, eine solchp, die sich den wirklichen Verändernngen "r- «u 
unseres VoUcslebcns anpasst. || Ist nuu eine solche Verilnderung in diesem Falle f^um 
ringetreten? Ich glaube, dass in Bezng auf die Artikel, nm die es sich K-ipiflin». 
liandclt, die Artikel 15, 16 uud 18, wohl bei Niemandem von uns Zweifel 
suin wird, dass, wenn die Zustände des Jahres 1850 die jetzigen gewesen 
wären, dann diese Verfassungs -Artikel nie zu Staude gekommen wären. Wenn 
das Vatikanum, wenn die Bildung oincr rein konfessionellen und durch die 
Konfession begrenzten politischen Partei schon damals denselben Erfolg wie 
jetzt gehabt hätte, so glaube ich nicht, dass die damaligen schwachen ka- 
tholisch-parlamentarisch cti Rfiguiigiiii Ki vermocht hätten, weder Ober die Ro- 
giernng, noch über die damals in aufgeklärtem Wohlwollen diese kirchlichen 
Fragen behandelnden liberalen Parteien, auf diese Bestimmungen auszugehen. 
Die Zeit hat uns belelirt. Mau konnte damals allenfalls glauben, durch diese 
Artikel unseren katholischen Hitbflrgern Rechte zu geben', ich habe das zwar 
nicht geglaubt: dcim su viel wusste ich, dass die in der katholischen Kirche 
llberhanpt nichts mitzureden hütten: aber wir konnton glauben, einer Kor- 
poration, die aus der Gesammtheit der preussischen, aus deutschen Geistlichen 
bestand, au ihrer Spitze unsere Bischöfe — dass wir der Rechte verliehen, 
bei deren Ausnutzung sie doch das Gefühl, Deutsche, Preussen zu sein, die 
Pflichten, die sie gegen den Staat haben, den Eid, den sie dem Könige leisten, 
nicht vollständig ausser Augen verlieren würden. Diese Bürgschaft schwand 
durch das Vatikanum, durch die grosse Umwälzung in der Vorfassung der 
katholischen Kirche. (Murren im Centrum.) Meine Herren, Sie murren, Sie 
werden die Wahrheit nicht todtmurren; es bleibt doch wahr; Ihr Murren 
wird ja aber registrirt werden. Sie können mich ju widerlegen und nachher 
beweisen, dass unsere Bischöfe nach dem Vatikanum sich derselben Selbst- 
ständigkeit erfreuen, wie in alten katholischen Zeiten und wie die ursprünglich 
deutschen Bischöfe, die ihrem Kaiser gegen den Papst ins Feld folgten, — 
[lies können Sie ja beweisen, Sic können mich überzeugen, nenn es Ihnen ge- 
lingt, irgend etwas Wahres dafür beizubringen. ,; Also seit dieser Umwälzung, 
welche die Episkopalkirclic in die absolute Herrschaft des Papstes verwandelt 
hat, heissen diese Paragraphen. nicht anderes weiter, als, die Angelegenheiten 
der katholischen Kirche werden durch den Papst geordnet. Durch die Aus- 
legung, die der Papst diesen Angelegenheiten gicbt, greift sogar diese päi>Bt- 
lichc Ordnung weit über alle kirchlichen Angelegenheiten hinaus. Der Papst 
behält sieh vor, die Grenzen zu bestimmen, sie so weit zu ziehen, ohne dass 
die weltlichen Behörden mitzureden haben, höchstens in einer Vereinbarung, 
die nie vollstUndig zu Stande kommen wird wegen seiner Oberherrlichkeits- 
ansjirüchc, dem Staate etwas zuzugestehen. Kurz und gut, der König und der 
Staut erhalten, w.is nbrig bleibt, nachdem der Papst aus den weltlichen Rechten 
sich, wa^ iliin gcfUllt, ausgeschnitten hat. i; Unter diesem Regime hat sich nun 
ein Staut im Staute gebildet. An der SiJitze dieses Staates im Staate steht 
der Papst mit uutokratischeu Rechten, welcher durch das Vatikanum die bi- 
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>^- <tH schOfliche Genalt in sich anfgenonunen nod sich selbstherrlich an deren 
p„,a^ Stelle gesetzt bat. Dieser Monarch befindet Gicb ansserdeni bei nns an der 
is.ApriiisTfi. Spitze einer geschlossenen Partei, die w&hlt and abstimmt nach seinein WUlen, 
der durch die von ihm abb&ngigen, nie anders als der Papst zn denken be- 
rechtigten Priester kundgegeben wird. ; Der Papst hat in Prensaen seine offi- 
ziöse Presse besser bedient, als die des Staates, wohlfeiler, ansgedehnter, n- 
gänglicher; er hat in dieser offiziösen Presse die Möglichkeit, seine Dekrete 
amtlich, wenigstens mit amtlicher Glaabwardigkeit, zn verkOnden und die Ge- 
setze unseres Staates für nnll nnd nichtig zu erklären; er hat ausserdem anf 
unserem Boden ein Heer von Geistlichen; er zieht Stenem ein; er bat uns 
mit einem Netze von Vereinen nnd Kongregationen flbersponnen, deren Ein> 
ftuBS sehr wirksam ist; kurz, es giebt kaum, seitdem wir verbssnngsm&ssig 
sind. Jemanden, der in Preussen persönlich und autokratisch so m&chtig wäre, 
wie dieser hohe italienische Prälat, mit seinem Rath des italienischen Kien» 
umgeben; — so mächtig, wie er mit jenem Apparat, kann kaum eine andere 
Persönlichkeit auf unsere prenssischen Verhältnisse einwirken. Eine solche 
Stellung, mit so viel Machtmitteln umgeben, wäre an sich eine sehr gef&hrliche 
und fOr den Staat kaum erträgliche, wenn sie einem Inländer TCrliehen nnd 
garantirt wäre, und zwar einem solchen, der dieselben Ziele erstrebt, wie der 
Staat, aber vielleicht mit anderen Mitteln. Wir wissen ja, wir Alle erstreben 
dieselben Ziele, aber nicht immer mit denselben Mitteln, nnd unsere Kämpfe 
um die Mittel sind ja oft recht heftige; also selbst dann wäre eine so mäch- 
tige Stellung gefährlich. Hier aber steht die Macht einem Ausländer iv, ge- 
wählt von italienischen oder mehr als zur Hälfte italienisirten Prftlaten, die 
mit dem deutschen Reiche und mit dem Königreich Prenssen sehr wenig n 
tlinn haben. Beide fallen ihnen nach den Worten des Dichters kanm wie der 
Tropfen am Eimer dem Ocean ins Gewicht bei allem, was hier anf unserer 
armen märkischen Sandscholte geschieht. Anf diesem Boden steht nun ein so 
mäcbtiger Monarch mit einem Programm, welches dem des Staates achnor- 
stracks entgegensteht, einem Programm, welches unzählige Mal öffentlich ver- 
kflndet worden ist in der amtlichsten Weise, wie solche VerkOndigongea nur 
mOglich sind, feierlich, und welches Jeden, der nach Auffassung des Papstes 
katholisch bleiben will, verpflichtet, dies als Glaubensartikel zu beachten, was 
von einem politischen Programm niemals gefordert wird. In diesem Programm 
der Päpste wOrde der Papst, wenn er bei nns zur vollen Herrschaft gelangte, 
die von ihm selbst geschaffene Glaubenspflicht sich auferlegt finden, mit der 
Mehrheit der Prenssen, mit der evangelischen vollständig anfzuräomen. Die 
sind ja nach dem vollem Programm gar nicht esistenzbercclitigt, am aller- 
wenigsten mit solchen Einrichtungen, wie sie in Prenssen geschafTen sind, 
konstitutionellen Einrichtungen, wie die Pressfreiheit, deren die offiziöse Presse 
des Centrums sich so eifrig bedient; dergleichen ist an nnd für sich durch 
pästlichc dogmenartige ond offenkundige Dekrete vei-worfen. Aber dabei wflrde 
CS nicht bleiben: wir Nichtkatbolihon, die Majorität der Prenssen, von denn 
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Duldung nnd Gerechtigkeit beansprucht wird, die sie bis zu dem Punkte geübt ^'> ^^^ 
haben, dass sie einen Staat im Staate ermöglicht haben, wir müssen entweder p^uae^. 
das Opfer unseres Glaubens machen und uns für katholisch erklären, oder der ^^-^p'^i^^ 
Papst würde in der dogmatischen Nothwendigkeit sein, wenn nicht sofort, aber 
doch als Ziel zu erstreben die Vertilgung der Ketzer durch Feuer und 
Schwert. || Einem so mächtigen fremden Monarchen mit einem solchen, dem 
preussischen Staate feindlichen Programm können wir diese PriTilegien nicht 
belassen, Privilegien, die das grosse Gebiet, was er so beherrscht, zwar noch 
der Aufsicht des Staates unterwerfen, aber von der eigentlichen Wirkung der 
Gesetzgebung ihm eine Ausnahmestellung gewähren. Es ist da eine Ein- 
schränkung dieser übermässigen Gewalt absolut nothwendig; dass diese Ein- 
schränkung nach den Prinzipien der Gerechtigkeit und der Duldung geschieht, 
die unsern Volksstamm und unsere Dynastie seit Jahrliunderten charakterisirt 
haben, dafür bürgt uns eben die Vergangenheit Deutschlands, dafür bürgt uns 
der StAnd der Bildung und der Gerechtigkeitssinn, der durch öffentliche In- 
stitutionen gewahrt und gepflegt wird. Die gebotene Einschränkung ist die 
Abschaffung der Verfassungsartikel und vielleicht noch anderer Gesetze, die 
damit im Zusammenhange sind, wenigstens solcher, die den ursprünglichen 
Vertheidigungszustand des Staates und seine gegen Sonderbestrebungen schützen- 
den Gesetze bei Seite geschoben oder gar ausser Kraft gesetzt haben; die 
werden meines Erachtens fallen müssen, das ist der Weg zum Frieden. Wir, 
die Regierung, können den Frieden nicht suchen, solange unsere Gesetz- 
gebung nicht von den Fehlstellen gereinigt ist, mit denen sie seit 1840 in 
einem übel angebrachten Vertrauen auf Billigkeitsgefühl der anderen Seite, 
auf Patriotismus bei denjenigen, die man mit der Ausführung betraute, stellen- 
weise unwirksam gemacht worden ist. Dieses Vertrauen, welches die mehr 
edle als praktische Natur des Höchstseligen Königs charakterisirte, das sich 
schon 1840 kundgab in der Aufhebung des Placet, in gewissen Hoffnungen, 
die sich nicht erfüllten, in mehreren anderen Bestimmungen, in der Schaffung 
der katholischen Abtheilung, dieses Vertrauen, welches nur die erste Generation 
von Käthen noch erfüllte, dieses Vertrauen hat die Festigkeit, mit der die 
alten landrechtlichen Bestimmungen und die Vorsicht unserer Vorfahren den 
Staat versehen hatten, in manchen Beziehungen gelockert, — es hat gewisser- 
maassen Bresche in die für den allgemeinen Frieden des Staates nothwendigen 
Bestimmungen gelegt. Diese Bresche muss überschüttet werden, sie muss 
ausgefüllt werden; sobald das geschehen ist, werde ich kein eifrigeres Be- 
mühen haben, als den Frieden, selbst mit dem Centrum, namentlich aber mit 
dem sehr viel massiger gesinnten römischen Stuhle zu suclien, und ich hoffe, 
ihn dann auch mit Gottes Hülfe zu finden; ich werde dann, solange mir 
das Leben gegeben isjt, dazu beitragen, den Kampf, den aggressiv zu führen 
wir eine Weile genüthigt gewesen sind, demnächst nur defensiv fortzusetzen 
und die Aggression mehr der Schulbildung als der Politik zu überlassen. \' 
Nachdem auf diese Weise der Gesetzgebung die Bahn freigemacht ist, hoffe 
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Hr. IIS» ich, meine Herren, auf diesem Wego mit Gottes Hülfe diesen Frieden zn 

pmsiml finden, denselben Frieden, unter dem unsere Väter Jahrhunderte lang in einem 
M.AKiii8;i. starken Staate, gestützt in diesem starken Staate durch nnssre Dynutie, mit- 
einander in konfessioneller Einigkeit gelebt haben. 



Wenn der Herr Vorredner iv. Schorlemer-Alst) sagte, ich Utte vor ge- 
wissen Jahren gesagt, dass ich vor jedem Dogma Achtung und Respekt h&tte, 
so ist das noch heute der Fall; aber ich habe auch vor meiuen amtlichen 
Fdichteu und vor den Gesetzen meines Landes Respekt, und meine Achtung 
vor fremdem Dogma kann nicht so weit gehen, dass ich so pflichtvergessen 
wftre, den Schutz der Interessen und die Vertheidigong der Freiheiten 
des Landes, dessen erster Diener ich bin, für fremdes Dogma anfzugeben. 
Bei aller Achtung vor dem Dogma bat man seinem Könige und Lande den 
geleisteten Eid zu halten, ihnen nach den Gesetzen zu dienen. Du la 
verleugnen, soweit geht mein Respekt nicht. Meine Pflichten gegen den Staat 
werden durch meine Aclitung vor dem Dogma Anderer nicht aufgehoben. 
Der Herr Vorredner hat mir ferner zu beweisen gesucht, dass der Papst 
keinen Einfluss auf die Centrumspartei hätte. Nun, wenn Sie ganz ohne Ver- 
bindung mit dem l'apst sind, wolicr wissen Sie denn, dass alles, was Sie thon, 
von ihm gebilligt ist? Ich wage das alsdann .sehr zu bezweifeln und wflnsche, 
(lass die Fresse diesem Zweifel Ausdruck gebe. Vor mehreren Jabreii lag die 
Sache so, dass zwar nicht der Papst, sondern der Kardinal Antonelli die 
Schöpfung der konfessionellen Centrumspartei misshilligte. Ich hatte ihm ge- 
fügt: es ist das eine grosse Gefahr für die Freiheit, deren sich die katho- 
lische Kirche bei uns crfrent, wenn die Wirksamkeit einer konfessionelleQ 
Partei in unsere politischen Gescliäftc übertragen werden soll, wenn anf diese 
Weise das konfessionelle Prinzip zu einer weltlichen Herrschaft in unserem 
Parlament gelangen soll; icli halte das für unvorsichtig. Der Kardinal Anto- 
nelli, der ein feiner Kopf ist und nicht so sehr in der Knechtschaft der Je- 
suiten, wie mancher Andere, sah dies ein und antwortete darauf mit einem 
Reskript, worin er mit Ausdrücken, die ich gerade nicht wiederholen will, 
die Bildung der Fraktion missbilligte. Darauf schickten die Unt«melimer 
der Centrumspartei einen sehr vornehmen Herrn, der im Südwesten von 
Deutschland wohnt und auch noch mitunter von sieb reden macht, nach Rom 
und verklagten den Kardinal Antonelli beim Papst, oder wenn die erst« Re- 
gung des Kardinals Antonelli die päpstliche Billigung gehabt hat, so über- 
zeugten sie den Papst, dass er in diesem Falle sich doch einmal geirrt habe, 
und es kam nun leider von Rom die volle Billigung alles dessen, was in 
Deutschland geschehen war. Ich glaube, dass Se. Heiligkeit damals schlecht 
beratben war. |[ Dass ich <lamuls mit dem Papste selbst in Verbindung ge* 
standen hätte, ist js nach der Form der diplomatischen Oescbäfto gu* nicht 
annehmbar. Meine Verbindungen beschränkten sich auf den, wie gesagt^ ge- 
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schcidten, jetzt aber leider cinflusslosen Sardioal Antenetli. Indessen bewalire "'- *"* 
ich die Hoffnung, d&ss der pftpstliche Einfiasa aaf das Centrnm sieb erhalten rnuMB. 
werde; — denn wie uns die Geschichte kriegerische Päpste und friedliche, '*■*''*""*■ 
fechtende und geistliche zeigt, so, hoffe ich, wird doch auch wieder einmal 
demnächst die Reihe an einen friedliebenilen Papst kommen, der nicht le- 
diglich das Prodnkt der Wahl des italienischen Klerus zur Weltherrschaft 
erheben will, sondern der bereit ist, auch andere Leute leben zu lassen nach 
ihrer Art, und mit dem sich Friede scbliessen lassen wird; — darauf ist 
meine Hoffnung gerichtet, und dann hoffe ich wiederum einen Antonelli zn 
finden, der einaichtsToll genug ist, um dem Frieden mit der weltlichen Macht 
entgegenzukommen. 



Nr. 6135. (398.) 



Gesetz, betreffend die Einstellung der Leistungen ans 
Staatsmitteln fOr die römisch-katholischen Bisthümer und Geist- 
lichen vom 22. April 1875.*) n,. nsi 
[Prenss. Gesetz-SaimnluBg Nr. 8281, p. IM ff.] (**»■ 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preusscn etc., verordnen, mit**-*!'""»'*- 
Zustimmnng beider Hänser des Landtages, fflr den Umfang der Monaruhie, 
was folgt: 

§ 1. In den Erzdiözesen KOln, Gnesen und Posen, den Diözesen Knim, 
Ermland, Breslau, Hildesheim, OsnabrQck, Paderborn, Münster, Trier, Fulda, 
Limburg, deu Delogaturhezirkeu dieser DiOzesen sowie in den prcussischeu 
Antheilcn der Erzdiözesen Prag, OlmUtz, Freiburg und der Diözese Mainz 
werden vom Tage der VerkQndung dieses Gesetzes ab sämmtliche, für die 
Bisthümer, die zu denselben gehörigen Institute und die Geistlichen bestimmten 
Leistungen aus Staatsmitteln eingestellt. l| Ausgenommen von dieser Maassregel 
bleiben die Leistungen, welche für Anstaltsgeistliche bestimmt sind. 1| Zu den 
Staatsmitteln gehören auch die unter dauernder Verwaltung des Staates stehen- 
den besonderen Fonds. || § 2. Die eingestellten Leistungen werden für deu Um- 
fang des Spreugels wicderaufgcnomnicn, sobald der jetzt im Amte befindliche 
Bischof {Erzbischof, Fürstbischof) oder Bisthuinsverweser der Staat sregiernng 
gegenüber durch schriftliche Erklärang sich verpflichtet, die Gesetze des 
Staates zn befolgen. || § 3. In den Erzdiözesen Gnesen und Posen sowie in 



•) Vgl. ninschius, Die preuss. Kircheugesetee der Jahre 1674 und 1875 etc. 
Berlin 1876. p. 69 ff. [Anmerk. d. Herauag.}. 
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'^j'* der Diözese Paderborn erfolgt die Wicderanfnahme der eingestellteii Leistnn- 
pnuiMD. gen fQr den ürnhug dos Sprengeis, sobald die Bcstellnng eines Bigthninsver- 
*"-*f"'""^ weaers oder die EinBetznng eines nenen Bischofs in gesetzmlssiger Weise 
stattgehabt bat. i| § 4. Tritt die Erledigang eines zur Zeit besetzten bischöf- 
lichen Stahles ein, oder scheidet der jetzige Bisthumsverneser der Diözese 
Fulda aus seinem Amte aas, bevor eine Wiederaufnahme der Leistungen auf 
Gmnd des § 2 erfolgt ist, so dauert die Einstellung derselben fOr den ÜmEing 
des Sprengeis fort, bis die Bestellung eines Bist hums rem esers oder die Ein- 
setzung eines neuen Bischofs in gesetzmässigcr Weise stattgehabt hat. || § &. 
Wenn für den Umfang eines Sprcngcls die Leistungen aus Staatsmitteln wieder- 
anfgcnommen sind, einzelne Empfangsberechtigte aber, der vom Bischof oder 
Bistlmmsverneser flbemommenen Tcrpfliehtung ungeachtet, den Gesetzen des 
Staates den Gühorsam verndgem, so ist die Staats regicning ermächtigt, die. 
fttr diese Empfangsberechtigten bestimmten Leistungen niederein zastellen. I] 
g 6. Die Wiederaufnahme der eingestellten Leistungen an einzelne Empfai^- 
berechtigte erfolgt ausser den Fällen der §§ 2 bis 4, wenn der Empfangs- 
berechtigte der Staatsregicrung gegenüber in der im § 2 bezeichneten Weise 
Eich verpflichtet, die Gesetze des Staates zn befolgen. [| Ausserdem ist die 
Staatsrcgicrucg ermächtigt, die eingestellten Leistungen einzelnen Empfangs- 
berechtigten gegenüber wiederaufzunehmen, wenn sie durch Handlnngeo die 
Aheieht an den Tag legen, die Gesetze des Staates zu befolgen. Verweigern 
dieselben demnächst den Gesetzen des Staates den Gehorsam, so sind die 
Leistungen ans Staatsmitteln wiedereinzustellen, ij § 7. Die Entscheidungen 
der kirchlichen Behörden, welche eine Disciplinarstrafe wider einen Geistlichen 
verh&ngcn, dem gegenüber die Staatsregierung die eingestellten Leistungen in 
Gemässheit des § 6 wiederaufgenommen hat, liunnen sowohl von dem Geist- 
lichen als von dem Oberpräsidenten im Wege der Berufung an den EOniglichen 
Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten ohne die Beschränkung des § 12 
des Gesetzes vom 12. Mai 187.^ angefochten werden. || Die Bernfnng kann in 
diesen Fällen auf neue Tliatsachcn und Beweismittel gegründet werden. || § 8. 
Die Wiederaufnahme der eingestellten Leistungen erfolgt in allen Fällen vom 
ersten Tage desjenigen Vierteljahres an, in welchem die gesetzliche Vorans- 
setznng der Wiederaufnahme eingetreten ist. || § 9. Ueber die Verwendung 
der während Einstellung der Leistungen aufgesammelten Beträge bleibt, soweit 
dieselben nicht nach der rechtliehen Natur ihres Ursprungs zu Gunsten i 
allgemeinen Staatsfonds als erspart zu vcrrcphnen sind oder anderweit < 
wendbar werden, gesetzliche Bestimmung vorhchalten. 1| Der Minister der geisl 
lieben Angelegenheiten ist im Falle einer kommissarischen Verwaltung del 
biEChQflichen Vermögens auf Grund des Gesetzes vom 20. Mai 1874 befngt, 
die Fortgewährang der zur Ausstattung der Bistliümer bestimmten Leistungen 
insoweit zu verfügen, als dies für Zwecke der kommissarischen Verwaltong 
und znr Bestreitung der Kosten derselben erforderlich ist. || § 10. Die exekn- 
tivische Beitreibung im Verwaltungswege findet in Betreff der Abgaben nnd 
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Leistungen sn die Bistbümer, die zn denselben gebörigen Institnte and die "^»^ 
Geisttichen, fOr deu gesammten Umfang eines Sprengels so lange nicht statt, pmumb. 
als für denselben die Einstellung der Leistungen aas Staatsmitteln dauert. ]'*<■ *»"'••"■ 
Den Staats- und Gemeinde steuererheb er n ist während der Daner der Ein- 
stellung nicht gestattet, die vorstehend bezeichneten Abgaben zu erheben and 
an die Empfangsberechtigten abzufahren. |] § II. Sind die Leistungen aus 
Staatsmitteln an einen Empfangsberechtigten auf Grand des § 6 wiederauf- 
genommen, so ist in Betreff der von diesem Zeitpunkte ab tS.\\ig werdenden 
Abgaben and Leistungen die Verwaltungsexekution wieder za gewähren. || Ein 
Gleiches gilt in Betreff der Abgaben nnd Leistungen für diejenigen Geistlichen, 
welche keine Leistungen aus Staatsmitteln zu bezichen haben, wenn sich die- 
selben durch ausdrOckliche oder stillschweigende Willensäussemng (§ 6, Absatz 
1 nnd 2) verpflichten, die Gesetze des Staates zu befolgen, solange sie dieser 
Verpflichtung nachkommen. || § 12. Wer in den Fällen der §§ 2 und 6 die 
schriftlieh erklärte Verpflichtung widerruft, oder der dnrcb dieselbe tlbemom- 
menen Verpflichtung zuwider die auf sein Amt oder seine Amts Verrichtungen 
bezüglichen Vorschriften der Staatsgesetze oder die in dieser Hinsicht von der 
Obrigkeit innerhalb ihrer gesetzlichen Zuständigkeit getroffenen Anordnungen 
verletzt, ist durch gerichtliches Urtheil aus seinem Amte zu entlassen. i| § 13. 
Die Entlassung aus dem Amte hat die rechtliche Unfähigkeit zar AusUbnng 
des Amtes, den Verlost des Amtseinkommens and die Erledigung der Stelle 
zur Folge. Aosserdem tritt die Einstellung der Leistungen aus Staatsmitteln 
sowie der Verwaltangsexekution in dem frtlheren Umfange wieder ein. j| Der 
Minister der geistlichen Angelegenheiten ist ermächtigt, schon nach erfolgter 
Einleitung des Verfahrens die Einstellung der Leistungen zu verfflgen. '! Endet 
das Verfahren mit Freisprechung, so sind die in Folge der Verfügung cinbe- 
haltenen Beträge nachzuzahlen. || § 14. Zuständig zur Verhandlung nnd Ent- 
scheidung ist der Königliche Gerichtshof fOr kirchUche Angelegenheiten. Das 
Verfaliren vor demselben regelt sich nach den Bestimmungen des Abschnitts III 
des Gesetzes vom 12. Mai 1873 ober die kirchliche Disciplinargewalt nnd 
die Errichtung des Königlichen Gerichtshofes fOr kirchliche Angelegenheiten 
(Gesetz-SammL S. 198). || § 15. V^cr Amtshandlungen vornimmt, nachdem er 
in Gemässheit des § 12 dieses Gesetzes aus seinem Amte entlassen worden ist, 
wird mit Geldbusse bis zu 300 Mark, im Wiederholungsfalle bis zn 3000 
Mark bestraft. |[ Der Minister der geistlichen Angelegenheiten ist mit der 
Ausfuhrung dieses Gesetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigeuhändigen Unterschrift and beige- 
drucktem Königlichen Insiegel. 

Gegeben Wiesbaden, den 23. April 1875. 

(L. S.) Wilhelm. 

Forst v. Dismarck. Camphaasen. Gr. zn Eulenburg. Leonbardt, 
Falk. v. Kameke. Achenbach. FriedenthaL 
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*'■•'** Allgemeiner Theil des Hotivcubcrichtes mm Begierangsentvnrf 
rraDuan. desoben tDitgetheUten Gesetzcs. (Drucksachen d. HiiueB der Abgeordneten. 
Miffiiiiers. i2_ Legislat-Periode, U. Session 1875, p. 7 ff.) 

Als EOnig Friedrich Wilhelm III. in der Allerhöchsten Eabinetsordre 
vom 23. August 1821 (Gesetzsammlung Seite 113) der päpstlichen Balle „de 
ESlntc animanim" AUerhüchst-Seine Königliche Billigung nnd Sanktion mit den 
Worten ertheilte: | „Diese Meine Königliche Billigung und Sanktion ertheile 
Ich vermöge Meiner Majestät srechte und diesen Rechten .... unbeschadet", ' 
sprach Allerliöchstderselbe einen Grandsatz ans, an welchen jetzt zn erinnern 
an der Zeit ist. Es ist der Grundsatz, dass die katholische Kirche des 
prenssiscbcn Staates — so nannte sie die gedachte Ordre mit Recht — , so- 
weit sie von diesem Staate Nntzungen oder Leistungen bezieht, diese nur 
bezichen kann nnd darf, soweit und solange sie die Majestät des prenssischeii 
Staates nnd seiner Gesetze achtet und anerkennt. Der Grundsatz gilt auch fflr 
die katholische Kirche in den neu erworbenen Provinzen. Die Circnmacrip- 
tiousbutle für das vormalige Königreich Hannover „Impensa Romanomm Pon- 
tjficnm soUicitudo" ist durch das Patent vom 20. Mai 1824 (Hannover, Gesetz- 
sammlung 1824, Abthcitung I, Seite 87) landesherrlich genehmigt worden, nnd 
zwar kraft der Majestätsrechte des Königs und nnbeschadct diesen Rechten. 
Nicht minder erfolgte die Publikation der Bollen „Provida solersque" und „Ad 
dominici gregis custodiam" in der oberrheinischen Kirchenprovinz mit dem Vor- 
behalt, „dass aus deren Genehmigung nichts abgeleitet werden dOrfe, wai den 
staatlichen Hoheitsrechtcn schaden oder ihnen Eintrag thun möchte oder den 
Landesgesctzen und Regienings Verordnungen entgegen wftre." (Kurfaessische 
Verordnung vom 31. August 1829 — Gesetzsammlung Seite 45 — und 
nassauisches Edikt vom 9. Oktober 1829 — Verordnungs- Sammlung, Band IV, 
Seite 465.) || Jener Grundsatz hätte kaum ausgesprochen zu werden bmnehen; 
er bildet die selbstverständliche Voraussetzung fdr alle Leistungen des Staates 
an die katholische Kirche, und er muss für diese Leistungen gelten, tat 
welchem Rechtsgrundc immer dieselben beruhen, zu welchem Zeitpnnkte die 
Verpflichtungen des Staates zu denselben entstanden sein mögen. |j Der Stut 
ist genötliigt, ihn jetzt zur Anwendung zu bringen. Das Verhalten des tö- 
misch-katholisclicn Episcopates gegenllhcr den verfassungsmässig beschlossenen, 
von Seiner Majestät dem Kaiser und Könige vollzogenen und gehörig pnbli- 
zirten Gesetzen vom 11., 12. und l.'i. Mai 1873 (Gesetzsammlung Seite 191), 
vom 20. und 21. Mai 1874 (Gesetzsammlung Seite 135) ist notorisch ein 
solches gewesen, dass jene Majestätsrechte, unter deren Vorbehalt allein die 
katholische Kirche in Preussen alle die Erweisungen der „höchsten Orossmnth 
und Güte" — wie Papst Pius VII. in der Bulle „de salutc animarnm" sich 
ausdrückte — empfangen hat und zu genicssen berechtigt ist, auf das schwerste 
geschädigt und verletzt erscheinen. Der Staat ist deshalb ebenso berechtigt 
wie verpflichtet, bis dahin, dass der römisch-katholische Klems zum Gehorsam 
gegen die Gesetze zarllckkehrt, ihm zunächst alle diejenigen Mittel zn ent- 
ziehen, welche er selbst bisher zur Unterhaltung dieses Klerus beigetragen 
hat. Ünterliesse der Staat dies noch länger, es mtlsste ihn der schwere Vor- 
wurf treffen, dass er selbst seine Gegner in ihrem Widerstände stärke. ' 
Solchem Vorwurfe darf er sich am wenigsten in einem Augenblicke anssetzea, 
in welchem in deutschen und römischen Blättern, im latcinisclien Text wie in 
deutscher Uebcrsetzung, eine bezüglich ihrer Aechthcit nirgends angezweifelte 
Eocyclica des Papstes vom 5. Fcbrnar dieses Jahres veröffentlicht worden ia^ 
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welche jene Gesetze vor der katholisclien Welt nnd fUr Alle, die es angeht, ''^?'" 
für nngOltig (irritas) erklärt und den Ungehorsam gegen dieselben sanktionirt [.r„^_ 
hat, nnd die Erzbischöfe nnd Bischöfe in Preussen diese an sie gericbtetn sj.ipriiigrE. 
Encyclica — soweit bekannt — ohne einen Widersprach hingenommen haben. | 
Die Aufgabe des vorliegenden Gesetzentwurfes ist es, diejenigen Grenzen zu 
bestimmen, iDoerhalb deren der Staat den oben entwickelten Grundsatz zur 
Anweudoog za bringen bat. 
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UESSEH-DAKHBTAIIT. Gesetz, die rechtliche Stellnng der Kirchen 
iindReligioDsgesellschaften im Staate betreffend. Vom 2d. April 1875. 

Publ. RegienuigsbUtt vom 3. Mai 1BT5. 

Ludwig IIL, von Gottes Gnaden Grosslierzog von Hessen oud bei Rhein etc. 

Wir haben uns bewogen gefunden, mit Zustimmung unserer getreuen St&nde ounä- 
za verordnen, und verordnen hiermit, wie folgtr ^ 

Art. t. Der evangelischen und der katJiolischcu Kirche ist das Recht 
öffentlicher Corporatiouen mit dem Rechte der ßffentlicbeu Gottesverchrang 
gewährleistet. [| Art 2. Den übrigen bereits bestcheuden sowie den sich bil- 
denden neuen Religionsgemeinschaften steht ebenfalls das Recht der ufFentUcben 
Gottes Verehrung zu. I| Coriiorationsreohtu sollen denselben, insofern sie solche 
noch nicht besitzen, auf den Nachweis der entsprechenden Erfordernisse ver- 
liehen werden. J| Art. 3. Die Bildung neuer RcligionGgcmeinschaftcn ist gestattet. 
Ihre Verfassung und ihr Bekenntniss dUrfcn den Staatsgesetzen and der Sitt- 
lichkeit nicht widcrs] »rechen und nicht zum Verwände dienen. Andere in ihren 
politischen, bttrgerlicben oder ri/ligiöscn Rechten zn beeinträchtigen, ]| Art. 4. 
Die evangelische und die katliolisuhe Kirche sowie jede andere Religions- 
gemeinschaft ordnen und verwalten ihre Angclegcnlieiten selbständig, bleiben aber 
den Staatsgesetzen mid der Oberaufsicht des Staates unterworfen. Insbesondere 
kann keine Kirche oder Religionsgemeinschaft aus ihrer Verfassung oder ihren 
Verordnungen Befugnisse ableiten, welche mit der Hoheit des Staates oder mit 
den Staatsgesetzen im Widerspruch stehen. {| In ihren bürgerlichen und Staats- 
bürgerlichen Beziehungen bleiben die Diener und Anstalten der Kirchen und 
Keligionsgemeiuscbaften den Staatsgesetzen unterworfen. |[ In Beziehung auf die 
Verwaltung des Vermögens der Kirchen und Religionsgemeinschaften bleiben 
bis zur anderweitigen Regelung die bestehenden Bestimmungen in Kraft. || Die 
/ulässigkcit der gerichtlichen Verfolgung kirchlicher Beamten ist nicht von der 
Zustimmung einer kirchlichen oder einer Verwaltungsbehörde abhängig. ]| Oeffent- 
licho Wege oder Plätze können zu kirchlichen oder religiösen Feierlichkeiten 
nur mit Zustimmung der Obrigkeit benutzt werden. |{ Art. jj. Alle kirchlichen 
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Kr. «laa Verordnungen mOsaeii gleich ;!iit ig mit der Verkfiuditjuug der l 
Hwa^. mitgethcilt werden. |1 Keine Verordnung der Kirchen oder KeligionBgemein- 
Dirmiiid^ gdiaften kann in Bcüicliiiiig anf bUrgerlichc oder stastsbOrgerliche Verhiltnisse 
rechtliche Geltung in Anspruch nehmen oder in Vollzug gesetzt werden, bevor 
sie die Genehmigung des Staates erhalten hat. Artikel 40 der Verfassangi- 
urknndc sowie die auf die Staatsgenehmigung fdas Placet) sich beziehenden 
Bestimm im gen der Verordnungen vom 30. Januar 1830 nnd 1. März 1853, 
die AnsUbung des oberholieitlichen Schutz- und Aufs ich tsrechtes Ober die katbo- 
lische Kirche betreffend, sind aufgehoben. |{ Art. 6. Gegenwärtiges Gesetz tritt 
sofort nach der Verkündigung durch das Begicrungsblatt in Kraft. 

Urkundlich Unserer eigenhändigen UnterscJirift und boigedruukten Gross- 
lierzogliclien Siegels. 

Dsrmstadt, am 23. A|iril 1875. 

(L. S.) Ludwig. 

Hüfmann. v. Starck. Kempff. Schleiermacher. 

Allgemeiner Th eil des Motivenberichtes zum Regier nngscnt warf e der 
hessischen Eirchengesetze. [Auszug,] 

Die evangelische Landeskirche liat durch das allerhöchste Edikt vom 
6. Januar 18T4 eine Verfassung erhalten, durch vicIche das Verh&ltntu 
dieser Kirche zu der Staats regierung wesentlich geändert ist W&brend 
früher die obere Leitung und Verwaltmig der Angelegenheiten der oran- 
gelischeii Kirche auch in rein kirchlichen Dingen staatlichen Behörden an- 
vertraut war, soll nach g 2 gedachter Verfassung die evangelische Kirche 
lies Grossherzogthums ihre Angelegenheiten selbständig durch ihre eigenen 
Organe, nnbescliadct des dem Staate zustehenden Oberaufsichts rechts, ordnen 
und verwalten. Wenn nun auch durch die Vereinigung der obersten Staats- 
gewalt und des obersten Kirchenregiments in der Hand des evangelischen 
Laudesherrn sowie durch die verfassungsmässig geordnete Theiloahme der 
protestantischen Bcvülkerung des Grossherzogthums an der -Besorgung der 
Angelegcnlieiten der evangelischen Landeskirche im Allgemeinen Sicherheit 
dafür gewährt ist, dass diese Kirche ihren EinRuss nicht in einem dem 
Staatsi Uteresse und dem Interesse der btlrgerlichen Gesellschaft zuwider- 
laufenden Geiste geltend machen wird, so erscheint es doch angemessen, 
dasB die Gesetzgebung des Staates, indem sie ihrerseits die in dem Terhllt- 
nisE zwischen der Staat sregiernng und der evangelischen Landeskirche du- . 
getretene Aendcruug gutheisst, iiugleich Bestimmungen trifft, welche die 
seitens der Staatsregie rnng zu wahrenden Interessen auch im Einzelnen den 
Verfügungen der evangelischen Ki roh enbe bürden gegenüber möglichst sicher- 
stellen. Was sodaun die katholische Kirche betrifft, so sind die Bestim- 
mungen der allerhöchsten Verordnungen vom 30. Jaunar 1830 und Ton 
1. Milrz 1653, die AnsUbung des Oberhoheit liehen Schutz- und Anfsichts- 
rechtes über die katholische Landeskirche betreffend, sowie der Verordnanf 
vom 8. Februar 1830, die Besetzung der katholischen Pfarreien nnd Bene- 
fizion im Grossherzogthum betreffend, welche durch die mit dem Bischof 
von Mainz abgeschlossene vorläufige Uehereinkunft vom 23. August 1B&4 
ausser Wirksamkeit getreten waren, nach Beseitigung dieser Ueberainkanft 
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im Jahre 1866 Dicht wieder in Kraft gesetzt worden. Der liiernach jetit «'• «i» 
thatsäcblich vorhandene ZoEtand in den Beziehungen der Staatsregierung zu ^^j^, 
der katholischen Kirche hat daher keinen verfaasungs- und gesetzmässigen Duagtidt. 
Boden; er widerspricht den bis jetzt nicht förmlich anfgchohencn und des-^a.ipriiis;». 
halb noch heute formell zu Recht bestehenden Bostimmungcii der genannten 
Verordnnngeu. Dazu Ifonimt, dass der Gegensatz, welcher zwischen den 
Rechten and Interessen des Staates und den Ansprüchen der katholischen 
Hierarchie besteht, in neuerer Zeit mit einer stets wachsenden Schärfe her- 
vorgetreten ist. wahrend der Staat auf das Recht nicht verzichten kann 
und darf, die Freiheit der Einzelnen wie der Corporationen so weit zu 
beschranken, als das Interesse der Gesanimtheit es erheischt, bestreitet die 
römische Hierarchie dem Staate das Recht, anf dem Wege der Gesetzgebung 
die Grenzen festzustellen, innerhalb drreit sich die kirchliche Freiheit zu 
bewegen hat. Und während der Staat von seinen Uuterthanen, gleichviel, 
zn welcher Religion sie sicli bekennen oder welcher Kirche sie angehören, 
den Gehorsam ftlr die verfassungsmässig erlassenen Gesetze und die gesetz- 
lichen Anordnungen der Obrigkeit nnbcdingt fordern kann und muss, glauben 
die Vertreter der römisch-katholischen Kirche in Deutschland, wie die Er- 
fahrungen in Preussen lehren, denjenigen Staatsgesetzen keinen Gehorsam 
schuldig zu sein, welche die Freiheit der katholischen Kirche im Interesse 
der Gesammtheit beschränken. Dieser Gegensatz zwischen staatlichen und 
kirchlichen Anschauungen ist noch dureli die in der katholischen Kirche 
selbst, auf Grund der Beschlüsse des vaticanischen Concils vollzogene 
Acndernng verschärft worden. Die am 18. Juli 1870 auf dem CoDcil ver- 
kündete „Constitutio dogniatica prima de Ecclesia Christi", wio solche in 
dem kirchlichen Amtsblatt für die Diöcesc Mainz, Nr. 12 von 1870, bekannt 
gemacht worden ist, hat unter Anderem die Lehre von der über die ganze 
Kirche und alle einzelnen Glieder derselben sich ers. treck enden ordentlichen 
und nnmittelbarcn Jurisdictionsgewalt des Papstes sowie die Lehre von der 
p&pstlicheu Unfehlbarkeit zu Glanbens Sätzen erhoben. Damit steht für alle 
Katholiken, welche die vaticanischen Beschlüsse als bindend anerkennen, die 
vollkommene Unterwerfung der Kirche unter die Herrschaft des Papstes 
nunmehr dogmatisch fest. In demselben Maasse aber, wie hierdurch die 
päpstliche Macht erweitert worden ist, hat der katholische Episcopat an 
selbständiger Bedeutung vcrlorfii, und wenn die frühere Stellung dieses 
Episcopates den Staaten eine gewisse Sicherheit dafür gegeben hatte, da.'s 
hei Leitung nnd Verwaltung der katholischen Kirche auf territoriale un<i 
nationale Beziehungen gebührende Rücksicht genommen werde, so lässt sich 
von einer solchen Sicherheit jetzt kaum noch reden. Wie die Verhältnisse 
sieh jetzt gestaltet haben, steht die päpstliche Kirche den einzelnen Staaten 
als eine alle Länder der Erde umfassende, festgcschlosscne und von einem 
einzigen Willen geleitete Organisation gegenüber, welche das, was ihr an 
äusserer Maclit gebricht, reichlich durch die Herrschaft über die Gemüther 
und die Gewissen der Menschen ersetzt, und welche zur Geltendmachung 
ihres Anspruches auf Selbständigkeit und mithin zur Bekämpfung der Grund- 
lagen des modernen Staatsrechtes ausser den ihr eigenthümlichcn geistlichen 
Einflüssen ancJi alle dnrch die freisinnige Gesetzgebung der heutigen Staaten 
gewährten politischen Agitationsmittel in Bewegung setzt. Mit Unterstützung 
der rOmisch - katholischen Geistlichkeit wird durch die Presse wie durch 
Vereine nnd Volksversammlungen die Lehre verbreitet, dass man den Ge- 
setzen des Staates nur so weit Gehorsam schuldig sei, als sie den Vor- 
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Schriften der liatliolischcii Kirche nicht wider^pri'clicii. Sem gegenüber duf 
der Staat nicht welirlos bleiben; es mtlEBeii die SchrankeD anfgerichtet 
werden, welche anf der einen Seite die verfassungsmiBSig garantirte Ge- 
wissensfreiheit schQtzen und der Kirche diejenige Freiheit der Bewegong 
lassen, deren sie zur Erfflllung ihres hohen nnd heiligen Berufes bedarf 
andererseits aber die Garantie gehen, dass die Kirche ihren Einflnss Dicht 
zum Nachtheil solcher Interessen gehraucht, welche der Staat zn schfitieo 
und zu fordern hemfcn ist. Von diesen Gesichtspunkten aosgehend, legt 
die Regierung den Ständen eine Reihe von Gesetzentwürfen vor, welche dai 
Verhältniss zwischen Staat und Kirche in den wichtigsten BeziebiiDgen, nnd 
soweit hierzu dcrmaleD ein BedUrfniss vorliegt, zu regeln bestimmt sind. . . . 
Die Gesetzentwürfe beziehen sich anf die folgenden Gegenstände: 1] die all- 
gemcinen Grundsätze Über das Vcrhältniss des Staates zu den Kirchen nnd 
Religionsgemeinschaften, 2) den Misshrauch der geistlichen Amtsgewalt, 3) die 
Vorbildung und Anstrilnug der Geistliciien, -1} die religiOseu Orden und 
ordensähn liehen Congrcgationen, 5) das Bcsteuerungsrecht der Kirchen nnd 
Religionsgemeinschaften. Durch diese Entwürfe sind die kirchenpolitischen 
Fragen, welche der Regelung hedQrfen, nicht vollständig erschöpf Es bleibt 
insbesondere die wichtige Frage der EinfUhrang der CivilstandsregiBter nnd 
der obligatorischen Civilehc in den Provinzen Starkenburg und Oberhessen 
vorerst offen. Eine hierauf bezügliche Vorlage war bereits vollstbidig ans- 
gearbeitet, als der deutsche Reichstag in seiner jüngsten Session diesen 
Gegenstand von neuem in Berathung nahm und dem Bundesrathe des dent 
sehen Reiches einen entsprechenden Gesetzentwurf vorlegte. Der BnndesfMtb 
hat diesen Entwurf zwar nicht angenommen; er hat aber beschlossen, „den 
Herrn Reichskanzler zu ersnchcn, unter Betheiligung der Bnndesregiemngen 
rincn Gesetzentwurf tlber die Einführung der ohiigato rischeu CivUehe und 
die Beurkundung des Personenstandes aufstellen zu lassen nnd denselben 
baldthuulichst dem ßuadesi'&thu zur Ueschlnssnahmc vorzulegen". Unter diesen 
t'mständen scheint es der grossherzoglichen Regierung nicht angemessen, 
jetzt auf dem Wege der Partikulargesetzgebung in dieser Materie weiter 
voranzugehen. Es wird vichnehr zunächst abzuwarten sein, ob nnd wie die 
Sache durch die Reich sgesctzgebnng erledigt wird. Sollte sich diese Er- 
ledigung Über Erwarten verzögern, so würde die grossherzogliche Regiemng 
nicht silumen, den bereits ausgcarbeitctou Entwurf an die Stände zu bringen. 
Auch in anderen Beziehungen, z. B. hinsichtlich der Rechtsverhältnisse der 
sogenannten Altkatholiken, behält sich die Regierung vor, weitere Vorlagen 
zu machen, sobald sich dazu ein BedUrfniss zeigen wird. 



Protest des Bischofs Kctteler von -Mainz gegen die Kirchengesetib 

[Auszug.] 

„Von minder wichtigen Bestimmungen aligeselien, geht die Haopttendeni 
dos Entwurfes darauf hin, die Erziehtnig der Candidaten des geisUiehen 
Standes zum grössten und wesentlichsten Theile der Kirche zn entriehen 
i. und anf den Stnat oder vielmehr auf die Professoren der StaatsuuiversitiUen 
^ zu übertragen. Zu diesem Ende wird von den Theotogen eine Staatsprflfuig 
in Philosophie, Literatur und Geschichte gefordert, während von JnristeD, 
Medizinern, Kameralisteu eine solche Prüfung nicht verlangt wird. Doch 
diese Härte und Unbilligkeit ist bei weitem das Geringste. Die groue 
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MciirzahL der Vertrettr der modernen Pliilo&ophie iu Deutschland huldigt ^'- **^ 
piiuthtistischeii, lialbpaiithcistiscIieD, muterialis tischen, poBitivistischen Syste- BtatB- 
men, wclclie mit deu ersten natorliclien Vorausset/nnpen des Ghristenthums uuDiMt. 
absolut unverträglich sind. In welclicm Gegensatze die moderne Literatur 2i*piiii''ra- 
nnd ihre Behandlung vielfach zum christlichen Glauben und zu christlicher '*■''' '*'*■' 
Sitte steht, wie ungünstig, ja feindselig die moderne G esc lüclits Wissenschaft 
vielfach die katholische Kirche beliandelt, liegt zu Tage. Durch die Examcn- 
vorschrtft wird nun den katholischen Theologen ein JoppcUer und unbe- 
rechenbarer Nachthei] bereitet. Einestheils werden sie genftthigt, ilire phi- 
losophische und historische Ausbildung iu Systemen und bei Lehrern zu 
suchen, die ihren Glauben <len grössten Gefahren aussetzen, uud anderentheils 
wird ilinen die Betreibung dieser Wissenschaften in christlichem uud ka- 
tholischem Geiste unmöglich gemacht. Dazu kann kein katholischer Vater, 
geschweige ein katholischer Bischof, seine Zustimmung geben. Durch die 
fernere Vorschrift eines dreijährigen Universitatsbesuches werden nicht nur 
die materiellen Interessen der katholischen Jünglinge, die sich dem geist- 
lichen Stande widmen, sowie ihrer Eltern und Familien schwer beschädigt, 
sondern es werden auch Glaube und Sitten der zukünftigen Seelsorger des 
katholischen Volkes grossen Gefahren ausgesetzt und wird dem Bischöfe die 
MCglichkeit entzogen, der heiligsten unter allen seinen Amtspflichten, näm- 
lich der Pflicht der Heranbildntig eines tiefglänbigen, in christlicher und 
katholischer Wissenschaft gründlicli gebildeten, von Jugend auf sittenreinen 
Clems, irgendwie zu genügen. Diese unter alien Umständen bestehende Ge- 
fahr ist unter den gegenwärtigen Verliältnissen geradezu unermesslich. Denn 
unsere Theologen müssen, wenn sie nicht melir im Seminar zu Mainz stn- 
diren können, ausser Landes an die wenigen Universitäten sich zerstreuen, 
wo nocli katholische Facultiten sich befinden. Seit den neuesten Vorgängen 
aber muss auch der Blindeste einsehen, dass die UnivcrsitStsfacultäten dem 
katholischen Gewissen keine Garantie mehr bieten. Wo sollen die Theo- 
logen hingehen? etwa nach dem benachbarten Bonn, wo die ganze theolo- 
gische Facultftt aus altkatholischen Professoren mit Ausnahme eines einzigen 
Ordinarius besteht und wo erst in diesen Tagen ein Altkatholik als Pro- 
fessor der katholischen Glaubenslehre angestellt wurde? Wo aber noch 
ihrer Kirche Iren ergebene Männer die theologischen Lehrstühle einnehmen, 
da ist nicht die geringste Sicherheit vorhanden, dass sie nicht jeden Tag 
durch andere, der Kirche entfremdete und feindliche Lehrkräfte ersetzt 
werden können. Unter diesen UmstÄnden mUsste ich nicht ein katholischer 
Bischof, sondern ein Maini ohne Glauben und Verstand und ein Verräther 
an meiner Kirche und meinem Amte sein, wenn ich mich uiclit der Aus- 
führung dieser Gesetzesbestimmungen mit aller Kraft Aitgcgen setzen und 
nicht lieber Alles dulden, als zu solchem Seele »verderben mitwirken wollte." 
Der Schluss der Protestschrift lautet: „Ich habe in dem Bisherigen gezeigt, 
wie sehr die neuen K ir che ngesetz entwürfe die katholische Kirchen Verfassung, 
die wohlerworbenen und natürlichen Rechte der katholischen Kirche, deu 
katholischen OUuben, die (äewissensfreiheit und die heiligsten Rechte und 
Interessen der Katholiken verletzen. Ich kann aber nicht, unterlassen, aueli 
darauf hinzuweisen, dass sie mit allen Grundsätzen echter Freiheit untl mit 
allen wahren Vorzügen der neueren Zeit im Wiilerspruch stellen. Sie sind 
nichts anderes, als eine Wiederherstellung und Veis<;h6rfung der engherzigen 
und verderbliehen Maassregeln der M:hlimmsten Zeit des alten Polizei Staates. 
Die katholische Kirche kann leben und freudig und wohlthütig wirken unter 
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atl^n politischen Vcrliältiiisspn, unter allen Etaatliclien VerfasBungen, wenn 
sie nur Freiheit gewälireii. ilfigc man dalit'r fortschreiten zu einer voll- 
ständigen Trennung von Kirulio und Staat: ui^iiii man nur redliche Freiheit 
s, auf allen Gebieten, vor allen auf dem Gebiete der Erziehung und des Unter- 
> richts, gewahrt, so wird zwar die katholische Kirche dann vielleicht grosse 
materielle und selbst Seelenverhiste erleiden-, aber sie kann bestehen und 
leben. Dagegen unter einem Sjstt'ine, das ihr die von Gott vetliehene Frei- 
heit entzieht, sie und ihre Diener zu Werkzeugen der weltlichen Gewalt 
macht, die religiöse Erziehung selbst des Clerus, die Pflege katholischer 
Wissen sc] laft, die Entfaltung ihres religiösen Lebens, die Uebuug der clirist- 
lichen Vollkommenheit unterdrllckt und sie unter dem Scheiae katholischer 
Formen zu einem Zustande der Erniedrigung un'd innerlicher DekatholiBimng 
verurthcilt, — unter einem solchen Systeme kann sie nicht bestehen. Sie hat 
da nur die Wahl zwischen allmählichem Untergange in schmachvoller Selhst- 
erniedrigung oder dem Martyrium. Die Wahl des letzteren kann fUr einen 
Katholiken, fUr einen Bischof, der von der Göttlichkeit des Christenthnrns 
und der Wahrheit seiner Kirche überzeugt ist, nicht eiuen Augenhlick zwei- 
felhaft sein. Im Grosslicrzogthum Hessen lierrschte seit Decennien, trotz 
aller entgegenstehenden Behauptungen einer tendenziösen Presse und etwi 
von ganz uube deuten den AusscJiroitungen Einzelner abgesehen, zwischco 
beiden Confessioiien und zwischen Staat und Kirclie voller Friede. Was nur 
immer der Staat billigerweise an Garantie und an Einfluss fordern koant^ 
besass er in reichem Maasse. Die Katholiken aber waren mit dem ihnen 
gewährten bescheidenen Maasse von Freiheit und unter der wohlwollenden 
Regierung eines gerechten Landesherm zufrieden und glflcklich. Nun soll 
ohne jeden genügenden Grund dieser glückliche Znstand zerstört nod nveh 
unser Land in Wirren gesttirzt werden, die anderwärts bereits tmertrftgUch 
geworden sind. Die katholische Kirche ist von Härte und Anmaassnng weit 
entfernt. Sie ist an Rtlcksiclitnubme und Milde bis zur äussersten QrenM 
der Selbstverleugnung gewfihnt, zu friedlicher Verständigung stets bereit; 
nur Eiues ist ihr und jedem lebendigen Gliede derselben, sei es ein Geist- 
licher oder Laie, absolut uumriglich, die Principien des katholischen Glau- 
bens za verleugnen, iitullt man an die Kirche, wie gegenwärtig geschieh^ 
Forderungen und Bediugungeu, die sie ohne Verletzung des Glaubens and 
des Gewissens nicht annelimeu kann, dann muss sie immer und nothwendig 
antworten: Han muss Gott mehr gehorclicn als den Menschen. Sie Ober- 
lässt dann denen, die sie in solche Lage gebraclit, die ganze Verantwortung 
und betritt, auf Gott allein vertrauend, den Weg des Martyriums. Ich werde 
lieber Alles erdulden, als von meiner biscIiüHichen Pflicht um ein Haar 
breit abweichen wid auch nur im kleinsten Paukte dem katholischen GUuben 
und dem Rechte und der Freiheit der katjioli sehen Kirche etwas vergeben, 
nnil ich habe die feste Zuversicht, dass der gesammte Clerns und das ganie 
gläubige katholische Volk der Diücese Mainz in tmanflöslicher Einheit mit 
mir verbunden sind und bleiben werden." 
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Nr. 6137. (400.) 

HE8S£H-IIARHBTAI)T. Gesetz, den Missbraucli der geistlichen 

Amtsgewalt betreffend. Vom 2:i. Ai>ril 1875.') 

Publ. ßegierun^blatt vom 3. Mai 1875. 

Art. 1 . Beschwerden llber MiBsbranch der geistlichen Amtsgewalt können ni. ew 
jederzeit bei Uns oder bei Unseren Verwaltungsbehörden angebracht werden, j,'^^ 
Erscheint eine Beschwerde nach stattgehabter Erniittlnng des Sachverhalts Dumuit. 
begründet, worüber Unser Gesammtministerium auf Antrag des Ministeriums^*'"''"'''" 
des Innern zu entscheiden hat, so wird zur Abstellung derselben das Erforder- 
liclie im Verwaltungswege angeordnet, wegen etwaiger Bestrafung des gcsche- 
lieiien Amtsmissbrancfas aber die Sache dem zuständigen Gerielit übergeben. || 
Gegen einen Missbrauch geistlicher Amtsgewalt kfinnen Unsere Behörden auch 
von Amtswegen einschreiten, sobald ein öffentliclies Interesse dies erheischt. 1| 
Art. 2. Ein Missbrauch der geistlichen Amtsgewalt Hegt insbesondere dann 
vor, wenn die nachfolgenden Bestimmungen über die Grenzen des Strafrechts 
der Kirchen und Religionsgemeinschaften verletzt» werden, li Art. 3. Keine 
Kirche oder Heligionsgemcinschaft ist — abgesehen von den nach Art. 5—8 
zul&ssigen Disciplinars trafen — befugt, andere Straf- oder Zuchtmittel anzu- 
drohen, zu verhängen oder zu verkünden, als solche, welche dem rein reli- 
giösen Gebiete angehören oder die Entziehung eines innerhalb der Kirche oder 
Keligionsgemeinschaft wirkenden Rechts oder die Ansschliessung aus der Eirclie 
odiT Religionsgemeinscliaft betreffen. || Art 4. Die Verhängung der nach Art. 3 
zulässigen Straf- und Zucbtmittel darf nicht öffentlich bekannt gemacht 
werden. |] Eine auf die Gemeindemitglieder beschränkte Mittheilung ist nicht 
ausgeschlossen. || Die Vollziehung oder die VerkUndung derartiger Straf- 
oder Zuchtmittcl darf auch nicht in einer beschimpfenden Weise erfolgen, ij 
Art. b. Die kirchliche Disciplinargewalt über Kirchendiener darf nur von 
deutschen kirchlichen Behörden ausgeübt werden. Kirchliclic Disciplinarstrafcn, 
welche gegen die Freiheit oder das Vermögen gerichtet sind, dürfen nur nach 
Anhörung des Beschuldigten verhängt werden. [| Der Entfernung aus dem Amt, 
Entlassung, Versetzung, Suspension, unfreiwilliger Emeritirung etc., muss ein 
geordnetes processualisches Verfahren vorausgehen. In allen diesen Füllen ist 
die Entscheidung schriftlich unter Angabc der Gründe zu erlassen. || Art 6. 
Uie körperliche Züchtigung ist als kirchliche Disciplinarstrafe oder Zuchtmittel 
unzulässig. Disciplinarstrafen an Geld dürfen den Betrag von 90 Mark oder, 
wenn das einmonatUche Amtseinkommen höher ist, den Betrag des letzteren 
nicht übersteigen. i| Eine auf Freiheitsentziehung gerichtete Diseiplinarslr^e 

*) Eingang und äihluss des üeactzes lauten wie in dem w. u. Sr. 6136 (399) mitge- 
theilten Ucsetze. . lAomerk. d. Herauf.] 
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St. «ig; ijj,,^' nur iu der Verweisung in eiDe geistliche StrafanKtalt bCEteheo. || Die V«- 
HeuHi- weisuug darf die Daacr von drei Monaten niclit übersteigen und die Toll- 
DuBuUdi. Streckung wider den Willen des Betroffenen weder begonnen noch fortgesetst 
' ''" ' werden. Die Verweisnng in eine ausserdeutschc geistliche Strafanstalt ist «n- 
zntässig. ■'■ Art. 7. GcistUclie Strafanstalten, welche im Grossberiogthnm er* 
richtet sind oder errichtet werden, sind der Staatsaufsicht unterworfen. Ihre 
Hausordnung ist Unserem Ministerium des Innern zur Genehmigang einza- 
roichen. y Das Ministerium des Innrni ist befugt, Visitationen der geiatlichen 
Strafanstalten anzuordnen und von iliren Einrichtnugeu Eenntniss in nehmen. | 
Von der Aufnahme eines Kircliendieners hat der Vorsteher der Anstalt binnra 
24 Stunden der zuständigen Polizeibehörde Anzeige zu machen. [ Art. 6. Von 
jeder kirchlichen Disciplinarentsclieidung, welche anf eine Geldstrafe von mehr 
als Cid Mark, auf Verweisung in eine geistliche Strafanstalt fQr mehr als 14 
Tage oder auf Kntfcrnaiig aus dem Amte Lautot, ist Unserem Ministerinm de) 
Innern, 'gleichzeitig mit der Zustellung an den Betroffenen, Anzeige lu machen. || 
Die Anzeige muss die Entsclieidungsgründe enthalten. |j Im Falle fortgesetzten 
Ungehorsams gegeullber den Vorschriften der Art. 7 und 8 kann die Schliessnng 
der Anstalt durch das Ministerium des Innern verfügt werden, y Art 9. IHe 
nach § 'A bis C- zulässigen Straf- und Zuchtmittcl dürfen nicht angedroht, ver- 
hängt, verkündet oder vollzogen werden: | 1 wegen Vornahme einer Handlang, 
zu welcher die Staatsgesetze oder die von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zu- 
ständigkeit erlassenen Anordnungen verpflichten; || 2) wegen Unterlassnng einer 
Handlung, welche die Staatsgesetze oder die von der Obrigkeit innerhalb ihrer 
Zuständigkeit erlassenen Anordnungen verbieten; |] 3) wegen Ausübung oder 
Nichtaasübung öffentlicher Stimmrechte; ;j 4) wegen einer Beschwerde über 
Missbraucti der geistlichen Amtsgewalt; || 5) um einen Beamten znr Vomahme 
oder Unterlassung einer Amtshandlung /.a bestimmen. |' Art. 10. Eine von der 
oberen kirchlichen Behörde im Disciplinarwege oder sonst wider den Willen 
des Betheiligten verfügte Kiitfernung aus dem kirchlichen Amte (EntlaBSong, 
Versetzung, Suspension, unfreiwillige Emeritirung etc.) bewirkt den Verlust des 
mit der Stelle verbundenen Diensteiiikommeus nur unter der Bedingung, data 
Unser Ministeriuni des Innern nach Prüfung der von der oberen kirchlichen 
BehCrde vorzulegenden Acten anerkennt, dass || 1) das nach Art. 5 erforder- 
liche i>rocessualische Verfahren stattgefunden hat und 2} die getroffene Maass- 
regel weder Gesetze des Staates noch allgemeine Itechtsgmndsätze verletzt, ;i 
Art. 11. Kein Geistlicher darf öffentliche Vorträge in einer Kirche oder in 
einem andcien, zu religiösen Versammlungen bestimmten Orte dazu anwenden, 
um ans Anlass öffentlicher, nicht rein kirchlicher Wahlen auf die Wahlberech- 
tigten in einer bestimmten Partei rieh tuiig einzuwirken. |] Art. 12. Geistlich^ 
Diener, Beamte oder Beauftragte einer Kirche oder Religionsgemeinschaft, 
welche den zur Abstellung einer Beschwerde ither kirchlichen Amtsmissbrauch, 
oder den sonstigen, in Bezug auf ihr Amt uder ihre geistlichen Amtsver- 
richtuiiguu von Unseren Beliürileii innerhalb ihrer Zuständigkeit getroffenen 
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Anordnungen nicht Folge leisten oder den Vorschriften in Artikel 3—9 and "'^j" 
11 dieses Gesetzes zuwidcihandi'lu, werden mit Geldstrafen bis zu 600 Uark humi- 
oder mit Haft oder mit GeÜngnisB bis zn einem Jahre and in Wiederholungs- jJ'^TfJj'^ 
tollen mit Geldstrafen bis zn 1500 Mark oder mit GefftngnisB bis zu zwei 
Jahren bestraft || Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften des Artikels 5 
des Gesetzes flber die rechtliche Stellung der Kirchen und Religionsgemein- 
schaften im Staate werden in gleicher Weise bestraft || Art. 13. Kirchendiener, 
welche die auf ihr Amt oder ihre geistlichen Amtsvorrichtungen bezOglichen 
Vorscliriften der Staatsgesetze oder die in dieser Hinsicht von der übrigkeit 
innerhalb ihrer Zuständigkeit getroffenen Anordnungen so schwer verletzen, 
dass ihr Verbleiben im Amte mit der öffentlichen Ordnung unverträglich 
erscheint, können auf Antrag der Staatsbehörde durch Urtheil des Gerichts- 
hofes für kirchliche Angc legen lieitcn (Art. 23) aus ihrem Amte entlassen werden. | 
Eine solche Verletzung liegt insbesondere dann vor, wenn, neben einer wieder- 
holten, mit Wissen und Willen begangenen Verletzung der Vorschriften der 
Staatsgesetze oder der in deren Vollzug innerhalb ihrer Zuständigkeit getrof- 
fenen Anordnungen der Obrigkeit, aus dem Verhalten des Beschuldigten her- 
vorgeht, dass er im Falle des Verbleibens im Amte sein den Staatsgesetzen 
und obrigkeitlichen Anordnungen zuwiderlaufendes Verfahren fortzusetzen gewillt 
sei. |{ Ebenso können Kirchendiener, welche in Ausübung ihres Amtes zum 
Ungehorsam gegen Staatsgesetze oder gegen ron der Obrigkeit innerhalb ihrer 
Zuständigkeit getroffene Anordnungen auffordern, auf Autrag der Staatsbehörde 
durch Urtheil des Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten aus ihrem Amte 
entlassen werden. \\ Art 14. Die Beschlussfassung darüber, ob der Antrag auf 
Entlassung bei Gericht gestellt werden soll, steht Unserem Gesammtmin ister ium 
zu. Art lA. In dem von Unserem Uinistorium des Innern bei dem Gerichts- 
höfe fDr kirchliche Angelegenheiten zu stellenden Antrage sind die Thatsachen, 
auf welche er sich stützt, möglichst genau anzugeben. Art 16. Auf das Er- 
suchen des Gerichtshofes hat das Gericht höherer Instanz, in dessen Bezirk der 
Angeschuldigte seineu amtliclien Wohnsitz hat, einen decretmässig angestellten 
Richter mit Führung der Voruntersuchung zu beauftragen. Bei der Vorunter- 
suchung kommen die entsprechenden Bestimmungi^n der Strafproccssgesetze zur 
Anwendung. Die Verrichtungen der Staatsanwaltschaft werden durch einen 
von dem Ministerium des Innern ernannten Beamten wahrgenommen. || Art. 17. 
Ergiebt sich aus der Voruntersuchung, dass die Thatsachen, auf welche sich 
der Antrag der Staatsbehörde stützt, nicht zu erweisen sind, und haben sich 
auch keine Beweise für andere Thatsachen, welche nach Artikel 13 die Ent- 
lassung aus dem Amte rechtfertigen, ergeben, so kann der Gerichtshof für 
kirchliche Angelegen lieitcn das Verfahren einstellen. In diesem Fall erhält 
der Angeschuldigte Ausfertigung des darauf bezüglichen, mit Gründen zu ver- 
seilenden Beschlusses. || .Art. 18. W'ird das Verfahren nicht eingestellt, so ist 
der Angi'schuldigte unter Mitthcilung der von dem Beamten der Staatsanwatt- 
schal't anzufertigenden Anschuldigungsschrift, welche die dem Augeschuldigten 
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Sr. «13; 2iir Last gplogtcn Thatsachen vollst&ndig and genau beieiclmen 
H«ma- mUndlictiGQ Verhandlung vorzuladen. Derselbe kann sich des 
uanuudt Advokatcu oder Rechtgauwttlts als Vcrtheidigers bedienen. [| Der Gerichtshof 
trifft die znr Anfkläning der Sache erforderlichen VerfOgangen. Die Beweia- 
vprliandlungen sind unter Zuziehung eines vereideten FrotokoUfOhrera anfm- 
nehmeii. || Die EutsctieiduD^ erfolgt auf Grund mOndlicher Verhandlang in 
riCFentlicher Sitzung. Die Oeffentlichkeit kann dnrcli Beschluss des Gerichts- 
hofes ausgeschlossen oder auf bestimmte Personen beschränkt werden. ]| Art. 19. 
In dem Termin xnr mttndlichen Verhandlung gibt ein von dem Vorsitzenden 
des Gerichtshofes aas der Zahl seiner Mitglieder ernannter Referent eine Dar- 
stellung der Sache, nie sie ans den bisherigen Verhandlangen hervorgeht. 
Ifierauf werden der Angeschnldigte oder dessen Vertreter sowie der die Ver- 
richtungen der Staatsanwaltschaft wahrnehmende Beamte mit ihren Vor- and 
Anträgen gchCrt. || Art 20. Ist der Angeschuldigte, trotz geschehener Ladong, 
weder seihst, noch durch einen Vertheidiger im Termine erschienen, so wird 
in seiner Abwesenheit verhandelt und nach Lage der Verhandlungen erkannt. ': 
Art. 21. Bei der Entscheidung hat der Gerichtshof, ohne an positive Beweis- 
regeln gebunden zu sein, nach seiner freien, aus dem ganien InbegrilT der 
Verhandlungen und Beweise geschj>|)ften Ucbcrzeugung za erkennen. U Die Ent- 
lassung aus dem Amte hat die rechtliclic Unfilhigkeit zur AusOhong des Amtes, 
den Verlast des Amtseinkommens und die Erledigung der Stelle znr Folge. 
Art 22. Das mit Gründen versehene L'rtheil wird in der Sitzung, in welcher 
die mQndliche Verhandlung beendet worden ist, oder in einer der nftchsten 
Sitzungen verkündet und je eine Ansfertigung desselben dem als Staatsanwalt 
fiingirenden Beamten und dem Angeschuldigten zugestellt. | Ueber die mOnd- 
lii:he Verhandlung wird ein Protokoll aufgenommen, welches die Namen der 
Anwesenden und die wesentlichen Momente der Verhandlung enthalten nauBS. 
Das Protokoll wird von dem Vorsitzenden und dem vereideten FrotokollfahRr 
unterzeichnet. || Art 23. Zur Entscheidung über Anträge der Staatsbehflrde 
auf Entlassung von Geistlichen aus dem Amte ist das oberste Lande sgericht 
als Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten berufen. {| Es erl&sst 
seine Erkenntnisse in seiner Plenarsitzung in Anwesenheit von wenigstens drei 
Vierteln seiner Mitglieder. {{ Art. 24. Der Gerichtshof entscheidet endgiltig nüt 
Ausschluss jeder weiteren Berufung. |l War jedoch der nicht erschienene Be- 
schuldigte durch von dem Gericht als erheblich anerkannte Gründe in dtm 
Verhandlungstermin zn erscheinen verhindert, so kann er innerhalb 10 Tage, 
nach der Zustellung de» gegen ihn ergangenen Urtheils, Einspruch gegen das- 
selbe sehriftlich oder zu Protokoll bei dem Gerichte erheben, welches dasselbe 
erlassen hat. |{ Dieser Einspruch mnss die VerhindcrungsgrOnde bescheinigen, 
oder doch Bescheinigungsmittel hierllber sowie die Beschwerden in der Htnpt- 
lache angeben, j] Erachtet das Gericht das Ausbleiben für gerechtfertig:t, so 
hebt es das ergangene Urtheü auf, vernichtet geeignctenfalls auch das vor- 
hergegangene Verfahren und bestimmt einen Tag zur nochmaligen HanptFer- 
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handtung. ' Gegen die den Einspruch für nnbegrflndet erklärende Vcrftlgniig "'■ *"'' 
des Gerichtshofes ist ein wcitores Rechtsmittel nicht zulässig. j| Die Justiz- und hh«- 
VerwaltungsLehörden haben den an sie ergehenden Ersuchen des Gerichtshofes J*"™"*^» 
Folge zu geben. Die Beschlüsse und EutRcheidungen des GerichtshofeB sind im ' 
VernaltongKwege vollstreckbar. |[ lieber die Verpflichtung zur Zahlung der 
Kosten entscheidet der Gerichtsliof nach freiem Ermessen. Als Kosten werden 
nur baare Auslagen in Ansatz gebracht. I| Das Verfahren vor dem Gerichtshofe 
findet, soweit nicht dieses Gesetz etwas Anderes bestimmt, nach den durch die 
geltende Strafprocessordnung für das öffentliche und mündliche Verfahren fest- 
gestellten Grundsätzen statt. [| Art. 25. Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem 
1. Juli 1. J. in Kraft. Mit dem iiSimlichen Zeitpunkte verlieren die von dem 
gegenwärtigen Gesetz abweichenden, bisher geltenden Bestimmungen ihre Wirk- 
samkeit. 



Nr. 6138. (401.) 

HESSEN -DAKlf STADT. Gesetz, betreffend die Vorbildung und An- 
stellung von Geistlichen. Vom 23. April 1875.*) 

Publ. Regierungsblatt vom 3. Mai l->75. 
Art. 1. Ein Eircbenamt, welches mit einem Geistlichen zu besetzen ist, Sr. «in 
darf in einer der christlichen Kirchen nnr einem Deutschen übertragen werden, noim- 
welelier seine wissenschaftliche Vorbildung nach den Vorschriften dieses Ge- i>itBi.udt, 
setzes dargethan hat and nicht von der Staats regierung unter Angabe des 
Grundes als ihr in bürgerlicher oder staatsbdrgerlicher Beziehnng missfällig 
erklärt worden ist || Diese Vorschriften finden Anwendung ohne Unterschied, 
ob das Amt dauernd oder widerruBich übertragen werden soll, oder nur eiae 
Stellvertretung oder Hilfeleistung in demselben statthaben solL Ist Gefahr im 
Verzuge oder handelt es sich nor um Befriedigung eines vorübergehenden 
Bedürfnisses, so kann eine Stellvertretung oder Hilfeleistung einstweilen und 
vorbehaltlich des Einspruches der Staatsregierung angeordnet werden. H Der 
Geistliche, welchem ein Kirchenamt übertragen wird, ist verbunden, vor Ueber- 
uahme desselben den Verfassungseid abzulegen, sofern er dies noch nicht 
gethan hat. | Art. 2. Zum Nachweise der wissenschaftlichen Vorbildung wird 
regelmässig erfordert, dass der Candidat Zeugnisse über die von ihm bestan- 
dene Maturitats-PrüfuDg auf einem deutschen Gymnasium und den dreijährigen 
Besuch einer deutschen Staatsuni versität vorlegt, sowie durch eine nach vol- 
lendetem Universitätsbesnche vor einer Staatsbehörde abzulegende Pritfung io 

*} Anfang uDÜSchluss dieses Gesetzen lauten wie in dem w. o. ]:Ir.6I36(S99) mit- 
getlieilten Gesetze. [Aiimerk. d. Herauig.] 



316 Staat and TGrche. Heasaii-DannitadL 

Hr. siM philoBOphie (Logik, pEfchologie, Gtschichte der Philosophie), Geschieht« oad 
Bw,B. deutscher Literatur darthut, dasG er die fUr Ecinen Bernf erforderliche allge- 



'- meine wissen seh aftliclie Bildung erworben habe. |j Das Nähere vird durch 1 

tlesberriiche Verordanng bestimmt. {] Diese Prüfung ist nicht erforderlich, wenn 
der Candidat nach dem vorgeschriebenen Besuch der Universität eine Facnl- 
tätsprdfnng top einer staatlich angeordneten PrttfangsbebOrde innerhalb dea 
deutschen Reiches bestanden hat || Während des vorgeschriebenen Universi- 
tätsbeEuches dOrfen die Studirenden einem kirchlichen Seminar nicht angehören. 
Von der vorgeschriebenen Dauer des Universitätsbesnches kann mit Rttcksieht 
auf einen besonderen Bildungsgang ein angemessener Zeitraum durch Unter 
Ministerium des Innern erlassen werden. [] Vom dreijährigen Besuch einer 
deutschen Staatsuniversität darf derjenige nicht dispensirt werden, welcher 
seine Studien an einer Anstalt gemacht h&t, an der Jesuiten oder Uitgliedcr 
anderer verwandter Orden (Reichsgesetz vora 4. Juli 1872) lehren. || Art :t. 
Die Kirchen sind befugt, Anstalten zur theologisch-praktischen Vorbildung der 
künftigen Geistlichen zu unterhalten. || Zum Besuche derselben dürfen nur 
solche aufgenommen werden, welche den Vorschriften wegen des Universitäts- 
bcsuchcB genügt haben. |[ In die bestehenden Knaben seminare (Kntbencon- 
vtcte) dürfen keine nenen Zjlglingc mehr aufgenommen werden, nnd lind diese 
Seminare (Convicte) in einer darch Beschluss des GesammtministeriumE nach 
Publication dieses Gesetzes zu bL-stimmenden angemessenen Frist zu schliesseu. 
Neue Anstalten dieser Art dürfen nicht mehr errichtet werden. || Alle kirch- 
lichen Anstalten, welche der Vorbildung der Geistlichen dienen, stehen unter 
Aufsicht des Staates und können im Falle der Zuwiderhandlung gegen geseti- 
liche Vorschriften oder gegen die von den Staatsbehörden in Ausübung der 
Staatsaufsicht getroffenen Anordnungen durch Beschluss des Gesammtministe- 
riums geschlossen werden. |j Art. i. Die obere kirchliche Behörde ist »er- 
ptUcbtet, die Person, der ein kirchliches Amt (Art 1) übertragen oder die 
/u einer nicht bloss vorübergehenden Stellvertretung oder Hilfeleistung in einem 
kirchlichen Amte verwendet werden soll, dem Ministerium des Innern nnter 
Bezeichnung des Amtes anzuzeigen. Dasselbe gilt bei Versetzung eines Geirt- 
licheu in ein anderes kirchliches Amt oder bei Umwandlung einer widerruf- 
lichen Anstellung in eine dauernde. |{ Die beabsichtigte Anstellung oder Ver- 
wendungdarf, vorbehaltlich des vorletzten Satzes des Art 1, nicht eher erfolgen, 
als bis die Stoatsregierung erklärt hat, dass sie keinen Einspruch ^u erheben 
gedenke. Im Falle des vorletzten Satzes des Art. 1 muss die angeordnete 
Stellvertretung oder Hilfeleistung sofort zurückgenommen weiden, sobald gegen 
dieselbe von der Staatsregierung Einspruch erhohen wird. || Art. 5. Die pro- 
visorische oder definitive Errichtung neuer Pfarrstellen sowie die Aenderong 
bestehender Pfarrbezirke dürfen nur mit Genehmigung der Staatsregientng 
erfolgen. j| Art G. Soweit die Mitwirkung des Staates bei Besetzung kirchlicher 
Aemter auf Grund des Patronates odoj- besonderer kircJilicher Rechtstitel ftn- 
derweit geregelt ist, behält es dabei sein Bewenden. i| Desgleichen werden die 



Stut und Kirdi«. Henen-Dtrmftedt 817 

bpstehenden Rechte des Staates bezUglicli der Anstellung vou Geistlichen beim "'- "*^ 
Militär und an AfTcntlicheii Anstalten durch das vorliegende Gesetz nicht uaam. 
berülirt. 11 Art. 7. Die üebertragniig der Functionen eines kirchlichen Amtes, i>»™"t^»- 
welche nntcr Verletzung der geGctzlichcn Bestimmangen erfolgt oder dem 
Schlusssatzc des Art 4 znwider nicht zurückgenommen worden ist, gilt als 
nicht geschehen, und es ist daher die Intercalarverwaltnng der betreffenden 
Pfründe anzuordnen oder, wenn solche bereits angeordnet ist, fortzusetzen. { 
Der Geistliche, welcher die Functionen eines kirchlichen Amtes, die ihm unter 
Verletzung der geistlichen Bestimmungen Übertragen worden sind oder die er, 
ohne dass den gesetzlichen Erfordernissen genügt ist, übernommen hat, öffent- 
lich ausübt, wird mit Geffingniss bis j.u einem Jahre oder mit Geldstrafe bis 
zu 300 Mark bestraft. Der kirchliclie Obere, welcher einem Geistlichen mit 
Verletzung der gesetzlichen Bestimmungen ein Kirchenamt oder die Functionen 
eines kirchlichen Amtes überträgt, wird mit Geldstrafe von 300 bis 1500 
Mark oder mit Gefängniss von einem Monat bis zu einem Jalire bestraft. i| 
Art. 8. Die Verurtheilung eines Geistlichen zur Zuchthausstrafe, die Aber- 
kennung der bürgerlichen Elircnrechtc und der Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Acmtcr haben die Erledigung der Stelle, die Unfähigkeit zur Aus- 
übung des kirchlichen Amtes und den Verlust des Amtsciiikommens inr Folge. Ij 
Dem Geistlichen, gegen welchen eine der in diesem Artikel bezeicbnctcu Ent- 
scheidungen ergangen ist, ist jede öffentliche Ausübung der Functionen eines 
kirchlichen Amtes untersagt. Zuwiderhandlungen gegen diese Vorschrift werden 
mit GenngnisE bis zu einem Jahre oder mit Geldstrafe bis zu 300 Mark 
bestraft. .' Art. 9. Die Vorschriften dieses Gesetzes Ober den Nachweis wissen- 
schaftlicher Vorbildung finden keine Anwendung auf Personen, welche vor 
Verkündigung dieses Gesetzes in einem Kirchenamte angestellt sind oder die 
Fähigkeit zur Anstellnng im Kirchenamte erlangt haben. |[ Ausserdem ist das 
Ministerium des Innern ermächtigt, denjenigen Personen, welche vor Verkün- 
digung dieses Gesetzes in ihrer Vorbildung zum Kirchenamte vorgcscbritteii 
waren, den in diesem Gesetze vorgeschriebenen Nachweis der wissenschaftlichen 
Vorbildung ganz oder theilweisc zu erlassen. !' Art. 10. Ein katholischer Geist- 
licher, welchem eine Pfarrei oder ein sonstiges, mit dem Genuss einer Pfründe 
verbundenes Kirchenamt unter Beobachtung der obigen Bestimmungen über- 
tragen ist, erhält eine landesherrliche ficst&tiguiigsurknnde, wodurch er als 
gcBctzmässiger Inhaber des Amtes von Seiten des Staates anerkannt wird und 
für die Dauer des Amtes Anspruch auf den Genuss der damit verbundenen 
Pfründe erhält. ' Jedes Pfarramt soll in der Bcgel sjiätestens ein Jahr nacli 
Erledigung der Pfründe wieder dauernd besetzt sein. Ij Die Frist kann von 
dem Ministerium des Innern im Falle des Bedürfnisses angemessen verlängert 
werden, Art. 11. Wenn eine erledigte katholische Pfarrstelle innerhalb der 
im vorigen Artikel genannten oder der von Unserem Ministerium des Innern 
verlängerten Frist nicht in einer den Bestimmungen dieses Gesetzes entspre- 
chenden Weise durch die zuständige kirchliche Behörde wieder besetzt wird, 



vorhanden, oder macht derselbe innerhalb zweier Mona' 
pfangs der Einladung (Art. lli von der ihm zustehen 
den Bestimmungen dieses Gesetzes cntspre eilenden üebr 
fngniss zur Ernennung des Pfarrverwesers der katholis 
zu, in welcher die Stelle erledigt ist. |{ Zu diesem Behuf 
wohnenden, im Besitze der bürgerlichen Ehrenreclite hefi 
m&nnlicben GemeiDdemitglieder, welche das 2b. Lebensja 
znr BeachluasfasBim^ Ober die Wahl eines Pfarrverwese 
tigkeit der Wahl ist erforderlich, dass mehr als die Mi 
sich Bet heiligenden dem Beschlüsse zugestimmt hat. |{ 
raungen Über das Verfahren werden von Unserem Minit 
lassen. || Kommt eine güllige Wahl zu Stande, so ist au 
Bevollmächtigter za wählen, welcher die Gemeindever 
gegenüber zu rcpräseutiren uud wegen Uehertragung 
gewählten Geistlichen das Nöthige zn besorgen hat. '| 
mungen der Artikel 1, 2, 4, 6, 7 und 9 des gegenwi 
in den Fällen der Artikel 11 und 12 entsprechende 
Art. 5 vorgeschriebene Anzeige hat bei Vermeidung de 
gesetzten Strafe (Art. 7) durch den Präsentations-Bere 
durch den Gemeindebevollmächtigten (Art 12) zv gesc 
gegcDwirtige Gesetz tritt mit dem 1. Juli 1. J. iu Erat 
Tage verlieren die vou demselben abweichenden, bisher g 
ihre Wirksamkeit. 



Nr. 6139. (402.) 

', Gesetz, die religiösen 
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Die bestehenden NicdtrIaEsnngeu dieser Art dllrfeu neue Mitglieder nicht aiit- 
neliiDi'n. , Art. 2. Abweichend von der Vorschrift in dem zweiten Absatz iIck 
Art. 1 kann den dermalen bestehenden weihlichen religiösen Orden oder ordens- 
Ähnlichen Congregationen, welche sich ausschliesslich dem Unterricht widmen 
und Privatunterrichts- An stalten besitzen, durch Unser Ministerium des Innern 
gestattet werden, neue Mitglieder insoweit aufzunehmen, als dies zur Erhaltung 
der Lehrkräfte dieser Privatunterrichts -Anstalten in ihrer jetzigen Zahl er- 
forderlich ist. II Art. 3. Den im Grossherzogtliura bestehenden religiösen Orden 
und ordensähulichen Congregationcn, welche sich ausschliesslich der Kranken- 
pflege widmen, kann nicht bloss die Aufnahme neuer Mitglieder, sondern anch, 
wenn die vorhandenen bürgerlichen Anstalten und Einrichtungen den Bedürf- 
nissen des Krankend ienstes nicht genügen, die Errichtung neuer Niederlassungen 
von Unserem Ministerium des Innern gestattet werden, [j Art 4. Die beste- 
henden Niederlassungen oder Anstalten von religiösen Orden oder ordens&bn- 
lichen Cougregationen stehen nnter Aufsicht des Staates. Die nftheren Bestim- 
mungen über die AusObnng der Staatsanf sieht werden von dem Ministcrinni 
des Iimern erlassen. || Aus Gründen des Öffentlichen Wohles oder wegen Un- 
gehorsams gegen die Vorschriften des Gesetzes oder gegen die znr Ausführung 
desselben ergangenen Anordnungen der Behörden können auch bereits beste- 
hende Niederlassungen oder Anstalten von religiösen Orten oder ordensähn lieben 
Congregationen auf Antrag des Ministeriums des Innern durch Bcschluss des 
Gesaramtministcriums aufgelöst und geschlossen werden. || Art. 5. Soweit das 
vorliegende Gesetz davon ausgeht, dass der dermalen vorhandene Zustand 
bestehen bleiben soll, ist für die Entscheidung der einschlägigen Fragen Ober 
den Bestand der Anstalten der erste October 1874 maassgobcnd. l| Art 6. 
Gegenwärtiges Gesetz tritt sofort nach seiner Verkündigung durch das Regie- 
rungsblatt in Kraft. Zugleich verlieren alle von demselben abweichenden, bis- 
her geltenden Bestimmungen ihre Wirksamkeit. 
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HEBSEH-DAimSTAST. Gesetz, das Bestenerungsrecht der Kirchen- 
nnd RoligionsgescllBChaften betreffend*). 
Pabl. Regierungsblatt vom 8. Mai 1875. 
Art 1. Die evangelische und katholische Kirche sowie die mit Corpo- ^'rV^"' 
rationsrecliten versebenen Religionsgomein Schäften sind nnter den in den nach- bwim- 
lülgenden Artikeln bemerkten Voraassetiungen berechtigt, die zur Bestreitung "™!^*; 
dir kirchlichen oder religiösen BedQrfnisse erforderlichen Mittel durch Um- 



> 



Anfang und Schiusa dieses Gesetzes lauten wie in dem w. o. Nr. 6186 (999) mit- 
leilteu Gesetie. [Anmerk. d. Uerauig.] 
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Hr. Bi«o lagen auf ihre Mitglieder anfzubriiigcu. |] Art. 2. Umlagen znr Bestreitung 
Uti^n- kirchlicher oder religiöser Bedarfnisse kOnnen nar erhobeo werden, wenn die 
utriiutodt. grträgnisse des Vermögens der betreffenden Kirche oder Religion^emetn- 
'" ' EChaft, bcziehungEweisG der betreffenden Kirchen- oder Religionsgeroeinde, lud 
die sonst derselben zu Gebote stehenden Mittel zur Bestreitung des Beddrf- 
iiisses nicht ausreichen. ' Art. 3. Die Erhebung einer Umlage zur BeetreitODg 
des BedfirfDisses einer einzelnen Kirchen- oder Religionsgemeinde 
kann nur unter nachfolgenden Voraussetzungen erfolgen: 1' 1) Ueber die Ein- 
nahmen und Ausgaben der Kirchen - oder Religionsgemeinde, insbesondere Aber 
die fQr die Ausgaben vorgesehenen Deckungs mittel, muss ein ordnungsm&stiger 
Voranschlag aufgestellt werden, i 2) £inc aus directer Wahl der Gemeinde- 
glicdcr hervorgegangene Vertretung der Kirclien- oder Religionsgemeinde mnss 
zur Erhebung der in dem Voranschläge vorgesehenen Umlage die Zustimmung 
ertheilen. '| Diese Gemeindevertretung hat aus mindestens zw&lf Mitgliedern 
oder, wenn die Zahl der stimmberechtigten Mitglieder der betreffenden Kir- 
chen- oder Religionsgemeinde weniger als zwölf betrügt, aus s&mmtlichen 
stimmberechtigten GemeindegJiedcm zu bestehen. Die näheren Bestimmungen 
aber die Zusammensetzung, die Zahl der Mitglieder dieser Gemeindevertretun- 
gen, Über die Stimmbercciitigung und Wählbarkeit bei den Wahlen, Ober die 
Art und Weise der Vornahmeu der Walilcu, über die Zusammen berufnng und 
Verhandlung dieser Vertretungen werden, soweit nicht ein von der Kirchen- 
behSrde mit Uuserer Genehmigung erlassenes Vcrfassnngs Statut für die betref- 
fende Kirche oder Religionsgemeinschaft gcnOgcnde Vorscliung trifft, von Un- 
serem Ministerium des Innern erlassen. [| 3j Dem Vorstande der politischen 
Gemeinde oder, wenn sich die kirchliche oder religiöse Gemeinde über meh- 
rere politische Gemeinden erstreckt, den Vorständen der verschiedenen poli- 
tischen Gemcindeu ist von dem Vorstände der betreffenden Kirchen- oder 
Religion Bgeme in de durch Mittlieilung eines Auszuges aus dem Voranschläge von 
der bi' absichtigten Erticbung einer Umlage Kenutniss zti geben. Jeder bethei- 
ligte Vorstand einer politischen Gemeinde kann binnen 21 Tagen, vom Tage 
der Zustellung des Au^^xiiges aus dem Voranschlage an gerechnet, durch schrift- 
liche motinrtc Mittheilung an den Vorstand der Kirchen- oder Religionsge- 
meinde gegen die beabsiclitigte Erhebung einer Umlage von den AngebSrigen 
seiner Gemeinde Einwand erheben. Geschieltt dies und soll auf der Erfaebimg 
der Umlage bestanden werdea, so ist von dem Vorstände der Kirchen- oder 
Religionsgemeinde, beziehungsweise je nacli der Organisation der betreffiendeB 
Kirche oder Religionsgemeinschaft von der oberen oder obersten kirchlichen 
Behörde, die Entscheidung dos dem Vorstande der betreffenden politischen 
Gemeinde vorgesetzten Kreisamtes und, wenn dieses den erhobenen EUnwaud 
für begründet erachtet, die Entscheidung Unseres Ministeriums des loDem 
/n veranlassen, dessen Kntschliessung alsdann maassgebend ist. {] Ebenso kann 
der Vorstand der betreffenden politischen Gemeinde, wenn das Kreisamt seinen 
Einwand für unbegründet erachtet, binnen 11 Tagen, vom Tage der Ziutel> 



Staat and Kirche. HesBen-Üarmstadt. 321 

lung der kreisamtlichen Verfügung an gercclinet, den Rekurs an Unser Mini- ^'' ^**^ 
sterium des Innern ergreifen. || 4) Auch abgesehen von dem Falle der Erhe- HesMn- 
bung eines Einwaudes von Seiten des Vorstandes einer betheiligten politischen DamBtadt. 
Gemeinde muss dem Kreisamte der Voranschlag der betreffenden Kirchen - 
oder Religionsgemeinde zur Einsicht und behufs Ertheilung der staatlichen 
Genehmigung zur Erhebung der darin vorgesehenen Umlage mitgetheilt werden. 
Umfasst eine Kirchen- oder Religionsgemeinde mehrere, verschiedenen Kreisen 
angehörige politische Gemeinden, so ist der Voranschlag dem Kreisamte mit- 
zutheilen, in dessen Kreise der Uauptort der Kirchen- oder Religionsgemeinde 
liegt Findet das Kreisamt bei Ertheilung der Genehmigung Anstand, so ist, 
wenn auf Erhebung der Umlage bestanden werden soll, in gleicher W^eise, wie 
unter Nr. 3 bemerkt, die alsdann maassgebcnde Entschliessung Unseres Mini- 
steriums des Innern einzuholen. ' Art. 4. Handelt es sich um Aufbringung der 
Mittel zur Bestreitung des Bedürfnisses eines innerhalb einer Kirche oder 
Religionsgemeinschaft aus mehreren Gemeinden verfassungsmässig gebildeten 
grösseren Verbandes (Decanatsverbaudes u. dgl.) als solchen, so ist der Betrag, 
welclier nach Verwendung der dem grösseren Verbände als solchem für die 
betreffenden Zwecke zu Gebote stehenden Mittijl noch zu decken übrig bleibt, 
auf die einzelnen Kirchen- oder Rcligionsgcmeinden imter Zugrundelegung der 
Conimunalsteuerkapitalicu der in Betracht kommenden Gemeindeglieder zu ver- 
theilen. || Erscheint hierdurch in der einen oder der anderen Einzelgemeinde 
die Erhebung einer Umlage nöthig, so finden bezüglich der Erhebung einer 
solchen Umlage die im Art. 3 bemerkten Bestimmungen Anwendung. Nur ist, 
wenn dem betreffenden grösseren Verbände nach Maassgabe eines von Uns ge- 
nehmigten Verfassungsstatutes oder von Uns genehmigter organischen Bestim- 
mungen eine gewählte Vertretung der Gemeindeglieder zur Seite steht und 
diese zu der fraglichen Repartition zugestimmt hat, die Zustimmung der be- 
treffenden örtlichen kirchlichen oder religiösen Gemeindevertretung zur Auf- 
nahme des betreffenden Ausgabepostens in den Voranschlag und zur Erhebung 
der dadurcli nöthig werdenden Umlage nicht erforderlich. i| Art. 5. Ist für die 
Gcsammtheit einer Kirche oder einer aus verschiedenen einzelnen Gemein- 
den bestehenden Religionsgemeinschaft nach Maassgabe eines von Uns 
genehmigten Verfassungsstatutes eine gewählte Vertretung der Gcmcindeglieder 
vorhanden, so kann, falls die der Gcsammtlieit der Kirche oder Religionsge- 
meinschaft als solcher für die betreffenden Zwecke zu Gebote stehenden ÄDttel 
zur Bestreitung des Bedürfnisses nicht ausreichen, mit Zustimmung der ge- 
wählten Gesammtvertretung auch der Ausschlag einer besonderen Umlage für 
die betreffenden allgemeinen Zwecke der Kirche oder Religionsgemeinschaft 
auf sämmtlichc Angehörige derselben beschlossen werden, [j Dieser Beschluss 
bedarf jedoch der Genehmigung Unseres Ministeriums des Innern. Ist diese 
erfolgt, so wird def betreffende, in allen Gemeinden alsdann durch Umlagen 
aufzubringende Betrag auf die Einzelgemeinden unter Zugrundelegung der Kom- 
inunalsteuerkapitalien der einzelnen Angehörigen der betreffenden Kirche oder 
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irtheilt, otine dass es einer wi 
Genehmigang zur Aofiiahme der betreffenden Ausgabepasten in diu Vuran- 
i)*™^'- Echldge und Aufbringung derselben durcli Umlagen bedarf. || Art. 6. Die nach 
den Artikeln 3, 4 and 5 zulässigen Umlagen werden nacli KaasEgabe der für 
die Eommunalsteuem der politischen Gemeinden geltenden Grundsätze anf die 
Mitglieder der betreffenden Kirchen- oder Religionsgenieinden ausgescblageo, 
mit den Kommunalstenern für die politischen Gemeinden von dem Gemeinde- 
Einnehmer erhoben und von diesem im Ganzen an die betreffende kircliliche 
Kasse eingeliefert. Ebenso finden die für die Beitreibung der Kommnoftl- 
steuem geltenden Grundsätze, beziehungsweise das für diese Beitreibung vor- 
geschriebene Verfahren, auch anf die in den Art 3, 4 und 6 bemerkten Um- 
lagen Anwendung. || Art. 7. Unser Ministerium des Innern ist mit der Ani- 
ftlhrnng dieses Gesetzes beauftragt, und wird dasselbe auch die Zeitpunkte 
bestimmen, von welchen an dieses Gesetz fQr die einzelnen Kirchen* oder Be- 
ligionsgemeinschafteu in Anwendung kommt 



Nr. 6141. (404.) 

PREÜBBEN. Antwortschreiben des prenssischcn Episcopatea 4of 
das Bescript des Staatsministeriums vom 9. April 1875. 

iVergl. Nr. C133 (SM)). 
Kr. aui Dem kgl. Staatsministerium erlauben wir uns auf das an den Erzbischof 

P„^_ von Köln unter dem 9. d. gerichtete und gleichzeitig durch den „Stoatsau- 
Enda April zcigcr" Veröffentlichte hohe Rescript, wodurcli Hoch das selbe in Folge Aller- 
höchsten Auftrages Sr. Majestät des Kaisers und Königs unsere Immediatsin* 
gäbe d. d. Fulda, den 2. d., beantwortet hat, das Nachstehende ganz ergebenst 
zu erwiedem: |j Wenn im Eingange des hohen Beacripts Erstannen und Be- 
dauern darüber ausgedrückt wird, „dass Geistliche in der hohen Stellung der 
Bischöfe sich zum Organ einer Behauptung machen kannten, als ob es in 
Preussen eine Verleugnung des christlichen Glaubens sei, die Befolgung solcher 
Gesetze zu versprechen, welche in andcrcu dcutsclicn imd fremden Staaten seit 
Jalirhundertcn und noch heute von der katholischen Geistlichkeit und Uiren 
Kirchenobcren bereitwilligst befolgt werden, und deren Befolgung dort mit hei- 
ligem Eide bedingungslos gelobt wird", so gestatten wir uns, darauf in bemer- 
keu, dass die augcführte Behauptung in unserer Immediateingabe nicht ent- 
halten isL Es ist darin der Satz ausgesprochen, dass die Btaatlicherseits von 
den Diözcsan vorständen und Geistlichen geforderte Erklärung unbedingter Be- 
folgung der staatlichen Gesetze in solcher Uubedingthcit -mit dem Gewissen 
eines Christen unvereinbar sei. Die Wahrheit dieses Satzes haben wir dunh 
Hinweisung auf das Verhalten der Apostel und der christlichen Blntseogn 
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ins Licht gestellt und müssen denselben anter allen Umständen aufrechterhalten, ^'' ^^^^ 
weil eine solche Erklärung wirklich nicht vereinbar ist mit den unwandolba- prevBMii. 
ren Principien des Christenthums, welches zwar immer und überall den Chri* ^"^« ^p'** 

1875 

stcn Gehorsam gegen die weltliche Obrigkeit gepredigt, niemals aber einen 
blinden und unbedingten Gehorsam gegen alle Staatsgesetze ohne Ausnahme 
geboten y sondern vielmehr für den Fall einer Collision derselben mit dem 
göttliclien Gesetze stets den die Freiheit des Gewissens schützenden apostoli- 
schen Grundsatz hochgehalten und vertheidigt hat, dass man Gott mehr ge- 
horchen müsse, als den Menschen. || Dieser Grundsatz kommt auch den kirchen- 
politischen sogenannten Maigesetzen gegenüber zur Geltung, und müssen wir 
deshalb die Erklärung unbedingter Befolgung derselben verweigern, weil, wie 
bereits in den schon früher einem hohen Staatsministerium von uns unter- 
breiteten Denkschriften und Vorlagen wiederholt nachgewiesen ist, jene Gesetze 
eine ganze Reihe von Bestimmungen enthalten, welche mit dem Wesen und 
der Verfassung der von Christus gestifteten Kirche in Widerspruch stehen, 
dieselbe der von Gott gewollten Selbständigkeit berauben und sie in eine 
blosse Staatsanstalt umwandeln. || Dass in irgend einem anderen deutschen und 
fremden Lande eine solche Kette von Gesetzen, welche systematisch die kirch- 
liche Selbständigkeit veniichten, von katholischen Geistlichen und Kirchenoberen 
bereitwilligst angenommen und sogar eidlich beschworen worden, ist eine uns 
unbekannte Thatsache, die zwar schon oft behauptet, bis jetzt aber niemals 
nachgewiesen ist und auch niemals wird nachgewiesen werden können. Dass aber 
in den fraglichen kirchenpolitischen Gesetzen verschiedene Bestimmungen ent- 
halten sind, über welche eine Verständigung zwischen Staat und Kirche ein- 
treten könnte und auch schon zu verschiedenen Malen in deutschen und 
fremden Staaten wirklich eingetreten ist, haben wir niemals in Abrede gestellt, 
vielmehr bereits ausdrücklich hervorgehoben. Wir würden es mit Freuden 
begrüsst haben, wenn zu einer derartigen Verständigung die Hand geboten 
worden wäre, und noch jetzt würden wir solches freudigst begrüssen. Solange 
aber in den fraglichen Gesetzen Bestimmungen aufrechterhalten werden, welche 
das Wesen der Kirche verletzen und die von Gott gewollte Selbständigkeit 
derselben aufheben, ist selbst bei der Nachgiebigkeit von Seiten der kirchlichen 
Vertreter eine Verständigung und Wiederherstellung des Friedens zwischen 
Staat und Kirche nicht möglich. || Wenn ferner in dem Rescript gesagt wird, 
„auffällig und unwahr sei die Behauptung, dass die fraglichen Gesetze die 
Verkündigung der göttlichen Wahrheiten untersagten", so bedauern wir, aber- 
mals erwiedern zu müssen, dass auch diese Behauptung in unserer Immediat- 
eingabe nicht zu finden ist. In der betreffenden Stelle haben wir gesagt, dass 
die Apostel und Blutzeugen lieber den Tod erdulden, als denjenigen Staats- 
gesetzen und obrigkeitlichen Anordnungen sich fügen wollten, welche ihnen 
die Verkündigung der göttlichen Wahrheit untersagten. Wie Jemand diese 
Bemerkung, deren Wahrheit unstreitbar ist, auffällig und unwahr nennen kann, 
ist uns unerfindlich. Uebrigcns kann auch nicht geleugnet werden, dass in 

21* 
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Nr. «141 j(i]j modernen kirclicnpolitisclien Gesetzen manche Bestimmangen sich Tor- 
PrtUMci'ii. finden, durch welche die Verkündigung äo.r göttlichen Wahrheit unter gewissen 
EBd> April Umstanden wenigstens indirect untersagt wiid. Es hat ja das königliche Ober- 
tribunal in seinem durch den „Reichs- niid Staatsanzeiger" in Nr. 95 ver- 
dffeutlichteii Erkenntnisse vom G. April I. J. die Predigt in einer Eirclifi tls 
eine geistliclie Amtshandlung im Sinne der Maigesetze erklftrt, welche mit 
Geldbusse, Gefilngniss, Internirung und Landesverweisung zu bestrafen sei, 
wenn der lietretfendc Priester keine staatliclie Amtsantorisation aufweisen 
könne. || Da nun diese staatliche Amtsautorisation von Bedingungen abhängig 
gemacht ist, welche die Selbstündigkeit dir Eirche schwer verletzen und darum 
ohne eine Verletzung des Gewissens nicht erfüllt werden kGnnen, so ist ofTen- 
liar, dass jene Gesetze Deatinimiingin enthalten, welche in gewissen Fällen , 
einem Verbote, das Kvangplium der kirchlichen Ordnung gemäss zu verkünden, 
gleiclikommen Das Nindiclie gilt von der Spendung der hl. Sacramente || 
Sehr befremdet hat uus sodann die Stelle des hohen Bcscripts, worin den Bi- 
EchOfen die wiederum als unwahr bezeichnete Behauptung zugeschrieben wird, 
„dass den Geistlichen anderer Confessionen Gehaltsverbessorungen bewilligt 
wären, wciclie nicht gleichzeitig den katholischen Geistlichen zu statten 
kämen." Wir haben dies niclit behau)>tetj vielmehr liaben wir gesagt, dass 
die Kill Stellungen der staatlichen Leistungen an katholische Bischöfe und 
Geistliche gerade im gegenwärtigen Augenblicke besonders dazu dienen raassen, 
bittere Oefllhle in den Herzen der Katholiken anzuregen, als eben für die 
Geistlichen anderer christlicher Confessionen von Seiten des Staates mit wohl- 
wollender Freigebigkeit Gehalts Verbesserungen bewilligt werden. Dadnrcb 
haben wir nur auf das allerdings bittere Moment hingewiesen, dass, wfthrend 
den ev angelischen Geistlichen die aus Wohlwollen bewilligten Staatsiuschftsse 
zugewendet werden, der katholische Clerus nicht nur der ihm bewilligten Zn- 
schlksse, sondern auch der ihm von Rechtswegen gcbQhrcnden Leistungen ver- 
lustig erklärt ist, indem die Fortgewährung derselben von einer Bedingung 
abhängig gemacht wird, deren Krfdllung mit seiner Gc wisse nspfliclit unverein- 
bar isL ., Uubegreitlich erscheint ferner der im allegirtcn Rescripte den Bi- 
schöfen darüber gemachte Vorwurf, dass sie Se. Mi^estät den Kaiser und 
König gebeten haben, einer Gesetzvorlage die Allerhöchste Genehmigung nicht 
ertheilen zu wollen, obgleich es iiineu nicht unbekannt gewesen, dass dieselbe 
nur mit Allerhöchster Genehmigung an den Landtag habe gelangen können. 
Letzteres ist uns allerdings nicht unbekannt gewesen; aber wir wussten auch, . 
dass die Allerhöchste Genehmigung zur Einbringung einer Gesetzvorlage beio 
Landtage nichts weniger als identisch ist mit der Allerhöchsten de&nitiven 
Sanction eines vom Landtage genehmigten Gesetzes, und nicht minder wassten 
wir, dass es in Preussen Jedermann, geschweige denn den kirchlichen Ver- 
tretern von acht Millionen Staatsangehörigen freisteht, am Throne den laudei- 
heiTlichen Schutz ihrer Rechte mit Ehrfurcht und Freimuth m erbitten. 
Etwas Anderes haben wir nicht gethan. Wir überlassen es getrost dem Ur- 
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tlioil jedes Unbefangenen, ob in unserer IniiuiMliateingabe an Se. Majestät den ^'- ***^ 
Kaiser und König irgend eine Aeussening zu finden ist, welcher der Vorwurf PreuMw. 
„verletzender Worte" mit Hecht gemacht werden könnte. In dem Bewusst- *^"**® ^i"** 

" ^ 1875. 

sein, dazu auch niclit den leisesten Anlass gegeben zu haben, weisen wir jen^n 
Vorwurf mit Entschiedenheit zurück. || In dem hohen Rescript wird ferner den 
Bischöfen vorgehalten: „Sie selbst würden nicht glauben, dass die betreffenden 
Dotationen, um deren Zurückhaltung es sich handelt, vom Staate bewilligt 
worden wären, wenn bei der Bewilligung den Bischöfen und Geistlichen das 
Recht hätte vorbehalten werden sollen, je nach pä|)stlichem Befinden den 
Gesetzen des Staates gehorsam zu sein oder nicht." Hierauf erwiedern wir: ' 
Niemals haben wir den Gehorsam gegen die Staatsgesetzc von „päpstlichem 
Befinden" abhängig gemacht. Was insbesondere die in Rede stehenden kir- 
chenpolitischen Gesetze betrifft, so haben wir, lange bevor vom päpstlichen 
Stuhle irgend eine Aeussening über jene Gesetze zu unserer Kenntniss ge- 
kommen war, in vollem Einverständnisse mit allen gläubigen Katlioliken in 
Preussen und der ganzen Welt gegen dieselben unsere Stimme erhoben, ein- 
zig aus dem Grunde, weil wir eine Anzahl der darin enthaltenen Bestimmungen 
als unvereinbar mit dem Wesen der katholischen Kirche und mit unserem 
Gewissen erkannten. Im Uebrigen haben wir in unserer Eingabe darauf hin- 
gewiesen, dass der Staat durch die fraglichen Dotationen nicht eine Gnade 
oder Freigebigkeit gegen die katliolische Kirche geübt, sondern eine strenge 
Reclitsverbindlichkeit erfüllt habe, welche er nacli dem allegirten Ausdruck 
eines preussischen Staatsmannes „unter Verpfändung der Ehre Preussens" über- 
kommen hatte. II Wenn endlich am Schlüsse des hohen Rescriptes an diejenigen 
Bischöfe, welche im Jahre 1870 vor der Verkündigung der vatikanischen 
Beschlüsse in richtiger Würdigung der obwaltenden Verhältnisse darauf hin- 
gewiesen haben, dass diese Beschlüsse von gewisser Seite in feindseliger Weise 
gegen die Kirche ausgebeutet werden könnten, die Frage gerichtet wird, „ob 
sie nicht vielleicht durch treue und feste Vertretung ihrer Ueberzeugung das 
Vaterland vor den jetzt eingetretenen Wirren und Friedensstörungen zu be- 
wahren vermocht hätten", so erwiedern wir darauf, dass nach der Entscheidung 
des ökumenischen Concils für uns Bischöfe sowie für jeden katholischen 
Christen die von dem Concil ausgesprochene Wahrheit mit absoluter Glaubeits- 
gewissheit feststand. Wenn uns daher jetzt zugemuthet wird, wir hätten uns 
dieser Entscheidung nicht unterwerfen sollen, so ist das nichts Anderes, als 
uns Abfall vom katholischen Glauben zumuthen. Uebrigens können wir nicht 
unbemerkt lassen, dass das Verhalten und Wirken der betreffenden Bischöfe 
auf dem Concil ein ganz anderes war, als in dem Schreiben eines königlichen 
Staatsministeriums vorausgesetzt wird, dass es ferner keinem der preussischen 
Bischöfe eingefallen ist, solche Zustände, wie sie jetzt eingetreten sind, als 
Folgen der vatikanischen Beschlüsse vorherzusagen, dass endlich durch die 
vatikanischen Beschlüsse im Verhältniss der Kirche zum Staate nicht das Ge- 
ringste geändert und eben deshalb auch zu der fraglichen Gesetzvorlage! 
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Nr. itHi welche in unserer Immediateingabe als ciqc Quelle nnG&gliclicr TraaLT and 
PrmuMn. friedenstflrenclcr Verwirrung bezeichnet wurde, nicht im Mindesten eine begrOo- 
End« Apiii jgte Veranlassung geboten worden ist Für Letzteres spricht schon der Um- 
stand, dftss in andern Ländern — einige radicale Cantone in der Schweiz nnd 
das Grossherzogtimm Baden ausgenommen — ähnliche Wirren and Friedens- 
stömngen, wie in Preussen, nach dem vatikanischen Concil nicht vorgekom- 
men sind. Ueberhaupt wird Niemand, der unsere Verhältnisse klar dorch- 
scliaut, in den vatikanischen Beschlüssen die Veranlassung zu den neuen 
kircheil |)cUtisc heu Gesetzen finden. Selbst Seine Darchlancht der Herr Reichs- 
hanzier nnd Ministerpräsident Füi-st Bismarck kann sie darin nicht sefundcn 
haben; denn sonst hätte Hochderselbe am 30. Jannar 1872 im Abgeordneten- 
hause mit Beziehung auf die BcschUlsse des vatikanischen Concils nicht er- 
klären können, jedes Dogma, welches von Millionen Staatsbürgern gcglanfat 
werde, müsse fllr jeden Mitbürger nnd für die ßegierung heilig sein. || Schliess- 
lich bemerken wir, dass dieselben Bischöfe, welche im Jalire 1670 auf die 
Gefahr feindseligür Ausbeutnngen der vatikanischen Beschlösse aufmerksam 
gemacht haben, drei Jahre später mit derselben GewisHenbaftigkeit und Frei- 
müthigkeit auch die dermaligcn traurigen Zustände im prcnssischcn Vaterlandc 
als uotbwendige Folge der kircbenpolitisehen Gesetze des Jahres 1873 Yorans- 
gcsagt nnd mit allen jireussischen Bischöfen die dringende Bitte ausgesprocben 
haben, von denselben Abstand zu nelimen und es bei dem bestehenden, durch 
Verfassung und Gesetz wuhlgcordneten Verhältnisse zu belassen, welches bis 
dahin in l'reusscn die Grundlage eines friedlichen Zusammenlebens der fer- 
Kchiedcnen Confessioneu und eines gesegneten Kiiivei-stäiidnisses zwischen den 
Staatü- und Kirchcnbeh<>rdcn gebildet liatte. Hütten diese Bitten und Vor- 
stellungen Berück sieht ignng gefunden, — ilas Vaterland würde jetzt nicht nnter 
den vom hohen Staatsministerium mit uns bcklaRteu traurigen Zustanden in 
leiden haben, deren baldige Abwendung wir tAgliuli mit heissen Gebeten von 
Gott erflehen, fest überzeugt, dass der hl. Stuhl allen billigen Ansprtlchen 
der königlichen StaiitsreKicrnng zn entsprechen niemals abgeneigt sein würde; 
Wir verharren mit P^lin'rbietutig eines hoheu Staatsministeriums ganz 
ei^ebenste 

Ende April 1JS75. 
f Paulus, Erzbischof von Köln. — -|- lleinriuli, Fürstbischof von Breslati. — 
■j-Petcr Josef, Bisehof von Limburg, — |Wilholra Emmanuel, Bischof 
von Mainz. — j-Johannes, Bischof von Culm. -^ fMathias, Bischof von 
Trier. — f Jobann Heinrich, Bisehof von Osnabrück. — -}■ Lothar, 
Bischof von Leuka i. p. i. und Erzbisthumverwcscr zu Freiburg — f Phi- 
lijipus, Bischof von Ermland. — Johann Bernhard, Bischof von HOnster.— 
Wilhelm, Bischof von llildesheim. — Domcapitular Hahne, Bisthnmver- 
weser zu Fulda. 
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Nr. 6142. (405.) 

SCHWEIZ. BundesrathsbeschlusS; betreffend die neuerlichen Re- 
cursc gegen das Ausweisnngsdecret der bernischen Regierung vom 
30. Januar 1874. — Verfügt Aufhebung desselben binnen zwei Monaten. 

fVergl. Nr. 6104 (367)). 

Der schweizerische Bundesrath, 

nach Einsicht eines vom 3. September 1874 datirten Rekurses, durch welchen ^[" *^.** 
Herr Fürsprecher Moschard in Münster^ im Namen der ausgewiesenen Geist- Schweiz, 
liehen des bernischen Jura, das Begehren stellt, dass das von der Regierung ^^- ^•^ ^^*- 
des Kantons Bern unterm 30. Januar 1874 erlassene Ausweisungsdekret nicht 
länger wirksam sein dürfe, weil dasselbe mit der gegenwärtigen Bundesverfas- 
sung und insbesondere mit den in den Artikeln 44 und 45 derselben gewähr- 
leisteten Rechten im Widerspruche stehe; |! nach Einsicht eines zweiten Re- 
kurses, eingereicht von der katholischen Bevölkerung des bernischen Jura im 
Monat August 1874, welcher mit 9100 Unterschriften versehen ist und eben- 
falls dahin schliesst, dass das von der Regierung des Kantons Bern gegen die 
katholischen Geistlichen erlassene Ausweisungsdekret wieder aufgehoben werde; 
in weiterer Ausführung seines Entscheides vom 27. März 1875, durch welchen 
die Regierung von Bern eingeladen wurde, dem Bundesrathe mit möglichster 
Beförderung darüber Bericht zu erstatten, ob sie ihrerseits beabsichtige, die 
durch den Beschluss vom 30. Januar 1874 angeordnete Entfernung von römisch- 
katholischen Priestern aus den jurassischen Amtsbezirken noch länger fort- 
bestehen zu lassen, und, wenn dies der Fall sein sollte, sich cinlässlich über 
die Gründe auszusprechen, welche nach ihrer Ansicht die Fortdauer der frag- 
lichen ausnahmsweiscn Maassregel nothwendig machen; | nach Einsicht der 
daraufhin von Seite der Regierung von Bern mit Zuschriften vom 5., 15. und 
25. Mai erfolgten Mittheilungen, von denen die letzte mit der Erklärung 
schliesst, die Regierung werde, sobald das von ihr laut Schreibens vom 5. und 
15. Mai dem Grossen Rathe unterbreitete Gesetz, betreffend Störung des reli- 
giösen Friedens, vom Grossen Rathe und sodann auch vom Volke angenommen 
sein werde, die Ausweisung der Geistlichen successive wieder aufheben, in der 
Weise, dass vorerst denjenigen, welche sich am wenigsten kompromittirt haben, 
und später auch den andern der Eintritt in die jurassischen Amtsbezirke 
wieder gestattet werden soll; || in Erwägung: |1 Der Rekurs stellt in Frage, 
ob der Ausweisungsbeschluss der Regierung von Bern mit den Bestimmungen 
der jetzigen Bundesverfassung vereinbar sei und unter der Herrschaft dieser 
Verfassung länger wirksam sein dürfe. || Diese Frage muss verneint werden. 
Was die Artikel 44 und 45 der Bundesverfassung anbelangt, so müssen sie, ^ 
wie das Bundesgericht mit Urtheil vom 26. Februar 1875 in Sachen Gutmann 
anerkannt hat, dahin ausgelegt werden, dass es für eine Kantonsregierung 
fernerhin ebensowenig statthaft sei, einen Kantonsangehörigen aus einem Be- 
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zirkc zu vorweisen, als einen Scliwcizerbürgcr wegen anderer als der im 
Art. '15 angeführten Gründe aus dem Kanton wegsuweisen. || Der Art. 60 der 
^'Bundesverfassung, welcher dem Bunde und den Kantonen das Recht gicbt 
zur Bandliabong der Ordnnng und des (öffentlichen Friedens unter den An- 
gehörigen der verschiedenen Religionsgenossenseliaftcn sowie gegen Eingriffe 
kirchlicher Behörden in die Rechte der Bürger und des Staates die geeigneten 
Maassnalimen zu treffen, kaiiii nicht in dem Sinne uufgefasst werden, als dürften 
solche Maassnahmfn die durch die Verfassung aufgestellten GrundB&tze oder 
gewährleisteten Keciite beeintrüchtigen ; vielmehr mtlsscn sie sich innerhalb der 
durch die Verfassung gezogoiicii Schranken bewegen, || Andererseits ßlllt in 
Betracht, dass der Beschluss der Regierung von Bern unter der Üerrschaft 
der Verfassung von 184B gefasst worden ist nnd die dnrch diese Verfassung 
aufgestellten Schranken der Kantonal Souveränität nicht überschritten hat, dass 
noch Mitgabe der Umstände eine solche Mitassregel nicht an und fär sich durch 
das Inkrafttreten der neuen Rundes Verfassung aufgeliohen werden konnte, son- 
dern dnss jetzt wie damals der Regierung von Bern für die Rücknahme ihres 
Beschlusses die uöthigc Zeit gelassen werden muss, damit die Aufliebung ohne 
Gefährdung der Cffcntlichen Ordnung hewcrkstelligt werden kann. |] In dem 
unterra 2b. Mai in Suchen der aus den jurassischen Amtsbezirken entfernten 
römisch- katkolischcn Priester an den Buudesrath erstatteten Bericht erklflrt die 
Regierung von Bern, dass sie, sobald der Gesetzentwurf, betreffend Störung des 
religiösen Friedens, vom Grossen Rathu und sodann auch vom Volke an- 
ginoinmen sein werde, die Ausweisung der Geistliehen nach und nach wieder 
aufheben werde, in der Weise, dass vorerst denjenigen, welche sich am we- 
nigsten kompromittirt haben, der Eintritt in die jurassischen Amtsbezirke 
wieder gestattet werden soll. || Es erscheint indessen nicht zulässig, solcher- 
gestalt neuerdings auf unbestimmte Zeit die Erledigung dieser Angelegenheit 
hinauszuschieben nnd sie von einer Thatsache abhängig zu machen, deren 
Verwirklichung vom Willen der Regierung durchaus unabhängige Wer^ge- 
ruugen erleiden kann, ]| beschliesst: ' 1. Die Regierung von Bern ist ein- 
geladen, ihren Beschluss vom AO. Januar 1871, betreffend die Entfernung einer 
Anzahl katholischer Geistlicher aus den jurassischen Amtsbezirken, aufzuheben. 
., Es wird ihr hiefür eine Frist von zwei Houalen, vom Erlasse gegenwärtige 
Beschlusses an gerechnet, bewilligt y 2. Dieser Beschluss ist der Kegjerang 
des Kantons Bern sowie Herrn Für.^jirecher Mosehard in Münster, als An- 
walt der ausgewiesenen Geistlichen, und Ilerrn Fürsprecher FoUctSte in 
I'runtrut, zubanden der Unterzeichner der Rekurse iugabcn aus der katholischen 
Bevölkerung des Jura, mitzntheilen. 

Bern, den 31. Mai 1875. Im Namen des Schweiz. Bundesrathes, 

Der Bundespräsident: 

S c h c r e r. 
Der Kanzler der Eidgenoseenschaft: 

S c h i s s. 
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Nr. 6143. (406). 

- Gesetz, betreffend die geistliclien Orden und ordens- 
ähiilicben Kongregationen der katholischen Eirche.Vom 31. Mai 187&.*) 
Qes.-SamDilang 1875. Nr. 8292. p. 217 f. 

Wir WilhcliD, von Gottes Gnaden König von Prcussen etc., verordnen mit j 
/iifitinimung beider Eänser des Landtages, für den Umfang der Monarchie,nas folgt: 

§ 1. Alle Orden und ordeosäbnlichen Kongregationen der katholischen g, 
Kirche sind vorbehaltlich der Bestimmung des § 3 von dem Gebiete der 
pri'ussiscben Konarchie ausge schlössen. || Die Errichtung von Niederlassnngen 
ilorsclben ist untersagt. || Die zur Zeit bestehenden Niederlassungen dürfen vom 
Tage der Verkllndung dieses Gesetzes ab neue Mitglieder, unbeschadet der 
Vorschrift des § 2, nicht aufnehmen und sind binnen sechs Monaten aufzu- 
lösen. Der Minister der geistlichen Angelegenheiten ist ermächtigt, diese Frist 
für Niederlassnngen, welche sich mit dem Unterricht und der Erziehung der 
Jugend beschäftigen, am für deren Ersatz durch anderweitc Anstalten und 
Kiiirichtungon Zeit zn lassen, bis auf vier Jahre zu vcrllkngern. Zu gleichem 
llehufe kann derselbe auch nach Ablauf dieses Zeitraums einzelnen Mitgliedern 
von Orden und ordensäbnlichen Kongregationen die Bcfugniss gewähren, Un- 
terricht zn ertlieilcn. Ij § '2. Niederlassungen der Orden oder ordensilhnlichen 
Kongregationen, welche sich ausschliesslich der Krankenpflege nidmcn, bleiben 
fortbestehen; sie können jedoch jederzeit durch königliche Verordnung aufge- 
hoben werden; bis dahin sind die Minister des Iimern und der geistlichen 
Angelegenheiten ermächtigt, ihnen die Aufnahme neuer Mitglieder zu gestatten. 
'[ § 3. Die fortbestehenden Niederlassungen der Orden und ordeusähidichen 
Kongregationen sind der Aufsicht des Staates unterworfen. |{ § 4. Das Ver- 
mögen der aufgelösten Niederlassungen der Orden nnd Ordens ähnliehen Kon- 
gregationen unterliegt nicht der Einziehung durch den Staat. Die Staatsbe- 
hörden haben dasselbe einstweilen in Verwahrung und Verwaltung zu nehmen. 
Der mit der Verwaltung beauftragte Eommissarius ist nur der vorgesetzten 
Itehörde verantwortlicli; die von ihm zu legende Rechnung unterliegt der Re- 
vision der kAoiglichen Oberrechnungskammer in Gemässheit der Vorschrift 
des § 10, Nr. 2 des Gesetzes vom 27. März 1872. Eine auderweite Ver- 
antwortung oder Rechnungslegung Sndet nicht statt. || Aus dem Vermögen 
werden die Mitglieder der aufgelösten Niederlassungen unterlialten. Die wei- 
tere Verwendung bleibt gesetzlicher Bestimmung vorbehalten. |{ § 5. Dieses 
Gesetz tritt am Tage seiner VerkUndung in Kraft. |] Die Minister des Innern 
und der geistlichen Angelegenheilen sind mit der Ausfuhrung desselben beauf- 
tragt. II Dieselben haben insbesondere die näheren Bestimmungen über die Aus- 
übung der Staatsaufsicht im Falle des § 3 zu erlassen. 



*j S. Hinschiui, Die Frcuss. Eirchengeactze eic 1875. p- 81 ff. 

(Anmerk. d. Herwug.) 
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Urkundliuli unter Unserer llöcUstüigeiiliäudigcn Unterschrift und beige- 
dravktem KönigÜclmn lusiegct. 
■'^' Gegeben Kwliii, den 31. Mai 1875. 

(L. S.) Wilbelm. 

Fürst V. Bismarlc. Camphausen. Gr. zu Enlenbnrg. Lconhardt 
Falk. V. Kamckc. Achünbach. Fricdentbal. 

Motivcnbericht zum Begierungscntwurf des oben mitgetheiltcn 
Gesetzes. (Drucksaclioii des Hauses der Abgeordiieten. 12. LegislaL -Per. 

U. Seas. 1875). 

Das katholische Ordens- und Kongregationsweaen ist innerhalb des 
preussischen Staates in der Periode seit den Säkularisationen bis zum Er- 
lass der VerfossungsurkuiiUc voin 31. Januar 1850 verhältnissmässig nur 
unbedeutend gewesen; seitdem aber liat es eine schnelle und umfaagreiche 
Ausdehnung gewonnen. || Nach den in den Jahren 1872 nnd 1873 in Ver- 
anlassung der Ausführung des Bciclisgcsetzcs, betreffend den Orden der 
Gesellschaft Jesu, vom 4. Juli 1872 (Keichsgesetzlilatt Seite 253), angestell- 
ten anitlicheu Erhebungen waren in der gesammteo Monarchie — die in 
Folge (Il's gedachten Reich »gesetzes aufgelCsten Orden und Eongregationen 
ausser Acht gelassen — vorbanden: 

I. Mitglieder männlicher in Niederlassungen nnd 

Genossenschaften: Stationen: 
und zwar von Orden MH 32 

von Kongregationen 084 46 

1Ö32 78" 

II. Mitglieder weiblicher Genossenschaften: 

uud zwar von Orden ll(il 53 

von Kongregationen itC02 783 

77U;i 836 

insgesammt 871)5 914. 

Vcrgl. HinschiuB, die Orden und Kongregationen der katholischen 
Kirche in l'ruussen. llcrlin 1874. S. 14 ff. Schwitzke in der 
Zeitschrift des Kfiniglich preussisclit^n statistischen Burein's. 
XIV. Jahrgang. Heft 4. S. 357 ff. 
In welcher raschen Progression diese Zahlen erreicht sind, crgiebt die 
nachsteheiidc Ueborsichtstabellc Aber die Bewegung innerhalb der Orden 
nnd Kongregationen — die vorhin gedachten wieder ausser Ansatz gelassen — 
in den schon vor I8(;f) mr Monarchie gehörigen Provinzen, fOr welche 
allein ausreichi-ntii? Uebersicliten zu üi'bote steinen. 

Die Zahl der Mitglieder der fieuosseiischafteu bctfig: 

1855 18r.7 1872/1873 

1. inünnliche :J34 IllT4 'JOG 

2. weihliche f>71' 4^03 7086 
insgesammt 913 öp77 7992. 

*) Kach dieser Uerechnunic stellen sich die Zahlen sofrar noch etwas bOber. Dia 
Diffiirfnz beruht wesenthrJi darauf, duss in einzi^luen Fälb'n approximative BctüÜciiBgeo 
von beiden Verfassen vorgenommen werdeu musstco. 
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Was die Eiitstchungszeit der einzelnen Stationen betriiFt, so haben von ^'- ®'*^ 
den oben unter 1. gedachten Pre^n. 

78 Stationen ai.MaiiRTs. 

1. die Säkularisation Anfangs dieses Jahrhunderts überdauert nur 15 

2. dagegen sind von ihnen nach 1848 57 

und von letzteren wieder erst nach 1855 entstanden ... 43 

Von den 

836 Stationen 
der weiblichen Genossenschaften sind entstanden: 

1. vor der Säkularisation 32 

2. von 686 Nicderlassujigen^ deren Entstchungszcit ermittelt 
worden ist, waren vorhanden: 

a) im Jahre 1853 125 

b) bis 1873 sind hinzugekommen 561 

von diesen innerhalb der Zeit von 1856 bis 1860 allein 

entstanden 210 

Vd. Hinschius a. a. 0. S. 30 ff. 

Die Gefahren, welche die Existenz so vieler geistlichen Genossenschaf- 
ten in so zahlreichen Niederlassungen dem Staate bereiten kann, liegen so- 
wohl in der Organisation der Orden und Kongregationen, als auch in den 
Zwecken, welche sie verfolgen und welche ihnen einen weitgreifenden Ein- 
tiuss auf die katliolische Bevölkerung gewähren. || Was zunächst die Orga- 
nisation dieser Genossenschaften betrifft, so stehen sie entweder unter der 
direkten Leitung auswärtiger Oberer, welche theils in Rom, tlieils in Frank- 
reich ilire Residenz haben, oder sie sind der bischöflichen Aufsicht unter- 
worfen. Damit ist nicht nur jede Garantie dafür ausgeschlossen, dass sie 
nicht zu staatsgefälirlichen Zwecken und zur Forderung der immer mehr 
hervortretenden staatsfeindlichen Tendenzen des höheren katholischen Klerus 
beimtzt, sondern, wie die Verhältnisse jetzt liegen, ist die dringendste Ge- 
fahr vorhanden, dass sie als nur zu geeignete Instrumente für derartige 
Bestrebungen gebrauclit werden, zumal der Organismus auf den unteren und 
den Mittelstufen kein Gegengewicht bietet, welches einer solchen Verwen- 
dung irgend welches Hinderniss bereiten könnte. || Die in ihnen heute herr- 
schende Gehorsamstheorie ist, wie die aus einer erheblichen Anzahl von 
Statuten — bei Hinschius a. a. O. S. 50 ff. — abgedruckten Stellen zeigen, 
die des jesuitischen (iehorsam«^, wodurch thatsächlich die eigtine Willens- 
und Denkthätigkeit, d. h. die geisti;?e Persönliciikeit, vernichtet wird. . 
Wenngleich nach dem staatlichen Rechte (vgl. A. L.-R. Tli. II, Tit. 11 
§ 117'J) der Austritt aus den Genossenschaften jeder Zeit frei ist, so führen 
die Loslösung der einzelnen Mitglieder von den Familienbanden, die strenge 
Kontrole ihres gesummten Lebens, namentli«;li auch ihrer geisti^^en Beschäf- 
tigung «lurch die Oberen, die hermetische Absehliessung lier Mitglieder von 
allen Einflüssen der Aussenwelt. welche sich unter Anderem in der unbe- 
sc]iränkt(?n Ueberwachung der Korresi)ondenz äussert, die übermässigen und 
geisttödtenden Uebungen, endlieh die vermögensrechtliche ünselb-stständigkeit 
der Einzelnen gegenüber den Oberen in Verbindung mit der gedachten Ge- 
horsamstheoric nicht nur dazu, die erforderliche Selbstständigkeit und 
Festigkeit des Willens, welche zur Verwirklichung des Austritts aus derar- 
tigen, das Individuum vollkommen umspannenden und erdrückenden Verbin- 
dungen erforderlich ist, für immer zu beseitigen, sondern auch dazu, die 
Mitglieder dieser Genossenschaften zu willenlosen Werkzeugen in der Hand 
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der sm dirifciroTiildi Ohrrcn iiml Gdstlidicn xn inavlinii. || Aiil&ngrnd soilann 
dip Tliatigkcit und Zwecke dieser üi-nosseiisclKifteii, so führt unr fiiie vcr- 
Bcliwitidciid kl(>i]ie Anzalil (ri iii ',1 Nieder lassniigun mit etwa 176 Mitgliedern) 
ein rein besüliaiiliches lieben. || Die (Ibrigen sinrl sämmtlich für praktische 
Zwecke thilti^'. Vüii den inünnlichcn Orden nnd Kongregatioiicn widmet sich 
ein Tlieil der Ansliülfe in der Seelsorge; die übrigen sowie fast alle weib- 
lichen (ienosseusc haften dienen tlieils der Krankenjvrtege , tlieils deo ver- 
schied cnart luvten Unterrichts- nnd Erz ie hm igs/ wecken, il Durch diese Thätig- 
keiten ist ihnen ein bedeutender Einfliiss auf die katholische Bevölkerung 
ermögliclit worden. |1 Die Erziehnngs- nnd .Unterricbtsthätigkeit der geist- 
lichen Genossenschaften ist von so bedenklichen Folgen gewesen, diiss sich 
die Staatsregierung schon im Jalire 1872 veranlasst gesehen hat, die Mit- 
glieder solcher Genossenschaften als Lehrer und Lehrerinnen an Öffentlichen 
Volksschulen nicht mehr zuzulassen und die Entfernung der bereits augc- 
stellteii ans ihren Stt^llnngen, soweit dies rechtlich statthaft war und du 
Bcdflrfniss durch weltliche Leliier gedeckt werden konnte, zu bewirken, 
eine Maassregcl, welche auch die Znstimmuni; dos Hauses der Abgeordneten 
gefunden hat, indem daüsülbe Ober den \un den Abgeordneten v. Mallinck- 
rodt und Genossen gestellten Antrag, das die erwithute Ausschliessung an- 
ordnende Reskrii>t des Ministers der geistlichen Angelegenheiten vom 
15, Juni 1872 als mit den Hestimmungen des Artikels 4 der Verfossongs- 
Urkunde unvereinbar m erklären, in der Sitzung vom 28. November 1872 
unter nusdrüeklicher Itiltigung des Erla^^es zur Tagesordnung übergegangen 
ist. Vcrgleiclie stenograpliische Berichte der 11. Legislaturperiode, UL Ses- 
sion 1872 bis 1873, Seite Ü13. || Die Gefahren, welclie die Übermässige 
Zalil der Niederlassungen nnd Mitglieder der nach ilircr Organisation und 
ihrer Thiitigkeit cliarakterisirten Genossen scliaften bei dem durch das Ver- 
halten des Ejiiskopates und der röinisclien Kurie immer mehr verschftrfteu 
Konflikt für di'n Staat darbietet, sind derartig, dass ein schleuniges Ein- 
greifen dringeufl geboten iTscheint. Diu Staat sregiening hält es ftlr ihre 
Ptiicht, so schnell und durchgreifend wie möglicli zu verhindern, dass dieses 
zahlreiche, der Lenkung der Kurie und de.'- Episkopates willenlos preisge- 
gebene Personal /.n einer staatsfcundlielien Einwirkung auf die ihm weit und 
breit zugängliche Masse der katholischen llevülkernng benutzt wird. || Zu 
diesem Eingreifen bedarf es aber der Mitwirkung der Gesetzgebung. || Ein- 
heitliche, die Orden und Kongregationen betreffende Vorschriften existiren 
für die Monarehle niclit. Detailtirte liesttuniiungcn weist allein das preus- 
siBclie Landreclit (Th. II, Tit. II g§ 9:ii)ff., §§ I057ff., §§ 1160».) auf, 
während in den niclit landrechtlichen Theileii der Monarchie nur vereinzelt« 
nnd durchaus unzureichende gesetzliche Anordnungen (vgl. z. B. für das 
Gebiet des frani^rtsischen Rechts die kaiserlichen Dekrete vom 3. Messidor 
XII [22. Juni 18(M; und vom \>i. Februar 1800 [Hermcns, Handbuch der 
Staatsgesetzpeliiing über den christlichen Kultus in den Provinzen am linken 
Rheinufer. Band a, § 288, 4Ü3]) bestehen. ;j Ucbcrdies hat die Vcrwal- 
tungspraxis früher die, die geistlichen Genossenschaften beschränkenden ge- 
setzlichen Bestimmungen durch die Artikel 12, l.t und 30 der Verfassungs- 
urkunde für anfgelioben erachtet. Unter diesen Umständen würde es tbeils 
sehr erschwert, theils erfolglos sein, ohne Eriass bestimmter gesetzlicher 
Vorschriften nur im Verwaltungswege gegen die Orden und Kongregationen 
einzuschreiten. || Die Staatsregicrung hat sicli daher veranlasst geseheUf den 
voriiegcuden Gesetzentwurf den Uäuseru des Landtages zur verfaasiuigsmfa- 
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sigen Zustimmung zu unterbreiten. " Eine Abänderung der Verfassungsur- N'- •"^ 
künde wird durch denselben nicht bedingt. || Allerdings hat die frtthere p^*^^' 
Yerwaltungspraxis den Artikel 30, Absatz 1 der Verfassungsurkunde: || si. miI 1876. 
,,A\\(i Preussen haben das Recht , sich zu solchen Zwecken, welche den 
Strafgesetzen nicht zuwiderlaufen, in Gesellschaften zu vereinigen^', || dahin 
au!)gelegt, dass er jede Schranke für die Bildung geistlicher Genossenschaften 
beseitige || (vergleiche die Erklärungen der Regierungskommissare in dem 
V. Bericht der Petitionskommission, betreffend die Aufhebung der Klöster, 
Drucksachen des Hauses der Abgeordneten, 10. Legislaturperiode, III. Session 
1869, Nr. 221); || indessen erscheint diese Auslegung der Verfassungsur- 
kunde nicht als haltbar. || Der Artiket HO derselben soll das Recht, Vereine 
und Genossenschaften zu bilden, gewährleisten. Er gestattet diese zu sol- 
chen Zwecken, welche den Strafgesetzen nicht zuwiderlaufen. Dabei setzt 
er oflfenbar nur Vereinigungen voraus, welclic ihre Mitglieder durch Ge- 
meinsamkeit eines bestimmten zu erreichenden Zweckes verbinden, diese 
aber in ihren sonstigen Verhältnissen lassen. Dass dies der Sinn dos Ar- 
tikels ist, ergiebt sowohl die Bedeutung des Wortes „Gesellschaft'' als auch 
die historische Entstehung des Artikels, welcher das sogenannte Grundrecht 



der Vereinsfreiheit feststellen sollte. 



Die Orden und Kongregationen haben 



mit derartigen Gesellschaften und Vereinen aber bloss äusserlich das ge- 
meinsam, dass sie gleichfalls aus einer Anzahl von Personen bestehen und 
gewisse gemeinschaftliche Zwecke verfolgen. Innerlicli, ihrem Wesen nach, 
unterscheiden sie sich von allen sonstigen Gemeinschaften und Vereinen. ; 
Mit den Gelübden entsagt das einzelne Ordens- oder Kongregationsmitglied 
seinen Beziehungen zur Familie und menschlichen Gemeinschaft, ferner dem 
persönlichen Eigenthum oder wenigstens der Dispositionsbefugniss über 
dasselbe, endlich auch seiner Freiheit, indem es zu willenlosem Gehorsam 
gegen die Oberen sich verpflichtet Es handelt sich also hier um Verbin- 
dungen, welche die zum Baue der staatlichen Ordnung nothwendigen Fun- 
damente, Famihe, Eigenthum und eigenen Erwerb, negiren und die geistige 
Persönlichkeit ihrer Mitglieder vernichten. Dass auf derartige Verbin- 
dungen, welche ihre Mitglieder ausserhalb der durch die Staatsgesetze 
allen Staatsbürgern gewährleisteten Rechte der freien Persönlichkeit stellen, 
der Grundsatz der Associationsfreiheit keine Anwendung finden kann, liegt 
auf der Hand. Der Wortlaut des Artikels 30 bedingt nicht, auch solche 
Gesellschaften unter den dort gedachten zu verstehen und in ihm eine 
Associationsfreiheit als verfassungsmässig garantirt zu erachten, welche die 
Freiheit der Person vernichtet. || Für die Richtigkeit dieser Interpretation 
si>richt aber noch ein anderes Moment Die Orden und Kongregationen 
sind Vereinigungen, welche nicht bloss auf dem Boden der katholischen 
Kirche erwachsen sind, sondern mit ihr in einer organischen Verbindung 
stehen und einen in die Verfassung derselben eingefügten Bestandtheil bil- 
den. 11 Darüber, in wieweit die katholische Kirche ihre Institutionen frei im 
Staate zu entwickeln berechtigt ist, hat der Artikel 15 der Verfassungsur- 
kunde entschieden. Die Verfassungsurkunde hat in den Artikeln 12 bis 18 
die Stellung der Kirchen- und Religionsgesellschaften zum Staate geregelt; 
diese bilden die sedes materiae, und es kann daher der Artikel 30, der in 
einen andern Zusammenhang gehört, nicht auf die besonders normirten Ver- 
hältnisse und Einrichtungen der Kirchen bezogen werden. || Dies vorausge- 
scliickt, kommt es nur noch auf die Begründung des im § 1 ausgespro- 
chenen Grundgedankens des Entwurfes an, dass künftighin die Orden und 
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Kf. «14.1 Kongregationen prinzipiell vom Gebiete der Monarchie anageschlossra sein 
Pi^^^ sollen. II Dass sich aus dem Frinzipe der Associationsfreiheit ein Recht der 
si.uiiiHTS. gedachten Genossenschaften anf Duldung durch den Staat nicht herleiten 
lässt, ist eben dargcthan worden. |j Ferner kann aber auch nicht behauptet 
werden, dass die Orden und Kongregationen nothwendige Organisationen 
der katholischen Kirche bilden, welchen der Staat,' wenn er letztere inner- 
halb seines Ciebictcs anerkenne, dcslialb auch freien Raum gewähren mDsse. 
£ine absolut wcsentliclie Institution der katholisclien Kirche, ohne welche 
dieselbe niclit bestehen und iliren cigcntLchcn Beinf nicht erfüllen kannte, 
sind die Orden und Kongregationen nicht. Dies beweist die Thataftche, 
dass sie erst iui Laufe der kirchlichen Entwickclnng entstanden sind, und 
dass die heute bei weitem am zahlreiciisten vertretene Kategorie der geist- 
lichen Genossenschaften, die Kongregationen, in dem ersten Jahrtausend des 
Bestehens der katholisclien Kirche nicht eiistirt hat |[ Aus der Znlassnng 
einer Beligionsgesellschaft im Staate folgt auch nicht, dass der letztere un- 
eingesciiränkt und unterschicdlos alle Einrichtungen derselben als ezistenz- 
berechtigt zu dulden habe. Vielmehr bleibt dem Staate trotz dieser Aner- 
kennung immer noch die Bestimmung darüber, in wieweit eine Kirche ihre 
Institutionen frei zu entfalten berechtigt sein soll. || Stehen somit der vor- 
geschlagenen Maassregel principiclle GrQndc nicht entgegen, so erscheint sie 
auch innerlich gerechtfertigt Vereinigungen, deren Einrichtungen zur Ver- 
nichtung der geistigen Persönlichkeit seiner Bürger fahren, welche die 
wirtbschaftlicticn Fundamente seiner Existenz negiren, und deren Obermfts- 
siges Anwachsen ihn selbst in Gefahr bringen muss, ist der Staat zn dulden 
nicht verpflichtet. || Ferner aber kommt in Betracht, dass, weil die Macht 
der Oberen in den fraglichen Genossenschaften eine so gut wie schranken- 
lose ist und die Mitglieder in der Hand derselben nichts als willenlosB 
Werkzeuge sind, die ernstliche Gefahr in dem jetzigem Stadium des Kon* 
fliktcs zwischen dem Staat und dem katholischen Klerus obwaltet, dass der 
Apparat, welcher in den Orden und Kongregationen den Leitern der jetzigen 
Bewegung unbedingt zur Verfügung steht, zur Bekämpfung des Staates be- 
nutzt und verwendet wird. || Allerdings haben die Gesetzgebungen einer 
Reihe von Ländern, in denen man die dem Staate durch das Ordens- und 
aud Kongregati onswGsen drohenden Oefaliren nicht verkannt hat. — so nament- 
lich die der suddeutschen Staaten, Baicms, Württembergs und Badens (vgl. 
bairisches Edikt, die äusseren Rechts verhaitnitse der Einwohner in Be- 
ziehung uuf die Religion vom 26. Mai 1818, §§ 76c, T7, 78; wttrttem- 
hergisches Gesetz vom 30. Januar 1)^02, betreffend die Regelung des Ter- 
hiUtnisses der Staatsgewalt zur katholischen Kirche, Artikel 1&; badisehea 
Gesetz vom 9. Okt 1860 über die rechtliche Stellung der Kircbc u. s. w. 
§ 11) — die geistlichen üeuossenschafttn nicht prinzipiell von ihrem Gebiete 
ausgeschlossen, vielmehr ihre Zulassung und lÜe Errichtung neuer Nieder» 
lasEungcn nur an die Genehmigung der Staatsregiernng gekntipft Dieses 
System, welches seine Ergänzung in einer Reihe von Kontrolmaassregeln «nr 
Verhütung einer Gefährdung des Staates and eines Missbrauches der Gewalt 
der Oberen gegen die einzelnen Mitglieder findet und durch Verbote ge- 
wisser Tliätigkeiten derselben, z. B. der Abhaltung von Missionen, der Aus- 
übung des Unterrichts- und Erziehnngsberufcs u. s. w., vervollständigt wer- 
den k<"innte, zu adoptiren, hat nicht für zweckentsprechend erachtet werden 
kJinnen. | Die obwaltende Gefahr, um deren Abwendung es sich jetit tot 
Allem liandclt, würde durch einen, auf die ebengedachten Prinzipien anfge- 
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bauten Gesetzentwurf nicht beseitigt werden, da derselbe kein Mittel bieten ^''- •i*^ 
würde, den gegenwärtigen übermässigen Bestand der Zahl der Mitglieder p^^^^' 
und Niederlassungen der geistlichen Genossenschaften zu verringern. Diesi.MÄnsTS. 
etwaigen, in der angedeuteten Richtung gesetzlich festzusetzenden Kontrol- 
maassregeln, welche in der Einsichtnahme der Statuten, der Einsendung von 
Listen über die Mitglieder der Niederlassungen, der Benachrichtigung der 
Staatsbehörden von der Aufnahme neuer Mitglieder, in Revisionen der ein- 
zelnen Niederlassungen und in der Ueberwachung der Thätigkeit der Mit- 
glieder derselben und ähnlichen bestehen könnten, würden — ganz abge- 
sehen davon, dass sie leicht den Schein von polizeilichen Quälereien anneh- 
nehmen könnten' — nicht ausreichen, die still und geräuschlos sich vollziehenden 
Einwirkungen auf die Kreise der Bevölkerung zu verhindern, mit denen die 
Mitglieder der Orden und Kongregationen bei Erfüllung ihres Berufes ver- 
kehren, also dem Staate nicht die Garantie, deren er bedarf, gewähren. Die 
Durchführung einer derartigen Kontrole würde aber auch bei der grossen 
Zahl vorhandener Niederlassungen nicht nur eine Menge von Beamten, 
sondern auch solche von besonderer Tüchtigkeit erfordern, wie sie der Staat 
nicht beschaifen kann, und wie er sie auch bloss zur Ermöglichung der 
Existenz der erwähnten Genossenschaften,' an der er selbst kein Interesse 
hat, zu beschaffen nicht verpflichtet ist |{ Aus denselben Gründen würde 
auch ein Verbot der Aushülfe in der Seelsorge, der Abhaltung von Missio- 
nen und der Ausübung privater Unterrichts- und Erziehnngsthätigkeit durch 
die Mitglieder der geistlichen Genossenschaften praktisch von keiner er- 
heblichen Wirkung sein. || Zu § 1. Durch die gewählten Ausdrücke: „Or- 
den" und „ordensähnliche Kongregationen*', welche sich der Fassung des 
schon erwähnten Reichsgesetzes vom 4. Juli 1872 anschliesseu, soll ein- 
mal klargestellt werden, dass das Gesetz sich auf die wohl nach dem ka- 
tholischen Kirchenrechte verschiedenen, für den Staat in den hier frag- 
lichen Beziehungen aber ganz gleichstehenden Orden und Kongregationen 
bezieht, dass es aber andererseits solche Verbindungen, deren Mitglieder 
sich nicht zu einem gemeinsamen Leben verpflichten und nicht ihre ganze 
Persönlichkeit den Zwecken eines Ordens oder einer Kongregation zur Ver- 
fügung stellen, mithin die kirchlichen Brüderschaften oder Vereine nicht 
berührt. || Die Festsetzung der kurzen Auflösungsfrist von sechs Monaten 
rechtfertigt sich aus dem im allgemeinen Theile der Motive Bemerkten und 
entspricht der Bestimmung des Reichsgesetzes vom 4. Juli 1872; auch 
musste sofort an die Yerkündung des Gesetzes die Wirkung geknüpft wer- 
den, dass neue Mitglieder in diese Niederlassungen nicht mehr aufgenommen 
werden dürfen, um einer Erschwerung der Auflösung vorzubeugen, die durch 
zahlreiche Neuaufnahmen hervorgerufen werden könnte. || Dagegen empfiehlt 
es sich nicht, die Beseitigung der zur Zeit vorhandenen Niederlassungen nur 
durch das Verbot der Aufnahme neuer Mitglieder allmählich herbeizuführen. 
Es hätte eine derartige Bestimmung ein Mittel zur Umgehung des Gesetzes 
gewährt Abgesehen nämlich davon, dass während der Zwischenzeit von 
der Einbringung des Entwurfes in die Häuser des Landtages bis zu seiner 
Verkündung in der Gesetzsammlung eine Aufnalime zahlreicher neuer Mit- 
glieder und damit ein Hinausschieben dos Erlöschens der einzelnen Nieder- 
lassungen möglich bleibt, kommt in Betracht, dass in einer erheblichen 
Anzahl von Kongregationen die Gelübde überhaupt nur auf mehrere Jahre, 
oder wenigstens Anfangs auf Zeit und erst später für immer abgeleistet 
werden, und dass sich eine Kontrole darüber, wann die Zeitdauer der Ge- 
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labdc der einzelnen, m jeder Niedcrlaasnng gehörenden Mitglieder abgelau- 
fen, nnd ob iijcht eine Wiederliolung der Gelübde zur Umgehung der Vor- 
schriften des Gesetees stattgehabt hat, praktisch nicht durchführen l&sst. j' 
Endlich würde eine gesetzliche Tic Stimmung, welche das Aufhören der 
Nie d erlas sangen von dem allmählichen Aussterben ihrer Mitglieder abh&ngig 
macht, auch einen Gegenstand fortgesetzter Agitationen gegen du Gesetz 
und für dessen Abänderung bilden. [| Eine Verlängerung der sechsmonatlichen 
Frist ist dagegen bei denjenigen Orden, die sich mit Unterricht beschäfti- 
gen, geboten. Bei dem zur Zeit noch vorliandencn Mangel an weltlicheo 
Lehrern nnd Lehrerinnen ist es nothwendig, Uebergangsbestimmungen zu 
treffen, durch welche es möglich wird, das Interesse zu wahren, welches der 
Staat daran hat, dass jedem schulpflichtigeu Kinde der nothwendigo Unter- 
richt nuch wirklich ertheilt werden kann. Zu diesem Zweck bedarf es 
einer Ermächtigung der Staatsregierung nicht nur dahin, dass solchen Nie- 
derlassungen, die sich mit dem Unterrieht und der Erziehung der Jugend 
beschäftigen, die Frist zur Auflösung bis auf vier Jahre verlängert, sondern 
dass auch nach Ablauf dieses Zeitraums einzelnen Mitgliedern von Orden 
und Kongregationen die Bcfngniss gewährt werden kann, Unterricht zn er- 
thcilen. Die Ertbcilung dieser Ermächtigung ist in die Hand dos Ministers 
der geistlichen Angelegenheiten gelegt, um eine sorgfllltige Prüfling des in 
jedem Fall genau zn bemessenden Ttcdürfnisscs zu sichern. Auch ist gleich- 
zeitig das Motiv, welches bei dieser Bestimmung maassgcbend gewesen ist, 
ausdrucklich ausgesprochen worden, damit in dieser Beziehung eine beruhi- 
gende Hinweisung aus dem Gesetze selbst entnommen werden kann. |[ Eine 
dem Reichsgesetze vom 4. Juli 187S § 2 entsprechende Vorschrift, nach 
welcher den Mitgliedern der aufgelösten Orden und Kongregationen be- 
stimmte Aufenthaltsorte verboten oder angewiesen werden kfinnen, darf 
gegenüber dem Reichsgesetz über die Freizügigkeit vom 1. November I8ß7 
hier nicht getroffen werden. Es wird Sache der Reichsgesetzgebung sein 
müssen, die nach dieser Richtung notbwendigen Maassregeln anzuordnen. |: 
Zu §§ 2, 3. Die Orden und Kongregationen, welche sich ausschliesslich 
der KrankenpSege widmen, verdienen und gestatten eine abweichende Be- 
handlung. Sie verdienen solche wegen ihrer überall da rühme nswertben 
Leistungen, wo sie sich, wie dies insbesondere aucli in den letzten Kriegen 
der Fall war, lediglich dem Gebote der Erfüllung der Nächstenliebo gewid- 
met haben und ferner widmen. Sic gestatten solche, weil es noch den ge- 
machten Erfahnmgen eine Reihe von klösterlichen Niederlassungen der ge- 
dachten Art gicbt, von welchen anerkannt werden darf, dass sie sich in 
diesen Schranken geli alten und es vermieden habeu, daneben nach der 
Förderung klerikaler Interessen zu dienen. Andererseits kommt es aller- 
dings daranf an, durch geeignete Kontrol maassrege In und nöthigenfalls dnrch 
Aufhebung auch solcher Orden einer den Staatsintcrcssen nachtbeiligen 
Thätigkeit Grenzen setzen zu können. Auf diesen Erwägungen bernhen die 
Bestimmungen der Paragraphen 2, 3. || § 4 spricht mit Rflcbsicht daranf, 
dass dem (iesetzentwurf jedes fiskalische Motiv fern liegt, den Gmndsitz 
aus, dass das Vermögen der aufgelösten Niederlassungen nicht dem Staate 
als herrenloses Gut anheimßtlt. |t Die Verantwortung für die Verwaltung des 
Vennügens und die Rechnungslegung ist entsprechend dem § 10 des Ge- 
setzes Ober die Verwaltung erledigter katbohscher Bistbümer vom 20, Mw 
1874 (Gesetzsamml, S. 135) geregelt, i| Die Bestimmung, dass die Mitglieder 
der aufgelösten Niederlassungen aus dem Vermögen derjenigen, welcheo äe 
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angehört haben, erhalten werden, rechtfertigt sich von selbst Die Rege- Nr. eus 
hing der definitiven Verwendung des Vermögens konnte schon deshalb einem p,^^^^ 
späteren Gesetze vorbehalten bleiben. Eine solche wird mit Rücksicht auf 31. naj 1875^ 
die eben gedachte Bestimmung erst nach Jahren in Frage kommen. Im 
gegenwärtigen Augenblick Hessen sich auch allgemeine Grundsätze in dieser 
B(.'ziehung nicht aufstellen, weil das dazu noth wendige, thatsäcliliche Mate* 
rial, dem sie angepasst werden müssen, erst später zu beschaffen sein wird. 
Uebrigens mag noch bemerkt werden, dass, soweit sich die Sachlage jetzt 
übersehen lässt, der grössere Theil der Niederlassungen keine Korporations- 
rechte und also auch kein Vermögen besitzt, über dessen Schicksal das 
vurbelialtcne Gesetz Bestimnungen zu treffen hätte. Entweder stehen die 
zum Unterhalt und zum Vortheil der Mitglieder verwendeten Vermögens- 
massen, einschliesslich der Realitäten, im Privateigenthum einzelner Mitglie- 
der, mitunter auch im Eigenthum von Bischöfen, Pfarreien und Kommunen, 
oder es handelt sich um ein mit selbstständiger juristischer Persönlichkeit 
ausgestattetes Stiftuugsgut. Dieses Vermögen wird entweder den bisherigen 
Eigcntliümern zu belassen oder nach Maassgabe der bestehenden gesetzlichen 
Bestimmungen in anderer Weise für den Stiftuugszwcck zu verwenden sein. 
Eine Ausnahme wird bei Stiftungen nur da eintreten, wo durch die Stif- 
tungsurkunde die Mitglieder der geistlichen Genossenschaften mit dem Zwecke 
der Stiftung und der Erfüllung desselben in eine derartige untrennbare 
Verbindung gesetzt sind, dass die künftige Erreichung des Stiftungszweckes 
durch die Entfernung der gedachten Person unmöglich wird. Für solche, 
nicht sehr zahlreiche Fälle liegt, abgesehen von dem Falle, wo es sich um 
wirkliches Korporationsgut handelt, allein das Bedürfuiss einer gesetzlichen 
Regelung vor, welche aber, wie schon bemerkt, nicht ohne die genaue 
Kenntniss des thatsächlichen Materials unternommen werden kann. || Zu § 5. 
Die Festsetzung des im Absatz 1 gedachten Termins erscheint wünschens- 
werth, um die durch das Gesetz angeordneten Maassregeln sobald als mög- 
licli durchführen zu können und die Entstehung neuer Niederlassungen zu 
verhindern. || Die nähere Festsetzung der Kontrolmaassregeln in Betreff der- 
jenigen Niederlassungen, die nach § 3 widerruflich fortbestehen, den beiden 
betheiligten Ressortministern zu überlassen, erscheint deshalb gerechtfertigt, 
weil diese Maassregeln je nach dem Verhalten der einzelnen Niederlassungen 
verschiedene sein müssen, auch eine etwaige Umgehung der Aufsicht sofort 
verschärfte Maassregeln erforderlich machen kann, die sich nicht im voraus 
gesetzlich fixiren lassen. 

Zur Durchführung des oben mitgetheilten Gesetzes erschien: Cirkular- 
Verfügung der Minister des Innern und der geistlichen etc. Angelegenheiten, 
zur Ausführung des Gesetzes vom 31. Mai 1875, betreffend die Orden etc., vom 
26. Juni 1875. (S. Hinschius 1. c. p. 215 ff.) 
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Nr. 6144. (407.) 

- Gesetz Ober die Aufliebnng der Artikel 15, 16 and 
18 der VerfassaiigsurkiiDde vom 31. Januar 1850. Vom 18.Jnni 1875. 

Gesctz-SoDiiiilung 1875, Nr. 8303, p. 259. 
Wir Wilhelm, vun Gottes Gnaden König von Preassen etc., verordnen, 
mit Zustimmniig beider Hänser des Laudtagcs Unserer Monarchie, was folgt: 
Einziger Artikel. 
Die Artikel fünfzehn, sechzehn und achtzehn der Vcrfassangsarknnde vom 
:tl. Jannar 1«50 sind anfgehohcn. Urkundlich unter Unserer Hoch steig enh&ndigen 
Unterschrift und beigedrucktem königliclien Inaiegel. 
Gegeben Bad Ems, den 18. Juni 1875. 

(L. S.) Wilhelm. 

FUrst V. Bismark. Camphauscn. Graf v. Eulenbnrg. Leonhardt 
Falk. V. Kameke. Achenbacb. Friedenthal. 

Motivenbericht zum Kegiernngsentwnrf des oben mitgetbeilten 

Gesetzes. (Drucksachen des Hauses der Abgeordneten. 12. Legis. Periode, 

II. Sess. 1875. Nr. 228.) 

Seitdem in neuerer Zeit begonnen werden mnsste, durch die Gesett- 
gebung des Staates die nothwendigcn Grenzen zwisclien diesem and der 
Kirche zn regeln, um dadurch ein festes, für jedes der beiden Gebiete ge- 
regeltes Veriiältniss herzustellen, hat die Staatsregierung stets und immer 
von neuem die Erfahrung gemacht, dass ihren Schritten der Einwand ent- 
gegengesetzt wurde, dieselben vcrstiessen gegen diejenigen Bestimmungen 
der Verfassungsurkande, welche den Religionsgesellschnften die selbststän- 
dige Verwaltung ihrer Angelegenheiten zugewiesen haben. Als sich im 
Jahre 1873 die Geset?gebnng zum erstenmale dem bezeichneten Gebiete 
zuwendete, war dies erklärlich. Denn damals bestand der Art XIV der 
Verfassungusrkunde noch in seiner ursprünglichen Fassung, die verschie- 
dener, engerer oder weiterer Auslegung Uaum gab, und hatte lange Zeit 
durch das selbsttliätige Eingreifen der katliolischen Itjscliüfc und die Zulas- 
sung der Organe des Staates eine Über seinen wahren Sinn hinausgehende 
Anwendung erhalten. Diesen wahren Sinn klarzustellen, war die Aufgabe 
des Gesetzes vom r>. April 16Ti; es sollte zum allgemeinen und klaren 
ßewusstsein gebracht werden, dass auch eine selhstst&ndige Besorgung der 
kirchlichen Angelegenlieitcn dem Uoh ei Is rechte des Staates, seiner Gesetz- 
gebung und Aufsieht unterliege. Dennoch wird jener Einwand weiter ond 
bis in die neuesten Tage gegen jede hirchen politische Gesetzesvorlage er- 
hoben. Fort und fort, sowohl in den Häusern des Landtages, als in Organen 
der Presse, gegen die Verfassungsmässigkeit der Maassregeln wiederholt, 
wiegt er um so schwerer, als er Beunruhigung in die Bevölkerung trägt, 
die gesetzgebenden Faktoren und die Staatsregiernng eines verfassnngs- 
widrigcn Verhaltens verdächtigt und die Gesetze, noch ehe sie verkKndet 
nerden, als solche bezeichnet, denen mit Recht Widerstand geleistet i 
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dürfe. Ein solcher Zustand kann in keinem Staate ertragen werden, na- ^'' ?^ 
mentlich in einer Zeit so ernster Bewegungen, wie die gegenwärtige; unab- pJeniL,. 
woisbare Pflicht ist es, denselben entschieden, kräftig und so schleunig als isjoni i875. 
mrjglich zu beseitigen. Dies kann nur gelingen, wenn das Verhältniss 
zwischen Staat Und Kirche nicht ferner durch allgemeine, der Missdeutung 
fähige Sätze, sondern lediglich durch eingehende Specialgesetze geregelt 
wird, also eine Aenderung der Verfassungsurkunde erfolgt. Vor einer 
solchen darf um so weniger zurückgeschreckt werden, als die Gesetzgebung 
freier Balin bedarf, um den Staat unter allen Umständen zu sichern gegen 
den seine Iloheitsrechte missachtenden und angreifenden und damit ihn 
selbst gefährdenden, von Rom geleiteten Clcrus. Deshalb wird die Auf- 
hebung des Art. XV der Verfassungsurkunde vorgeschlagen. Die auf die- 
sem Wege für die Gesetzgebung gewonnene Freiheit soll zur Abwehr jener 
Angriffe dienen. Anderen Religionsgesellschaften, insbesondere der evange- 
lischen Kirche gegenüber bedarf es solcher Abwehr nicht. Soweit die eigene 
Ordnung ihrer Angelegenheiten gesetzlich bereits geregelt ist, wird es dabei 
bewenden; soweit dies nicht der Fall ist, wird die Gesetzgebung diejenige 
Sicherheit schaiFen, welche Corporationen gebührt, die der Rechtsordnung 
des Staates sich unterwerfen. || Die Aufliebung des Art XVI findet ihre 
Rechtfertigung darin, dass das Vertrauen, unter dem den Religionsgesell- 
schaften der Verkehr mit ihren Oberen ungehindert freigegeben und die 
Bekanntmachung kirchlicher Anordnungen nur solchen Beschränkungen 
unterworfen worden ist, welchen alle übrigen VeröflFentlichungen unterliegen, 
namentlich in den letzten Zeiten schwer getäuscht worden ist. Es braucht 
imr an die Encyclica des Papstes an den preussischen Episcopat vom 
5. Februar ds. J. erinnert zu werden, um die Nothwendigkeit darzuthun, 
dass das Uebermaass freier Bewegung, welches der gedachte Artikel ge- 
währt, in Grenzen zurückgeführt werden rauss, welche mit dem Staatswohl 
verträglich sind. || Die Bestimmung des Art. XVIII enthält die P^ntwicklung 
des im Art. XV niedergelegten Gedankens für einen einzelnen Fall; die 
Aufhebung des Art XV führt daher in logischer Consequenz auch zur Auf- 
hebung des Artikels XVIII. Ueberdies wird ohne dieselbe es nicht dahin 
kommen, dass tiberall einflussreiche kirchliche Stellen von Männern ver- 
waltet werden, welche den Gesetzen des Staates Gehorsam leisten, ein An- 
spruch, den insbesondere ein Staat nicht aufgeben kann, der vermöge seiner 
confessionell gemischten Bevölkerung das höchste Interesse daran hat, dass 
die verschiedenen Religionsgesellschaften friedlich nebeneinander leben." 
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PEEÜSSEN. — Gesetz über die Vermögensverwaltung in den katho- 
lischen Kirchengemeinden. Vom 20. Juni 1875.*) 

Gesetz-Sammlung. Jahrg. 1875. Nr. 8302. p. 241 flF. 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc., verordnen, h,. ei45 
mit Zustimmung beider Häuser des Landtages, für den Umfang der Monarchie, ^*^^' 

was folgt: 20. Juni 1876. 

*) S. Ilinschius, Die Preuss. Kirchengesetze etc. 1875. p. 105 fT. 

(Anmcrk. d. Ileraubg.) 

22' 
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Nr. 6145 g i ]n jeder katholischen Pfarrgemeinde sind die kirchlichen Vcrmö- 

Preuwien. gcnsangelcgenhelten durch einen Kirchenvorstand und eine Gemeindevertretung 
20.Jnnii875. nj^ejj Maassgabc dieses Gesetzes zu besorgen. || § 2. Die Vorschrift des § 1 
findet auch auf Missionspfarrgemeinden sowie auf solche anderen Kirchenge- 
meinden (Filial-^ Kapellen- etc. Gemeinden) Anwendung^ für welche besonders 
bestimmte kirchliche Vermögensstücke vorhanden sind; oder deren Gemeinde- 
gliedern besondere Leistungen zur Bestreitung der kirchlichen Bedürfhisse 
dieser Gemeinden obliegen. || § 3. Zu dem kirchlichen Vermögen im Sinne 
dieses Gesetzes gehören: || 1] das für Kultusbedürfnisse bestimmte Vermögen, 
einschliesslich des Kirchen- und Pfarrhausbaufonds, der zur Besoldung der 
Geistlichen und anderen Kirchendiener bestimmten Verniögensstücke und der 
Anniversarien*, || 2j die zu irgend einem sonstigen kirchlichen Zwecke oder zn 
wohlthätigen oder Schulzwecken bestimmten kirchlichen Vermögensstücke; i 
3) die Erträge der durch kirchliche Organe zu kirchlichen, wohlthätigen 
oder Schulzwecken des Gemeindebezirks innerhalb nnd ausserhalb der Eir- 
chengebäude veranstalteten Sammlungen, Kollekten etc.; || 4) die zu kirch- 
lichen, wohlthätigen oder Schulzwecken innerhalb des Gemeiudebezirks #bc- 
stimmten und unter die Verwaltung kirchlicher Organe gestellten Stiftungen, jj 
§ 4. Die dem Staate oder den bürgerlichen Gemeinden zustehenden Rechte 
au Begräbnissplätzen oder solchen Vermögensstttcken, welche zu kirchlichen 
Zwecken bestimmt sind, werden durch dieses Gesetz nicht berührt || Unter 
kirchlichem Vermögen im Sinne dieses Gesetzes ist dasjenige nicht begriffen, 
welches zwar zu kirchlichen Zwecken bestimmt, aber unter dauernde Verwal- 
tung des Staates oder der bürgerlichen Gemeinden und Kommnnalverbände 
gestellt ist. |{ I. Kirchenvorstand. || § 5. Der Kircheuvorstand besteht: || 1) in 
Pfarrgemeinden aus dem Pfarrer, in Filial-, Kapellen- etc. Gemeinden, welche 
eigene Geistliche haben, aus dem der Anstellung nach ältesten; || 2) aus meh- 
reren Kirchenvorstehern, welche durch die Gemeinde gewählt werden; || 3) in 
dem Falle des § 39 aus dem daselbst bezeichneten Berechtigten oder dem 
von ihm ernannten Kirchen Vorsteher. || § 6. Die Zahl der für jede Gemeinde zu 
wählenden Kirchenvorsteher beträgt in Gemeinden von bis 50ü Mitgliedern vier, 
bei mehr als 500 bis 2000 Mitgliedern sechs, bei mehr als 2000 bis 5000 
Mitgliedern acht, bei mehr als 5000 Mitgliedern zehn. || Eine Abänderung der 
Zahl kann durch Beschluss der Gemeindevertretung bewirkt werden; die Zahl 
soll jedoch nicht mehr als zwölf und nicht weniger als vier betragen. || Mit 
Rücksicht auf die Seelenzahl oder die besonderen Verhältnisse einer Gemeinde 
kann die Zahl mit Genehmigung des Oberpräsidenten bis auf zwei herabgesetzt 
werden. || § 7. Das Amt der Kirchenvorsteher ist ein Ehrenamt || Für ausser- 
gewöhnliche Mühwaltungen kann auf Antrag des Kirchenvorstandes eine an- 
gemessene Entschädigung durch die Gemeindevertretung bewilligt werden. 
§ 8. Der Kirchenvorstand verwaltet das kirchliche Vermögen. || Er vertritt 
die seiner Verwaltung unterstehenden Vermögensmassen und die Gemeinde in 
Yermögensrechtlicher Beziehung. || Die Rechte der jeweiligen Inhaber an den 
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Nr. AU5 



zur Besoldung der Geistlichen und anderen Kirchendiener bestimmten Ver- 
mögensstückcn werden hierdurch nicht berührt || § 9. Die Mitglieder des PreasMn. 
Kirchenvorstandes haften für die Sorgfalt eines ordentlichen Hausvaters. pJoniis?». 
§ 10. Die Kassenverwaltung und die Rechnungsführung ist einem Kirchenvor- 
stchcr zu übertragen, welcher von dem Kirchenvorstande gewählt wird. -I 
Durch Beschluss des Kirchenvorstandes kann ein demselben nicht angehöriger, 
besonderer Rendant oder Rechnungsführer angestellt werden. Ein solcher 
Rendant oder Rechnungsführer gehört zu den Kirchendienern im Sinne des 
Gesetzes vom 12. Mai 1873. || § 11. Der Kirchen vorstand hat ein Inventar 
über das von ihm verwaltete kirchliche Vermögen (§ 3) zu errichten und 
fortzuführen. || Er hat einen Voranschlag der Jahreseinnahmen und -ausgaben 
aufzustellen und einen vollständigen Bericht über den Stand des kirchlichen 
Vermögens alljährlich an die Gemeindevertretung zu erstatten. || Am Sclilusse 
jedes Rechnungsjahres hat der Kirchen vorstand die Reclmung zu prüfen. |; 
§12. Der Kirchenvorstand wählt aus seinen im § 5, Nr. 2 und 3, bezeich- 
neten Mitgliedern bei dem Eintritt der neuen Kirchenvorsteher einen Vor- 
sitzenden und einen Stellvertreter desselben, beide auf drei Jahre. || § 13. 
Der Kirchenvorstand versammelt sich auf Einladung des Vorsitzenden, so oft 
es die Erledigung der Geschäfte erforderlich macht. Durch Beschluss können 
regelmässige Sitzungstage festgesetzt werden. || § 14. Der Kirchenvorstand ist 
zu berufen, wenn dies verlangt wird: || 1) von der bischöflichen Behörde, 
2) von dem Landrath (Amtshauptmann, Amtmann), in Stadtkreisen von dem 
Bürgermeister, 1| 3) von der Hälfte der Mitglieder des Kirchenvorstandes, f 
4) durch Beschluss der Gemeindevertretung, || in den beiden letzten Fällen, so- 
fern ein innerlialb der Zuständigkeit des Kirchen Vorstandes liegender Zweck 
angegeben wird. || § 15. Kommt der Vorsitzende dem Verlangen nicht nach 
oder ist ein Vorsitzender nicht vorhanden, so kaim die Berufung sowohl durch 
die bischöfliche Behörde, als auch durch die im § 14, Nr. 2, genannten Be- 
amten erfolgen. || In diesen Fällen bestimmt die berufende Behörde den Vor- 
sitzenden aus den im § 5, Nr. 2 und 3, bezeichneten Mitgliedern des Kir- 
chenvorstandes, li § 16. Zu den Sitzungen sind sämmtliche Mitglieder des 
Kirchenvorstaudes einzuladen. Die Einladung ist, wenn der Beschluss der 
Zustimmung der Gemeindevertretung bedarf, schriftlich unter Angabe des 
Gegenstandes spätestens den Tag vor der Sitzung zuzustellen. || § 17. Die 
Besclilüsse werden durch Stimmenmehrheit der Anwesenden gefasst Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden, bei Wahlen das 
Loos. II Zur Gültigkeit eines Beschlusses ist erforderlich, dass mindestens die 
Hälfte der Mitglieder des Kirchenvorstandes an der Abstimmung Theil genom- 
men hat. I Mitglieder, welche an dem Gegenstande der Beschlussfassung persön- 
lich betheiligt sind, haben sich der Abstimmung zu enthalten. || Bei nicht vor- 
scliriftsmässig erfolgter Einladung kann eine Beschlussfassung nur dann statt- 
finden, wenn der Kirchenvorstand vollzählig versammelt ist und Widerspruch 
nicht erhoben wird. || § 18. Die Beschltlsse sind unter Angabo des Tages und 
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Nr. 6U5 j^jj. Auweseiideu in ein Protokollbuch zu verzeichnen. Die Protokolle werden 
i»reui«cii von dcm Vorsitzenden und mindestens noch einem Mitglicde des Kirchenvor- 
2o.jonj 1875. Standes unterschrieben. |1 § TJ. Zu jeder, die Gemeinde und die von dem Kirchen- 
vorstände vertretenen Vermögensmassen verpflichtenden schriftlichen Willens- 
erklärung des Kirchenvorstandes bedarf es der Unterschrift des Vorsitzenden 
und noch zweier Mitglieder des Kirchenvorstandes sowie der Beidrückung des 
Amtssicgels. Uierdurch wird Dritten gegenüber die ordnungsmässige Fassung 
des Beschlusses festgestellt, so dass es eines Nachweises der einzelnen Erfor- 
dernisse desselben, insbesondere der erfolgten Zustimmung der Gemeindever- 
tretung, wo eine solche noth wendig ist, nicht bedarf. ||II. Gemeindevertre- 
tung- Ij § 20. Die Zahl der Gemeindevertreter soll dreimal so gross sein, 
wie diejenige der gewählten Kirchenvorsteher. i| Mit Rücksicht auf die Scelen- 
zahl oder die besonderen Verhältnisse einer Gemeinde kann die Zahl mit 
Genehmigung des Oberpräsidenten herabgesetzt werden. || § 21. Die Beschlüsse 
des Kirchrnvorstandes bedürfen der Zustimmung der Gemeindevertretung in 
folgenden Fällen: |1 1) bei dem Erwerb, der Veräusserung oder der dinglichen 
Belastung von Grundcigeuthum, bei der Vermiethung oder Verpachtung des- 
selben auf länger als zehn Jahre und bei der Vermiethung oder Verpachtung 
der den Geistlichen und anderen Kirchendienern zum Gebrauch oder zur 
Nutzung überwiesenen Grundstücke über die Dienstzeit des jeweiligen Inhabers 
hinaus; || 2) bei Veräusserung von Gegenständen, welche einen geschichtlichen, 
wissenschaftlichen oder Kunstwerth hüben; || 3) bei ausserordentlicher Be- 
nutzung des Vermögens, welche die Substanz selbst angreift, sowie bei Kün- 
digung und Einziehung von Kapitalien, sofern sie nicht zur zinsbaren Wieder- 
belegung erfolgt; || 4) bei Anleilien, sofern sie nicht bloss zur vorübergehenden 
Aushülfe dienen und aus den Ueberschüssen der laufenden Einnahmen üter 
die Ausgaben derselben Veranschlagsperiode zurückerstattet werden können; Ij 
5) bei Anstellung von Prozessen, soweit dieselben nicht die Eintreibung fort- 
laufender Zinsen und Gefälle oder die Einziehung ausstehender Kapitalien, 
deren Zinsen rückständig geblieben sind, betreffen, und bei Abschliessung von 
Vergleichen; || 6) bei Neubauten oder erheblichen Reparaturen an Baulichkei- 
ten, sofern nicht über die Nothwendigkoit der Bauausführung bereits durch 
die zuständigen Behörden endgültig entschieden ist. Für erheblich gelten 
Reparaturen, deren Kostenanschlag 200 Mark übersteigt. Im Falle des Be- 
dürfnisses kann die Gemeindevertretung ein für alle Mal die Vollmacht des 
Kirchenvorstandes zur Vornahme höher veranschlagter Reparaturen, jedoch 
nicht über die Summe von 1000 Mark hinaus, erweitern; || 7) bei Beschaffung 
der zu den kirchlichen Bedürfnissen erforderlichen Geldmittel oder Leistungen, 
soweit solche nicht nach dem bestehenden Rechte aus dem KirchenvermOgen 
oder von dem Patron oder von sonst besonders Verpflichteten zu gewähren 
sind; || 8) bei Festsetzung der auf die Gemeindeglieder zu vertheilenden Um- 
lagen und bei Bestimmung des Vertheilungsmaassstabes; letzterer ist entweder 
nach Maassgabe der direkten Staatssteuer oder der Kommunalsteuer festasa<« 
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setzen; || 9) bei Einführung oder Verändcrjuig von Gebtthrcntaxen; || 10) bei ^''- ^^^ 
Bewilligungen aus der Kirchenkasse zur Ausst-attung neuer Stellen für den prenu^. 
Dienst dtr Gemeinde Bowie zur dauernden Verbesserung des Einkommens be-20.jttnii876. 
stehender Stellen und bei Umwandlung von veränderlichen Einnahmen der 
Geistlichen und anderer Kirchendiener in feste Hebungen oder von Natural- 
cinkünften in Geld, letzteres, soweit nicht die Umwandlung in dem durch die 
Staatsgesetze geordneten Ablösungsverfahren erfolgt; || 11) bei einer Verwen- 
dung des kirchlichen Vermögens, welche nicht kirchliche, wohlthätige oder 
Schulzweckc innerhalb der Gemeinde selbst betrifft; ;, 12) bei Feststellung des 
Etats und der Veranschlagsperiode ; jl 13) bei Abnahme der Jahresrechnnng 
und Ertheilung der Entlastung. 1| Der Etat ist nach erfolgter Feststellung, die 
Jahresrechnung nach ertheilter Entlastung auf zwei Woclien zur Einsicht der 
Gcmeindeglieder nach vorgängiger ortsübliclier Bekanntmachung öffentlich aus- 
zulegen. II §. 22. Die Gemeindevertretung wählt bei dem Eintritt der neuen 
Gemeindevertreter einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter desselben, beide 
auf drei Jahre. |j Sic versammelt sich auf Einladung des Vorsitzenden, so oft 
es die Erledigung der Geschäfte erforderlich macht. || In Betreff der Berufung der 
Gemeindevertretung finden die Vorschriften der §§ 14 und 15 sinngemässe An- 
wendung, jedoch mit der Maassgabe, dass auf Verlangen eines Dritttheils der Mit- 
glieder der Gemeindevertretung die Berufung erfolgen muss. || § 23. Der Vorsitzende 
des Kirchenvorstandes oder ein von ihm abgeordneter Kirchenvorsteher (§ 5, 
Nr. 2 und 3) sind befugt, den Sitzungen der Gemeindevertretung mit berathender 
Stimme beizuwohnen. , § 24. Zu den Sitzungen sind sämmtliche Gemeiudever- 
treter sowie der Vorsitzencrc des Kirchenvorbtandes schriftlich unter Angabe 
des Gegenstandes spätestens den Tag vor der Sitzung einzuladen. j| Im Uebri- 
gen finden die Bestimmungen der §§ 17 und 18 sinngemässe Anwendung; 
jedoch genügt zur Beschlussfähigkeit der Versammlung die Anwesenheit eines 
Dritttheils der Mitglieder. || Die Gemeindevertretung hat das Recht, die Oef- 
fentlichkeit ihrer Sitzungen zu beschliessen. || Die Beschlüsse werden dem 
Kirchcnvorstande in einem von dem Vorsitzenden und zwei Gemeinde Vertretern 
unterschriebenen Auszuge aus dem Protokollbuche zugestellt || 111. Wahl der 
Kirchenvorsteher und der Gemeindevertreter. || § 25. Wahlberechtigt 
sind alle männlichen, volljährigen, selbststäudigen Mitglieder der Gemeinde, 
welche bereits ein Jahr in derselben oder, wo mehrere Gemeinden am Orte 
sind, an diesem Orte wohnen und zu den Kircheulasten nach Maassgabe der 
dazu bestehenden Verpflichtung beitragen. |j Selbstständig sind diejenigen, welche 
einen eigenen Ilausstand haben oder ein öffentliches Amt bekleiden oder ein 
eigenes Geschäft oder als Mitglied einer Familie deren Geschäft führen. || Als 
selbst ständig sind nicht anzunehmen diejenigen, welche unter Vormundschaft 
oder Pflegschaft stehen, oder welche im letzten Jahre vor der Wahl armuths- 
halber aus öffentlichen Mitteln Unterstützung erhalten oder Erlass der kirch- 
lichen Beitrüge genossen haben. || § 26. Von der Ausübung des Wahlrechts 
sind ausgeschlossen diejenigen: :| 1) welche nicht im Besitze der bürgerlichen 
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Nr. fti45 Ehrenrechte sich befinden; || 2) welche wegen eines Verbrechens oder wegen 
PrauM^n. cincs solchcn Vergebens, welches die Aberkennung der bürgerlichen Ehren- 
»0. Juni 1875. ,.(jchte nach sicli ziehen kann, in Untersuchung sich befinden; [| 3) Welche im 
Eonkurse sich befinden; || 4) welche mit der Bezahlung kirchlicher Umlagen 
über ein Jahr im Rückstände sind. § 27. Wählbar sind die wahlberechtigten 
Mitglieder der Gemeinde, welche das dreissigste Lebensjahr vollendet haben, 
sofern sie nicht nach § 26 von der Ausübung des Wahlrechts ausgeschlossen 
sind. II § 28. Geistliche und andere Kirchendiener gehören nicht zu den wahl- 
berechtigten und wählbaren Mitgliedern der Gemeinde. j| § 29. Niemand kann 
zugleich Mitglied des Kirchenvorstandes und der Gemeindevertretung sein. {: 
§ 30. Das Wahlverfahren bestimmt sich nach der beiliegenden Wahlordnung. 
' § 31. Die Kirchenvorsteher und Gemeindevertreter sind in ihr Amt einzu- 
führen und auf treue Erfüllung ihrer Obliegenheiten zu verpflichten. j| § 32. 
Die Gewählten können das Amt eines Kirchenvorstehers oder eines Gemeinde- 
vertreters nur ablehnen oder niederlegen: || 1) wenn sie das sechzigste Lebens- 
jahr vollendet, oder || 2) schon sechs Jahre das Amt bekleidet haben, oder 
3) wenn andere erhebliche Entschuldigungsgründe vorliegen, z. B. Kränklich- 
keit, häufige Abwesenheit, oder Dienstverhältnisse, welche mit dem Amte un- 
vereinbar sind. II Ueber die Erheblichkeit und thatsächliche Richtigkeit ent- 
scheidet der Kirchenvorstand und auf eingelegte Berufung, für welche von 
Zustellung der Entscheidung an eine Ausschlussfrist von zwei Wochen läuft 
die bischöfliche Behörde im Einvernehmen mit dem Regierungspräsidenten 
(Landdrosten). || Wer ohne solchen Grund die Uebernahme oder die Fortführung 
des Amts verweigert, verliert das durch dieses Gesetz begründete kirchliche 
Wahlrecht. Dasselbe kann ihm auf sein Gesuch von dem Kirchenvorstand 
wieder beigelegt werden. || § 33. Das Amt der gewählten Kirchenvorsteher 
und der Gemeindevertreter dauert sechs Jahre. || Von drei zu drei Jahren 
scheidet die Hälfte aus. Die Ausscheidenden sind wieder wählbar und bleiben 
jedenfalls bis zu dem Eintritt ihrer Nachfolger im Amt. || Der Austritt wird 
durch die Dienstzeit, das erste Mal durch Ausloosung bestimmt || § 34. Ist 
das Amt eines gewählten Kirchenvorstehers oder eines Gemeindevertreters 
ausser der Zeit erledigt, so wählt die Gemeindevertretung für die Restzeit der 
Amtsdauer des Ausgeschiedenen einen Ersatzmann, jj IV. Fortfall der Ge- 
meindevertretung. II § 3;'). In Gemeinden, in denen besondere Verhältnisse, 
z. B. geringes Vermögen, zerstreute Wohnsitze etc., die Bildung einer Ge- 
meindevertretung unzweckmässig oder unthunlich erscheinen lassen, kann die 
bischöfliche Behörde im Einvernehmen mit dem Oberpräsidenten anordnen, 
dass eine Gemeindevertretung nicht zu bilden, sofern in einer hierzu anzube- 
raumenden Versammlung der wahlberechtigten Gemeindeglieder die Mehrheit 
derselben nicht widerspricht. || §. 36 In dem Falle des § 35 werden die der 
Gemeindevertretung nach § 7 zustehenden Befugnisse von dem Kirchenvor- 
sta.nde wahrgenommen. || Ersatzmänner werden durch die Gesammtheit der 
Wahlberechtigten gewählt || V. Entlassung und Auflösung. || § 37. Die 
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Entlassmiff eines Kirclienvorstehers oder eines Gemeindevertreters erfolgt: ' ^'J?^*^ 

(4«»). 

1) wegen Verlustes einer zur Wählbarkeit erforderlichen Eigenschaft; || 2) wegen preussen. 
grober Pflichtwidrigkeit || In dem letzteren Falle kann die Wahlberechtigung ^O'»""'^'*- 
dauernd oder auf Zeit entzogen werden. || Die Entlassung kann sowohl von 
der bischöflichen Behörde als auch von dem Regierungspräsidenten (Land- 
drosten) nach Anhörung des Beschuldigten und des Kirchenvorstandes verfügt 
werden. Gegen die Entscheidung stellt dem Beschuldigten binnen einer Aus- 
sclilussfrist von vier Wochen nach erfolgter Zustellung die Berufung an den 
Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten zu. Die Berufung kann auf neue 
Thatsachen und Beweise gegründet werden. |l Im Uebrigen finden die Vor- 
schriften der §§ 13 bis 23 des Gesetzes vom 12. Mai 1873 sinngemässe 
Anwendung. || § 38. Wenn der Kirchenvorstand oder die Gemeindevertretung 
beharrlich die Erfüllung ihrer Pflichten vernachlässigen oder verweigern, oder 
wiederholt Angelegenheiten, welche nicht zu ihrer Zuständigkeit gehören, zum 
Gegenstande einer Erörterung oder Beschlussfassung machen, so können sie 
sowohl durch die bischöfliche Behörde als auch durch den Oberpräsidenten, 
unter gegenseitigem Einvernehmen, aufgelöst werden. H Mit der Auflösung sind 
sofort die erforderlichen Neuwahlen anzuordnen. || VI. Stellung der Patrone 
und anderer Berechtigter. H § 39. Der Patron, welchem auf Grund des 
Patronats, oder ein anderer Berechtigter, welchem auf Grund eines besonderen 
Reclitstitels die Mitgliedschaft in dem Kirchenvorstande oder die Berechtigung 
zugestanden hat, Kirchen Vorsteher zu ernennen, zu bestellen oder zu präsen- 
tiren, ist fortan befugt, entweder selbst in den Kirchen vorstand einzutreten 
oder einen Kirchenvorsteher zu ernennen. j| Der Berechtigte, welcher in den 
Kirchenvorstand eintritt, und der von ihm ernannte Kirchenvorsteher müssen 
die in den §§ 27 bis 29 vorgeschriebene Wählbarkeit besitzen. || § 40. Ausser 
der im § 39 festgesetzten Befugniss zur Betheiligung an dem Kirchenvor- 
stande verbleiben dem Patron da, wo derselbe Patronatslasten für die kirch- 
lichen Bedürfnisse trägt, die Aufsicht über die Verwaltung der Kirchenkasse 
und das Recht der Zustimmung zu den nach den bestehenden Gesetzen seiner 
Genehmigung unterliegenden Geschäften der Vermögensverwaltung. || Die Be- 
schlüsse des Kirchenvorstandes und der Gemeindevertretung sind dem Patron 
abschriftlich mitzutheilen. Erklärt er sich auf dieselben nicht binnen dreissig 
Tagen nach dem Empfange, so gilt er als zustimmend. Widerspricht der 
Patron, so steht dem Kirchenvorstandc die Berufung an die Bezirksregierung, 
in der Provinz Hannover an das Königliche katholische Konsistorium zu, 
welche den Widerspruch verwerfen und die Zustimmung des Patrons ergänzen 
können. || Eine solche Ergänzung ist unzulässig, wenn es sich um Ausgaben 
handelt, für welche die Kirchenkasse bisher nicht bestimmt gewesen ist \- 
Kommt es für Urkunden auf die formelle Feststellung der Zustimmung des 
Patrons an und ist die letztere wegen Verabsäumnng der dem Patron ofifcn- 
stehcnden Frist für ertheilt zu erachten, so wird die fehlende Unterschrift 
durch die im Absatz 2 genannten Aufsichtsbehörden ergänzt || § 41. In den 
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Nr. 6ur> Laiidostliciloii, in wc^lclu-n die bürgorliclie Gfmoinde zur Aufl)ringung von 

(408). 

Prenwen. Kosten für dio kirchlichen Bedürfnisse der Pfarrgemeiudeu gesetzlich ver- 
^•^""^'^'^- pflichtet ist, muss sowohl der Etat als auch die Jahresrechnung zugleich mit 
der im § 21 angeordneten nffentlichen Auslegung dem Bürgermeister ab- 
schriftlich mitffctheilt werden. || VII. Ausführungshestimmungen. I] § 42. 
Anweisungen über die Geschäftsführung können dorn Kirchenvorstande oder 
der Gemeindevertretung sowolil von der bischöflichen Beliörde als auch von 
dem Oberprüsidenten, unter gegenseitigem Einvernehmen, ertheilt werden. | 
§ 43. Macht die biscliöf liehe Behörde in denjenigen Fällen, in welchen sie 
eine Anordnung oder Entscheidung im Einvernehmen mit der Staatsbehörde 
zu treffen hat, von ihren Befugnissen keinen Gebrauch, so ist sie zur Ansübung 
derselben von der Staatsbeliörde aufzufordern. Leistet sie dieser Aufforderung 
binnen dreissig Tagen nach dem Enii)fange derselben keine Folge, so geht 
die Ausübimg der Befugnisse auf die Staatsbehörde über, j] In denjenigen 
Fällen, in welchen die bischöfliche oder die Staatsbehörde, jede jedoch im 
Einvernehmen mit der andern, eine Anordnung oder Entscheidung zu treffen 
hat, muss die um ihre /ustimnmng angegangene Behörde sich binnen dreissig 
Tagen nach dem Emi>f;inge der Aufforderung erklären. Erklärt sie sich nicht, 
so gilt sie als zustimmend. || Bei erhobenem Widersprich entscheidet in allen 
Fällen über Meinungsverschiedenheiten zwischen der bischöflichen Behörde 
und dem Regierungspräsidenten (Landdrosten) der Oberpräsident, über Mei- 
nungsverschiedenheiten zwischen diesem und der bischöflichen Behörde der 
Minister der geistlichen Angelegenheiten. i| § 44. In den getroffenen Anord- 
nungen ist erkennbar zu machen, ob das Einvernehmen erreicht oder ob die 
Zustimmung wegen Verabsäumung der Frist für ertheilt zu erachten oder ob 
die Entscheidung in Folge erhobenen W^idersi>ruchs getroffen ist. |{ § 45. 
Weigert sich ein Kirchenvorsteher, sein Amt zu übernehmen oder auszuüben, 
so ist eine Neuwahl anzuordnen. Weigert sich auch der neu gewählte Kir- 
chenvorstelier, sein Amt zu übernehmen oder auszuüben, so ist der Regie- 
rungspräsident (Landdrost) befugt, den Kirchen Vorsteher aus den wählbaren 
Mitgliedern der Gemeinde zu bestellen. || § 40. Kommt die Wahl der Kirchen- 
vorsteher überhaupt nicht zu Stande oder weigert sich die Mehrzahl der ge- 
wählten Kirchenvorsteher, ihr Amt zu übernehmen oder auszuüben^ oder muss 
der nach erfolgter Auflösung neu gewählte Kirchenvorstaud aufgelöst werden, 
so ist der Regierungspräsident (Landdrost) befugt, eine kommissarische Besor- 
gung der kirchlichen Vermögensangelegenheiten unter sinngemässer Anwendung 
der §§ 9 bis 11 des Gesetzes vom 20. Mai 1874 anzuordnen, i; Kommt die 
Wahl der Gemeindevertretung nicht zu Stande oder weigert sich die Mehrzahl 
der Gemeindevertreter, ihr Amt zu übernehmen oder auszuüben, oder muss 
die nach erfolgter Auflösung neu gewählte Gemeindevertretung aufgelöst wer- 
den, so ist der Regierungspräsident (Landdrost) befugt, sowohl die Geschäfte 
des Kirchenvorstandes als auch die der Gemeindevertretung kommissarisch 
besorgen zu lassen, jj VIIL Aufsichtsrechte. || § 47. Die gesetzlichen Ver- 
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waltuiigsuormcii werden durch dicsos Gesetz nicht berührt || Die den vorgc- ^^- ***''* 
setzten Kirchenbehörden gesetzlich zustehenden Rechte der Aufsicht und der itouimm»!! 
Einwilligung zu bestimmten Handlungen der Verwaltung werden mit den in=^^J'""*^*''''- 
den nachfolgenden Bestimmungen enthaltenen Einschränkungen geübt i § 48. 
Macht die vorgesetzte Kirchonbehörde von den ihr gesetzlich zustehenden 
Rechten der Aufsicht oder der Einwilligung zu bestimmten Handlungen der 
Verwaltung keinen Gebrauch, so ist sie zur Ausübung derselben von der staat- 
lichen Amtsbehörde aufzufordern. Leistet sie dieser Aufforderung binnen 
dreissig Tagen nach dem Empfange derselben keine Folge, so geht die Aus- 
übung der Befugnisse auf die staatliche Aufsichtsbehörde über. || § 49. Gegen 
Vorfügungen der vorgesetzten Kirclienbehördc, durch welche die Einwilligung 
zu bestimmten Handlungen der Verwaltung versagt wird, steht dem Kirclien- 
vorstände die Berufung an den Oberpräsidenten zu, welcher endgültig ent- 
scheidet II § 50. Die Beschlüsse des Kirchenvorstandes und der Gemeidever- 
trctung bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung der staatlichen Auf- 
sichtsbijhörde in folgenden Fällen: || 1) bei dem Erwerb, der Veräusserung 
oder der dinglichen Belastung von Grundeigenthum; 2) bei Veräusserung von 
(legenstftnden, welche einen geschichtlichen, wissenschaftlichen oder Knnstwerth 
haben; || 8) bei Anleihen im Sinne des § 21, Nr. 4; || 4) bei dem Bau neuer, 
für den Gottesdienst, die Geistlichen oder andere Kirchendiener bestimmter 
(iebäude: || 5) bei der Anlegung oder veränderten Benutzung von Begräbniss- 
l)lätzen; || 0) bei Einführung oder Veränderung von Gebührent^ixen; || 7) bei 
Ausschreibung, Veranstaltung und Abhaltung von Sammlungen, Kollekten etc. 
für kirchliche, wohlthätige oder Schulzwecke ausserhalb der Kirchengebäude; 

8) bei einer Verwendung des kirchlichen Vermögens, welche nicht kirchliche, 
wohlthätige oder Schulzweckc innerhalb der Gemeinde selbst betrifft In dem 
Falle zu 8 gilt die Genehmigung als ertheilt, wenn die staatliche Aufsichts- 
behörde nicht binnen 30 Tagen nach Mittheilung des Beschlusses widerspricht; 

9) bei Umlagen auf die Gemeindeglieder. || In dem Falle zu 9 ist die Ge- 
nehmigung insbesondere zu versagen, sofern Bedenken hinsichtlich der Ord- 
iiungsmässigkeit der Auferlegung, der Angemessenheit des Beitragsfusses oder 
(lei Leistungsfähigkeit der Pflichtigen bestehen. " Wegen der Schenkungen und 
htztwilligen Zuwendungen bewendet es bei dem Gesetze vom 23. Februar 
1H70. 1 § 51. Der Kirchenvorstand bedarf zur Führung von Prozessen keiner 
Krinächtigung von Seiten einer Staats- oder Kirchenbehörde. || Atteste über die 
Legitimation des Kirchenvorstandes zur Besorgung von Rechtsangelegenheiten 
Oller Atteste über das Vorhandensein derjenigen Thatsachen, welche den An- 
spruch auf Kostenfreiheit begründen, können gültig nur von der staatlichen 
Aufsichtsbehörde ertheilt werden. || § 52. Die staatliche Aufsichtsbehörde ist 
berechtigt, Einsicht von dem Etat zu nehmen und die Posten, welche den 
Gesetzen widersprechen, zu beanstanden. Die beanstandeten Posten dürfen 
nicht in Vollzug gesetzt werden. ' § b?». Weigert sich der Kirchenvorstand 
oder die Gemeindevertretung, Leistungen, welche aus dem kirchlichen Vermö- 
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Nr. rji45 g^jj ^u hostreitoii sind, oder den Pfarrcingesessencn oder sonstigen Verpflioh- 
Pretuwen. tcton oblicgeu, aiif den Etat zu bringen^ festzusetzen oder zu genehmigen, so 
20.janii875.igj. gQwohl die blschöfliclie Behörde als auch die staatliche Aufsichtsbehörde, 
unter gegenseitigem Einvernehmen, befugt, die Eintragung in den Etat za 
bewirken und die weiter erforderlichen Anordnungen zu treflfen. || Unter der- 
selben Voraussetzung sind diese Behörden befugt, die gerichtliche Geltend- 
machung von Ansprüchen der Kirche, der Pfarrei, der Gemeinde und der in 
der Verwaltung des KirchenvorstÄudes befindlichen Vermögensmassen, insbeson- 
dere auch der aus der Pflichtwidrigkeit eines Geistlichen oder anderen Kirchen- 
dieners entstehenden Entschädigungsforderung, anzuordnen und die hierzu 
nöthigen Maassregeln zu treffen. || § 54. Die Jahresrechnung ist der staatli- 
chen Aufsichtsbehörde zur Prüfung, ob die Verwaltung etatsmässig geführt 
worden ist, mitzutheilen. || § 55. Welche Staatsbehörden die in den §§ 48, 
50 bis 52, 53, 54 angegebenen Befugnisse der Aufsicht auszuüben haben, 
wird durch Königliche Verordnung bestimmt. || IX. Schluss- und üeber- 
gangsbestimmuugen. || § 5G. Die Vorschriften dieses Gesetzes finden auf 
Dom-, Militär- und Anstaltsgemeinden keine Anwendung. || § 57. Vom 1. Ok- 
tober 1875 ab können die dem Kircheuvorstande und der Gemeindevertretung 
nach diesem Gesetze zustehenden Befugnisse nicht durcli andere Personen oder 
Behörden, als durch die in diesem Gesetze bezeichneten, wahrgenommen wer- 
den. II Sofern nach bisherigem Rechte den kirchlichen Orgauen (Kirchenvor- 
ständen, Kirchenkollegien, Fabrikräthen, Kirchmeistem, Repräsentanten etc.) 
noch andere Befugnisse, als die der Vermögensverwaltung, zugestanden haben, 
gehen diese, wenn sie von den unmittelbar zur Vermögensverwaltung berufenen 
Organen ausgeübt worden sind, auf den Kirchenvorstand, in allen anderen 
Fällen auf die Gemeindevertretung über. Ist eine solche nicht vorhanden, so 
werden auch die der Gemeindevertretung zustehenden Befugnisse von dem 
Kircheuvorstande wahrgenommen. || § 58. Die den bischöflichen Behörden ge- 
setzlich zustehenden Rechte in Bezug auf die Vermögensverwaltung in den 
Kirchengemeinden ruhen, solange die bischöfliche Behörde diesem Gesetze 
Folge zu leisten verweigert, oder solange das betreffende Amt nicht in ge- 
setzmässiger Weise besetzt oder verwaltet ist. || Eine solche Weigerung ist als 
vorhanden anzunehmen, wenn die bischöfliche Behörde auf eine scliriftliche 
Aufforderung des Oberpräsidenten nicht binnen 30 Tagen die Erklärung ab- 
giebt, den Vorschriften dieses Gesetzes Folge leisten zu wollen. || Die den bi- 
schöflichen Behörden zustehenden Befugnisse gehen in solchen Fällen auf die 
betreffende Staatsbehörde über. || § 59. Alle diesem Gesetze entgegenstehenden 
Bestimmungen, mögen dieselben in dem in den verschiedenen Landestheilen 
geltenden allgemeinen Rechte, in Provinzialgesetzen, in Lokalgesetzen oder 
Lokalordnungen enthalten, oder durch Observanz oder Gewohnheit begründet 
sein, werden aufgehoben. || § 60. Der Minister der geistlichen Angelegenheiten 
ist mit der Ausführung dieses Gesetzes beauftragt. || Derselbe ist befogt, mit 
Rücksicht auf besondere örtliche oder sonstige Verhältnisse und besondere fOr 



Staat und Kirche. Preassen. 349 

die Vermögensverwaltung bestehende Einrichtungen den im § 57, Absatz 1, N'- ^^^ 
festgesetzten Termin der Ausführung zn verlängern. PreuMen. 

Urkundlich unter Unserer Höchstoigenhändigen Unterschrift und beige- 20. Juni 1875. 
druckten! Königlichen Insiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 20. Juni 1875. 

(L. S.) Wilhelm. 

Fürst V. Bismarck. Camphausen. Gr. zu Eulenbnrg. Leonhardt. 
Falk. V. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 



Wahlordnung. 

Artikel 1. Der Kirchenvorstand ordnet die Wahl der Kirchenvorstchcr 
und der Gemeindevertreter an, stellt die Liste der Wahlberechtigten auf und 
legt dieselbe in einem Jedermann zugänglichen Lokale zwei Wochen lang 
öffentlich aus. || Zeit und Ort der Auslegung sind der Gemeinde öffentlich durch 
Ausliang bekannt zu machen, mit dem Beifügen, dass nach Ablauf der Aus- 
leguugsfrist Einsprüche gegen die Liste nicht mehr zulässig sind. Nach dem 
Ermessen des Kirchenvorstandes kann die Bekanntmachung auch noch in an- 
deren, den örtlichen Verhältnissen entsprechenden Formen erfolgen. || Zur Er- 
hebung des Einspruchs ist jedes wahlberechtigte Mitglied der Kirchengemeinde 
befugt, II Artikel 2. Der Kirchenvorstand entscheidet über die Einsprüche und 
berichtigt die Liste. Gegen den ablehnenden Bescheid steht dem dadurch von 
der Wahl Ausgeschlossenen binnen einer Ausschlussfrist von zwei Wochen nach 
erfolgter Zustellung die Berufung an die Gemeindevertretung, in dem Falle, 
dass eine solche nicht vorhanden ist, an die bischöfliche Beliörde zu. Letz- 
tere hat im Einvernehmen mit dem Regierungspräsidenten (Landdrosten) die 
Entscheidung zu treffen. Durch Einlegung der Berufung wird die anstehende 
Wahl nicht aufgehalten. Zwischen dem Ablauf der Einspruchsfrist und dem 
Tage der Wahl müssen mindestens zwei Wochen in der Mitte liegen, jj Arti- 
kel 3. Die Einladung zur Wahl muss die Zeit und den Ort der Wahl sowie 
die Zahl der zu wählenden Personen enthalten und ist der Gemeinde öffentlich 
durch Aushang bekannt zu machen. Nach dem Ermessen des Kirchenvor- 
staudes kann die Bekanntmachung auch noch in anderen, den örtlichen Ver- 
hältnissen entsprechenden Formen erfolgen. || Artikel 4. Aus dem Vorsitzen- 
den des Kirchenvorstandes und aus vier Beisitzern, welche der Vorsitzende 
aus den wählbaren Mitgliedern der Gemeinde beruft, wird ein Wahlvorstand 
gebildet. || Artikel 5. Die Wahlhandlung wird durch den Vorsitzenden gelei- 
tet. II Artikel 6. Das Wahlrecht wird in Person durch verdeckte, in eine 
Wahlurne niederzulegende Stimmzettel ohne Unterschrift ausgeübt. || Artikel 7. 
Wird in dem ersten Wahlgange eine Mehrheit für die zur Bildung des Kir- 
chenvorstandes oder der Gemeindevertretung erforderliche Zahl von Personen 
nicht erreiclit, so findet eine engere Wahl zwischen denjenigen statt, welche 
die meisten Stimmen auf sich vereinigt haben. Belauft sich die Zahl dersel- 
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Nr. 6145 ])gn jjyf jQ^j]jj. als ^^s Doppcltc der za wählenden Kirchenvorsteher oder Ge- 
rreniwon. mcindevertrcter^ so scliciden von denjenigen^ welche die wenigsten Stimmen 
2"- J^""**^"'- erhalten haben, so viele aus, dass die Zahl der Wählbaren die doppelte Zahl 
der zu Wählenden beträgt. i| Bei Stimniengleichlieit entscheidet überall das 
Loos. II Artikel 8. Nachdem der Vorsitzende die Abstimmung für geschlossen 
erklärt hat, darf eine Stimmabgabe nicht mehr zugelassen werden. Artikel 9. 
Ueber die Gültigkeit oder Ungültigkeit der Stimmzettel entscheidet der Wahl- 
vorstand. || Artikel 10. Ueber die Wahlhandlung wird ein Protokoll aufge- 
nommen, welches den wesentlichen Hergang beurkundet Dasselbe ist von 
dem Vorsitzenden und mindestens zwei Mitgliedern des Wahlvorstandes zu 
unterschreiben. || Artikel 11. Die Wahl der Kirchenvorsteher muss derjenigen 
der Gemeinde Vertreter vorangehen, ; Artikel 12. Die Namen der Gewählten 
werden der Gemeinde öffentlich durch Aushang bekannt gemacht. Nach dem 
Ermessen des Kirchenvorstandes kann die Bekanntmachung auch noch In an- 
deren, den örtlichen Verliältnissen entsprechenden Formen erfolgen. || Arti- 
kel i:^. Einsprüche gegen die Wahl sind innerhalb einer, von dem letzten 
Tage des Aushanges ab zu berechnenden Ausschlussfrist von zwei Wochen bei 
dem Kirchenvorstande zu erheben, welcher über dieselben entscheidet. Gegen 
den ablehnenden Besclieid steht binnen einer Ausschlussfrist von zwei Wochen 
nach erfolgter Zustellung die Berufung an die bischöfliche Behörde zu, welche 
im Piinvernehmen mit dem Regierungspräsidenten (Landdrosten) die Entschei- 
dung zu treffen hat. || Artikel 14. Für die erste Wahl ernennt die bischöf- 
liche Behörde im Einveniehmen mit dem Regierungspräsidenten (Landdrosten) 
den Wahlvorstand und den Vorsitzenden desselben. Der Wahlvorstand über- 
nimmt die dem Kirchenvorstande obliegenden Verrichtungen. || Dasselbe gilt 
für den Fall der Auflösung dos Kirchenvorstandes. 



Motivenboricht zum Regierungsentwurf des oben mitgetheilten Ge- 
setzes. (Drucksachen dos Abgeordnetenhauses 12. Legisl. Periode, IL Sess. 

1875 No. 16, p. 15 ff.) [Auszug.] 

Einleitung. 

Der vorliegende Gesetzentwurf hat den Zweck, den katholischen Kirclicn- 
gemeinden eine Mitwirkung bei der Besorgung der kirchliclien Vermögensan- 
gelegenheiten, insbesondere bei der Vermögensverwaltung, zu sichern. || Um 
diesen Zweck zu erreichen, sollen zur Vertretung der Gemeinden Organe ein- 
gesetzt werden, deren Mitglieder der Regel nach aus der Wahl der Gemeinden 
]iervorgehen. || Die Aufgabe des Gesetzentwurfs kann es indessen nicht sein, 
zu diesem Zwecke durchweg neue und durch die Erfahrung noch nicht be- 
währte Institutionen zu schaffen; es wird vielmehr an bestehende und in der 
seitherigen Gesetzgebung begründete ^Einrichtungen anzuknüpfen und es werden 
diesell)en in der Weise fortzubilden sein, dass den schon jetzt für die Ver- 
waltung des kirchlichen Vermögens vorliandenen Organen eine gesichertere 
Grundlage ihrer rechtlichen Existenz gegeben und in der Entfaltung ihrer 
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Thätigkeit eine freiere Bewegung ihrer Kräfte gewährt wird. || Die Verfassungs- ^'- ^^*^ 
mässigkcit eines Gesetzes, wie der Entwurf es darstellt, kann im Hinblick auf p/^^^ 
den durch das Gesetz vom 5. April 1873 (GesetzsammL S. 14:^) anderweitig .jo.jnnügis. 
festgestellte^ Inhalt des Artikels 15 der Verfassungsurkunde einem Zweifel 
nicht unterliegen. Dieser Artikel lautet in seiner gegenwärtigen Fassung: ^ 
„Die evangelische und die römisch-katholische Kirche sowie jede andere 
Religionsgescllschaft ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten selbstständig, 
bleiben aber den Staatsgesetzen und der gesetzlich geordneten Aufsicht des 
Staates unterworfen.'^ || „Mit der gleichen Maassgabe bleibt jede Religionsge- 
sellschaft im Besitz und Genuss der für ihre Kultus-, Unterrichts- und 
Wohlthätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und Fonds." || Die 
Verhandlungen über die durch das Gesetz vom 5. April 1873 zum Abschluss 
gekommene Vorlage lassen unzweideutig erkennen, dass die Abänderung des 
Artikels 15 der Verfassungsurkunde in der ausgesprochenen Absicht erfolgte, 
zugleich eine gesetzliche Grundlage für die anderweitige Regelung auch der 
kirchlichen Vermögensverwaltung zu gewinnen, j Die katholische Kirche, welche, 
juristisch aufgefasst, in der Rechtssphäre des Staates die Bedeutung einer Kor- 
poration hat, leitet, wie jede Korporation, ihre Vermögensfähigkeit und ihr 
Vermögensrecht aus dem bürgerlichen Rechte ab. Beruht aber die juristische 
Persönlichkeit der Kirche auf der Garantie des bürgerlichen Rechts, so ist der 
Staat auch befugt, die Gewährung derselben an bestimmte, von ihm festzu- 
setzende Bedingungen zn knüpfen. Es kann nicht als ein Eingriff in das der 
Kirche eigenthümliche Gebiet angesehen werden, wenn der Staat im Wege 
der Gesetzgebung für die Besorgung der kirchlichen Vermögensangelegenheitcn, 
d. h. für die in die Erscheinungswelt tretende, nach aussen hin wirksame Seite 
der juristischen Persönlichkeit, gewisse Normen vorschreibt und zu diesem 
Zweck Organe einsetzt, welchen die Besorgung jener Angelegenheiten, die 
rechtliche Vertretung der Korporation obliegen soll. Die Anerkennung der 
rechtlichen Gültigkeit und Wirksamkeit der von diesen Organen vorgenommenen 
Handlungen der Verwaltung geht vom Staate aus, welcher unter dieser Vor- 
aussetzung seine Rechtshülfe zur Ausführung der Beschlüsse jener Organe ge- 
währt, namentlich auch derjenigen, welche die Gemeindemitglieder zu Vermögens- 
leistungen für kirchliche Zwecke verpflichten. Der Staat hat hiernach unzwei- 
felhaft das Recht und die Pflicht, darüber zu wachen, dass die Verwaltung 
der in Rede stehenden Angelegenheiten ordnungsmässig geführt werde, um 
sicher zu sein, dass er seinen weltlichen Arm nicht etwa zur Unterstützung 
einer Verwaltung leihe, welche das Vermögen seinen eigentlichen Zwecken ent- 
zieht und die einzelnen Gemeinden oder deren Mitglieder überlastet. ' Das 
Bedürfniss nach dem Erlass eines Gesetzes, wie es in dem Entwurf hat zum 
Ausdrucke gebracht werden sollen, ist von der Königlichen Staatsregierung 
längst erkannt und auch in weiteren Kreisen vielfach anerkannt. In der 
That wird sich die Nothwendigkeit einer anderweitigen gesetzlichen Regelung 
der durch dieses Gesetz berührten Rechtsmaterie insbesondere deshalb nicht 
verkennen lassen, weil es dem Klerus der katholischen Kirche unter dem 
wechselnden Einflüsse der Zeiten und der Verhältnisse vielfach gelungen 
ist, die zur Verwaltung des kirchlichen Vermögens bestimmten Organe ihrer 
eigentlichen Aufgabe zu entfremden und dieselben zu willenlosen Werkzeugen 
der einzelnen Geistlichen herabzudrücken. Jedem Unbefangenen liefert die 
Geschichte der letzten zwanzig Jahre den Beweis. |{ Um zu jenem Ziele der 
Unterwerfung der Kirchen vorstände unter den Willen der Geistlichkeit zu 
gelangen, ging mau davon aus, die landrechtliche Theorie^ dass das örtliche 
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Nr. 6145 Kirchenvermögen Eigenthum der Gemeinden sei,*) zu bekämpfen und dem- 
PreuMen. gcmäss dlc Konsoqucnz dieses Kechtssatzes, dass die Eirchenvorstände Or- 
20.Juni iR:r>. ßiine der Gemeinden fflr die Verwaltung des kirchlichen Vermögens seien, 
in Frage zu stellen. Auf diesem Wege wurde es möglich, ans den gesetz- 
lich zur Vertretung der Gemeinden berufenen Kirchenvorständen rein kirch- 
liche Organe zu maclien, wie dies z. B. in der Instruction des General- 
vikariats zu Paderborn über das Verfaliren bei der Wahl der Kirchenge- 
mein derepräsentantfu vom 23. Juli 1855 mit dürren Worten dahin ausge- 
sprochen ist: II „Der zur Verwaltung des Kirchenvermögens bestellte Kirchen- 
vorstand ist, da das Kirchen-, wie das Pfarr- und sonstige kirchliche 
Stiftungsvermögen nach den Grundsätzen des katholischen Kirchenrechts 
nicht Eigenthum der einzelnen Kirchen- (l'farr-) Gemeinden, sondern der 
allgemeinen Kirche ist, nur Organ des Bischofs und zur Vertretung der 
Gemeinde nicht befugt.'' || Damit nicht genug, ging man mehrfach sogar so 
weit, diejenigen Mitglieder der Kirchenvorstände, welche aus den Gemeinden 
hervorgehen sollten, überhaupt zu beseitigen. So besorgt z. B. in 17 Pfarreien 
des licgierungsbozirks Königsberg der Pfarrer allein die Vermögensverwaltung, 
und ebenso bildet in mehreren Pfarreien des Regierungsbezirks Arnsberg, 
wie in Werl und in Büderich, die Pfarrgeistlichkeit allein den Kirchenvorstand. < 
Gegenüber derartigen Versuchen, das bestehende Recht einseitig und will- 
kürlich abzuändern, wird man sich der Ueberzeugung nicht verschlicssen 
können, dass es an der Zeit ist, Institutionen zu schaffen, vermöge deren 
die Kirchonvorstände und ihre Mitglieder das sind, was sie sein sollen, 
nämlich wirkliche, von der Herrschaft des Klerus unabhängige und mit be- 
stimmten Rechten und Pflichten ausgestattete Organe der Gemeinden. Die 
^Einrichtung einer geordneten vermögensrechtlichen Vertretung der Gemeinden 
durch Bestellung von Verwaltungsorganen aus ihrer Mitte gewährt zugleich 
die Möglichkeit, die bereclitigten Interessen der zunächst und am meisten 
Betheiligten, weil zu Leistungen Verpflichteten, d. h. der Gemeinden und 
ihrer Mitglieder, zu der ihnen gebührenden Geltung zu bringen. Diesen 
Weg zu betreten, drängt auch die jetzige politische Bewegung, welche darauf 
gerichtet ist, die Kräfte der Gemeinden zu wecken und sie für das allge- 
meine Wohl melir und mehr nutzbar zn machen. Sonach erscheint das dem 
Gesetzentwurf zum Grunde liegende System der katholisch- kirchlichen Ver- 
mögensverwaltung nur als eine Konsequenz der neuesten Gesetzgebung über- 
haupt, deren charakteristisches Merkmal darin zu finden ist, dass sie auch 
das Laienelcment zur Mitwirkung bei der Besorgung der kirchlichen Ange- 
legenheiten heranzuziehen und für dieselbe in geeigneter Weise zu verwerthen 
sucht II Dasselbe Princip ist auch in der neueren badischen Gesetzgebung 
zur Anerkennung gelangt. Es bestimmt nämlich das Gesetz, die rechtliche 



*) Dass das Allgemeine Landrecht von der im Text angedeuteten Auffassung aoB- 
geht, ergiebt sich iiamcutlich aus den §§ 160 und 170, Tbl. II, Tit. 11, welche lauten: 
§ IGO: „Zu dem Vermögen der Kirciiengcsellschafteu gehören die Gebäude, liegenden 
(rrüudc, Kapitalien uud alle Eiuküiifte, welche zur anständigen Unterhaltung des 
äusseren Gottesdienstes für jede Kirchcngomeinde nach deren Verfassung bestimmt 
sind.** § 170: „Kirchen und andere dahin gehörige Gebäude sind ausschlieBsend 
das EigeuthuDi der Kirchengesellschaft, zu deren Gebrauche sie bestimmt sind." || 
Vergl. auch Meyer, ihm preussische gemeine und provinzielle Kirchenrecht, Berlin 
1868, § 160, Note DG: „Das preussische Landrecht cutschied sich (bei der Frage, 
wem das Eigenthum am Kirchengut zustehe) nach J. U. Böhmer (jus eccles. prot 
111, 5, § 2[) sqq.) und getreu seiner Grundanschauung über den Begriff der Küche 
und Kirchengesclischaft für die einzelnen Gemeinden.** 



Staat und Kirche. Preussen. 353 

Stellung der Kirche und kirchlichen Vereine im Staate betreffend, vom 9. ^'- **** 
Oktober 1860 im § 10: || „Das Vermögen, welches den kirchüchen Bedttrf- p^^^^„ 
nissen, sei es des ganzen Landes, oder gewisser Districte oder einzelner 20. juniisrs. 
Orte, gewidmet ist, wird, unbeschadet anderer Anordnungen, durch die Stifter, 
unter gemeinsamer Leitung der Kirche und des Staates verwaltet || Bei der 
Verwaltung des kirclilichen Distrikts- und Ortsvermögens müssen die be- 
rechtigten Gemeinden vertreten sein;" || ferner die Verordnung, die Ver- 
waltung des katholischen Kirchen Vermögens betreffend, vom 20. November 
18G1 im § 4: II „Das örtliclic, das ist, das für einen einzelnen PfaiTbezirk 
bestimmte Vermögen wird unter dem Vorsitz des geistlichen Vorstandes 
durcli die Stiftungskommission verwaltet*' || „Die Mitglieder der Stiftungs- 
kommission werden von den Katholiken der Pfarrei unter Leitung des geist- 
lichen Vorstandes auf einen Zeitraum von sechs Jahren gewählt." || Der 
Bürgermeister, oder, wenn dieser nicht katholisch sein sollte, das dienst- 
älteste katholische Mitglied des Gemeindevorstandes, ist stets Mitglied dieser 
Kommission. Auf den Antrag des geistlichen Vorstandes der Pfarrei oder 
des Bürgermeisters, beziehungsweise des dienstältesten katholischen Gemeinde- 
rathcs, kann eine Wahl verworfen werden, wenn der erzbischöfliche Dekan 
und die grossherzogliche Vcrwaltungsbeliörde zustimmen. Sind sie nicht 
einig, so geht die Entscheidung an den katholischen Oberstiftungsrath/' ; 
„Der Rechner wird von der Stiftungskommission gewählt und sowolil von 
dem erzbischöflichen Dekan als von der grossherzoglichen Vcrwaltungsbe- 
liörde bestätigt." II Indessen wird es des Hinweises auf die Analogien 
kaum bedürfen, nachdem bereits das Allgemeine Landrecht durch die Vor- 
schriften in Tlieil II, Titel 11, || § 552: „Kirchen vorsteh er werden der 
Regel nach von dem Patron bestellt, wo aber dergleichen nicht vorhanden 
ist, von der Gemeinde unter Genehmigung der ordentlichen Gerichtsobrigkeit 
gewählt." II §. 159: „In ausserordentlichen Fällen und Angelegenheiten 
müssen von der Gemeinde Bevollmächtigte oder Repräsentanten gewählt und 
mit der erforderlichen Instruktion versehen werden", || für die Mitwirkung 
der katholischen Kirchengemeinden bei der Verwaltung des kirchlichen Ver- 
mögens die gesetzliche Basis geschaffen und damit einen Grundsatz aufge- 
stellt hat, um dessen sach- und zeitgemässe Fortentwickelung und Ausdehnung 
auch auf die übrigen Landestheile der Monarchie es sich bei dem gegen- 
wärtigen Gesetzentwurf liandelt || Hierzu kommt noch, was die Bedürfniss- 
frage betrifft, der ümstAnd, dass die seitherige gesetzliche und praktische 
Gestaltung der in Rede stehenden Rechtsmatcrie in den verschiedenen Landes- 
theilen der Monarchie zu den verschiedensten Resultaten geführt hat und, 
wie sie zur Zeit besteht, ein so buntes Bild darbietet, dass es in der Man- 
nigfaltigkeit durchaus an der nothwendigen Einheit fehlt Es gilt dies 
nicht bloss von denjenigen Landestheilen, welche einem verschiedenen Rechts- 
gebiete, z. B. dem des Allgemeinen Landrechts, des französischen Rechts, 
sondern auch von solchen, welche dem Geltungsbereiche desselben Rechts 
angehören, wie die nachfolgende Uebersicht des näheren ergeben wird: 

Allgemeiner Theil. 

Wenn aus der vorstehenden Uebersicht erhellt, dass in den verschie- 
denen Landestheilen der Monarchie die Bildung der zu der katholisch- 
kirchlichen Vermögensverwaltung seitlnjr berufenen Organe in der Praxis 
sich vielfach abweichend von den bestehenden gesetzlichen Vorschriften und 
nach sehr verschiedenartigen Normen und Formen entwickelt und gestaltet 
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hat, und wenn znr Beseitignng dieses Ucbclstandcs der rorllegende Gesetz- 
CDtwurf eine eisheitlictic Regelung der cinsclilagonden Verhältnisse in dorn 
Sinne bezweckt, dass den katholischen Kirchcngomeinden bei der Besorgnng 
der kirchlichen Vermögensangelegenheiten eine entscheidendere Mitwirknng, 
als sie ihnen gegenüber zusteht, cingcrilumt and dnrcb feste Formen danemd 
gesichert werden soll, so kommen dabei folgende allgemeine Gesichtspiuikte 
in Betracht: || I. Einsetzung zweier Gemeindcorgane. || Zunächst er- 
erschicu es bei der Organisation einer Vertretnng der Gemeinden auf dem 
in Rede stehenden Gebiete zweckmässig und angemessen, an dem sowohl 
von dem Allgemeinen Landrecht als auch von der französischen Gesetz* 
gcbong in dem schon in der Einleitung erwähnten Dekret vom 30. December 
1809 adoptirlen Grundsätze einer Scheidung zwischen der gewöhnlichen, 
laufenden Verwaltung und der bei wichtigeren Verwaltungsakten sich Äussern- 
den Eontrole festzuhalten, da dieser Grundsatz aus der Natur der Sache 
Gicli ergiebt. Mit Rucksicht hlcranf schreibt der Entwurf, dass dorch eine 
umfassendere Bethciligung der Gemeinde bei der Besorgung der hirchliclien 
Vermögensangelegenheiten nicht nur der Sinn fUr die Interessen der Kirche 
mehr und mehr erweckt und gestärkt, sondern auch die Opferwilligkeit fflr 
kirchliche Zwecke erliGht werden wird. Ausserdem sprechen GrQnde der 
Billigkeit dafür, dass der Kirchen vorstand und dessen Mitglieder, wenn deren 
Gcschäftsfülirnng eine zwcckentsprecliendc und uubefangene sein soll, bei 
wichtigeren Maassregeln der Verwaltung von der auf ihnen ruhenden Ver- 
antwortlichkeit insoweit entlastet werden, als die weitere Vertretnng der 
Gemeinde an derselben Tht-il nimmt. |[ Zu bcmerkeu ist hierbei noch, dass 
in gewissen Fällen der Apparat einer besonderen Gemeindevertretung ganx 
in Wegfall zu bringen sein wird. Hierauf beziehen sich die Bestimmungen 
in den §§ 37 und 38 des Entwurfs. Es soll nämlich von der Bildung der 
Gemeindevertretung ausnalims weise in solchen Gemeinden Abstand genommen 
werden können, in denen dies besonderer Verhältnisse wegen, z. B. wegen 
geringen Vermögens, wegen zerstreuter Wohnsitze der Gcmeindemitglieder 
oder aus anderen Gründen, zweckmässig oder geboten erscheint. Von dieser 
Maassrcgel soll jedoch nur dann Gebrauch gemacht werden dürfen, wenn die 
Mehrheit der wahlberechtigten Gemeindeglieder derselben ' nicht wider- 
spricht. II li. Bildung der Gemeindcorgane durch Wahl {| Der Ent- 
wurf hat den Grundsatz, des im Geltungsgebiete des französischen Rechts 
zur Anwendung kommenden Dekrets vom ^0. Dezember 1809, wonach das 
Organ für die laufende Verwaltung aus dem Greminm der weiteren Vertretung 
hervorgeht, nicht adoptirt Es hUngt dies damit zusammen, dass der Ent- 
wurf dem Kirchenvorstande die regclmilssigc Verwaltung allein Übertragen 
hat und ihn nicht zu einem blossen Ausfflliruugsorgan der Gemeindever- 
tretung lierabdrückcn will, wie dies die Stellung des Bnrean des margullliers 
gegenüber dem Conseil ist. Durch das in dem Entwurf zum Ausdmcko 
gebrachte VcrhUltuiss der beiden Grganu zu einander wird der Gegeosatz 
zwischen den Geschäften der laufenden Verwaltung und der Kontrole der- 
selben, für welche das Interesse der Gemeinde eine gesonderte Vertretung 
erfordert, principtell auseinandergehalten und dadurch eine selbständigere 
und promptere Administration ermügliclit Dazu tritt noch, dass der Kirchän- 
vorstand, also diejenige der beiden Behürden, welclier naturgcm&ss die Ini- 
tiative bei der Geschäftsführung zukommt, vor Allem auch das Vertranen 
der Gemeinde besitzen muss. Dies wird aber selbstverständlich in erhöhtem 
Maasse der Fall sein, wenn die Gemeinde selbst die für das Amt in dieser 
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Behörde geeigneten Personen ans ihrer Mitte miBW&hlt^ ab wenn dieselben "'- *'^ 
aus einer indirekten Wahl hervorgehen. |{ Man könnte die Frage anfwerfen, p^|^^ 
ob es nicht gerathen sein möchte, dio für die Besorgung der kircblichenao.juiis». 
VcrmOgensangelegenheitcn in Aussicht genommeDen Organe nach dem Vor- 
bilde des Dekrets vom 30. Dezember 1809 mit der politischen Gemeinde 
in Verbindung la setzen und ihnen dadurch, wie in dem Geltungsbereiche 
jenes Dekrets, den Charakter kommunaler Institntionen zu geben, etwa in 
der Weise, dass z. B. der Eircbenvorstand in jeder Gemeinde aus dem 
Pfarrer and dem Bürgermeister des Orts als geborenen Mitgliedern, ausser- 
dem aber aus einer kleineren oder grösseren Anzahl von Pcrsouen zusammen- 
gesetzt wflrdc, welche theils durch die Kommanal Vertretung zu wählen, theilB 
von der bischöflichen Behörde zu bestimmen wären. Eine derartige Or- 
ganisation erschien indessen für den vorliegenden Entwurf in keiner Weise 
empfehlenswertb. Sie wDrde eine Eigenthtlmlichkeit des rheinischen Kirchen- 
rechts generali siren, für welche es in dem grösseren Tbeile der Honarcbie 
bei dem Mangel irgend welcher Beziehung zwischen den politischen und 
den kirchlichen Gemeinden nicht nur an dem erforderlichen Tcfständalssc, 
sondern auch an den Toraassetzungen ihrer praktischen Brauchbarkeit und 
Durchführbarkeit durchaus fehlen wflrde. Den politischen Gemeinden als 
solchen kommt grundsätzlich ein Antheil an der kirchlichen Verwaltung nicht 
zu, und es lässt sich eine prinzipielle Grundlage für eine solche Betheilignng 
nicht konstmireu. Eine Mitwirkung der Laien bei der Vermögensverwaltung, 
wie sie der Entwurf projektirt, ist daher nur von dem Gesichtspunkte aus 
gerechtfertigt, dass die Laien Mitglieder der Eirchengemcinde, nicht aber, 
dass sie Mitglieder einer bestimmten Kommune sind 



Znr DnrcbfUhmng des eben mitgetheilten Gesetzes erschien: Königl. Vcr- 
Ordnung aber die Ausübung der Aufsichtsrechte des Staates bei der Ver- 
mögensverwaltung in den katholischen Kircbcngemeindcn am 27. September 
1875, (8. Hinschins 1. c. p. 219 ff.) — Weitere, auf die Durchführung dieses 
Gesetzes sich beziehende AktonstUckc theilt mit: Vering, Archiv I.e. Bd.!KXV 
p. 161 ff., Bd. XXVr p. 178 f. und p. 462 ff. 



Nr. 6146. (409.) 

PBEVSSER. Artikel der „Provincial-Correspondenz" aber das Ge- 
setz vom 20. Juni 1875. 

Die prenssischo Gesetzsammlung wird in den nächsten Tagen und Wochen Nr. si« 
eine Reihe hochwichtiger Gesetze bringen, wie sie in solcher Zahl und Be- '*"''■ 
dcutnng seit langen Jahren nicht veröffentlicht sind. |[ Das zunächst veröffent-ao.jimii?;s. 
lichte Gesetz über die Vermögensverwaltung in den katholischen Kirchenge- 
gemeinden ist von grösster dauernder Wichtigkeit für die staatliche Stellung 
dieser Gemeinden. Es ist, wie seitens der Regierung wiedcrliolt und bestimmt 
hervorgehoben wurde, nach seiner wesentlichen Bestimmung nicht ausschliess- 
lich oder vorzugsweise eine KriegswafFe im jetzigen kirchlichen Kampfe, sondern 
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Nr. 6140 ein Gesetz von dauernder organisatorischer Bedeutung für die äussere Stellung 
prtiusHen. ^^^ kathollschcn Kirche in Preussen. || Den katliolischen Kirchcngemeiuden 
30.jimiiH75. goii durch das neue Gesetz eine Mitwirkung bei der Besorgung der äusseren 
kirclilichcn Angologenlieitcn, insbesondere bei der Vermögensverwaltung, gegeben 
werden; zu diesem Zwecke soll eine Vertretung der Gemeinden eingesetzt 
werden, welche der Kegel nach aus der Wahl der Gemeinden hervorgehen 
soll. II In jeder katliolischen Pfarrgemeinde sollen die kirchlichen Vermögens- 
angelegenlieitcn nämlich durch einen Kirchenvorstand und eine Gemeindever- 
tretung besorgt werden. " Die den vorgesetzten Kirchenbehörden gesetzlich zu- 
stehenden Rechte der Aufsicht und der Einwilligung zu bestimmten Handlungen 
der kirchlichen Vermögensverwaltung sollen denselben unter den im Gesetze 
enthaltenen näheren Bestimmungen gewahrt bleiben. Wenn jedoch die vorge- 
setzte Kircheubehörde ungeachtet erfolgter Aufforderung von ihren Rechten 
keinen Gebrauch machen will; so gehen ihre Befugnisse auf die staatliche 
Aufsichtsbehörde über. || Die den bischöflichen Behörden zustehenden Rechte 
ruhen, solange die betreffende bischöfliche Behörde dem neuen Gesetze Folge 
zu leisten verweigert oder solange das bctrelTende Amt nicht in gesetzlicher 
Weise besetzt oder verwaltet ist. Eine Weigerung wird als vorhanden ange- 
noninien, wenn die bischöfliche Behörde auf eine schriftliche Aufforderung des 
Oberpräsidenten nicht binnen 80 Tagen die Erklärung abgiebt, den Vorschriften 
dieses Gesetzes Folge leisten zu wollen. Die den bischöflichen Behörden zu- 
stellenden Befugnisse gehen in solchen Fällen auf die Staatsbehörde über. 
Das Gesetz wahrt neben der staatlichen Aufsicht grundsätzlich und ausdrOck- 
lieh die den bischöflichen Behörden zustehenden Rechte und macht deren 
Ausübung nur davon abhängig, dass die Bischöfe ihrerseits nicht dem Gesetze 
Folge zu leisten verweigern. [ In der Hand der geistlichen Oberen allein liegt 
es mithin, ob die Durchführung des Gesetzes unter der geordneten Mitwirkung 
der bischöflichen Behörden oder ohne dieselbe erfolgen soll, ob mithin das 
Gesetz, welches an und für sich kein Gesetz des Kampfes ist, in das Bereich 
des kirchlichen Kampfes hineingezogen werden soll. | Einer der bedeutendsten 
katholischen Abgeordneten wies gerade bei der Berathung dieses Gesetzes die 
Gegner darauf hin: es sei nicht nötliig und nicht wohlgethan, immer Alles 
unbedingt und absolut auf die Spitze der Principien zu stellen: das erschwere 
jeden Ausgleich im höchsten Maassc; denn man könne im Leben sehr oft sich 
vertragen, sich ineinander schicken, indem man dabei die Principien auf "sich 
beruhen lasse. || Die Beherzigung dieser Lehre würde der katholischen Kirche 
gerade dem vorliegenden Gesetze gegenüber nicht schwer werden können; die 
Nichtbefolgung aber würde die Stellung der geistlichen Behörden zur kirch- 
lichen Vermögensverwaltung bis auf Weiteres durchaus erschüttern. Es ist 
natürlich, dass unter solchen Umständen gewisse Gerüchte und vermeintliche 
Anzeichen in Betreff der Bereitwilligkeit der Bischöfe zur Mitwirkung bei 
Ausführung des Gesetzes leicht Glauben finden. Die nächste Zeit wird Auf- 
klärung darüber verschaffen, in wieweit es sich dabei um wirkliche Ent- 
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Schliessungen handelt, und ob die Bischöfe in der That den Weg kirclilichen ^'' ®^** 
Friedens zunächst bei diesem wichtigen Gesetze betreten wollen. Es würde Preussen. 
dies unzweifelhaft auch über dies Gesetz hinaus von Bedeutung sein. ao.juniisrs. 



Nr. 6147 
(410). 



Nr. 6147. (410.) 

SCHWEIZ. Bundcsbeschluss, betreffend den Bekurs gegen das Aus- 
weisungsdekret der bernischen Regierung vom 30. Januar 1874.*) 
— Bestätigt den Bundesrathsbeschluss vom 31. Mai 1875 unter Verlängerung 
der Aufhebungsfrist bis Mitte November 1875. (Vergl. Nr. 6142 (405).) 

Die Bundesversammlung 
der schweizerischen Eidgenossenschaft^ 
nach Einsicht eines Beschlusses des Bundesrathes vom 31. Mai 1875^ durch 
welchen die Regierung von Bern eingeladen wird, das von ihr unter dem schwe«. 
30. Januar 1874 erlassene Dekret, betreffend Ausweisung mehrerer katholi- ** ^^^^ ^®"^" 
scher Geistlicher aus den Amtsbezirken des Jura, binnen einer Frist von zwei 
Monaten ausser Kraft zu setzen, || sowie nach Einsicht eines Rekurs-Memorials 
der Regierung von Bern vom 10. Juni 1875, mittelst dessen dieselbe bei der 
Bundesversammlung das Begehren um Kassation des vorgedachten bundesräth- 
lichen Entscheides stellt; || in Erwägung: J 1. Das angefochtene Dekret der 
Regierung von Bern vom 30. Januar 1874 ist unter der Herrschaft der Bun- 
desverfassung von 1848 erlassen, und es ist durch den bundesräthlichen Re- 
kursbescheid vom 27. März 1875 anerkannt worden, dass dasselbe angesichts 
der Vorschriften jener Verfassung niclit als unzulässig betrachtet werden kann. 
j! 2. Die Nothwendigkeit der nunmehrigen Aufhebung des Dekrets, welches als 
eine Ausnahmsmaassregel nur einen vorübergehenden Charakter haben kann, 
braucht nicht erst nachgewiesen zu werden, da die Regierung von Bern sich 
damit einverstanden erklärt, dass dasselbe ausser Kraft zu setzen sei. || 3. Es 
kann nicht von dem Standpunkte ausgegangen werden, dass das Dekret infolge 
der blossen Thatsache des Inkrafttretens der Bundesverfassung von 1874 als 
daliingefallen zu betrachten sei; vielmehr muss, wenn das Dekret aufgehoben 
werden soll, hiefür eine angemessene Frist anberaumt werden, welche gestat- 
tet, dasselbe ohne Gefährdung der öffentlichen Ordnung ausser YTirksamkeit 
treten zu lassen. || 4. Die Regierung von Bern wünscht, die Aufhebung des 
Dekrets bei Gelegenheit der Erlassung eines im YTurfe liegenden neuen Ge- 
setzes, betreffend die Störung des religiösen Friedens, zu bewerkstelligen. 
Dieses Gesetz kann aber gemäss den Vorschriften der Verfassung des Kantons 



*) Die höchst beachtcnswerthen Berichte der Commission der Bundesversammlung 
sind mitgctheilt in: Kommissionsberichtc aus den eidgenössischen Käthen über den 
Recurs der Regierung dos Kantons Bern gegen den Bundesrathsbeschluss vom 81. Mai 
1875. Bern 1875. [Anmerk. d. Herausg.] 
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Hr. ei4T Bern nicht vor Ende Oktober nKcbEtkflnftig erlasEen werden. || 5. Es besteben 
gshnia. keine hinreichenden Grtknde, dem Ton der Regierang ron Bern geänsGcrten 
I. IbU iB». Wunsche nicht zu entsprechen. Wenn wider Erwarten das in Ansucht ge- 
nommene Gesetz nicht zu Stande kommen sollte, so bleibt selbstTerstfindlicfa 
die Tom Bmidesrathe an die Regierang von Bern gerichtete Einladong zar 
Aufhebung des Dekretes vom' 30. Januar 1874 in Wirksamkeit. || 6. Bei ao 
bewandten Umständen ist es nicht nöthig, das Verhältniss des angefochtenen 
Dekretes zu den Vorschriften der Bandesverfassung von 1874 des N&beni m 
erörtern. Immerhin mass, als Bicbtscbnnr für die Zukunft, an dem Satxe 
festgehalten werden, dass der Art. 50, Absatz 2 der Bundesverfassung ftlr die 
in demselben behandelten Verh&ltnisse kein ausnahmsweises Recht begründe^ 
dass vielmehr die darin vorgesehenen, den Kantonen sowie dem Bunde vor- 
bchaltenen geeigneten Maassnahmeu sich innerhalb der durch die Bondesrer- 
fassnng gezogenen Schranken zu bewegen haben. Diesem Satze gegentlber ist 
nur der anormale, der Natur der Sache nach in der Bondesverfassting nicht 
besonders vorgesehene Fall einer Nothlage vorzubehalten, in welche der Stait 
nicht bloss aus den mit Art 50 der Bundesverfassung zusammenhängenden, 
sondern auch aus anderen Grttnden geratlien und in der er mir Ergreifnng 
ausserordentlicher Maassregeln gezwungen werden kann; und es ist auch dieser 
Vorbehalt in dem Sinne zu verstehen, dass, falls solche anssorordentliche 
Haassregeln -von den Kantonen ergriffen werden, den BandesbehOrden Ober die 
Zulässigkeit derselben sowie über die Daner der Zeit, während welcher sie 
' Anwendung finden dllrfcn, das Recht der PrQfung und der entgttltigen Ent- 
scheidung zukommt, I| beschliesst: j] 1. Es hat bei Dispositiv 1, Absati 1 
des rckurrirtcn Beschlusses des Bundesratlies, gemäss welchem die Regierung 
von Bern eingeladen wird, ihren Beschluss vom 30. Januar 1874, betreffetid 
Entfernung einer Anzahl katholischer Priester aus den jurassischen Amtsbe- 
zirken, aufzuheben, sein Verbleiben. |{ 2. Dagegen wird die, in Dispositiv 1, 
Absatz S des bundcsräthlichen Beschlusses der Regierung von Bern fOr die 
Aufbebung ihres Beschlusses anberaumte Frist bis Mitte November Unfenden 
Jahres erstreckt 

Also beschlossen vom Nationalrathe, 
Bern, den 29. Juni 1875. 

Der Präsident: Stämpfli. 
Der Protokollfflhrer: Schiess. 
Also beschlossen vom Bundcsratbe, 
Bern, den 1. Juli 1875. 

Der Pi-äsident: Ringier. 
Der Protokollführer: J. L. Lütacher. 
Unter dem 6. Nov. d. J. erklärte die Regierung von Bern das Ans- 
weisungsdecret vom 30. Januar 1874 als aufgehoben, da das vom ferner 
Volk am 31. Oktober angenominenc Gesetz über Störung des religifieen 
Friedens (s. w. n.) ausreichende Mittel darbiete, um ferneren Äusschreitangen 
der renitenten Geistlichen im Jura in wirksamer Weise < 
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Nr. 6148. (411.) 

PBEÜSSEH. — Gesetz^ betreffend die Rechte der altkatholischen 

Kirchengemeinschaften an dem kirchlichen Vermögen. Vom 

4. Juli 1875. 

Gesetz-Sammlung 1875. Nr. 8329, p. 383 fL 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Prenssen etc., verordnen, ^'' •i** 

(411). 
mit Zustimmung beider Häuser des Landtages, für den Umfang der Monarchie, PreuMn. 

was folgt: ♦• J»M »87^ 

§ 1. In denjenigen katholischen Kirchengemeinden, aus welchen eine 
erliebliche Anzahl von Gemeindemitgliedem einer altkatholischen Gemeinschaft 
beigetreten ist, wird die Benutzung des kirchlichen Vermögens im Verwaltungs- 
wege bis auf Weiteres nach Maassgabe der folgenden Bestimmungen geordnet |{ 
§ 2. Der altkatholischen Gemeinschaft wird der Mitgebrauch der Kirche 
und des Kirchhofes eingeräumt. Sind mehrere Kirchen (Kapellen u. s. w.) 
vorhanden, so kann eine Gebrauchstheilung nach bestimmten Objecten verfügt 
werden. || Die nämliche Gebrauchstheilung findet bezüglich der kirchlichen 
Geräthschaften statt. |] Ist der altkatholischen Gemeinschaft die Mehrheit der 
Gemeindemitglieder beigetreten, so steht der Gemeinschaft der Mitgebrauch 
der Kirche in den zur Abhaltung des Ilauptgottesdienstes herkömmlich be- 
stimmten Stunden, bei mehreren Kirchen der Gebrauch der Hauptkirche zu. |j 
§ ^. Tritt ein Pfründeninhaber der altkatholischen Gemeinschaft bei, so 
bleibt er im Besitz und Genuss der Pfründe. || Bei Erledigung der Pfründe 
wird dieselbe im Fall des § 2, Absatz 3 der altkatholischen Gemeinschaft 
überwiesen. || Sind mehrere Pfründen vorhanden, so kann bei deren Erledigung 
mit Rücksicht auf das Zahlenverhältniss beider Theile eine Genussthcilung nach 
bestimmten Pfründen verfügt werden. || § 4. An dem übrigen, zu kirchlichen 
Zwecken bestimmten Vermögen wird der altkatholischen Gemeinscliaft, mit 
Rücksicht auf das Zahlenverhältniss beider Theile, der Mitgenuss eingeräumt. |. 
Umfasst die altkatholische Gemeinschaft die Mehrheit der Gemeindemitglieder 
und ist die Zahl der übrigen Gcmeindcmitglicder nicht mehr erheblich, so 
kann die Einräumung des vollen Genusses an die Gemeinschaft verfügt werden. !; 
Gleichzeitig hat in diesem Falle eine Neuwahl des Kirchenvorstandes und der 
Gemeindevertretung stattzufinden. || § 5. Altkatholische Gemeinschaften im 
Sinne dieses Gesetzes sind sowohl die zu gottesdienstlichen Zwecken gebildeten 
altkatholischen Vereine, sofern dieselben von dem Oberpräsidenten als kirchlich 
organisirt anerkannt worden sind, als auch die altkatholischen Parochien. H 
Die Mitglieder der altkatliolischen Parochien bleiben verpflichtet, zu der Un- 
terhaltung . der Kirche, des Kirchhofes und der sonstigen Vermögensstücke 
beizutragen, deren Benutzung ihnen nach den §§ 2 bis 4 dieses Gesetzes 
zusteht II § 6. Ueber die Art und den Umfang der den altkatholischen 
Gemeinschaften nach den §§ 2 bis 5 dieses Gesetzes einzuräumenden Rechte 
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^uul*^ entscheidet der OberprSsident. |j Gegeu die Kntscheidaug des Oberprisidenten 
Pranuan. stcbt dic Berufung an den Minster der geistlichen Angelegenheiien offen. 
4. Jni. IST5, j)j(, Entscbeidaugen sind im Verwaltungswege vollstreckbar. || § 7. In den 
EigenthumsTCrhältnissen des kirchlichen Vermögens tritt dnrcb dieses Gesetz 
kciue Aenderung ein. || § B. Gemeindcmitglieder im Sinne dieses Gesetzes 
sind alle männlichen, volljährigen, selbständigen Eatlioliken, welche in der 
katholischen Kirchengemeinde wohnen. || Selbständig sind diejenigen, welche 
einen eigenen Hausstand haben oder ein öffentliches Amt bekleiden, oder ein 
eigenes Geschäft oder als Hitglied einer Familie deren Geschäft fllhreu und 
weder unter Vormundschaft noch unter Pflegschaft stehen, fl § 9. Der Mi- 
nister der geistlichen Angel egenliciten ist mit der Ausführung dieses Gesetzes 
beauftragt 

Urkundlich nntcr Unserer Uöchstcigenhändigen Unterschrift ond beige- 
drucktom königlichen Insieget. 

Gegeben Bad Ems, den 4. Juli 1675. 

(U 8.) Wilhelm. 

Fürst V. Bismarck. Camiibausen. Graf zu Enlenbnrg. Lconhardt 
Falk. V. Eamekc. Acheubach. Frtcdenthal. 



Nr. 6149. {412.) 

FKANEBEICH. Gesetz, betreffend die Froigehung des bOhereo 

Unterrichts. Vom 12. Juli 187.'>. (Loi relative h la libert^ de l'Enseigne- 

ment supericur.) 

(Publ. 27. Juli 1875. Ifulletiu des bis, Nr. 265). 

L'Asscmblee nationale a adopte la Loi dont la tcncur snit. 

Titre I. 

Des conrs et des Etablissements libres d'enseigncmcnt snperieQr.jl 

, Art. 1. L'enscigncnient supörieur est librc. || Art. 2. Tont frnn^^s ägi: de 

'*- vingt-cinq ans, n'ayant encouru aucunc dos inea)iacites prevuos par 1'article 8 

de la prescnte loi, Ics associntions förmiges legalemcnt dans nn dcsscin d'en- 

seignement superieur, ponrront ouvrir libremcnt des cours et des etablissomoDts 

[renscignement supErienr, aux seulcs conditions prescrites par les articles 

suivants. R Toutcfois, pour l'enseiguement de la m^dccine et de la pbamwci^ 

il faudra jnstiüer, cn ontrc, des conditions reqniscs pour l'cxercice des pro>> 

fcssions de mt^dccin ou de pharmacicn. |] Les conrs isoli^s dont la pbblicit£ ne 

sera ]ias restrcintc aux auditcurs riSguli^rement inscrits resteront soomis aax 

prescriptions des lois sur le^ reunions publiques. |{ Uli rüglement d'administrfttion 
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publique determinera les formes et les d^lais des inscriptions exig^es par le ^'- **** 
paragraphe pröcedent || Art. 3. L'ouverture de cliaque cours devra etre pre- Frankreich. 
c6dee d'une döclaration signöc par Tauteur de ce cours. || Cette declaration in- 1- Juii 1875. 
diqucra les noms, qualites et domicilc du d6clarant^ Ic local oü scront faits 
les courS; et Tobjct ou les divers objets de l'cnseignement qui j sera doim^. 
Elle sera remise au recteur dans les departements oü est etabli le chcMieu 
de racademie^ et ä Vinspecteur de racademic dans les autres döpartemcnts. II 
cn sera donnö immediatement r^cepiss6. || L'ouverture du cours ne pourra avoir 
lieu que dix jours francs apr^s la delivrance du rccöpisse. || Toute modification 
aux points qui auront fait Vobjet de la declaration primitive devra etre portee 
üi la comiaissance des autoi'ites design^es dans le paragraphe pr^c^dcnt. II ue 
pourra dtre donne suite aux modifications projet^es que ciuq Jours apres la 
delivrance du rec^pisse. || Art 4. Les Etablissements libres d'enseignement supe- 
rieur devront etre administr6s par trois pcrsonnes au moins. || La declaration 
prescrite par Tarticle 3 de la presente loi devra ötre sign6e par les admi- 
nistrateurs ci-dessus dösignös; eile indiquera leurs noms; qualitös et domiciles^ 
le siögc et les Statuts de rötablissement, ainsi que les autres denonciations 
mentionnöes dans ledit article 3. H En cas de d6c^s ou de retraite de Tun des 
administrateurs^ il devra ^tre procEdE ä son rcmplacement dans un delai de 
six mois. |J Avis en sera donne au recteur ou ä Tinspectßur d'academic. || La 
liste des professeurs et le programme des cours seront communiques chaque 
ann^e aux autoritös designöes dans le paragraphe precödent. || Ind^pendamment 
des cours proprement dits, il pourra etre fait dans lesdits ötablisscmcnts des 
Conferences speciales sans qu'il soit besoin d'autorisation pr^alable. Les autres 
formalit^s prescrites par Tarticle 3 de la presente loi sont applicables ä Touver- 
ture et k Tadministration des etablissements libres. || Art. 5. Les etablissements 
d'enseignement supcrieur ouverts conformemeut ä Tarticle precedent, et com- 
prenant au moins le mSme nombre de professeurs pourvu du grade de docteur 
que les facnltes de l'l'^tat qui comptent le moins de chaires^ pourront prendre 
le nom de Facultc libre des lettres, des sciences, de droit, de m^decine etc. s'ils 
appartiennent k des particuliers ou ä des associations. || Quand ils röuniront 
trois facultas, il pourront prendre le nom d'Universit6 libre. || Art. G. Pour 
les facultes des lettres, des sciences et de droit, la declaration signee par les 
administrateurs devra porter que lesdites facultes ont des salles de cours, de 
Conferences et de travail süffisantes pour cent ctudiants au moins et une biblio- 
thöque speciale. Pour une faculte des sciences, il devra etre ötabli, en outre, 
qu'elle possMe des laboratoires de physique et de chimie, des cabinets de phy- 
sique et d'histoire naturelle en rapport avec les bosoins de Tcnseignement su- 
pcrieur. II S'il s'agit d'une faculte de medccinc, d'une faculte mixte de m6de- 
cine et de pharmacie, ou d'une ecole de ra6decine ou de pharmacic, la decla- 
ration signee par les administrateurs devra ötablir: || Que ladite faculte ou ecole 
dispose, dans un hupital fonde par eile ou mis ä sa disposition par Tassistance 
publique, de cent vingt lits au moins habituellement occupes, pour les trois 
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Rr. si« enscigDemcnts cliniqnes principanx: mödical, chirnrgical, obEtötriul; || Qn'elle 



i2.jgii 1S7IL exercices anatomiqoes des 616ves-, 2° des laboratoires ndcesEalres aax ^tndes de 
chimie, de physiqnc et de phfsiologie; 3'' de collcctioos d'ätnde poar ranatomie 
normale et pathologiqnc, d'nn cabinct de physique, d'iue coQection de mstiöres 
mddicales, d'nne coUection d'instrnments et epporoils de Chirurgie; || Qu'elle 
met ä la disposition des Ütiics nn jardin de plantea mddicales et nne biblio- 
thöqae speciale. |l Art 7. Lcs conrs ou Etablissements libres d'enseignement 
EOp^rieur seront toujonrs onverts et acccssiblcs aux döIEgads da ministre de 
I'instrnction publique. Q La Eurveillance ne poorra porter sar Tenseignemeut qne 
poor värifier s'il n'cst pas contraire ä la morale, & la Constitution et anz lois. 
|{ Art 6. Sont incapables d'ooTrir un conrs et de remplir les fonctions d'ad- 
ministrateur ou de profcssenr dans un Etablissement libre d'enseignement snp^ 
rienr: U 1** Lcs indlTidus qni ne jouissent pas de leors droits civila. j| 2^ Cenx 
qni ont subi udc condumnation ponr crime ou pour d^lit contraire ä la pro- 
bitä ou aux moeurs. || 3" Ccnx qni, par suite de jugement, se tronveront priv^ 
de tont ou partie des droits civiU, civiqncs et de famille indiqn^s dans les nnm^ros 
1, 2, 3, 5, 6, 7 et 8 de l'articlc 43 du Code p£nal; |! 4" Cenx contre lesqnels 
l'incapscitä aura &i6 prononc^e en vertu de l'article 16 de la präsente loL || 
Art, 9. Les £trangers pourront €trc antorisäs ä onvrir des conrs, ou & diriger 
des Etablissements libres d'enseignement sopörieur dans les conditions prescritcs 
par Tarticle 76 de la loi du 15 mars 18&0. 

Titre II. 
Des asEOciatioQS formEes dans un desscin d'enseignement snpE- 
rieur. U Art 10. I/article 291 dn codc pönal n'est pas applicable anx osso- 
ciations formEes ponr cröer et cntretenir des conra ou Etablissements d'en- 
seignement supErienr dans lcs conditions dEtcrminEes par la prEsentc loi. Q 11 
devra Mre fait nne dEclaration indiqnant les noms, professions et domiciles des 
fondateurs et administratours desditcs associations, Ic licn de leurs rEunions et 
lcs Statuts qni doivcnt lcs rEgir. Ccttc dEclaration devra Etre faite, saroir: 1" an 
rectenr ou ä rinspectcur U'acadEmie, qni la tronsmettra an rectenr; 2" dann 
le dEpartement de la Seine, au prEfet de i>olice, et, dans les autres dEparte- 
ments, au prEfct; S" au procureur gEnEral de la cour dn ressort, en son pur- 
quet, ou au parquet da procureur de la REpnbliqnc. || La liste complEte des 
asBOciEs, avec indicaüon lo leur domicilc dcvra sc trouvcr aa siEge de l'asao- 
ciation et Etre communiqnce an parquet k toute rEquisition du procureur gän£- 
ral. II Art 11. Les Etablissements d'enseignement supErienr fondEs, ou les asso- 
ciations formEes en vertu de la prEsentc loi, i>ourront snr lenr demande 6tre 
dEclarEs Etablissements d'utiUtE publique dans lcs formes voulnes par la loi 
aprEs avis dn conseil snpEricur d'instruction publique. j| Une fois reconniu, üb 
pourront acquErir et contracter i titre onErcox; ils pourront Egalement recevoir 
des dons et des Icgs dans lcs conditions prEvues par la loi. {| La dEelaratioa 
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d'ntilitä publique ne poarra Stre revoqnfe qne par nne loi. || Art. 12. £d cas ^'- "** 
d'extincüoi] d'an Etablissement d'onseignement snpärienr reconnn, soit par l'espi- Pnnknich. 
ratiOD de la soci^t^, Eoit par la rävocation de la däclaratiOD d'atilitö publique, i>- J''" i^'>- 
les biens acquis par douation entre vifs et par disposition h. caase de mort 
feront retour aux donateurs cm aaz snccessears des donatenrs et t«stateur9, 
dauE l'ordre r£gl£ par la loi, et, & difaat de Bucccsseuis, h lt.tat. || Les biens 
acqois ä titre on4reax feront Egalement retour k l'^tat, si les Statuts ne con- 
tiennent h cet 4gard aucone disposition. || 11 sera (mt emploi de ces biens pour 
les besoins de l'easeignement supärieur par dfcreta reudns en Conseil d'^tat, 
apr6s aris du conseil sup^rienr de l'instraction publique. 

Titre IIL 
De la Gollation des Grades. ]| Art. 13. Les El^ves des hcnltös libres 
ponrront se präsenter, ponr l'obtention des grades, devant les facnlt^s de l'fitat, 
en jostifiant qu'ils ont pris, dans la facnitä dont ils ont saivi les goutb, le 
nombre d'inscriptions tquIu par les r^glements. Les 61äves des nniversit^s 
libres ponrront se präsenter, s'ils le pr^förent, devant un jnry sp^iat forma 
dans les conditions d^termin^s par l'article 14. |] Toatefois, le candidat ajoam4 
devant oce hcnltä de l'£tat ne pourra se prösenter ensnite devant le jary 
special, et r^ciproqnement, sons en avotr obtenn l'aatoriGation du mtnistre de 
l'instructioD pablique. L'infraction k cette disposition entralnerut la nullit^ 
da diplöme on du certificat obtenn. jj Le bBccalaurgat-äs-lettres et le bacca- 
laur£at-^s-ECiences resteront exclusivement conf£r£s par les facultas de l'ßtat. 
li Art. 14. Le jnry special sera fonnß de professenrs ou agr6g6s des facnlt^s 
de l'£tat et de professenrs des universit^s librea, poorrns du diplöme de docteur. 
Ils seront däsign^Sj pour cbaqne session, par le ministre de l'instmction pabli- 
que, et, si le nombre des membres de la conunission d'examen est pair, ils 
seront pris en nombre 6gal dans les facnlt^s de l'£tat et dans l'universitä libre 
ä laquelle appartiendront les candidats ü examiner. Dans le cas oA le nombre 
est impair, la majorit6 sera da cfit6 des membres de l'enseignement public. || 
La pr^sidcnce, pour cbaqne commission, appartiendra & un membre de l'en- 
seignement public. II Le lien et les Epoqnes des sessions d-examen seront fiz^s 
chaqno ann^e par nn arr&tE du ministre, apr^s avis dn conseil snp6riear de 
rinstmctioD publique, [j Art 15. Les ^\hves des uniTersitEs libres seront sonmis 
aux mfimes rägles que ceax des facultas de l'£tat, notamment en ce qtii con- 
ceme les conditions präalables d'&ge, des grades, d'inscriptions, de stage dans 
les höpitanx, le nombre des 6preuves k subir devant le jnrj special poor 
l'obtention de cbaqne grade, les d61ais obligatoires entre chaquc grade et les 
droits k pcrcevoir. || Un räglement d61ib6rä en conseil snpärieur de Tinstraction 
publique determinera les conditions anxqnelles un £tadiant pourra passer d'nne 
facnlt4 dans nne autre. — 
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Titre IV. 

' DesPi-u&littSs. Art IG. Tonte infraction aux articles 3, 4, t, 6, 8 et 

h 10 db la pri'sente loi scrapunie d'nuc amende qni ue poiura cscäder mille frsncs 

"■(lOlX) f.). ;■ Sont iiassiblcs de cette peine. || 1" L'auteur du conrs, dans le cas 

prövn par l'article 3; ;] 2" Lcs adminiBtratenrs, oa, ä düfaut d'admiDistrateurs 

rüguliürcmcut coDstitnes, lcs or({aiiisateurs, dans lcs cas prcrus par les articleg 

4, C et 10; II 3" Toat professenr iini anra enscignt inalgrö la defense de 
t'artiulü H. ; Art. ] 7. Kn cag d'infraction aax prescriptions des articles 3, 4, 

5, G OH lO U'S tribuiiaux ])ourront proiionccr la Suspension du cours oa de 
l'i'tablissL-ment j>our un temps qui ne devra pas ciicedcr trois muiH. — Ed cas 
li'iiifractiou aux dispositions de l'article B, ils prononccront la fennetnre du 
cours et poarront prononcer Celle de l'^tabllssument. II cn sera de möine lors- 
qae une seconde iofractioo anx prescriptions des articles 3, i, 5, 6 on 10 
sera commise daos le couraut de Taimäe qni suivra la premiäre condamnation. 
DiLus ce cas, le dölinquaut pourra 6tre frappe, poar nu temps n'excMaut pos 
eitKj aus, de l'incapacit^ t^dictec par l'article 8. ^ Art. 18. Tout jugement pro- 
noii^aut la Suspension oa la fermetnrc d'un cours sera execntoire par provision, 
nonobstant appel oa Opposition. || Art. 19. Tout rcfus de se soomettre ä U 
surveillauce, teile qu'ellc est prescritc par l'article 7, sera puni d'une amende 
de uiille ik trois millc francs (10^)0 f. ä 3000 f.) et, cn cas de räcidive, de 
trois mille ä six mille francs (3000 f. k 6000 f.). || Si la rccidive a lieu dans 
le coaraut de l'annec (jui snit la prcmicre condamnation, Ic jugement poarra 
ordonncr la fcrmcturc du cours ou de l'^tablissemeut. || Tous les admiuistratcars 
de l'ctablissemeiit scront civilciuent et solidaircmcnt rcspousables dn pajcmcnt 
des amindes prononcecs coutrc l'uii ou plasiears d'cntre eux. H Art 2U. Lors- 
quc les declarations faites conformeiucut aux articles 3 et 4 indiqucront commc 
prufusscur une personne frappöe d'incapacib^ ou eontiendront la mcntion d'an 
sujet coiitraire ä l'ordre public ou k la moralc publique et religieusc, le pro- 
curuur de la RcpubUiinü pourra former Opposition dans les dix jours. || L'oppo- 
sition sera uotifiäc ü la pcrsunnc (ini aura fait la declaration. |j La demande 
en main-lüvüe pourra etrc t'urmce devant le tribunal civil, soit par d^claration 
ticrite au bas de la notification, soit par acte sCpArd, adresse au procnrear de 
la Rtipublique. || Elle sera portöe k la plus prochaine audience. I| En cas do 
pourvoi en Cassation, le recours sera form^ Uans la quinzaine de la notification 
de l'arret, par di!-cIaration aa grcffe de la cour, i1 sera notifiö dang la hnitaine, 
soit k la partie, soit au procurcnr gänöral, snivant le cas, le tout k peine de 
decb£ance. :| Le recours forme par le procureur g^neral sera suspcosif. L'afbire 
sera portee directement devant la cbambrc civile de la cour de Cassation. || 
Le couTE ne iiourra t^tre uuvcrt avant la main-lcvec de l'opposition, & peine 
d'nnc amende de seine francs k cinq ccnts fraucs (16 f. ä 500 f.), laqncUe pourra 
6tre portäe an double eu cas de recidive dans l'annee qni suivra la premi^re 
condamnation. || Si le conrg est onvert dans nn Etablissement, les administra- 
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teurs seront civilement et solidairement responsables des amendes prononcöes ^'- ®'*^ 
eil verta du prösent article. || Art. 21. Eu cas de condamnation poar di^Ut Frankreich, 
commis dans un cours, les tribunaux pourront prononcer la fermeture du cours. ^^* ''"^* *®'^ 
i; La poursuite entratnera la suspcnsiou provisoire du cours; Taffaire sera por- 
tee h, la plus prochaine audience. || Art. 22. ludöpendammcnt des penalites ci- 
dcssus edict6cS; tout profcssenr ponrra^ sur la plaintc du prefet ou du recteur, 
ütre traduit dcvaut le conseil d6partcmental de Tinstruction publique pour cause 
d'inconduite notoire, ou lorsque son cnscignement sera contraire ä la morale 
et aux lois^ ou pour desordre grave occasionne ou tolörö par lui dans son 
cours. II pourra^ ä raison de ces faits, ötre soumis ä la röprimande avcc ou 
saus Publicity ; Tenseignement pourra m^me lui 6tre interdit ä temps ou h. 
toujourS; sans pr^judice des peines encourues pour crimes ou dölits. || Le con- 
seil departemental devra 6tre convoqu6 dans les huit jours ä partir de la 
plainte. || Appcl de la döcision rendue pourra toujours ßtre portö devant le 
conseil sup^rieuT; dans les quinzc jours k partir de la notiücation de cette 
decision. || L'appel nc sera pas suspensif. || Art 23. L'article 463 du codc 
pönal pourra 6tre applique aux infractions prövues par la präsente loi. 

Disposition transitoirc. 

Art. 24. Le Gouvernoment prcsentcra, dans le dölai d'un an^ un projet 
de loi ayant pour objet d'introduire dans l'cnseiguement supörieur de Vfitat 
les amöliorations rcconnues nöccssaires. || Art. 25. Sont abrogcs les lois et 
decrets anterieurs en cc qu'ils ont de contraire ä la präsente loi. 

Deliberö en söances publiques, k Versailles, les 5 decembrc 1874, 17 juin 
et 12 juillet 1875. 

Le President: 
Signö Duc d'AudiflFret-Pasquier. 
Le President de la Republiquc promulguc la prösente loi. 
Signe M'^^- de Mac-Mahon, duc de Magenta. 

Das oben mitgctheilte Gesetz wurde von der Nationalversammlung mit 
316 gegen 266 Stimmen am 12. Juli 1875 angenommen. 

Im September d. J. zeigte der Gardinal-Erzbischof von Tours mit den 
Bischöfen von Laval, Angers, Mans und Lucon in einem Hirtenbriefe die 
Eröffnung der „freien Facultät" in Angers auf den 1. Oktober 1875 an und 
veröffentlichte das folgende: 

Statut für die erste freie (katholische) Facultät in Angers. 

Erster Abschnitt. Die Einschreibung. Um sich einschreiben zu lassen, (Sept isrs.) 
niuss man volle 16 Jahre alt sein und folgende Papiere haben: 1) einen Ge- 
burtsschein und Diplom als „Badtelier-cs-letfrcs'^] 2) die, welche nur ein Zeug- 
niss der Befähigung erlangen wollen, bedürfen des Diploms eines „Bachdier- 
l'S'ldtrcs^^ nicht; 3) das Register, um sich für das erste Trimester des Schul- 
jahres einschreiben zu lassen, ist vom 1. bis 15. November aufgelegt; 4) die 
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Vr. eiw Studenten können keine neuen Einschreibungen erUngen, wenn sie ihr fleifidgeB 
Fnsknkk. Anwohnen der Vorlesungen der vorhergehenden Trimester nicht nachgewiesen 
11 Juli jais. ij^ben. Zweiter Abschnitt Der Besuch der Vorlesung. 5} Jede Vorlesung 
dauert zum wenigsten eine und bCchstcns l'/j Stunde. Niemand kann vor 
Beendigung der Vorlesung den Silal verlassen. Die Professoren kOnnen sich 
von den Fortschritten der Studenten dadurch ttbcrzeugen, dosa sie Fragen an 
diesolbeu richten. Eine schriftliche Arbeit ist fQr jedes Trimester obligatorisch; 
6) die Studenten sind gezwungen, alle Vorlesungen mit Flnktlichkeit m be- 
suchen; 7) die Studenten, wolcho von dem Besuche einer oder mehrerer Vor- 
lesungen entbunden sein wollen, mUssen bei der Facultät ein motivirtes Gesuch 
einreichen; 6) nnr die werden zu den Vorlesungen zugelassen, die eingeschrieben 
sind und Eintrittskarten haben; 9] die, welche, ohne eingeschrieben zu sein, 
eine Vorlesung verfolgen wollen, müssen sich schriftlich an den Professor 
wenden, der ihr Gesuch dem Rector Übergeben wird; die, welche einer Vor- 
lesung anwohnen wollen, mOssen sich an den Professor wenden; 10] ein jfthr- 
lieber „Concurs" wird zwischen den Studenten des nilmlicheo Jahres stattfinden. 
Preise werden vertheilt werden. Dritter Abschnitt. Die Behörden der Facol- 
tftt 11) Die Facnltat wird dem Gesetze vom 22. Juli 1875 gemftss verwaltet; 
12) die akademische Beliördc bildet der Rector und der Decan. Die Professoren 
bilden in Gemeinschaft mit dem SecretSr unter dem Vorsitze des Rectors den 
„Con-seil rcdoral". Vierter Abschnitt. Die Disciplin der Facnlt&t 18) Die 
Anfrcchtcrhaltung der Disciplin ist hauptsächlich dem Rector anvertraut „Tn- 
ternata" werden nach dem Willen der Familie für die Studenten eröffnet 
Diese Häuser werden ein besonderes, von dem „Conseü redonä," gebilligtes 
Reglement haben; 14) die Studenten mflssen sich zur katboUscheD Beligioa 
bekennen und die Gebräuche derselben streng in Anwendung bringen; 15) an 
Sonn- und Festtagen wohnen die „Externen" dem Gottesdienst in den Kirchen 
der Gemeinden an, wo sie wohnen; 16} religiöse, für alle Studenten obligato- 
rische Confcrcnzcn werden zu verschiedenen Zeiten des Jahres stattfinden; 

17) die Studenten, die in der Stadt wohnen, müssen in den drei Tagen, welche 
dem Besitzergreifen ihrer Wohnung folgen, dem Rector ihre Adresse zogohen 
lassen, auf welcher der Name der Strasse, die Nmnmcr des Hauses und der 
Name und die Profession derjenigen angegeben sind, bei denen sie wohnen; 

18) die in der Stadt wohnenden Stndenten mUssen gewöhnlich um 10 Uhr 
Abends nach Hanse gehen. Die Bewohner der Stadt, welche den Studenten Zimmer 
vermiethen, werden aufgefordert, ihren Beistand znr Aufrechterhaltung dieser 
Bestimmung zu leihen. Der Eintritt in jedes Haus, dessen Ruf nicht voll- 
ständig gut ist, ist streng verboten. Fünfter Abschnitt Von den akademischen 
Strafen. 19) Die akademischen Strafen sind: a. die Verwarnungen, h, Snsp^- 
sion des Beclitcs, die Vorlesung zu besuchen, c. der Ausschluss aus der Facul- 
tät; 20) die Verwarnungen werden von dem Professor oder der akademischoi 
Behörde vorgenommen; die anderen Strafen werden von dem „Conseä rectoreX' 
in Anwendung gebracht 
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Nr. 6150. (413.) 

PRETTSSES. Circnlar des Erzbischofs von EOln Aber die Stelloog 

der katholiscben Geistlicben and Laien zu dem Gesetze ttber die 

kirchliche VermögcnsvorwaUnng. — Gestattet die Mitwirkung bei Darch- 

flUimng dieses Gesetzes. (Vergt. Nr. 6115 (408).) 

Da das allegirtc Gesetz schon in seinem Entwnrfe vielfache Terletzungen "^^i"!"' 
nichtiger Rechte der katholischen Kirche enthielt and namentlich die ihr von Pnumi. 
Sochtswegen gebührende und seither dorch die Staatsverfassung in Prenssen**''"^'*"'' 
garoutirte Befngniss selbstständiger Verwaltnng ihres Vermögens dnrch dasselbe 
ihr entzogen vird, so hat der Episkopat der katholischen Kirche in Preosseii 
sich verpflichtet erachtet, dagegen Rechtsvcrwahnrng einzulegen*). Nachdem 
nunmehr jener Entwurf mit mehrfach noch verschärften Bestimmangen als 
Gesetz pobUcirt worden ist und da es sich gegenwärtig um die Aasfahrang 
desselben handelt, so halten wir es für nCthig, Ober die Stellung, welche die 
hochwOrdige Geistlichkeit sowohl als die Gläubigen diesem Gesetze gegenober 
einzuhalten haben werden, Nachstehendes initzatheilen. || Dieses Gesetz stimmt 
mit den früheren kirchen politischen Gesetzen darin Qberein, dass es einseitig 
vom Staate, ohne irgend welche Bcrathnng oder Mitwirkung der Kirche, Ober 
kirchliche Angelegenheiten erlassen worden ist. Es unterscheidet sich aber 
von denselben dadurch, dass eines Theils der Gegenstand desselben nicht die 
höchsten und heiligsten Rechte der Kirche, sondern die Verwaltung der zu 
ihrem Bestände und ihrer Wirksamkeit freilich anentbehrlichen irdischen 
Guter betrifft, und dass anderen Theils die von den Gläubigen geforderte Mit- 
wirkung zur Ansfohrnng des Gesetzes nichts enthält, was an und für sich als 
durch das Gewissen unter alten Umständen verboten betrachtet werden mOsste, 
und deshalb jene Mitwirkung im vorliegenden Falle von der Kirche tolerirt 
werden kann. Die Bischöfe sowohl als die Priester können demnach von deo 
Rechten, deren Ausübung jenes Gesetz ihnen ermöglicht, Gebrauch machen und 
den Mitgliedern der katholischen Kirchengemeinden mit Rücksicht auf die 
obwaltenden Umstände gestatten, an der Verwaltung des kirchlichen Vermögens 
den Bestimmungen des Gesetzes gemäss sich zu faetheiligen. [| Im Vertrauen 
auf die so oft schon bewährte kirchliche Gesinnung nnd Treue der katholischen 
Kirchengemeinden, welche mit Sicherheit voraussehen lässt, dass ans den durch 
das Gesetz angeordneten Wahlen der Kirchenvorsteher und Gemeindevertreter 
solche Männer hervorgehen werden, von welchen eine den Grundsätzen nnd 
Vorschriften unserer heiligen Kirche entsprechende Verwaltung des kirchlichen 
Vermögens zn erwarten steht^ und bei der drohenden Gefahr, dase im Falle 
einer NichtbetheiUgnng der Gläubigen an jenen Wahlen oder ihrer Weigerung, 



*) S. diese Bechtsverwafanmg in der folgenden Anmerkung. 

[Anmetk. d. Heransg.] 
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Ht. ÜI5.1 ^iy ^ßf giy faiiendeu Walilcü aozu nehmen, die Verwaltung des von i 
TiuiuMu. Vorführen der Kirche zugewaudten Vermögens durchweg in die U&udc uukirchlicb 
si.jBiiia7&.g^^.f gj,f kirelicnfdiidlich gesinnter Gemcindcmitglicder oder möglicher Weise 
Migar in die von Altkathutiken gcratlicn wUrdc, haben die katliultsclien Biscböfe 
l'reusscns cinstimntig es niclit nur fflr zulässig erachtet, die Gläubigen zur 
Voruahine und Annahme jener Wühlen zu crmüebtigeu, Sündern lialten es auch 
für nöthig, dass die Gläubigen sich vun denselben nicht entlialtt^u. Wir beauf- 
tragen deshalb die Herren Pfarrer und anderen PricEtcr hierdurch, nicht nur 
selbst die ihnen durc)i das Gesetz zuerkannte Stellung im Kirchen vor stand ein- 
zunelimcn, sondern auch die Gläubigen in geeigneter Weise, nicht von der 
Kanzel, sondern i)rivatim, im Sinne dieser Instruktion zu belehren und zu 
ermahnen, dass sie sich angelegentlichst an den niehrbesagten Wahlen betheiligen 
und dahin wirken, dass nur entschieden kirchlich gesinnte, fähige und gewissen- 
hafte IdSnucr in den Kirchen vorstand und die Gemeindevertretung gewählt 
werden, von welchen mit Sicherheit erwartet werden kann, dass sie das 
kirchliche Vermügcu im Geiste der Kirche verwalten, deren Grundsätze und 
Vorschriften dabei gewissenhaft beobachten und die stiftungsrnftssige Bestim- 
mung desselben niemals ausser Acht lassen. 
Kühl, den 24. Juli 1875. 

f Paulus, Erzbischof von Köln. 

(10. «in Unter dem 10. März 1875 richtete der Erzbischof *on Köln im Kamen 

'^■!>> des ]>reusEischcn Episkoitates den nachfolgenden Protest an die beiden Däuser 
des prcnssischen Landtages: 

Eingabe des iircussischen Episkopates an die beiden H&user 
des Landtages, betreffend den Entwurf eines Gesetzes Aber die 
Vermügcusvcrwaltung in den katholischen Kirchengemeindeu. 

Der dem Landtage vorgelegte Entwurf eines Gesetzes ftbcr die Ver- 
mögensverwaltung in den katholischen Kirchengemeinden enthält eine Menge 
von Bcstimmnngen, welche mit den der katholischen Kirche zustehenden 
Hechten unvereinbar sind und die ihr nicht nur in F'olgc ihrer göttlichen 
Stiftung und Einrichtung, sondern auch nach allgemeinen Uechtsgrunds&tzen 
gebührende und dnrch besondere Staats vertrage und landesherrliche Zusagen 
sowie durch die Staats verfassungs Urkunde — selbst in der gegenwärtigen 
Fassung des Art. 15 — garantirte Selbststän^Ügkeit schwer beeinträchtigen 
und schädigen. 1] Hinsichtlich der Vermögensverwaltung wird die Selbststän- 
digkeit der Kirche durch die Bestimmungen des Gesetzentwurfes völlig auf- 
gehoben, indem dadurch jede freie Bewegung der rechtmässigen Vertreter 
der Kirche unmöglich, dieselben tlieils von der Gemeinde Vertretung, theils 
von den Staatsbehörden abhängig gemacht und überdies an ihre Stelle fOr 
die Verwaltung des Kirchenverraögens ganz neue Organe ins Lcheu gerufen 
werden, welche nach den Grundsätzen des katholischen Kirchenrechls als 
rechtmässige nicht angesehen werden können. |[ Der vorliegende Gesetzent- 
wurf schliesst gewissermaassen eine allgemeine Säcularisation des betreffenden 
kirchlichen Vermögens in sich, indem er es als Eigenthuni der beiüglicheu 
Kirchengem eindcu darstellt und behaudelt, während es nach den nuzweifel- 
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haften Grundsätzen des gemeinen und canonisclicn Rechtes ^ womit auch die ^'' **^ 
richtig verstandene Auffassung des Allgemeinen preussischen Landrechtes i»**„^^^' 
sowohl als des französischen Rechts ühereinstimmt, nicht den betreffenden 34. jouists. 
Kirchengemeinden, sondern den Kirchen selbst zusteht. || Ueberhaupt werden (lo. H&n 
durch das im Entwurf vorliegende Gesetz in mehrfacher Beziehung wesent- ^^'^-^ 
liehe und unveräusserliche Rechte der katholischen Kirche verletzt, so dass 
zur Erlassung eines solchen Gesetzes vom Standpunkte des Rechtes den 
Faktoren der staatlichen Gesetzgebung die Competenz niemals zuerkannt zu 
werden vermag. || Der Episkopat der römisch-katholischen Kirche in Prcussen 
fühlte sich deshalb nicht weniger berufen als verpflichtet, gegen den vor- 
liegenden Gesetzentwurf, betreffend die Vermögensverwaltung in den katho- 
lischen Kirchengemeinden seine Stimme 'zu erheben, und der ganz ergebenst 
Unterzeichnete beehrt sich hierdurch im ausdrücklichen Auftrag und Namen 
seiner sämmtlichen Amtsbrüder sowohl, als im eigenen Namen, unter Ver- 
wahrung der Rechte der katholischen Kirche in Preussen gegen die ihr in 
Folge desselben Gesetzentwurfes drohenden Verletzungen ihrer Selbstständig- 
keit und Befugnisse, das hohe Haus der Abgeordneten — Herrenhaus ebenso 
ehrerbietig als dringend zu ersuchen, dem vorliegenden Gesetzentwurfe seine 
Genehmigung versagen zu wollen. 
Köln, den 10. März 1875. 

t Paulus, Erzbischof von Köln. 



Nr. 6151. (414.) 

PEEÜSSEN. Artikel der „Provinzial-Gorrespondenz" über die Erklä- 
rung des Episkopates,bei Durchführung desGesetzes über die kirch- 
liche Vermögensverwaltung mitwirken zu wollen. 

Die Bischöfe haben ihre Entscheidung getroffen und zwar im Sinne der ^'- ®*^* 

(414). 

vollständigen und rückhaltlosen Mitwirkung zur Ausführung des Staatsgesetzes. Prenwen. 



Die Anerkennung des Gesetzes seitens der kirchlichen Gewalten konnte in^^-^^^^^^Ts. 
diesem Falle nach zwei Seiten ur.d gcwissermaassen in zwei Abstufungen, theils 
stillschweigend und zulassend, theils ausdrücklich und positiv, erfolgen. Es 
musste sich zunächst fragen, ob die kirchlichen Oberen den katholischen Ge- 
meinden die Mitwirkung zu den im Gesetze vorgeschriebenen Walilen und die 
Uebernahme der staatlich geordneten Gemeindeämter gestatten würden; — 
aber wenn dies auch geschah, war es eine weitere und viel bedeutendere Frage, 
ob die Bischöfe behufs ihrer eigenen Theilnahme an der Vermögensverwaltung 
die nach dem Gesetze erforderliche ausdrtlckliche Erklärung abgeben würden, 
dem Gesetze Folge leisten zu wollen. || Dass die Bischöfe dem in Rede stehenden 
Gesetze gegenüber schliesslich nicht eine bloss verneinende Stellung einnehmen 
könnten, wie den Maigesetzen gegenüber, das war aus einzelnen Aeusserungen 
und Anzeichen von vornherein zu entnehmen. Das thatsächliche Verhalten, 
hiess es, werde sich in diesem Falle ebensowenig, wie bei dem Pfarrerwahl- 

StaatsarohiY. Klrchl. Actenstücke. Supplement II. 24 
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gesetzte und <lur Civilclic, in ein uiuzlgus Wort fassen lassen. Damit sollte 
offenbar angedeutet werden: ebenso, wie die Itiscliöfc der katholischeo 
'■'• IJevülkcrung gestatten, sicli den Vorsctiriften über die bürgerliche Ehe zu fngen, 
olino dass doch die Kirche die Civilehe ausdracklich aiierkenDC, — ebenso 
werde es sich ]>ei dem neuen Gesetze nicht um ein cinfaclies Wort der An- 
erkennung oder Niclitanerkennung, sondern mGgliclicrwcisc um die nothgedrongene 
/.nlassung einer thatsäeliliclicu Unterwerfung der Gemeinden handeln, aber voi^ 
bebaltlicli der grundsätxliclien Stellung der Bischüfc. || Aber selbst die Aossiciit 
auf irgend eine thatsächlictic Ajierkennung des Gesetzes wurde zunächst wieder 
in den Hintergrund gedrängt dureh die entschiedenen Erklärungen der Bischöfe 
selbst. '[ Der Krzbischof von Köln richtete im Auftrag und Mamcn sftaimtUchcr 
Biscltrife eine Rechts Verwahrung an das Abgcurdnetcubans, in welcher er du 
beabsiclitigte Gesetz als unvereinbar mit den der katlioUschcn Eb-chc zuste- 
henden Kcehton und als scliwcrc Schädigung der ihr nicht nur in Folge ihrer 
göttlichen Stiftung und Einrichtung, sondern auch nach allgemeinen Rcchts- 
gruiidsätzcu gebührenden ScIhststiliKligkcit erklürte: die durch das Gesetz ins 
Leben zu rufenden EinrichtuiiKCU würdcu nach den Grundsätzen des katho- 
lischen KirchenrechtcE als rechtmässig nicht angesehen werden können, und dem 
Staate könne überhaupt eine Bcfugniss zum Erlasse eines solchen Gesetzes 
niemals zuerkannt werden. || Dieser Stellung der Bischöfe entsprach das Auf- 
treten der Führer der Ultramontancu im Abgeurduetcnliausc. || Noch bei der 
letzten Berathung im Abgeordneten hause hatte der Abgeordnete Wiudthorst 
dringend gemalmt: „Haben Sic wirklich die Absieht, mit der Kirche möglichst 
dieses Gesetz im Frieden auszuführen, dann stellen Sie die Dinge nicht aof 

das theoretische Priiicip. Ich frage die Herren, ob Sie mit gutem Glauben 

eine Erklärung von den Bischöfeu verlangen können, welche sagt: sie wollen 
ein Gesetz befolgen, welches in nietircruu Pnnkten sich auf die Maigesetzo 
bezieht, welches namentlich den kirchlichen Gerichtshof ausdrücklich in Bezug 
nimmt, der in dieser Kompetenz unmöglich anerkannt werden kann." | Nach 
solchen Aeusserungen durfte es wohl einigcrmaiisseu überraschen, als die Bischöfe 
sich nach dem Erlass des Gesetzes dennoch entschlossen, die von ihnen gefor- 
derte ausdrückliche Erklärung abzugeben. Der Fürstbischof von Breslau hat 
die Reihe eröffnet; alle übrigen Bischöfe oder bischöflichen Verwaltungen 
dürften inzwischen bereits gefolgt sein. ][ Je entschiedener die Bischöfe von 
vornherein eine gmndsätzlichc Bedeutung des Gesetzes auch fflr die innem 
Verhältnisse der Kirche und zugleich die Unvereinbarkeit desselben mit den 
der Kirche nach ilirer göttlichen Stiftung zustehenden Rechten behauptet und 
deshalb jede Mitwirkung zur Ausführung des vom Staate einseitig erlassenen 
Gesetzes als unmöglich von der Hand gewiesen haben, — desto schwerer f&llt 
jetzt die Thatsache der allseitigen und aasdrüchlich ausgesprochenen Bereit- 
Willigkeit zur Mitwirkung ins Gewicht. ; Das Gesetz kann mit den Rechten 
der Kirche nicht in so unlösbarem Widerspruche stehen, wie man von ultra- 
moutoner Seite behauptet hat; sonst könnten die Bischöfe nicht schlieBslich 
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ihre Mitwirkung dazu ausdrücklich in Aussicht gestellt haben. || Die Wendung ^'- *'*^ 
in dem Verhalten der Bischöfe reicht aber weit über dieses Gesetz hinaus: preossen. 
zum ersten Male haben sie jetzt thatsächlich den Grundsatz aufgegeben, dass 28. Jnii 1875. 
die Kirche nicht die Hand zur Ausführung eines vom Staate einseitig erlassenen 
Gesetzes über kirchliche Angelegenheiten bieten dürfe. || Wenn aber die grund- 
sätzliche Unmöglichkeit erst in einem Falle aufgegeben ist, so hat sie über- 
haupt keine absolut hindernde Bedeutung mehr. {| Das „Niemals'^, welches von 
den Bischöfen noch vor Kurzem dem jetzigen Gesetze entgegengestellt wurde, 
kann ebenso leicht wie für dieses auch für andere Gesetze seine Kraft ver- 
lieren. ;| Der Abgeordnete Windthorst hat ja überdies darauf hingewiesen, dass 
die Erklärung, dem jetzigen Gesetze gehorsam sein zu wollen, in gewissen 
Punkten auch die Mitanerkennung der Maigesetze und des kirchlichen Gerichts- 
hofes in sich schliesse. || Wenn hiernach der grundsätzliche Boden des bisherigen 
Widerstandes erschüttert und aufgegeben ist, so ist deshalb freilich nicht zu 
erwarten, dass ein weiteres Einlenken zur Anerkennung der Kirchengesetze 
unmittelbar bevorstehe. Es ist vielmehr ganz erklärlich, dass zunächst, um die 
Bedeutung der ersten Nachgiebigkeit zu verdecken, gerade eine um so schroffere 
Sprache geführt werde. Aber dieselben Erwägungen priesterlicher Pflicht, 
welclie die jetzige Entschliessung eingegeben haben, werden auch die weiteren 
Consequenzen sicher herbeiführen. || Die Zuversicht der Regierung war ja stets 
darauf begründet, dass die Bischöfe immer klarer erkennen würden, dass sie 
um des Gewissens halber und nach ihrer Pflicht gegen die Gemeinden den die 
Kirche zerrüttenden Widerstand gegen die Staatsgesetze aufgeben müssten. || 
Diese Zuversicht ist jetzt an einem der wichtigsten und durchgreifendsten Ge- 
setze trotz aller entgegengesetzten Ankündigungen unbedingt in Erfüllung 
gegangen; sie wird sich auch weiter ungeachtet aller behaupteten „Unmöglich- 
keiten^^ als wohlbegründet erweisen. 



Nr. 6152. (415.) 

SPANIEN. Aus dem Verfassungsentwurf. — Toleranz der Culte. 

Art 11. § 1. Die katholische, apostolische, römische Religion ist die Mr. 6152 
Religion des Staates. Die Nation verpflichtet sich, den Cultus und seine Diener gp*!^^*^ 
zu unterhalten. i8.Aag.i875. 

§ 2. Niemand wird auf spanischem Boden wegen seiner religiösen Mei- 
nungen, noch wegen der Ausübung seines betreffenden Cultus, die der christ- 
lichen Moral schuldige Achtung vorausgesetzt, belästigt worden. 

§ 3. Andere öffentliche Ceremonien und Kundgebungen als die der Reli- 
gion des Staates sind nicht gestattet. 






372 ^'■■'* "H'l Kirrhe. Spanien. 

Hl. aiia ]>ic oben niitgctliciltc Vcrfassiiiigsbcstimmaug wurde von den Cortes 

«IIl^iL (*^- *'"' 187fi) mit 220 Regen 84 Stiuinicn nnd hierauf vüiu Senate mit 
""j 113 gegen 4U Stiuimeii aiigeuommcu. — Die Vcrfsssuiig vom Jalire 1869 
enthielt die Bestimmung: „Die Nation Tcnittichtot sich, den Cnltus nud die 
Diener der katholisclieu Religion zn uuterlialten. Die öffcutliche oder private 
Ausllbiiug jedes andcreu Cultns ist allen in Spanien ansässigen Fremde» 
gcwälirluistct ohne weitere Beschränkungen als die, welche die allgemeiacn 
Vorsclirifteu der Sittlichkeit and das Gesrtz forderu. Wenn etwa Spauier 
sich 7.Ü einer anderen Religion bekennen als der katholischen, so sind anf 
sie diu Bestimmungen des vorstehenden Satzes anzuwenden." — Im Gegen- 
satz 7M diesen, eine beschränkte Toleranz normirendcn Bestimmungen cnt- 
liält das Strafgesetzbuch, welches Don Carlos im März 1H75 für die von 
ihm behaupteten Provinzen erliess, die nachfolgenden 

Artikel Über Verbrechen gegen die katholische Religion, 
aus dem Strafgesetzbuch. 

'I Art. 124. Der Versuch, in Spanien die katholisch-apostoliseh-römischc 

Religion abzuschaffen oder zu ändern, wird mit zeitweiliger Kettenstrafe nnd 
immerwälirender Verbannung bestraft. Art. 125, Wer Öffentliche Akte eines 
anderen als des katholiseh-ujiostolisch-römischeu Oultus ausübt, wird mit 
zeitweiliger Verbanimng belegt Art. 132. Der Spanier, welcher sich öffentlich 
von der katholisch -apostolt seh- rämisehcn Religion lossagt, wird mit immer- 
währender Verbannung bestraft. 

Die erste Ermahnung, welche an KCnig Alfonso, bald nach dessen Thron- 
beatoigung, wegen Aufhebung der Cultusfreiheit gerichtet wurde, ist enthalten 
in dem 

Schreiben des Bischofs von Jaen an Künig Alfonso. — Verlangt die 
Aufhebung der Cultusfreiheit. 
,ßennor! Der Bischof von Jaen beeilt sich, Ew. Majestät ehrfurchtsvoll 
zu bitten, die katholische Glaubenscinheit in den spanischen Reichen den Imu- 
dertjährigcn Traditionen der Monarchie gomüBs und zur Befriedigung des 
gemeinsamen Wunsches aller S])auier wiederherzustellen. Dem Scharfblick 
Ew. Majestät und der Weisheit Ihrer würdigen Ratligeler kann die Zweck- 
mässigkeit dieser Maassrcgul nicht entgehen; ebeiiEOWcuig erscheint es noth- 
weudig, fdr die Nützlichkeit und Unabweisbarkeit der Gewährung des Gesaches 
des Bittstellers Grtlnde anzuführen, oder mit Thatsachen übcrzengcn zu wollen. 
Die Cultnsfrcilieit wurde in verhängni ssvollen und stürmischen Zeiten beschlossen; 
man hat die Stimme von Uillioiicn Katholiken verachtet, welche in von Ihnen 
unterzeichneten Schriften die constituircnden Cortes baten, das Land im Besitze 
seines wertli vollsten Juwels zu belassen. Es folgte diesem verfehlten Bescblnssc 
die Verwirrung, welche in solchen Fällen unheilvolle Neuerungen erzeugen, und 
sofort wurde die Cultusfreiheit gedeutet als die Freiheit der Unsittlichkcit nnd 
des Uebcrgriffes, indem gleichzeitig die Gotteshäuser, die Kirchhöfe nud die 
Ueiligkeit der christlichen Ehe entweiht wurden, ohne dass der habstlchtigo 
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Blick dieser Krämer und Specnlantcn sich in den Besitz irgend eines der ma- ^'- ^^^ 
teriellen Vortheile zu setzen vermocht hat, welche sie geträumt und sich ver- Spanien, 
sproclien haben. Die Gefahren dauern fort; zahlreich sind die Conflicte zwi-^^^^fif-^^*- 

' - (Erfle Febr. 

sehen den beiden Gewalten, der geistlichen und der weltlichen; selbst Auf- 1875.) 
rcgungen der öffentlichen Meinung finden statt, indem Fälle vorkommen, in 
welchen den katholischen Kirchhöfen Gewalt widerfährt, um, häufig in höhnender 
Weise ujid mit Beleidigung heiliger Gegenstände, Ketzer und Andersgläubige 
zu beerdigen sowie solche, welche unbussfertig gestorben sind, Selbstmörder 
und öffentliche Sünder, welche ohne Reue in dem Irrthum verharren. In meiner 
Diöcose hat es sich sogar zugetragen, dass ein Kind im Namen des Teufels 
getauft worden ist, nicht ohne Entsetzen der Gewissen. Das katholische Volk 
hofft mit unbeschreiblicher Angst, aus ähnlichen Bedrängnissen des Geistes 
befreit zu werden, tief überzeugt, dass Ew. Majestät als katholischer König 
ohne Verzug und in der geeigneten Form die gerechte Maassregel anordnen 
werde, welche es seufzt verwirklicht zu sehen. Inzwischen tragen die Katho- 
liken eine gewisse Furcht, ihre Zustimmung (adhesion) zu erklären, und zeigen 
nicht einmal Sympathien zu dem gegenwärtigen Stande der Dinge. Und Ew. 
Majestät weiss, dass diese zurückhaltende Furcht an die Oppositionen streift, 
von welchen keine zu unterschätzen ist Hiemit sollen in keinerlei Weise 
Proscriptionen erbeten werden, sondern nur eine Genugthuung wird erbeten, 
welche in dieser Hinsicht die allgemeine Unzufriedenheit verschwinden machte. 
Sonnor, möge Ew. Majestät der Ruhm zukommen, in Spanien die katho- 
lische Glaubenseinheit wiederhergestellt zu haben, und es ist kein Zweifel, 
dass der König der Könige eine der Belohnung so würdige Handlung ver- 
gelten werde.". 



Nr. 6153. (416.) 

RÖMISCHE CURIE. (Spanien.) Rundschreiben des päpstlichen Nun- 
tius in Madrid an die spanischen Bischöfe. — Protest gegen den, die 
Toleranz der Culte normirenden Art. 11 des Verfassungsentwurfes. 

Da zur Kenntniss des heiligen Stuhles der Verfassungsentwurf gekommen ist, ^'' •^^ 
welclier den Cortes vorgelegt werden soll, so musste sich die Aufmerksamkeit ut^miiche 
des hl. Vaters auf den Art. 11 desselben richten, der sich auf die Cultusfrci- ^"'i®- 

(Spanien. ) 

heit bezieht. Demgemäss hat der Herr Cardinal-Staatssekretär an die spanische 05. Aug.i875. 
Regierung durch seinen Gesandten in Rom eine Reklamation gerichtet und 
mich zugleich beauftragt, Ihnen den Inhalt derselben mitzutheilen, was ich ohne 
Verzug tliue. || Die §§ 2 und .3 des angeführten Art. 11 sind, wie Sie wissen 
müssen, folgendermaassen abgefasst: „Niemand wird auf dem spanischen Gebiete 
wegen seiner religiösen Ueberzengung oder wegen der Ausübung seines Cultus 
belästigt werden können, vorausgesetzt, dass der christlichen Moral die schul- 
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»r. «IM ^gg AcLtung erwiesen wird. Jedooli werden keine anderen Öffentlichen Cere- 
lUniite'hii monien oder Man ifc Stationen geduldet werden, als diejenigen der Stastsreligion.*' 
Cnri». ])gj Inhalt und die Foim der äuge führten Paragraphen rnnss Gegenstand 
3s.*iij,i875. gerechter Sorge und Klage für den lieiligen Stuhl sein, oh man dieselben iinn 
in Verhindung hriugc mit dem Concordat von 1851, wclciies Gesetzeskraft in 
den Besitzungen Ihrer katholischen Majestät hat, oder ob man die traurigen 
Folgen in Erwägnng ziehe, welcbe die Veröffentlichung dieses Gesetzes der 
spanischen Nation zuziehen würde, die sich seit undenklicher Zeit im Besitz 
des kostbaren Gutes der katholischen Einheit befindet. Und in der That, vor 
Allem muss man auf einen undiskutirbaren Punkt hinweisen, dass weder 
die Regierung noch die Cortcs, noch irgend eine andere Civilgewalt des Rei- 
ches das Recht hat, nur irgend einen der Artikel des Goncordates ohne die 
nöthige Zustimmung des heiligen Stnlilcs :fii verletzen, zu wechseln oder nm- 
znändcrn. Dieser Rechtsgrundsatz muss streng beobachtet werden boi jeder 
Frage, welche Vertragsgegenstand ist; mit noch mehr Grund muss derselbe 
]iraktisch werden, wenn es sich um einen Fimdamental|)nnkt handelt, wie die 
Religion , die Ilanptgrundlage jeder wohlgeordneten Gesellschaft. | Nun denn, 
der Entwurf der neuen Verfassung drdckt sich in einer Weise ans, dass beim 
ersten Blick ein sehr grosser Unterschied zu Tage tritt zwischen dem, was 
hier festgestellt wird, und dem, was der erste Artikel des Concordatcs vor- 
schreibt. In diesem heisst es: „Die katholische, apostolische, römische Religion, 
welche mit Ausschluss jedes anderen Cultus immer die einzige der spanischen 
Nation ist, wird stets in den Besitzungen Ihrer katholischen MajestAt mit allen 
llecliten und Vorrechten aufrechterhalten werden, welche sie nach dem Ge- 
setze Gottes und den Verfogungen der heiligen Canones geniessen muss." Dieser 
Artikel erklärt ausdrllcklich und sanctionirt, wie man sielit, das Princip der 
Religio nseinhcit, erkennt an, dass die einzige und alleinige katholische Religion 
die Staatsreligion ist, und schliesst das Bekcnntniss jedes anderen Cultns aus. 
Der Art. 1 1 der neuen Constitution dagegen erklilrt nicht, dass die katholische 
Religion die einzige und alleinige Religion der spanischen Nation ist; noch 
weniger drückt er die Ausschliessung jedes anderen Cultus ausser dem katho- 
lischen aus. Vielmehr crmAchtigt er, indem er in dem zweiten Thoil vor- 
schreibt, dass „Niemand auf dem spanischen Gebiete wegen seiner religiösen 
Ueberzeugungcn, noch wegen der Ausübung seines Cultus belästigt werden solle, 
wenn nur der christlichen Moral die schuldige Achtung erwiesen werde," aoa- 
drücklich die äussere Ausübung eines beliebigen Cultus, indem so die Cultus- 
frciheit durch die religiöse Toleranz gegen den Buchstaben und den Geist des 
angeführten Artikels des Concordates garantirt wird,..:' Aus dem zweiten Para- 
graph des Art. 11 der neuen Constitution geht aber noch als nothwendige 
Folge hervor, dass auch die öffentliche wie die private Lehre der akatholischen 
Doktrinen ausserhalb der Wirksamkeit des Gesetzes stehe und weder durch 
die Civil- noch durch die Kircheugewalt verhindert und unterdrückt werdm 
könne, oder dass dieselbe, was das nämliche ist, implicitc gestattet und poutiT 



^ 
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zugelassen werde. Dies schliesst unzweifelhaft eine ofifeiihare Verletzung des ^'- ^^^ 
Artikels 2 des Goncordates in sich, in welchem mit den bestimmtesten Aus- Römische 
drücken feierlichst festgesetzt wurde, dass der öffentliche und der Privatunter- ,/°'!®* , 

" ' (Spanien.) 

rieht in allen Schulen jeder Klasse und Kategorie der Lehre der katholischen 25. Ang.isrs. 
Religion durchaus entsprechen müsse. Und wenn auch kraft Artikels 11 der 
neuen Verfassung bloss der Privatunterricht akatholischer Lehrer ausserhalb der 
Civil- und kirchlichen Aktion gelassen werden sollte, so könnte mau doch 
kaum begreifen, wie die freie Ausübung der Pflichten und gegenseitigen Rechte, 
die den Bischöfen durch den angeführten Artikel 2 des Goncordates garantirt 
sind, nämlich über die Reinheit des Glaubens und der Gebräuche und die reli- 
giöse Erziehung der Jugend zu wachen, stattflnden und bestehen könne. Eben- 
sowenig kann man begreifen, wie die Bischöfe mit Erfolg die Unterstützung 
und den Schutz der Givilgewalt anrufen und erhoffen könnten gegen die 
geheimen Umtriebe und dunklen Absichten der Personen, welche ein Interesse 
haben, die Köpfe zu verwirren und die Gewohnheiten der Unvorsichtigen zu 
verderben, sowie gegen die geheime Presse und die heimtückische Einführung 
und Verbreitung der schlechten und schädlichen Bücher. || Nach diesen Er- 
wägungen sind die traurigen Folgen des Art. 11 der neuen Verfassung, voraus- 
gesetzt, dass derselbe von den Gortes angenommen würde, leicht vorauszusehen, 
und noch mehr, dass es sich darum handelt, ein unseliges Princip in eine 
eminent katholische Nation einzuführen, welche die Freiheit oder Toleranz der 
Culte verwirft und mit lauter Stimme verlangt, dass in Spanien seine traditio- 
nelle Glaubenseinheit wiederhergestellt werde, die, wenn man so sagen darf, 
in seiner Geschichte, in seinen Gewohnheiten und in seinen Ruhmestagen ver- 
körpert ist. Und man darf nicht vergessen, dass die Vorkennung seiner Glau- 
benscinheit seitens der früheren Regierungen eine der Ursachen des Bürger- 
krieges war, welcher noch in einigen Provinzen des Reiches besteht || Aus 
allen diesen Gründen und Angesichts der traurigen Folgen, auf welche auf- 
merksam gemacht wurde, hat es der heilige Stuhl für seine strengste Pflicht 
gehalten, der spanischen Regierung diese kurzen Erwägungen zu bedenken zu 
geben und dieselbe zu ersuchen, die Einführung des Art. 11 in den erwähnten 
Entwurf nicht zu gestatten, weil derselbe sonst die so ersehnte Uarmonie 
zwischen dem heiligen Stuhl und der spanischen Regierung gefährden könnte. ' 
Dies habe ich die Ehre Ihnen mitzutheilen, gemäss dem Auftrage Sr. Excellenz 
des Herrn Cardinal-Staatssekretärs, damit es Ihnen als Richtschnur diene, um 
die Wichtigkeit zu ermessen, welche der heilige Stuhl diesem so ernsten Gegen- 
stande beilegt." 
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Nr. 6154. (417.) 

SCHWEIZ (Oenf). Gesetz Aber die äusscrcii Caltns&Dgclegcnheiten. 
Vom 28. Augast 1S76. 

Loi sur \c cnlto cxt6ricur. 
Art. 1. Touto ct'löbration de cultc, proccssiou ou cörömonio rdigiense 
i|Uulconi)UC, est intcrdite sur la voie publique. i{ ArL 2. Est oxcept^ de ccttc 
interdictioii lo seiTice divin jirescrit par le.s Autoriti-s militaircs, ponr les 
troupes cantoiiales et ft'-dörales. Ü Art. 3. Li^ port de tout costumc eccl^siasti- 
ciue on apj>artcnaiit ä un ordre rcligicux est interdit sur la voie publique i 
oute personiie ayaiit un domicile ou uue räsideuce dans le CaDton. i| Art 4. 
Les coiitrcTcnaiits üünt pasaiblos de peines de un ä huit jonra d'arrfits de 
Police et de dix ä cinquaiite francs d' ameude. Art 5. Sont passibles des 
memus peines, les auteiirs et coini>lices de d6sordrcs, d' excitatioD on m6pris 
dos Lois ou des Autorites, ainsi '{ii' k la liainc cntre citoyens, rösaltant de la 
cölebration d' un cultc public dans nnc proprii'td priväe. || Articlc abroga- 
toire. SoDt abrogees tontcs lus di.spositions des Lois, Arretfs et Reglements 
coiitraircs a la jtrvsentc Loi. Lc Goiiscil d' Etat est ctiargä de faire promul- 
ßuer les prescntcs dans la forme et lc terme prcscrits. 



Nr. fil55. (418). 

SCHWEIZ (Bern). Gesetz, betreffend die Störung des religiösen 
Friedens. Vom 14. September löT.'j, Aii(i;unommcn dnrcb Volks- 
abstimmung am 31. Oktober 187.'>. 

§ 1. Wer in einer den öfTentlichcn Frieden gcfUhrdcnden Weise Ange- 

"rjigl^ litirigc einer Konfession oder Rcligionsgenossenscliaft zu Feindseligkeiten gegen 

schnii. Angelniripe einer andern anrci/.t, wird mit (ieldbusse bis ^u tausend Franken 

i4*&"tb "'^'^'^ ™'' (icfilngniss bis zu einem Jahre bestraft |j § 2. Ein Geistliclier oder 

l3i.iict.|iB:fi. anderer Rcligionsdiener, welcher in Ausübung oder bei Anlass der Austtbong 

gottesdicnstlicliur oder see borge riscli er llandlniigcn politische oder bürgerliche 

Angelcgeiiliciten, Staats einriclitungen oder Erlasse der Staatsbehörden in einer 

dun üfTentlicIien Frieden oder die Öffentliche Ordnung gcniiadendcn Weise zum 

Gegenstände einer Verkündigung oder Krörterung macht, wird mit Geldbusse 

bis zu tausond I''rauken oder mit Gcrdngutsa bis zu einem Jahre bestraft. || 

g :i. Gcistliclien oder ondeni Religionsdieiieni, welche nicht an einer staatlich 

anerkannten Kirchgemeinde (Kirchengesetz § C) angestellt sind, ist die Ans- 

illnmg geistlichur Vorrichtungen bei einer Ucligionsgenosscnschaft und jede 

Wirksamkeit an der Schule [öffentliche und private) untersagt: 1) wenn der 

Betreffende einem stiiatlieli verbotenen religiös(^n Orden aiigeJiört; 2} wenn er 

' Maassen sieh öffentlich den Staatseinrichtungen und den Erlassen 
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der Staatsbehörden widersetzt hat, auf so lange, als diese Widersetzlichkeit ^'- ®*^ 

(418)- 

fortdauert. || Wer entgegen diesen Vorschriften geistliche Verrichtungen ausübt, Schweiz, 
wird mit Geldbusse bis zu tausend Franken oder mit Geföngniss bis zu einem ^^"-^ 

U. Seplbr. 

Jahre bestraft. || § 4. Zur Vornahme von Pontinkalhandlungen (bischöflichen (si.octjiSTS. 
Jurisdiktionsakten) im Eantonsgebiet von Seite eines auswärtigen, staatlich nicht 
anerkannten kirchlichen Obern ist die Bewilligung des Regierungsrathes erfor- 
derlich. II Diese Bewilligung ist nur auf Zeit und nur für bestimmte, speziell 
zu bezeichnende Handlungen (z. B. Firmelungen) zu crtheileu und darf an keinen 
Delegaten auf bemischem Kantonsgebiet übertragen werden. || Wer ohne eine 
solche Bewilligung oder in Ueberschreitung der in derselben gesetzten Grenzen 
Pontifikalhandlungen im Kanton ausübt, wird mit Geldbusse bis zu zweitausend 
Franken oder mit Gefängniss bis zu zwei Jahren bestraft. || § 5. Ausserhalb 
von Kirchen, Kapellen, Bethäusern, Privatgebäuden, Sterbehäuseni oder andern 
geschlossenen Räumen dürfen keine kirchlichen Prozessionen oder sonstige 
kirchliche Coremonien stattfinden. Vorbehalten bleiben: 1) der Feldgottesdienst 
gemäss den nähern Vorschriften der Militärgesetze und den Anordnungen der 
militärischen Obern; 2) die kirchliche Begräbuissfeier nach den hierüber auf- 
zustellenden besondern Bestimmungen; 3) religiöse Vorträge, Gebete und Ge- 
sängo, welche keinen die öffentliche Ordnung geföhrdenden Charakter liaben. 
Widerhandlungen werden mit Geldbusse bis zu zweihundert Franks oder mit 
Gefängniss bis zu sechzig Tagen bestraft. || § 6. Versammlungen oder Zusam- 
menkünfte von Religionsgenossenschaften, bei denen, sei es von Theilnehmern, 
sei es von dritten Personen, die öfifentliche Ordnung gestört oder der Sittlich- 
keit zuwidergehandelt wird, können von Polizei wegen aufgehoben werden. 
Die Fehlbaren werden mit Geldbusse bis zu zweihundert Franks oder mit Ge- 
fängniss bis zu sechzig Tagen bestraft, sofern nicht ein bestimmtes anderes 
Vergehen oder Verbrechen vorliegt. || § 7. Für die Verfolgung und Beurthei- 
lung der in diesem Gesetze mit Strafe bedrohten Handlungen gelten im All- 
gemeinen die Vorschriften des allgemeinen Theils des Strafgesetzbuches (I. und 
II. Buch) sowie diejenigen des Gesetzbuches über das Verfahren in Strafsachen, 
jedoch mit folgenden besondern Abänderungen: I. Als zuständiger Richter ur- 
theilt in allen durch dieses Gesetz bezeichneten Fällen erstinstanzlich der Ge- 
richtspräsident als Polizeirichter, und es findet von dessen Urtheilen die Weiter- 
ziehung an die Polizeikammer des Obergerichts statt. II. Für die Untersuchung 
und Beurtheilung gilt das für Polizeiübertretungen vorgeschriebene Verfahren 
(Art. 287,306 u. ff. St.- Ver.) in dem Sinne, dass der Richter oder das Gericht 
bei Würdigung des Beweises nach freiem Ermessen urtheilt. III. Die ausge- 
sprüclicnen Strafen (Busse, Gefängniss) haben den Charakter von blossen Poli- 
zoistrafen, und es ist die Gefängnissstrafe bis auf sechs Monate in einem Be- 
zirksgefängniss und in Fällen von längerer Dauer in einem von dcjr Justiz - 
und Polizeidiri^ktion zu bestimmenden Enthaltungsorte zu vollziehen. || § 8. 
Dieses Gesetz tritt nach dessen Annahme durch das Volk sufort in Kraft. , Der 
Regierungsrath ist mit dessen Vollziehung beauftragt. 
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Nr. 6156. (419.) 

SEÜTSCHLAin). Aus der Strafrcchtsnovclle zum Strafgesetzbach 

flir das Doutsclie Kcich, vom 15. Mal 1871. Vom 2G. Febrnar 1876. — 

Der s. g. Kanzelparagraph. (VgL Nr. 4969 (234).) 

(KeicbB-GcB.-Blatt, Jahrg. I»76, p. 25 ff.). 

130. Wer in einer den öffentlichen Frieden geffthrdendcn Weise ver- 
iii. scliiodene Klassen der Bevölkerung zu Gcwaltthätigkeiten gegen einander öffent- 
'^'lich anreizt, wird mit Geldstrafe bis zu sechshundert Mark oder mit GeAng- 
niss bis zn zwei Jahren bestraft. 

130 a. £in Geistlicher oder anderer Beligionsdiener, welcher in Aosttbung 
oder in Veranlassung der Ausübung seines Berufes öffentlich vor einer Men- 
schenmenge, oder welcher in einer Kirche oder an einem andern, zu rel^Osen 
Versammlungen bestimmten Orte vor Mehreren, Angelegenheiten des Staates in 
einer den öffentlichen Frieden geffihrdcnden Weise zum Gegenstande einer 
Verkfludigung oder Erörterung macht, wird mit Gcfilngniss oder Festungshaft 
bis zu zwei Jahren bestraft Gleiche Strafe trifft denjenigen Geistlichen oder 
anderen Religionsdicner, welcher in AasQbung oder in Veranlassung der Ans- 
flbnng seines Berufes Schriftstücke ausgiebt oder verbreitet, in welchen Ange- 
legenheiten des Staats in einer den öffentlichen Frieden geßlhrdenden Weise 
zum Gegenstande einer Verkflndignng oder Erörtening gemacht sind. 

1.11. Wer erdichtete oder entstellte Thatsachen, wissend, dass sie erdichtet 
oder entstellt sind, öffentlich behauptet oder verbreitet, um dadurch Staatsein- 
richtnngen oder Anordnungen der Obrigkeit verächtlich zu machen, wird mit 
Geldstrafe bis zu sechshundert Mark oder mit GelUngniss bis zn zwei Jahren 
bestraft. 



Nr. 6157. (420.) 

BÖltlSCHE CmUE. (Spanien.) Brevc Papst Pins' IX. an den Cardioal- 

Erzbischof von Toledo. — Protest gegen den, die Toleranz der Culte nor- 

mirenden Art II des Verfassungsentwurfes. 

(Auszug). 
Kr. 0157 Der Papst bezieht sich im Eingang auf ein Schreiben des CardinaU, in 

Rsm^he welchem derselbe ihm von seiner au die Cortes gerichteten Petition für die 
Glaubenseiuhcit in Spanien Mittheiinng gemacht hatte. Hiedurch und durch 
die zahlreich aus allen Theilcu Spaniens erschallenden Bitten bewogen, habe 
er, Pins, seinen Nuntius nach Madrid gesandt, mit dem Auftrage, bei des 
Kammer-Deputirtcn, den Ministem und dem Könige selbst mit aller 1 



BiBiiMbe 



<• 



Staat und Kirche. Römische Curio. (Spanien.) 379 

dahin zu wirken, dass die letzten Spuren der beklagenswerthen Revolutionen ^J^^j" 
der Jüngstzeit verwischt würden und das Concordat vom Jahre 1851 nebst Römiache 
den später darauf gefolgten Verträgen wieder in seine alten Rechte trete. Das ^^p^^'^ ^ 
Breve fährt dann fort: „Und da die Verfassung von 1869 eine schwere Ver- mn 1876. 
gewaltigung gegen diesen Vertrag enthielt, eine Vergewaltigung, der man durch 
die Proclamirung der Cultusfreiheit Gesetzeskraft gab, so wandte unser Nuntius 
gemäss den von uns empfangenen Instructionen seinen ganzen Einfluss an, 
diesen Vertrag wieder in Kraft treten zu lassen, mit energischer Zurückweisung 
jeder Neuerung, die ihrer Natur nach der religiösen Einheit hätte schaden 
können. Gleichzeitig erachteten wir es für unsere Pflicht, dem katholischen 
Könige in einem eigenhändigen Schreiben unsere Ansichten in diesem Punkte 
auseinanderzusetzen. Selbst dann noch, als die spanische Presse den Text des 
neuen Verfassungsentwurfs veröffentlichte, wie er den Cortes zur Berathung 
vorgelegt werden sollte, und dessen elftes Capitel sich auf die gesetzliciie Bil- 
ligung der Freiheit oder Duldung der nichtkatholischen Religionsbekenntnisse 
bezieht, selbst dann noch haben wir unserm Cardinal-Staatssecretär aufgetragen, 
dem Vertreter, der spanischen Nation unter Zugrundelegung des in Frage ste- 
henden, vom 13. August 1875 datirten Documents unsere auf Recht und Pflicht 
begründeten Einwürfe gegen das genannte Capitel auseinanderzusetzen. Als 
die spanische Regierung uns hierauf mit einer Anzahl von Auseinandersetzungen 
erwiderte, haben wir noch einmal die gleiche Klage erhoben, und unser Nun- 
tius in Madrid fuhr fort, in seinen Conferenzen mit dem Staatsministerium zu 
verlangen, dass seine Beschwerden den öffentlichen Acten des Ministeriums 
eingereiht würden. Und trotz alledem erlebten wir den tiefen Schmerz, zu 
sehen, dass unsere eigenen Bemflhungen wie die des Cardinal -Staatssecretärs 
und unseres Nuntius zu Madrid gleich fruchtlos blieben. Noch einmal pro- 
testiren wir im Verein mit den Bischöfen und dem grössten Theile der Gläu- 
bigen Spaniens dagegen, dass die Toleranz der nichtkatholischen Culte Ge- 
setzeskraft erlangt, wir protestiren dagegen als gegen eine Verletzung der 
Wahrheit und der Rechte der katholischen Kirche. Würde diese Duldung zur 
Thatsache, so wäre damit der Verbreitung des Irrthums und in zweiter Linie 
der Verfolgung der katholischen Kirche Thür und Thor geöffnet. Eine Unzahl 
von Uebeln würde sich über diese erhabene Nation ergiessen, welche von jeher 
diese Religionsfreiheit mit Unwillen zurückgewiesen hat, welche mit ganzer 
Seele an der von den Vorfahren ererbten Religionseinheit hängt, die so 
iimig mit den Denkmälern und Ueberlieferungen der Geschichte, der Sitten 
und des Ruhmes dieser Nation verflochten ist.^ 
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Nr. 6158. (421.) 

FBEÜSSEH. Gesetz ubor die Aufsichtsrcchtc des Staates bei der 
Vcrmügensvcrwaltong in den katliolischcn Diüccscii. 

Gesetz -SamiDl. Jahrg. 1876, p. 149 ff. 

Wir Williclm, von Gottes Gnaden König von Prcnsseo etc., verordncQ, mit 
Zustinimimg beider Häuser des Landtages, Cflr den Umfang der Monarchie, 
"■wa.s folt-t: 

§ 1. Die Aufsicht des Staats über die Verwaltung | 1) der fOr die katJio- 
ÜKchen Discliüfe, Bisthiimer und Capitel hcstimmten VermOgensstQcke, [| 2} der 
7U kirchlichen, wohlthätigen oder Schulzwcckcn bestimmten und unter die Ver- 
waltung «der Aufsicht katholisch- kirchlicher Organe gestellten Anstalten, Stif- 
tungen und FquiIs, welche nicht von dem Gesetze vom 20. Juni 1875 betroffen 
nerdcii, II wird nach Maossgabe der folgenden Bestimmungen ausgeübt | § 3. 
Die verwaltenden Organe bedürfen der Genelimignng der staatlichen Aa&ichts- 
behi'irdo in nächste li enden FikUcn: |[ 1] zu dem Erwerb, der VeräDsscnuig oder 
der dinglichen Belastung von Grund c i gc nth ura ; || i) zu der Verftasserong von 
Gegenständen, welche einen geschichtlichen, wissenschaftlichen oder Kanstverth 
haben; [| S) zu ausserordentlicher Benutzung des Vermögens, welche die Sab- 
stiinz selbst angreift, sowie zu der EGndigung und Einziehung von Kapitalien, 
sofern si(^ nicht zar zinsbaren Wiederbelegung erfolgt; || 4) zn Anleihen, sofern 
sie nicht bloss zur vorübergehenden Aushilfe dienen und aus den Ueberschüssen 
der Jaurendcn Einnahmen über die Ausgaben derselben Vorauschlagsperiude 
zurückerstattet werden können; || 5) au der Errichtung neuer, für den Gottes- 
dienst bestimmter Gebäude; || R) zu der Anlegung oder veründerter Bcnatzimg 
von Dc'grSibnissplätzcn; || 7) zu der Einführung oder Veränderung von GehQhr- 
taxen; || tf-) zu der Ausschreibung, Veranstaltung und Abhaltung von Samm- 
linigcn, Collccten etc. ausserhalb der Kirchengebäude. Ij Eine auf Anordnung 
der biscJiöf liehen Behörde jährlich stattfindende llauscollectc zum Besten 
bedürftiger Oemeinden der Diöcesc bedarf nicht der besonderen Erm&chtigaiig 
einer Staatsbehörde; die Zeit der Einsammlaug muss aber dem Oberpr&sidenten 
vorher angezeigt werden; || 9) zu der Verwendung der Einkünfte erledigter 
Stellen (Vacanzeiukünftc, Intercalar fruchte); 10) zu der Verwendung des Yer- 
iiiögens für nicht stiftungsmiissige Zwecke. | In dem Falle zu 10 gilt die Ge- 
nehmigung als ertheilt, werm die staatliche Aufsichtsbeliördc nicht binnen 30 
Tagen nach Mittheilnng von der beabsichtigten Verwendung widerspTicht. ji 
Ist die Genehmigung der staatlichen Aufsichtsbehörde nicht ertheilt, so sind 
ilie in den vorstehenden Fällen vorgenommenen Rechtsgeschäfte ungiltig.|'g 3. 
Die verwaltenden Organe bedflrfen zur Führung von Prozessen keiner Ermäch- 
tigung von Seiten einer Staatsbehörde. j| Atteste über die Legitimation der ver- 
waltenden Organe zur Ilcsorgnng von Iteclitsangelegeiiheiten, oder Atteste Aber 
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das VorliandcnEein derjenigen Ttiatsachcu, welche den Anspruch auf Kosten- ' 
freihcit bt'grandcii, können giltig nnr von der staatlichen Aufsiehtsbcliürdc i 
ertlioilt werden. || § 4. Die staatliche Aufsichtsbehörde ist berechtigt, die Auf-'- 
stelluiig nud Vorlegung eines Inventars zu fordern, Einsicht von Etats zn neh- 
men und die Posten, welche den Gesetzen widersprochen, zu beanstanden. Die 
licanstondetcn Posten darfcn nicht in Vollzug gesetzt werden, |] Die Etats sol- 
cher Verwaltungen, welche Zuschüsse ans Staatsmitteln erhalten, sind der staat- 
liulicu Aufsichtsbehörde zur Genehmigung cinzureicbcn. Diese Behörde bestimmt 
den Zeitpunkt der Einreichung, sie regelt die formelle Einrichtung der Etats 
und setzt die Fristen zur Erledigung der Erinnerungen fest |j § b. Weigern 
sich die verwaltenden Organe, || 1) Leistungen» welche ans dem in g 1 bezeich- 
neten Vermögen zu bestreiten oder für dasselbe zu fordern sind, auf den Etat 
zu bringen, festzusetzen oder zu genehmigen, i 2) Ansprüche des in § 1 bezeich- 
neten VermOgena, insbesondere auch Pantsch ädigungsfordemngen ans der Pflicht- 
widrigkeit des Inhabers einer fflr die Vermögensangelegenbeitcn bestehenden 
Vci'waltnngsstelle, gerichtlich geltend zn machen, || so ist in denjenigen Fällen, 
in welchen die bischöfliche Behörde das Recht der Aufsicht hat, sowohl diese 
als auch die staatliche Aufsichtsbehörde unter gegenseitigem Einvernehmen, 
in allen andern Fällen die ätaatliclic Aufsichtsbehörde allein befugt, die Ein- 
tragung in den Etat zu bewirken und die gerichtliche Geltendmachung der 
Ansprüche anzuordnen, auch die hierzu nöthigen Maassrcgeln zu treffen. || In 
denjenigen Fällen, in welchen das Einvernehmen der bisehöflichen Behörde 
und der staatlichen Anfsiebtsbchörde erforderlich ist, muss die um ihre Zu- 
stimmung angegangene Behörde sich biimen 30 Tagen nach dem Empfang dei* 
Aufforderung erklären. Erklärt sie sich nicht, so gilt sie als zustimmend. 
Bei erhobenem Widerspruch entscheidet die der staatliehen Aufsichtsbehörde 
vorgesetzte Instanz. U § 6. Bestreiten die verwaltenden Organe die Gesetz- 
widrigkeit der nach § 4 beanstandeten Posten oder das Vorhandensein der 
Verpflichtung zu den in § 5, snb. 1 erwälintcn Leistungen, so entscheidet auf 
die Klage der verwaltenden Ot^ane im Verwaltmigs streit verfahren hierüber das 
Oberv er waltungsgc rieht || § 7. Die staatliche Au fsichtt>be bürde ist berechtigt, 
Einsicht von der Jaliresrechnuug zu nehmen. | Die Jahresrechnmig solcher Ver- 
waltungen, deren Etats der Genehmigung der staatlichen Aufsich tsbeliörde 
bedürfen, ist dieser Behörde zur Prüfung, ob die Verwaltung etatsmässig geführt 
worden ist, einzureichen. || § H. Die staatliche Aufs icli tsbeliörde ist berechtigt, 
die Vermögensverwaltung Revisionen zn unterziehen. |j § 0. Die staatliclie Auf- 
sichtsbehörde ist berechtigt, diu Befolgung der in §g 4, b, 7 und t( enthaltenen 
Vorschriften und der zu ihrer Ausführung getroffenen Anordnungen von den 
verwaltenden Organen durch Geldstrafen bis zu dreitausend Mark zu erzwingen.^ 
Die Androliung und Festsetzung der Strafe darf wiederholt werden, bis dem 
Gesetze genügt ist. || Ausserdem können die zu Zwecken des in § I bezeich- 
neten Vermögens bestimmten Leistungen aus Staatsmitteln ganz oder thcilwcise 
ciubcbalten oder anmittelbar an die Empbngsbercchtigten verabfolgt werden. || 
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Kr. 6158 Erweisen sich die vorstehenden Maassregeln als erfolglos oder onanwendbary 
Pwi^n so ist die staatliche Aufsichtsbehörde berechtigt, eine commissarische Besorgang 
7. Jani 1876. der Verniögensangelcgenhcitcn unter sinngemässer Anwendung der §§ 9 bis 11 
des Gesetzes vom 20. Mai 1874 anzuordnen. || § 10. Welche Staatsbehörden 
die in §§ 2 bis 5 und 7 und 9 angegebenen Aufsichtsrechte auszuüben haben, 
wird durch königliche Verordnung bestimmt || § 11. Wegen der Schenkungen 
und letztwilligen Zuwendungen bewendet es bei dem Gesetze vom 23. Februar 
1870. II § 12. In Betreff des Vermögens der Orden und ordensähnlichen Con- 
gregationeu bewendet es bei den §§ 3 und 5 des Gesetzes vom 31. Mai 1875. ; 
§ 13. Die dem Staate zustehenden Eigenthums- und Verwaltungsrechte an dem 
in § 1 bezeichneten Vermögen werden durch dieses Gesetz nicht borflhrt 1 
§ 14. Dieses Gesetz tritt am 1. October 1876 in Kraft || § 15. Der Mi- 
nister der geistlichen Angelegenheiten ist mit der Ausführung dieses Gesetzes 
beauftragt. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhäudigen Unterschrift und beige- 
drucktem königlichen Insiegel. 

Gegeben Berlin, den 7. Juni 1876. 

(I^ S.) Wilhelm. 

Fürst V. Bismark. Camphausen. Graf zu Eulfnburg. Leonhardt Falk. 

V. Eamekc. Achenbach. Friedenthal. 



Zur Durchführung dieses Gesetzes erschien die königliche Verordnung vom 
29. September 1876 (Gesetz-Samml. p. 401 f.) über die Ausübung des Aaf- 
sichtsrechtes des Staates bei der Vermögensverwaltung in den katholischen 
Diöcesen. 

Gegen das oben mitgetheiltc Gesetz erliesscu die einzelnen Bischöfe 
Prcussens Proteste, „weil es die Freiheit und Rechte der katholischen Kirche 
verlctzt'% erklären aber schliesslich, „insofern zur Durchführung desselben 
mitzuwirken, als dies zur Vermeidung der durch das Gesetz angedrohten 
schweren Nachtheile nothweudig erscheint." (S. die Proteste bei Vcring, 
Archiv XXXVII, p. 350 ff.) 



Nr. 6159. (422.) 

ITALIEH. Gesetzentwurf, betreffend Bestrafung des Missbraaches 

der geistlichen Amtsgewalt*) 

Nr. 6159 Artikel 1. Der Cultusdiener, welcher seine Amtsbefugnisse zur Aufreizung 

luifen ^^^ öffentlichen Meinung oder zur Störung des Familienfriedens missbrancht, 

2aJiiii 1876. wird mit Gefäjigniss von 4 Monaten bis zu 2 Jahren oder mit Geldbasse bis 



*) Der von der Regierung vorgelegte Gesetzentwurf wurde von der Deputirten- 
kammcr (24. Januar 1877) mit 150 gegen 100 Stimmen angenommen, vom Senate jedoch 
(7. Mai) mit 105 gegen 92 Stimmen abgelehnt [Anmcrk. d. Heraosg.] 
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zu 2000 Lire bestraft. 11 Artikel 2. Der Cultusdiener, welcher bei der Aus- ^^-^^^ 

" ' (422). 

Übung seiner Amtsbefngnissc die Gesetze oder Kinrichtnngen des Staates, ein Italien, 
königliches Beeret oder irgend ein anderes obrigkeitliches Actenstück durch ^- *'^^" '**•• 
Rede oder Vorlesung in öffentlicher Versammlung ausdrücklich tadelt oder auf 
andere Weise öffentlich schmäht, wird mit Gefängniss bis zu 3 Monaten oder 
mit Geldbusse bis zu 1000 Lire bestraft. || Wenn die Rede, Schrift oder 
Handlung darauf gerichtet ist, zum Ungehorsam gegen die Staatsgesetze oder 
gegen die obrigkeitlichen Maassregeln aufzureizen, so wird der Schuldige mit 
Gefängniss von 4 Monaten bis zu 2 Jahren oder mit Geldbnsse bis zu 2000 
Lire bestraft || Wenn die Aufforderung zum Ungehorsam Widerstand oder Gc- 
waltthätigkeit gegen die Staatsbehörde oder ein anderes Verbrechen zur Folge 
hat, so wird der Urheber der Aufforderung, wenn diese keine Mitschuld aus- 
macht, mit Gefängniss über 2 Jahre oder mit Geldbusse über 2000 bis 3000 
Lire bestraft. || Diejenigen, welche obenerwähnte Reden oder Schriften ver- 
öffentlichen oder verbreiten, werden mit denselben Strafen belegt. [| Artikel 3. 
Die Cultusdiener, welche den Verordnungen der Regierung entgegen Gultusacte 
vornehmen, werden mit Gefängniss bis zu >3 Monaten und mit Geldbusse bis 
zu 2000 Lire bestraft || Artikel 4. Jede Zuwiderhandlung gegen die Regeln, 
welche hinsichtlich der zur Veröffentlichung oder Ausführung von Cultusver- 
ordnungcn nöthigen Zustimmung der Regierung vorgeschrieben sind, in Dingen, 
wo diese Zustimmung noch erforderlich ist, wird mit Gefängniss bis zu 6 Mo- 
naten oder mit Gcldbusse bis zu 500 Lire bestraft. || Artikel 5. Die Cultus- 
diener werden für jedes andere Verbrechen, welches sie bei der Ausübung 
ihrer Amtsbefugnisse begehen, auch wenn es vermittelst der Presse geschieht, 
mit einer um einen Grad höheren Strafe, als der gewöhnlichen, belegt In den 
anderen Missbrauchsfällen, welche im letzten Theile des 17. Artikels des Ge- 
setzes vom 13. Mai 1871, Nr. 214, angeführt sind, können Cultusdiener civil- 
gcrlchtlich ^n Gunsten der benachtheiligten Privatpersonen, oder, wenn das 
civilgerichtliche Urtheil auf Hauptklage des Staatsanwalts erlassen worden ist, 
auch zu Gunsten des Staates zu Schadenersatz verurtheilt werden; dieser darf 
aber nicht über 2000 Lire hinausgehen. 



Nr. 6160. (423.) 

SACHSEN. Gesetz, die Ausübung des staatlichen Oberanfsichts- 
rechtes über die katholische Kirche betreffend, vom 23. August 1876. 

Gesetz- und Verordnungsblatt, Jahrg. 1876, Nr. 80, p. 835 ff. 

Wir Albert, von Gottes Gnaden König von Sachsen etc. etc. etc., verordnen Nr. eioo 
zur Ausübung des staatlichen Oberaufsichtsrechts über die katholische Kirche g^^^^^ 
im Königreiche Sachsen, unter Zustimmung Unserer getreuen Stände, wie folgt: 23. Ang.is?«. 

§ 1. Verordnungen der katholisch -geistlichen Behörden dürfen nichts 
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GiitUaltoii, was den Gesetzen des Staates oder den auf Grund derselben von 
den zuständigen Behörden erlassenen Anordnungen widcrsiiriclit || § 2. Ver- 
''' ürdnungon allgemeinen Inbalts, welche ausschliesslich und allein dem Gebiete 
der inuern kireblichcn Angelegenheiten angehören, sind vor der Verkündigung 
der Staat srcgicrnng vorzulegen. ' Als Verordnungen allgemeinen Inhalts im 
Sinne dieses Gesetzes sind diejenigen anzascben, welche die Geistlichkeit oder 
die Diöcesancn im Bezirke der ^'eru^duendeQ Behörde iusgesamint angehen, 
g 3. Verordnungen allgemeinen Inbalts, welche ganz oder theilwciae, sei es 
auch nur mittelbar, in staatliehc oder bQrgerlichc Vcrli&ltnisso eingreifen, be- 
dfirfeii zu ihrer VerkUndnng der laiideslicrrlichen Genehmigung und sind daher 
dem Könige vorzulegen. |] Die Vorlegung erfolgt durch das Ministerium des 
Cultus und öftentliclien Unterrichts, welchus in der hierauf zu erlassenden 
Verfügung ausdrücklich zu bemerken hat, dass das Placet ertheilt worden scL, 
Die Genehmigung wird ertheilt werden, wenn sie vom st&atliclicn Gesichtspunkte 
unbedenklich ist. |' Die Genehmigung ist in der Verordnung zu bekanden. |1 Die 
Genehmigung gilt so lange, als sie nicht durch neue Anordnungen ausser Knft 
gesetzt wird. |] Verordnungen im Sinne von Abs. 1 welche ohne laudesherrliche Ge- 
nehmigung verkündet oder angewendet werden, sind rechtlich unwirksam. |; 
§ 1. Erlasse des römischen Stuhles jeder Art dürfen im Königreich nur von 
den inländischen katholisch -geistlichen Behörden und nur nach Maossgftbe der 
Bestimmungen in §§ 1, 2 uud 3 verkündet uud angewendet werden. |{ § 5. lieber 
Zweifel bei Anwendung der §§ 1 bis i entscheidet die Staateregierung. , 
§ (i. Dem Könige steht zu, in den katholischen Kirchen des Königreiches 
Feierlichkeiten uud Gebete zu verlangen und, vorbehültlicb der besonderen Ein- 
richtungen des katliolischcn Gottesdienstes, über die Art solcher Fcicrlichlceiteu 
zu bcstinimcD. || § 7. Als Straf- und Zuchtmittel dürfen von der katholischen 
Kirche oder deren Organen nur solche angedroht, verbäugt, vollzogen nnd ver- 
kündet werden, welche dem rein religiösen Gebiete angehören oder die Ent- 
ziehung eines innerhalb der Kirche wirkenden Bechts oder die AusschliesEang 
aus der Kirche lietreffeiL || Straf- und Zuchtmittcl gegen Leib, Vermögen, Frei- 
heit oder bürgerliche Khre sind unzulässig. || § 8. Von den kirchlichen Straf- 
und /.ucittmitteln darf niemals zu dem Zwecke Gubrauch gemacht werden, die 
Befolgung der Staatsgesetze oder der auf Grund derselben von den zustän- 
digen Behörden erlasseneu Anordnungen oder die freie Ausübung staatsbürger- 
liehor Bechte zu liiudcrn. || § 9. Gegen Verletzung eines Staatsgesctzes dnrch 
Missbraucli der kirchlichen Straf- und Zuelitgewalt hat die Stoatsregiemng 
f'on Amtswegen einzuschreiten. || Auch im Falle erliobener Beschwerde hat sich 
die Staatsregierung auf Prüfung und Entscheidung vom Standpunkte des Staste- 
gcsetzes zn beschränken. || Die Staatsregierung darf provisoriBClie Verfflgongen 
treffen, wenn der Missbrauch der kiiehlichen Straf- und Zuchtgewalt ein Civtl- 
üdcr Strafverfahren begründet. [| § 10. Die Kirche darf zu Vollziehung ihrer 
Straf- uud Zuehtmittol niemals äusseren Zwang anwenden. '\% 11. Von den 
Staatsbehörden dürfen Disciplinarstrafen wider Geistliche oder andere I 
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diener vollstreckt werden, wenn die Strafe von der zuständigen, inländischen ^r. eiw 
Behörde erkannt worden, dem PJrkenntnisse ein geordnetes Verfahren voraus- sachson. 
gegangen, und die Strafe vom staatlichen Gesichtspunkte nicht zu beanstanden ^^-'^^fi^-**^®- 
ist. II Jede, auf zeitweilige oder gänzliche Entfernung aus dem Amte lautende 
Disciplinarentscheidung ist der Staatsregierung sofort anzuzeigen. Der Anzeige 
ist Abschrift des Erkenntnisses und der Entscheidungsgründc beizufügen, j 
§ 12. Zu Führung kirchlicher Disciplinaruntersuchungen dürfen Staatsbehörden 
mitwirken, wenn im gegebenen Falle vom staatlichen Gesichtspunkte kein Be- 
denken begründet ist. || Personen, welche nicht der katholischen Geistlichkeit 
angehören, dürfen nur von der Staatsbehörde abgehört oder vernommen werden. 
jl § 13. Ein Geistlicher oder anderer Kirchendiener, welcher rechtskräftig zu 
Zuchthausstrafe oder dem Verluste der bürgerlichen Ehrenrechte oder dem 
der öffentlichen Aemter vcrurtheilt worden ist, ist von der ihm vorgesetzten 
kirchlichen Behörde seines Amtes zu entsetzen. || Für alle staatlichen Bezie- 
hungen hat eine solche Verurth eilung die Erledigung der Stelle, die Unfähig- 
keit zur Ausübung des geistlichen Amtes und Verlust des Amtseinkommens 
von Rechtswegen zur Folge. B § 14. Ausser dem Falle einer Verurthcilung im 
Sinne des § 13 kann die Staatsregierung die Amtsentlassung eines Geistlichen 
oder anderen Kirchendieners verlangen, wenn sich derselbe wiederholt grober 
Verletzung der auf sein Amt oder seine geistlichen Amtsverrichtungen bezüg- 
lichen Vorschriften der Staatsgesetze oder der auf Grund derselben von den 
zuständigen Behörden erlassenen Anordnungni schuldig macht und in dessen 
Folge sein ferneres Verbleiben im Amte als der öffentlichen Ordnung gefähr- 
lich erscheint. || Wird diesem Verlangen nicht in angemessener Frist von der 
katholisch-geistlichen Behörde genügt, so kann die Staatsregiening für alle 
staatlichen Beziehungen die Stelle mit den in § 13, Abs. 2 gedachten Wir- 
kungen für erledigt erklären. |', § 15. Unabhängig von der kirchlichen Discipli- 
nargewalt besteht das Befugniss der Staatsregierung, einem Geistlichen oder 
anderen Kirchendiener die ihm vermöge Gesetzes oder besonderen Auftrages 
übertragenen staatlichen Geschäfte zu entziehen und einem Anderen zu über- 
tragen. § IG. Kirchliche Streitifxkeiten in allen äusseren Angelegenheiten der 
katholischen Kirche sind von den deshalb im Lande bestehenden Behörden 
und nach den Landesgesetzen, soweit diese darauf Anwendung leiden, zur Er- 
ledigung zu bringen und dürfen unter keinerlei Vorwande, auch nicht im lu- 
fstanzenzuge, ausserhalb des Landes oder vor auswärtigen Richtern verhandelt 
werden. | § 17. Die Räthe des Vicariatsgerichts, mit Ausnahme der aus dem 
Oberappellationsgerichte zu deputirenden, desgleichen die Mitglieder des katho- 
lisch-geistlichen Consistoriums werden auf Vorschlag des apostolischen Vicars 
und auf Vortrag der Staatsregierung vom Könige bestätigt. !| Von Staatswegen 
wird erfordert, dass der Anzustellende die Staatsangehörigkeit im Königreiche 
Sachsen und diejenige besondere Befähigung besitzt, welche für diese Aemter 
in den StAatsgesetzen vorgeschrieben ist. || Zu Ernennung des untergeordneten 
Personals bei dem apostolischen Vicariat ist der apostolische Vicar und bei 
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Kr. tito ,]^„i katbülisc)] -geistlichen Cuusistoriam der Prliscs deseelben auch fernerhin 
Suiugn. bcuaftragt || Die Mitglieder und alle übrigen Angestellten der katholisch-geist- 
as.Aag, lä'ti. ij(-|i^„ Behörden haben bei ihrer Aastelluiig den in § 131) der Verfassongs- 
urkuude vom 4. Scptemlter IS'il vorgeschriebcucii Eid zu leisten, y § 18. Bc- 
zOgliuli des CciUaturrechts über die geistlichen Äcmter der katholischen Kirche 
bewendet es, suweit im Nachstehenden nicht ein Anderes bestimmt wird, bei 
den bisherigen Kinriclttuugen und Bestiiiiniungen. |[ § 19. Ein geistliches Amt 
darf nur einem Deutschen übertragen werden, ' welcher seine wissenschaftliche 
Vorbildung nach den Vorschriften dieses Gesetzes dargethau hat und nicht 
iiaeli § 24, Abs. 1 und 2 zu Bekleidung eines geistlichen Amtes unfähig ist ' 
§ 2a Ausländer, welchen vor Verktkudigung dieses Gesetzes ein geistliches 
Amt übertragen wurden ist, haben innerhalb 6 Monate, bei Vermeidung der 
Folgen des § 13, Abs. 2 die Reieli sauge hü rigkeit zu erwerben. || Die Staats- 
regierung kann diese Frist im einzelnen F'alle aus erheblichen Gründen ver- 
längern. II § 31. Als Verbildung zu einem geistlichen Amte wird erfordert die 
Ableguug der Entlassungsprüfnng auf einem deutschen Gymnasium und die Zn- 
rückleguug eines dreijährigen theologischen Studiums auf einer deutschen Uni- 
versität. 11 Bis auf weitere Bestimmung der Staatsregicrung bewendet es jedoch 
bei der bisherigen Einrichtung, wonacti auch Theologen, wclclio auf dem so- 
genannten wendischen Seminare in Frag gebildet werden sind, zu einem geist- 
lichen Amte berufen werden dllrfeiL || Von den Vorschriften in Abs. 1 kann 
die Stuatsrcgierung im einzelnen Falle aus erheblichen Gründen entbinden. 
In keinem Falle darf zu einem geistlichen Amte berufen werden, wer in einem 
unter Leitung da Jesuitenordens oder einer diesem Orden verwandten religiösen 
Genus^euschaft stelieuden Seminar seine Vorbildung erlangt hat. j| § 22. Gan- 
didatcn, welche nicht ihre Vorbildung nach § 21, Abs. 1 dargethau haben, 
müssen eine besondere wissenschaftliche Prüfung bestehen. || Diese Frtlfuug ist 
mit der theologischen Amtsprüfung zu verbinden und darauf lu richten, ob 
sich der Candidat die für seinen Beruf erforderliche allgemeine wisscuscbaft- 
liche Bildung erworben habe. || Die Prüfung erfolgt öffentlich, unter Tlieihuüime 
eiues von der Staatsregierung ernannten Comuiissars, || Ueber den Erfolg der 
wissonscliaftliclieu Prüfung entscheidet die PrUfungseummission für die theolo- 
gische AmtsjirUfuug im Verein mit dem Commissar der Staatsregicrung, bei 
Meinungsverschiedenheiten zwischen beiden die letztere. \\ § 23. Anf Personen, 
welche vor Verkündigung dieses Gesetzes in einem geistlichen Amte innerhalb 
des Künigreiches Sachsen angestellt worden sind, und anf Staatsangehörige^ 
welche vor jenem Zcit]iunkte die F'äJiigkeit zur Anstellung in einem geistlichen 
Amte erlangt haben, finden die Vorschriften dieses Gesetzes über den Nach- 
weis wissenschaftlicher Vorbildung und Befähigung keine Anwendung. || § 24. Zu 
einem geistlichen Amte darf nicht berufen werden, wer wegen eines Verbrecl^iü 
oder Vergehens, das im deutschen Strafgcsctzbuchc mit Zuchthans oder dem Ve^\ 
lustc der bürgerlichen Ehrenrechte oder dem der ufFentlichen Aemtcr bedroht ' 
ist, vcrurtheilt worden ist oder sieh in Untersuchung belindct. |j Auch darf die 
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Staatsregicruug den zu einem geistlichen Amte Gewählten zurückweisen, wenn Nr. eieo 

(423). 

wider ihn auf Grund seines bisherigen Verhaltens die Annahme gerechtfertigt Sachsen, 
ist, dass er den Staatsgesetzen oder den innerhalb ihrer gesetzlichen Zustäu-^-^"«^-^®'*- 
digkeit erlassenen Anordnungen der Obrigkeit entgegenwirken oder den öffent- 
lichen Frieden stören werde. || § 25. Jede Erledigung eines geistlichen Amtes, 
desgleichen jede Ernennung zu einem geistlichen Amte ist der Staatsregierung 
von der katholisch - geistliclien Behörde des Bezirkes sofort anzuzeigen. || Der 
Anzeige über die Ernennung sind die zur Prüfung nach §§ 19 f. erforderlichen 
Unterlagen beizufügen. || Erst wenn darauf von der Staatsregierung eröffnet 
worden ist, dass den Erfordernissen dieses Gesetzes genügt ist, darf die Ueber- 
tragung des geistlichen Amtes an den Ernannten geschehen. |! Eine den Vor- 
schriften dieses Gesetzes zuwider erfolgte Uebertragung eines geistlichen Amtes 
gilt in allen staatlichen Beziehungen als nicht geschehen. || § 26. Die Vor- 
schriften in §§ 19 bis 25 kommen zur Anwendung, gleichviel, ob das Amt 
dauernd oder -widerruflich übertragen werden, oder nur eine Stellvertretung 
oder Hilfsleistung in demselben stattfinden soll. |{ Auch einzelne geistliche Amts- 
handlungen dürfen nur von Personen vorgenpmmen werden, welche zu einem 
hierzu ermächtigenden Amte oder zur Stellvertretung oder zur Hilfsleistung in 
einem solchen Amte unter Beobachtung der §§19 bis 25 berufen worden 
sind. II § 27. Der sogenannte Tischtitel darf nur an solche, welche nach 
§§ 19 f. zu Erlangung eines geistlichen Amtes befähigt sind, und selten 
dos Staates nur im Falle nachgewiesenen Bedürfnisses gewährt werden. || 
§ 28. Inhaber eines geistlichen Amtes düi-fen Würden, Pfründen, Orden oder 
Ehrentitel, welche von auswärtigen kirchlichen Oberen oder Souveränen ver- 
liehen werden, nur mit Genehmigung des Königs annehmen. || § 29. Neue 
geistliche Einriclitungen jeder Art, welche in irgend einer Hinsicht die 
staatlichen oder bürgerlichen Verhältnisse berühren, dürfen nur mit Geneh- 
migung der Staatsregierung ausgeführt werden. || Die Genehmigung darf nur 
aus staatlichen Gründen versagt werden. || § 30. Mitjjlieder von Orden oder 
ordensälinlichen Congregationen dürfen auch als Einzelne ihre Ordensthätigkeit 
innerhalb des Königreiches niclit ausüben. || Nur reichsangehörige Mitglieder 
solclier Frauen-Congregationen, welche innerhalb des deutschen Reiches ihre 
Niederlassung haben und sich ausschliesslich der Kranken- und Kinderpflege 
widmen, dürfen auch ferner als Einzelne mit Genehmigung und unter Aufsicht 
der Staatsregierung ihre Ordensthätigkeit im Lande ausüben. Die Genehmigung 
ist jederzeit widerruflicli. || § 31. Geistliche Brüderschaften, welche mit Orden 
oder ordensälinlichen Congregationen in Verbindung stehen, dürfen nicht er- 
richtet werden. || § 32. Das Schutz- und Oberaufsichtsrecht des Staates über 
das Vennögen kirchlicher Stiftungen, § 60 der Verfassungsurkunde, erstreckt 
sich auf das Vermögen der katholischen Kirchen, Kirchenämter und kirchlichen 
Anstalten. || Die zu einem solchen Vermögen gehörigen Grundstücke und nutz- 
baren Hechte dürfen nicht ohne Genehmigung der Staatsregierung veräussert, 
das Stammvermögen nicht ohne Genehmigung der Staatsregierung vermindert 
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Nr. ciGo werden, li ij 33. Stiftuugcii für Zwecke der katholischen Kirche oder fttr 

(433). II *' '-' 

Sachsei. Goistlichc Und Kirchendiener dieser Kirche bedürfen zu staatlicher Ancrken- 
23.Aug.i876.nmig ^jjjjr Erlangung der Reclite juristischer Personen der Genehmigung der 
Staatsregierung. |; § 31. Die Staatsregierung ist befugt, wegen Handinngen 
oder Unterlassungen, welche diesem Gesetze oder den auf Grund desselben 
von der zuständigen Behörde erlassenen Anordnungen zuwider sind, Geldstrafen 
in einer den Verniögensverhältnissen angemessenen Höhe als Ordnungsstrafen 
zu verfügen sowie sonst zur Durchführung der Vorschriften dieses Gesetzes 
und von Anordnungen der gedachten Art gesetzlich zulässige Zwangsmittel in 
Anwendung zu bringen. || § 35. Die Staatsregierung wird in allen, durch dieses 
Gesetz derselben zugewiesenen Berechtigungen und Obliegenhciteu durch das 
Ministerium des Cultus uud öffentlichen Unterrichts vertreten. || § 36. Alle 
diesem Gesetze entgegenstehenden Bestimmungen werden hierdurch aufgehoben. 
§ 37. Wegen Anwendung dieses Gesetzes auf die Oberlausitz, insoweit da- 
bei deren verfassungsmässige Verhältnisse in Frage kommen, wird nach Ein- 
vernehmen und, soweit nöthig, erlangtem Einverständnisse der Oberlausitzcr 
Provinzialstände besondere Bestinimung ergehen. || § 38. Mit Ausführung dieses 
Gesetzes ist das Ministerium des Cultus und öffentlichen Unterrichts beauf- 
tragt. H Urkundlich haben wir dieses Gesetz eigenhändig vollzogen und Unser 
königliches Siegel beidrucken lassen. 
Dresden am 23. August 187G. 
Albert. 
iL. S.) Dr. Karl Friedrich von Gerber. 

Allgemeiner Theil des Motivenberichtes zum Regierungscutwnrf 
des üben mitgeth eilten Gesetzes. (Vollständig mitgetheilt bei Veriug, 

Archiv, Bd. XXXVH, p. 97 ff.) 

In der ständischen Sclirift vom 12. Juni 1874 wird beantragt: || „den 
durch Decret vum 4. October IS^f) dem damaligen Landtage vorgelegten, 
damals jedocli unerledi'^'t g(^l)liebenen Entwurf eines Regulativs wegen Aus- 
übung des kirchlichen lloheitsrechts über die katholische Kirche im König- 
reiche Sachsen — Landt.-Acten vom Jalire 1845/4 (>, 1. Abth., 2. Bd., S. 262 flg.— 
unter Berücksichtigung der seitdem eingetretenen Aenderung einschlagender 
Verhältnisse sclileunigst einer Revision und Ergänzung, beziehentlich Um- 
arbeitung, zu unterwerfen und den neuen Entwurf als Gesetzentwurf spätestens 
dem nächsten Landtage vorzulc^gcn". || Der Landtagsabschied von 10. October 
l^<74 — Gesetz- und Verordnungsblatt, S. 344 unter 12 — enthält die 
Zusicherung, dass diesem Autrage werde entsprochen werden. | Die Ein- 
bringung gegenwärtiger Vorlage bedarf dalier keiner weiteren Rechtfertigung. 
■' Der Gegenstand der Vorlage hat di(^ Stände wiederholt beschäftigt. ;. Auf 
den ständischen Autrag vom 21). October 1834 wurde dem im Jahre 1836 
einberufenen Landtage mittelst Decrets vom 25. Mai 1837 ein Regulativ- 
entwurf, die Ausübung des weltlichen Uolieitsrechtes über die katholische 
Kirche im Konigrciclie Saclisen betreffend, vorgelegt. Die Beratliung fahrte 
zu einer nahezu voll<>tändigen Einigung über das Regulativ. Nur eiu Punkt 
blieb difl'erent: die Erwähnung des erfolgten Placet in den Erlassen der 
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katholisch-geistlichen Behörden. In Folge dieser Differenz unterblieb die ^^- ®'^ 
ständische Schrift, wie nachher die Publication selbst. | Landt.-Acten 1834, g^^^^^ 
LAbth., 4. Bd., S. ()02 flg.; Landt-Acten 183ß/37, I. Abth., 2. Bd., S. 469flg.;23.AuffT876. 
Beilage zu den Protokollen erster Kammer, zweite Sammlung, S. 179; Pro- 
tocolle, IL Abth., 2. Bd., S. 185 flg., 192 flg.; Beilage zu den Protokollen 
zweiter Kammer, dritte Sammlung, S. 583 flg.; Protokolle, III. Abth., 3. Bd., 
S. 497 flg.; Beilage zu den Protokollen erster Kammer, dritte Sammlung, 
S. 744 flg.; Protokolle, II. Abth., 2 Bd., S. 895 flg.; III. Abth., 3. Bd., 
S. 771 flg.; II. Abth., 2. Bd., S. 1024; III. Abth., 3. Bd., S. 834. || Die Wie- 
dervorlegung des Entwurfes mit einigen Abänderungen und Ergänzungen er- 
folgte auf den ständischen Antrag vom 19. August 1843 mittelst Decrets vom 
4. October 1845. Dieser Entwurf, derselbe, auf welchen in dem jetzt vor- 
liegenden ständischen Antrage Bezug genommen wird, hier zur besseren Ueber- 
sicht unter Q beigefügt, gelangte jedoch nur in der ersten Kammer zur Be- 
rathung. Die zweite Kammer, welcher der Bericht ihrer Deputation gegen 
Ende des Landtages vorgelegt wurde, beschloss: wegen Ktlrze der Zeit von 
der Berathung abzusehen. || Landt.-Acten 1843, I. Abth., 2. Bd., S. 612 unter 
6; Landt-Acten 1845/46, I.Abth., 2. Bd., S. 261 flg.; IL Abth., S. 201 flg.; 
Beilage zur IL Abth., erste Sammlung, S. 571 flg.; Mittheilungen erster 
Kammer, L Bd., S. 581 flg. Landt-Acten, III. Abth., 2. Bd., S. 526 flg.; 
Beilage zur IIL Abth., vierte Sammlung, S. .^)99 flg.; Mittheilungen zweiter 
Kammer, 5. Bd., S. 4528 flg.; Landt-Acten, IL Abth., S. 834. || Die früheren 
Entwürfe waren den Ständen nur „zur Prüfung und Begutachtung" vorgelegt. 
Die jetzige Vorlage erfolgt als Gesetzentwurf zur verfassungsmässigen Zu- 
stimmung. Es genügt deshalb die Bezugnahme auf den ständischen Autrag 
und den Landtagsabschied. || Die ständische Schrift lässt die Frage offen: 
ob der frühere Entwurf nur revidirt und ergänzt, oder umgearbeitet werden 
soll. Nacli Ansicht der Staatsregierung, welche in der Vorlage und deren 
Motiven Rechtfertigung finden wird, war die Umarbeitung geboten. \\ Für die 
Vorlage sind die leitenden Grundsätze durch § 57 der Verfassungsurkunde 
gegeben. || § 57 bestimmt: || „der König übt die Stattgewalt über die Kirche 
(jus circa sacra), die Aufsicht und das Schutzrecht über dieselbe nach den 

diesfälligen gesetzlichen Bestimmungen aus" (Abs. 1), || und:, 

„die Anordnungen in Betreff der inneren kirchlichen Angelegenheiten bleiben 
der besonderen Kirchen Verfassung einer jeden Confession überlassen" . . . 
. . . (Abs. 2). II Die leitenden Grundsätze, welche sich hieraus für die Vor- 
lage ergeben, sind: || 1) Selbständigkeit der Kirche im Gebiete der inneren 
kirchlichen Angelegenheiten, || 2) volle und unbedingte Geltung der staat- 
lichen Iloheitsrechte über die Kirche in Allem, was über das Gebiet der 
inneren kirchlichen Angelegenheiten hinausgeht. || Aus diesen Grundsätzen 
sind die Einzelbestimmungen abzuleiten, welche zu Ordnung des staatlichen 
0beraufsichtsrecht5 über die katholische Kirche nöthig sind. || Die Vorlage 
charaktcrisirt sich daher als ein zu Ausführung des § 57 der Verfassnngs- 
urkunde bestimmtes Specialgesetz. || Maass und Art der innerhalb der leiten- 
d(*n Grundsätze zu treffenden Einzelbestimmungen, als eines für das König- 
reich Sachsen zu erlassenden Gesetzes, sind selbstverständlich nach seinen 
Bedürfnissen und seinen Verhältnissen zu bemessen. Sachsen zählt bei einer 
Gesammtbevölkerung von 2,556,244 nur 53,643 Katholiken (Volkszählung 
vom 1. December 1871). Die wichtigsten Stücke des Rechtsverhältnisses 
zwischen dem Staate und der katholischen Kirche waren schon bisher durch 
Verfassung, Gesetzgebung und Verwaltung in einer im Ganzen befriedigen- 
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Nr. f.160 den Weise geordnet. Diese Momente müssen ohne Zweifel auf die Gestal- 
Sachsen *^"^ ^^"^^ «eues Gesetzcs von maassgebendem Einflüsse sein. Die Berflck- 
2^.Aug.\s:r,. sichtigung anderer^ namentlich deutscher Gesetzgebungen wird dagegen durch 
Beachtung dieser Momente nicht ausgesclilossen; denn der allgemeinen 
deutschen Rechtsentwickelung auf diesem Gebiete kann sich Sachsen nicht 
entziehen. Immerhin aber findet die Berücksichtigung anderer Gesetzgebungen 
in den hier gegebenen Verhältnissen, Einrichtungen und Bedürfnissen ihre 
natürliche Grenze. Dem gleichen Gesichtspunkte folgen diese Gesetzgebungen 
selbst. Eine jede ist den Bedürfnissen und Verhältnissen ihres Staates an- 
ge]>asst. P^ben deshalb zeigen sie, trotz der Uebereinstimmung in dem Ziele, 
zum grossen Theile auch in den allgemein leitenden Grundsätzen, doch in 
den pjinzelbestimmungen mannigfache Verschiedenheiten. j| Gegenstand der 
geset/liclien Ordnung sind nacli § 57 der Verfassungsurkunde die äusseren 
Rechtsverhältnisse der katholischen Kirclie. Dieselben betreffen in ihrer 
Beziehung zu dem staatliclieu Oberaufsichtsrechtc theils die verordnende, 
theils die richtende, theils die verwaltende Thätigkeit der Kirche. Nach 
dieser Unterscheidung bestimmt sich die Anordnung der Vorlage : §§ 1 bis 6 
betrelfen die verordnende, §g 7 bis 10 die richtende, §§ 17 bis 33 die ver- 
waltende l'hätigkeit der Kirche. Am Sclilusse folgen Bestimmungen über 
dio. Ausführung sowit» über das zeitliclie und örtliche Geltungsgebiet des 
Gesetzes. 
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SPANIEN. Circular-Depeschj; des Ministers d. Ausw. (Canovas) an 
die diplomatischen Vertreter im Auslande. — Haltung der Regierung 

in der Toleranzfrage. 

Nr. «i«Ji „Der Art. 1 1 der Verfassung gewährt Cultusfreiheit; aber da die Maass- 

s^!aniün ''^ß^'" ^^^ Behiirdeu zur Anwendung dieser Toleranz der Opposition zur "Waffe 
rj.sept.iN7i'.. dienen gegen die Regierung und vor den Augen der Fremden entstellt wurden, 
so halte ich es für nützlich, Sie über die Haltung zu unterrichten, welche die 
Uegierung in einer so wichtigen Angel egenlKjit einzunelimen gedenkt Der Text 
des Art. 11 ist sehr dcMitlich, und wenn noch etwas unbestimmt wäre, so 
hätten die Erklärungen der Regierung an die Kammer alles Missverständniss 
beseitigen müssen. Der Artikel stellt die Duldung der Culte fest, aber ver- 
bietet ausdrücklicli jede öffentliche Kundgebung irgend eines disscntirenden 
Cultus ausscTlialb der Mauern der Gotteshäuser und Begräbnissplatze. Dem- 
gemäss sind Anschläge und Kundmachungen an der Aussenscite von nichtka- 
tholischen Gotte.shäuseni ausdrücklich verboten, ebenso wie jeder äussere Akt 
Alx'r wenn man dieses grundsätzliche Bedenken auch ausser Acht lassen wollte, 
so kann man doch nicht verkennen, dass die öffentliche Strasse und die äusseren 
Mauern der Gebäude unter d(T Autorität und Jurisdiction des Staates stehen, 
dor eriauben und verbieten kann, daselbst gewisse Akte zu begehen. Dieses 
Recht ist um so weniger zu bestreiten, wenn die Akte irgend einen Einfluss 
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auf die öffentliche Ordnung haben können. Das ist so gewiss, als die öffent- ^'- *^^^ 
liehen Kundgebungen eines Cultus sogar gesetzmässig verboten werden können, sp»nieii. 
sobald man annehmen kann, dass dieselben zu irgend welchen Unordnungen i2.8ept.i87e. 
Anlass geben können. Auf den balearischen Inseln hat man bereits seit einiger 
Zeit unter dem Schutze der unbedingten Cultusfrciheit, die dort seit 1869 ein- 
geführt ist, eine antispanische Propaganda gemacht; darum haben die Behörden 
der Balearen bei aller Achtung vor den dissentirenden Kulten im Innern der 
Tempel gewisse Maassregeln ergreifen müssen, welche die Staatsregierung gut- 
heisscn musste. Das sind die Thatsachen. Euere Excellenz kann sie auf diese 
Weise präzisiren und hinzuftlgen, dass die Regierung mit aller Loyalität und im 
guten Glauben den Art 11 der Verfassung zur Ausführung zu bringen gedenkt, 
wie derselbe vor den Cortes ausdrücklich erklärt worden ist, bevor darüber ab- 
gestimmt wurde. Diese Erklärung war so bestimmt, dass die sogenannte con- 
stitutionelle Partei damals den Artikel in diesem Sinne nicht annehmen zu 
können behauptete und auch dagegen stimmte. Die Regierung wird auf das 
strengste die Handlungen und Cereraonien achten, die im Innern der Dissiden- 
tentempel vorgenommen werden, sowie die Freiheit, daran Th(ul zu nehmen, 
für Alle, die nicht der katholischen Religion angehören. Es ist dieses die 
Vorschrift des Art. 11, welcher durch die grösste Mehrheit beider Kammern 
gutgeheissen worden ist. Die Regierung wird alle äusseren Kundgebungen ver- 
hindern und sich nicht des Rechtes begeben, welches jeder Regierung zusteht, 
in gewissen Fällen Maassregeln zu treffen, welche sie für die öffentliche Ord- 
nung nöthig hält Ausserdem werden Ew. Exe, indem Sie die constitutionelle 
Loyalität der Haltung der Regierung bei dieser Gelegenheit hervorheben, zu- 
gleich dem Cabinette, bei welchem Sic beglaubigt sind, die bestimmteste Ver- 
sicherung geben, dass die religiöse Duldung auf dem ganzen spanischen Ge- 
biete aufrechterhalten werden wird." 

Die oben mitgetheilte Circulardepesche wurde veranlasst durch die von 
der „auswärtigen Presse'* der spanischen Regierung gemachten Vorwürfe 
wegen deren Schwäche gegenüber der Intoleranz der Geistlichkeit Ein in 
dieser Beziehung besonders Aufsehen erregendes Aktenstück ist der 

Erlass des Bischof von Menorca an die Schulvorständc. — Befiehlt, 
die ketzerischen Kinder von den katholischen abzusondern. 

„In Ausübung einer unserer heiligsten Amtspflichten haben wir der 
öffentlichen Schule, welcher Sie vorstehen, einen Besuch abgestattet und dort 
mit Missbehagen bemerkt, dass die Kinder, welche so unglücklich sind, 
P'amilien anzugehören, die von dem Gifte des protestantischen Fanatismus 
angesteckt sind, und welche daher selbst diesen abscheulichen Zustand theilen, 
im Verein mit der katholischen Jugend unterrichtet werden. Wenn die 
Kirche streng darauf besteht, dass die Todten abgesondert liegen müssen, 
die sich aus ihrem Schoosse entfernten, so ist das Zusammensein so ver- 
schiedenartiger Glieder im Leben noch viel weniger stattliaft Niemandem 
fällt es ein, einen gesunden Körper mit einem verpesteten in Bertthmug zu 
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bringeD, und der Bischof kann eine solche UnordDiuig nicht dalden, die man 
perüder Wcif.e als darauf hinausgehend betrachten könnte, die unschuldige 
lä^sertAan. katholisclie Jugend zu verderben. Wir machen darum von unserer hohen 
Machtbefugniss Gebraueli und benachrichtigen Sie, befehlen Ihnen sogar, 
wenn es nothweudig ist, dass Sic nnverzüglicli die ketzerischen Kinder ab- 
sondern von jedem Umgang mit den katholischen, es sei denn, dass jene 
den Katccbismiis der Diöcese sowie denjenigen des Cardinais Cuesta gegen 
den Protestantismus auswendig lernen und die h. Sacramente empfangen cnd 
besuchen. Im Ucbrigen werden wir niemals etwas dagegen haben, dass Sie 
den Kindern der Ketzer Privatunterricht erthcilen, wenn sie denselben be- 
nutzen, um in der Stille das Liebt der Wahrheit in der Finstcmiss ihrer 
Seelen zn verbreiten. Gott erhalte Sic viele Jahre!" 
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BÖSnSCEE COBIE. Allocntion P. Pius' IX., gehalten im geheimen 

Consistorium vom 13. März 1877. — Klagen Über Bedrückung des aposL 

Stuhles durch die italienische Regierung. 

Lal. Orig. bei Vering, Archiv, Bii. XXXVIII. p. 30 ff. 

Ehrwürdige Brüder! 

Durch die traurigen Zeitläufc Unseres Poutificats bekümmert, berufen Wir 

) zu wiederholten Molen eure erlauchte Schaar in diesen Räumen zusammen, in 
der Absicht, die grossen Uobcl, von denen die Kirche in unwürdiger Weise 
heimgesucht wird, vor euch zu beklagen und gegen das, was sowohl in Italien, 
Uls iu andern Ländern zum Verdorben der Kirche nnd des ajxistolischen Stuhls 
verUbt worden, Unsere Verwahrungen laut werden zu lassen. In diesen letzten 
Jahren jedoch rausstcn Wir neue und immer heftigere Angriffe und Unbilden 
ansehen, welche die Kirche Gottes in mehreren Theilcn des katholischen Erd- 
kreises von erbitterten Feinden zn erdulden hatte, die in Unserer bedrängten 
Lage und Verlassenheit von aller menschlichen Hilfe eine günstige Gelegenheit 
erblickten, die Braut Jesu Christi anzagreifcn. Wir hätten zwar gewünscht, 
ehrwürdige Brüder, heute Euerem Geiste diese Gclirecklicbc und weit verbrei- 
tete Verfolgung vorzuführen, welche iu mehreren Ländern Euroiia's wütliet; 
aber da Wir beahsichtigcn, euch diese traurige Scliilderung zu einem andern 
Zeitpunkt darzulegen, können Wir indessen nicht umhin, euch die Leiden und 
Qualen der Kirche zu vergegenwärtigen, welche in Italien von Tag zu Tage 

. bitterer werden, und euch die täglich wacJisendcn Gefabren zu offenbaren, von 
denen Wir Uns und diesen apostolischen Stuhl bedroht sehen. 1| Es ist jetzt 
schon im siebenten Jahre, seit die Vergewaltiger Unserer weltlichen Herrschaft, 
mit Hintansetzung aller göttlichen und menschlichen Rechte, mit Verletzung 
der feierlich beschworenen Verträge und In den Bedrängnissen einer grossen 
katholischen Nation eine günstige Gelegenheit für sicli erblickend, mit Waffen- 
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gewalt die noch unter unserer Botmässigkeit stehenden Provinzen besetzt; diese ^[ *^*^ 
heilige Stadt erstürmt und durch eine so grosse Missethat die ganze allgemeine Kömische 
Kirche mit Trauer und Schmerz erfüllt haben. Die gleissnerischen und trü- ^^ ^^J^- 
gerischen Versprechungen; welche dieselben in jenen unheilsvollen Tagen in 
Bezug auf Unsere Angelegenheiten den auswärtigen Regierungen boten, indem 
sie erklärten; sie wollten die Freiheit der Kirche achten und ehren und dem 
römischen Oberhirten die freie und volle Ausübung seiner Gewalt bewahren, 
waren nicht im Stande, Uns durch eitle Hoffnung zu täuschen und zu verhin- 
dern, dass Wir im Geiste gänzlich vorhersahen, welche traurigen und elenden 
Schicksale unter ihrer Herrschaft Unserer harrten. Ja, wohlbekannt mit den 
gottlosen Plänen, die den durch Neuerungssucht und ein verruchtes Bündniss 
mit einander verbundenen Menschen eigen sind, hatten wir offen vorherver- 
kündet, dass diese gottesräuberische Vergewaltigung nicht sowohl bezwecke. 
Unsere weltliche Herrschaft zu unterdrücken, als vielmehr durch diese Unter- 
drückung um so leichter alle Einrichtungen der Kirche zu zerstören, das An- 
sehen des heiligen Stuhles zu vernichten, das Amt des Statthalters Christi, welches 
Wir unwürdiger Weise auf Erden verwalten, gänzlich zu Grunde zu richten. 
Jedoch dieses Werk der Zerstörung und Zerrüttung alles desjenigen, was den 
Bau und die Ordnung der Kirche anlangt, kann, wo nicht in Bezug auf die 
Pläne und den Hass der Verfolger, so doch auf die vielen Trümmer, welche 
sie bis zu diesem Tage aufgehäuft haben, fast als vollendet angesehen werden; 
und es gentigt, einen Blick auf die seit Beginn der neuen Herrschaft bis jetzt 
erlassenen Gesetze und Verordnungen zu werfen, um sich vollkommen zu über- 
zeugen; dass uns allmählich und von Tag zu Tage die Mittel und die Sicher- 
heiten entzogen sind; deren Wir zur gebührenden Leitung und Regierung der 
Kirche durchaus bedürfen. Denn die durch die Unterdrückung der religiösen 
Orden vollzogene Ungerechtigkeit gereichte Uns zu grossem Nachtheil, indem 
sie Uns der tüchtigen und nützlichen Gehilfen beraubte; deren Unterstützung 
zur Besorgung der Angelegenheiten der kirchlichen Congregationen und zur Aus- 
übung so mancher Unserer Amtspflichten durchaus nothwendig war; indem sie 
zugleich hier in Unserer Stadt so viele Wohnstätten zerstörte, welche fromme 
Männer aus fremden Nationen aufnahmen, die zu bestimmten Zeitpunkten nach 
dieser Metropole zu wallen pflegten, um sich neue geistige Kraft zu holen und 
um über ihre Amtsfülirung Rechenschaft abzulegen, und indem sie mit grau- 
samer Hand so viele nützliche und fruchtreiche Pflanzen entwurzelte, welche 
Früchte des Segens und des Friedens nach allen Gestaden der Erde hintrugen. 
Dieselbe ungerechte Aufhebungsmaassregel aber, welche die in dieser Stadt 
gegründeten Collegien für kirchliche Missionare geschlossen, wo würdige Arbei- 
ter herangebildet wurden, um das Licht des Evangeliums muthig sogar bis in 
die entlegensten und unwirthbarsten Länder zu tragen, hat so viele Völker 
einer so heilsamen Hilfe der Frömmigkeit und Liebe beraubt, zum grossen 
Nachtheil der mensclilichcn Gesittung und Cultur; die der Heiligkeit; den Lehren 
und den Tugenden unserer Religion entspriesst |j Diese Gesetze aber, an und 
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fUr sic)i schon sehr hart und nicht allein der Religion, soudorn anch der 
1 mon seitlichen Gesellschaft höchst iiaclitheilig, wurden in der Folge noch härter 
, durch die neuen Yerordnnngen der Staatsmiu ister, welche das Zusammen wohnen 
der religiösen Genossenschaften und neue Aufnahmen fflr Ordensleute beiderlei 
(loschlcchts strengstens untersagen. Nachdem die religiösen Orden vernichtet 
waren, wandte man sein Augenmerk auf die Zerstiirung des Weltclerus, und 
es wurde jenes unheilvolle Gesetz erlassen, in Folge dessen Wir and die Olier- 
hirten des italienischen Volkes mit grosser Traner zusehen mussten, wie die 
jungen Cleriker, die Hoffnung der Kirche, gottloser Weise dem Hciligthnm 
entrissen und gezwungen wurden, gerade in dem Alter, wo sie sich Gott feier- 
lich zu weihen pilegen, die Soldaten uniform anzuziehen luid eine Lebensweise 
zu fahren, die den empfangenen Lehren und dem Geiste ihres Berufes geradezu 
widerstreitet. Und was noch? Es sind andere ungerechte Gesetze gefolgt, 
kraft deren die Kirche ihres ganzen Besitzthums, welches ihr nach heiligen, 
uralten, unverletzlichen Rcchtstiteln gehörte, zum grösstcn Thcil beraubt wurde, 
indem an dessen Stelle und nur zum Theil geringe Renten ausgesetzt worden, 
ilie den nnsichercn Zeitläufcn und der Willkür der öffentlichen Gcwaltliaher 
ganz und gar unterworfen sind. Aach wurden Wir gezwungen, zu bedauern, 
dass eine grosse Anzahl Gebäude, welche die Frömmigkeit der Glaubigen mit 
grossem Kostenaufwand errichtet hatte, die des christlichen Roms würdig waren 
und den gottgeweihten Jungfrauen oder den Ordensgeistlichen eine friedliche 
Wohnstätte boten, nach Vertreibung ihrer rechtmässigen Besitzer ohne Unter- 
schied eingenommen und zn profanen Zwecken bestimmt wurde. Ucberdies 
wurden Unserer Gewalt und der Verwaltung der Diener der Kirche viele fromme 
Anstalten und Stiftungen, die der Uebung der Nächstenliebe und der Wohl- 
tliiltigkeit geweiht waren, entrissen, von denen manche zur Linderung der 
Armuth und sonstigen Elends und Leidens die römischen Oberhirten, Unsere 
Vorfahren, selbst mit bewundemswerther Grossmuth, und die fromme Frei- 
gebigkeit fremder Völker errichtet hatten; und wenn von jenen öffentlichen 
Wohlthiltigkcitsanstalten noch einzelne unter der Obhut der Kirche verbleiben, 
so wird in Bälde ein neues Gesetz erlassen werden, dnrch welches jene ent- 
weder Uns entzogen oder gänzlich ahgescliaft't werden sollen, wie öffentliche 
Schriften bereits unzweifelhaft und klar vorher verkünden. Ausserdem sahen 
Wir, und dessen gedenken Wir mit über alle Maassen von Schmerz erfüllter 
Seele, wie das öffentliche und jirivate Lehramt der Wisseuscliaftcn und Künste 
der Aufsicht und Leitung der Kirche entzogen und Männern von verdächtigem 
Glauben oder offenen Feinden der Kirche, die sich nicht scheuten, sich öffent- 
lich zum Atheismus za bekennen, überantwortet wurde. [| Mit dieser Vergewal- 
tigung und Zerstörung so vieler religiöser Anstalten von lioher Wichtigkeit 
gaben sich jedoch die ungetreuen Sohne der Kirche noch nicht /.ufricden, 
sondern suchten auch die Diener des Ileüigtliums iu der freien Ausübung ihres 
geistlichen Amtes zu behindern. Und auch dahin ist man gelangt mit dem 
ktlrzlich in der gesetzgebenden Versammlung genehmigten Gesetze, welches von 
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den Missbräuchen des Clerus benannt ist, kraft dessen Bischöfen und ^r. 6I62 
Priestern unter Androhung schwerer Strafen diejenigen Handlungen als Ver- Bönii«,h« 
gehen und Verbrechen angerechnet werden, welche die Urheber des besagten ^""«• 
Gesetzes unter der ttlrkischen Benennung „Störung des sogenannten öffentlichen 
Gewissens und des Friedens der Familie'^ zusammenfassen. Kraft des ange- 
deuteten Gesetzes also werden Worte und Schriften jeder Art, durch welche 
die Diener der Religion glauben Verordnungen, Gesetze oder was immer fflr 
andere Acte öffentlicher Gewalt als dem kirchlichen Recht oder den Gesetzen 
Gottes oder der Kirche zuwider vermöge ihrer Amtspflicht bezeichnen und ver- 
dammen zu müssen, geahndet und bestraft, wie auch die Hilfeleistung der- 
jenigen, welche besagte Schriften veröffentlichen oder verbreiten, gleichviel, von 
welcher kirchlichen Behörde dieselben ausgegangen sind. Wenn dieses Gesetz 
erlassen und verkündet sein wird, wird es dem weltlichen Gerichte gänzlich 
anheimgegeben sein, zu beurtheilen, ob und in wiefern ein Priester in der 
Verwaltung der Sacramente und in der Verkündung des göttlichen Wortes das 
öffentliche Gewissen oder den Frieden der Familien gestört habe, und die 
Stimme der Bischöfe und Priester wird ebenso unterdrückt und erstickt werden, 
wie die Stimme des Statthalters Christi selbst, der, obsclion aus politischen 
Gründen für persönlich unverantwortlich erklärt, dennoch in der Person der- 
jenigen, welche jener Bestrafung theilhaftig werden, strafbar erscheinen wird, 
wie ein Minister des Königreiches in der gesetzgebenden Versammlung öffentlich 
zu erklären sich nicht entblödete, indem er mit Hinweisung auf Uns offen aus- 
sprach, es sei weder etwas Neues noch Ungewohntes in der Gesetzgebung, 
noch den Grundsätzen und dem Gebrauche des Strafrechts Widersprechendes, 
dass die an einem Verbrechen Mitschuldigen bestraft werden, während der 
Hauptschuldige der Strafe nicht unterliegt. Daraus ist zu erselien, dass sogar 
nach dem Ausspruch der Gewalthaber die Spitze dieses Gesetzes gegen Uns 
gerichtet ist, so dass, wenn unsere Worte oder Handlungen jenes Gesetz ver- 
letzen, die Bischöfe oder Priester, welche Unsere Reden und Warnungen entweder 
veröffentlichen oder ausführen, die Strafe für jenes vorgebliche Verbrechen 
tragen müssen, dessen wir als Haupturheber für schuldig erkannt werden. || So 
also, ehrwürdige Brüder, sind nicht nur um Uns herum so viele Stützen, so viele 
von den Jahrhunderten gekräftigte, unüberwunden aus den Stürmen hervorge- 
gangene, der Verwaltung der Kirche nothwendige Anstalten durch feindliche 
Gcwaltthat zerstört worden, sondern man ist auch so weit gegangen, jenes er- 
habene Amt, zu lehren, zu hüten und für das Heil der Seele zu sorgen, welches 
die Kirche von ihrem göttlichen Stifter überkommen hat, in gottloser Weise 
zu hindern und durch Androhung strenger Strafen ihren Dienern den Mund 
schliesscn nu wollen, die, indem sie die Völker lehren, Alles zu halten, was 
Christus befohlen, indem sie in Güte und in Strenge anhalten, zurechtweisen, 
beschwören, ermahnen in aller Geduld und Weisheit, nichts Anderes thun, als 
was ihnen von Gott und den Aposteiln befohlen ist Andere verbrecherische 
Pläne der Feinde der Kirche übergehen Wir mit Stillschweigen, von denen 
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Wir wissen, dass einige Minister sie hegen und fördern, und die daraaf liin- 
, ausgclien, nocL sclilimmere Trübsal über die Kirche zu bringen, entweder durch 
_ Veranlassuug eines Schismas gelegeutlicli der Walil eines Papstes, oder durch 
Verhinderung der Bischöfe der italienischen Dificesen in der Ausübung ihrer 
gcistliclicn Gewalt, weshalb wir litlrzlich zu crlilärcn gezwungen waren, dass 
es geduldet werden könne, dass die Acten der canoniscben Institutiou dieser 
liischöfe der weltlichen Gewalt vorgezeigt werden, nm, soviel an Uns liegt, 
den höchst verderblichen Zuständen zu begegnen, wo es sieb nicht mehr nm 
den Besitz der zeitlichen Güter bandelte, sondern das Gewissen der Gläubigen, 
ihr Friede und ihr Seelenheil, welches Uns das höchste Gesetz ist, offen in 
Frage gestellt waren. Jedoch indem Wir dies gethan, um sehr grosse Ge- 
fahren abzuwenden, wollen Wir öffentlich und neuerdings erklären, dass Wir 
jenes ungerechte Gesetz, welches königliches Placet genannt wird, durchaus 
verurthcilen und verabscheuen, wobei Wir offen aussprechen, dass durch das- 
selbe die göttliche Machtvollkommenheit der Kirche verletzt and ihre Freiheit 
vergewaltigt wird. || Nach dem bisher Gesagten, indem Wir noch manches Andere 
«bergehi-n, was Uns Anlass zu ferneren Klagen bieten würde, fragen Wir, wie 
es geschehen könne, dass Wir die Kirche zu regieren im Stande sind unter 
der Herrschaft einer Gewalt, die Uns alle Mittel und Stutzen zur Ausübung 
Unseres Apostolats beständig cntiiebt. Uns jeden Weg verscliliesst, Uns jeden 
Tag nene Hindernisse und Schwierigkeiten veranlasst, stets auf nenc Schlingen 
und P'allstrickc sinnt V Wir kuunen Uns in Wahrheit nicht genug darüber 
wundern, dass es Leute giebt {Wir wissen nicht, was grösser in ihnen ist, ob 
der Leichtsinn oder die Bosheit), die entweder in Zeitungen oder in beson- 
deren ItUchern, oder in frechen, vor verschiedenen Öffentlichen Versammlungen 
gelialtenen Reden sicli bemühen, die Völker zu überreden, dass der I'apst sich 
gegenwärtig in Uom in einer solchen Lage befinde, dass er auch unter fremder 
Herrschaft vollständige Freiheit geuiesse und ruhig und vollständig seinen 
höchsten geistlicheu Trimat ausüben könne. Um diese Meinung zu bekräftigen, 
lassen sie keine Gelegenheit unbenutzt, sowohl wenn Bischöfe und Gläubige aus 
fremden Landen Uns besuchen kommen, als wenn Wir ihre frommen Schaarcn 
vor Unser Antlitz zulassen, oder wenn Wir in Unseren an sie gerichteten Beden 
die gottlosen Angriffe gegen die Kirche beklagen, um die Unbedachtsamen 
mit Fleiss und List glauben zu machen, Wir erfreuten Uns offenbar der vollsten 
Macht und Freiheit, sowohl zu reden, als die Gläubigen zu empfangen und auch 
die allgemeine Kirche zu verwalten. Es wundert Uns, dass solche Dinge frech 
gepriesen werden könneu, als ob die Ausübung jener besagten Handlungen voll 
und gänzlich in Unserer Gewalt wäre, und als ob in ihnen auch das ganze 
Wesen der Kirchen regiernng, die zu Unserem Amte gehört, inbegriffen wäre. 
Denn wem ist es nicht bekannt, dass die Uobung jener Freiheit, die sie so 
hoch preisen, nicht von Unserer, sondern von der Gewalthaber Macht abhängt, 
so dass Wir nur insoweit und so lange jene Handlungen vollziehen können, 
als es von ihnen nicht verhindert wird? Welche Freiheit des Handelns Uns 
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aber unter ihrer Botmässigkeit gelassen ist, dies zeigt und lehrt hinreichend, ^'- *^*^ 
wenn es selbst an anderen Beweisgründen fehlen sollte, jenes neueste Gesetz, Komische 
das Wir eben beklagt haben, durch iffelches die freie Ausübung Unserer gcist- *^"^«- 
liehen Gewalt und des priesterlichen Amtes auf eine neue und unerträgliche 
Weise bedrückt wird. Wenn dieselben Uns auch die Vollziehung einiger Hand- 
lungen gestatten, weil sie erkennen, wie sehr es ihnen zum Nutzen gereiclit, 
dass Wir unter ihrer Gewalt für frei gehalten werden, — wie viele höchst wich- 
tige und durchaus nothwendige unter den schwersten Pflichten Unseres Amtes 
gicbt es nicht dagegen, zu deren gebührender Erfüllung Wir unter dem Joche 
der Gewalthaber aller nöthigen Freiheit entbehren! Wir mochten, dass die- 
jenigen, welche solches schreiben und sprechen, ihre Blicke auf das warfen, 
was sich um Uns herum ereignet, und auf kurze Zeit den Parteigeist ablegten, 
um zu beurtheilen, ob wirklich die Möglichkeit behauptet werden könne, dass 
die Uns von Gott übertragene Gewalt, die Kirche zu regieren, mit der Lage, 
in die Uns die Herrschaft der Eindringlinge versetzt hat, vereinbar sei. Wir 
möchten, dass sie die Schmähungen, Beleidigungen und Unbilden bedächten, 
die sogar in der Versammlung der Volksvertreter unausgesetzt gegen Unsere 
Niedrigkeit ausgeschüttet werden, Schmähungen, die, wenn Wir auch den Elenden 
verzeihen, welche sie hervorbringen, dennoch den Gläubigen, deren gemeinsamer 
Vater dadurch verletzt wird, zum grössten Aergemiss gereichen, und die be- 
zwecken, jene Achtung, Ansehen und Verehrung in ihnen zu schwächen, welche 
die hohe Würde und Heiligkeit des von Uns unwürdiger Weise verwalteten 
Statthalteramtes Christi verlangen. Wir möchten, dass sie Zeugen wären der 
Verunglimpfungen und Verleumdungen, denen sowohl Euere erlauchte Schaar 
als die kirchlichen Behörden in jeder Weise preisgegeben werden, zum grössten 
Nachtheil ihrer Amtsführung, dass sie Zeugen wären des Spottes und Hohnes, 
mit dem die erhabenen Riten und Einrichtungen der katholischen Kirche be- 
schimpft, der Frechheit, mit der die heiligsten Geheimnisse der Religion pro- 
fanirt werden, dass sie schauten die Ehrenbezeigungen, welche der Ruchlosig- 
keit und gottlosen Menschen gezollt werden, während dagegen die religiösen 
Bittgänge und Prunkzüge, welche die Frömmigkeit der Italiener von Alters 
her bei festlichen Veranlassungen abzuhalten pflegte, verboten werden. Wir 
möchten ferner, dass ihnen die Lästerungen bekannt wären, die ungestraft und 
unter dem Schutze der Obrigkeit in der gesetzgebenden Versammlung ausge- 
stossen werden, wo die Kirche selbst der Ruhestörung und des Angriffs be- 
scliuldigt, wo ihre Freiheit ein schädliches und unheilvolles Princip, ihre Lehren 
verwerflich und der menschlichen Gesellschaft und Cultur feindselig genannt 
worden sind, wo ihre Macht und ihr Ansehen als der Menschheit verderblich 
geschildert worden. Und möchten jene Verkünder Unserer vorgeblichen Frei- 
heit die zahlreichen, andauernden und groben Aergemisse nicht übersehen, die 
darauf berechnet sind, die Jugend durch Entzündung der Leidenschaften zu 
verderben und in ihren Seelen die katholische Religion von Grund aus zu ver- 
nichten! Wenn dieselben endlich die Strassen dieser Stadt, die durch den 
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Kl fli«ä Lclirslulil des h. Petrus der Sitz uud das Haupt der Religion ist, dnrehwan- 
juniMbe durtcDj SU würden sie leicht urtbeilcu köuncn, ob die iu letzterer Zeit eutstan- 
i^'"°'~. denen Tempel des katliolisclieii Cultus, die überall verbreiteteu Seliulen der 
Verderbnisij, m viele liin und wieder errichtete Häascr der Schande, die obscöiieu 
und Echamlosen Schauspiele, welche dem Auge des Volkes geboten werden. 
Zustände sind, die Derjenige dulden kann, der wegen seines apostolischen 
Amtes so grossen Ucbcln cntgegcu zutreten verptiichtet ist, aber dagegen aller 
Mittel und Woge, jeder Uebung seiner Macht beraubt ist, wodurch Er auch 
nur ciueni dieser Uebel die notliwcndigen Heilmittel entgegenstellen uud den 
ins Verderben stürzenden Seelen Hilfe leisten konnte. Dies, ehrwilrdigc Brüder, 
ist die Lage, welche Wir üu ertragen gezwungen sind von Seiten der Regie- 
rung, die in dieser Stadt herrsclit, ilies ist jene P'reiheit und Macht, Unser 
Amt auijzuuben, deren Namen luan missbraucht, indem mau uuverschämt ])rahlt, 
dass Wir sie gcnicsson, die Freiheit uUmlich, die t&glich zunehmende Zerstö- 
rung der kirchlichen Ordnung und Verfassung, das Verderben der Seelen an- 
zusehen, ohne Etwas zur Abwendung so vieler und grosser Uebel thuu zu 
können. Bei dieser Lage der Bingc, ist es da nicht als neuer, bitterer Spott und 
Hohn zu l>etracbten, was oft gesagt wird, nämlich, dass Wir Uns zur Verstän- 
digung und Eintracht mit den neuen Gewalthabern herbeilassen sollten, da diese 
Verstand) gungs weise tou Unserer Seite nichts Anderes sein wUrde, als ein 
gänzlicher Verrath, nicht nur an den höchsten Rechten dieses h. Stuhles, die 
Wir bei Unserer Erhebung auf diesen höchsten Lehrstuhl als heilige und un- 
verletzliche Hinterlage zu bewahren und zu hüten empfingen, sondern und vor- 
nehmlich au dem Uns zum Heil der Seelen verliehenen göttlichen Amte, eine 
Auslieferung des Erbtheils Christi in die Hände einer aoleheii Gewalt, dei'eu 
Streben wo möglich auf die Vernichtung sogar des Namens der katholischen 
Religion gerichtet ist? Jetzt fürwahr erscheint dem Erdkreise in liellem Liclite~> 
uud von allen Seiten die Bedeutung, Tragweite und Glaubwürdigkeit jener Zu- 
geständnisse, mit denen zur Täuschung der Gläubigen Unsere Feinde vorgaben, 
die Freiheit und WOrde des Oberhauptes der Kirche beschützeu zu wollen 
die auf dei* Willkür und dem feindseligen Willen der Stautslenker bernheu 
in deren Macht es steht, dieselben nach eigenem Ermessen und GutdUnken an- 
zupassen, zu beobachten, zu deuten und auszufOhreii. Das Oberhauiit der Kirche 
ist gewiss nie und wird nie im Besitz Seiner vollen Freiheit und Seiner vollen 
Gewalt sein, solange Es in Seiner Stadt anderen Gewalthabern unterwürfen 
sein wird. In Rom kann Sein Loos kein anderes sein, als das eines obersten 
Fürsten oder eines Gefangenen: und nie wird der Friede, die Sicherheit und 
die Ruhe der allgemeinen katholischen Kirche fest begründet werden, solange die 
AusQbung des höclisten apostolischen Amtes von den Bestrebungen der Parteien, 
von der Willkür der Gewalthaber, von den WechsellÄllcn der ]ioUtischcn Wahlen, 
von den Rathschlägen und Handlungen tOckischer Menschen, welche die Ge- 
rechtigkeit der Nützlichkeit hintansetzen, abhängig sein wird. '| Aber glaubet 
nicht, ehrwürdige Brüder, dass inmitten so vieler Uebel, von denen Wir leiden 



Staat and Kirche. Römische Curie. 399 

und bedrückt sind, Unser Math gebrochen sinke oder dass Uns jenes Vor- Nr. ^^1^2 
trauen mangele, mit welchem Wir die Beschlüsse des Allmächtigen und Ewigen Römische 
erwarten. Seitdem Wir nämlich nach der Vergewaltigung Unserer Herrschaft ^'""* 
den Entschluss fasstcn^ lieber in Rom zu bleiben, als in fremden Ländern ein 
friedliches Obdach zu suchen^ und zwar in der Absicht, am Grabe des h. Petrus 
getreue Wache über die katholische Sache zu halten, haben Wir nie nachge- 
lassen, mit Gottes liilfe für die Verthcidigung Seiner Sache zu kämpfen, und 
täglich kämpfen Wir, nirgendwo dem Feinde weichend, als wo Wir gewaltsam 
verdrängt werden, um das Wenige, was noch dem Sturm der Zerstörer und 
derjenigen, die Alles zu vernichten streben, entgangen ist, zu hüten. Wo Uns 
aber alle anderen Hilfsmittel zur Vertheidigung der Rechte der Kirche und 
der Religion fehlten, da haben Wir Unsere Stimme und Unsere Forderungen 
ertönen lassen, wovon Uir selbst Zeugen seid, die Ihr mit Uns Gefahren und 
Schmerzen gemein hattet; denn oft habt Ihr die von Uns öffentlich ausge- 
sprochenen Worte vernommen, sei es, dass Wir neue Missethaten verurtheilten 
und gegen die überhandnelimcnde Gewaltthätigkeit der Feinde protestirten, 
oder dass Wir mit geeigneten Ermahnungen die Gläubigen belehrten, auf dass 
sie sich weder durch die Fallstricke der Gottlosen, noch durch den geheuchel- 
ten Schein der Religion, noch durch die verderbliclien Lehren falscher Brüder 
täuschen Hessen. Möchten doch endlich diejenigen ihr Ohr und Gcmüth Unsern 
Worten öffnen, deren Pflicht und grosses Interesse es ist, Unser Ansehen zu 
stützen und die gerechteste und heiligste aller Sachen männlich zu verthei- 
digen! Denn wie könnte dem Scharfblick derselben entgehen, dass man ver- 
gebens einen dauerhaften, wahren Wohlstand für die Nationen, Ruhe und Ord- 
nung bei den Völkern, Befestigung ihres Ansehens für diejenigen, welche die 
Scepter tragen, erhoffen kann, wenn die Autorität der Kirche, welche alle wohl- 
geordneten Gesellschaften durch das Band der Religion miteinander vereinigt, 
ungestraft missachtet und verletzt wird, und wenn ihr Oberhaupt in der Aus- 
übung seines Amtes nicht die volle Freiheit gcniesson kann und der Willkür 
einer fremden Gewalt unterworfen ist? || Gewiss begrüssen Wir es als ein 
freudiges Ereiguiss, dass Unsere Worte von dem ganzen, in kindlicher Liebe 
mit Uns verbundenen katholischen Volke gern angehört und mit grossem Er- 
folge aufgenommen wurden; denn so gross sind die innigen und wiederholten 
Beweise der Liebe, die Wir von ihm empfingen, dass sie sowohl ihm als der 
Kirche zum höchsten Ruhme gereichen und Uns hoffen lassen, dass dieser 
selben Kirche und diesem apostolischen Stuhle freudigere Tage erstehen werden* 
Und wahrlich können Wir kaum den süssen Trost in Worten aussprechen, den 
Wir, obwohl allerseits der kräftigsten Stützen beraubt, aus dem Anblick der 
hohen Begeisterung und der odelmüthigen Bestrebungen geschöpft haben, die, 
aus sich entstanden, sich von Tag zu Tage selbst unter den entlegensten Völkern 
weiter verbreiten zur Verfechtung und Vertheidigung der Rechte und der 
Würde des römischen Pontificats und Unserer Niedrigkeit. Die freigebigen 
Unterstützungen, die Uns aus allen Theilcn der Erde zufliessen, damit Wir 



4()0 



St«it und Kirche, ßümisrhc Curie. 



Itövitclia 
i3,»riia;;. 



für die dringenden Bedürfnisse dieses li. Stahles sorgen können, und der Za- 
drnng so vieler Unserer Kinder, die ans sllen Nationen zu diesen vaticanischcn 
Hallen herbeiströmen, um dem sichtbaren Oberhaupte dur Kirche ihre clir- 
furclitsvolle Gesinnung za bezeigen, dies sind solche Kundgebungen treugian- 
biger Seelen, dass Wir der göttlichen Barmherzigkeit garniclit gebührend da- 
für zu danken vermögen. Wir möchten jedoeb, dass Allen verständlich würde, 
auf dass es zur heilsamen Lehre diene, welches die innere Kraft nnd wahre 
Bedeutung dieser Wallfahrten ist, die wir in jetziger Zeit oft wiederholen sehen, 
wo der römische Pontificat von einem furchtbaren Kriege heimgesucht wird. 
Dieselben gelten nicht nur als ein Beweis der Liebe und Ergebenheit der 
Gläubigen gegen Unsere Niedrigkeit, sondern sie sind auch ein offenbares 
Wahrzeichen der Sorgen und Aengste, von denen ihre Herzen bewegt sind, 
weil der gemeinsame Vater sich in einer durchaus ungehörigen und ungebühr- 
lichen Lage befindet. || Indessen wünschen Wir nichts sehnlicher, ehrwOrdigc 
Brüder, als dass Unsere Worte aus dem Bereich dieser Mauern bis zu den 
äiissersten Enden der Erde ertönen mögen, um den Gläubigen des ganzen Erdkreises 
für die herrlichen Beweise kindlicher Liebe und Ehrfurcht, die sie Uns unausgesetzt 
darbringen, die Dankbarkeit Unseres Herzens zu bezeigen. Denn Wir wünschen 
ihnen zn danken für die fromme l'rcigehigkeit, mit der sie, selbst mitunter 
ihre eigenen Bedrängnisse vergessend. Uns zu Hilfe kommen, erkennend, dass 
man Gott opfert, was man der Kirche darbringt; wir wollen sie beglückwünschen 
ob der Grossberzigkcit und Tugend, mit der sie den Zorn und den Spott der 
Gottlosen verachten, und Uns ihnen verbunden erklären fflr die Freudigkeit, 
mit der sie sich bestreben. Uns die Beweise ihrer Liebe darzubringen zur Ge- 
denkfeier jenes Tages, an welchem Wir vor fünfzig Jahren, obschon unwürdig, 
die Weihe des bischöflichen Amtes empfingen. Und nicht weniger wünschen 
Wir, dass auch alle Hirten der ober den ganzen Erdkreis verbreiteten Kirchen, 
welche diese Unsere Worte empfangen, ans denselben Anregung sciiöiifen mögen, 
ihren Gläubigen die Gefahren, die Angriffe und die sich täglich erscIiwerendcD 
Bi'iastiguugen bekannt macheu, von denen Wir bedrückt sind, und sie zugleich 
versichern, dass Wir niemals davon abstehen werden, welche Wendung die 
Sachen auch immer nehmen mögen, die Frevel, die vor Unseren Augen be- 
gangen werden, zu verdammen; jedoch könne es geschehen, dass eines Tages, 
sowohl wegen der neulich erlassenen Gesetze als wegen anderer noch stren- 
gerer, die bereits angekündigt werden. Unsere Stimme nur noch selten und 
sehr niühsani wegen der ihr entgcg<mge stellten Schwierigkeiten zu ihnen zu 
gelangen vermöge. Unter dieseu Umstanden fordern Wir die Oberhirteu selbst 
auf, ilirc Heerden vorher zu wanien, damit sie sich nicht durch die trügerischen 
Künste täuschen lassen, mit denen hinterlistige Menschen Unsere wahre Lagu 
xn entstellen bestrebt sind, indem sie entweder die Härte derselben verbergen, 
udi.T Unsere I'reiheit preisen nnd behaupten, dass Unsere Gewalt Niemandem 
unterworfen sei, während Wir in Wahrheit die ganze Sachlage in diesen Worten 
kurz zusammfasscu können: dass nämlich die Kirche Gottes in Italien Gewalt 
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und Verfolgung leidet; dass der Statthalter Christi sich weder im Besitz der ^'- **^ 
Freiheit, noch der vollen unbeschränkten Ausübung seiner Gewalt befindet. || BAmiiche 
In dieser Lage der Dinge halten Wir nichts für geeigneter, wünschen Wir ^"^•' 
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nichts sehnlicher, als dass alle dieselben kirchlichen Oberhirten, die eine be- 
wundernswerthe Eintracht in der Vertheidigung der Rechte der Kirche und 
eine ausgezeichnete Ergebenheit gegen den apostolischen Stuhl Uns durch wieder- 
holte Beweise beständig kundgegeben haben, die ihrer Obhut anvertrauten 
Gläubigen ermuntern, damit sie mit den nach dem in jedem Lande geltenden 
Rechte zulässigen Mitteln sich bei den obersten Leitern der Regierung eifrig 
bemühen, auf dass die traurige Lage, in welcher sich das Oberhaupt der katho- 
lischen Kirche befindet, genauer erwogen werde und wirksame Maassregeln 
getroffen werden, um die Hindernisse wegzuräumen, welche seiner wahren und 
vollen Unabhängigkeit entgegenstehen. Da es aber dem allmächtigen Gotte 
zusteht, die Geister der Menschen zu erleuchten und ihre Herzen zu beugen, 
so bitten Wir nicht allein Euch, ehrwürdige Brüder, besonders in gegenwärtiger 
Zeit in inbrünstigen Gebeten zu Ihm zu flehen, sondern ermahnen auch die Ober- 
hirten sämmtlicher katholischer Völker dringend, damit sie die ihnen anvertrauten 
Gläubigen in den Gotteshäusern zu versammeln streben, um daselbst für das 
Wohl der Mutterkirche, für die Bekehrung unserer Feinde und für das Auf- 
hören der so grossen und weit verbreiteten Ucbel aus tiefster Seele demüthige 
Gebete darzubringen. Und Gott, so hoffen Wir mit Zuversicht, der Sein Wohl- 
gefallen findet an denen, die Ihn fürchten, und an denen, die auf Seine Barm- 
herzigkeit hoffen, wird das Gebet des zu Ihm rufenden Volkes erhören. || 
Uebrigens, e. B., lasst uns Stärke schöpfen im Herrn und in der Stärke Seiner 
Macht, und bekleidet mit den Waffen Gottes, mit dem Panzer der Gerechtig- 
keit und dem Schilde des Glaubens, tapfer und muthig gegen die Mächte der 
Finstemiss kämpfen und gegen die Ungerechtigkeit dieser Welt. Freilich ist 
die Sucht, Alles zu verwirren und zu stören, bereits so weit gediehen, dass 
sie gleich einem Strom Alles in den Abgrund mit hinabzureissen droht, und 
nicht Wenige von Denen, die Urheber und Förderer von Neuerungen gewesen 
sind, stehen erschreckt beim Anblick ihres Werkes. Aber Gott ist mit Uns 
und wird mit Uns sein bis ans Ende der Zeiten. Zittern müssen die, von 
denen geschrieben steht: „Ich sah diejenigen, welche Ungerechtigkeit üben 
und Schmerzen säen und sie ernten, beim Hause Gottes zu Grunde gehen und 
von dem Hauche seines Zornes verzehrt werden.** Aber Denjenigen, welche 
Gott fürchten und in Seinem Namen kämpfen und auf Seine Macht hoffen, ist 
Barmherzigkeit und Schutz vorbehalten, und es unterliegt keinem Zweifel, dass, 
da die Sache die Seinige und der Kampf der Seinige ist, Er selbst den 
Kämpfern zum Siege verhelfen wird. 

Der Cardinal-Staatssecretär übers&dte — wie die „N. f. P." und nach 
ihr die „Germania** unter Reserve mittheilen, die AUocution vom 12. März an 
die bei der Curie accreditirten Gesandten mit nachfolgender 
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verübt worden ist. Die uescnictitc dieses Heiligen 
gerechten Acten des italienischen Parlaments verew 
scliänderischen Reden und die gottlosen Profanatic 
Dcpntirte gegen die Heiligkeit des Statthalters Ch 
Kirche vorgebracht und verübt haben; die unchri: 
Gesetzesvorschläge, bestimmt, das Papstthura herab 
um die menschliche Gesellschaft in Wahrheit hocl 
sie aas göttlicher Inspiration hervorgegangen; die 
unsere heiligste Religion zu zerstören — alles Das 
Bestrebungen, sie gereichen überdies der Gemeins 
grössten Schaden. 

8e. Heiligkeit hofft, dass E. E. die ganze 
Ihnen so würdig repräsentirten Regierung auf diese [ 
besonders aber auf die Acte der Terschiodenen M 
Emmanuel seit dem 20. September. In diesen Acte 
Oegentheil dessen enthalten, was sie nach der An 
des Kirchenstaates feierlich proclamirt hatten. 

Wie wird es je m^lich sein, dass der Paps 
regiere, wenn er in seiner eigenen Residenz des 
bedarf, welche sich' Ton den revolntionftren Idee 
reissen lisst? 

Wie wird es möglich sein, bedauerliche Ui 
wenn im Falle eines G^nclave die Regierung des 
sich mit Hilfe von ünglftnbigen bemühen wird, einen 
der natürlich nichts Anderes sein wird als eine 
das in .jener Zeit am Ruder befindlich sein wird? 

Die Folgen dieser Zustände werden natürlich 
tholischen Staaten deutlich fühlbar sein, und ül 
Katholiken leben. 

Die Ton der politischen Revolution zerfleischi 
religiöse erleben, und dadurch wird die allgemei 
mehrt werden. 
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bei den betreffenden Regierungen, in welcher das Rundschreiben des ita- ^'- ®^** 
lienischen Justizministers an die Generalprocuratoren vom 17. März als ein ^^^^^ 
n^uer schwerer Eingriff in die Freiheit des Papstes bezeichnet wird, weil curi«. 
dasselbe anordnet: gegen jene Blätter, welche sich nicht begnügten, die päpst- i2.M&rsi9 
liehe Allocution vom 12. d. M. einfach als Actenstück abzudrucken, sondern 
sich erlaubten, dieselbe mit einem zustimmenden Commentar zu begleiten, 
gerichtlich einzuschreiten. (S. die Circulardepesche bei Vering, Archiv, 
Bd. XXXVm, p. 41 ff). 



Nr. 6163. (426.) 

BATEBN. Programm der neuen „Katholischen Volkspartei'^ 

„I. Die katholische Yolkspartei in Baiern erachtet es als ihre oberste Nr. eica 
Aufgabe, das ganze öffentliche Leben den katholischen Grundsätzen wieder ^*^^* 

Baiern. 

zu erobern und diese zur Grundlage für den Staat und die Gesellschaft zu M&rz is??. 
machen; insbesondere erstrebt sie volle Freiheit und Unabhängigkeit der Kirche 
gegenüber der modernen Staatsomnipotenz. Sie macht sich zur weiteren Auf- 
gabe die entschiedene und einmüthige Forderung aller jener Rechte, welche 
der Kirche und den Katholiken nach göttlichem und menschlichem Rechte ge- 
bühren, und betrachtet als eine wesentliche Aufgabe, die Erreichung dieser 
Forderung mit allen verfassungsmässigen Mitteln durchzusetzen. Sie setzt sich 
zur Aufgabe, den christlichen Culturstaat auf katholischer Grundlage unter prin- 
zipieller Bekämpfung der der wahren Freiheit und jedem Volkswohl feind- 
lichen Grundsätze, Bestrebungen und Ziele des modernen Liberalismus wieder 
herbeiführen zu helfen. Sie verpflichtet ihre Mitglieder, den katholischen 
Grundsätzen, wie sie von dem obersten Lehrer der Wahrheit, dem Papste, 
gelehrt werden, im öffentlichen Leben bei jeder Gelegenheit offen und ent- 
schieden Ausdruck zu geben und nach Kräften Geltung zu verschaffen. — ^ 
IL Weiters nimmt die kathoL Volkspartei in ihr Programm auf: Wahrung^ 
Förderung und Kräftigung des föderativen Prinzips in Deutschland, Er- 
haltung, Vertheidigung und Stärkung der verfassungsmässigen Selbständigkeit 
Baiems und demnach entschiedenen Widerstand gegen jeden Eingriff in die 
baierischen Reservatrechte, Opposition gegen jedes über die strikten Bestimm- 
ungen der Versailler Verträge hinausgehende Ministerium, bürgerliche und 
religiöse Freiheit auf verfassungsmässiger Grundlage, verfassungsmässige Ga- 
rantieen für dieselbe, Beseitigung jeder staatlichen Bevormundung gegenüber 
der Kirche, der kirchlichen Institute und Körperschaften, sowie freie Bewegung 
und Bethätigung des kirchlichen Lebens überhaupt Sie stellt sich hiebei auf 
den durch das Concordat vom 5. Juni 1807 und durch das Tegernsee'r Königs- 
wort vom 15. September 1821 präcisirten Rechtsboden kirchlichen Lebens. 
Dieses Königswort garantirt Gewissensfreiheit auf Grundlage der göttlichen 
.Gesetze und der katholischen Kirchensatzungen, die Selbständigkeit und volle 
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Hr. gi«3 Freiheit der Eircho in SchaSnng und Leitnng ihrer religiösen Erzicbnngs- 
B>i>ra. and Wohlthatigkeits- Anstalten sowie in Verwaltung ihres Vermögens, freies 

■*" !*"■ Associationsrecht der dnrch die kirchlichen Behörden genehmigten religiösen 
Orden und Corporationen. Auf dem Gebiete des Unterrichts nnd der Erziehung 
verlangt die katholische Volkspartei Wahrung des natorlichen Rechts der Eltern 
anf die Bestimmong des Unterrichts und der Erziehung ihrer Kinder nach 
kirchlichen, religiösen Grundsätzen, Beseitigung des staatlichen Scbnlznangs 
und volle Unterrichtsfreiheit, gesetzliche Sicherheit der Persou nnd des Eigen- 
thnms gegen polizeiliche und staatliche Willkür, freies Vereins- und Versamm- 
lungsrecht, volle Freiheit der Presse, allgemeines direktes Wahlrecht mit wirk- 
lich geheimer Abstimmung und nach gerechten Grundsätzen, gesetzlich festge- 
stellte Wahlkreise, auch für den baierischen Landtag, entschiedenen Kampf gegen 
den Militarisnins, wenn auch vorerst ein Erfolg nicht in Aussicht steht, nnd 
den Volksinteressen entsprechende Aendening des Wehrsystems, wodurch allein 
die unabweisbare Minderung des Militärbudgets zu ermöglichen ist — Die 
katholische Volkspartei verlangt Mindernng der Steuern nnd Volkslasten 
in Staat, Kreis und Gemeinde, gründliche und baldige Reform der Besteue- 
rung, gleichraässige Vcrtheilung der Steuern und durchgreifende Heranziehung 
des Grosskapitals zur Besteuerung, Aufhebung der Wucherfreiheit und Wieder- 
einfohrung zweckdienlicher Gesetze gegen den Wucher sowie zur möglichEten 
Verhinderung der gewerbsmässigen Gutcrzertrllmmeruug, Reform der Gewerbe- 
gcsctzgebung, den wirklichen Verhältnissen und Bedürfnissen entsprechende Be- 
guliruDg der gewerblichen Freiheit und Freizügigkeit, Abschaffung des Hansir- 
handcls und der Wanderlagcr, BeviGton der Gesetze ttber Ansässigmachung nnd 
Verehelichung, gesetzliche Freiheit der Arbeiterassociationen, möglichste Förde- 
rung von den veränderten gewerblichen^ Verhältnissen sich anpassenden Arbciter- 
corporationen, staatlichen Schutz der Arbeiter insbesondere gegen Ausbentong 
von Seite der Arbeitgeber, den besonderen Verhältnissen entsprechende Begelnng 
der Arbeitszeit, Beschränkung der Frauen- nnd Verbot der Einderarbeit, staat- 
liche Beaufsichtigung der Arbeitsiocale, Abschaffung der Sonntagsarbcit, Schaf- 
fung eines Arhciterrechtes, eine zeitgemässe llandwerkerordnung (Gewerbeord- 
nung), Schutz des Handwerks einerseits gegen die Tyrannei des Kapitalismus, 
andrerseits gegen Pfuscherei, Regelung nnd Förderung des Lehrlings- nnd 
Gesellen Wesens, Schiedsgerichte zur Schlichtang von Streitigkeiten zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer, eine die corporative Selbständigkeit der Ge- 
meinde durchführende Revision der Gemeindcordnnng, Erweiterung der Selbst- 
verwaltung der Distrikte, bzw. Bezirke, Wahrung des Einspruchsrechtes der 
Gemeinden bei Ansässigmachung und Verehelichung." 

Die neue „katholische Volkapartci" constituirte sich Anfangs Mars in 
München nnter Führung Sigls in prinzipiellen und ausdrücklichen Gegensatz 
gegen die unter der Führung Jörgs stehende s. g. patriotische KammerparteL 
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Nr. 6164. (427.) 

BAIEBN. Programm der katholisch-patriotischen Partei in Baiern. 

Das Programm der katholisch -patriotischen Partei ist schon in ihrem Nr. em 
Namen ausgesprochen. Sie nennt sich katholisch^ weil sie ihre Mitglieder ver- ^^^^ 
pflichtet, sich offen den Lehren und Satzungen der Kirche anzuschliessen und ^^^^ ^^^- 
deren Rechte gegenüber dem falschen Liberalismus zu vertheidigen. Sie nennt 
sich patriotisch, weil sie mit allen ihren Kräften einsteht für die möglichste 
Erhaltung der Selbständigkeit Baiems gegenüber dem preussischen Einheits- 
staat, der sich an die Stelle eines auf freiheitlichen Grundlagen geeinigten 
Deutschlands zn setzen droht Deshalb bekennt sie sich zu folgenden Grund- 
sätzen und den hieraus sich ergebenden Folgerungen: Ä, In kirchlicher Be- 
ziehung: L Staat und Kirche, obwohl beide innerhalb ihrer Ordnung selb- 
ständig, stehen sich nicht feindlich gegenüber. Beide Gesellschaften bestehen 
nicht bloss neben einander, sondern durchdringen einander; sie haben nicht nur 
äusserlich dieselben Mitglieder und leben auf demselben Räume, sondern theilen 
auch innerlich eine wirklich gemeinsame Aufgabe, die der Vollendung des 
Menschen und der Menschheit, — jener mit besonderer Beziehung auf dessen 
natürliches, diese in besonderer Rücksicht auf dessen übernatürliches Ziel; 
jener vorzugsweise durch Handhabung der äusseren Rechtsordnung, diese durch 
Wahrung der inneren Sittlichkeit Nach dieser christlichen Grundanschauung 
ist das allein richtige Yerhältniss zwischen Staat und Kirche das des gegen- 
seitigen Wohlwollens und der gegenseitigen Unterstützung. Eine vollständige 
Trennung beider wird wenigstens von der Kirche nicht gewünscht, sondern 
kann von ihr nur unter gewissen, von ihr unabhängigen Verhältnissen geduldet 
werden. Das Zusammenwirken beider Gewalten ist nur möglich, wenn a) eine 
jede die volle Souveränetät der andern auf deren Gebiete anerkennt und achtet, 
und wenn b) beide alle Fragen gemischter oder gemeinsamer Natur in gegen- 
seitigem Einvernehmen ordnen. Dieses Verhältniss zwischen Staat und Kirche, 
wie es sein soll, ist in Baiem eigentliches Recht Das Concordat vom 5. Juni 
1817, welches als Staatsvertrag und Verfassungsgesetz giltig ist, erkennt die 
volle Selbständigkeit beider Gesellschaften an und trifft über Beiden gemein- 
same Gegenstände gemeinsame Anordnungen. Dieser Vereinbarung entgegen 
hat das Religions-Edict, welches einseitig erlassen wurde, Bestimmungen gegeben, 
die vielfach jener widersprechen. Zwar hat die Erklärung von Tegernsee, 
12. September 1821, die katholischen Gewissen zu beruhigen gesucht; allein 
sie hat jenes Edict und damit den innem Widerspruch nicht aus der Ver- 
fassung entfernt So sieht sich die katholische Kirche Baierns noch heute 
vieler ihr durch das Concordat garantirter Rechte beraubt, in dem Genüsse 
anderer von dem mehr oder weniger guten Willen der jeweiligen Regierung 
abhängig gemacht Während der Staat von der Kirche die ihm kraft des Gon- 
cordats zugestandenen Rechte und Privilegien fordert, entschlägt er sich viel- 



ä) volle Freiheit ihrer Lehre, ihres Predigeramts s 
in rein kirchlichen Dingen, — daher Beseitigung ( 
Recht, in den geistlichen Stand aufzunehmen und di 
bildenden im Geiste der Kirche zu erziehen; c) di 
ihrer Jurisdictionsgewalt, daher auch des Rechtes d 
Gemeinschaft mit den gesetzlichen Folgen, also Res 
die Staatsgewalt; d) Hinwegfall der staatlichen Eii 
des Gnltns; e) Freiheit der kirchlichen Orden und 
Beitignng der gegen dieselben erlassenen Gesetze v 
folgenden Nnmmem sind im Original durchschossen 
Einkflnfte der bischöflichen Btflble nnd Domcapitel 
bestimmte Fondinmg auf Güter oder sonstige Besi 
ungehinderten Eigenthomserwerbs nnd der freien und 
yerwalUing; 4} Wahmng ihrer Rechte an den kirchl 
thfttigkeit sowie fOr den niederen und höheren Unter 
flnsses der Kirche anf die Schule, sei es durch Reibe 
Unterrichtsanstalten^ sei es durch Gewfthmng der U 
wir für die katholische Kirche nns anf den Boden d 
stellen, so überlassen wir es den andern Beligionsge 
wieweit das fdr sie geltende Yerfassnngsrecht ihre; 
nnd geben die Yersichemng, dass jeder Schritt ih 
Selbstftndigkeit ihrer Kirchen unsere bereitwillige 
Allen Bestrebungen zur Bildung eioer Staats- oder 
aber mit voller Entschiedenheit entgegen nnd erblick 
stütsung solcher Bestrebungen nur einen Missbrauch 
ist aber auch denkbar, dass der Staat die geforden 
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ihr, soll sie eine durchgreifende und wirkliche sein, müsste aber auch die ^''- ?^" 
Zurückführung des Staates aufsein natürliches Machtgebiet der äusseren Rechts- ^^l^ 
und Sicherheitsordnung unternommen werden. Wann indess dieser Fall ein- •'^^ ^^""• 
getreten und darum diese Forderung zu stellen sei, darüber hat eine höhere 
Maiiht zu bestimmen. Das Goncordat als ein Staatsvertrag verliert seine recht- 
lich verbindende Kraft, wenn es von beiden Theilen entweder förmlich gelöst 
oder, weil einseitig gebrochen, von dem verletzten Theil als nicht mehr zu 
Recht bestehend erklärt wird. Möge darum der kirchliche Kampf noch so 
heiss entbrennen, solange eine solche Erklärung nicht gegeben ist, wird sich 
die katholisch-patriotische Partei an das vertragsmässige und historische Recht, 
jedes ihrer Mitglieder aber bei Uebergriffen der Staatsgewalt in das Gebiet 
des Gewissens an das Wort halten: „Man muss Gott mehr gehorchen, als den 
Menschen." — B, In politischer Beziehung: Die Quelle der meisten üebel, 
an denen unser Staatsleben krankt, ist in der Trennung von Politik und Moral 
zu suchen. Die einzige Grundlage einer wirklichen Staatsweisheit ist für uns 
die auf den Geboten Gottes ruhende Gerechtigkeit Das auf dieser Grundlage 
gewordene Recht ist daher der Boden, auf den wir i^ns stellen; von ihm aus 
verurtheilen wir 1) den Satz, dass der Staat die Quelle alles Rechtes sei, 
während doch seine Bildung das Recht zur Voraussetzung hat, verwerfen wir 
2) das NationalitMsprinzip als die ausschliessliche Grundlage der Staatenbil- 
dung, wie es gegenwärtig von einer Partei zur Erreichung ihrer Zwecke oder 
zur gewaltsamen Beseitigung historischer Rechte und Ansprüche ausgebeutet 
wird, und sprechen uns 3) auf das entschiedenste aus gegen jeden blossen 
Eroberungskrieg wie gegen die unbedingte Aufrechterhaltung des Nichtinter- 
ventionsprinzips. Niemals werden wir uns durch materielle Erfolge bestimmen 
lassen, eine gegen diese Grundsätze verstossende Politik anzuerkennen. Die 
Forderungen, die wir im Besonderen machen, sind: 1) Bezüglich unserer Stellung 
zum Reiche verlangen wir a) die Wahrung des föderativen Charakters des- 
selben, darum bei aller Achtung der Verträge kein Hinausgehen über dieselben; 
die Opfer an das Reich, soweit sie nothwendig sind, wurden gebracht; jedes 
weitere würde ein Mord an der Selbständigkeit unseres engeren Vaterlandes 
sein; b) Beachtung freiheitlicher Prinzipien in der dem Reiche zustehenden 
Gesetzgebung, insbesondere in Bezug auf die Presse, Vereinsrecht u. dgl., so- 
hin Beseitigung des Zeugnisszwangs sowie insbesondere Beseitigung der Aus- 
nahmegesetze gegen bestimmte Klassen von Reichsbürgern (Jesuitengesetz, Aus- 
weisung für Geistliche etc.). 2) Betreffs unserer baierischen Angelegenheiten 
fordern wir a) zunächst allgemeines direktes Wahlrecht mit geheimer Abstim- 
mung und gesetzlich festgestellten Wahlkreisen; h) eine wahrhaft baierische und 
constitutionelle Regierung sowie eine gegen jeden Parteieinfiuss unzugängliche 
Handhabung der dem Volke durcji die Verfassung gewährleisteten Rechte und 
Freiheiten; c) Vereinfachung der Verwaltung und Verminderung der Beamten. 
— C. In sozialer Beziehung: So wenig die katholisch-patriotische Partei ver- 
kennt, dass eine vollständige Beseitung der Armuth unmöglich ist, so sehr fühlt 
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Kl. fliH sie die Terpflichtang ftlr Eirclie, GemeiDde nnd Staat, gcmeinBam znr Steaerang 
^^. der Noth der arbeitenden Elassen nnd gegen die drohende Terannnng des 
Juli isTT. Hittelstandes thütig zn sein. Die Kirche wird es immer als ihre Aufgabe 
betrachten, durch ihre Lehre von dem bloss bedingten Eigenthnm und dem 
sittlichen Werthe der Arbeit versöhnend nnd dnrch die Th&tigkeit ihrer An- 
stalten nnd Genossenschaften heilend einzugreifen. Die Gemeinde kann sich 
nicht jeder Pflicht der materiellen UnterstQtznng entziehen. Das Geringste, 
was man von dem Staate verlangen kann und mnss, ist, dass er die sozialen 
Schäden beseitigt, die durch die jöngste Gesetzgebung des Liberalismus herbei- 
gefflbrt worden sind. Zn jenen Gesetzen z&hlcn: 1) das Milit&rgesetz, in welchem 
nicht nnr eine Beeinträchtignng der individuellen Freiheit, sondern die grfisste 
ScliädiguDg der Volkskraft nnd eine der HanptorEaclien des gesunkenen Wohl- 
standes in Landwirthschaft und Industrie gesehen werden moss. Namentlich 
ist die Herabsetzung der Fr&senzzeit eine Forderung, die bis zn ihrer end- 
liehen ErfflUnng immer wiederholt werden mnss; 2) die Aufhebung der Wucfaer- 
gesetze, nodurcb Kleingewerbe und Eleinbesitz der Ansbeutnng des Kapitals 
oberliefert worden sind. Ein gesetzlicher Schutz gegen den Wacher ist ein 
unabweisbares Bedtlrfniss; 3) die unbeschränkte Ausdehnung der F&higkeit znr 
Ansstellnng von Wechseln anf alle Personen, welche sich durch Vcrtrigo ver^ 
pflichten können. Kahezu dreiasig Jahre haben die Gefahr der „allgemeinen 
Wechselföhigkeit" in ihrer wahren Natur gezeigt, insbesondere den Missbranch 
der Wechsel zum Wucher und die Ausbeutung der geringeren Bildung und Er- 
fahrnng des Bauernstandes und kleinen Gewerbestandes in Bezug auf die Folgen 
einer Wechselnnterschrift. Wir fordern deshalb Bcschi^Lnkung der Wechsel- 
fUiigkoit nach Maassgabe der älteren Wechselordnungen; 4) die gegenwärtige 
Steuergesetzgebung, welche die Staatslasten nngleich vertheilt. Wir verlangen 
daher eine Steuerreform unter Beibehaltung des gemischten Systems. Die Ein- 
führung bloss direkter Steuern, namentlich einer einzigen, der Einkommensteuer, 
lilsst nicht nur die Person und den Besitz ausser Acht, sie käme in vielen 
FSIlen einer Vennögensconfiscation gleich; die Einführung bloss indirekter 
StcQcm wäre eine übermässige Belastung der ärmeren Klassen und wQrde das 
constitutionelle Bndgctrecht illusorisch machen. Wir fordern bei den direkten 
Steuern thunlichste Entlastung des Gewerbes und Grundbesitzes mit umfassen- 
der Heranziehung des Kapitals nnd der Grossindustrie, bei den indirekten Steuern 
möglichste Freigabe der unentbehrlichsten Nahrungsmittel, dagegen entsprechende 
Belastung der Börsengeschäfte und Luxus gegen stände; 5) die Gewerbeordnung 
in ihrer gegenwärtigen Gestalt und die damit zusammenhängenden Bestimmungen 
über Freizügigkeit und Ansässigmachung. Eine neue Gesetzgebung hat dem 
Handwerker- und Ärboiterrecht und den corporativen Verbänden der Gewerbe- 
treibenden besondere Beachtung zuzuwenden. Insbesondere muss auf BerOck- 
sichtigung folgender Punkte bestanden werden: a) Wirksamer Schutz des religifls- 
sittlichen Lebens der gesammten arbeitenden Bevölkerung (Sonntagsruhe); 
Ii) Schatz nnd Hebung des Handwerkerstandes durch WiedereinfQbmng der 
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Prüfungspflicht der Lehrlinge nach beendeter Lehrzeit und der Gesellen vor ^iJ}^ 
Zulassung zur Ausübung des Meisterrechtes, Einführung von Arbeits- Control- Baiem. 
büchem; c) Erweiterung der gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der in 
Fabriken arbeitenden Personen, Normativbestimmungen für die Fabrikord- 
nungen, Verbot der Beschäftigung jugendlicher Arbeiter unter 14 Jahren in 
Fabriken, Schutz der Familie durch Beschränkung der Frauenarbeit in Fa- 
briken; d) obligatorische Einführung gewerblicher Schiedsgerichte unter Mit- 
wirkung freigewählter Vertreter der Arbeiter und Handwerker und mit exe- 
cutiver Gewalt; e) Förderung der Kranken-, Hülfs- und Sterbekassen für 
Gesellen und Arbeiter; f) ausreichende Sicherstellung für in ihrem Berufe be- 
schädigte Handwerker und Arbeiter; g) Revision der Bestimmungen über Frei- 
zügigkeit und Ansässigmachung unter Wahrung der Interessen der Gemeinden. 
Ueberhaupt werden alle Bestrebungen zur Besserung des Looses der ar- 
beitenden Klassen in so weit unsere Unterstützung finden, als sie nicht den 
christlichen Grundsätzen widersprechen.^ 

Das oben mitgetheilte Programm der katholisch -patriotischen Partei 
wurde in einer zu Würzburg abgehaltenen Versammlung von Vertrauens- 
männern des kathol. Clerus von ünterfranken festgestellt lieber den Ver- 
lauf dieser Berathung giebt Mittheilung das 



Circular über den Gang und die Resultate der zu Würzburg ab- 
gehaltenen Besprechung von Vertrauensmännern der katholisch- 
patriotischen Partei. 

lieber den Gang und die Resultate der Besprechung gibt ein Circular 
an sämmtliche Mitglieder des unterfränkischen katholischen Clerus folgenden 
Bericht: „Den Gegenstand derselben bildete eine Berathung über die Art 
und Weise, in der die gegenwärtigen Irrungen innerhalb unserer Partei bei- 
zulegen seien. In Nachstehendem erlauben sich nun die Unterzeichneten, 
Namens der Versammelten, Ihnen Bericht über die Verhandlungen zu er- 
statten. Um aus unserer gegenwärtigen Lage, die nahezu die der völligen 
Aufiössung ist, herauszukommen, dafür lassen sich nur zwei Wege denken: 
entweder der der Bildung einer neuen Partei, oder der der inneren und 
äusseren Reorganisation der seitherigen. Beide Wege werden von ver- 
schiedener Seite angerathen. Es handelte sich also zunächst darum, sich 
schlüssig zu machen, welcher eingeschlagen werden müsse. Die erste Frage 
war also die : „Ist es rathsam, zur Bildung einer neuen Partei zu schreiten, 
d. h. der beabsichtigten „katholischen Volkspartei'' sich einfach anzu- 
schliessen? Diese Frage wurde einstimmig verneint und zwar aus folgenden 
Gründen: a) Eine neue Form setzt einen neuen Inhalt, eine neue Partei 
setzt ein neues Programm voraus. Das Programm der Volkspartei enthält 
nun, abgesehen davon, dass es, wie selbst seine Freunde zugeben, weder 
innerlich abgeschlossen, noch consequent durchgeführt ist, keine einzige 
wahrhaft katholische Forderung, die von unserer Partei nicht schon von 
jeher gestellt worden wäre. Es sind ja überhaupt nicht die Ziele, um die 
es sich handelt, sondern die Energie, mit welcher diese Ziele verfolgt werden 
müssen. Diese Energie kann aber nicht ein Programm, sie können nur 



setzliche Lebensdauer von vier Jahren vor sich, 
sein? Eine neue Partei, die im Landtage k( 
Kammermajorit^t, die im Lande keine Partei 
hätten wir unserer so sehr angegriffenen Verti 
Uebergewicht ohnedies ein so kleines ist, auch 
punkt, der eben darin liegt, dass sie die tiberwiei 
hinter sich haty und damit jede Widerstandskraft 
entgegenhält^ die gegenwärtige Eammermajorität 
der Yolkspartei anschliessen, der verkennt die 1 
Grflndei die vielleicht weniger in der Sache lieg< 
wies erscheinen, dass die neue Partei weder in: 
ftUe unsere seitherigen Gresinnungsgenossen in i 
Fracht derselben würde also ausserhalb wie ii 
eine Spaltung im eigenem Lager sein. Was den: 
gelungen, aus unserem eigenen Fleische sich ein 
luschneiden, das hätten wir selbst glflcklich zuwi 
HoffioLung auf Besserung durch eine Eammeraufl 
wird die gegenwärtige Regierung sich um so wei 
stehen, je leichter ihr das Regieren einer in 
gegenüber gemacht wird; sodann würde eine Ne 
inneren Zerrissenheit in die Minorität herabdrüc! 
gegenwärtigen Verhältnissen für uns eine Minoi 
bedeuten habe, ist leicht vorauszusehen. Mag ma 
künftige Minorität weniger thun werde, als die s« 
über, dass sie aber auch gar nichts mehr verhini 
streiten. Diese Gründe machen es begreiflich, da 
Partei von der gegnerischen Presse uns so drin^ 
Rath aber von dieser Seite muss uns gerade < 
Weg weisen. 2) War man einig, dass von der 1 
absusehen sei, so stimmte man zugleich auch da 
herige Partei, um femer lebensfähig zu bleiben, 
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Aber auch hiebei ging man zunächst negativ zu Werke: die Partei war, wie ^'- 5*®' 
man sagte, die vereinigte Opposition. Das erste Jahr des deutschen Reiches ^^ 
zwang bereits, das Programm nach der anderen Seite zu ergänzen. Zu dem jau ist?. 
politischen trat das kirchliche hinzu. Um dem einen offenen Ausdruck zu 
geben, haben wenigstens wir in Unterfranken den Namen „bayerisch-pa- 
triotische Partei^' in den der katholischen Partei umgewandelt Unter ihm 
sind wir bereits sechs Jahre zur Wahlurne getreten. War aber das Pro- 
gramm, weil ja von der Kirche vorgeschrieben, uns allen gegenwärtig, so 
wurde es doch nur gelegentlich und hier wieder nur nach einzelnen For- 
derungen, je nachdem wir für das Reich, das Land oder die Gemeinden zu 
wählen hatten, vorgeführt, kaum aber als Ganzes dargelegt. Es beschränkte 
sich eben, wie unsere Thätigkeit überhaupt, auf die Defensive. So Recht 
wir darum hatten, neben dem politischen Standpunkt den kirchlichen hervor- 
zuheben, so geboten ist es auch, das Programm nicht bloss negativ zu 
fassen, sondern die positiven Forderungen aus demselben zu ziehen. Die 
innere Reorganisation unserer Partei hat also nicht in der Aufstellung eines 
neuen Programmes, sondern in einer klaren, allseitigen Redaction des seit- 
herigen zu bestehen. Wir müssen eine Norm haben für unser Parteileben 
überhaupt, nicht bloss für die Gelegenheit der Wahlen, und zwar eine 
Norm, die deutlich sagt, was wir fordern und warum wir es fordern müssen. 
So wünschenswerth es wäre, wenn dieses Programm von Seite eines Aus- 
schusses der ganzen Partei in Bayern ausgearbeitet würde, so glaubte man 
doch in Anbetracht, dass dies vorerst kaum zu erwarten ist, und dass unser 
Kreis als ein politisch und kirchlich abgeschlossenes Ganzes von jeher seine 
Angelegenheiten selbst besorgt hat, auch hier selbständig vorgehen zu sollen. 
In der Anlage findet sich der Entwurf eines solchen, der von allen An- 
wesenden gutgcheissen wurde, b) Aber auch die äussere Parteiorganisation 
bedarf einer Wiedererweckung. Die Schaffung einer Parteileitung für ganz 
Bayern ist nicht unsere Sache; sie muss vielmehr einer späteren Ueber- 
einkunft von Vertrauensmännern aller Kreise vorbehalten werden. Was wir 
zu thun haben, ist die Organisation unseres Kreises. Auch hier wurde 
allgemein empfohlen, auf dem gelegten Grunde weiter zu bauen, d. h. die 
bestehende Organisation wieder zu beleben. Nach ihr bilden die Grund- 
lage die sog. combinirten Conferenzen, die vielleicht entsprechender einzu- 
theilen wären: die Vorstände der einzelnen Conferenzen machen zusammen 
mit mehreren Mitgliedern des Clerus der Hauptstadt das Diöcesan-Gomit^. 
Aufgabe der Conferenzen würde es sein, den Verkehr unter den einzelnen 
Mitgliedern des Clerus durch periodische Zusammenkünfte lebendig zu er- 
halten und den Eifer unter dem Volke durch Versammlungen anzuregen. 
Aufgabe des Comitö's wäre es, die Leitung zu führen und zugleich als Or- 
gan des Clerus gegenüber der Parteipresse zu dienen. Um diese Organisation 
in Fluss zu bringen, wurden die Herren: Stadtpfarrer Beckert, Domprediger 
Contzen, Domcapitular Lochner, Domvikar Schneider und Bibliothekar Stam- 
minger gewählt, die provisorische Leitung zu übernehmen. Die Versamm- 
lung war sich wohl bewusst, dass ihre Beschlüsse, um bindend zu werden, 
erst die Zustimmung des Clerus und zwar des Clerus in seiner vollen Ge- 
sammtheit oder überwiegenden Mehrheit erhalten müssen. Sie hat deshalb 
die Unterzeichneten beauftragt, erstens: an jeden Einzelnen, unter genauer 
Darlegung der gepflogenen Erwägungen, die Frage zu stellen, ob er für 
eine Reorganisation der seitherigen Partei stimme; zweitens: ob er die Re- 
organisation auf der angegebenen Grundlage begutachte. Zu diesem Zwecke 
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soll Jedem das Programm zugestellt werden mit dem ErHQcheii, sich für 
dessen Annahme durch Unterschrift der Anlage zn erlcl&ren nnd diese £r- 
klänmg umgehend ahzngcben. Erst wenn diese Erklftmngen nnd zwar zu- 
stimmend eingelaufen sind, soll das Programm in der Presse verOffeatlicht 
und erklärt, sowie zar äasscren Organisation geschritten werden. Zugleich 
mit diesem Schritte soll die Mitthcilnng desselben an hervorragende Ge* 
sinnuDgsgcnossen der anderen Kreise erfolgen, um auch diese zum An- 
schlüsse zu bewegen und so die Reorganisation zu einer einigen und All- 
seitigen zu machen. Indem wir diesem Auftrage hiemit nachkommen, fühlen 
wir nns gedrungen, nur noch einige Schlnsswort« beizufügen. Es ist uns 
Allen klar, dasa unsere Partei vor einer Entscheidung steht von welcher 
die Frucht der vergangenen Arbeit von zehn Jahren and damit die ganze 
Zukunft abhängig ist Die WOrfel werden so oder anders fallen, je nach- 
dem die Einheit fortbesteht oder nicht In ihr liegt die Kirche, in ihr liegt 
auch nnsere Macht . . ." 
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SOnSCHE CÜBIS. Circnlardepesche des Cardinal-StaatBsecretärs 

(Simeoni) an die hei der römischen Curie beglaubigten Gesandten. 

— Protest Qbcr neuerliche Gewaltakte der italienischen Bcgiernng. 

Nachdem der heilige Vater in seiner Allocntion vom 12. SItLrz laufenden 
Jahres zu den Gläubigen Qbcr die zahllosen der Kirche und seiner höchsten 
Autorität zugefügten Angriffe durch Ausdrücke, die in den Herzen aller Katho- 
liken ihren Wiedcrhall fanden, gesprochen hatte, war zu hoffen, dass die 
gegenwärtig Regierenden dem ehrwürdigsten Papste jede weitere Trauer er- 
spart hätten. Sie sind aber im Gegcntheile in ihrer gewöhnlichen Feind- 
seligkeit fortgefahren nnd haben in den letzten Tagen dnrch nicht allein gottlose nnd 
ungerechte, sondern auch ungesetzliche Akte das Gemtlth Sr. Heiligkeit bitter- 
liehst betrübt, zugleich das religiöse Gefühl der Römer beleidigend, indem sie 
historische nnd artistische Monumente zerstörten. Diese Akte sind die 
Schliessung der Kirche des heiligen Antonio auf dem Esqailin nnd der der 
heiligen Marta auf dem Platze des Collcginm Romanum sowie die Bedtznahme 
des Oratoriums, das mit der Kirche von St Maria della Scala vereinigt ist 
Aus der ersten dieser Kirchen will man ein Hospital, aus der zweiten eine 
Kaserne und ans dem Oratorium eine Schule für Gymnastik machen. Die Art 
und Weise, mit der jene dabei vorgingen, war die tyrannischste. FOr die 
Kirche von St Antonio benachrichtigte man den Pfarrer von St Maria Mag- 
giorc am G. d., dass sie am folgenden Tage mit Beschlag belegt werden würde; 
wenige Stunden nachher tbcilte man ihm dies schriftlich mit, und trotz aller 
Proteste wurden am 13. die Siegel angelegt, obschon das heilige Sakrament 
in der Kirche aufbewalirt wurde. Bei der Kirche von St. Marta kamen am 
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13. d. einige Mitglieder der Yerkanfsjunta^ nahmen die Schlüssel der Kirchen- ^'- **•* 
diener ohne Weiteres in Besitz, verschlossen und versiegelten dieselbe, ohne BAmiaehe 
auch nor den Eirchenvorstand benachrichtigen zu lassen. || Was das Oratorium ^^^^-^ 
della Scala betrifft, so theilte man die Besitznahme mündlich dem Kirchen- 
vorstande mit und nahm darauf mittelst Yerbalprocesses am 4. d. dasselbe in 
Beschlag. So vollzog man diese dreifache gottlose Occupation. Um sie zu 
entschuldigen, ist weder ein Schein von Gerechtigkeit noch von Gesetzlichkeit 
vorhanden. - Sie ist nicht allein gegen das göttliche und kirchliche Gesetz, 
sondern selbst gegen die Dispositionen der Givilgesetze. Der 18. Artikel des 
Gesetzes vom 7. Juni 1866 über die religiösen Corporationen setzt fest: aus- 
genommen sind vom Heimfalle als Staatsgut und von Verwandlung in Rente 
1. die Gebäude zum Cultusgebrauche, die nebst den Bildern, Statuen, Möbeln 
und heiligen Geräthschaften ihren Bestimmungen verbleiben. Diesem Gesetze 
gemäss verblieben; als von den Klöstern von St. Antonio, St. Maria und dem 
Oratorium Besitz ergriffen wurde, die genannten Kirchen ihrem Gebrauche. 
Es ist somit unbegreiflich, wie jetzt das Ministerium gegen das Gesetz sich 
dessen bemächtigt, was nicht zum Staatsgut gehört hat In dem Yerbalprozess 
der Occnpation der Kirche von St. Antonio führt man als Yorwand die Ex- 
propriation des Klosters in Folge des königlichen Decrets vom 18. August 
1871 an, welches auf dem Gesetze vom 3. Februar desselben Jahres beruht, 
durch welches die Verlegung des Sitzes der Regierung nach Rom angeordnet 
wurde. Wie aber kann man von Expropriation sprechen, wenn der Werth 
nicht festgesetzt wurde, was bei dem Kloster seiner Zeit nicht geschah? Für 
die beiden anderen Occupationen diente nicht einmal dieser nichtige Yorwand. 
Man kann sich also des heiligen Yaters Unwillen denken, wenn er zu so pro- 
femem Zwecke so ehrwürdige Orte benutzt sieht. In der Kirche von St An- 
tonio vollzog der Pfarrer von St. Maria Maggiore alle seine Functionen; dort 
wurden die Pfarrkinder gefirmt und empfingen die anderen heiligen Sakra- 
mente; dort wurde das Evangelium erklärt, der Katechismus gelehrt^ und zu- 
gleich diente dieselbe Kirche für die Kranken des nahegelegenen Kranken- 
hauses, sowie für die in diesem beschäftigten Schwestern. Hiezu kommt, dass 
es eine monumentale Kirche war, deren Fagade in Rom, einzig in ihrem Style, 
in ihrer Art, die besseren Werke von Odazzi und Pietro Parrocelli enthält, 
und deren Architektur notorischen Werth hatte. Ferner sind dort die Male- 
reien von Giccignari delle Pomeranze und von Lombardelli dcUe Marca be- 
wahrt Die Kirche von St Marta, ausgezeichnet durch künstlerische Schätze, 
diente zur Celebration täglicher Messen, zur Feier der Kirchenfeste und 
endlich als Kirche einer zahlreichen Bruderschaft Das Oratorium della Scala 
diente den Zöglingen der Schulen in Trastevere, für eine andere Bruderschaft, 
und nun soll es zum oben angegebenen Zwecke von der Gemeinde Roms ver- 
wendet werden. Um aber zuletzt auch den besonderen Yorwand der öffent- 
lichen Nützlichkeit auszuschliessen, den man zur Rechtfertigung für solche 
Attentate anführen möchte, genügt zu sagen, dass das einfachste Gefühl der 
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"'■*'*" Ehrfarcbt för geweihte Orte jede andere Behörde veranlasst haben würde, auf 
BAiiiüciii andere Weise fttr ihre ßedflrfnisse zn Borgen als dadurch, Kirchen hierfür zu 
of^M7 bß'"'*^^'!- Sowohl an der Kirche von St Harta als an der von St. Antonio 
sind ausgedehnte Plätze vorhanden, geeignet zur Erweiterung einer Kaserne 
oder eines Spitals. Es ist also einzig und allein die Verachtung der katho- 
lischen Kirche, welche die Regierung veranlasst, ungesetzmSssig und ohne 
Noth katholische Kirchen zu occnpiren, während sie alle Gunst den pro- 
testantischen, in den lebhaftesten Strassen gelegenen Kirchen gewährt, ohne 
dass Waldenser n. s. w. zu fttrchten haben, ezpropriirt und oecupirt zu 
werden. Hieraus lässt sich schliessen, welche Zukunft der Kirchen Roms 
harrt, wenn die dermaligen Zustände fortdauern. Man vorbirgt den schänd- 
lichen Plan nicht, nach und nach nicht allein die Kirchen der Klöster und 
Bruderschaften dem Cultus zu entziehen, sondern auch die Pfarrkirchen zu ver- 
ringem. Man begann die Ausfobning dieses Planes mit den Kirchen des 
heiligen Cttjus, der heiligen Therese und anderen und setzt dies nun weiter 
fort. Indem der unterzeichnete Staatssecretär dies zu Ihrer officiellcn Kennt- 
niss bringt, kann er nicht umhin, an die immer wiederholte Behauptung zn 
erinnern, dass durch die Invasion in Rom dem Papste nichts genommen worden 
sei, als die weltliche Macht, and dass man seine geistliche Macht Qher Per- 
sonen nnd Sachen unangetastet gelassen hahe. Ich benutze u. s. w. 

Giovanni Simeoni, Cardinal." 
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OESTERBEICH. Yerordnnng des Ministers fflr Gnltus und Unterricht, 

womit die Anerkennung der altkathoJischen Religionsgesellschaft 

ausgesprochen wird. 

In Gemässhcit des von Anhängern des altkatbolischen Religionsbekcnnt- 
ises in der Eingabe de praea. 13. Okt 1877, Z. 16, 875 bis 16,877, ge- 
iB"- stellten Begehrens wird, da durch die beigebrachten Nachweise den An- 
forderungen des § 1 des Gesetzes vom 20. Mai 1874, R.-G.-Bl. Nr. 68, 
betreffend die gesetzliche Anerkennung von Religionsgesellschaften, genflgt er- 
scheint, auf Grund des § 2 eben dieses Gesetzes die Anerkennung der alt- 
katholischen Religionsgesellschaft unter der Bezeichnung: „altkatholische Kirche" 
hiemit snsgesprochen. H Diese Verordnung tritt sofort in Kraft. 

Stremayr, m. p. 
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verbindlich. 4749 (14). 

1819. Jan. 13. Bämiaohe Ouiie. Brevo Piua' VII. an den König «in Baiem. 

BüBchwerde über einzelne Ärtiliel der Terfiusong and Verbot 
der unbedingten Eidesleistung auf dieselbe. 4760 (16). 
„ Sept. 26. Wärtemberg. Aus der Verfassangsurkoiide für das Königreich 
Würtembcrg t. 25. Sept 1819. Stellung der katholischen 
Kirche. 4763 (27). 

1820. Dec. 17. QroBsIienogthiiiii Hessen. Ans der Verfassungsnrkande fttr das 

Grossherzogthum Hessen t. 17. Dec. 1820. Stellung der 
katholischen Kirche. 4763 (28). 

1821. Juli 16. BämiBohe Oniie. Breve Pins TU. Ueber die Bischo&wahlen in 

PreuBsen. 4756 (21). 

„ .1 I. — I*>e Bulle „De salnte animaram" Circnrnscriptioiubnlle fur 

PreuBsen. Bic Einrichtung, Ausstattung und Begrenzung 
der ErzbistbUmer und BisthUmer. 4756 (20). 

„ Aug. IG. — Die Bulle „Provida Solersque." Circumscription der ober- 
rheinischen Kirchenproiinz. 4766 (30). 

„ „ 29. Pieossen. Königliche Cabineis-Ordre. Sanction der Circamscriptioni- 

bulle. 4754 (19). 

„ SepL lö. Baiem. Köuigliche Entschliessung. Vollziehung des Concordates. 

Erklärung Ober Bedeutung des Verfassungseided. 4751 (16). 

1821. März 26. Bömisohe Onrie. Die ,^nllelmpenBaBomanorumPontificam." Cir« 

cumscription, Besetzung und Ausstattung der DiQcesen Han- 

noTers. 4759 (24). 

„ Mai 20. Hannover. Königlichea Patent. Genehmigung der Circuingcrip- 
tiouBbullo far HannuTCr. 4758 (23). 
1827. Febr. 19. Sachsen. Mandat, die Ausübung der katholisch-geistlichen Qe- 
richtabarkeit in den hiesigen Kreislanden, und die Gmnd- 
Bfttze cur Regelung der gegenseitigen Verhältnisse dor katho- 
lischen und evangelischen Glaubensgenossen betreffend. 4772(97). 

„ April 11. Bömisohe Onrie. Die Bulle „Ad Dominici gr^is custodiam". Er- 
gäiuuDg der Circumscriptionsbulle fUr die oberrheinische 
Kirchcnprovinz. 4766 (31). 

„ Jooi 18. Niederlande -Bomisobe Onrie. Das niederländische Concordat 
4775 (40). 

„ Oct 24. ObenheimBohe Kirohenprovini. Reception der Bullen „Proridt 
BolcrEque" und ,>d dominici grogis cuatodiam", Circnm- 
Scriptions- und Ergänzungsbulle, in den Staaten der Ober- 
rheinischen Kirchenprovinz. 4764 (29). 
163a Jan. SO. — Verordnung der bei der oberrheinischen Kircbenprovinz be- 
theiligten Staaten bezüglich des Schutz- und Aufsichtsrechtes 
über die katholiche Kirche. 4767 (32). 

„ Juni 30. Bömische Onrie. Breve Pias' VIII. an die Bischöfe der oberrhei- 
nischen Kirchenprovinz. Verdammung der landesherrlichen 
Verordnung vom 30. Januar 1830. 4768 (33). 

„ Dec. 13. Belgien. Schreiben des Erzbiscbofs v. Mecheln an den National* 
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coDgresB.. Forderang der oneingeschr&nkten Freiheit fOr die 
katholische Religion. — 4777 (42). 

1831. Jan. 5. Eiurhessen. Aus der Yerfassungsurkunde für das KurfQrstentham 

Hessen. Stellung der katholischen Kirche. 4769 (84). 
„ Febr. 7. Belgien. Aus der Yerfassungsurkunde für das Eönigr. Belgien. 

Stellung der katholischen Kirche. 4776 (41). 
„ Sept. 4. Sachsen. Aus der Yerfassungsurkunde für das Königreich Sachsen. 

Stellung der katholischen Kirche. 4778 (88). 

1838, „ 26. Hannover. Aus dem Staatsgrundgesetze für das Königreich Han- 
nover vom 26. Sept 1883. Stellung der katholischen Kirche. 
4760 (25). 
„ Oct 5. Sömische Onrie. Note des Gardinal-Staatssecret&rs an den Staats- 
minister Badens. Protest gegen die landesherrlichen Yer- 
ordnungen. 4770 (85). 

1834. Sept. 4. Oberrheinische Eirohenprovinz. Note des badischen Staatsministcrs 

(im Auftrage der übrigen Staaten) an den Cardinal-Staats- 
secretär. Zurückweisung des Protestes. 4771 (36). 

1840. Aug. G. Hannover. Aus dem Landcsverfassungsgesetze für das Königreich 

Hannover vom 6. Aug. 1840. Stellung der katholischen 
Kirche. 4761 (26). 

1841. Jan. 1. Freussen. Circularschreiben des Ministers der geistl. Angelegen- 

heiten an die kath. Bischöfe. Mildere Ausübung des Placets. 
4767 (22). 
„ März 25. Baiem. Schreiben des Ministers des Innern an die k. Regierungs- 
präsidenten , an die Erzbischöfe und Bischöfe. Mildere Aus- 
übung des Placets. 4752 (17). , 
1846. Nov. 9. BömiBche Onrie. Rundschreiben (Encyclica) Papst Pius* IX. an 

alle Patriarchen, Primaten, Erzbischöfe und Bischöfe. — 
Erste Ansprache Pius' IX. an die kath. Kirche. 4849 (114). 

1848. März 4. Sardinien. Aus der Yerfassungsurkunde für das Königreich Sar- 

dinien. Stellung der kath. Kirche. 4845 (110). 

„ Sept. 5. Hannover. Aus dem Gesetz, verschiedene Aenderungen des Landes 

Verfassungsgesetzes betreffend, vom 5. September 1848. 
Stellung der katholischen Kirche. 4784 (49). 

„ „ 25. Deutschland. Promemoria des Erzbischofs von Köln an die Bi- 

schöfe Deutschlands. Die Lage der Kirche. Nothwendigkeit 
einer synodalen Yersammlung. 4781 (46). 

„ Oct 14. Holland. Aus dem Grundgesetze für das Königreich Holland. 

Stellung der kath. Kirche. 4848 (108). 

„ Oct/Nov. Deutschland. Die Beschlüsse der in Wür/burg versammelten 

deutschen Bischöfe. 4782 (47). 

„ Nov. 14. — Denkschrift der in Würzburg versammelten Bischöfe Deutsch- 
lands an die Regierungen. 4783 (48). 

„ Dec. 5. Freussen. Aus der Yerfassungsurkunde für den preussischen Staat 

vom 5. Dec. 1848. Stellung der katholischen Kirche. 4785 (50). 

„ ,; 27. Deutschland. Aus den Grundrechten der deutschen Nationalver- 

sammlung. Stellung der Kirche. 4780 (45). 

1849. März 4. Oesterreioh. Aus dem Yerfassungs - Patent vom 4. März 1849 

Stellung der katholischen Kirche. 4796 (61). 
„ Mai 30. — Denkschrift des österreichischen Episcopates an die Regierung. 

(Einleitende Erklärung.) Die der katholischen Kirche zu 
gewährenden Rechte. 4797 (62). 
Staatiarehiv. Kirchl. Acteiutficke. Sapplement II. 27 
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1S4S. Juli. FranBaeR. Denkschrift der BucbOfe Prenaaena Ober die Ver- 

fugimgaorhimde vom Ö. bec 1848. 4787 (63). 
1850. JUL 81. ~ Ans der TerbaBnngaarkunde fOr den prenaaischen Staat vom 
31. Jan. 1850. Stellang der katholischen Kirche. 4786(61). 

„ April 7. Oesterreioh. Tortrag des Cultus- und ünterrichtBrainiBt«ra (Graf 
Thuo) an den Kaiser. Ergebnias der mit den katholischen 
Biachöfen wegen Begelang der' kirchlichen Angelegenheiten 
gepflogenen Verhandlungen. 4798 (63) 

„ ,1 9. Sardimen. Gesetz, die Aothebung der geiatlichoo Gerichtsbarkeit 
in allen weltlichen Angelegenheiten und des As;lrechtes 
betreffend. 4846 (HI). 

„ „ 13. Oeaterreloh. Ana dem Vortrage des Cultm- ond Untern chtaministers 

(Graf Thanj an den Kaiser. Die Beziehongen der katbo- 
liachen Kirche zum öffentlichen Unterricht 48(» (65). 

» » 18. — Kaiaerliche Verordnung und Besolution. Feststellung des Ver- 

bältnisscB der katboliacben Kirche zum Staate. 4799 (64). 

I, „ 23. — Kaiserliche Verordnung und Bcaotution. Regelung der Be- 

ziehongen der katholischen Kirche zum Unterricht 480L (66). 

„ Mai 19. -— Adresse des österreichiacben Episcopatea an den K^ser. 
Dank für die der katholischen Kirche wiedergegebene Frti- 
heit 4803 (67). 

„ Juni 5. Sardinien. Gesetz, die Amortiaationabeatimmungen für die Erwer- 
bungen der todten Hand betreffend. 4847 (112). 

„ OcL 20. Baien. Denkschrift des baieriachcn Episcopatea Ober die Stellang 
der katholischen Kirche. 4788 (53). 
1^1. M&rz. Oberrheinische Kirohenprovini. Denkschrift des Episcopatea der 
oberrheinischen Kirchenprovioz an die betreffenden Regie- 
rungen. Forderung der vollen Freiheit für die katholische 
Kirche. 4790 (55). 

„ April 25. loaoana-SänÜBohe Onrie. Das toscaniache Concordat. 4848 (113). 

1852. Febr. 10. Oberrheinische KirohenproTini. Memorandom des Episcopatea an 

die betreffenden Begierungen. Erneute Versicherungen, an 
den ausgesprochenen Forderungen unerachfltterlich festzu- 
halteu. 4791 (56). 
„ Man 80. Baiem. Königliche EntscMieaaung(VerordnuDgX deji Tollzag desCon- 
cordates betreffend. Abänderung des Beligionsedictea. 4789 (64), 

1853. März 1. Oberrheinische Eirohenprovina. Verordnung der bei der ober- 

rheinischea Kircbenprovinz betheil igten Staaten bez. dea 
Schutz- und Aufsichtsrechu Aber die kath. Kirche. 4793 (58). 

„ „5. — Schreiben der Begierungen an die betreffenden Biachöfe der 

Kirchen provinz. Beantwortung der bischöflichen Eingaben 
Tom März 1851. 4792 (57). 

„ April 12. — Protest der Bischöfe gegen die landeaherrliche Verordnung 
vom 6. März 1853. Ankündigung des thatsächlichen Vor- 
gehens. 4794 (59). 

„ Juni 18. — Aus der Denkschrift des Episcopatea an die betreffenden 
Begierungen. BegrOndiing dea Protestes gegen die landes- 
herrliche Terordnung. 4795 (60). 

„ Sept. 10. Holland. Gesetz zur Begelnng der Aufsicht über die verschiedenen 
Kirchengemeindeu. 4844 (1U9). 
1855. Aug. 18. Oesterreioli - Bomisohe Ooiie. Das üsterreichiache ConcordaL 
4804(69). 
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1855. Aug. 18. Oesterreioh. Schreiben des kaiserlichen Bevollmächtigten Fürsterz- 
bischof V. Rauscher an den päpstlichen Beyollmächtigten 
Cardinal Yiale Prel^. Die s. g. Separat -Artikel des Con- 
cordates. 4805 (70). 

„ Nov. 5. Bömische Onrie. Breve Pius' IX. an das Episcopat Oesterreichs. 

Erläuterung des Concor dates. 4806 (71). 
„ ,f 5. Oesterreioh. Kaiserliches Patent. Kundmachung des Concordates. 

4803 (68). 
„ ,9 13. — Aus dem Abendblatt der kais. Wiener Zeitung. Bedeutung 

des Concordates. 4809 (74). 
1866. Jan. 25. — Schreiben des Cultus- und Unterrichtsministers Leo Grafen 

V. Thun an die Länderchefis. Anordnungen zur Durchführung 

des Concordates. 4808 (73). 
9, „ 25. — Schreiben des Cultus- und Unterrichtsministers Leo Grafen 

y. Thun an die katholischen Erzbischöfe und Bischöfe. 

Bemerkungen über das Concordat. 4807 (72). 

1857. April 8. Würtemberg- Bömische Onrie. Das würtembergische Concordat 

4824 (89). 

„ Juni 22. Bömische Onrie. Die Bulle „Cum in Sublimi Principis". Confir- 

mation des würtembergischen Concordates. 4823 (88). 

„ Dec. 21. Würtemberg. Königliche Verordnung. Bekanntmachung einer auf 

die Verhältnisse der kath. Kirche im Königreiche bezüglichen 
päpstlichen Bulle. 4822 (87). 

1859. Juni 28. Baden -Bömische Onrie. Das badische Concordat 4833 (98). 

„ Sept. 22. Bömisohe Onrie. Die Bulle „Aeterni Pastoris Vicario.'* Confirmation 

des badischen Concordates. 4832 (97). 

„ Dec. 5. Baden. Landesherrliche Verordnung. Bekanntmachung der Ver- 
einbarung mit dem päpstlichen Stuhle zur Regelung der An- 
gelegenheiten der kath. Kirche im Grossherzogthum. 483 1 (96). 

1860. März 30. — Adresse der zweiten Kammer der Stände an den Grossherzog. 

Bitte, die Verordnung vom 5. Dec. und damit das Concordat 
selbst ausser Wirksamkeit zu setzen. 4834 (99). 

„ April 7. — Proclamation des Grossherzogs. Erklärt, die Kirchenverhält- 
nisse im Wege der Gesetzgebung ordnen zu wollen. 4835 (100). 

„ Oct. 9. — Gesetz, die rechtliche Stellung der Kirchen und kirchlichen 

Vereine im Staate betreffend. 4836 (101). 

„ „ 9. — Gesetz, die bürgerliche Standesbeamtung in Ausnahmefallen 

betreflfend. 4837. (102). 

„ „ 9. — Gesetz, die Ausübimg der Erziehungsrechte in Bezug auf die 

Religion der Kinder betreffend. 4838 (103). 

„ „ 9. — Gesetz, die Bestrafung von Amtsmissbräuchen der Geistlichen 

betreffend. 4839 (104). 

„ „9, — Unmittelbare allerh. EntSchliessung des Grossherzogs. Formelle 

Aufhebung des Concordates und der Verordnung v. 5. Dec 1859. 
4840 (105). 

„ Dec. 17. Bömisohe Onrie. Aus der Allocution Plus' IX. , gehalten im ge- 
heimen Consistorium vom 17. Dec. 1860. Verwahrung gegen 
den Bruch des badischen Concordates. 4841 (106). 

1861. März 16. Würtemberg. Beschluss der Kammer der Abgeordneten über die 

Unverbindlichkeit des Concordates. 4825 (90). 
„ Mai 6. Oesterreioh. Adresse des Episcopat es der deutsch -slavischen Erb- 

27* 
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l5nder an'deii Kuser. Erklärung bczQglidi dea öBterreichigcheD 
Protestanten- Patentes. 4810 (76). 
leci. Juni 13. Würtembeig. Königliches Reacript an den Btändisclieu Ausacliuss. 
Erklürt durch den Beschluss der Kammer der Abgeordneten 
vom 16. März das Concordat als gescheitert ond siatirt die 
Ausführung deaselben. 4826 (91). 
„ Aug. 3. Bomiaohe Curie. Note des Cardinal -Staataaecret&rs Antonelli tm 
den wOrtembet^Bchcn Minister d. Aubw. AngeL Protest gegen 
die UngOltigkcitaerklUrong des würtemb. Concordatea. 4827 (92V 
„ Dec. 31. Würtemberg. Gesetz über die ünabbängigBtellung der alaatsbUrger- 
lieben Hechte von dem rcligiüaen Bekenntniaae. 4628 (93). 
1862. Jon. 23. Würtemberg. Gesetz über die DispeDsation vom Ehehiudcmiss der 
Verwandtschaft oder Schwägerschaft bei Eingehung gemischter 
Ehen. 4829 (94). 
„ „ SO. — Gesetz] Dber die Hegclung des Verhältniaaes der Staatsgewalt 
zur kath. Kirche. 4830 (95). 
1861. Dec. 8. Bätnisohe Onrie. (Encjclica). Rundschreiben dca Papstes über die 
Irrlehren der Zeit 4850 (116). 
„ „ H — (Syliabus.) Zusammenatellnng der hauptsächlichsten IrrthQmet 

unserer Zeit, welche in den AUocutionen, Encjcliken und an- 
deren apostolisch en Schreiben Sr. Heil, des Fapalea Fius IX. 
gerügt vrurden. 4852 (117). 
„ „ „ — Schreiben des Cardinal-StaatasecretäTB Antonelli, mit welchem 
der SyllabuB den Bischafen Qberaandt wurde. 4861 (116). 

1867. Juni 6. OeBterreioli. Aus der Adresse des Abgeordnetenhauses an den 

K^ser. Noth wendigkeit der Revision des Concordates im 
Wege der Gesetzgebung. 4811 (76). 

,. 1, 26. Bämiacbe Onrie. AUocution P. Pius' IX. au die Bischöfe, welche 
zum Centenarium des h. Pelrna nach Rom gekommen waren, 
gehalten im öffentlichen Consistorian) vom S6. Juni 1867. 
Die Berufung einea Okumeniachen Concila wird in Aussicht 
gestellt 4853 (118). 

„ Juli 1. Epiacopat. Adresse der in Rom zur Feier des Centenariums des h. 
Petrua veraammelteo BiacbOfe an P. Pius IX. Freudige Zn- 
BlimmuDg zur Berufung eines ükumeniGchen Concila. 4854 (119). 

„ „ ., Bomisolie Oorie. Antwort P. Pins' IX. auf die vorhergehende 

Adresse der Bischöfe. 4855 (120j. 

„ Nov. 27. Oeaterreioh. Schreiben, der dem Reicbsrathe angehörenden Bi- 
schöfe an das Cultus- und Unterrichtsministerium. Angabo 
der Gründe, welche die Bischöfe abhalten, an den Terband- 
lungcn des Herrenhauses Über die Urondgcaetze theilzu- 
nehmen. 4812 (77). 

„ Dec 21. — Aus dem Staatsgrundgesetze. üebor die allgemeinen Rechte 
der Staatsbürger. Stellung der kath. Kirche. 4818 (78> 

1868. Mai 25. — Das Ehegeaetz. Wiederherstellung des vor dem Concordate 

geltenden Ebcrechtea für Katholiken uod der weltlichen Qe- 

richtabarfcoit Einführung der Nothcivilehe. 4814 (79). 
■I „ „ — Das äcbulgesetz. Grundsätzhche Bestimmungen Ober das 

Verbälloiss der Schule zur Kirche, 481& £80). 
it „ .1 — Das Goaelz über die interconfeaaionellen Verhaitniaae der 

Staatsborger. 4816 (81). 
„ Mai 26. BönuBctie Onrie- Note des npoet. Nnntiua in Wien an den öBterr. 
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Minister der ausw. Angelegenheiten. Moti?irter Protest gegen 
die durch die Gesetze vom 25. Mai 1868 erfolgte Verletzung 
des österr. Ck>ncordates. 4817 (82). 

1868. Juni. Oesterreich. Aus dem Hirtenschreiben des Bischofs Fessler von St- 

Fölten. Das Goncordat verbinde die Katholiken im Gewissen 
und vor Gott auch nach Erlassung der Gesetze vom 25. Mai 
1868. 4819 (84). 

„ „ 1. — Rundschreiben des Cultus- und Unterrichtsministers (v. Hasner 

an die Bischöfe. Bedeutung der Gesetze vom 25. Mai 1868. 
4818 (83). 

„ „ 22. Bömisohe Oorie. Allocution Pius' IX. im geheim. Consistorium vom 

22. Juni 1868. Ueber das österreichische Staatsgrundgesetz 
und die Gesetze vom 25. Mai 1868. 4820 (85). 

„ „ 29. •— Bulle P. Pius' IX. ,,Aetemi Patris unigenitus Filius" zur 

Ansage eines am 8. December 1869 im Yatican zu eröffnenden 
ökumenischen Conciliums. 4856 (121). 

„ Juli 8. Oesterreiohi Depesche des Ministers d. Ausw. (Graf Beust) an den 

kaiserl. Bevollmächtigten v. Meysenbug in Bom. Bedauern 
über den heftigen Ton und die schroffe Form der päpstL 
Allocution. 4821 (86). 

„ Sept 8. Bömisohe Ourie. Sendschreiben P. Pius' IX. („Arcano Divinae Provi- 

dentiae*') an alle Bischöfe der Kirche des orientalischen Ritus, 
welche mit dem apostolischen Stuhle nicht in Gemeinschaft 
stehen. Einladung zum Concil. 4857 (122). 

„ „ 13. — Sendschreiben P. Pius' IX. („lam vos omnes noveritis") an 

die Protestanten und anderen Akatholiken. Ermahnung, das 
bevorstehende Concil zu benützen und in den Schooss der kath. 
Kirche zurückzukehren. 4858 (123). 

„ Oct. 9. Frenssen. Circularschreiben des Ev. Oberkirchenrathes an alle 

Consistorien aus Anlass des apostol. Sendschreibens vom 
13. Sept. 1868. Zurückweisung der Aufforderung, in den 
Schooss der katholischen Kirche zurückzukehren. 4859 (124). 

1869. Jan. Römische Onrie. Instruction für die Consultoren der kirchlich- 

politischen Commission. In der Anmerkung: Erklärung des 
Präsidenten dieser Commission über die Aufgabe derselben. 
4860 (125). 

„ Febr. 6. — Aus der Civiltä cattolica. Ueber die wahrscheinliche Thätig- 

keit des Concils. 4861 (126). 

„ April. Baiem. Fragen, welche von der baierischen Regierung aus An- 
lass des bevorstehenden Concils den katholischen Universi- 
täten zu München und Würzburg zur Beantwortung vorge- 
legt worden sind. 4863 (128). 

„ „ 9. — Circulardepesche des Ministers des Ausw. (Fürst Hohenlohe) 

an die königl. Missionen im Auslande. Anregung zu einer 
Verständigung über die dem bevorstehenden ökumenischen 
Concil gegenüber einzunehmende Haltung. 4862 (127). 

„ Mai 14. Norddeutscher Bund« Depesche des Gesandten (von Arnim) in 

Rom an den Bundeskanzler (Graf Bismarck). Beurtheilung 
der Concilsdepesche Hohenlohe's. Vorschlag, die Zulassung 
von Oratores beim Concil zu verlangen. — In der Anmerkung: 
(1874, April 21) Brief Arnims an Döllinger aus Anlass der 
Veröffentlichung obiger Depesche. 48d5a (150a). 
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Mai 15. OeBterreicb. Depesche des MisiEters des Aubw. (Gr&f Beuitlaii den 
k. u. k. Gesandten (Graf Ingelheim) iD Mttochen. Autwort 
auf die Circulardepesclie des baier. Min. des Answ. (Fürsten 
V. Hohenlohe) vom 9. April 1869. 4864 (129). 
„ 20. ITorddeatsoher Bund. Depesche des BuDdeskanzlerstGrafBismarck). 
an deo Gesandten (v. Aruim) in Rom. Widerlegung des v. 
Arnim'scbcn VorscUlogea, Oratores zum Concil zu sendeii. 
Beahsichtigte VcrstäDdigung mit den sQddeiitscben Staaten 
über Dach Rom zn richtende Warnungen. 488Bb (150b). 

Juni. Dentachland, Coblenzer Katholiken- Adresse, dem Bischof von 

Trier aus Anlass des hevoratchcoden Concils ttberreicht 
466l> (ISO). 

Juli 6. — Antwort des Erzbischots von KOln aof die Coblenzer Adreate. 
4866 (131). 

Aug. II. Norddeutscher Bund. Schreiben des Bnndeskauzlers (Graf Bismardi 
an den baierischen Uinister des Auswärtigen (FOrst Hohen- 
lohe). — Bedeutung des Kinverstftndnisses der deutschen Re- 
gierungen bezüglich der Condlsfrage. 4885c (150c). 

Sept G. Deutaohland. üiitenbricf der in Fulda versammelten Bischöfe 
aber das bevorstehende Concil. 4867 (132). 
n 3. Frankreich. Circulardepescbe des Ministers des Answärtigen an 
die kaiserl. Missionen. Beabsichtigte Haltung gegenüber dem 
bevorstehenden Coudl. 48Gd (183). 
„ 30. Italien, ICrlass der konigl. Regierung an die Generalprocuratoren 
bei den Appellhöfcn. Erlaubt den Biachfifen den Besuch des 
Concils. 4870 (135). 

SepL/Oct. FrankieJok Berichte der diplomatischen Agenten des Kaiserreiches 
Ober die Aufnahme der Circulardepesche vom 8. Sept. bei 
den fremden Hufen. 4869 (134). 

üct. 10. Frenaaen. Erlass des CaltuamiDistcrs an die Bischöfe. Auffiissnng 
der Regierung über ihre Stellung zum Concil. 48TI (186). 
„ 11. Bomische OuTJe, Die Bulle „Apostolicae sedis moderatione" Papst 
Pius' IX. — Beschränkung der Kirchencensuren ohne ür- 
theilsspruch. In der Anmerkung zu 4877 (142). 
„ 33. OeBterreioh. Depesche des Reichskanzlers an den k. n. k. Bot 
schafter (Grafen TrauttmansdorS) in Rom. Erneute InstmctioD 
über die gegenüber dem Concil zu beobachtende Haltung 
4872 (137). 

Nov. 2. Baiem. Gutachten der Juristcnfacultät za München in Betreff 
der Conciliumsfrage. — In der Anmerkung: Separatvotum 
des Prof. v. Bayer. 4873 (1381. 
„ 7. — ErlassderköniglichenRegierungandieBischöfe. DieRegierung 
erwartet, dass die Bischöfe nicht zu Beschlüssen mitwirken, 
welche mit den Principicn der Staatsverfassung im Widet^ 
Spruch stehen. 4874 (139). 
„ 10. Frankreich. Depesche des Botschafters (Marquis de Bannerillä) 
in Rom an den kaiserl. Minister des AuswiLrtigeD. Unter- 
redung mit dem Papste über die Stellung der weltlichen 
Mächte zum Concil. 487Ö (140). 
„ 27. Bömisohe Ourie. Das Breve „Multiplices inter", durch welches 
P. Pius IX. die Geschäftsordnung für das Concil festsetzt. 
4876 (141). 
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1869. Dec. Frankreich. Aas dem £xpoB4 de la Situation de PEmpire. 4881 (146). 

„ „ Schweiz. Aus dem Bericht des politischen Departements des 

Bondesrathes flher dessen Geschftftsf&hrong iJ. 1869. 4880(145). 

„ „ 4. Komische Onrie. Die Bolle „Cum Romanis Fontificibus" Papst 

Pius' IX. — Suspension des Concils] im Falle Ablebens des 
Papstes. In der Anmerkung zu 4877 (142). 

„ „ 8. — Allocution P. Pias' IX., gehalten bei Eröffiiong des ?atica- 

nischenConcilsandie versammelten Väter. — In der Anmerkang: 
(1869, Dec. 4) Die Bullen „Cum Romanis Pontifidbus^ und 
(1869, Oct 11) „Apostolicae sedis moderatione". 4877(142). 

„ „ 10. — Schema (Entwurf) der dogmatischen Constitution von der 

katholischen Lehre gegenüber den aus dem Rationalismus abge- 
leiteten mannigfachen Irrthflmer. 4878 (143). 

„ „ „ Baiem. Instruction des Ministers des Auswärtigen (Fürst Hohen- 

lohe) an den königl. Gesandten (Grafen Tanffkirchen) in 
Rom über dessen Haltung bezüglich des Concils. 4879 (144). 

n „ 21. Baden. Aus dem Gesetze, die Beurkundung des bürgerlichen 

Standes und die Förmlichkeiten bei Schliessung der Ehen 

betreffend. Einführung der obligatorischen CivUehe. 4842(107). 

1870. Jan. 2. Episcopat. Vorstellung deutscher und österreichischer Bischöfe 

an P. Pins IX. gegen die Geschäftsordnung des Concils mit 
bestimmten Vorschlägen. 4888 (148). 

„ „ „ — Vorstellung deutscher und österreichischer Bi8chöfe:anP.PiusIX 

gegen die Geschäftsordnung des Concils (Bre?e „Multiplices 
inter**). 4882 (147). 

„ „ 3. — Die InÜEdlibUitäts-Petition. 4884 (149). 

„ „ 5. Norddentsoher Bund. Instruction des Bundeskanzlers (Graf 

Bismarck) an den Gesandten (▼. Arnim) in Rom. Haltung 
gegenüber den CondlSTorgängen. — In der Anmerkung: 
(1870, Jan. 8) Brief y. Amim's an Döllinger über die Vor- 
* gänge auf dem ConclL 4885 (160). 

„ „ 8. — Schreiben des Gesandten in Rom (y. Arnim) an y. Döllinger 

über die Vorgänge auf dem Concil. In der Anmerkung zu 
4885 (150). 

^ „ 12. Episcopat. Vorstellung gegen die Infallibilitäts-Petition. 4886(151). 

,, „ 14. Römische Onrie. Ermahnung (Monitum) der Concilspräsidenten 

wegen Wahrung des Geheimnisses. 4887 (152). 

„ Mitte Jan. Frankreich. Depesche des Ministers des Auswärtigen (Graf Dam) 

an den kaiserlichen Botschafter (Marquis Bannenlle) in Rom. 

4888 (153). 

„ Jan. 21. Römische Ourie. Schema (Entwurf) der dogmatischen Constitution 

yon der Kirche Christi, den Vätern zur Prüfung vorgelegt. 

4889 (154). 

„ Ende Jan. Episcopat Erzbischof Spalding's Schema (Entwurf) über die Un- 
fehlbarkeit des Papstes, wie dieselbe nach den von der gesamm- 
ten Kirche bereits angenommenen Principien klar und logisch 
zu definiren ist 4890 (155). 

„ Febr. 9. — Petition über den bei Verhandlung des Schema's de Ecclesia 

zu beobachtenden Vorgang. 4891 (156). 

M 91 10. OesterreioL Depesche des Ministers des Auswärtigen (Graf 

Beust) an den k. u. k. Botschafter (Graf Trauttmansdorff) in 
Rom. Besorgnisse, welche das Schema de Ecclesia hervor- 
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gerufen. Auftrag, die Curie Tor TJebergriffen in die Rechu- 
Bphire des Staates zu warnen. 4892 (157). 
1870. Febr. 17. OeBterreich. DepeechedeflMini8ter8desAnawärtigen{QrafBeuatl an 
den k. u. k. Gesandten (Graf Wimpfen) in Bertin. Recht- 
fertigung des Herauatretens aus der zuwartenden Haltung 
gegenüber dem Concil. 4893 (158). 

_^ _j 19. — Depesche des Ministers des Ausvärtigen (Graf Beurt) an den 
k. u. k. Gesandten (Graf Ingelheim) in München, ßecbt- 
fertigung des Heraustretens aoa der lawartenden E&ltnng 
gegenüber dem Concil. 4894 (169). 

„ „ „ — Depesche des k, u, k. Botschftfters (Graf Trauttnianidorft) 
in Rom an den Hinister des Auswärtigen (Qraf fieust). Bericht 
über Anfioabme der Osterreichischen Depesche vom 10. Februar 
bei der Curie. 4695 (160). 

„ „ SO. Sömisobe Oniie. Die revidirte Geschäftsordnung des Condls. 
Decret der Cnncilsprasidcnt^n. 4896 (161). 

„ „ „ Fiankreioh. Depesche des Ministers des Auswärtigen (Graf Dam) 
an den kaiserlichen Botschafter (Marquis Banoeville) in Rom. 
— Verlaogeo, duch einen speciellen Bevollmächtigten an 
den Berathungen des Concils Üieilzonehmen und Mitthölung 
zu erhalten TOn allen die Politik herOhrenden Toriagen. 
4897 (162). 

„ „ n Oesteireidi. Depesche des k. o. k. Gesandten {Graf Wimpfen) 
in Berlin an den Minister des Auswärtigen (Qraf Beust). 
Anfiialune der von österreichischer Seite in Rom gemachten Vor- 
stellungen. 489B (163). 

^ „ 21. ~- Depesche des k. u. k. Gesandten (Qraf Ingelheim} in München 
an den Mioister des Auswärtigen (Graf Beust). Aufnahme 
der von österreichischer Seite in Rom gemachten Tor- 
stcUungen. 4899 (164). 

„ „ 27. — Depesche des Ministers des Auswärtigen (Graf Beust) an 
den k. u. k, Botschafter (Graf Trauttmansdotfi) in Rom. 
Erwiedemng auf die vom Card. AntonelU bezüglich der öster- 
reichischen Depesche vom 10. Februar 1870 gemachten Be- 
merkungen. 4900 (166). 

„ März 1. Episcopat Vorstellung gegen die revidiite Geschäftsordnni^ des 
Concils, gerichtet an deren Präsidenten. — In der Anmerkung: 
(1870, März 9) Denkschrift Dällingers Aber die reviüite 
Geschäftsordnung. 4901 (166). 

„ „ 2. Oesterreich. Depesche des Minieters des Auswärtigen (GrafBeuiiQ 
an den k. u. k. Botschafter (Graf TrauttmansdorfT) in RoJL 
BtfricdigdDg über das Vorgehen Frankreichs in Betreff de( 
ConcilsverhandluogcQ. 490a (167). V, 

„ „ 6. Bömische Onrie. Zusaizkapitel zu dem Dccrete über den Primat '. 
des römischen Papstes. Der Papst kann in der Definirong tt 
von Sachen des Glaubens und der Moral nicht irrea 4903 (168). I 

„ „ 9. Baiem. Denkschrift DüUingers über die revidirte Geschäftsord- ' 
nung des Concils. Id der Anmerkung zu 4901 (166). 

„ „ 10. Oesterreich. Depesche des k. u. k. Botschafters (Fürst Metter- 
nich) in Paris an den Minister des AuEwäitigcn (Graf lieusl). 
Die französische Regierung verlangt, dass vor dem J'jDtrcifen 
des Specialhevollmächtigteo keine (^oncilsbeschlüsse gefasst 
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werden, wünscht übereinstimmendes Vorgehen bezüglich des 
Concils. 4904 (169). 
1870. März 12. Bömische Onrie. Breve Papst Pius' IX. an den Abt Prosper 

Gu^ranger. Brandmarkt die Bekämpfer der Infallibilitäts- 
lehre und belobt deren Vertheidiger. 4905 (170). 
,, „ 13. Norddeutscher Bund. Depesche des Bundeskanzlers (Graf Bismarck) 

an den Gesandten (▼. Arnim) in Rom. Gegenüber den Concils- 
vorgängen einzunehmende Haltung. Die Regierungen des 
nordd. Bundes nicht dazu berufen, den £[ampf gegen das 
Concil und die Curie zu beginnen. 4906 (171). 
„ „ 15. Oesterreiohr Depesche des Ministers des Auswärtigen (Graf Beust) 

an den k. u. k. Botschafter (Fürst Mettemich) in Paris. 
Unterstützung der französischen Schritte in Rom; die Politik 
gegenüber dem Concil im Allgemeinen; Bedenken gegen dies- 
seitige Absendung eines SpecialbevoUmächtigten , den Erlass 
eines Protestes gegen eventuelle Beschlüsse und gegen den 
Anschluss an die Minorität des Concils. In der Anmerkung: 
(1870, März 12 n. 13) Zwei Depeschen des Ministers des 
Auswärtigen an den Gesandten in Florenz. 4907 (172). 
y, „ 19. Somisohe Onrie. Depesche des Cardinal-Staatssecrsetärs Antonelli 

an den apostolischen Nuntius (Msgr. Chigi) in Paris. Er- 
wiederung auf die Depesche Daru's Tom 20. Februar. 
4908 (173). 
„ „ 22. — Rede des Bischofs Strossmayer gegen die im Schema der 

dogmat. Constitution über den kath. Glauben dem Protestan- 
tismus gemachten Vorwürfe. In der Anmerkung zu 4916 (181). 
„ April 4. Frankreich. Denkschrift des Ministers des Auswärtigen (Grafen 

Daru) an Papst Pius IX. Vorstellung gegen die dem Concile 
Torgolegten Schemata, insofern dieselben die staatliche und 
bürgerliche Ordnung berühren. 4909 (174). 

„ 9. Oesterreich. Gesetz über die Ehen von Personen, welche keiner 

gesetzlich anerkannten Kirche oder Religionsgesellschaft an- 
gehören. Vom 9. April 1870. — In der Anmerkung zu 6109 
(372), p. 192 ü. 
„ 10. Episcopat. Vorstellung an die Concilspräsidenten. Begründung der 
Nothwendigkeit, vor Berathung der Lehre vom Primat (Cap. XI 
de eccl.) die Lehre vom Verhältniss der kirchlichen zur 
staatlichen Gewalt (Cap. XIII u. XIV) prüfen zu wollen. — 
In der Anmerkung: (1302) Die Bulle „Unam Sanctam*' 
Bonifaz' VUL 4911 (176). 

„ „ Oesterreich. Depesche des Ministers des Auswärtigen (Graf Beust) 

an den k. u. k. Botschafter (Graf Trauttmansdorff) in Rom. 
Unterstützung der erneuten französischen Vorstellungen. 
4910 (175). 

„ 20. Baiem. Depesche des Ministers des Auswärtigen (Graf Bray) an 

den k. Gesandten (Graf Tauffkirchen) in Rom. Unter- 
stützung der neuerlichen franz. Vorstellungen. 4914 (179). 

„ „ Episoopat. Petition um unverzügliche Vornahme der Berathung 

des Schema's über die päpstliche Unfehlbarkeit. 4912 (177). 

„ „ Bömische Curie. Depesche des Cardinal-Staatssecretärs (Antonelli) 

an den apostolischen Nuntius in Wien (Falcinelli). Erwiec|5ncils 
auf die österreichische Depesche vom 20. Februar. 49* 
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0. April 23. Norddentaoher Band. Depesche dea aorddeutachcn Qeaftodten 
(v. Amim) in Bom an den Cudinal-SUuitssecreULr AntonelU. 
Unterfitützung der Deuerlichen franaOuEChen Yoratellaiig. 
4915 (180). 

„ 24. BomUche Oorie. Die dogmatiache Ck)nBtitatian über dea katholi- 
schen Glauben. BeschioBsen und TerkOndet in der dritten öffent- 
lichen Sitzung des Taticaniuben ConcilSTOm 24. April 1870. — 
lu der Anmerkong: (18T0 , März 22) Rede des Bischofs 
Strosamajer gegen die im Schema dieser Constitutiou dem 
ProtestantismoB gemachten Vorwürfe. 4916 (181). 

„ 27. Oesteireioli. Depesche des Ministers des Auairärtigen (Qraf Senat} 
an den k. u. k. Botachaftcr (Fürst Mettemich) in Paris. 
MittbeilaDg über die von Seite der Cnrie erfolgte ZorOck- 
weisnng der Vorstellung der Mächte. 4917 (182). 

), „ fiömJBolie Omie. Mittheilnug [Monitum] der Goncilspr&sidenten 
an die Väter des ConcUs. Tor allem Andern wird die Lehre 
Tom Primat and der Unfehlbarkeit des Papstes im Condle 
zur Berathung gelangen. 4918 (ISS). 

„ 29. Episoopat. Bemerkungen der Väter des Concils Ober das Zuaatz- 
kapitel tod der Unfehlbarkeit des Papates. Im Text irrtham- 
lich vom 9. April datirt. 4919 (164). 
AnbngHai. BömiBche Oorie. Erklärung der Theologeu des Concils, gerichtet 
an Papst Pias IX., für die Unfehlbarkeit. 4920 (18A). 

Mai 8. Oesterrei'üi. Depesche des Ministen des AuBWiLrtigen (Qraf Beust) 
an den k. u. k. Botschafter (Graf TranttmansdorffJ in Bom. 
Erwiederung auf die Depesche des Cardinal - Staatssecrettcs 
AntonelU vom 20 April. 4921 (186). 

„ 8. — Depesche des k. u. k. Botschafters (Fuist Metternich] in Paris 
an den Minister des Auswärtigen (Graf Beuat). — Frank- 
reich entschlosseu, gegenüber dem Concil wieder zur ab- 
wartenden Stellung larackzukehreu. 4922 (187). 

„ 10. Bomisohe Ourie. Schema der ersten dogmatischen Constitation 
über die Kirche Christi, den ehrwürdigsten Vätern zur 
Prüfung vorgelegt. 4924 (189). 

„ 8. Episoopat- Protest gegen das ordnungswidrige Voranstellen der 
Lehre vom Primat nnd der Unfehlbarkeit des Papstea bei 
Berathung des Schema's „Über die Kirche". — In der An- 
merkung: Protest eines frauKüsischeii Prälateo über denselben 
GegensUnd. 4923 (183). 

„ 12. Frankreioti. Depesche des interimist. Ministers des Auswärt^en 
(OiliTicr) an den Botschafter (Marquis Banneville) in Rom. 
Aufgeben jeglicher Action gegenüber dem Concile. 4926 (190V 

„ 20. Episcopat. Rede des Erzbiscbofs Darb«; von Paris, gehalten in 
der General congregation vom 20. Mai, bei Berathung der 
Constitution de Ecclcsia. 4926 (191). 
Joni 2. Frankreich. Depesche des Mtuisters des Auswärtigen (Dac de 
Gramont) an den Botschafter (Morqnis Bannerille) in Bom. 
Enthaltung jeglicher Einmischung in die Concil saugelegenheitea 
und Wahrung der vollen Freiheit gegenüber den BcschlOsun 
der Curie. 4927 (192), 

„ 4. Episcopat Protest gegen den Scbluss der Generaldebatte, ge- 
richtet an die Concilspräsidenten. 4928 (193). 
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1870. Juni 5. Oesterreich. Depesche des Ministers des Auswärtigen (Grafen 

Beust) an den k. u. k. Botschafter (Grafen Trauttmansdorff) 
in Kom. Kücktritt in die Stellung einfacher Beobachtung 
der Concilsvorgänge. 4929 (194). 

„ „ IG. Bömisohe Oorie. Ansprache des Cardinalcollegiums an Papst 

Pius IX. am vierundzwanzigsten Jahrestage seiner Wahl und 
Antwort des Pajpstes. 4930 (195). 

„ „ 17. Norddeutscher Bund. Promemoria des norddeutschen Gesandten 

in Rom (von Arnim) über die Folgen der Prociamirung 
der Infallibilität , gerichtet an einen deutschen Bischof. 
4931 (196). 

„ Ende Juni. Episoopat. Petition um Vertagung des Concils bis October wegen 

der in Rom herrschenden Hitze. 4932 (197). 

„ Juli 9. — Beschwerde über willkürliche Textcsäuderung und Verletzung 

der Geschäftsordnung. 4933 (198). 
,, „ 18. — Verzeichniss der Goncilsmitglieder, welche in der General- 

congregation vom 13. Juli (Abstimmung über die ganze Con- 

stitntio de Ecclesia) mit ,^on placet'^ stimmten. 4934 (199). 
,, „ 16. Römische Onrie. Protest der Präsidenten des Concils gegen die 

über das Concil yerbreiteten feindlichen Berichte. 4935 (200). 

„ „ 17. Episoopat. Erklärung der s. g. Minoritäts-Bischöfe über ihre 

Stellung zu der ersten dogmatischen Constitution von der 
Kirche, gerichtet an Pius IX. 4930 (201). 

„ „ 18. Komische Ourie. Die erste dogmatische Constitution über die 

Kirche Christi. Beschlossen und verkündet in der vierten 
öffentlichen Sitzung des vaticanischen Concils vom 18. Jul. 
1870. — In der Anmerkung: Ansprache Pins^ IX. an die 
ConcUsväter. 4937 (202). 

„ „ 25 Oesterreich. Vortrag des Ministers für Cultus und Unterricht 

(von Stremayr) an den Kaiser. Beantragt die Aufhebung 
des kaiserl. Patentes vom 5. November 1855, mit welchem 
dem Concordate gesetzliche Kraft verliehen wurde. 4938 (203). 

„ „ SO. — Handschreiben des Kaisers an den Minister für Cultus und 

Unterricht (v. Stremayr). Anordnung der Aufhebung des 
Concordates. 4939 (201). 

„ „ „ — Depesche des Ministers des Auswärtigen (Grafen Beust) an 

den k. u. k. Geschäftsträger (v. Polombo) in Rom. Notification 
der Aufhebung des Concordates. 4940 (205). 

„ Aug. 9. Baiern. Erlass des Staatsministers v. Lutz an die Bischöfe. 

Vollziehung der Concilsschlüsse abhängig von der königL 
Sanction. 4941 (206). 

„ „ 11. Bömisohe Oorie. Depesche des Cardinal- Staatssecretärs Antonelli 

an den päpstlichen Nuntius in Brüssel. Die Beschlüsse des 
C!oncils verpflichten auch ohne weitere Publication alle Katho- 
liken. (7024 (294. 

„ „ 26. Oesterreich. Erlass des Banus von Croatien an die Bischöfe. Zur 

Vollziehung der Concilschlüsse die königl. Genehmigung er- 
forderiich. 4943 (203). 

„ Ende Aug. Deutschland. Hirtenbrief der zu Fulda versammelten Bischöfe. 

Ermahnt die Katholiken, sich den Beschlüssen des Concils 
gläubig zu unterwerfen. 4944 (209j. 
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18T0. AofaDg Sept. DentSChUnd. Hie Nürnbei^r ErklAraDg katholischer Qelehrter 
gegen die BescblQase des Vaticaniima Tom 18. Juli 1B70. — 
In der Anmerkung: (1870, Ende Joli) Protest der Professoren 
derMOnchener Universität gegen die vaticonischen Beachlflsse. 
4945 (210). 
„ Oct 20, Eömiache Ouiie. Die Bulle „Postquam Dei mnnere". Vertagung 
des Taticanischen Concils. 4946 (211). 

„ n 22. Italien- Depesche des Mioisters des Auawärügen (Viaconti-Ve- 

nosta) an die itaiieniachen QeBandtscbafien. Venrahrnng 
gegen die in der VertagnogsbuUe behauptete Unfreiheit des 
Concila, 4947 (212). 

„ „ 30. Frenssen. Itescript des CultuaministerB an den Senat der Uoiver- 

aitAt Bonn. Erkl&rt daa Vorgeben dea Erzbiachofea YOn 
CöId gegen Bonner Professoren fQr ungesetzlich. 4948 (213). 
1871. März 3. Bömische Onrie. Breve Papst Piua' IX. an den Cardinal Patriii. 
Protest gegen die Aufeiodung dea Jeanitenordena nnd Zurück- 
weianng des itaL üarantiegesetzes. 4972 (237). 

,, „ 22. Baiem. Erlusa des StaaUministera an den Erzbiachof von Bam- 

berg. Verweigerung des Placets fbr die VerkOndigung des 
Unfehlbarkeitsdogmas. 4949 (214). 

„ „ 28. — Erklärung des Stiftapropatea von DslUcger, betr. deBBen 

Stellung zu den vaUcanischeu Beachlllaaen vom 18. Juli 1870, 
an den Erzbischof von München. In der Anmerkung ni 
495 (26). 

„ April 2. — Hirtenbrief des Erzbiscboä von UQnchen gegen t. DOllingers 
Erklärung vom S8. Mfira d. J, In der Anmerkong an 
4950 (316). 

„ „ 14. — Schreiben dea Erzbiacbofes von MOncben an den König. 

Bitte, der altkatholischen Bewegung Einhalt zu gebieten. 
In der Aomerkung: (1871, Mftrz 28) Erklftnmg des Stifts- 
propatea v. Döllinger, betr. deasen Stellung zu den vaticaniachen 
Beschlilaaen, vom 18, Juli 1S70 an den Erzbischof von München. 
— (1872, April 2) Hirtenbrief des Erzbiachota von Manchen 
gegen v. Döllingers Erklärung vom 28. Mtkrz d. J. 4930 (315). 

„ Mai. Deutaolilaud, Hirtenbrief der deutschen Bischöfe Ober die Beschlane 

des vaticanischen Concila. 4951 (216). 

„ „ 18. Italien. Daa italieniscbo Garantiegcaetz. 4973 (2381. 

„ „ lö. Baien, Vorstcllong der BiacbOfe fiaicms an den König. Protest 

gegen die Anwendung des Flaceta auf die Bescblfisse dea 
vaticaniachcn Concils. 1952 (217). 

„ „ 15. Bömische Oniie. Encyclica Papst Pius' IX. an alle Patriarchen 
Erzbischüfc etc. Zurückweisung des itaL Garantiegesets«a. 
4974 (239). 

„ Jim! 19. PreuBseni Artikel der neuen Frenssischen Zeitung (Krenzieitimg). 
Haltung der Centrumsfraction dea Reichstages. In der An- 
merkung: (1871, Juni 19) Schreiben des Forsten BiamarcdE 
an den Grafen Fr&nkenberg. Card. Antonelli missbilliga die 
Haltung der katb. Fractioo im Reichstage. 4953 (218). 

„ „ lü. — Schreiben des Fürateo Biaraarck an den Grafen Franken- 

borg. Card. Antonelli misabillige die Haltung der katb. Fn^ 
lion im Reichstage. lu der Anmerkung zu 4953 (218). 
„ 2'J. — Schreiben des Cultusminiaters (v. Muhler) an den Bischof 
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von Ennland (Dr. Krementz). Erklärt den Dr. Wollmann, 
trotz dessen Weigerung, die Beschlüsse des vaticanischeu 
Goncils anzuerkennen, für berechtigt, den katholischen Reli- 
gionsunterricht am Braunsb erger Gymnasium zu ertheilen. 
4954 (219). 
1871. Juli 8. Frensseu. Königliche Cabinets- Ordre. Aufhebung der gesonderten 

katholischen Abtheilung im Cultusministerium. In der An- 
merkung: (1871, Juli 26 u. August 2) Artikel der Provinzial- 
corresp. über diese Cabinets- Ordre. 4955 (220). 
„ „ 9. — Protest des Bischofs von Ermland (Dr. Krementz) gegen den 

Bescheid des Cultusministers (von Mühler) vom 29. JunL 
4956 (221). 
„ „ 20. Bömische Onrie. Erklärung Plus' IX. über die Ausdehnung der 

päpstlichen Unfehlbarkeit. 4957 (222). 

„ „ 21. Freussen. Erlass des Cultusministers (v. Mühler) an den Bischof 

von Ermland. Zurückweisung des bischöflichen Protestes 
vom 9. Juli 4958 (223). 

„ Juli 26 u. Aug. 2. — Artikel der Provinzialcorrespondenz über die Auf- 
hebung der kath. Abtheilung im Cultusministerium. In der 
Anmerkung zu 4955 (220). 
„ Aug. 27. Baiem. Erlass des Cultusministers (v. Lutz) an den Erzbischof 

von München. Zukünftige Haltung der Regierung gegenüber 
den Consequenzen der Concilsbeschlüsse. 4959 (224). 

„ Sept. 7. Freussen. Immediateingabe der katholischen Bischöfe Preussciis 

an den König. Protest gegen die Eingriffe der Regierung 
in das innere Glaubens- und Religionsgebiet der kath. Kirche. 
4960 (225). 

„ »7. — Denkschrift der kath. Bischöfe Preussens zur Erläuterung 

der Immediateingabe vom 7. September. 4961 (226). 

„ Oct 7. Baiem. Interpellation des Abgeordneten Herz und Genossen in 

der zweiten Kammer. Welche Maassregeln gedenkt die Re- 
gierung gegenüber den Uebergriffen der geistlichen Gewalt 
zu ergreifen? 4962 (227). 

„ „ 8. Freussen. Immediatvorstellung des Bischofs von Ermland (Kre- 
mentz) an den König. Beschwerde über die Maassnahmen 
der Staatsregierung im Braunsberger Conflict 4963 (228). 

„ „ 11. Baiem. Beantwortung der Interpellation des Abg. Herz und Ge- 

nossen durch das Gesammtministerium. 4964 (229). 

„ „ 18. Freussen. Handschreiben des Königs an den Erzbischof von Köln. 

Zurückweisung des bischöflichen Protestes (Immediateingabe) 
vom 7. September. 4965 (230). 

„ „ 27. Bömische Ourie. Allocution Papst Pius^ IX., gehalten im geheimen 

Consistorium vom 27. October 1871. Klagen über die Ver- 
folgung der Kirche in Italien und Baiem. 4975 (240). 

„ ^'ov. Elsass. Adresse des Isässischen Gesammtklems an den Kaiser. 

Bitte um Aufrechthaltung der religiösen Orden und der con- 
fessionellen Schulen. 4966 (231). 

„ „ 23. Deutschland. Rede des baierischen Cultusministers (v. Lutz) bei 

Berathung des Kanzelparagraphen im Reichstage. In der An- 
merkung zu 4969 (234). 

„ „ 25. Freussen. Rescript des Cultusministers (v. Mühler) an den Erz- 

bischof von Köln. Zurückweisung der in den bischöflichen 
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Eingaben vom 7. September gegen die Staatsregiening erbo- 
benen Vorwürfe. 4967 (233). 

1871. Nov. 25. Freuseen. Schreiben des Cultusminiaters (t. MQb]er)&Q den Bischof 

Ton Ermlaml (KremcotK). Beantwortung der Immediateingabe 
des Biscboi^ vom 8. Octobec. 4963 (233). 

„ Dec. 10. Deutschland. Der Kanzclparagrapli sammt Motiven des Straf- 
gesetzbuches für das deutsche Reich, In der Anmerliung: 
(1871, Nov. 28) Rede des baier. Cultusminißtcrs v. Lutz bei 
Berathung dieses Paragraphen im Reichstage. 4969 (234). 

„ „ 14, Preussen. Antrag der Centrumsfraction des preussischen Abge- 

ordneteohauses. Aufhebung des Ministe rialerlass es vom 
29. Juni. 1871. 4970 (235). 

„ „ 20. — Schreiben des Bischofs von Enoland iKrementz) an den 

Cultusminister (v. Miihler). Beantwortung des Ministerial- 
rcscriptea vom 26. November. 4971 (236). 

1872. Jan, S. Bömische Ourie- Schreiben des Cardinal- StaaUsecretärs AntonelU 

an den Bischof von StrassbnrgtRäsa]. Erklärt das französische 
Concordat vom Jahre 1801 als nicht mehr ku Recht bestehend 
fUr Elsass-Lothriogen. In der Anmerlfung: (1872, Februar 10). 
Schreiben des Cardinal - Staatssecretän AntonelU an den 
Bischof von Strassburg. Erklärt das franz. Concordat far nur 
theilweise nicht mehr zu Recht bestehend. 4976 (241). 

„ „ 23/27. Baiem. Aus der Tcrhandlung der Kammer der Abgeordneten. 
Die Beschwerde des Bischofs von Augsburg über das baie- 
rische Ministerium wegen Yerfassungsverletzong. 4977 (242). 

„ „ 30. Frenasen. Rede des FOisten Bismarck im preussischen Abgeord- 

neteuliause bei Berathung des Budgets des CultuBministeriams. 
Beleuchtung der confessionellen Politik der Centnimsh«ction. 
4978 (243). 

„ Febr. 3. Schweiz (Genf). Gesetz und Vollziehungaverordnung über die 
klösterlichen CoriJoratiooen und Congregationen im Canton 
Genf. 6028 (291). 

„ „ 9. Prenasen. Hede des Fürsten Biemarck im preussischen Ahgeord- 

netenhaose bei Berathung des Schulaufsichtsgesetzes. Die 
Ursachen des Streites zwischen der Regierung und der 
katholischen ParteL 4979 (214). 

„ „ 10. Bomiscbe Ourie. ScLtcibcn des Cardinal- Staatasecretärs Antonelli 

an den Bischof von Strassburg (RiUsj. Erkliirt das franz. Con- 
cordat vom Jahre 1801 für nnr theilweisse nicht mehr za 
Recht bestehend in Elsass-Lotbriogen. !□ der Anmerkung 
zn 4976 (241). 

„ „ 20. Oesterreich. Rundschreiben des Cultusministers (v. Stremayr) an 

alle Länderchefs. Stellung der Regierung gegenüber den 
Altkatboliken. 4980 (245). 

n „ 29. Fienssen. Erlass des Unterrichbsministers (Dr. Falk) an sämmt- 

liche Provinz iaischulcollegien und Regierungen. Aenderung 
der aber den Religionsunterricht bestehenden Vorschrifteo. 
4981 (246; 

„ März U, — Erlass des Unterrichtsminiatera (Dr. Falk) an den Bischof 
von Ermland (Krementz). Aufforderung, die wider Dr. Woll- 
mano und Michelis ausgesprochene Excommunication zur&ck- 
zunehmen. 4083 (S47J. 
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1872. März 11. Frenssen. Das preussische Schulaufsichtsgesetz vom 11. März 1872. 

4983 (248). 

„ „ 13. ^ ErlasB des UnterrichtBiniiiisters (Dr. Falk) an die königlichen 

Regierungen. Ausführung des Schulaufsichtsgesetzes. 4984 (249). 

„ „ 25. Elsass. Schreiben des Oberpräsidenten (v. Möller) an den Bischof 

von Strassbnrg. Beantwortung der Adresse des elsässischen 
Klerus vom November 1871. 4985 (250). 

„ ,, 30. Frenssen. Antwort des Bischofs von Ermland (Erementz) auf den 

Erlass des Cultusministers (Falk) vom 11. März. Behauptet, 
zur Yerhängung der Excommunication ohne Einholung der 
Staatsgenehmigung berechtigt zu sein. 4986 (251). 

„ AprQ 10. Oesterreioh. Erlass des Cultusministers (v. Stremayr) an sämmt- 

liche Länderchefs. Anordnung, wegen Missbrauchs der 
Kanzel zu politischen Zwecken einzuschreiten. 4987 (252). 

„ „ 11. Frenssen. Hirtenbrief der Bischöfe Preussens über das Schulauf- 

Sichtsgesetz. 4988 (253). 

„ „ „ — Eingabe der Bischöfe Preussens an das Staatsministerium. 

Protest gegen das Schulaufsichtsgesetz. 4089 (254). 

„ „ 25. Deutsohland. Schreiben des Geschäftsträgers bei der Curie (v. Deren- 

thall) an den Cardinal-Staatssecretär Antonelli. Anzeige der 
Ernennung des Cardinais Fürsten zu Hohenlohe zum Bot- 
schafter des deutschen Reiches bei der Curie. 4990 (255). 

„ Mai 1. — Schreiben des Geschäftsträgers bei der Curie (v. Derenthall) 

an den Cardinal-Staatssecretär Antonelli. Anfrage, ob die 
Ernennung Hohenlohe's genehm sei. 4991 (256). 

„ „ 2. Bömisohe Ourie. Schreiben des Cardinal - Staatssecretärs Anto- 
nelli an den Geschäftsträger des deutschen Reiches (v. Deren- 
thall). Erklärt, Hohenlohe könne zur Annahme des Bot- 
schafterpostens nicht autorisirt werden. 4992 (257). 

„ „ „ Oesterreioh. Zuschrift der Bischöfe Oesterreichs an den Cultus- 

minister (v. Stremayr). Beschwerde über die Handhabung 
des Schulgesetzes. 4993 (258). 

„ „ 14. Deutschland. Aus der Verhandlung des deutschen Reichstages vom 

14. Mai 1872. lieber die Ablehnung des deutschen Bot- 
schafters Cardinal Hohenlohe durch die Curie. 4994 (259). 

„ „ „ — Circulardepesche des Reichskanzlers (Fürst Bismarck) an 

die Vertreter bei den Grossmächten bezüglich der zukünf- 
tigen Papstwahl. 6126 (389). 

„ „ 21. FreoBsen. Ministerialschreiben des Cultusministers (Dr. Falk) an 

den Bischof von Ermland (Krementz). Neuerliche Auf- 
forderung, den zwischen den Censurdecreten wider Dr. Woll- 
mann und Michelis und den Landesgesetzen bestehenden 
Widerspruch aufzuheben. 4995 (260). 

„ „ 28. — Erlass des Ministers des Krieges und des Cultus an den Feld- 
propst Bischof Namszanowski. Verfügt dessen Suspension 
vom Amte. In der Anmerkung zu 4996 (261). 

„ „ 29. — Erlass des Kriegsministers (v. Roon) an die königl. General- 

commandos. Mittheilung der Amtssuspension des kath. Feld- 
propstes Bischof Namszanowski und darauf bezüglicher Anord- 
nungen. ~ In der Anmerkung: (1872, Mai 28) Erlass des 
Ministers des Krieges und des Cultus an den Feldpropst 
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MamgEADowski. — Verfügt desaen BnBpeDaioD vom Amte. 
4996 {261). 
1872. Juni 14, Dentsohlaud. Kede des BeTollni&cbtigteii des OundearatlieB (Fried- 
bergi aur BegrOnduiig des Gesetzes, betr. den Orden der 
GeselUcbaft Jesu. In der ADmerknog zu 6002 (266). 

„ „ 15. Frenssen. SchreibcD des Biscbob von Ennluid (Krementz) aa den 
CultDBininister (Dr. FalbV Bestreitet daa Beatehen einea 
WidereprLclica iiwiachen den eilas«enen Censurdecreten und 
flon Laudeagesetzen. 4Q97 (262). 

n „ „ — Krliia3desCultu8n]iniBtcrs(Dr.Falk)BndickQDigl.RegieriingCD. 
Verbot, in Zukunft Mitglieder geistlicher Congregationen oder 
Orden an öffentlichen Volkaachulen als Lehrer Eozulftsseu. 

— In der Anmerkung: (1S72, November 28) Rede des CultuB- 
ministera zur Motivirung dieses Erlasses. 4998 [2ri3). 

„ „ 24. BämJschfl Onrie. Anaprache des Fapatea Fius IX. au den in Rom 
bestehenden deutschen Leseverein. Der Papst warnt Biamarck 
vor dem Kampfe mit der katholischen Kirche. — In der 
Anmerkung: Adresse des deutschen Leaevereins an P. Pins IX. 

— (1872, Juli 3) Artikel der Frovinzialcorresp. aber die An- 
sprache P. Piua' IX. 4999 (2G4). 

„ Juli 3. Preuasen. Artikel der Frovinzialcorresp. aber die Ansprache 
F. Pius' IX. an den deutschen Leaeverein. In der Anmerkung 
zu 4999 (264). 

„ „ 4. — Erlas« dea Unterrichtsministers (Dr. Falk) air^ie Provinzial- 
Bchulcollegien. Verbot der Tbeiloabme von 
religiösen Vereinen. 6001 (2G5). 

„ „ „ Dentschland. Gesetz, betreffend den Orden der Gesellschafri 

Vom 4. Juli 187S. — In der Anmerkung: Die bei Berathuo^ 
dieses Geaetzea gestellten Antr&ge und Motivirung des Gesetz- 
entwurfes durch den Bundesratb. 6002 <266). 

„ „ 5. — Bekaimtmachung , betreffend die Ausführung des Gesetzes 
Ober den Orden der Gesellschaft Jesu. Vom 5. Juli 1872. 
6003 (267). 

„ Aug. 10. Bömische Onrie (Schweiz) Note des p&patl. GeschäftsträgerB(Agnozzi) 
au den Buodearath. Protest gegen das Genfer Gesetz vom 
S. Febr. 1872, betr. die klästerlichcn CorporatioQ ca. 6029(292). 

„ Sept 2. PreusEBn. Schreiben des Kaisera an den Bischof von Ennland 
(Krementz). Aufforderung, den Staatsgesetzen in vollem Um- 
fange Gehorsam zu leisten. 6004 (268). 

I, ., 5. — Schreiben des Bischofs von Ermland (Krementz) au den 

Kaiser. Erklärt, die volle Souveränctät der weltlichen Obrig- 
keit auf staatlichem Gebiete anzuerkencea 6005 (269). 

„ „ 9- — Schreiben des Fürsten Biamarck au den Bischof von Ermland 

(Krementz). Fordert die unbedingte und vollständige Aner- 
kennung der staatlichen AutoritäL 6006 (270). 
„ „ 11. — Schreiben dea Bischofa von Ermland (Krementz) an den 

Kaiser. Erklärt, in Folge der Zuschrift des Fürsten Bisraarck 
vom 9. September bei der Marienburger Jubelfeier nicht er- 
scheinen zu können, C007 (371). 
I, „ 12. Dentschland. Die in der Generalversammlung der katholischen 

Vereine Deutschlands in Breslau ge&sateu Resolutionen. 
6008 (272J. 
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1872. Sept 13. Preussen. Schreiben des Bischofs von Ermland (Krexnentz) an 

den Fürsten Bismarck. Ersucht um Aufklärung des zwischen 
dem Schreiben des Königs vom 2. Sept. und dem des Fürsten 
Bismarck vom 9. Sept. bestehenden Widerspruchs. 6009 (273.) 
Schreiben des Fürsten Bismarck an den Bischof von Ermland 
(Krementz). Beantwortung des bischöflichen Schreibens vom 
13. September. 6010 (274). 

Schreiben des Bischofs von Ermland (Krementz) an den 
Fürsten Bismarck. Beantwortung des Schreibens des Fürsten 
Bismarck vom 16. September. 6011 (275). 

20. Deutschland. Denkschrift der Bischöfe über die gegenwärtige 
Lage der katholischen Kirche im deutschen Reiche. In der 
Anmerkung: (1872, Octbr. 15) Artikel der Provinzialcorre- 
spondenz über vorstehende Denkschrift; (1872, Octbr. 21) 
Schreiben des Bischofs von Ketteier gegen den Artikel der 
Provinzialcorrespondenz; > (1872,, Octbr.) Protest der Alt- 
katholiken gegen die Fuldaer Denkschrift 6012 (276). 

20. Schweiz. (Genf.) Decret des Staatsrathes von Gent Verfügt 
die Absetzung Mermillod's als Pfarrer von Genf. 6013 (277). 

20. — (Genf.) Decret des Staatsrathes von Genf. Untersagt dem 
Bischof Mermillod die Vollziehung aller in das Ressort des 
Ordinariates fallenden Functionen. 6014 (278). 
20-22. Deutschland. Die Beschlüsse der Delegirten- Versammlung der 
Altkatholiken in KöLq. 6015 (279). 

25. Preussen. Erlass des Cnltusministers (Dr. Falk) an den Bischof 
von Ermland (Krementz). Ankündigung der Temporalien- 
sperre. 6016 (280). 

28. Schweiz. (Genf.) Schreiben des Bischofls Mermillod an den Staats- 
rath von Genf. Protest gegen die Decrete vom 20. September. 
6017 (281). 
Anfang Oct. — (Geni) Aus dem Schreiben des Clerus des Kantons Qenf 

an den Staatsrath. Weigerung, den Decreten vom 20. Sep- 
tember Folge zu leisten. 6018 (282). 
October. Deutschland. Protest der Altkatholiken gegen die Fuldaer Denk- 
schrift. In der Anmerkung zu 6012 (276). 
6. Preussen. Schreiben des Bischofs von Ermland (Krementz) an den 
Cultusminister (Dr. Falk). Verwahrung gegen die Tempo- 
rialiensperre. In der Anmerkung: (1873, 14 Juli) Eutschei- 
dungsgründe zur Abweisung der Klage des Bischofs von 
Ermland auf Herausgabe der vorenthaltenen Einkünfte. 6019 
(283). 

15. — Artikel der Provinzialcorrespondenz über die Fuldaer Denk- 
schrift. In der Anmerkung zu 6012 (276). 

21. Episcopat. Schreiben des Bischofs v. Ketteier gegen den Artikel 
der Provinzialcorrespondenz über die Fuldaer Denkschrift In 
der Anmerkung zu 6012 (276). 

22. Schweiz. (Genf.) Prodamation des Genfer Staatsrathes an das 
Volk. Vorschläge zu tiefgreifenden Aenderungen in der 
organischen Gestaltung der katholischen Kirche. 6021 (284). 

28. — Schreiben des Bischofs (Marilley) von Lausanne an den Staats- 
rath von Genf. Mittheilung der Verzichtleistung auf die 
geistliche Verwaltung des Kantons Genf. 6022 (285). 
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1872. Kot. 11. Schweiz. (Genf.) Ergebenheitsiulrease der Geütlicbkeit des Kantons 

Genf an Fapst Pins IX. Frotett gegen die Beschlösse des 
Genfer Staatsratlies vom 20. September 1872. 6023 (286). 

„ „ 19. Sohweii. (Basel.) Beschlüsse dei DiOceEanconferenz der SUnde des 

BUthums Basel gegen das Dntehlbarkeitsdogina. 6024 (287). 

« „ 21. ftömiBohe Ocrie. Breve Papst Fiua' IX. an die Geiatlicbkeit des 

Kaotons Uenf. Erwiedenmg der Ergebenbeitaadresse vom 
11. Nov. 1872. 6025 (28S). 

>, „ 28. Freusaen. Rede des Cultusminiaters (Dr. Falk) im Abgeordneten- 

baose. Rechtfertigung des Erlasses vom 16. Janoar 1872, 
In der Anmerkung zu 4993 (263). 

„ Dec. 16. SohweiE. (Basel.) Schreiben des Biachofa (Lachat) von Basel an 
die Dificesanstände dieses Biatbuma. Erwiederung der Be- 
schlösse der DiöceaanconTerenz vom 19. Kov. 1S7S. 6026(289). 

„ ,, 23. Bömisohe Onrie. (Schweiz.) Note des päpstlichen Gesch&btrftgers 

(Agnozzi) an den Bundesratb. Protest gegen die Beschlüsse 
des grossen Bathes von Genf vom 20. Sept. 1872. 6030 (293). 

„ „ 33. — Altocution Papst Pius' IX., gehalten im geheimen Consisto- 

rinm vom 23. December 1872. Terurtbeüt die UnterdrQcknng 
der Kirche in Italien, Deutschland und der Scbveis. 6027 
(290). 

1873. Jan. 16. Bömisohe Omie. (Schweiz.) Breve Papst Pins' IX. an K. Mermillod, 

Bischof von Hebron i. p. i. Ernennung Bischof Mermillod'i 
mm apostolischen Vikar des Kantons Genf. G081 (294). 

„ „ SO. Schweiz. Kote des Bundesrathes an den pApatl. GeschfiftstrSger 

(AgnoEzi). Beantwortung der Noten des pftpstlicheB Oe- 
scbilftstriLgers vom 10. Aug. mul 23. Dec. 1872. 60S2 (295). 

„ „ 29. — (Basel.) BeschlUssc der Diücesonconferenz des Bisthums BaseL 

Absetzung des Bischofs Lachat von Basel. 6033 (296). 

„ „ 29. — Proklamation der DiOccsaoconfereoE des Bisthums Basel an 

die katholische Bevölkerang. Bechtfertigung der Absetzung ' 
des Bischofs Lachat. 6034 (297). 

„ „ 30. Preussen. Adresse des preossischen Episcopates an den Kuser. 

Bitte, die staatskirchlichen Gesetzentwürfe zurückaiehen oder 
nicht sanctioniren lu wollen. 603ö (298). 

,1 „ „ — Denkschrift des preussiscben Episcopates über die staats- 

kirchlichen Gesetzentwürfe , dem königl. ätoatsministerium 
durch die Erzbischöfe zugleich im Namen und Auftrage aller 
flbrigen Bischöfe des Landes vorgelegt am 30. Januar 1673. 
In der Anm: (I8T3 Februar) Artikel der Frovinziaclorresp. 
über vorstehende DenkschrifL G036 (299). 

„ Fobr. I. Hessen. Antrag des Abg. Hülberger, in der 2. Kammer, gegen dos 
confessionellc Schulwesen. 6043 (306). 

I, „ 5. Preussen. Artikel der Provinziakorrespondcnz über die Denk- 

schrift des preussischen Episcopaics vom 30. Januar 187S. 
In der Anmerkung zu 6036 (299). 

I, „ „ — Adresse des preussischen Episcopates an den Landtag, Bitte, 

die staatskirchlichen GeseUentwOife nicht annehmen zu wollen. 
6037 (300). 

., „ 8. Sohweii. (Basel.) Protest des Bischofs von Basel (Lachat) an den 
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Bundesrate Zurückweisung der Beschlüsse der baseler Diö- 
cesankonferenz vom 29. Januar 1873. 6038 (301). 
1873« Febr. 11« Schweiz. Note des Bundesrathes an den p&pstiichen Geschäfts- 
träger (Agnozzi). Verwahrung gegen die eigenmächtige Er- 
nennung eines apostolischen Vicars für den Kanton Genf und 
Nichtigerklärung derselben. 6039 (302). 

„ „ 15. Baden. Erlass des Minist des Innern (Jelly), betreffend die Mit- 

benutzung der kathoL Spitalkirche in Constanz durch Altka- 
tholiken. 6040 (303). 

„ „ 17. Schweiz. Bundesrathsbeschluss, betreffend die Ausweisung des 

Bischofs Kaspar Mermillod aus der Schweiz. 6041 (304). 

„ „ 18. — (Solothum.) Protest der katholischen Geistlichkeit des 

Kantons Solothum an den Regierungsrath. Weigerung, sich 
den Beschlüssen der Diöcesankonferenz vom 29. Januar 1878 
' zu unterwerfen. 6042 (305). 

„ „ 23. Preussen. Rundschreiben des Erzbischofis von Posen-Gnesen (Le- 

dochowski) an die Religionslehrer der höheren Lehranstalten 
dieser Kirchenprovinz. Untersagt, den Verfügungen der Re- 
gierung über die Ertheilung des Religionsunterrichts in deut- 
scher Sprache Folge zu leisten, und erlässt darüber besondere 
Anordnungen. 6044 (307). 

n „ 26. Sachsen. Interpellation des Abg. Ludwig, in der 2. Kammer, über 

die Stellung der Regierung zum Unfehlbarkeitsdogma und 
Antwort des Cultusministers (yon Gerber). 6045 (308). 

„ März 10. Preussen. Erste Rede des Fürsten Bismarck (in der 15. Sitzung 

des Herrenhauses) bei Berathung der staatskirchlichen Gesetz- 
entwürfe. Beleuchtung des Kampfes zwischen Staat und 
Kirche als einer reinen Machtfrage. In der Anmerkung: (1873, 
März 11) Rede des Ministerpräsidenten von Roon. 6046 (309). 

„ „ 11. — Rede des Ministerpräsidenten von Roon bei Berathung der 

staatskirchlichen Gesetzentwürfe. Ind. Anmerkung zu 6046 (309). 

„ „ 12. Bömisohe Onrie. Breve Papst Pius' IX. an den apost. Nuntius 

in München. Untersagt den Simultangebrauch katholischer 
Kirchen mit Altkatholiken. 6047 (310). 

„ „ 18. Schweiz. (Bern.) Erlass der Regierung an die katholische GeiBt- 

lichkeit des Jura. Amtsuspension der Geistlichen, welche den 
Protest, betr. die Absetzung d. Bischöfe ILachat, unterzeichneten. 
6048 (311). 

„ „ 23. Schweiz. (Genf.) Gesetz über die Organisation des katholischen 

Cultus, vom 23. März 1873. 6049 (312). 

„ Apfil 5. Preussen. Gesetz, betreffend die Abänderung der Art 15 und 18 

der Verfassungsurkunde vom 31. Januar 1850. In der Anm.: 
Bericht der Commission des Abgeordnetenhauses über dieses 
Gesetz. 6050 (313). 

„ „ 18. Baiern. Königliche Verordnung, die Errichtung und Leitung von 

Erziehungs- und Unterrichts- Anstalten betreffend. 6051 (314). 

„ Mai 2. Preussen. Sendschreiben der in Fulda yersammelten katholischen 

Bischöfe Preussens an den Klerus und die Gläubigen ihrer 
Diöcesen. Warnt vor den von den Kammern beschlossenen 
Kirchengesetzen. 6052 (315). 

„ „ 11. ^ Gesetz über die Vorbildung und Anstellung der Geistlichen. 

Vom 11. Mai 1873. In der Anmerkung: Allgemeiner Theil 
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des MotiTeDberichts zum RegierungBentwurf dieses GesetUB 

6(K3 (316). 
1873. Mai 12. FrensBeD. Gesetz über die kirclilicbe Dtsciplinargewolt luid die Er- 
riclituDg des königlichen GerichtsbofeB für kirdilicbe Aoge- 
legenbeiten. Vom 12. Mai 1873. In der AnmerkuDg-. Allge- 
meiner Theil des MotiienberichteB zum RegiemngBentwnrf 
dieses Gesetzes. 6054 (317). 

„ „ 13. — Gesetz über die Grenzen des Rechts zum Gebrauche kirch- 

licher Straf- und ZuchtmitteL Tom 13. Htü 18T3. In der 
Anmerkung: Allgemeiner Theil des MotiTenberichts zom Re- 
gierunpentwurf dieses Gesetzes. 6055 (318). 

„ „ 14. — Gesetz, betreffend den Austritt aus der Kirche. Vom 1(. 

Mai 1873. In der Anmerkung : Allgemeiner Theil des Motivoi- 
berichtes zum RegiernngsentTurf dieses Gesetzes. 6066 (319) 
„ ., 20. Deutschland. Beksnotmacbung, betreffend die AnsfQhrong des Ge- 

setzes über den Orden der Gesellschaft Jesu. 6067 (820). 

„ „ 23. Schweiz (Neuenburg). Gesetz zurOrdnung des Verhältnisses z^rischen 

dem Staate und den Rcligionsgesellscbaften. 6058 (321). 

„ „ 26. PieoBSen. CollectiTeit^abe des preusaischen Episcopates an das 

Künigl. Staatsministerium. Erklärung, die Maigesetze nicht 
anzuerkennen. In der Anmerkung: Artikel der Frovinzial- 
corresp. über die Erkl&rung der preuse. Bischäfe, die Mai- 
gesetze nicht anzuerkennen. 6059 (322). 

„ II 28. Bömisohe Onrie. Die angebliche Constitution Papst Pius' IX. (,^po- 

siolicae sedis mnnns") Tom 28. Mai 1B73. Aendeiung der bis 
her f&r die Papstwaht geltenden Normen. 6093 (366). 
Im Teit irrthümlich 26. Mai 1874 datirt. 

„ „ 31. Pnmsen. Artikel der FrovinzialcorreBpondenz Ober die Erbll- 

ruDg des prcussischen Episcopates, die Maigesetze nicht anzu- 
erkennen. In der Anmerkung zu 6059 (322). 

„ Ende Mai. — Schreiben der Oberpr&sidenten (nach Anweisung des Cnl- 
tusministers), an die preuss. Bischöfe. Ersuchen, die Sla- 
tnten, Lehrpläne etc. jener bischöflichen pbiloEophiBcb-theo- 
logischen Seminare mitzutbeilen, deren Anerkennung gevünscht 
wird. — In der Anmerkung: (1873, Juni 6): Antwortschreiben 
des Bischofs von Paderborn. — (1973, Juni 18) Erlass dei 
Regierungspräsidenten von Westfalen. Entzieht der philo- 
E i'^iisch-theologischen Lehranstalt tu Paderborn die staatliche 
Anerkennung, 6060 (3231 

„ Anhng Juni. — Schreiben der Oberpräsidenten an die preuss. Bischöfe: Er- 
suchen um Miltheitung Über den Bestand und die> Einrichtung 
der Knabenseminare und Convicte. — In der Anmerkung: (1873, 
Juni 16): Antwortschreiben des Bischofs von Faderborn auf 
den Erlass der Oberpräsidenten, betreffend Mittheilung Aber 
Einrichtung der Knabenseminare. 6061 (324). 
„ „ 2. Bömisohe Ourie. Protest der Ordensgenerale gegen das beabsich- 
tigte italienische Klostergesetz. — In der Anmerkung zu 
6068 (331). 

„ „ 5. PrensBen. Antwortschreiben des Bischofs von Paderborn auf den 

Erlasa der Oberpräsidenten, betreffend die Hittheilnng der 
Statuten, Lehrpläne etc. der philosophisch-theologischen Lehr- 
anstalten. In der Anmerkong zu 0060 (333). 
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1873. Juni 10. Schweiz (St Gallen). Gesetz über das bürgerliche Begräbniss- 
wesen. Erlassen am 10. Juni 1873. In Kraft getreten am 

24. August 1873. 6062 (325). 

„ „IL PretLSsen. Adresse der sogenannten staatstreuen Katholiken an 

^ den Kaiser. Dieselben anerkennen das Recht des Staates 

zur Erlassung der Maigesetze. — In der Anmerkung: (1873, 
Juni 23.) Antwortschreiben des Kaisers auf diese Adresse. 
6063 (326). 

„ „ 16. — Antwortschreiben des Bischofs von Paderborn auf Erlass des 

Oberpräsidenten von Westfalen, betr. Mittheilung über Einrich- 
tung der Knabenseminare. — In der Anmerkung zu 6061 (234). 

jy „ „ Baden. Erkenntniss des bad. Oberhofgerichtes. Den Altkatholiken 

ist, weil sie noch Katholiken, der Schutz des § 166 des 
deutschen Strafgesetzbuches zu gewähren. 6064 (327). 

,, „ 19. Italien. Gesetz, betreffend die Aufhebung der Klöster und Orden 

in der Stadt und der Provinz Rom. 6065 (328). 

„ „ 18. PreiLSsen. Erlass des Regierungspräsidenten von Westfalen. Ent- 
zieht der philos.- theolog. Lehranstalt zu Paderborn die staat- 
liche Anerkennung. In der Anmerkung zu 6060 (323). 

„ „ 22. — Antwortschreiben des Kaisers auf die Adresse der s. g. staats- 
treuen Katholiken. — In der Anmerkung zu 6063 (326). 

„ Juli 5. Schweiz (St-Gallen). Gesetz, betreffend die Wiedereinführung des 

hoheitlichen Placet bei Pfründenbesetzungen. 6066 (329). 

„ „ 14. Prenssen. Entscheidungsgründe der Abweisung der Klage des 

Bischofs vonErmland auf Herausgabe der vorenthaltenen Ein- 
künfte. In der Anmerkung zu 6019 (283j. 

„ „ 21. Römische Onrie (Schweiz). Note des päpstlichen Geschäftsträgers 

(Agnozzi) an den Schweizer Bundesrath. Beantwortung der 
Note des Schweizer Bundesrathes vom 11. Februar 1873. 
6067 (330). 

„ „ 25. — Allocution Pius^ IX., gehalten im geheimen Consistorium vom 

25. Juli 1873. Verdammt das italienische Klostergesetz vom 
19. Juni 1873 und die Urheber desselben. In der An- 
merkung: (1873, Juli 2) Protest der Ordensgenerale gegen 
das beabsichtigte italienische Klostergesetz. 6068 (331). 

„ Aug. 7 — (Prenssen.) Schreiben Papst Pius' IX. an den König von 

Preussen. Verurtheilungder von der Regierung eingeschlagenen 
Kirchenpolitik und Aufforderung, diese zu ändern. 6069 (332). 

„ „ 27. Schweiz. (Genf.) Gesetz über die Organisation des katholischen 

Cultus. 6070 (333). 

„ „ „ Römische Onrie. Constitution Papst Pius' IX. über die Wahl und 

Nomination der Capitelvicare für erledigte Bischofsitze. 

6071 (334). 

„ „ 29. Baiem. Königliche Verordnung, betr. die Errichtung der (sog. 

simultanen) Volksschulen und die Bildung der Schulsprengel. 

6072 (335). 

„ Sept 3. Prenssen. Schreiben des Königs von Preussen an Papst Pius IX. 

Zurückweisung der im Schreiben Pius' IX. vom 7. Aug. 1873 
ausgesprochenen Behauptungen. 6073 (336). 

„ „ 13. Baiem. Vorstellung des baierischen Episcopats an den König in 

Betreff der Simultanschulen. 6074 (337). 

„ „ 19. Prenssen. Anerkennungsurkunde des Königs für Dr, Reinkens als 
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kftthotigcher Bischof. — In der Aomerkung: Der von Dr.Sein- 
kens geleistete Bischofceid. 6070 (338). 
1873. OcL 6. Sohweii (Bern), yerordnung der Regienmg von Bern aber ^e 
Organisation des öffentlichen Coltos in den katholischen 
Eirchengemeinden des Jura. 6076 (339). 

„ „ 9. Baiern. TareteUang des baierischen Episcopats an den König in 
Betreff der religiösen Orden und Congregationen. 6077 (340). 

„ „ S4. Pienssen. Erlass dea Cultusministera (Dr. Falk) an die Oberprft- 
sidenten. Befiehlt, gegen die gesetzwidrig angestellten Geist- 
lichen mit der vollen Strenge des Gesetzes vom ll. Mai d. J. 
einztuchreiten. 6078 (341). 

„ „ 30. Sobweii (Bern.) Gesetz Ober die Organisation des Eirchenwesens 
im Kanton Bern. 6079 (342). 

„ Kot. 20. Baiern. Ministerialerlass, betr. den Voltsiig des Concordates. 
Aufhebnng des Ministerialerlaases vom B. April L852, betr. 
den Tollzug des Concordates. 6060 (B43X 

„ „ 21. Bömisohe Ouria. Kncydica Papst Pins' IX., gerichtet an alle 
Patriarchen, Primaten, Erzbisch&fe etc. Verdammt die Ueber- 
griffe der Staatsgewalt in Italien, der Schweiz, Deutsch- 
land etc. 6081 (344). 

1. „ 24. Freusnen. Schreiben des Oberpräsidenten von Posen (v. GDnther) 
an denErEbiBcliofvonFosen'GDeeen(Ledodiowski). Vorhalten 
der staatskirchlichen Vergehen des Erzbischofes und Auf- 
fordening, sein Amt niederzulegen. G082 (346). 

„ „ 25. -~ Antwortschreiben des Erzbischoä von Posen-Onesen (v. Ledo- 
. chowski)' an den Obcrprftsidenten von Posen (v. Günther). 
ZurOckweisang der gemachten Vorwürfe und Weigerung, sein 
Amt niederzulegen. 60B3 (S46X 

„ „ 2'j. Sohveii- (St. - Gallen.) Gesetz Ober Verbrechen und Vergehen 
gegen den confessionellen Frieden. 6084 (347). 

„ Dec. C. Preussen. Königliche Verordnung, betr. die Vereidigung dw ka- 
tholischen Bischhafe in der preoBsiBcbcn Monarchie. In der 
Anmerkung: Die alte Eidformel der katholischen Bischöfe. 
6065 (348). 

„ „ 7. Baiern. Antwortschreiben des Coltuemini stets (v. Lutz) auf die 

Eingabe des baierischen Epiecopatea, betr. die Einfuhrung 
von SimultauBchulen, vom 12. Sept. 1873 an den König. 
6086 (349). 

„ „ 9. (rede 6.) Schweiz (Bern.) Neuerliche Verordnung der Regierung 

von Bern Ober die Ausübung des öffentlichen Cultos in dea 
.~- k&tholischen Kircbengemeinden des Jura. 6087 (3&0). 

^y „ „ 9. Boiem. Antwortschreiben des PräsideDten der hönigL Regicmog 

f^ von Obcrbaiem (v. Zwehi) auf die Eingabe des baierischen 

Episcopates an den König, vom 9. Oct. 1873, betr. die re- 
ligiösen Orden und Congregationen. 6088 (351). 
N „ „ 10. Preussen. Aus der Verhandlung dea Hauses der Abgeordneten 

Ober den Antrag Reichenspergers auf Rückkehr zu den kircheo* 
politiachen Grundsätzen der Vergangenheit. 6089 (352). 

„ „ 13. Sohweii. Note des EchweizerischenBondesratheBan den p&petlicheD 

GeechättaträgeT (Agnozzi) bei der schweizerischen Eidgenoi- 
senschafi. Anzeige des Abbruches der diplomatiscbeD Be- 
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Ziehungen mit der Curie als Folge der Encyclica vom 21 Nov. 
1873. 6090 (353). 

1873. Dec. Schweiz. Bericht des schweizerischen Bundesrathes über seine 6e- 

sch&ftsfahrung im Jahre 1873. Der Eirchenconflict im Bis- 
thum Lausanne, Genf und Basel. 6091 (354). 

1874. Jan. 1. Italien. Circulardepesche des Ministers d. Auswärtigen (Yisconti- 

Yenosta) an die Vertreter im Auslande. Ueber die Freiheit 
des künftigen Conclaves. 6092 (355). 

n 1» 17. Bomische Onrie (Schweiz). Note des päpstlichen Geschäftsträgers 

(Agnozzi) an den Bundesrath. Beantwortung der Note des 
Bundesrathes vom 12. Dec. 1873. 6094 (357.) 

„ ,, 23. Schweiz. Note des schweizerischen Bundesrathes an den päpst- 

lichen Geschäftsträger (Agnozzi). Uebersendung der Pässe 
an den päpstlichen Geschäftsträger. 6095 (358). 

„ „ 30. — (Bern.) Verordnung der Regierung des Kantons Bern. 

Ausweisung sämmtlicher renitenten Geistlichen des bemischen 
Jura. 6096 (369). 

n »31. Brasilien. Expose des Ministers des Auswärtigen über den Eirchen- 

Btreit. 6097 (360.) 

„ Febr. 19. Baden. Gesetz, die Aenderung einiger Bestimmungen des Gesetzes 

von 9. Oct. 1860, die rechtliche Stellung der Kirche und 
kirchlichen Vereine im Staate betr. In der Anmerkung: Pro- 
test des erzbischöfl. Capitelvicars von Freiburg gegen dieses 
Gesetz. 6098 (361). 

„ „ 20. Preussen. £rlass des Cultusministers (Falk). Verbot, die Inns- 
brucker theolog. Facultät zu besuchen. 6099. (362.) 

„ Ende Febr. — Sendschreiben der Bischöfe in Preussen an den Klerus und die 

Laien ihrer Diöcesen, aus Anlass der Gefangennahme des 
Erzbischofs von Posen-Gnesen. 6100 (363). 

„ März 7. Bomisohe Onrie. Encyclica Papst Pius* IX. an den österreichischen 

Episkopat. Aufforderung, dem Zustandekommen der con- 
fessionellen Gesetze in* Oesterreich entgegenzuwirken. 6101 
(364). 

„ „ 20. Oesterreich. Erklärung und Protest des öterreichischen Episko- 
pates über die dem Reichsrathe vorgelegten staatskirchlichen 
Gesetzentwürfe. 6102 (395). 

„ „ 26. Schweiz. Bundesrathsbeschluss über den Becurs von Katholiken 

des Bemer Jura gegen die Verordnung der Berner Regierung 
vom 6. Dec. 1873. Abweisung des Recurses. 6103 (366). 

„ „ 26. — Bundesrathsbeschluss über den Recurs von Katholiken des 

Bemer Jura gegen das Ausweisungsdecret der Bemer Re- 
gierang vom 30. Jan. 1874. Abweisung des Recurses. 6104 
(367). 

„ April 15. Preussen. Erkenntniss des preussischen Gerichtshofes für kirch- 
liche Angelegenheiten. Entlassung des Erzbischofs von 
Posen (Ledochowski) aus dem Amte wegen Verletzung der 
auf sein Amt bezüglichen Vorschriften der Staatsgesetze. 
6105 (368). 
1874. April 21. Deutschland. Brief des Gesandten von Arnim an Döllinger aus 

Anlass der Veröffentlichung der Concils-Depeschen in der 
Nordd. allg. Zeitung. In der Anmerkung zu 4885* (150^). 
„ Mai 4. — Gesetz, betr. die Verhinderung der unbefugten Ausübung von 



berichts zum Regicningsentwurf 

,, „ 12. Baden. Rede des Staatsministers v. t 

bei Berathuug des Gesetzes, bet 
Altkatholiken. In der Anmerku 

„ „ 20. Oesterreich. Gesetz, betreffend die 

Religionsgesellschaften. In de 
Theil des Motivenberichts zui 
Gesetzes. 6109 (872). 

„ „ 20. — Gr68etz über die Verwaltung erle 

In der Anmerkung : Allgemeine 
zum RegierungsenCwurf dieses ( 

n M 21. Preuflsen. Gesetz wegen Declaration 

▼om 11. Mai 1878 über die y< 
Oeistlichen. In der Anmerkung 
imgientwiirf dieses Gesetzes. ( 

„ „ VI2B. DentMhlaiid. Synodal- und Gemein 

Angenommen auf der ersten all 
6112 (876). 

if n 29. Sdhwaii. Die staatskirdiliclien Best 

genftsdschen BondesTerfassung 

M Joni 4. — (St. -Gallen). Verordnung dei 

die Anihebong des bischöfl Ej 
6114 (877). 

^ n ^^ Badeiu Geseta, betreffend die Re 

liken Tom 1& Juni 1874. In de 
Vorordnong sum Vollzug dies« 
Bede des Staatsministers y. Jolh 

n n 17. Dentsohland. Beschlösse der Gen 

Katholikenvereins. In der A 
▼iniialcorresp. über diese Be 
prenss. Disciplinargerichtshofe 
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1874. August Schweiz. Allgemeiner Theil des Motivcnherichts, betreffend eine 

Verfassung der christ-katholischen (alt-katholischen) Kirche 
der Schweiz. In der Anmerkung zu 6123 (886). 

n » 20. — Instruction der Minister des Innern und der geistlichen An- 
gelegenheiten, betreffend die kirchlichen Prozessionen und 
Wallfahrten. 6120 (383). 

„ „ 22. Deutschland. Rundschreiben des Bischofs Ketteier von Mainz an 

die Pfarrer seiner Diöcese. Untersagt die kirchliche Theil- 
nahme an der Feier des Jahrestages von Sedan. 6121 (384). 

„ September. Hessen-Dannstadt. Protest des Bischofs von Mainz (v. Ketteier 

gegen die beabsichtigten Kirchengesetze. In der Anmerkung 
zu 6186 (399) 

» ,, 17. Schweiz. Bundesrathsbeschluss , betreffend einen Recurs gegen 

das Bemer Kirchengesetz vom 80. October 1873. [Nr. 6079 
(342).] Abweisung des Recurses. 6122 (885). 

„ „ 14. u. 21. — Verfassung der christ-katholischen (alt-katholischen) Kirche der 

Schweiz. Inder Anmerkung: (1874, August) Allgemeiner Theil 
des Motivenberichtes , betreffend eine Verfassung der christ- 
katholischen (alt-katholischen) Kirche der Schweiz. 6123 (386). 

„ Octbr. 2. — Allgemeiner Theil der Botschaft des Bundesrathes an die 

Standeversammlung, betreffend die Erlassung dieses Gesetzes. 
In der Anmerkung zu 6125 (388). 

„ Dec. 4 u. 5. Deutschland. Aus den Verhandlungen des Reichstages über das 

Budget für 1875. Attentat Kullmann. Aufhebung der Ge- 
sandtschaft bei der Curie. 6124 (387). 

„ „ 24. Schweiz. Schweizer Bundesgesetz, betreffend Feststellung und 

Beurkundung des Civilstandes und der Ehe, vom 24. December 

1874, resp. 28. Mai 1875. In der Anmerkung: (1874, 
October 2) Allgemeiner Theil der Botschaft des Bundes- 
rathes an die Ständeversammlung, betreffend die Erlassung 
dieses Gesetzes. 6125 (388). 

1875. Jan. Deutschland. Collectiverklärung des deutschen Episcopates. Pro- 

test gegen die Circulardepesche des Reichskanzlers vom 14. 

Mai 1872, betreffend die künftige Papstwahl. 6127 (390). 
„ „ Baiem. Vorstellung des baierischen Episcopates an den König. 

Verwahrung gegen die Einführung der obligatorischen Civilehe. 
6128 (391). 
„ Febr. 5. Römische Onrie. Encyclica Papst Pius' IX. an die Erzbischöfe 

und Bischöfe Preussens. 6129 (392). 
„ „ 6. Deutschland. Reichs -Gesetz, betreffend die Beurkundung des 

Personalstandes und die Eheschliessung, vom 6. Februar 

1875. 6130 (393). 

„ Ende. Febr. Spanien. Schreiben des Bischofs von Jaen an den König. Ver- 
langt Aufhebung der Gultusfreiheit. In der Anmerkung zu 
6162 (415). 

„ März 10. Preussen. Verwahrung des preussischen Episcopates gegen den 

Gesetzentwurf^ betreffend die Kirchliche Vermögensverwaltung. 
In der Anmerkung zu 6150 (413). 

„ „ 16/18. — Reden des Fürsten Bismarck im Abgeordnetenhause bei Be- 

rathung der(}esetzesvorlage, betreffend die Einstellung der Lei- 
stungen aus Staatsmitteln für die katholische Kirche. 6181(394). 
„ AprU 2. •— Immediateingabe des preussischen Episcopates. Protest gegen 
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den Gesetz entwitrf, betreffend die EinstelluDg der Leistongca 
aus StOBteniitteln für die römisch -hBtholiacbeD Bischöfe und 
Geistlichen. 6132 (395). 
75. April. 9. Freiugeiu Rescript des Staat eiainisteriuins auf die Immediateingabe 
des prenssicchen Epiecopates vom 2. April 1875. 613S (39G). 
, „16— Rede des FUrst«a Bisraarck im Abgeordnctenhanae bei Be- 
ratlinng der GeaetzcSTorlage, betreffend die Aufhebung der 
VerfasauafTsartikel 15, 16 uud IB. 6134 (307). 
, „ 22. — Gesetz, betreffend die Einstellang der Leistungen aas Staats- 
mitteln filr die römisch- katholischen BisthUmer und Geist- 
lichen vom 22. April 1875. In der Anmerkung: Allgemeiner 
Theil des Motivenberichtes zum Regicrungsentwurf dieses 
Gesetzes. 6135 (3981. 

., 23. Hessen-Dannatadt Gesetz, die rechtliche Stellung der Kirchen 
und Beligionsgesellachaften im Staate betreffend. Vom 23. 
April IB7&. — In der Anmerknng: Allgemeiner Theil des 
Motivenberichtes zum Regierungaentwurf der hesmadicn 
Eirchengesetzc. — (1874, September) Protest des Biscbofa 
TOD Mainz gegen die beabsichtigt«! Eirchengesetze. 6136(399). 

„ 2S. — Gesetz, den Missbranch der geiatltcheo Amtsgewalt b«tceffend. 
Tom 23. April 1875. 6137 (400). 

„ 23. — Gesetz, betreffend die Torbildnng und AnateUong von Geist- 
lichen. Tom 23. April 1875. 6138 (401). 

H 23- ~ Oewtz, die religifiaeD Orden und ordensähnlichen Congre- 
gationen betreffend. 6139 (402). 

„ 23. — Gesetz, das Besteuemugsrecht der Kirchen- und Religions- 
gesellachaflen betreffend. 6140 (403). 
Ende April. Prenssen. Antwortschreibeu dos preusaischen Episcopates auf das 
Rescript des Staatsministeriums vom 9. April 1876. 6141 (404). 
Mai 31. Schweu. BundesrathsbeschlnES, betreffend die neuerlichen Recnrae 
gegen das Answeisungsdecret der bemischen Regierung vom 
30. Januar 1874. VerfUgt Aufhebung desselben binnen zwd 
Monaten. 614! (405). 

„ 31. Prenssen- Gesetz, betreffend die geistlichen Orden und ordens- 
ähuliclieu Kongregationen der katholischen Kirche. Vom 31. 
Mai 1875. — In der Anmerkung: Motiveobericht zum Re- 
gieningscntwiirf dieses Gesetzes. 6143 (406). 
Juni 18. — Gesetz über die Aufhebung der Artikel 15, 16 und 18 der 
Verfasaungsnrkunde vom 31. Januar 1850. Vom 18. Juni 
1675. In der Anmerkung: Motivenbericht zum Regierongs- 
cutwurf dieses Gesetzea. 6144 (407). 

„ 20. — Gesetz über die Vermögensverwaltung in den katholischen 
Kirchengemeinden. Vom 20- Juni 1875. — In der Anmerkung: 
Motivenbericht zum Regieningsentwnrf dieses Gesetzes, 
6145 (408). 

„ 80. — Artikel der ,.FroTinzialcorreapondenz" über das Gesetz vom 
20. Juni 1875. 6146 (409). 
Juli 1. Schnell- Bundesbeachlnss, betr. den Recnrs gegen das Ausweisungs- 
dccret der bemischen Rcgiemug vom 30. Januar 1874. Be- 
stätigt den BundesrathsbescbluBB vom 31. Mai 1875 unter 
Verl&agcrung der Aufhebungsfrist bia Mitte November 187S. 
6147 (410). 
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1875. Juli 4. PreuBsen. Gesetz, hetr. die Rechte der altkatholischen Kirchen- 
gemeinschaften an dem kirchlichen Vermögen. 6148 (411). 

„ ,f 12. Frankreich« Gesetz, betr. die Freigebung des höheren Unterrichts. 

In der Anmerkung: (1875, September) Statut für die erste 
freie (katholische) Facultät in Angers. 6149 (412). 
„ „ 24. Frenssen. Circular des Erzbischofs von Köln über die Stellung 

der katholischen Geistlichen und Laien zu dem Gesetze 
über die kirchliche Vermögensverwaltung. Gestattet die Mit- 
wirkung bei Durchführung dieses Gesetzes. — In der An- 
merkung: (1875, März 10) Verwahrung des preuss. Episco- 
pates gegen den Gesetzentwurf, betr. die kirchliche Vermögens- 
verwaltung. 6150 (413). 

„ „ 28. — Artikel der „Provinzialcorrespondenz" über die Erklärung 

des Episcopates, bei Durchführung des Gesetzes über die kirch- 
liche Vermögensverwaltung mitwirken zu wollen. 6151 (414). 

„ Aug. 13. Spanien. Aus dem Verfassungsentwurf. Toleranz der Culte. In 

der Anmerkung: (1875, Februar) Schreiben des Bischofs 
von Jaen an den König. Verlangt Aulhebung der Cultus- 
freihelt. 6152 (415). 

,9 „ 25. Bömisohe Onrie. (Spanien.) Rundschreiben des päpstlichen Nuntius 

in Madrid an die spanischen Bischöfe. Protest gegen den 
die Toleranz der Culte normirenden Artikel 12 des Ver&ssungs- 
entwurfes. 6153 (416). 

„ „ 28. Schweiz. (Genf.) Gesetz über die äusseren Cultusangelegenheiten. 

6154 (417). 

„ Sept. 14. (Oct 81.) Schweiz. (Bern.) Gesetz, betr. die Störung des religiösen 

Friedens. Vom 14 Sept. 1875. Angenommen durch Volks- 
abstimmung am 31. Oct 1875. 6155 (418). 
1876 Febr. 26. Deutschland. Aus der Strafrechtsnovelle zum Strafgesetzbuch für 

das deutsche Reich , vom 15. Mai 1871. — Der s. g. Kanzel- 
paragraph. 6156 (419). 

„ März. Bömisohe Onrie. (Spanien.) Breve Papst Pius' IX. an den Gardi- 

nal-£rzbischoi von Toledo. Protest gegen den, die Toleranz 
der Culte normirenden Artikel 11 des Verfassungsentwurfes. 
6157 (420). 

„ Juni 7. Preussen. Gesetz über die Aufsichtsrechte des Staates bei der 

Vermögensverwaltung in den katholischen Diöcesen. 6158 (421). 

„ Juli 20. Italien. Gesetzentwurf, betr. Bestrafung des Missbrauches der 

geistlichen Amtsgewalt. 6159 (422). 

„ Aug. 22. Sachsen. Gesetz, die Ausübung des staatlichen Oberaufsichtsrechtes 

über die katholische Kirche betr., vom 22. Aug. 1876. In 
der Anmerkung: Allgemeiner Thcil des Motivenberichtes 
zum Regierungsentwurf dieses Gesetzes. 6160 (423). 

„ Sept 12. Spanien. Circular-Depesche des Ministers d. Ausw. (Canovas) an 

die diplomatischen Vertreter im Auslande. — Haltung der 
Regienmg in der Toleranzfrage. In der Anmerkung: Er- 
lass des Bischofs von Menorca an die Schulvorstände. Be- 
fiehlt, die ketzerischen Kinder von den katholischen abzusondern 
6161 (424). 
1877. März 12. Römische Onrie. AUocution P. Pius' IX., gehalten im geheimen 

Consistorium vom 12. März 1877. Klage über Bedrückung 
des apöst Stuhles durch die Italienische Begierung. I^ote 
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n. Register, 

nach den Ursprungsländern der Actenstücke geordnet. 
Baden '). 

1859. Juni 28. Nr. 4833. (98.) Das badiscbe Concordat. 

„ Sept. 22. Nr. 4832. (97.) Die Bulle Aeterni PastoriB Vicario. Confirmation 

des badischen Concordates. 

„ Dec. 5. Nr. 4831. (96.) Landesherrliche Verordnung. Bekanntmachung 

der Vereinbarung mit dem päpstlichen Stuhle zur Kegelnng der 
Angelegenheiten der kath. Kirche im Grossherzogthum. 

1860. März 30. Nr. 4834. (99.) Adresse der zweiten Kammer der Stände an den 

Grossherzog. Bitte, die Verordnung vom 5. Decbr. und damit 
das Concordat selbst ausser Wirksamkeit zu setzen. 

„ April 7. Nr. 4835. (100.) Proclamation des Grossherzogs. Erklärt, die 

Kirchenverhältnisse im Wege der Gesetzgebung ordnen zu wollen. 

„ Oct 9. Nr. 4836. (101.) Gesetz, die rechtliche Stellung der Kirchen und 

kirchlichen Vereine im Staate betreffend. 

„ „ 9. Nr. 4839. (104.) Gesetz, die Bestrafung von Amtsmissbräuchen 

der Geistlichen betreffend. 

„ „ 9. Nr. 4838. (103.) Gesetz, die Ausübung der Erziehungsrechte in 

Bezug auf die Religion der Kinder betreffend. 

„ „ 9. Nr. 4840. (105.) Unmittelbare allerh. EntSchliessung des Gross- 
herzogs. Formelle Aufhebung des Concordates und der Ver- 
ordnung V. 5. December 1859. 

„ „ 9. Nr. 4837. (102.) Gesetz, die bürgerliche Standesbeamtung in Aus- 
nahmefällen betreffend. 

„ Dec. 17. Nr. 4841. (106.) Aus der AUocution Pius' IX., gehalten im ge- 
heimen Consistorium vom 17. Dec. 1880. Verwahrung gegen 
den Bruch des badischen Concordates. 
1869. Dec 21. Nr.. 4842. (107.) Aus dem Gesetze, die Beurkundung des bürger- 
lichen Standes und die Förmlichkeiten bei Schliessung der Ehen 
betreffend. Einführung der obligatorischen Civilehe. 

1873. Febr. 15. Nr. 6040. (303.) Erlass des Minist, des Innern (Jolly), betreffend 

die Mitbenutzung der kathol. Spitalkirche in Constanz durch 
Altkatholiken. 
„ Juni 16. Nr. 6064. (327.) Erkenntniss des bad. Oberhofgerichtes. Den Alt- 
katholiken ist, weil sie noch Katholiken, der Schutz des § 166 
des deutschen Strafgesetzbuches zu gewähren. 

1874. Febr. 19. Nr. 6098. (361.) Gesetz, die Aenderung einiger Bestimmungen des 

Gesetzes vom 9. October 1860, die rechtliche Stellung der Kirche 
und kirchlichen Vereine im Staate betr. 



*) äiehe aneh die unter „OberrheiDische KircbenproTias" mitgethoilten Aktenstttolco. 
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In der Anmerkung: 
Proteet des erzbischQfl. Capitelricars von Freibnrg gegen 
dieses Gesetz. 
18T4. Mai 13. Nr. GUS. (378.) Anm. Rede des Staatsministere toh J0U7 in de- 
2. bad. Kammer bei Berathnng des GeBeUea, betr. die Rechte 
TCrhältnisae der Altkathaliken. 
„ Juni 16. Nr. 6115. (STB.) Gesetz, betTefTend die RechtSTerhältniaae der All- 

katholilien ?om 15. Juui 18T4. 
„ „ 27. Nr. 6115. (378.) Anm. Verordnung zum Vollzug des Geaetiei, betr. 

die Rechtsverhältniase der Altkathollken. 
ßaiorn. 

1817. Juni 6. Nr. 4746. (11.) Das baieriscbe Concordat 

1818. Mai 26. Nr. 4747. (12.) Aus der Verfiissungsurkunde fflr Baiem. SteUtug 

der katliolischen Kirche. 
„ » id- Nr. 474S. (13.) Dos baieriscbe ReligionsedicL 

„ Not. 7. Nr. 4749. (14.) Königlicher Erlass an das protesL Oberconsistoriatn 
und die königL Ueglenmgen. Das Reli^onsedict for alle Unter- 
thanen verbiodlich. 
1819- Jan. 13. Nr. 4750. (15.) Breve Pius' TII. an den König von Baiem. Be- 
schwerde Ober einzelne Artikel der Ter&ssung und Verbot der 
unbedingten Eidesleistung auf dieselbe. 
1821. Sept lü. Nr. 4751. (16.) Königtiche Entschliessung. Vollziehung des Ckin- 

cordates. ErkUrung Aber Bedeutung des Verbssungteidei. 
1841. März 25. Nr. 4762. (17.) Schreiben des Ministers dea Innern an die k. 
Regiemngapr&sideuteQ, an die ErzbiscbOfo und Bischöfe. Mildere 
Ansabong des Placeta. 
1850. Oct. 20. Nr. 4788. (53.) Denkschrift des baieriacben Episcopatea Ober die 

Stellung der katholischen Kirche. 
1852. März 30, Nr. 4789. (54.) Königliche Entschliessung (Verordnung), den Vollzug 

des Concordates betreffend. Abänderung des Religionsedictes. 
1860. April Nr. 4863. (128.) Fragen, welche von der baierischen Regierung 

aus Anlasa des bevorstehenden Concils den katholischen Univer- 
siUten zu München und Wurxburg zur Beantwortung vorgelegt 
worden sind. 
„ „ 9. Nr. 4862. (127.) Circulardepesche des Ministers des Aosw. an die 

königl. Missionen im Auslände. Anregung zu einer Verstiodi- 
ßung der weltlichen Regierungen über die dem beTorstfihenden 
ökumenischen Concil gegenaber einzunehmende Haltung. 
„ Nov. 2. Nr. 4873. (1^8.) GuUchten der Juiistentacult&t zu Mflnchen in 
Betreff der Conciliumslrage. 
In der Anmcrlcung: 
Separat-Votum des Prof. von Bayer. 
„ „ 7. Nr. 4874. (130.) Erlass der küuiglichen Regierung au die Bisdiafle. 

Die Rügienmg erwartet, dass die Bischöfe nicht zu BeschtOwen 
mitwirken, welche mit den Principien der Staatsrerfoaaung im 
Widerspruch stehen. 
„ Dec. 10. Nr. 4879. (144.) Instruction des Ministers des Auswärtigen {Fürst 
Ilohenlohc) an den königl. Gesandten (Graf Tauffkirchen) in 
Rom über dessen Haltung bezüglich des Concils. 
11470. Miirz 9. Nr. 4!)()1. (16C.) Anm. Denkschrift Döflingers über die revidirte G«- 
Gcbäftsurdnung des Concils. 
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1870. April 20. Nr. 4914. (179.) Depesche des Ministers des Auswärtigen (Graf 

Bray) an den k. Gesandten (Graf Taufikirchen) in Rom. Unter- 
stützung der neuerlichen französischen Vorstellungen. 
„ Aug. 9. Nr. 4941. (206.) Erlass des Staatsministers Ton Latz an die Bischöfe. 

Vollziehung der Concilsschlüsse abhängig von der kgl. Sanction. 

1871. März 22. Nr. 4949. (214.) Erlass des Staatsministers an den Erzbischof von 

Bamberg. Verweigerung des Placets für die Verkündigung des 
Unfehlbarkeitsdogmas. 
„ „ 28. Nr. 4950. (215.) Anm. Erklärung des Stiftspropstes TonDöllinger, 

betr. dessen Stellung zu den vaticanischen Beschlüssen vom 
18. Juli 1870, an den Erzbischof von München. 

„ April 2. Nr. 4950. (215.) Anm. Hirtenbrief des Erzbischofs von München 

gegen von Döllingers' Erklärung vom 28. März. d. J. 

„ „ 14. Nr. 4950. (215.) Schreiben des Erzbischofs von München an den 

König. Bitte, der altkatholischen Bewegung Einhalt zu gebieten. 

„ Mai 15. Nr. 4952. (217.) Vorstellung der Bischöfe Baienis an den König. 

Protest gegen die Anwendung des Placets auf die Beschlüsse 
des vaticanischen GoncUs. 

„ Aug. 27. Nr. 4959. (224.) Erlass des Cultusministers (von Lutz) an den Erz- 
bischof von München. Zukünftige ELaltung der Regierung ge- 
genüber den Consequenzen der Concilsbeschlüsse. 

„ Oct 7. Nr. 4962. (227.) Interpellation des Abgeordneten Herz und Ge- 
nossen in der zweiten Kammer. Welche Maassregeln gedenkt 
die Regierung gegenüber den U ebergriffen der geistlichen Gewalt 
zu ergreifen? 

„ „ 11. Nr. 4964. (229.) Beantwortung der Interpellation des Abg. Herz 

und Genossen durch das Gesammtministerium. 

„ „ 27. Nr. 4975. (240.) Allocution Papst Pius' IX., gehalten im geheimen 

Gonsistorium vom 27. October 1871. Klagen über die Verfolgung 
der Kirche in Italien und Baiem. 

1872. Jan. 23—27. Nr. 4977. (242.) Aus der Verhandlung der Kammer der Ab- 

geordneten. Die Beschwerde des Bischofs von Augsburg über 
das baierische Ministerium wegen VerÜEissungsverletzung. 

1873. März 12. Nr. 6047. (310.) Breve Papst Pins' IX. an den apost. Nuntius in 

München. Untersagt den Simultangebrauch katholischer Kirchen 
durch Altkatholiken. 
„ April 18. Nr. 6051. (314.) Königliche Verordnung, die Errichtung und 

Leitung von Erziehungs- und Unterrichts-Anstalten betreffend. 

„ Aug. 29. Nr. 6072. (335.) Königliche Verordnung, betr. die Errichtung der 

(sog. simultanen) Volksschulen und die Bildung der Schulsprengel. 

„ Sept. 13. Nr. 6074. (337.) Vorstellung des baierischen Episcopates an den 

König in Betreff der Simultanschulen. 

„ Oct 9. Nr. 6077. (840.) Vorstellung des baierischen Episcopates an den 

König in Betreff der religiösen Orden und Congregationen. 

„ Nov. 20. Nr. 6080. (343.) Ministerialeriass, betr. den Vollzug des Con- 

cordates. Aufhebung des Ministerialerlasses Tom 8. April 1852, 
betr. den Vollzug des Concordates. 

„ Dec. 7. Nr. 6086. (349.) Antwortschreiben des Gultnsministers (von Latz) 

auf die Eingabe des baierischen Episcopates, betr. die Ein- 
führung von Simultanschulen, vom 12. Sept 1873 an den König. 

„ „ 9. Nr. 6088. (351.) Antwortschreiben des Präsidenten der königl. 
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tionalcoDgress. Forderung der une; 
die katholische Religion. 
1831. Febr. 7. Nr. 4776. (41.) Aus der Verfassungsi 

Belgien. Stellung der katholischen i 

Brasilien. 

1873. Oct 29. Nr. Ü097. (3C0.) Anm. Note des ai 

and bevollmächtigten Ministers Sr. 
Penedo). Besondere Mission Bra8ili( 

1874. Jan. 31. Nr. 6097. (860.) Expose des Minister 

Kirchenstreit 
Deutsehlaild (and Deutscher sowie Norddeatscher 
1816. Juni 6. Nr. 4746. (10.) Ans der deutschen 

der chnstlichen Religionsparteien. 
18ia Sept 95. Nr. 478L (46.) Promemoiia des Er 

Bischöfe DentBchlands. Die Lage ( 
einer lynodnlen Versammlung. 
H Oct Nov. Nr. 4782. (47.) Die Beschlösse der 

deutschen Bischöfe. 
„ Not. 14L Nr. 4788. (4a) Denkschrift der in WC 

Deutschland an die Regierungen. 
„ Dea 27. Nr. 4780. (46.) Ans den Grundrech 

Versammlung. Stellung der Kirche 
1869 Mai 14. Nr. 4886 ^ (160 ».) Depesche des Ges 

den Bundeskanzler (Graf Bismarcli 
depeache Hohenlohe's. Vorschlag 
beim Gondl su verlangen. 
„ M 26. Nr. 4886 \ (160 \) Depesche des Bu 

an den Gesandten (v. Arnim) in R 
m'm'schen Vorschlages, Oratores z( 
aichtigte Verständigung mit den si 
Rom lu richtende Warnungen. 
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1870. Jau. 5. Nr. 4885. (150.) Instruction des Bundeskanzlers (Graf Bismarck) 

an den Gesandten (v. Arnim) in Rom. Haltung gegenüber den 
Concilsvorgängen. 

,, „ 8. Nr. 4885. (150.) Anm. Schreiben des Gesandten in Rom (v. Arnim) 

an Döllinger über die Vorgänge auf dem Concil. 

„ März 13. Nr. 4906. (171.) Depesche des Bundeskanzlers (Graf Bismarck) an 

den Gesandten (y. Arnim) in Rom. Gegenüber den Concilsvor- 
gängen einzunehmende Haltung. Die Regierungen des nordd. 
Bundes nicht dazu berufen, den Kampf gegen das Gondl und 
die Curie zu beginnen. 

„ April 23. Nr. 4915. (180.) Depesche des norddeutschen Gesandten (v. Ar- 
nim) in Rom an den Cardinal -Staatssecretär Antonelli. Unter- 
stützung der neuerlichen französischen Yorstellnng. 

j, Juni 17. Nr. 4931. (196.) Promemoria des norddeutschen Gesandten in 

Rom (von Arnim) über die Folgen der Proclamirung der Infalli 
bilität, gerichtet an einen deutschen Bischof. 

„ Ende Juli. Nr. 4945. (210.) Anm. Protest der Professoren der Münchener 

Universität gegen die vaticanischen Beschlüsse. 

„ Ende Aug. Nr. 4944. (209.) Hirtenbrief der zu Fulda versammelten Bischöfe. 

Ermahnt die Katholiken, sich den Beschlüssen des Concils gläubig 
zu unterwerfen. 

1870. Anf. Sept. Nr. 4945. (210.) Die Nürnberger Erklärung katholischer Ge- 

lehrter gegen die Beschlüsse des Yaticanums v. 18. Juli 1870. 

1871. Mai Nr. 4951. (216.) Hirtenbrief der deutschen Bischöfe über die Be- 

schlüsse des vaticanischen Concils. 

„ Nov. 23. Nr. 4969. (234.) Anm. Rede des baierischen Cultusministers (v. 

Lutz) bei Berathung des Kanzelparagraphen im Reichstage. 

„ Dec. 10. Nr. 4969. (234.) Der Kanzelparagraph sammt Motiven des Straf- 
gesetzbuches für das deutsche Reich. 

1872. April 25. Nr. 4990. (255.) Schreiben des Geschäftsträgers bei der Curie 

(v. Derenthall) an den Cardinal-Staatssecretär Antonelli. An- 
zeige der Ernennung des Cardinais Fürsten zu Hohenlohe zum 
Botschafter des deutschen Reiches bei der Curie. 

„ Mai 1. Nr. 4991. (256.) Schreiben des Geschäftsträgers bei der Curie (v. 

Derenthall) an den Cardinal-Staatssecretär Antonelli. Anfrage, 
ob die. Ernennung Hohenlohe's genehm sei. 

„ „ 2. Nr. 4992. (257.) Schreiben des Cardinal-Staatssecretärs Antonelli 

an den Geschäftsträger des deutschen Reiches (v. Derenthall). 
Erklärt, Hohenlohe könne zur Annahme des Botschafberpostens 
nicht autorisirt werden. 

„ „ 14. Nr. 4994. (259.) Aus der Verhandlung des deutschen Reichstages 

vom 14. Mai 1872. Ueber die Ablehnung des deutschen Bot- 
schafters Cardinal Hohenlohe durch die Curie. 

„ „ „ Nr. 6126. (389.) Circulardepesche des Reichskanzlers (Fürst Bis- 
marck) an die Vertreter bei den Grossmächten bezüglich der 
zukünftigen Papstwahl. 

„ Juni 14. Nr. 6002. (266.) Anm. Rede des Bevolhnächtigten des Bundesrathes 

(Friedberg) zur Begründung des Gesetzes, betr. den Orden der 
Gesellschaft Jesu. 

„ „ 24. Nr. 4999. (264.) Ansprache des Papstes Pius IX. an den in Rom 

bestehenden deutschen Leseverein. Der Papst warnt Bismarck 
vor dem Kampfe mit der katholischen Kirche. 

Staatsarchiv. Kirchl. Aetenstücke. Supplement. II. 29 
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lf'72. .luni 3. Kr. 499'J. (2(14.1 Aiim. Artikel der Provinzial-Corresp. über die Än- 

sprticlie P. PiuB' IX. an den deutschen LcBCvercin. 
„ Juli 4. Nr, G002. (2U(i.) Gesetz, betreffend den Orden der üesellacbaft 

Jesu. Vom 4. Juli 1873. 
„ „ 5. Nr. G0O3. (267.1 Bekanntmachung, betreffend die Aosfllbrung des 

Gesetzes über den Orden der Gesellscljaft Jesu. Vom 5. Jali 1872. 
„ Sept. 12. Nr. W)08. (272.) Die in der General Versammlung der katlioliBchen 

Vereine Deutschlands in BrcBlau gcfasslcD licsolutioueD. 
„ ., 20. Nr. G0I3. (27G,) Denkschrift, der Biscblife tiber die gegenwärtige 

Lage der katholischen Kirche im deulschen Reiche. 
„ „ 20-22. Nr. fi015. {279.} ])ie Beschlösse der Delegirten-Vcrsammlung der 

Altkatholiken in Kdln. 
„ Oct. Hr. G012. (272.) Anm. Protest der Altkatholiken gegen die Fuldaer 

Dcukschrifi. 
„ „ 15. Kr. (i012. (276.) Aom. Artikel der Provinisialcorrespoudcuz über 

die Fuldaer DeukschrifL 
„ „ 21, Kr. G013. (276.) Anm. Schreiben des Bischofs v, Eetteler gegen 

den Artikel der Provinz iaicorrcspondcns Ober die Fuldaer t>enk- 

Ecbrill. 
„ Der. 23. Nr. 0027. (390.) Allocution Papst Pius' IX., gehalten im geheimen 

('ouaislorium vom 2H. Dccemlier 1872. Verurtheilt die Uuter- 

drückung der Kirche in Italien, Deutschland und der Schweii. 

1873. Mai. 20. Nr. 6057. (320.) Bekanntmachiuig, betreffend die Ausführung des 

Gesetzes über den Orden der Gesellschaft Jesu. V. SO. Mai 1673. 
„ Nov. 21. Nr. 6081. (314.) Encyclica Papst Pias' IX., gerichtet nn alle 
Patriarchen, Primaten, Erzbischöfc cic. Verdammt die üeber- 
griffe der Staatsgewalt in Italien, der Schweiz , Deutschland etc. 
Hi74. April 21. Nr. 4885", (ISOi.) Anm. Brief des Gesandten v. Arnim an Döllinger 
aus Anlass der Verüffentlichuug der Concils-Dcpcschen in der 
Nordd. Allg. Zeitung. 
„ Mai 4. Nr. G106. {8G9,) Gesetz, betrelTend die Verhinderung der unbe- 
fugten AusDbnag von Kirchen^tem. 
In der Anmerkung: 
Allg. Theil des Motivenberichts zum Itegieruiigsentwart' 
dieses Gesetzes. 
.. „ 27—39. Nr. 0112. (375.) 8j-nodal- nnd Gemeindeordnung der Altkatholiken. 

Augeuommcn auf der ersten altkatholischen Synode in Bona 
„ Juni 17. Nr. 6116. (S70.) Beschlüsse der Generalversammlung des Mainzer 
Katholikenvereins. 

In der Anmerkung: 
Artikel der FrovinzialcorrespoDdenz über diese Besclilüssc. 
Entscheidung d. preuss. Displinargerichtshofes über die 
Theilnahme der Beamten an diesem Vereine. 

1874. Aug. 22. Nr. 6121. (384.) Rundsch reihen des Bischofs Ketteier von Mainz 

an die Pfarrer seiner Diöcese. Untersagt die kirchliche Theil- 
ualime un der Feier des Jahrestages von Scdan. 
„ Dcc. 4. 6. Nr. 6124. (S87.) Aus den Verhandlungen des ILeichstagca Ober 
das Budget fUr 187&. Attentat Kullmann. Aufhebung der Ge- 
sandtschaft bei der Curie. 
It^75. Jan. Nr. 6127. (390.) Collectiverklärung des deutschen KpiscopatCB. 

Protest gegen die Circnlardepesche des Reichskanzlers vom 14. M&i 
1672, betreffend die künftige Fapstwahl. 
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1875. Febr. 6. Nr. 6130. (393.) Reichsgesetz, betreflFend die Beurkundung des 

Personalstandes und die Eheschliessung. Vom 6. Februar 1875. 

187G. „ 26. Nr. 6156. (419.) Aas der Strafrecbtsnovelle zum Strafgesetzbuch 

für das deutsche Bcich, vom 15. Mai 1871. Vom 26. Febr. 187& 
Der 8. g. Eanzelparagraph. 

£lsa88. 

1871. Nov. Nr. 4966. (231.) Adresse des elsässischen Gesammtklerus an den 

Kaiser. Bitte um Aufrechthaltung der religiösen Orden und der 
confessionellen Schulen. 

1872. Jan. 3. Nr. 4976. (241.) Schreiben des Cardinal-Staatssecretärs Antonelli 

an den Bischof von Strassburg. (Räss.) Erklärt das französische 
Ck)ncordat vom Jahre 1801 als nicht mehr zu Recht bestehend 
für Elsass-Lothringen. 

„ Febr. 10. Nr. 4976. (241.) Anm.: Schreiben des Cardinal - Staatssecretärs 

Antonelli an den Bischof von Strassburg (Räss). Erklärt das 
französische Concordat vom Jahre 1801 für nur thcilweise nicht 
mehr zu Recht bestehend für Elsass-Lothringen. 

„ März 25. Nr. 4985. (250.) Sclireiben des OberprSsidenten (v. Möller) an den 

Bischof von Strassburg. Beantwortung der Adresse des elsässischen 
Klerus vom November 1871. (VergL Nr. 4966 [231].) 
Episcopat (auf dem Yaticanischen Goncil). 
1867. Juli 1. Nr. 4854. (119.) Adresse der in Rom zur Feier des Centenariums 

des h. Petrus versammelten Bischöfe an P. Pius IX. Freudige 
Zustimmung zur Berufung eines ökumenischen Concils. 

1870. Jan. 2. Nr. 4882. (147.) Vorstellung deutscher und österreichischer Bi- 
schöfe an P. Pius IX. gegen die Geschäftsordnung des Concils 
(Breve „Multiplices inter"). 

,, ,, Nr. 4883. (148.) Vorstellung deutscher und österreichischer Bischöfe 
an P. Pius IX. gegen die Geschäftsordnung des Concils mit be- 
stimmten Vorschlägen. 

,, 3. Nr. 4884. (149) Die Infallibilitäts-Petition. 

,, 12. Nr. 4886. (151.) Vorstellung gegen die Iniallibilitäts-Petition. 

„ Ende Jan. Nr. 4890. (155.) Erzbischof Spalding's Schema (Entwurf) über die 

Unfehlbarkeit des Papstes, wie dieselbe nach den von der ge- 
sammten Kirche bereits angenommenen Principien klar und logisch 
zu definiren ist. 

„ Febr. 9. Nr. 4891. (156.) Petition über den bei Verhandlung des Schema's 

de Ecclesia zu beobachtenden Vorgang. 

„ März 1. Nr. 4901. (166.) Vorstellung gegen die revidirte Geschäftsordnung 

des Concils, gerichtet an deren Präsidenten. 

,, April 9. Nr. 4919. (184.) Bemerkungen der Väter des Concils über das 

Zusatzkapitel von der Unfehlbarkeit des Papstes. 

„ „ 10. Nr. 4911. (176.) Vorstellung an die Concilspräsidenten. Begründung 

der Nothwendigkeit, vor Berathung der Lehre vom Primat (Cad. 
XI. de eccl.) die Lehre vom Verhältniss der kirchlichen zur 
staatlichen Gewalt (Cap. XIII und XIV) prtlfen zu wollen. 
In der Anmerkung: 
(1302. Nov. 18) Die Bulle „Unam Sanctam" Bonifaz' VIII. 
1870. April 20. Nr. 4912. (177.) Petition um unverzügliche Vornahme der Be- 
rathung des Sehema's Über die päpstliche Unfehlbarkeit. 
,, Mai 8. Nr. 4923. (188.) Protest gegen das ordnungswidrige Voranstellen 
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der Lehre vom Primat ond der Unfehlbarkeit des Pai«tes bei Ue- 

rathung dos ijcbema'a „über die Kirche". lu der Anin.-. Pruteat 

eines franzüsiachcn Prälaten über denselbeu Gegenstand. 
No. 492t>. (101.) Rede des Erzbischofa Darboy von Paria, gcbaltcu 

in der UenerolcoagregatJon vom 20. Mai, bei Iferathung der 

Constitutio de ecclesia. 
Nr. 4328. (193.) Protest gegen den Scblusa der Generaldebatte, 

gerichtet an die Condtoprüaidenten. 
Nr. iaaz. (197.) Petition um Vertagung doa Concils bis Octobcr 

wegen der in Kom herrsclienden Hitze. 
Nr. 4!)93. (198.) BcEchworde über villktlrlicbe TestesaudcniDg 

und Verletzung der Oescbäftsordnung. 
Nr. 4934. (199.) Verzeichiiiss der Concilsmitglieder, welche in 

der GeneialcoDgrcgation vom 13. Juli (AbBtimmung über ile 

ganze Conatitudo de Ecclesia) mit „Non placet" stimmten. 
Nr. 4986. (201.) Erklärung der s. g. Minoritäta - Uiscbofu über 

ihre ätelluo); zu der ersten dogmatiacbcu Constitution von der 

Kirche, gerichtet an Pius IX. 

Nr. 47;j(i. (1.) Anm. Erklärung des franzüsiscben CIcrus über die 
Freiheiten der galllcanischeD Kirch<^ 

Nr. 4738. (3.) Bulle Fius' VII „Ecclesia Christi." Confirmation des 
franzCaiEchcn CoucurdatCS. 

Nr. 4731;, (1.) Hie französischfu Cultuegcacluc vom 8. April IW2 
A. Das Concorilat. It. Die organischen Artikel. 

Nr. 4737. (2.) Froclamation Ubur die CultuSße setze. 

Kr. 4739. (4.) Alloculiou Pius' VII, Behalten im gehciuieu Cuuaisto- 
rium vom 24. Mai 1802. Ueber dus frauz. Cuncordat und die 
urgau. Artikel. 

Nr. 474t. (6.) Breve Pias' VII. Confirmation der ItcschlaEse des 
sogen. Nationalconcils zu Paris vom 5. August 1811. 

Nr. 4742, (7.) Das sog. Cuncordat von FoutoiiK'bleau. 

Nr. 4743. (8.) Schrcibeu Pius' VII. an Nuinleon. Winlerruf des 
Concordates von FunlAinchleau und des Ürevcs von Savona. 

Nr. 4744. (9.) Das frausüsische Coucordat vom Jahre 1817. 

Nr. 4609. (134.) Itericbtc der diplomatischen Agenten des Kaiser- 
reiches über die Aufiiahmc der Circulardepesclic vom 8. äept 
bei den fremden Höfen. 
Nr. 4S08. (13:1.) Circulardepesche des Miuisicrs d. Auswärtigen an 
die kaiaerl. Missionen. Beabsichtigte Haltung gegenüber dem 
bevorstehenden Cundl. 

Nr. 4875. (140.) Depesche des Botschafters [Marquis de Bannevüle) 
in Kom an den kaiaerl. Minister des Auswärtigen. Unterre- 
dung mit dem Papste über die Stellung der weltlichen Mlckie 
zum Coucil. 

Nr. 4^81. (146.) Aus dem ExposO du la Situation de l'Empite. 

Nr. 4bt<ö. (153.) Depesche des Mimslors d. Auswärtigen (üraf Dam) 
IUI den kuiserlicheu Botschafter (Marquis Uanaeville) in Rom. 

Kr. 4897. (162.) Depesche des Ministers des Auswärtigen (Graf 
Daru) au den kaiserlichen Botschafter (Marquis Banneville) In 
Itom. — Verlangen; durch ein npeciellen Bevollmächtigten ao 
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den Berathuugen des Concils thcilzunchmen und Mittheilung 
zu erhalten von allen die Politik berührenden Vorlagen. 

1870. März 19. Nr. 4908. (17a.) Depesche des Cardinal -Staatssecretärs Antonelli 

an den apostolischen Nuntius (Msgr. Chigi) in Paris. Erwie- 
derung auf die Depesche Daru's vom 20. Februar. 
„ April 4. Nr. 4909. (174.) Denkschrift des Ministers des Auswärtigen (Graf 

Daru) an Papst Pins IX. Vorstellung gegen die dem Concile 
vorgelegten Schemata, insofern dieselben die staatliche und bür- 
gerliche Ordnung berühren. 

1870. Mai 12. Nr. 4925. (190.) Depesche des Interim. Ministers des Auswärtigen 

(Ollivier) an den Botschafter (Marquis Banneville) in Rom. Auf- 
geben jeglicher Action gegenüber dem Concile. 
„ Juni 2. Nr. 4927. (192.) Depesche des Ministers des Auswärtigen (Duc de 

Gramont) an den Botschafter (Marquis Banneville) in Rom. 
Enthaltung jeglicher Einmischung in die Concilsangelegenheiten 
und Wahrung der vollen Freiheit gegenüber den Beschlüssen 
der Curie. 

1875. Juli 12. Nr. 6149. (412.) Gesetz, betreffend die Freigebung des höheren 

Unterrichts. Vom 12. Juli 1875. (Loi relative k la libert^ de 
TEnseignement sup^rieur.) 
„ Septbr. Nr. 6149. (412.) Anm. Statut für die erste freie (katholische) Fa- 

cultät in Angers. 

Hannover. 

1824. März 20. Nr. 4759. (24.) Die Bulle „Impcnsa Roraanorum Pontificum**. Circum- 

scription, Besetzung und Ausstattung der Diöcesen Hannovers. 

„ Mai 20. Nr. 4758. (23.) Königliches Patent Genehmigung der Circum- 

scriptionsbuUe für Hannover. 

1833. Sept. 26. Nr. 4760. (25.) Aus dem Staatsgrundgesetze für das Königreich 

Hannover vom 26. Sept. 1833. Stellung der katliolischen Kirche. 

1840. Aug. 6. Nr. 4761. (26.) Aus dem Landesverfassungsgesetze für das König- 
reich Hannover vom 6. Aug. 1840. Stellung der katholischen Kirche. 

1848. Sept. 5. Nr. 4784. (49.) Aus dem Gesetze, verschiedene Aendcrungen des 

Landesverfassungsgesetzes betreffend, vom 5. September 1848. 
Stellung der katholischen Kirche. 

Hessen^ Grossherzogthum^). 

1820. Dec. 17. Nr. 4763. (28.) Aus der Verfassungsurkunde für das Grossherzog- 

thum Hessen vom 17. Dec. 1820. Stellung der katholischen Kirche. 

1873. Febr. 1. Nr. 6043. (306.) Antrag des Abg. Mülberger, in der 2. Kammer, 

gegen das confessionelle Schulwesen. 

1874. Sept. Nr. 6136. (399.) Anm. Protest des Bischofs von Mainz (v. Ketteier) 

gegen die beabsichtigten Kirchengesetze. 

1875. April 23. Nr. 6136. (399.) Gesetz, die rechtliche Stellung der Kirchen und 

Religionsgesellschaften im Staate betreffend. Vom 23. April 1875. 

„ „ 23. Nr. 6187. (400.) Gesetz, den Missbrauch der geistlichen Amtsge- 

walt betreffend. Vom 23. April 1875. 

„ „ 23. Nr. 6138. (401.) Gesetz, betreffend die Vorbildung und Anstellung 

von Geistlichen. Vom 23. April 1875. 

„ „ 23. Nr. 6139. (402.) Gesetz, die religiösen Orden und ordensähnlichen 

Congregationeu betreffend. 

^) Siehe auch die aoter ,,Ob«n^einuche Kirchenprovinss" mitgetheilieu Actenstücke. 
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1876. April 23. Nr. 6140. (403.) Gesetz, das Beateuernngsrecbt der Kirchen- und 

RcligioDBgesellschaften betreffend. 
Hßsseu, Kurfiirsteiitlium'J. 
1831. Jan. 5. Nr. 47G9. (34.) Aus der Tcrfasaüngsurkunde für das Kurf Uratentlium 
HesaeD. Stellung der katboÜBchen Kircha 
Italien. 
1803. Sept. lö. Nr. 474a (5.) Das italienische Concordat. 

1869. „ SO. Mr. 4870. (ISG.) Erlass der kSuigL Regierung tu die Genenlprocura- 

toren bei den Appellhöfen. Erlaubt den Biscbüfen den Besuch 
des ConcUs. 

1870. Oct 22. Nr. 4947. (212.) Depegche des Ministera des Auswärtigen (Via- 

conti'Tenosta) an die italieniEchen Geaandtschaften. Verwah- 
rung gegen die in der Vertagungsbulle behauptete Unfreiheit. 
des Concils. 

1871. März 2. Nr. 4972. (237.) Breye Papst Pias' IX. an den Cardinal Patrizi. 

Protest gegen die Anfeindung des Jesuitenordens und Zurück- 
weisung des ital. Garantiegesetzes. 

„ Mai 13. Nr. 4973. (238.) Düs italiemsche Garajitiegeaetz. 

„ „ 1!>. Kr. 4974. (239.) Encyclica Papst Pius' IX. an alle Patriareben, 

Erzbischöfe etc. Zurückweisung des ital. Oaranliegesetzes. 

1873. Juni 2. Mr. 0o68. (331.) Anm.: Protest der Ordensgenerale gegen das 

heitbsichtigte italienische Klostergeaetz. 
„ „ 19. Mr. 6006. (328.) Gesetz, betrefi'end die Aufhebung der Klöster 

und Orden in der Stadt und der Provinz Rom. 
„ „ 26. Nr. 6066. (3S1.) Allocution Fius' IX., gehalten im geheimen Con- 

sistoriuin vom 25. Juli 1878. Verdammt das italienische Kloater- 

gcsetz vom 19. Juni 1873 und die Urheber desselben, 

1874. Jan. 1. Mr. G092. (355) Circulardepesche des Ministers d. Auswurtigen 

(Visconti -Tenosta) an die Vertreter im Auslände. Uebcr die 
Freiheit des künftigen Conclaves. . 

187G. Juli sa Nr. 6169. (422.) Gesetzentvrurf, betrefTend Bestrafung des Miss- 
brauches der geistlichen Amtsgewalt. 

1877. März 12. Mr. 6162. (425.) Allocution P. Pius' IX., gehatten im geheimen 
Consistorium vom IS. März 1877. Klagen Dber Bedrückung des 
apoat Stuhles durch die italienische Regierung. Note des 
Cardinal Staatasecrelars (Simeoni). Empfiehlt diese Allocution 
der Erwügung der katholischen Regierungen. 
„ Oct. Nr. 6165. (428.) Circulardepesche des CardintJ - Staatssecret&rs 

(Simeoni) an die bei der römischeu Curie beglaubigten Gesandten. 
Protest Über neuerliche Ge?raltakte der italienischen Regierung. 

Neapel. 

1818. Febr. 16. Nr. 4779. (44.) Uas Concordat für das Königr. beider Sicilien. 

N ioderlandu-Hollanil. 

iai&. Aug. 24. Nr. 4774. (39.) Aus der Verfassunpurkunde für das Königreich 
der Niederlande, Stellung der katholischen Kirche. 

1827. Juni 18. Mr. 4775. (40.) Das nieder! äodischc Concordat. 

1848. Oct. 14. Mr. 4^3. (108.) Aus dem Grundgesetze für das Känigreich Holland. 
Stellung der kath. Kirche. 

1853. Sept. 10. Mr. 4B44. (109.) Gescts; zur Regelung der Aufsicht über die ver- 
schiede neu Kirchengemeinden. 

') Ni.'h» iiucli Jic nntcF „Oborclieiniachij KlrchuDprlviiii" mitgelheilhm Actenirtlicke. 
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Oberrheinische Kircheuprovinz (Baden, Frankfurt, beide Hessen, Hohen- 
zollern, Nassau, Würtemberg^). 
1821. Aug. 16. Nr. 4765. (30.) Die Bulle „Provida Solersque." Circumscription 

der oberrheinischen Kirchenprovinz. 
1827. April 11. Nr. 4766. (31.) Die Bulle „Ad Dominici gregis custodiam". Er- 
gänzung der GircumscriptionsbuUe für die oberrheinische Kirchen^ 
provinz. 
„ Oct. 24. Nr. 4764. (29.) Reception der Bullen „Provida solersque" und 

„Ad dominici gregis custodiam*', Gircumscriptions- und Ergänzungs- 
bulle, in den Staaten der oberrheinischen Kirchenprovinz. 

1830. Jan. SO. Nr. 4767. (32.) Verordnung der bei der oberrheinischen Kirchen- 
provinz betheiMgten Staaten bezüglich des Schutz- und Auf- 
sichtsrechtes über die katholische Kirche. 
„ Juni 30. Nr. 4768. (33.) Breve Pius' VIII. an die Bischöfe der oberrhei- 
nischen Kirchenprovinz. Verdammung der landesherrlichen Ver- 
ordnung vom 30. Januar 1830. 

1833. Oct. 5. Nr. 4770. (35.) Note des Gardinal-Staatssecretärs an den Staats- 

minister Badens. Protest gegen die landesherrlichen Verord- 
nungen. 

1834. Sept. 4. Nr. 4771. (36.) Note des badischen Staatsministers (im Auftrage 

der übrigen Staaten) an den Gardinal-Staatssecretär. Zurück- 
weisung des Protestes. 

1851. März. Nr. 4790. (55.) Denkschrift des Episcopates der oberrheinischen 

Kirchenprovinz an die betreffenden Regierimgen. Forderung 
der vollen Freiheit für die katholische Kirche. 

1852. Febr. 10. Nr. 4791. (56.) Memorandum des Episcopates an die betreffenden 

Regierungen. Erneute Versicherung, an den ausgesprochenen 
Forderungen unerschütterlich festzuhalten. 

1853. März 1. Nr. 4793. (58.) Verordnung der bei der oberrheinischen Kirchen- 

provinz betheiligten Staaten bezüglich des Schutz- und Aufsichts- 
rechtes über die kath. Kirche. 

M „ 5. Nr. 4792. (57.) Schreiben der Regierungen an die betreffenden 

Bischöfe der Kirchenprovinz. Beantwortung der bischöflichen 
Eingaben vom März 1851. 

„ April 12. Nr. 4794. (59.) Protest der Bischöfe gegen die landesherrliche Ver- 
ordnung vom 5. März 1853. Ankündigung des thatsächlichen 
Vorgehens. 

„ Juni 18. Nr. 4795. (60.) Aus der Denkschrift des Episcopates an die be- 
treffenden Regierungen. Begründung des Protestes gegen die 
landesherrliche Verordnung. 

Oesterreich. 

1781. Oct. 13. Nr. 6109. (372.) Anm. (p. 190 f.) Das Toleranzpatent Josefs II. 

1849. März 4. Nr. 4796. (61.) Aus dem Verfassungspatent vom 4. März 1849. 

Stellung der katholischen Kirche. 
„ Mai 30. Nr. 4797. (62.) Denkschrift des österreichischen Episcopates an 

die Regierung. (Einleitende Erklärung.) Die der katholischen 
Kirche zu gewährenden Rechte. 

1850. April 7. Nr. 4798. (63.) Vortrag des Gultus- und ünterrichtsministers (Graf 

Thun) an den Kaiser. Ergebniss der mit den katholischen 
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Kaiser. Dank für die der kj 
Freiheit. 
1855. Aug. 18. Nr. 4805. (70.) Schreiben des k« 

erzbischof v. Rauscher an den 
diual Viale Trclä. Die s. g. i 

„ „ „ Nr. 4804. (69.) Das östcrreichisc 

„ Nov. 5. Nr. 4803. (68.) Kaiserliches Paten 
„ „ „ Nr. 4806- (71.) Breve Pius' IX. 

ErläateruDg des Concordates. 
„ „ 13. Nr. 4809. (74.) Aus dem Abendbl 

deatung des Concordates. 

1866. Jan. 26. Nr. 4807. (72.) Schreiben des Cul 

Grafen y. Thun an die kathol 
Bemerkungen über das Concor 

„ „ ,, Nr. 480a (78.) Schreiben des Cul 

Grafen ▼. Thun an die LäQder< 
f&hmng des Concordates. 
1861. Mai 6. Nr. 48ia (76.) Adresse des Ep 

Erblftnder an den Kaiser. Erkläi 
Protestantenpatentes. 

1867. Jon! 6. Nr. 4811. (7^) Aus der Adresse 

Kaiser. Nothwendigkeit der B 
der Gesetsgebong. 

„ Nov. 27. Nr. 4812. (77.) Schreiben der den 

schöfe an das Ooltus- und Unt« 
Gründe, welche die Bischöfe abl 
Herrenhanses über die Grundgc 

„ Dea 21. Nr. 4818. (7a) Ans dem Staatsgi 

meinen Rechte der Staatsbürgci 

1868. Mai 26. Nr. 4816. (81.) Das Gesetz über < 

nisse der StaAtAtinnmr 
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Öt.-Pölteu. Das Ck)ncor(lat verbinde die Eatbolikeu im Gewissen, 
und vor Gott auch nach Erlassung der Grezetze v. 25. Mai 1868. 

1868. Juni 1. Nr. 4818. (83.) Rundschreiben des Cultus- und ünterrichtsministers 

V. Hasner) an die Bischöfe. Bedeutung der Gesetze v. 25. Mai 1868. 
„ „ 22. Nr. 4820. (85-) Allocution Pias' IX. imgeheim. Consistorium vom 

22. Juni 1868. Ueber das österreichische Staatsgrundgesetz und 

die Gesetze vom 25. Mai 1868. 
„ Juli 3. Nr. 4821. (86.) Depesche des Ministers d. Ausw.(GrafBeust) anden 

kaiserl. Bevollmächtigten v. Meysenbug in Rom. Bedauern über 

den heftigen Ton und die schroffe Form der päpstl. Allocution. 

1869. Mai 15. Nr. 4864 .(129.) Depesche des Ministers des Ausw. (Graf Beust) an den 

k. u k. Gesandten (Graf Ingelheim) in München. Antwort auf 
die Girculardepesche des baier. Min. des Ausw. Fürsten von 
Hohenlohe vom 9. April 1869. 
„ Oct. 23. Nr. 4872. (137.) Depesche des Reichskanzlers an den k. u. k. Bot- 
schafter (Graf Trauttmannsdorff) in Rom. Erneute Instruction 
über die gegenüber *dem Concil zu beobachtende Haltung. 

1870. Febr. 10. Nr. 4892. (157.) Depesche des Ministers des Auswärtigen (Graf 

Beust) an den k. u. k. Botschafter (Graf Trauttmannsdorff) in Rom. 

Besorgnisse, welche das Schema de Ecclesia hervorgerufen. 

Auftrag, die Curie vor Ucbergriffen in die Rechtssphäre des 

Staates zu wamea 
„ „ 17. Nr. 4893. (158.) Depesche des Ministers des Auswärtigen (Graf 

Beust) an den k. u. k. Gesandten (Grat Wimpfen) in Berlin. 

Rechtfertigung des Heraustretens aus der zuwartenden Haltung 

gegenüber dem Concil. 
„ „ 19. Nr. 4894. (159.) Depesche des Ministers des Auswärtigen (Graf 

Beust) an den k. u. k. Gesandten (Graf Ingelheim) in München. 

Rechtfertigung des Heraustretens aus der zuwartenden Haltung 

gegenüber dem Concil. 
„ „ 19. Nr. 4895. (160.) Depesche des k. u. k. Botschafters (Graf Trautt- 
mannsdorff) in Rom au den Minister des Auswärtigen (Graf 

Beust). Bericht über Aufnahme der österreichischen Depesche 

vom 10. Februar bei der Curie. 
„ „ 20. Nr. 4898. (163.) Depesche des k. u. k. Gesandten (Graf Wimpfen) in 

Berlin an den Minister des Auswärtigen (Graf Beust). Aufnahme 

der von österreichischer Seite in Rom gemachten Vorstellungen. 
, „ 21. Nr. 4899. (164.) Depesche des k. u. k. Gesandten (Graf Ingelheim) 

in München an den Minister des Auswärtigen (Graf Beust). 

Aufnahme der von österreichischer Seite in Rom gemachten 

Vorstellungen. 
„ ,, 27. Nr. 4900. (165.) Depesche des Ministers des Auswärtigen (Graf Beust) 

an den k. u. k. Botschafter (Graf Trauttmannsdorff) in Rom. 

Erwiederung auf die vom Card. Antonelli bezüglich der öster- 
reichischen Depesche vom 10. Febr. 1870 gemachten Bemerkungen. 
„ März 2. Nr. 4902. (167.) Depesche des Ministers des Auswärtigen (Graf 

Beust) an den k. u. k. Botschafter (Graf Trauttmannsdorff) in 

Rom. Befriedigung über das Vorgehen Frankreichs in Betreff 

der Concilsverhandlungen. 
„ „ 10. Nr. 4904. (169.) Depesche des k. u. k. Botschafters (Fürst Metter- 

nich) in Paris an den Minister des Auswärtigen (Graf Beust). 

Die französische Regierung verlaugt, dass vor dem Eintreffen 
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des SpcciälbcvoUmöchtlgteii keine ConcilsbescbtüsBe gcfasst 

weiden, irDaBclit übereioBtimncndea Vorgehen bezUglii^ des 

Concila. 
1Ö70. März 15. Mr. 4907. (172.) Depesche des Ministers des Auswärtigen (Grat 

BcQSt) an den k. u. k. Botscliaftcr (Fürst Mettcraicb) in Paris. 

Unterstütznug der iranzösiscben Schritte in Rom; die Politik 

gegenüber dem Concil im Allgcmeincu-, Bedenken gegen dies- 
seitige Absenduog eines Sprcialbe Vollmilch tigten, den Erlasa eines 

Protestes gegen eventuelle Beschlüsse und gegen den Anscbluss 

an die Minorität des Concil s. 
In der Anmerkimg: 
(1870. März 12. 13) Zwei Depeschen des Ministers des 
Ausw. an den Gesandten in Florenz. 
„ April 9. Nr. 6100. (372.) Anm. (ä. ISi). Gesetz aber die Ehen von 

Personen, welche keiner gesetzlich anerkannten Kirche oder 

Religionsgemeindschaft angehören. 
„ „ 10. Nr. 4910. (175.) Depesche des Ministers des Auswärtigen (Graf 

Bcust) an den k. n. k. Botschafter (Graf Trauttmannsdorff) in 

Kom. Unterstützung der erneuten franzOsischcti Vorstellungen. 
„ „ 21). Nr. 4913. (178.) Depesche des Cardinal-ätaatssecretärs (AntoDClIi) 

an den apostolischen Nuntius in Wien (Falcinelli). Erwiederung 

auf die Österreichische Depesche Tom 20. Februar 1870. (Vergl. 

Kr. 4895.) 
„ „ 27. Nr. 4917. (182.) Depesche des Ministers des Auswärtigen (Graf 

Bcust) an den k. u. k. Botschafter (FQrst Motternich) in Paris. 

Mittlieilung Ober die von Seite der Curie erfolgte Zurückweisung 

der Vorstellung der Mächte. [Vergl. Kr. 4'J07 (172) f.) 
„ Mai 8. Nr. 4921, (lÖG.) Depesche des Ministers des Auswärtigen (Graf 

Beust) an den k. a k. Botschafter (Graf Trauttmannsdorff) in 

liom. Erwiederung auf die Depesche des Cardinal-Staatüsccretärs 

Antonelli vom 20. April. 
„ „ „ Kr. 4922, (1^7.) Deiicsche des k. u. k. Botschafters (Fürst Metler- 

uich) in Paris an den Minister des Auswärtigen (Graf Beust). 

Frankreich entschlossen , gegeoühcr den Concil wieder zur ab- 
wartenden Haltung zurückzukehren. 
„ Juni ü, Nr. 4ä2!i. (194.) Depesche des Ministers des Auswärtigen (Graf 

Beust) an den k. u. k. Boiscliafter (Graf Trauttmannsdorff) in 

Itom. Rücktritt in die Stellung einfacher Beobachtung der Con- 

cilsvorgäugc. 
„ Juli 2ri. Nr, 4938. (203.) Vortrag des Ministers für Caltus und Uuterriclil 

(v. Stremayr] au den Kaiser. Beantragt die Aufhebung des 

kaiscrl. Patentes von 5. Nov. 1855, mit welchem dem Concordate 

gesetzliche Kraft verliehen wurde. 
„ 30. Nr. 4939. |2Ü4.) llaodschreibcu des Kaisers an den Minister f&r 

Cultus und Unterricht y. Stremaycr. Anordnung der Aufhebung 

des Coucordates. 
„ „ „ Kr. 4940. (205.) Depesche des Ministers des Auswärtigen (Graf 

Bcust) an den k. u. k. Geschäftsträger (v. Polombo) in Rom. 

Notilication der Aufhebung des Concordates. 
„ Aug. 2C. Nr. 4943. (208.) Erlass dea Bauus von Croaticn an die Bischöfe. 

Zur Vollziehung der CoucilsschlDssu die konigl. Genehmigung er- 

furdcrlich. 
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1872. Febr. 20. Nr. 498(). (245.) Rundschreiben des Cultusministers (v. Strcmayr.) 

• an alle Länderchefs. Stellung der Regierung gegenüber den 
Altkatholiken. 
„ April 10. Nr. 4987. (252.) Erlass des Cultusministers (v. Strcmayer) an sämmt- 

liche Ländercheüs. Anordnung, wegen Missbrauchs der Kanzel 
zu politischen Zwecken einzuschreiten. 
,, Mai 2. Nr. 4993. (258)* Zuschrift der Bischöfe Oesterreichs an den Cultus- 

minister (v. Stremayr.) Beschwerde über die Handhabung des 
Schulgesetzes. 
1874. März 7. Nr. 6101. (364.) Encyclica Papst Pius' IX. an den österreichischen 

Episcopat. Aufforderung, dem Zustandekommen der confessio- 
nellen Gesetze in Oesterreich entgegenzuwirken. 
„ „ 20. Nr. 6102. (365.) Erklärung und Protest des österreichischen p]pi- 

scopates über die dem Reichsrathe vorgelegten staatskirchlichen 
Gesetzentwürfe. 
„ Mai 7. Nr. 6107. (370.) Gesetz, wodurch Bestimmungen zur Regelung der 

äusseren Rechtsverhältnisse der katholischen Kirche erlassen 
werden. 

In der Anmerkung: 
Allgemeiner Theil des Motivenberichts zum Regierungsent- 
worf dieses Gesetzes. 
„ „ „ Nr. 6108. (371.) Gesetz, mit welchem behufs Bedeckung der Be- 
dürfhisse des katholischen Cultus die Beiträge zum Religions- 
fonds geregelt werden. 

In der Anmerkung: 
Allg. Theil des Motivenberichts zum Regicrungsentwurt 
dieses Gesetzes. 
„ „ 20. Nr. 6109. (372.) Gesetz, betreffend die gesetzliche Anerkennung 

von Reiigionsgesellschaften. Vom 20. Mai 1874. 
In der Anmerkung: 
Allg. Theil des Motivenberichts zum Regierungsentwurf 
dieses Gesetzes. 
1877. Oct. 18. Nr. 6166. (429.) Verordnung des Ministers für Cultus und Unter- 
richt (v. Stremayr), womit die Anerkennung der altkatholischen 
Religionsgesellschaft ausgesprochen wird. 

Preussen. 

1794. Febr. 5. Nr. 4753. (18.) Aus dem allgem. Landrecht für die preussischon 

Staaten. Theil II, Tit. 11. Von den Rechten und Pflichten 
der Kirchen- und geistlichen Gesellschaften. 

1821. Juli 16. Nr. 4756. (20.) Die Bulle „De salute animarum" (Circumscriptions- 

bulle für Preussen). Die Einrichtung, Ausstattung und Be- 
grenzung der Erzbisthümer und Bisthümer. 
„ Nr. 4756. (21.) Breve Pius* VII Ueber die Bischofswahlen in 
Preussen. 
Aug. 23. Nr. 4754. (19.) Königliche Cabinets-Ordre. Sanction der Circum- 
scriptionsbuUe. 

1841. Jan. 1. Nr. 4757. (22.) Circularschreiben des Ministers der geistl. Ange- 
legenheiten an die kath. Bischöfe. Mildere Ausübung des Placets. 

1848. Dec. 5. Nr. 4785. (50.) Aus der Verfassungsurkunde für den preussischen 

Staat vom 5. Dec. 1848. Stellung der katholischen Kirche. 

1849. Juli Nr. 4787. (52.) Denkschrift der Bischöfe Preusscns über die Ver- 
fassungsurkunde vom 5. Dec. 1848. 
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Universität Bonn. Erklärt aas vurgux 

Cölü gegen Bonner Professoren für un 

1871. Juni. 19. Nr. 4953. (218.) Artikel der neuen Prei 

zeitung). Haltung der Centrumsfractioi 

„ „ „ Nr. 4953. (218.) Anm. Schreiben des Fi 

Grafen Frankenberg. Card. Antonelli 
der kathol. Fraction im Reichstage. 
1871. Juni 29. Nr. 4954. (219.) Schreiben des CultiismiL 

Bischof von Ennland (Dr. Kremeutz). 1 
trotz dessen Weigerung, die Beschlüsse 
anzuerkennen, fOr berechtigt, den ka 
rieht am Braunsberger Gymnasium zu 

„ Juli 8. Nr. 4^5. (22a) Königliche Cabinetsordr 

sonderten katholiachen Abtheiiung im 

„ „ 9. Kr. 4956. (221.) Protest des Bischofs v( 

gegen den Bescheid des Cultusministers ( 

n 9, 21. Nr. 4958. (228.) Erlass des Cultusminis 

Bischof Tom Ennland. Zurückweisung 
vom 9. JnlL 
n Juli 26 u. Aug. 2. Nr. 49Ö&. (220.) Anmerkung: Artikel de 

aber die Anfhebung der kathol. Abthei 

,1 Sept 7. Nr. 4960. (225.) Immediateingabe der l 

an den König. Protest gegen die I 
das innere Glanbena- nnd Religionsgel 

„ „ „ Nr. 4961. (226.) Denkschrift der kath. 

Erlftntemng der Immediateingabe voi 

„ Oct. 8. Nr. 4968. (228.) Immediatvorstellung d 

(Krementz) an den König. Beschwe 
der Staatsregierung im Braunsberger 

„ „ 18. Nr. 4965. (280.) Handschreiben des Köi 

Köln. Znrttckweisung des bischöflicl 
gäbe) vom 7. September. 
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an deu Cultusminister (v. Mühler). Beantwortung des Ministe- 
rialrescriptes vom 26. November. 
1872. Jan. 30. Nr. 4978. (243.) Hede des Fürsten Bismarck im preussischen 

Abgeordnetcnhaose bei Berathung des Budget des Cultusmini- 
steriums. Beleuchtung der confessionellen Politik der Centrums- 
fraction. 

„ Febr. 9. Nr. 4979. (244.) Rede des Fürsten Bismarck im preussischen Ab- 
geordnetenhause bei Berathung des Schulaufsichtsgesetzes. Die 
Ursachen des Streites zwischen der Regierung und der katho- 
lischen Partei. 
„ 29. Nr. 4981. (246.) Erlass des Unterrichtsministers (Dr. Falk) an 
sämmtliche Provinzialschulcollegien und Regierungen. Aenderung 
der über den Religionsunterricht bestehenden Vorschriften. 
März 11. Nr. 4982. (247.) Erlass des Unterrichtsministers (Dr. Falk) an den 
Bischof von Ermland (Krementz). Aufforderung, die wider 
Dr. Wollmann und Michelis ausgesprochene Excommunication 
zurückzunehmen. 
„ 11. Nr. 4983. (248.) Das preussischeSchulaufsichtsgesetz vom 11. März 

1872. 
„ 13. Nr. 4984. (249) Erlass des Unterrichtsministers (Dr. Falk) an die 

kgl. Regierungen. Ausführung des Schulaufsichtsgesetzes. 
,, 30. Nr. 4986. (251.) Antwort des Bischofs von Ermland (Krementz) 
auf den Erlass des Cultusministers (Falk) vom 11. März. Be- 
hauptet, zur Verhängung der Excommunication ohne Einholung 
der Staatsgenehmigung berechtigt zu sein. 

„ April 11. Nr. 4988. (253.) Hirtenbrief der Bischöfe Preussens über das 

Schulaufsichtsgesetz. 

„ „ „ Nr. 4989. (254.) Eingabe der Bischöfe Preussens an das Staats- 

ministerium. Protest gegen das Schulaufsichtsgesetz. 

„ Mai 21. Nr. 4995. (260.) Ministerialschreiben des Cultusministers (Dr. Falk) 

an den Bischof von Ermland (Krementz). Neuerliche Auffor- 
derung, den zwischen den Gensurdecreten wider Dr. Wollmann 
und Michelis und den Landesgesetzen bestehenden Widerspruch 
aufzuheben. 
„ 28. Nr. 4996. (261.) Anm.: Erlass des Ministers des Krieges und des 
Cultus an den Feldpropst Bischof Namszanowski. Verfügt dessen 
Suspension vom Amte. 
„ 29. Nr. 4996. (261.) Erlass des Kriegsministers (v. Roon) an die 
königl. Generalcommandos. Mittheilung der Amtssuspension des 
kath. Feldpropstes Bischof Namszanowski und darauf bezüglicher 
Anordnungen. 

„ Juni 15. Nr. 4997. (262.) Schreiben des Bischofs von Ermland (Krementz) 

an deu Cultusminister (Dr. Falk). Bestreitet das Bestehen eines 
Widerspruches zwischen den erlassenen Censurdecreten und den 
Landesgesetzen. 

„ „ „ Nr. 4998. (263.) Erlass des Cultusministers (Dr. Falk) an die 

königl. Regierungen. Verbot, in Zukunft Mitglieder geistlicher 
Congregationen oder Orden an öffentlichen Volksschulen als 
Lehrer zuzulassen. 

„ Juli 3. Nr. 4999. (264.) Anm.: Artikel der Provinzialcorrespondenz über 

die Ansprache P. Plus' IX. an den deutschen Leseverein. 

„ „ 4. Nr. 6001. (265.) Erlass des Unterrichtsministers (Dr. Falk) an die 
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\Q-> II- ResUlcr, imnli (Im l'ispriinzsläiiili'rn der Acleiitläckc geordnet 

Pruvinzi&Iscbulcollegica. Vurbot der ThüilDahmc von Schttlem 
an religiösen Vereinen. 

1872. Sept. 2. Nr. G004. (2t)8.) Schreiben des Kaisers an den Bischof von Erin- 

iBod (Krcmculz) Aufforderung, d[:n StaatsgcBctzen in vollem 
Umfange tieborsam zn Icisteu. 

., „ „ Nr. 6005. (2W.) Schreiben des Bischofs von l^rmtand (Krcmentz) 

an den Kaiser. Erklärt, die volle Souvcr&netät der weltlichen 
Obrigkeit auf Btafttlichem Gebiet anzuerkennen. 

„ „ S. Mr. 600R. (270.) Schreiben des Fürsten Bismarck an den Bischof 

von Urmland (Krementz). Fordert die unbedingte und voll- 
vollständige Anerkennung der staatlichen Antorilikt. 

„ „ II. Nr. fi007. (271.) Schreiben des BtEchob von Ermland (Krementz) 

an den Kaiser. Erklärt, in Folge der Zuschrift des POrat^n 
Bismarck vom 9. September bei der Marienburger Jubelfeier 
nicht erschebcD zu könuen. 

„ Sept. 13. Nr. 6009. (273.) Schreiben dos Bischofs von Ermland (Krementz) 
an den Fürsten Biamarck. Ersucht um Aufklärung des zwischen 
dem Schreiben des Königs vom 2. Sept. und dem des FOraten 
Bismarck vom 9. Sept. bestehenden Widerspruches. 

„ „ 16. Nr. 6010. 1274.1 Schreiben des Fürsten Bismarck an den Bischoi 

von Ermland (ICrementz). Beantwortung des bischöflichen 
Schreibens vom 13. September. 

„ „ 20. Nr, 6011. ('275.) tkhreiben des Bischofs von Ermland (Krementi) 

an den Fürsten Bismarck. Beantwortung des Schreibens dM 
Fürsten Bismarck vom 16. September. 

„ „ 25. Nr. 6016. (260.) Eriaas des Cultusministers (Dr. Falk) an den 

Bischof von Ermland (Krementz). Ankündigung der Tempora- 
liena|)erre. 

„ l>ct. G. Nr. 6019. (283.) Schreiben des Biscliofs von Ermland (Krementz) 
au den (Jultusminister (Dr. Falk). Verwahrung gegen die Tempo- 
ral! cnsperre. 

„ „ 15. Nr. 6012. (276.) Anm. Artikel der Provinzialcorrespondenü gegen 

die Fuldaer Denkschrift. 

„ Nov. 28. Kr. 409B. (263.) Anm.: Rede des Cultusministera (Dr. Falk) im Ab- 
geordneten hause. Itechtfertignng des Erlasses vom 16. Jan. 1B72. 

1873. Jan. 30. Nr. 6036. (298.) Adresse des preussisehen Episkopates an den 

Kaiser. Bitte, die staalskirchlichen Gesetzentwürfe zurOck- 
Kuzieben oder nicht sanctioniren zu wollen. 
„ „ „ Kr. 6031). (299.) Denkschrift des preussiadien Episkopates über 

die staatskircbticben (üesctzentwürfe, dem kgl, StAatsmiDisteriniD 
durch die Erzbischofu zugleich im Namen und Auftrage aller 
übrigen Bischöfe des Landes vorgelegt am Sa Jan. 1873. 

„ F'ebr. 5. Kr. 6036. (299.) Anm. Artikel der Provinziatcorrespondenz Aber 
die Denkschrift des preussisehen Episkopates vom 30. Jan. 1873. 

„ „ „ Nr. 6037. (300.) Adresse des preussisehen Episkopates an den 

Landlag. Bitte, die staatskircblicheu Gesetzentwürfe nicht an. 
nehmen zu wollen. 
„ 23. Nr. 6044. (307.) Rundschreiben des Erzbischofs von Posen-Gneaen 
(Ledoi'howski) an die Rcligionalehrer der höheren Lehranstalten 
dieser Kirchonprovioz. Untersagt, den Verfügungen der Regierung 
über die Ertheilung des Religionsunterrichts in deutscher Sprache 
Folge zu leisten, und erlSsst darüber besondere AnordnungeiL 
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1873. März 10. Nr. 6046. (309.) Erste Rede des Fürsten Bismarck (in der 15. Sitzung 

des Herrenhauses) bei Berathung der staatskircblichen Gesetz, 
entwürfe. Beleuchtung des Kampfes zwischen Staat und Kirche 
als einer reinen Machtfrage. 
„ „ 11. Nr. 6046. (309.) Anm. Rede des Ministerpräsidenten v. Roon bei 

Berathung der staatskirchlichen Gesetzentwürfe. 
„ April 5. Nr. 6050. (313.) Gesetz, betreffend die Abänderung der Art. 

15 und 18 der Yerfassungsurkunde vom 31. Januar 1850. 
In der Anmerkung: 
Bericht der Commission des Abgeordnetenhauses über dieses 
Gesetz. 
„ Mai 2. Nr. 6052. (315.) Sendschreiben der in Fulda versammelten ka- 
tholischen Bischöfe Preussens an den Klerus und die Gläubigen 
ihrer Diöcesen. Warnt vor den von den Kammern beschlossenen 
Kirchengesetzen. 
,, „ 11. Nr. 6053. (316.) Gesetz über die Vorbildung und Anstellung der 

Geistlichen. Vom 11. Mai 1873. 
In der Anmerkung: 
Allgemeiner Theil des Motivenberichts zum Regierungsent- 
wurf dieses Gesetzes. 
„ \y 12. Nr. 6054. (317.) Gesetz über die kirchliche Disciplinargewalt und 

die Errichtung des königlichen Gerichtshofes für kirchliche An- 
gelegenheiten. Vom 12. Mai 1873. 
In der Anmerkung: 
Allgemeiner Theil des Motivenberichts zum Regierungsent- 
wurf dieses Gesetzes. 
„ „ 13. Nr. 6055. (318.) Gesetz über die Grenzen des Rechts zum Ge- 

brauche kirchlicher Straf- und Zuchtmittel. Vom 13. Mai 1873. 
In der Anmerkung: 
Allgemeiner Theil des Motivenberichts zum Regierungsent- 
wurf dieses Gesetzes. 
„ „ 14. Nr. 6056. (319). Gesetz, betreffend den Austritt aus der Kirche. Vom 

14. Mai 1873. 

In der Anmerkung: 
Allgemeiner Theil des Motivenberichts zum Regierungsent- 
wurf dieses Gesetzes. 
„ „ 26. Nr. 6059. (322). Collectiveingabe des preussischen Episcopates an 

das königl. Staatsministerium. Erklärung, die Maigesetze nicht 
anzuerkennen. 

In der Anmerkung: 
Artikel der Provinz ialcorreapondenz über die Erklärung 
der preuss. Bischöfe, die Maigesetze nicht anzuerkennen. 
„ „ 31. Nr. 6059. (322.) Anm. Artikel der Provinzialcorrespondenz über 

die Erklärung des preuss. Episkopates, die Maigesetze nicht 
anzuerkennen. 
„ Ende Mai. Nr. 6060.(323.) Schreiben der Oberpräsidenten (nach Anweisung des 

Cultusministers) an die preuss. Bischöfe. Ersuchen, die Statu- 
ten, Lehrpläne etc. jener bischöflichen philosophisch -theologi- 
schen Seminare mitzutheilen, deren Anerkennung gewünscht wird. 
„ Anfang Juni. Nr. 6061. (324.) Schreiben der Öberpräsidentcn an die preuss. 

Bischöfe. Ersuchen um Mittheilung über den Bestand und die 
Einrichtung der Knabenseminare und Convicte. 



»» " 



?> " 



»1 



18. Nr. 6060. (323.) Anm. Erlass 
Westfalen. Entzieht der philo 
born die staatliche Anerkennuc 

22. Nr. 6063. (326.) Anm. Antwort 
der 8. g. staatstreuen Katholike 
Juli 14. Nr. 6019. (283.) Anm. Entscheic 

Klage des Bischofs von Erml 
haltenen Einkünfte. 

Aug. 7. Nr. 6069. (332.) Schreiben Paps 

FrenBsen. Verurtheilung der v< 

Kirchenpolitik und Aufforderui 

Sept 8, Nr. 6073. (336.) Schreiben des 

',(: " Plus IX. Zorackweisung der i 

1878 ausgesprochenen Behaupt 
„ „ 19, Nr. 6076. (888.) Anerkennungsui 

als katholisch»! Bischof. 

In der Anmerkung: 
Der Tom Bischof Dr. Be 

„ Oct 34. Nr. 607a (341.) Erlass des Ci 

Oberprftsidenten. Befiehlt, ge 
GdsUichen mit der vollen St 
d« J. einsuschreiten. 
Not. 24. Nr. 6063. (346.) Schreiben de£ 
Günther) an den Erzbischof v 
Yoihalten der staatskirchlichc 
Auffordemng, sein Amt niede: 
„ „ 26. Nr. 6083. (846.) Anwortschreibi 

(t. Ledochowski) an den Ober 
Zurückweisung der gemachte 
Amt niederzulegen. 
, • Dec 6. Nr. 6086. (348.) KönigUche Vei 
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1874. März 10. Nr. 6150. (413.) Anm. Verwahrung des preuss. Episkopates gegen 

den Gesetzentwurf, betr. die kirchliche Vermögensverwaltung. 
„ April 15. Nr. 6105. (368.) Erkenntniss des preussischen (Terichtshofes für 

kirchliche Angelegenheiten. Entlassung des Erzbischofs von Posen 
(v. Ledochowski) aus dem Amt« wegen Verletzung der, auf sein Amt 
bezüglichen Vorschritten der Staatsgesetze. 
„ Mai 20. Nr. 6110. (373.) Gesetz über die Verwaltung erledigter katholischer 

Bisthümer. 

In der Anmerkung: 
Allgemeiner Theil des Motivenberichtes zum Regierangs- 
entwurf. 
„ „ 21. Nr. 6111. (374.) Gesetz wegen Declaration und Ergänzung des 

Gesetzes vom 11. Mai 1873 über die Vorbildung und Anstellung 
der Geistlichen. 

In der Anmerkung: 
Motivenbericht zum Regierungsentwurf dieses Gesetzes. 
„ Juni 24-26. Nr. 6117. (380.) Beschlüsse der in Fulda versammelten preussischen 

Bischöfe, betreffend die Civilehe. 
„ Juli 21. Nr. 6118. (381.) Erlass des Berliner Polizeipräsidiums, betreffend die 

vorläuiige Schliessung sämmtlicher katholischen Vereine in Berlin. 
„ Ende Juli. Nr. 6119. (382.) Artikel der Provinzialcorrespondenz, betreffend 

die Ueberwachung der ultramontanen Blätter und Vereine. 
,f Aug. 20. Nr. 6120. (383.) Instruction der Minister des Innern und der geist- 
lichen Augclcgcnheitcn , betreffend die kirchlichen Prozessionen 
und Wallfahrten. 

1875. Febr. 5. Nr. 6129. (392.) Encyclica Papst Pius' IX. an die Erzbischöfe 

und Bischöfe Preussens. 

„ März 10. Nr. 6150. (413.) Anm. Verwahrung des preussischen Eplscopates 

gegen den Gesetzentwurf^ betreffend die Kirchliche Vermögens- 
verwaltung. 

„ „ 16 u. 18. Nr. 6131. (394.) Roden des Fürsten Bismarck im Abgeordneten- 
hause bei Berathung der Gesetzcsvorlage, betreffend die P^instellung 
der Leistungen aus Staatsmitteln für die katholische Kirche. 

„ April 2. Nr. 6132. (395.) Immediateingabe des preussischen Episcopates. 

Protest gegen den Gesetzentwurf, betreffend die Einstellung der 
Leistungen aus Staatsmitteln für die römisch-katholischen Bischöfe 
und Geistlichen. 

„ „ 9. Nr. 6133. (396.) Rcscript des Staatsministeriums auf die Immediat- 

eingabe des preussischen Episcopates vom 2. April 1875. 

„ „ 16. Nr. 6134. (397.) Rede des Fürsten Bismarck im Abgeordnetenhause 

bei Berathung der Gesetzesvorlage, betreffend die Aufhebung der 
Verfassungsartikcl 15, 16 und 18. 

„ „ 22. Nr. 6135. (398.) Gesetz, betreffend die Einstellung der Leistungen 

aus Staatsmitteln für die römisch-katholischen Bisthümer und 
Geistlichen vom 22. April 1875. 

„ Ende April. Nr. 6141. (404.) Antwortschreiben des preussischen Episcopates auf 

das Rescript des Staatsministcriums vom 9. April 1875. 

„ Mai 31. Nr. 6143. (406.) Gesetz, betreffend die geistlichen Orden und ordens- 

ähnlichen Cougregationcu der katliolischen Kirche. Vom 31' 
Mai 1875. 

In der Anmerkung: 
Motivenbericht zum Regicrungsentwurf dieses Gesetzes. 
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Motivenbericht zum Regiernn 
„ „ 30. Nr. 6146. (409.) Artikel der „Provii 

Gesetz vom 20. Juni 1875. 
„ Juli 24. Nr. 6150. (418.) Circular dos Erzbisch 

der katholischen Geistlichen und 
die kirchliche Vermögensvorwaltu 
bei Durchführung dieses Gesetzes. 
„ „ 28. Nr. 6151. (414.) Artikel der „Provi 

Erklftmng des Episcopates, bei Di 
die kirchliche Yennögeosverwaltui 

1876. Jmü 7. Nr. 615a (421.) Gesetz über die A 

der Yennögeii8¥erwaltii]ig in den 

BomiMke Curie und Yaticanisches Goncil. 

1803. No?. 1& Nr. 4911. (176.) Anm. Die Bulle „Unai 
1801. Ang. 16. Nr.' 4788. (8.) Bolle Pias' VU ,;Bcc1( 

fruBflfliscIien Ck>iicordateB. 
1808. Mai 94. Nr. 4789. (4) AUocatioii Pins' YII, { 

rinm ▼om tL Mai 1802. Ueber 

Organ. ArtikeL 
1808. 8^ 16. Nr. 474a (6.) Das itaUenische Goncc 
1811. Aug. 6. Nr. 4741. (6.) Breve Pias' YII. C 

sogen. Nationalcondls zu Paris v 

1818. Jan. 36. Nr. 4748. (7.) Das s. g. Concordat 
^ Min 34. Nr. 4748. (&) Schreiben Pius* YU. 

Concordates ?on Fontainebleau u 

1817. Jnai 6. Nr. 4746. (11.) Das baierische Gon 

M „ 11. Nr. 4744. (9.) Das französische Co 

n JnU 17. Nr. 477a (48.) Die Bolle „Beati P 

tioosbnlle ftr Sardinien. 
18ia Febr. 1& Nr. 4779. (44.) Das (3oncordat f. c 

1819. Jan. 18. Nr. 476a (16.) Brere Pias' YU. a 
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gänzung der Gircumscriptionsbulle für die oberrheinische Kirchen- 
provinz. 

1827. Juni la Nr. 4775. (40.) Das niederländische Concordat. 

1830. Juni 30. Nr. 4768. (33.) Breve Pius' VIII. an die Bischöfe der oberrhei- 
nischen Kirchenprovinz. Verdammung der landesherrlichen Ver- 
ordnung vom 30. Januar 1830. 

1833. Oct 6. Nr. 4770» (35.) Note des Gardinal-Staatssecretärs an den Staats- 
minister Badens. Protest gegen die landesherrlichen Verord- 
nungen. 

1846. Nov. 9. Nr. 4849. (114.) Rundschreiben (Encyclica) Papst Pius» IX. an alle 

Patriarchen, Primaten, Erzbischöfe und Bischöfe. (Erste An- 
sprache Plus' IX. an die kath. Kkche.) 

1851. April 25. Nr. 4848. (113.) Das toscanische Concordat. 

1855. Aug. 18. Nr. 4804. (69.) Das österreichische Concordat. 
„ Nov. 5. Nr. 4806. (71.) Breve Pius' IX. an das Episcopat Oesterreichs. 

Erläuterung des Concordates. 

1857. April 8. Nr. 4824. (89.) Das wOrtembergische Concordat. 
„ Juni 22. Nr. 4823. (88.) Die BuUo „Cum in Sublim! Principis«'. Confir- 

mation des w&rtembergisc^en Corcordates. 

1859. Juni 28. Nr. 4833. (98.) Das badische Concordat. 

„ Sept 22. Nr. 4832. (97.) Die Bulle „Aetemi Pastoris Vicario." Confirmation 

des badischen Concordates. 

1860. Dec. 17. Nr. 4841. (106.) Aus der Allocution Plus' IX., gehalten im ge- 

heimen Consistorium vom 17. Dec. 1860. Verwahrung gegen 
den Bruch des badischen Concordates. 

1861. Aug. 3. Nr. 4827. (92.) Note des Cardinal-Staatssecretärs Antonelli an den 

würtembergischen Minister d. Ausw. Angel. Protest gegen die 
Ungültigkeitserklärung des würtemb. Concordates. 
1864. Dec. 8. No. 4850. (115.) (Encyclica.) Rundschreiben des Papstes über die Irr- 
lehren der Zeit. 

„ ,j 8. Nr. 4851. (116.) Schreiben des Cardinal-Staatssecretärs Antonelli, 

mit welchem der Syllabus den Bischöfen übersandt wurde. 

„ „ 8. Nr. 4852. (117.) (Syllabus). Zusammenstellung der hauptsächlichsten 

Irrthümer unserer Zeit, welche in den Allocutionen, Encycliken 
und anderen apostolischen Schreiben Sr. Heil, des Papstes Pius IX. 
gerügt wurden. 

1867. Juni 26. Nr. 4858. (118.) Allocution P. Pius' IX. an die Bischöfe, welche 

zum Centenarium des h. Petrus nach Rom gekommen waren, 
gehalten im öffentlichen Consistorium vom 26. Juni 1867. Die 
Berufung eines ökumenischen Concils wird in Aussicht gestellt. 

„ Juli ij. Nr. 4854. (119.) Adresse der in Rom zur P'cier des Centenariums 

des h. Petrus versammelten Bischöfe an P. Pius IX. Freudige 
Zustimmung zur Berufung eines ökumenischen Concils. 

„ „ „ Nr. 4855. (120.) Antwort P. Pius' IX. auf die vorhergehende Adresse 

der Bischöfe. 

1868. Mai 26. Nr. 4817. (82.) Note des apost. Nuntius in Wien au den österr. 

Minister der ausw. Angelegenheiten. Motivirter Protest gegen 
die durch die Gesetze vom 25. Mai 1868 erfolgte Verletzung 
des österr. Concordates. 
„ Juni 22. Nr. 4820. (85.) Allocution Pius' IX. im geheim. Consistorium vom 

22. Juni 1868. Ueber das österreichische Staatsgrundgesetz und 
die Gesetze vom 25. Mai 1868. 

30' 
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1B68. Juni 29. Kr. imi. (121.) üulle P. I'ius' IX. „Auterni FatriH unigenituE 

Kilius'' zur Ansage eines am K Dccember 1869 im Vatican 

zu criiflticoden ükumcnischen CoDciliums. 
„ iii-yl. f'. Nr. -1857. {l'i'I.) Sendschreiben I'. Pius' IX. („Arcuio Divinae Fro- 

vidunUac") an alle BiBchöfe der Kirchen des oricntaliBches 

ßituti, welche mit dem apoatiiliaclicn ätiihlc nicht in Gemein- 
schaft stehen. Einladung zum L'niicil. 
„ „ 13. itr. 4858. (l£t.) äondschrciben 1'. Fius' IX. {„lam vos omnes no- 

Tcritis")an die ProieEtanton und anderen Aliatholiken. Ermah- 
nung, Jas licvorBti'hcode Cuncil zu benutzen und iu den Schooss 

der kath. Kirche zurückzukehren. 
1669. Jan. Kr. 48Cü. (125.) Instruction für die Consulloren der kirchlich- 

politischen Commission. 

In der Anmerkung: 
Erkl&ruDg des Präsidenten dieser Commission Ober die Auf- 
gaben derselben. 
„ Febr. ü. Nr. 4861. (I26-) Aus der Civilti cattolica. Ucber die wahrsrhoin- 

liche Thätigkeit des Concils. 
„ Üctbr. 11, Kr, 4^77. (142.) Änm. IMc Bulle „ApMtoligae sedia moderaliouc" 

Papst Pins' IX. Besclirfiukung der Kircbenceneiuvn ohne Ur- 

theilssprucb. (Aaszug.) 
„ Nov. 27. Nr. 4876. (141.) Das Breve „Multiplices inter", durch welches P. 

Pius IX. die Gcscliiiftsordnuug für das Concil festgesetzt 
„ Decbr. 4. Nr, 4877. (1412.) Anm. Die Bulle „Cum Kumania pontiticihus" 

Popst Pill»' IX. Suspension des Concila im Falle Ablebens des 

Papstes. (Auszug). 
„ „ S. Nr. 4877. (142.) Allucutlon P, Piu!>' IX., gehalfen bei Eröffnung 

des vatitauischcu Concila an dii; versammelten Vikter. 
„ ,. 10. Nr. 't>H78. (143.) .Schema (Entwuri) der dogmalifchen Coustitation 

von der katholischen Lehre gcgenubei den aus dem Bational Ismus 

abgeleiteten manuigfachen IrrilLümcri!. 
1IÜ70. Jan. 14. tir. 4887, (lij2.) Knuuhnucg (Mouiluni) der CoucilGpräsideutcu 

wegen Wahrung des Geheimnisses. 
„ „ 21. ^r. 488'.). (l.')4.) ^Schema tEnlwurfl der dogmatischen Constitution 

von der Kirche l.'hristi, den Vätern zur Prüfung vorgelegt. 
„ l''ebr. HO. Nr. AB'M. (Itil.) Die revidirte Geschäftsordnung des Concils. 

Dccret der Condlspräsidenten. 
„ März G. Nr. i'MS. (168.) Zusatzkapiiel zu ücni Decrete Ober den Primat 

des römischen Papstes. Der Fa])^t kann in der Oefinirung von 
Sachen des Glaubens und der Moral nicht irren. 
„ « 12. Nr. 4905. (170.) Breve Papst Pius' IX. im den Abt Prosper Gu6- 

rauger. Brandmarkt die Bekämpfer der lufallibilitütsl^re und 

belobt deren Vertbcidigcr. 
,, „ 10. Nr. 4!)08. (173.) Depesche des Cardinal-Staatssecret&rs Autonelli 

an den apostolischen Kuntius (Msgr. Chigi) in Paris. Erwio- 

dcrung auf die Depesche Daru's vom 20. Februar. 
., „ 2'Z- Nr. 4916. (181.) Anm. Rede des Bischofs ätrossmayer gegen die 

im Schema der dogmat. Constitution über den kath. Glauben 

dem Protestantismus gemachten Vorwürfe. 
„ April 9. Nr, 4919. (184.) Bemerkungen der Vuter des Concils Qhcr du 

Zusatzkapitel von der Unfehlbarkeit des Papstes. 
„ „ 20. Nr. 4913. (17^^.) Depesche des Cardinal-tätaalssecretArs (Antoaelti) 
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an den apostolischen Nuntius in Wien (Falcinelli). Erwiederung 

auf die österreichische Depesche ?om 20. Februar. (Yergl. 

Nr. 4895.) 
1870. April 24. Nr. 4916. (181.) Die dogmatische Constitution Ober den katho- 

lischi^i Glauben. Beschlossen und verkündet in der dritten 

öffentlichen Sitzung des vaticanischen Concils vom 24. April 1870. 
„ „ 27. Nr. 4918. (183.) Mittheilung (Monitum) der Concilspräsidenten au 

die Väter des Concils. Vor allem Andern wird die Lehre vom 

Primat und der Unfehlbarkeit des Papstes im Concil zur Be- 

rathung gelangen. 
^, Anfang Mai. Nr. 4920. (186.) Erklärung der Theologen des Concils, gerichtet 

an Papst Plus IX., für die Unfehlbarkeit 
„ Mai 10. Nr. 4924. (189.) Schema der ersten dogmatischen Constitution über 

die Kirche Christi, den ehrwürdigsten Vätern zur Prüfung vorgelegt 
„ Juni 16. Nr. 49S0. (195.) AnsprachedesCardinalcoUegiumsanPapstPiusIX. 

am 24. Jahrestage seiner Wahl und Antwort des Papstes. 
„ Juli 16. Nr. 4935. (200.) Protest der Präsidenten des Concils gegen die über 

das Concil verbreiteten feindlichen Berichte. 
„ „ 18. Nr. 4937. (202.) Die erste dogmatische Constitution über die Kirche 

Christi.' Beschlossen und verkündet in der vierten Öffentlichen 

Sitzung des vaticanischen Concils vom 18. Juli 1870. 
In der Anmerkung: 
Ansprache Pius' IX. an die Concilsväter. 

1870. Aug. 11. Nr. 4942. (207.) Depesche des Cardinal-Staatssecretärs Antonelli 

an den päpstlichen Nuntius in Brüssel. Die Beschlüsse des 

Concils verpflichten auch ohne weitere Publication alle Katholiken. 

„ Oct 20. Nr. 4946. (211.) Die Bulle „Postquam Dei munere". Vertagung 

des vaticanischen Concils. 

1871. März. 2. Nr. 4972. (237.) Breve Papst Pius' IX. an den Cardinal Patrizi. 

Protest gegen die Anfeindung des Jesuitenordens und Zurück- 
weisung des ital. Garantiegesetzes. 

„ Mai 15. Nr. 4974. (239.) Encydica Papst Pius' IX. an alle Patriarchen, 

Erzbischöfe etc. Zurückweisung des ital. Garantiegesetzes. 

„ Juli 20. Nr. 4957. (222.) Erklärung Pius' IX. über die Ausdehnung der 

päpstlichen Unfehlbarkeit 

„ Oct 27. Nr. 4975. (240.) Allocution Papst Pius' IX. , gehalten im geheimen 

Consistorium vom 27. October 1871. Klagen über die Verfolgung 
der Kirche in Italien und Baiem. 

1872. Jan. 3. Nr. 4976. (241.) Schreiben des Cardinal-Staatssecretärs Antonelli 

an den Bischof von Strassburg (Räss). Erklärt das französische 
Concordat vom Jahre 1801 als nicht mehr zu Hecht bestehend 
für Elsass- Lothringen. 
„ Febr. 10. Nr. 4976. (241.) Anm.: Schreiben des Cardinal-Staatssecretärs 

Antonelli an den Bischof von Strassburg (Räss). Erklärt das 
französische Concordat vom Jahre 1801 für nur theilweise nicht 
mehr zu Recht bestehend für Elsass-Lothringen. 

„ Mai 2. Nr. 4992. (257.) Schreiben des Cardinal-Staatssecretärs Antonelli 

an den Geschäftsti'äger des deutschen Reiches (v. Derenthall). 
Erklärt, Hohenlohe könne zur Annahme des Botschafterpostens 
nicht autorisirt werden. (Vergl. Nr. 4990 f. [255 f.]) 

„ Juni 24. Nr. 4999. (264.) Ansprache des Papstes Pius IX. an den in Rom 
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besleheaden deuticheii Leaererein. Der Papst naiut BiBmarck 
vor dem Kampfe niit der katholiBchfin Kirche. 
1873. Aug, lU. Nr. 6029. (202.) (Schweiz.) Note des päpstlichea OeBchäftaträgerB 
(AgnozEi) tu deu BondeBrath. Protest gegen das Genfer Gesetz 
vom 8. Febr. 1S72, betr. die kläeterlichen Corporationen. 

„ Nov. 31. Nr. (3025. (388.) Breve Papst Pius' IX. an die Geistlichkeit des 
Kantons UenL Erwiederang dcrErgebenheitsadr. vom II. Nov. d. J. 

„ Dec. 23. Nr. <j027. (290.) Allocation Papst Pius' IX., gehalten im gclieimca 
Consistorium vom 23. December 1872. Vcrurthcüt die Uoter- 
drQcktmg der Kirche in Italien, Deutschland und der Schweiz. 

„ „ „ Nr. 6030. (293.) (Schweiz). Note des päpstl. Geschäfuträgers 
(Agnozzi) an den Bondesrath, Protest gegen die Beschlüsse des 
UroBBen Gatbea von Genf vom 20. Sept. 1872. | VgL Nr. 6013. [277]). 
1873. Jan. lö. Nr. 6031. (294.) (Schweiz.) Brcve Papst Pius' IX. an K. Mermillod, 
Bischof von Hebron L p. i. Ernennung Bischof Mermillods 
zum apostolischen Vicor des Kantoos Genf. 

„ März 12. Nr. G047. (810.) Brcve Papst l'ius' IX. an den apoit. Nuntius in 
München, Untersagt den Simultangebraucb katbolischer Kirchen 
mit Altkatholiken. 

„ Juni 2. Nr. G068. (381.) Anm.: Protest der Ordensgencrale gegen das 
beabsichtigte italieniscbe Klostergesetx. 

„ Juli 21. Nr. 60ü7. (330.) (Schweiz.) Note des päpstlichen Geschäftsträgers 
(Agnozzi) au den Schweizer Buodusrath. Beuiitwortunt; dor Note des 
Schweizer Bundesrathos vom 11. Febr. 1873. (Vergl. Nr. G0391302]. 
25. Nr. 6068. (831.) Allucation Pius' IX., gehalten im geheimen Con- 
sistorium vom 25. Juli 1673, Verdammt das ilalicuische Kloster- 
geset/ vom 19. Juni 1873 uud die Urheber desselben. 

„ Aug. 7. Nr. 6069. (332.) (PrcusBcn.) Schreiben Papst Pius' IX. an den 
König von Preussen. Verurtheilung der von der Regierung ein- 
geschlagenen Kirchenpolitik und Aufforderung, diese zu änderii. 

„ Sept. 3. Nr. 6073. (336.) Schreiben des Königs von Prcnasen au Papst 
Pius IX. Zurückweisong der im Schreiben Pius' IX. v. 7. Aug. 
1873 ausgesprochenen Behauptungen. 
„ Nov. 21. Kr. 6081. (344.) Encyclica Papst Pius' IX., gerichtet au alle Pa- 
triarchen, Primaten, Erzbischöfe etc. Verdammt die Uebergriffe 
der Staatsgewalt iu Italien, der Schweiz, Deutschland etc. 

1874. Jan. 17. Nr. 6094. (357.) Note des pftpstlicheo Geschttftstrügers (Agnozzi) 

an den Buudesrath.. Beantwortung der Note des Bundesraths 
vom 12. Dec. 1873. (Vergl. «190. [353]) 
„ März. 7. Nr. 6101. (364.) Eticyclica Papst Pius' IX. an den österreichischen 
Episcopat. Aufforderung, dem Zuslandekomiiien der confessio- 
nellcn Gesetze in Oestcrreich entgegenzuwirken. 
„ Mai 38. (Jan. e.) Nr. 6093. (356.) nie angebliche Constitution Papst Pius' I.X. 
(Apoatolicac aedis muousi vom 26. Mai 1873, Aeoderung der 
bisher für die Papstwohl geltenden Normen. 

1875. Febr. 5. Nr. 6129. (392.) Encyclica Papst Pius' IX. au die Erzbischöfe 

uud Bischöfe Preussens. 
„ Aug. 25. Nr. 6153. (416.) (Spanien.) Rimdschrciben des päpstlichen Nuntius 
in Madrid an die spanischen Bischöfe. Protest gegen den, die 
Toleranz derCultenormirenden Art. 11 des Verfassungsentwurfes. 

1876. März. Nr. 6157. (420.) (Spaoien.) Breve Papst Pius' IX. an den Cardinal- 
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Erzbischof von Toledo. Protest gegen den, die Toleranz der 
Culte normirenden Art. 11 des Verfassungsentwurfes. 
1877. März 12. Nr. 6162. (425.) AUocution P. Pius' IX., gehalten im geheimen 

Consistorium vom 12. März 1877. Klagen über Bedrückung des 
apost. Stuhles durch die italienische Regierung. Note des 
Cardinal -Staatssecretärs (Simeoni). Emptiehlt diese AUocution 
der Erwägung der katholischen Regierungen. 
Oct. Nr. 6165. (428.) Circulardepesche des Cardinal - Staatssecretärs 

(Simeoni) an die bei der römischen Curie beglaubigten Gesandten. 
Protest über neuerliche Gewaltakte der italienischen Regierung. 
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Sachsen. 

1827. Febr. 



1831. Sept. 
1873. Febr. 

1876. Aug. 



Sardinien. 

1817. Juli 
1848. März. 
1850. April 

„ Juni 

Schiveiz. 

1869. Dec. 



19. Nr. 4772. (37.) Mandat, die Ausübung der katholisch • geistlichen 
Gerichtsbarkeit in den hiesigen Kreislanden und die Grand- 
sätze zur Regelung der gegenseitigen Verhältnisse der katholischen 
und evangelischen Glaubensgenossen betreffend. 
4. Nr. 4773. (38.) Aus der Yerfassungsurkunde für das Königreich 

Sachsen. Stellung der katholischen Kirche. 
26. Nr. 6045. (308.) Interpellation des Abg. Ludwig, in der 2. Kammer, 
über die Stellung der Regierung zum Unfehlbarkeitsdogma und 
Antwort des Cultusministers (v. Gerber). 
23. Nr. 6160. (423.) Gesetz, die Ausübung des staatlichen Oberauf- 
sichtsrechtes über die katholische Kirche betreffend. Vom i3, 
August 1876. 

In der Anmerkung: 
Allgemeiner Theil des Motivenberichts zum Regierungsent- 
wurf dieses Gesetzes. 

17. Nr. 4778. (43.) Die Bulle „Beati Petri apostolorum." Circumscrip- 
tionsbulle für Sardinien. 

4. Nr. 4845. (HO.) Aus der Yerfassungsurkunde für das Königreich 

Sardinien. Stellung der kath. Kirche. 
9. Nr. 4846. (111.) Gesetz, die Aufhebung der geistlichen Gerichts- 
barkeit in allen weltlichen Angelegenheiten und des Asylrechtes 
betreffend. 

5. Nr. 4847. (112.) Gesetz , die Amortisationsbestimmungen für die Er- 

werbungen der todten Hand betreffend. 



1872. Aug. 



Nr. 4880. (145.) Aus dem Bericht des politischen Departements 
des Bundesrathes über dessen Geschäftsführung i. J. 1869. 

10. Nr. 6029. (292.) Note des päpstlichen Geschäftsträgers (Agnozzi) 
an den Bundesrath. Protest gegen das Genfer Gesetz vom 3. Febr. 
1872, betr. die klösterlichen Corporationen. 
„ Febr. 8. Nr. 6038. (301.) Protest des Bischofs von Basel (Lachat) an den 

Bundesrath. Zurückweisung der Beschlüsse der baseler Diö- 
cesanconferenz vom 29. Januar 1873. (Vergl. Nr. 6024 [287]). 

23. Nr. 6030. (293.) Note des päpstlichen Geschäftsträgers (Agnozzi) 
an den Bundesrath. Protest gegen die Beschlüsse des Grossen 
Ratlies von Genf vom 20. Sept. 1872. 

16. Nr. 6031. (294.) Breve Papst Pius' IX. an K. Mermillod, Bischof 
von Hebron i. p. i. Ernennung Bischof Mermillods zum aposto- 
lischen Vicar des Kantons Genf. 
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Dec. 



1873. Jan. 



OV/1. 



des Bischofs Kaspar Mermuiou auä uui 

„ Juli 21. Nr. 6067. (330.) Note des päpstlichou Ucsch 

an den Schweizer Biindosratli. Bcaiilwo: 
Schweizer Bundesrathes vom 11. Vchv. 187: 

,, Nov. 21. Nr. 6061. (344.) Encyclica Papst Tius' IX., j 

triarcheu, rrimaten, Erzbischöfe etc. Verdj 
der Staatsgewalt in Italien, der Schweiz, I 

„ Dec. Nr. 6091. (354.) Bericht des schweizerischei 

seine Geschäftsführung im Jahre 1873. De 
Bisthum Lausanne , Genf und Basel. 

„ „ 12. Nr. 6090. (353.) Note des schweizerischen 1 

päpstlichen Geschäftsträger (Agnozzi) bei 
Eidgenossenschaft. Anzeige des Abbruch* 
Beziehungen mit der Curie als Folge der Knc} c 
1874. Jan. 17. Nr. 6094. (857.) Note des päpstlichen Gescl 

an den Bundesrath. Beantwortung der Ni 
Tom 12. Dec. 1873. 

„ Jan. 23. Nr. 6095. (358.) Note des schweizerischen 

päpstlichen Geschäftsträger (Agnozzi). Uel 
an den päpstlichen Geschäftsträger. 

„ M&rz 26. Nr. 6103. (366.) Bundesrathsbeschluss ül 

Katholiken des Berner Jura gegen die V 
Regierung vom 6. Dechr. 1873. Abweisun 

,, „ „ Nr. 6104. (367.) Bundesrathsbeschluss ü 

Katholiken der Bemer Jura gegen das j 
Bemer Eegierung vom 30. Jan. 1874. AI 

„ Mai 29. Nr. 6113. (376.) Die staatskirchlichen Bestin 

eidgenössischen Bundesverfassung vom 20. 

„ Aug. Nr. 6123. (386). Anm. Allgemeiner Theil des 

eine Verfassung der christkatholischen (e 
der Schweiz. 
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Recarse gegen das Ausweisungsdecret der bernischen Re^gicrung vom 

30. Jan. 1874. Yeriügt Aufhebung desselben binnen zwei Monaten. 

1875. Juli 1. Nr. 6147. (410.) Bundcsbeschluss, betreffend den Recurs gegen 

das Ausweisungsdecret der bemischen Regierung vom 30. Januar 
1874. Bestätigt den Bundesrathsbeschluss vom 81. Mai 1875 
unter Verlängerung der Aufhebungsfrist bis Mitte November 1875 
(Vergl. Nr. 6142. (405). 

chweiz (Basel.) 

1872. Nov. 19. Nr. 6024. (287.) Beschlüsse der Diöcesauconferenz der Stände 

des Bisthums Basel gegen das Unfehlbarkeitsdogma. 
,, Dec. 16. Nr. 6026. (289.) Schreiben des Bischofs (Lachat) von Basel an 

die Diöcesanstände dieses Bisthums. Erwiederung der Beschlüsse 
der Diöcesanconferenz vom 19. Nov. 1872. 

1873. Jan. 29. Nr. 6033. (296.) Beschlüsse der Diöcesanconferenz des Bisthums 

Basel. Absetzung des Bischofs Lachat von Basel. 

„ „ „ Nr. 6034. (297.) Froclamadon der Diöcesanconferenz des Bisthums 

Basel an die katholische Bevölkerung. Rechtfertigung der Ab- 
setzung des Bischof)» Lachat. 

„ Febr. 8. Nr. 6038. (301.) Protest des Bischofs von Basel (Lachat) an den 

Bundesrath. Zurückweisung der Beschlüsse der baseler Diö- 
cesanconferenz vom 29. Januar 1873. 

— (Bern.) 

,, März 18. Nr. 6048. (311.) Erlass der Regierung an die katholische Geist- 
lichkeit des Jura. Amtssuspension der Geistlichen , welche den 
Protest, betr. die Absetzung des Bischofs Lachat, unterzeichneten. 

„ Oct. 6. Nr. 6076. (339.) Verordnung der Regierung von Bern über die 

Organisation des öffentlichen Gultus in den katholischen Kirchen- 
gemeinden des Jura. 
Octbr. 30. Nr. 6079. (342.) Gesetz über die Organisation des Kirchenwesens 

im Canton Bern. Vom 30. Octbr. 1873. 
Dec. 9. Nr. 6087. (350.) Neuerliche Verordnung der Regierung von Bern 
über die Ausübung des öffentlichen Cultus in den katholischen 
Kirchengemeinden des Jura. 

1874. Jan. 30. Nr. 6096. (359.) Verordnung der Regierung des Cantons Bern. 

Ausweisung sämmtlicher renitenten Geistlichen des bemischen 
Jura. 

„ März 26. Nr. 6103. (366.) Bundesrathsbeschluss über den Recurs von 

Katholiken des Berner Jura gegen die Verordnung der Bemer 
Regierung vom 6. Decbr. 1873. Abweisung des Recurses. 
„ Nr. 6104. (367.) Bundesrathsbeschluss über den Rekurs von 
Katholiken des Bemer Jura gegen das Ausweisungsdecret der 
Berncr Regiemng vom 30. Jan. 1874. Abweisung des Recurses. 
Sept. 17. Nr. 6122. (385.) Bundesrathsbeschluss, betreffend einen Recurs 
gegen das Berner Kirchengesetz vom 30. Oktober 1873. Ab- 
weisung des Recurses. 

1875. Mai 31. Nr. 6142. (405.) Bundesrathsbeschluss, betreffend die neuerlichen 

Recurse gegen das Ausweisungsdecret der bernischen Regierung vom 
30. Jan. 1874. Verfügt Authebung desselben bmnen zwei Monaten. 

„ Juli 1. Nr. 6147. (410.) Bundesbeschluss, betreffend den Recurs gegen 

das Ausweisungsdecret der bemischen Regierung vom 80. Januar 
1874. Bestätigt den Bundesrathsbeschluss vom 31. Mai 187^ 
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474 l^ Register, nach den ürsprungBländem der Actenstücke geordnet. 

unter Verlängerung der Aufhebungsfrist bis Mitte November 1875. 
(Vergl. Nr. 6142. (405.) 
1875. Sept. 14.(31. Oct.) Nr. 6155. (418.) Gesetz, betreffend die Störung des religiösen 

Friedens. Vom 14. September 1875. Angenommen durch 
Volksabstimmung am 81. October 1875. 

Schweiz (St-Gallen.) 

1873. Juni 10. Nr. 6062. (325.) Gesetz über das btlrgerliche Begräbnisswesen 

Erlassen am 10. Juni 1873. In Kraft getreten am 24. Aug. 1873. 

,1 Juli 5. Nr. 6066. (329.) Gesetz, betr. die WiedereinfOhrung des hoheit- 
lichen Placct bei Pfründenbesetzungen, vom 5. Juli 1873. 

„ Nov. 26. Nr. 6084. (347.) Gesetz über Verbrechen und Vergehen gegen 

den confessionellen Frieden. Erlassen am 26. Nov. 1873. In 
Kraft getreten am 8. Febr. 1874. 

1874. Juni 4. Nr. 6114. (377.) Verordnung des grossen Käthes, betreffend die 

Aufhebung des bischöflichen Knabenseminars zu St-Georgen. 

— (Genf.) 

1872. Febr. 3. Nr. 6028. (291.) Gesetz und Vollziehungsverordnung über die 

klösterlichen Corporationen und Congregationen im Ganton Genf. 
„ Aug. 10. Nr. 6029. (292.) Note des päpstlichen Geschäftsträgers (Agnozzi) 

an den Bundesrath. Protest gegen das Genfer Gesetz vom 3. Febr. 
1872. 

„ Sept 20. Nr. 6013. (278.) Decret des Staatsrathes von Genf. Verfügt die 

Absetzung Mermillod's als Pfarrer von Genf. 
„ „ „ Nr. 6014. (278.) Decret dos Staatsrathes von Genf. . Untersagt dem 

Bischof Mermillod die Vollziehung aller in das Ressort des 

Ordinariates fallenden Functionen. 
„ „ 28. Nr. 6017. (281.) Schreiben des Bischofis Mermillod au den Staats- 

rath von Genf. Protest gegen die Decrete vom 20. September. 
„ Anfang Oct. Nr. 6018. (282.) Aus dem Schreiben des Clerus des Cantons Genf 

an den Staatsrath. Weigerung, den Decrcten vom 20. September 

Folge zu leisten. 

„ Oct. 22. Nr. 6021. (284.) Proclamation des Genfer Staatsrathes an das 

Volk. Vorschläge zu tiefgreifenden Aenderungen in der orga- 
nischen Gestaltung der katholischen Kirche. 

„ „ 23. Nr. 6022. (285.) Schreiben des Bischofs (Marilley) von Lausanne 

an den Staatsrath von Genf. Mittheilung der Verzichtleistung 
auf die geistliche Verwaltung des Cautons Genf. 

„ Nov. 11. Nr. 6023. (286.) Ergebenheitsadresse der Geistlichkeit des Gantons 

Genf an Papst Pius IX. Protest gegen die Beschlüsse des Genfer 
Stiiatsrathes vom 20. September. 

„ „ 21. Nr. 6025. (288.) Breve Papst Pius' IX. an die Geistlichkeit des 

Kantons (xenf. Erwiederung der Ergebenheitsadresse vom 11. Nov. 

„ Dec. 23. Nr. 6030. (293.) Note des päpstlichen Geschäftsträgers (Agnozzi) 

an den Bundesrath. Protest gegen die Beschlüsse des Grossen 
Käthes von Genf vom 20. Sept. 1872. 

1873. März 23. Nr. 6049. (312.) Gesetz über die Organisation des katholischen 

Cultus, vom 23. März 1873. 
„ Aug. 27. Nr. 6070.(333.) Gesetz über die Organisation des katholischen Cultus. 

1875. Aug. 28. Nr. 6154. (417.) Gesetz über die äusseren Cultusangelegenheiten. 

Vom 28. August 1875. 



